Google 


This  is  a  digital  copy  of  a  book  that  was  prcscrvod  for  gcncrations  on  library  shclvcs  bcforc  it  was  carcfully  scannod  by  Google  as  pari  of  a  projcct 

to  make  the  world's  books  discoverablc  online. 

It  has  survived  long  enough  for  the  Copyright  to  expire  and  the  book  to  enter  the  public  domain.  A  public  domain  book  is  one  that  was  never  subject 

to  Copyright  or  whose  legal  Copyright  term  has  expired.  Whether  a  book  is  in  the  public  domain  may  vary  country  to  country.  Public  domain  books 

are  our  gateways  to  the  past,  representing  a  wealth  of  history,  cultuie  and  knowledge  that's  often  difficult  to  discover. 

Marks,  notations  and  other  maiginalia  present  in  the  original  volume  will  appear  in  this  flle  -  a  reminder  of  this  book's  long  journcy  from  the 

publisher  to  a  library  and  finally  to  you. 

Usage  guidelines 

Google  is  proud  to  partner  with  libraries  to  digitize  public  domain  materials  and  make  them  widely  accessible.  Public  domain  books  belong  to  the 
public  and  we  are  merely  their  custodians.  Nevertheless,  this  work  is  expensive,  so  in  order  to  keep  providing  this  resource,  we  have  taken  Steps  to 
prcvcnt  abuse  by  commercial  parties,  including  placing  lechnical  restrictions  on  automated  querying. 
We  also  ask  that  you: 

+  Make  non-commercial  use  ofthefiles  We  designed  Google  Book  Search  for  use  by  individuals,  and  we  request  that  you  use  these  files  for 
personal,  non-commercial  purposes. 

+  Refrain  fivm  automated  querying  Do  not  send  automated  queries  of  any  sort  to  Google's  System:  If  you  are  conducting  research  on  machinc 
translation,  optical  character  recognition  or  other  areas  where  access  to  a  laige  amount  of  text  is  helpful,  please  contact  us.  We  encouragc  the 
use  of  public  domain  materials  for  these  purposes  and  may  be  able  to  help. 

+  Maintain  attributionTht  GoogXt  "watermark"  you  see  on  each  flle  is essential  for  informingpcoplcabout  this  projcct  and  hclping  them  lind 
additional  materials  through  Google  Book  Search.  Please  do  not  remove  it. 

+  Keep  it  legal  Whatever  your  use,  remember  that  you  are  lesponsible  for  ensuring  that  what  you  are  doing  is  legal.  Do  not  assume  that  just 
because  we  believe  a  book  is  in  the  public  domain  for  users  in  the  United  States,  that  the  work  is  also  in  the  public  domain  for  users  in  other 
countries.  Whether  a  book  is  still  in  Copyright  varies  from  country  to  country,  and  we  can'l  offer  guidance  on  whether  any  speciflc  use  of 
any  speciflc  book  is  allowed.  Please  do  not  assume  that  a  book's  appearance  in  Google  Book  Search  mcans  it  can  bc  used  in  any  manner 
anywhere  in  the  world.  Copyright  infringement  liabili^  can  be  quite  severe. 

Äbout  Google  Book  Search 

Google's  mission  is  to  organizc  the  world's  Information  and  to  make  it  univcrsally  accessible  and  uscful.   Google  Book  Search  hclps  rcadcrs 
discover  the  world's  books  while  hclping  authors  and  publishers  rcach  ncw  audicnccs.  You  can  search  through  the  füll  icxi  of  ihis  book  on  the  web 

at|http: //books.  google  .com/l 


Google 


IJber  dieses  Buch 

Dies  ist  ein  digitales  Exemplar  eines  Buches,  das  seit  Generationen  in  den  Realen  der  Bibliotheken  aufbewahrt  wurde,  bevor  es  von  Google  im 
Rahmen  eines  Projekts,  mit  dem  die  Bücher  dieser  Welt  online  verfugbar  gemacht  werden  sollen,  sorgfältig  gescannt  wurde. 
Das  Buch  hat  das  Uiheberrecht  überdauert  und  kann  nun  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden.  Ein  öffentlich  zugängliches  Buch  ist  ein  Buch, 
das  niemals  Urheberrechten  unterlag  oder  bei  dem  die  Schutzfrist  des  Urheberrechts  abgelaufen  ist.  Ob  ein  Buch  öffentlich  zugänglich  ist,  kann 
von  Land  zu  Land  unterschiedlich  sein.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  sind  unser  Tor  zur  Vergangenheit  und  stellen  ein  geschichtliches,  kulturelles 
und  wissenschaftliches  Vermögen  dar,  das  häufig  nur  schwierig  zu  entdecken  ist. 

Gebrauchsspuren,  Anmerkungen  und  andere  Randbemerkungen,  die  im  Originalband  enthalten  sind,  finden  sich  auch  in  dieser  Datei  -  eine  Erin- 
nerung an  die  lange  Reise,  die  das  Buch  vom  Verleger  zu  einer  Bibliothek  und  weiter  zu  Ihnen  hinter  sich  gebracht  hat. 

Nu  tzungsrichtlinien 

Google  ist  stolz,  mit  Bibliotheken  in  Partnerschaft  lieber  Zusammenarbeit  öffentlich  zugängliches  Material  zu  digitalisieren  und  einer  breiten  Masse 
zugänglich  zu  machen.     Öffentlich  zugängliche  Bücher  gehören  der  Öffentlichkeit,  und  wir  sind  nur  ihre  Hüter.     Nie htsdesto trotz  ist  diese 
Arbeit  kostspielig.  Um  diese  Ressource  weiterhin  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  haben  wir  Schritte  unternommen,  um  den  Missbrauch  durch 
kommerzielle  Parteien  zu  veihindem.  Dazu  gehören  technische  Einschränkungen  für  automatisierte  Abfragen. 
Wir  bitten  Sie  um  Einhaltung  folgender  Richtlinien: 

+  Nutzung  der  Dateien  zu  nichtkommerziellen  Zwecken  Wir  haben  Google  Buchsuche  Tür  Endanwender  konzipiert  und  möchten,  dass  Sie  diese 
Dateien  nur  für  persönliche,  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

+  Keine  automatisierten  Abfragen  Senden  Sie  keine  automatisierten  Abfragen  irgendwelcher  Art  an  das  Google-System.  Wenn  Sie  Recherchen 
über  maschinelle  Übersetzung,  optische  Zeichenerkennung  oder  andere  Bereiche  durchführen,  in  denen  der  Zugang  zu  Text  in  großen  Mengen 
nützlich  ist,  wenden  Sie  sich  bitte  an  uns.  Wir  fördern  die  Nutzung  des  öffentlich  zugänglichen  Materials  fürdieseZwecke  und  können  Ihnen 
unter  Umständen  helfen. 

+  Beibehaltung  von  Google-MarkenelementenDas  "Wasserzeichen"  von  Google,  das  Sie  in  jeder  Datei  finden,  ist  wichtig  zur  Information  über 
dieses  Projekt  und  hilft  den  Anwendern  weiteres  Material  über  Google  Buchsuche  zu  finden.  Bitte  entfernen  Sie  das  Wasserzeichen  nicht. 

+  Bewegen  Sie  sich  innerhalb  der  Legalität  Unabhängig  von  Ihrem  Verwendungszweck  müssen  Sie  sich  Ihrer  Verantwortung  bewusst  sein, 
sicherzustellen,  dass  Ihre  Nutzung  legal  ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  Buch,  das  nach  unserem  Dafürhalten  für  Nutzer  in  den  USA 
öffentlich  zugänglich  ist,  auch  für  Nutzer  in  anderen  Ländern  öffentlich  zugänglich  ist.  Ob  ein  Buch  noch  dem  Urheberrecht  unterliegt,  ist 
von  Land  zu  Land  verschieden.  Wir  können  keine  Beratung  leisten,  ob  eine  bestimmte  Nutzung  eines  bestimmten  Buches  gesetzlich  zulässig 
ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  das  Erscheinen  eines  Buchs  in  Google  Buchsuche  bedeutet,  dass  es  in  jeder  Form  und  überall  auf  der 
Welt  verwendet  werden  kann.  Eine  Urheberrechtsverletzung  kann  schwerwiegende  Folgen  haben. 

Über  Google  Buchsuche 

Das  Ziel  von  Google  besteht  darin,  die  weltweiten  Informationen  zu  organisieren  und  allgemein  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen.  Google 
Buchsuche  hilft  Lesern  dabei,  die  Bücher  dieser  Welt  zu  entdecken,  und  unterstützt  Autoren  und  Verleger  dabei,  neue  Zielgruppcn  zu  erreichen. 
Den  gesamten  Buchtext  können  Sie  im  Internet  unter|http:  //books  .  google  .coiril  durchsuchen. 


(±fcg:«0^?-/V' : 


DIE 
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DES 

ERDBALLS. 

Nachtrag  I: 
Das  Portugiesische  Handelsgesetzbuch 

vom  28.  Juni  1888. 

In  das  Deutsche  übertragen  sowie  mit  Einleitung  und 
Anmerkungen  veraehen 


OSCAR  BORCHARDT, 

DoctoT  der  Kechts. 


3EBLIN  .      1893. 

R.   T.  Decker's   Verlag 
G.  Schenck 

KODiKllr.har  HnfbachhamUer. 
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Alle  Rechte  vorbehalten. 


Vorwort 


Der  Herausgeber  des  vorliegenden  Bandes  muss  gleichsam 
mit  der  Bitte  um  Nachsicht  beginnen,  dass  er  diesmal,  wenigstens 
nach  dem  Maasstabe  seines  früheren  Schaffens  wie  nach  den  an 
ihn  herangetretenen  Wünschen,  eine  nur  bescheidene  Gabe  zu  bieten 
vermag.  Eine  Herzkrankheit,  die  den  Anlass  zu  der  langjährigen  Unter- 
brechung seiner  Thätigkeit  gebildet,  bedingt  auch  jetzt  noch  grosse 
Schonung  für  ihn.  So  hat  er  denn  zu  seinem  aufrichtigen  Bedauern 
einstweilen  davon  Abstand  nehmen  müssen,  die  Neuauflage  seiner 
„Handelsgesetze  des  Erdballs*  weiter  zu  führen,  ein  Verzicht, 
der  ihm  nicht  ganz  leicht  geworden  ist  Angesichts  des  Erfolges 
eines  Werkes,  welches  zu  seiner  Freude  Grundlage  und  Vorbild 
für  mancherlei  Erscheinungen  kleineren  Maasses  auf  dei^  Gebiete  der 
internationalen  Handelsgesetzgebung  geworden  ist.  Freilich  ist  die 
ausgiebige  Benutzung  seiner  Arbeiten  nicht  immer  mit  Quellenangabe 
geschehen,  was  dem  Verfasser  indess  zuweilen  nicht  unlieb  war, 
da  ihm  nun  wenigstens  gewisse  verhängnissvolle  Irrthümer,  in  die 
einzelne  seiner  Nachfolger  gerathen  sind,  nicht  zugerechnet  werden 
können. ') 


1)  Z.  B.ergiebt  sich  die  Oberflächlichkeit  eines  in  der  jüngsten  Zeit  erschienenen 
Buches,  betreffend  „Die  Konkursgesetzgebung  aller  Länder",  —  unter  Anderem  — 
daraus,  dass  dort  bei  dem  Gesetzbuche  von  C  o  1  u  m  b  i  e  n  (cf.  H.  d.  E.  Band  ü.  S.  1  flg. j 
ausser  meiner  einleitenden  Bemerkung  auch  meine  Note,  wonach  der  qu.  Codigo 
ijSich  eng,  theilweise  wörtlich  an  das  Spanische  Gesetzbuch  anlehnt",  unver- 
ändert abgedruckt  ist.  Da  sich  nun  meine  Feststellung  auf  das  damals  (1884) 
in  Spanien  geltende  Gesetzbuch  bezog,  so  hätte  sich  doch  wohl,  —  nachdem 
inzwischen  das  neue  Spanische  Gesetzbuch  am  1.  Januar  1886  (cf.  H.  d.  E. 
Band  V,  1,  S.  1 — 183)  in  Kraft  getreten  ist,  —  ein  diese  Thatsache  hervor- 
hebender Zusatz  bei  dem  Abdruck  meiner  Note  empfohlen.  Der  Gegenstand 
meines  jetzt  vorliegenden    Bandes,    das  Portugiesische  Gesetzbuch   vom 

a* 


IV  Vorwort. 

Unter  den  seit  der  Publikation  von  Band  V  der  H.  d.  E.  in 
Kraft  getretenen  neuen  Gesetzbüchern  hat  der  Verfasser  sich  zu- 
nächst einem  einzelnen,  dem  Portugiesischen,  zuwenden  zu  sollen 
geglaubt.  Dieses  Gesetzbuch  erscheint  nicht  nur  wegen  des  Umfanges 
des  Portugiesischen  Handels,  sondern  auch  wegen  seiner  inneren 
Bedeutung  als  die  weitaus  wichtigste  der  inzwischen  erfolgten  Ver- 
öffentlichungen. Unzweifelhaft  steht  dasselbe  auf  einer  weit  höheren 
Warte,  als  das  frühere;  strebt  es  doch  auch  bewusst^)  nach  Aus- 
gleichung der  verschiedenartigen  Handelsgesetzgebungen  und  huldigt 
so  einem  Grundsatze,  den  ich  vor  einem  Jahrzehnt  in  der  Einleitung 
zu  meinem  Hauptwerk  ebenfalls  vertreten  habe,  und  zu  dessen 
—  relativer  —  Verwirklichung  gerade  auch  meine  Arbeiten  als  Bau- 
steine zu  dienen  bestimmt  sind. 

Genaueres  über  das  neue  Gesetzbuch  folgt  in  der  Einleitung. 
Hier  will  ich  lediglich  bemerken,  dass  in  meinen  Noten  zu  dem 
Gesetzes-Texte  —  schon  um  dieselben  nicht  zu  sehr  anschwellen  zu 
lassen — neben  den  Hinweisen  auf  die  wichtigsten  Abweichungen 
vom  alten  Recht  im  Allgemeinen  nur  die  laut  Ministerialbe richt^) 
für  die  NeuscKöpfung  vornehmlich  benutzten  fremden  Codificationen 
(nämlich  diejenigen  von  Italien,  Spanien,  dem  Deutschen  Reiche, 
Chile*)  undBelgien)  berücksichtigt  sind.  Weitere  Gesetzbücher  zu 

28.  Juni  1888,  scheint  ferner  dem  Herrn  Verfasser  bei  der  Edition  seines  Buches 
(1892)  unbekannt  gewesen  zu  sein,  mindestens  hat  er  es  vorgezogen,  noch  das 
alte  (von  mir  Band  IV  1.  c.  wiedergegebene)  zu  excerpiren,  ohne  auch  nur  die 
leiseste  Andeutung  von  der  seit  4  Jahren  eingetretenen  gesetzlichen  Veränderung 
zu  machen.  Das  Nämliche  trifft  auch  zu  hinsichtlich  Rumäniens,  wo  bereits  seit 
dem  Jahre  1887  ein  neues  Handelsgesetzbuch  eingeführt  ist,  sowie  bezüglich 
Argentiniens,  wo  der  neue  Codigo  vom  5.  October  1889  Geltung  erlangt  hat: 
während  anderseits  gerade  Ecuador  und  Mexico  (über  die  sich  schon  in  meinem 
Werke  Band  II).  S.  529  und  Band  III  ün.  die  Bemerkung  findet,  dass  in  diesen 
Ländern  während  der  Drucklegung  der  betr.  Bände  —  1884  und  1885  —  neue 
Handelsgesetzbücher  publicirt  worden  seien)  in  jenem  Buche  fortgelassen  sind, 
etc.  etc. 

*)  Siehe  unten  Einleitung. 

2)  Diesen  mit  Motiven  versehenen  Bericht(Relatorio)  des  Justizministers 
Beirfto  vom  17.  Mai  1887  (cf  unten  Einleitung)  citire  ich  im  Folgenden  als 
^Ministerialbe  rieht*. 

.  8)  Cf.  darüber  unten  Einleitung. 


Vorwort.  V 

Vergleichungen  heranzuziehen,  habe  ich  mir  diesmal  um  so  eher 
versagen  zu  dürfen  gemeint,  als  es  durch  die,  in  meinem  umfang- 
reichen systematischen  Register  gegebene  Synopse  (H.d.E  BandV,2) 
Jedermann  leicht  gemacht  ist,  Parallelstellen  aufzufinden;  dagegen 
sind  die  bedeutsamsten  Ausführungen  des  Ministerialberichts 
in  den  Noten  zu  den  Hauptabschnitten  theils  wörtlich,  theils 
im  Auszuge  verwerthet. 

Bei  dem  translatorischen  Theil  meiner  Arbeit  habe  ich  aufs 
Neue   die   grossen,   selbst  von   den  Fachgenossen  kaum  im  vollen 
Umfange  gewürdigten  Schwierigkeiten  empfunden,   welche  sich  der 
Verdeutschung   eines    ausländischen    Gesetzbuches,    insbesondere 
eines  solchen  romanischer  Sprache — und  diese  sind  weitaus  über- 
wiegend —  entgegenstellen,  zumal  wenn  der  Uebersetzer  nicht  nur 
den  Sinn   wiederzugeben,   sondern   der   fremden  Sprache   auch   in 
ihrer  Eigenart  thunlichst  gerecht  zu  werden  trachtet.  Wissenschaftliche 
Hilfsmittel   fehlen   fast  ganz,   die  vorhandenen  Wörterbücher  lassen 
den  Juristen  grossentheils  im  Stich.    Günstiger  in  dieser  Beziehung 
gestellt  war  hier  der  hervorragende   französische  Rechtsgelehrte, 
dem    es    bei    der    Stammes- Verwandtschaft  beider  Sprachen 
vergönnt  gewesen   ist,   interessante  Wendungen  des  Originals  in 
seiner    Uebertragung ^)    nahezu    immer    in    den    entsprechenden 
französischen  Ausdrücken  bieten  zu  können. 

Es  ist  in  der  That  einigermassen  nachzuempfinden,  wenn  Luther 
in  seinem  „Sendbrief  vom  Dolmetschen"  klagt: 

„Was  Dolmetschen  vor  Kunst,  Mühe  und  Arbeit  sei,  das  hab' 
ich  wohl  erfahren."  Und  an  anderer  Stelle:  „Und  ist  uns  wohl  oft 
begegnet,  dass  wir  vierzehn  Tage,  drei,  vier  Wochen  haben  ein 
einiges  Wort  gesucht  und  gefragt  und  haben's  dennoch  zuweilen 
nicht  fiinden/  .  .  .  „Lieber,  nu  es  verdeutscht  und  bereit  ist,  kann's 
ein  jeder  lesen  und  meistern;  läuft  einer  itzt  mit  den  Augen  durch 
drei  oder  vier  Blätter  und  stösst   nicht   einmal  an,   wird  aber  nicht 


^)  Code  de  commerce  Portugals  etc.  par  Ernest  Lehr. 


VI  Vorwort. 

gewahr,  welche  Wacken  und  Klötze  da  gelegen  sind,  da  er  itzt 
über  hin  gehet,  wie  über  ein  gehobelt  Brett,  da  wir  haben  müsst 
schwitzen  und  uns  ängsten,  ehe  denn  wir  solche  Wacken  und  Klötze 
aus  dem  Wege  räumeten.  Es  ist  gut  pflügen,  wenn  der  Acker  ge- 
reinigt ist,  aber  den  Wald  und  die  Stöcke  ausrotten  und  den  Acker 
zurichten,  da  will  niemand  an". 

Der  Meister  im  „Dolmetschen*  ragt  hoch  über  Alle  hinaus. 
Aber  ein  zuverlässiges  Werk  hoffe  ich  geliefert  zu  haben,  und  ich 
bedaure  nur,  dasselbe  dem  für  die  Wissenschaft  zu  früh  dahin- 
geschiedenen, unter  den  deutschen  Rechtsgelehrten  wohl  gründlich- 
sten Kenner  des  Portugiesischen  Handelsrechts,  Herrn  Dr.  Franz 
Mittermaier^),  gerade  dieses  Buch  nicht  mehr  vorlegen  zu  können. 
Um  so  angenehmer  ist  es  mir,  damit  Herrn  Kammergerichtsrath 
Keyssner,  der  in  ungebrochener  Schaffenskraft  und  Schaffenslust  noch 
unter  uns  weilt,  einen  Theil  meines  aufrichtigen  Dankes  ausdrücken 
zu  dürfen  für  die  unermüdliche  Theilnahme  und.  Förderung,  welche 
er  der  Wissenschaft  der  internationalen  Handelsgesetzgebung  im  All- 
gemeinen wie  meinem  Hauptwerk  in  Sonderheit  hat  angedeihen  lassen. 

Nicht  unwillkommen  möchte  es  sein,  in  einer  kurzen  Ueber- 
sicht,  wie  nachstehend  geschehen,  das  Wichtigste,  betreffend  Ent- 
stehung, Stoff  und  Anordnung  des  neuen  Gesetzbuches,  vorzuführen. 

Ich   empfehle   mein  Werk   einer   wohlwollenden  Beurtheilung. 

Wirkliche  Belehrung  wird  mich  stets  zu  Dank  verpflichten. 

Berlin,    den  11.  Februar  1893. 

Oscar  Borchardt. 


1)  Cf. den  Nekrolog  von  Goldschmidt  in  dessen  , Zeitschrift  für  das 
gesammte  Handelsrecht"    Band  XXXIX  S.  261. 


Einleitung. 


Der  ausserordentliche  Fortschritt  des  neuen  Portugiesischen 
Codigo  gegen  den  alten  ergiebt  sich  bei  einer  eingehenderen  Ver- 
gleichung : 

Das  alte  Gesetzbuch  vom  18.  September  1833  ^),  von  Jos6 
Ferreira  Borges  unter  Berücksichtigung  des  damaligen  Mangels 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  geschaffen  ^ ,  daher  auch 
über  Disciplinen  des  bürgerlichen  Rechtes  sich  verbreitend'), 
schwankend  zwischen  einem  Lehrbuch  und  einem  Gesetzbuch*)  — 
das  neue  dagegen  streng  alle  nicht  materiell^)  handelsrecht- 
lichen Bestimmungen  ausscheidend,  auf  der  Höhe  modemer  Ge- 
setzgebung stehend; 


^)  „Tanto  basta  para  se  evidenciar  a  indispensabilidade  da  sua  reforma^ 
bemerkt  Beir&o  in  seinem  —  unten  näher  erwähnten  —  Bericht  vom  17.  Mai  1887. 

2)  Ein  solches  datirt  erst  vom  1.  Juli  1867. 

^  Um  überhaupt  erst  gewisse  Rechtsregeln  aufzustellen  und  dann  als 
Ausnahmen  die  handelsrechtlichen  Normen  anzuschliessen.  Borges  bemerkt 
hierüber  in  seinem  Schreiben  aus  London  vom  8.  Juni  1833  an  Don  Pedro^ 
„Como  o  direito  commercial  6  direito  de  excep^ao,  tornava-se  necessario,  pör 
a  regra,  e  dahi  excep^äo,  para  evitar  o  absurdo  de  legislar  excep9äo  ä  regra 
imaginada  ou  incerta,  ou  emfim  näo  existente.'* 

*)  Borges  selbst  bezeichnet  die  von  ihm  in  dem  Gesetzbuche  gegebenen 
Definitionen  als  „mais  proprias  d'um  compendlo  ou  d'um  tractado,  de  que 
d'uma  ordena9Äo";  er  erachtet  dieselben  aber  unter  den  in  Portugal  be- 
stehenden Umständen  für  nothwendig.    Cf.  das  oben  cit.  Schreiben. 

^)  So  ist  auch  die  Organisation  der  Handelsgerichte  und  das 
Prozessverfahren  ausgeschlossen  und  besonderer  Gesetzgebung,  bezw.  der 
Reform  der  Civil-Prozess-Ordnung  vorbehalten  (S.  XI  des  M.-Berichts).  Vergl. 
die  inzwischen  erschienene  Verordnung  vom  29.  März  1890,  betr.  die 
Handelsgerichte,  (S.  unten  S.  15,  Note  2). 


VIII  Einleitung. 

das  alte  Gesetzbuch  schwerfällig  und  häufig  verworren  — 
das  neue  im  Allgemeinen  klar  und  knapp  in  der  Fassung; 

das  alte  1860  —  das  neue  749  Artikel  umfassend; 

das  alte  wesentlich  auf  Portugiesische  Zustände  und 
Wünsche  begründet  ^)  —  das  neue  mit  weitsichtiger  Beachtung 
internationaler  Rechtsnormen  gestaltet! 

Versuche  zu  einer  vollständigen  legislatorischen  Reform  wurden 
schon  seit  dem  Jahre  1859  durch  Berufung  von  Gesetzeskommissionen 
mehrfach  unternommen,  verliefen  aber  —  wesentlich  aus  politischen 
Gründen  —  ergebnisslos.  Da  beschloss  der  hochverdiente  Justiz- 
minister Francisco  Antonio  da  Veiga  Beir&o  sofort  nach 
seinem  Amtsantritt  Anfangs  des  Jahres  1886,  sich  dieser  grossen 
gesetzgeberischen  Aufgabe  persönlich  zn  widmen.  Er  wich  aber 
insofern  von  dem  bisher  eingeschlagenen  Wege  ab,  als  er  nicht 
eine  Kommission  mit  der  Herstellung  des  Entwurfs  betraute,  sondern 
einzelnen  Männern,  den  bedeutendsten  Juristen  des  Landes  (wie 
Carlos  Jose  de  Oliveira,  Ernesto  Rodolpho  Hintze  Ribeiro, 
Jos6  Maria  de  Almeida  Teixeira  de  Queiroz,  Jose  Perreira, 
Eduardo  de  Serpa  Pimentel,  Henrique  Midosi,  Vicente 
Rodrigues  Monteiro,  Joäo  Jacinto  Tavares  de  Medeiros, 
Alfredo  Arthur  de  Carvalho)  besondere  Materien  zur  Aus- 
arbeitung zuwies,  soweit  er  selbst  sich  nicht  einer  solchen  unterzog. 
Die  bisher  formell  noch  bestehende  Gesetzes  -  Kommission  wurde 
durch  Dekret  vom  10.  Juni  1886  aufgelöst.  In  erstaunlich  kurzer 
Frist —  binnen  einem  Jahre  —  gelang  es,  einen  Entwurf  fertigzu- 
stellen, den  der  Minister  im  Anwaltverein  verlas  und  nach  dort  er- 
hobenen Bedenken  verbesserte.  Den  somodifizirten  Entwurf  theilte 
er  demnächst  wiederum  einer  Reihe  von  Persönlichkeiten  mit,  welche 
eine  hervorragende  Stellung  in  der  Magistratur,  im  akademischen 
Lehramt,   beim  Gericht,   im  Handel   und   in  der  Presse  einnahmen. 


^)  Obwohl  Borges  nicht  ohne  Studium  der  wichtigeren  ausländischen 
Gesetze  an  seine  Aufgabe  gegangen  ist. 
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Von  vielen  derselben  erhielt  er,  theils  privatim  theils  durch  veröffent- 
lichte Aufsätze,  Rathschläge  und  Hinweise,  welche  er  als  beachtens- 
werth  erkannte.  Gemeinsam  mit  den  ausgezeichnetsten  seiner  vor- 
genannten Mitarbeiter  prüfte  er  sodann  von  Januar  bis  Mitte  April 
1887  die  eingegangenen  Aeusserungen  und  legte  den  so  revidirten 
Entwurf  den  Handelsvereinen  in  Lissabon  und  Porto  („deren 
Kooporation  ihm  für  das  Gelingen  des  Werkes  unerlässlich  erschien") 
zur  Begutachtung  vor.  Daraufhin  stellte  er  endlich  den  Schluss- 
entwurf fest  und  unterbreitete  denselben  am  17.  Mai  1887  den  Cortes 
mit  seinem  hochinteressanten  „Relatorio'*,  dem  die  vorstehenden 
Angaben  über  die  Entstehung  des  Gesetzentwurfs  entnommen  sind. 
Sowohl  die  Deputirten- Kammer  (gemäss  dem,  auf  Grund  zahl- 
reicher Kommissionsberathungen  unterm  14.  Januar  1888  erstatteten 
Bericht^)  ihres  Referenten  Vicente  Rodrigues  Monteiro),  als 
auch  der  Senat  (auf  den  ebenfalls  nach  vorgängiger  Berathung 
in  einer  Kommission  am  14.  Mai  1888  ergangenen  Bericht^)  von 
Jose  Perreira)  machten  nicht  unerhebliche  Aenderungen.  Schliesslich 
erfolgte  die  Annahme  durch  den  Senat  am  3.  Juni  1888,  und  die 
Deputirten-Kammer  erklärte  ihr  Einverständniss  am  19.  Juni  1888. 
Unter  dem  28.  Juni  1888  wurde  das  Königliche  Genehmigungs- 
und Einführungsgesetz  promulgirt,  wonach  das  neue  Gesetzbuch 

mit  dem 

1.  Januar  1889 

in  Kraft  treten  sollte. 

In  Art.  8  dieses  Gesetzes  wird  die  Regierung  ermächtigt,  nach 
Anhörung  der  Berichterstatter  der  parlamentarischen  Kommissionen, 
das  Gesetzbuch  derart  zu  revidiren,  dass  sie  eventuell  redaktionelle 
Irrthümer  berichtigen,  die  Nummern  der  Artikel  ordnen  und  Bezug- 
nahmen auf  beseitigte  Stellen  streichen  dürfe.  Nach  Artikel  5  soll 
ausserdem  eine  Kommission  von  Rechtsgelehrten  und  Kaufleuten  be- 


1)  Parecer  Da  Commissäo  Da  Camara  Dos  S.  N.  R.  S.  Deputados. 
')  Parecer  Da  Commissfto  Dos  Dignos  Pares. 
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auftragt  werden,  Material  Behufs  Verbesserung  des  Gesetzbuches 
während  des  ersten  Lustrums  zu  sammeln  und  jährlich  darüber, 
unter  Beifügung  entsprechender  Vorschläge,  zu  berichten. 

Man  sieht,  es  ist  Nichts  unterlassen  worden,  was  nach  Wissen- 
schaft und  Praxis  zur  Vervollkommnung  des  Gesetzes  und  zur  An- 
passung an  die  besonderenBedürfnisse  des  Landes  beizutragen  geeignet 
sein  könnte.  Als  Grundlage  ist  zwar  das  alte  Gesetzbuch  nebst 
seinen  späteren  Abänderungen^)  belassen,  der  darauf  konstruirte 
Codigo  erscheint  jedoch  wesentlich  als  ein  neues  Werk. 

Bei  der  Herstellung  des  Gesetzentwurfes  sind  die  ausländ  ischen 
Legislationen  zur  Prüfung  und  eventuellen  Nachbildung  herangezogen 
und  unter  diesen  insbesondere  —  „nicht  sowohl  weil  es  die  neuesten 
seien,  sondern  wegen  der  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  dieser 
Länder"^)  —  das  Italienische  Gesetzbuch  vom  31.  Oktober  1882^) 
(welches  an  anderer  Stelle  des  Berichts  als  das  „vielleicht  voll- 
kommenste von  Europa"*)  bezeichnet  wird)  und  das  Spanische 
Handelsgesetzbuch  vom  22.  August  1885^). 

Thatsächlich  beruhen  ganze  Abschnitte  vollständig  auf  diesen 
beiden  Gesetzbüchern,  manche  Artikel  sind  wörtlich  in  das  Portu- 
giesische Gesetz  übergegangen  (s.  unten,  sowie  meine  Anmerkungen 
zu  den  entsprechenden  Stellen  des  Textes). 

Wesentlich  ist  auch,  wie  schon  oben  bemerkt,  das  Deutsche 
Handelsgesetzbuch,  die  Allgemeine  Deutsche  Wechsel- 
Ordnung,  sowie  zuweilen  das  Belgische  Gesetzbuch  benutzt  worden. 
Der  Bericht  des  Ministers  erwähnt  ferner  (S.XIV),  dass  ausserdem, 
namentlich  bei  der  Bearbeitung  des  Kontokorrentvertrages,  auch 
das  Honduranische  Gesetzbuch  Berücksichtigung  gefunden  habe. 


1)  cf.  Band  IV  meiner  H.  d.  E. 

2)  „nfto   so   por  serem  os  mais  recentes,  mas  pela  identidade   de  circum- 
stancias  d'  esses  paizes*'  (S.  VIII). 

3)  cf.  Band  III  meiner  H.  d.  E. 

*)  „talvez  o  mais  perfeito  da  Europa"  (S.  XIV). 
*)  cf.  Band  V,  I  mcinerH.  d.  E. 
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Dieses  letztere  beruht  jedoch, — gleich  demCodigo  vonGuatemala  und 
dem  von  Salvador  (wie  ich  Band  II,  in  u.  IV  meiner  „H.  d.  E."  an  den 
betr.  Stellen  dargelegt  habe) —  vollständig  auf  dem  interessanten  Chi- 
lenischen Gesetzbuche,  welches  es  mit  geringen  textuellen  Aende- 
rungen  wörtlich  wiedergiebt.  Dem  Chilenischen  Gesetzbuche  gebührt 
auch  das  Verdienst  (cf.  meinen  Nachweis  H.  d.  ISL  Band  III  S.  253, 
Note  2),  zuerst  den  Kontokorrentvertrag  eingehend  ge- 
regelt zu  haben,  ein  Verdienst,  das  der  Italienische  Gesetzgeber 
allerdings  nicht  zu  Recht  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  In  dem 
Bericht  der  Portugiesischen  Deputirten-Kammer^)  ist  —  und 
zwar  „auf  den  Hinweis"  des  Argentinischen  Gesandten  in  Lissa- 
bon —  diese  Priorität  von  Chile  (bezw.  Honduras)  jetzt  ebenfalls 
anerkannt  (cf.  unten  Note  1  S.  99). 

Als  „Tendenz"  des  neuen  Gesetzbuches  wird  im  Minis te- 
rialbericht^  angegeben:  „soweit  irgend  thunlich  —  unbeschadet 
des  allgemeinen  Rechtes,  sowie  der  Gebräuche  und  Interessen  des 
Portugiesischen  Handels  —  die  in  den  Codigo  aufzunehmenden  Be- 
stimmungen mit  dem  in  Einklang  zu  bringen,  was  als  gemeinsames 
Recht  der  civilisirten  Nationen  angesehen  werden  kann,  und  Regeln 
aufzustellen,  welche  möglichst  die  Vorschriften  des  internationalen 
Rechtes  und  die  auf  diplomatischen  Kongressen  gefassten  Beschlüsse 
oder  getroffenen  Vereinbarungen  wiedergäben".  „Wenn  es  gewiss  ist," 
beschliesst  Beirao  diesen  Abschnitt  seines  Berichtes,  „dass  die  Aus- 
gleichung der  Handelsgesetzgebungen  nicht  durch  die  Einheit  einer 
universellen  Legislation  —  was  Vielen  als  Utopie  erscheint  — ,  sondern 
nur  durch  die  Gleichförmigkeit  der  Bestimmungen  der  verschiedenen 
Länder  zu  erreichen  ist,  so,  meine  ich,  ist  ein  grosser  Schritt  auf 
diesem  Wege  mit  dem  in  dem  neuen  Codigo  befolgten  System  ge- 
than,  und  wir  haben  zu  unserem  Theil  an  dem  grossen  Werke,  wenn 


1)  S.  XII. 
«)  S.  XIII. 
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nicht  der  Einheit,   so   doch   der  Ausgleichung  der   Handelsgesetze 
mitgearbeitet"  *). 

Das  Handelsgesetzbuch  selbst  —  zerfallend  in  die 
4  Bücher*)  „Vom  Handel  im  Allgemeinen",  „Von  den  be- 
sonderen Handelsgeschäften",  „Vom  Seerecht"  und  „Von 
den  Fallimenten"  —  stellt  sich  nun  in  seinen  Umrissen  dar, 
wie  folgt: 


Buch  I. 

Vom  Handel  im  Allgemeinen. 

Titel  I.  Allgemeine  Bestimmungen.  (Art  1 — 6.) 

Im  Gegensatz  zu  dem  früheren  (und  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  Spanischen)  Recht  vermeidet  der  Gesetzgeber  sowohl  eine 
Begriffsbestimmung  der  Handelsgeschäfte  als  auch  eine  Auf- 
zählung derselben.  „Selbst  die  modernsten  Gesetzbücher,  das 
Italienische  und  das  Spanische",  heisst  es  im  Ministerial- 
berich t^),  ,,haben  sich  vorsichtigerweise  (cautelosamente)  einer  De- 
finition enthalten;  auf  eine  Aufzählung  aber  sei  im  Portugiesi- 
schen Gesetz  verzichtet,  weil  es  immer  zweifelhaft  bleibe,  ob  eine 
solche  Liste  eine  texterschöpfende  oder  nur  eine  beispielsweise 
sei.  —  Das  Moment  der  Gewerbemässigkeit  eines  Betriebes  übt 
keinen  Einfluss  auf  die  Charakterisirung  als  Handelsgeschäft.  Im- 
mobilien sind  zulässige  Gegenstände  des  Handels  (cf.  unten  Note 
zu  Art.  2).  Handelsgebräuche  werden  prinzipiell  als  maassgebend 
nicht  anerkannt,  cf.  unten  Note  zu  Art.  3. 


*)  S.  XIV. 

^  Entsprechend  dem  Spanischen  H.  G.  B.  (cf.  Bd.  V.  i  meiner  „H.  d.  E.*M. 
»)  S.  XII. 
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Tit.  II.    Von    der   Handelsfähigkeit  und   den  Kaufleuten. 

(Art.  7  — 18.) 

Kap.  I.    Von  der  Handelsfähigkeit. 
Die  handelsrechtliche  Fähigkeit  bestimmt  sich  nach  dem  Gesetz 
des  Heimathlandes.    (Dies  gilt  auch  im  Wechselrecht,    cf.  unten 
Note  1  zu  Tit.  VI  Lib.  ü.  S.  84.) 

Kap.  IL  Von  den  Kaufleuten. 
Kaufleute  sind  jetzt  alle  Personen ,  welche  gewerbemässig 
Handelsgeschäfte  betreiben,  sowie  die  Handelsgesellschaften.  Von 
der  früher  nothwendigen  Eintragung  in  die  Matrikel  ist  Abstand 
genommen.  Die  Beschränkungen  bezüglich  des  Handelsbetriebes 
der  Fremden  sind  weggefallen,  cf.  unten  die  Noten  zu  Art.  13  u.  14. 
Der  Staat,  die  Bezirke,  Gemeinden,  Parochien  und  die  mildthätigen 
Stiftungen  können  nicht  Kaufleute  sein,  aber  in  den  Grenzen  ihrer 
Zuständigkeit  Handelsgeschäfte  betreiben,  hinsichtlich  deren  sie  dann 
dem  Handelsgesetzbuch  unterliegen. 

Tit.  III.    Von  den  Firmen.    (Art.  19—28.) 

Dieser  Titel  beruht  wesentlich  auf  dem  Deutschen  H.  G.  B., 
cf.  unten  Note  zu  Art.  19. 

Tit.  IV.    Von  der  Buchführung.    (Art.  29—44.) 

Wenngleich  Zahl  und  Art  der  zu  führenden  Bücher  dem  Er- 
messen überlassen  wird,  sind  unerlässlich  für  jeden  Kaufmann:  das 
Inventarien-  und  Bilanzbuch,  das  Tagebuch  (diarium),  das 
Haupt-  und  Kopirbuch.  Für  Gesellschaften  ausserdem  (ent- 
sprechend dem  Spanischen  Recht  Art.  33  H.  G.  B.)  das  Protokoll- 
buch (Buch  der  Beschlüsse).  Die  Pflicht  zur  Aufbewahrung 
der  Bücher  ist  auf  20  Jahre  festgesetzt,   cf.  unten  Note  zu  Art.  40. 

Tit.  V.     Vom  Handelsregister.    (Art.  45—61.) 

Dieser  Titel  lehnt  sich  an  die  Bestimmungen  des  Spanischen 
Rechtes  an.  Ausführungsverordnung  vom  15.  November  1888, 
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welche  die  Einrichtung  und  Führung  des  Handelsregisters  regelt. 
Verordnung  vom  29. März  1890,  betreffend  Handelsgerichte. 

Tit.  VI.   Von  der  Bilanz  und  Rechnungslegung.  (Art.  62 — 63.) 
Die  Bilanz  ist  jährlich  in  den  ersten  3  Monaten  zu  ziehen. 

Tit.  VII.  Von  den  Mäklern.     (Dos  Corretores.)    (Art.  64— 81.) 

Das  Mäkleramt  ist  persönlich,  öffentlich,  viril  und  wird  kraft 
Königlicher  Ernennung  besetzt.  Eine  Unterscheidung  zwischen 
„corretores  de  mercadorias"  (Waarenmäkler)  und  „agentes 
de  cambio"  (Wechselagenten)  wird  nicht  gemacht,  cf.  unten  S.  21 
Note  1.  Abweichend  vom  früheren  Recht  darf  der  Mäkler  einen, 
vom  Gk)uvemeur  bestätigten  Gehilfen  haben,  der  ihn  im  Falle  ge- 
rechtfertigter Behinderung  vertritt,  und  für  dessen  Handlungen  er 
haftbar  ist.  Das  Falliment  eines  Mäklers  wird  (wie  früher)  stets 
als  betrügerisch  vermuthet,  cf.  unten  S.  25  Note  1. 

Tit.  VIII.     Von  den  für  den  Handel  bestimmten 

Oertlichkeiten.     (Art.  82—95.) 

Kap.  I.  Von  den  Börsen. 
Die  Errichtung  der  Börsen  hängt  von  der  Ermächtigung  der 
Regierung  ab,  welcher  es  zusteht,  die  für  die  Leitung,  die  Polizei  und 
den  Dienst  in  denselben  nothwendigen  Instruktionen  zu  erlassen; 
cf.  unten  S.  27  Note  1.  Auf  Grund  dessen  ist  die  Verordnung 
vom  8.  October  1889,  betr.  Handelsbörsen,  ergangen;  cf.  unten 
Note  zu  Art.  83.    Die  Course  sind  jetzt  täglich  festzustellen. 

Kap.  IL    Von  Märkten,  Messen,  Magazinen  (Lagerhäusern)  und 

Kaufmannsläden. 
Als   allgemeine   Handelsmagazine   sind   alle  diejenigen   zu  er- 
achten, welche  von  der  Regierung  ermächtigt  sind,  Bodenerzeugnisse 
und  Waaren   gegen  Sicherheit    für   einen    tarifmässig   festgesetzten 
Preis  in  Verwahrung  zu  nehmen. 
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Buch  IL 

Von  den  besonderen  Handelsverträgen. 

Tit.  I.  Allgemeine  Bestimmungen.    (Art.  96 — 103.) 

Die  Bestimmungen  über  die  telegraphische  Korrespondenzsind 
(entsprechend  dem  Italienischen  Recht,  Art.  45, 46  H.  G.  B.)  thun- 
lichst  mit  den  telegraphischen  Reglements  und  den  internationalen 
Konventionen  in  Einklang  gebracht;  so  auch  die  Vorschriften,  betr. 
die  Culpa.  „£  o  mais  que  se  podia  fazer^'  heisst  es  im  Ministerial- 
beric ht,  cf.  unten  Note  zu  Art.  97.  —  Der  Handelszinsfuss 
muss  schriftlich  festgesetzt  werden  und  beträgt  in  Ermangelung 
einer  Festsetzung  5%  (früher  6Vo)- 

Tit.  n.  Von  den  Gesellschaften.    (Art.  104—223.) 

Kap.  I.     Allgemeine  Bestimmungen. 

Derjenige  Theil  des  alten  Gesetzbuches,  der  die  Handels- 
gesellschaften behandelt  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  177  ff.),  wird  von 
Beirfto  selbst  mit  dem  milden  Ausdruck  „einer  der  weniger 
vollkommenen"  ^)  bezeichnet,  welcher  einer  fundamentalen  Umarbeitung 
bedürfe.  Dieselbe  ist  geschehen.  Als  Handelsgesellschaften  sind 
nunmehr  alle  anerkannt,  welche  zum  Zweck  haben,  einen  oder 
mehrere  Handelsakte  vorzunehmen,  und  welche  vorschriftsgemäss 
errichtet  sind.  Die  Gesellschaften  müssen  je  einer  der  3  Arten 
gehören:  1.  Gesellschaften  unter  Kollektiv-Namen  (offene 
Handelsgesellschaften),  2.  namenlose  (anonyme,  Actien-) 
Gesellschaften,  S.Kommanditgesellschaften;  und  zwar  wird 
jetzt  auch  die  Kommanditgesellschaft  auf  Actien  —  bis 
dahin  in  Portugal  nicht  vorhanden  —  als  zulässig  anerkannt, 
cf.  unten  S.  32  Note  2. 

Die   bürgerlichen  Gesellschaften  können  sich  ebenfalls  unter 
jeder   der  vorgedachten  Formen   konstituiren,   sind   aber  dann  den 

^)  »,uma  das  menos  perfeitas". 
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Verfügungen  dieses  Gesetzes  —  mit  Ausnahme  der  auf  das  Falliment 
und  die  Jurisdiktion  bezüglichen  —  unterworfen  (entsprechend  dem 
Italienischen  Recht).  Als  nicht  vorhanden  sind  die  Gesellschaften 
mit  handelsrechlichem  Zweck  anzusehen,  welche  nicht  nach  den 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  errichtet  sind;  die  Kontrahenten  haften 
aber  eventuell  für  die  vorgenommenen  Acte  unbeschränkt  und  soli- 
darisch. Die  Handelsgesellschaften  repräsentiren  Dritten  gegenüber 
eine,  von  der  Perison  der  Gesellschafter  verschiedene  Rechtsperson 
(entsprechend  der  aus  dem  Code  auch  in  das  neue  Italienische 
Recht  —  Art.  77H.  G. B.  —  und  das  neue  Spanische  Recht  — 
Art.  116  AI.  2  H.  G.  B.  —  übergegangenen  Auffassung).  Aus- 
ländische Gesellschaften  sind  den  inländischen  gleichgestellt.  Der 
Gesellschaftsvertrag  ist  stets  schriftlich,  bei  den  Aktien-  und  Aktien- 
Kommandit-Gesellschaften  in  notarieller  Urkunde  abzufassen. 

Kap.  II.    Von  den  Gesellschaften  unter  Kollektivnamen. 

(Offene  Gesellschaften.) 

Kap.  III.    Von  den  namenlosen   (anonymen,  Aktien-)   Gesellschaften. 

Zur  endgiltigen  Errichtung  ist  nothwendig:  1)  dass  die  Zahl 
der  Gesellschafter  mindestens  10  beträgt,  2)  dass  das  Gesellschafts- 
Kapital  vollständig  gezeichnet  ist,  3)  dass  die  Zeichner  10  Piocent 
des  gezeichneten  Kapitals  (nach  Deutschem  Rechte  V*  des  Nominal- 
betrages) baar  einzahlen,  und  dass  der  ganze  Betrag  bei  der  General- 
depositenkasse an  die  Ordre  der  betreffenden  Verwaltung  mit  aus- 
drücklicher Angabe  des  von  jedem  Gesellschafter  gezeichneten  Be- 
trages deponirt  ist,  4)  dass  eine  Gesellschafts-Bezeichnung  ange- 
nommen ist,  welche  nicht  mit  einer  schon  bestehenden  überein- 
stimmt oder  eine  Irrthum  erregende  Aehnlichkeit  hat.  Versicherungs- 
gesellschaften und  alle  diejenigen  Gesellschaften,  deren  Kapital  nicht 
unmittelbar  und  direkt  zur  Verwirklichung  ihres  Zweckes,  sondern 
lediglich  zu  subsidiärer  Sicherung   bestimmt   ist,   können  unter  De- 
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ponining  von  5  Procent  errichtet  werden.  Gesellschaften,  welche 
zum  Zweck  haben,  Immobilien  zu  erwerben,  um  dieselben  länger  als 
10  Jahre  eigenthümlich  zu  behalten,  bedürfen  zu  ihrer  Errichtung 
eines  Gesetzes.  Die  Aktien  müssen  auf  den  Namen  gestellt  sein, 
so  lange  der  Nennwerth  nicht  voll  gedeckt  ist,  cf.  unten  Note  zu 
Art.  166,  §  2.  Die  Aktien  sind  erst  nach  endgiltiger  Errichtung  der 
Gesellschaft  und  Einzahlung  von  30  Procent  des  Nennwerthes 
negocirbar,  cf.  unten  Note  zu  Art.  169.  Der  Erwerb  eigener  Aktien, 
wie  auch  die  Geschäfte  mit  Bezug  auf  dieselben  (Beleihen  eigener 
Aktien  etc.)  dürfen  durch  die  betreffende  Gesellschaft  nur  nach 
Maassgabe  der  Statuten  erfolgen  und  sind  beim  Schweigen  derselben 
verboten,  cf.  unten  Note  zu  Art.  ]69,  §  2.  Von  dem  liquiden  Gewinn 
ist  ein  Theilbetrag  von*  mindestens  V20  als  Reservefonds  zu  bilden, 
bis  dieser  Fonds  mindestens  V5  des  Gesellschaftskapitals  rejyräsentirt.. 

Kap.  IV.    Von  den  Kommanditgesellschaften. 

Kap.  V.    Besondere  Bestimmungen  für  Kooperativgesellschaften 

(Genossenschaften). 
Cf.  unten  Note  zu  Art  207,  §  1. 

Tit.  III.  Von  der  Rechnung  in  Participation  (Vereinigung 
auf  gemeinschaftliche  Rechnung.    Da  Conta  em  participao). 

(Art.  224—229.) 


Tit.  IV.     Von  den  Unternehmungen.  (Art.  230.) 

Aufzählung   derjenigen  Unternehmungen,   welche   als    handels- 
rechtliche anzusehen  sind. 

Tit.  V.     Vom  Mandat.     (Art.  231— 277.) 

Dieser  Titel  beruht  wesentlich  auf  dem  Italienischen  H.  G.  B. 
(Art.  349  ff.) 

liorcliardt,  Fortnglc8iscli6s  Hftndclsgosotzbnch.  b 
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Kap.  I.  Allgemeine  Bestimmungen. 
Ein  handelsrechtliches  Mandat  liegt  vor,  sobald  Jemand  es 
übernimmt,  ein  oder  mehrere  Handelsgeschäfte  auf  Anordnung  eines 
Anderen  auszuführen.  Das  Handelsmandat  wird  als  unentgeltlich 
nicht  vermuthet.  Durch  Tod  oder  Interdiktion  eines  der  Kontra- 
henten endigt  das  Mandat  Der  Handelsmandatar  geniesst  für  seine 
Ansprüche  besondere  „Mobiliar- Vorrechte"  an  den  Waaren,  welche 
ihm,  um  für  die  Rechnung  des  Mandanten  verkauft  zu  werden,  von 
einem  anderen  Platze  übersandt  sind. 

Kap.  IL    Von  den  Gerenten,  Gehilfen  u.  Kassirern. 

Wesentlich  das  frühere  Recht! 

Der  Tod  des  Prinzipals  beendigt  nicht  das  dem  Gerenten  er- 
theilte  Mandat,  Mangels  Abrede  zwischen  Prinzipal  und  Gehilfen  gilt 
(entsprechend  dem  Spanischen  Recht)  monatliche  Kündigung.  Bei 
unvorhergesehenen  oder  unverschuldeten  Ereignissen,  welche  die 
Gehilfen  in  den  dienstlichen  Verrichtungen  hindern,  besteht  Gehalts- 
anspruch auf  3  Monate. 

Kap.    III.  Von  der  Kommission. 

Dieser  Abschnitt  schliesst  sich  nahezu  vollständig  dem  Ita- 
lienischen Recht  an,  aus  dem  eine  Reihe  von  Artikeln  fast  wört- 
lich in  das  Gesetzbuch  übergegangen  sind. 

Der  Kommissionär  kann  als  Selbstkontrahent  auftreten, 
cf.  unten  Note  zu  Art  24. 

Tit.  VI.  Von  den  (gezogenen)    Wechseln,  Billets  (Zahlungs- 
versprechen, eigenen  Wechseln)  undChecks.  (Art.  278 — 343.) 

DieserTitel  beruht  wesentlich  auf  der  Allgemeinen  Deutschen 
Wechsel-Ordnung  (im  Ministerialbericht -als  „a  celebre  lei 
geral  allemä  sobre  o  cambio"  bezeichnet),  dem  auf  dieser  basiren- 
den  Italienischen  Recht,  sowie  den  Antwerpener  bezw. 
Bremer  Beschlüssen. 
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Der  Wechsel  wird  nun  als  einfacher  Litteral-Kontrakt  (contrato 
litteris)  anerkannt,  welcher  schon  an  sich  obligatorisch  wirkt; 
die  früher  nothwendige  Angabe  des  „Valor  recebido  ou 
fiado"  ist  beseitigt,  desgleichen  die  Klausel  der  „distantia  loci", 
sowie  das  Requisit  der  Deckung.  Bezüglich  der  Fähigkeit,  sich 
vvechselrechtlich  zu  verpflichten,  ist  der  Gesetzgeber  von  der 
Deutschen  Wechselordnung  und  den  Antwerpener  Be- 
schlüssen abgewichen^);  die  Fähigkeit  bestimmt  sich  nach  den 
Gesetzen  des  Heimathrechts,  cfr.  unten  S.  84  Note  1. 

Kap.  I.  Von  den  gezogenen  Wechseln.  (Letras). 
Der  Wechsel  muss  enthalten:  1)  die  Angabe  der  zuzahlenden 
Summe;  2)  den  Namen  oder  die  Firma  desjenigen,  welcher  die 
Zahlung  leisten  soll ;  3)  die  Angabe  der  Person  oder  Firma,  an  welche 
oder  an  deren  Ordre  gezahlt  werden  soll;  4)  die  Unterschrift  des 
Ausstellers.  (Wechsel  auf  den  Inhaber  und  Blanco  Wechsel  mithin 
nicht  zulässig!)  Entgegen  dem  früheren  Recht  (wie  auch  der 
Deutschen  Wechselordnung)  kann  der  Bezogene,  wenn  er  den 
Wechsel  zurückbehalten  hat,  sein  Accept  vernichten  oder  ausstreichen, 
sofern  die  ihm  zur  Acceptation  gewährte  Frist  von  24  Stunden  seit 
der  Präsentation  noch  nicht  verstrichen  ist.  —  Blanco-Indossament 
(nach  früherem  Recht  nur  „indosso incompleto'*)  als  VoU-Indossament 
anerkannt;  mangels  Datirung  liegt  dem  Inhaber  ob,  im  Falle  der 
Kontestation  das  Datum  zu  beweisen.  -Der  Mangel  des  Protestes 
hat  für  den  Inhaber  den  Verlust  aller  Ansprüche  gegen  den  Aus- 
steller und  die  Indossanten  zur  Folge,  cf.  unten  Note  zu  Art.  314,  §  5. 
Die  Klausel  „ohne  Protest"  oder  „ohne  Kosten"  gilt  als  nicht  ge- 
schrieben.    Alle  Wechselklagen  verjähren  jetzt  in  5  Jahren. 

Kap.  II.     Von   den  Billets  (Zahlungsversprechen,  eigenen  Wechseln, 

Livrangas)  und  Checks. 
Cf.  unten  die  Noten  2  und  3  S.  98  und  99. 


^)  „Comquanto  me  fosse  sympathica  a  idea  de  unificar  o  mais  possivel  a 
lei  cambial*,  (Ministerialbericht  S.  XXIV). 

b* 
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DasBillet  muss  enthalten:  1)  die  Angabe  der  zu  zahlenden  Summe ; 
2)  den  Namen  oder  die  Firma  desjenigen,  an  welchen  oder  an  dessen 
Ordre    die  Zahlung   geleistet    werden    soll;    3)  den   Zeitpunkt   der 
Zahlung;  4)  die  Unterschrift  desjenigen,    welcher   sich   verpflichte 
5)  das  Datum. 

Jeder,  der  einen  disponiblen  Betrag  bei  einem  Bankinstitut  oder 
im  Besitz  eines  Kaufmannes  (cf.  unten  Note  zu  Art.  341)  stehen 
hat,  kann  darüber,  zu  seinem  oder  eines  Dritten  Gunsten,  mittelst 
Checks  verfügen.  Der  Check  ist  zu  datiren,  von  dem  Aussteller 
zu  unterzeichnen  und  muss  die  zu  zahlende  Summe  angeben.  Der 
Check  kann  auf  den  Inhaber,  auf  Sicht  oder  auf  Zeit  ausgestellt  sein ; 
letztere  darf  lo  Tage,  von  der  Präsentation  ab,  nicht  überschreiten - 
Der  Check  ist  innerhalb  8  Tagen,  wenn  er  an  dem  nämlichen  Platze 
ausgestellt  ist,  anderenfalls  innerhalb  15  Tagen  zu  präsentiren.  Auf  die 
Billets  und  Checks  sind  die  Bestimmungen  des  Wechselrechts,  soweit 
dieselben  der  Natur  dieser  Papiere  nicht  widersprechen,  anwendbar. 

Tit.  VII.    Vom  Kontocorrent.     (Art.  344-350.) 

Dieser  Titel  beruht  zum  Theil,  und  zwar  wörtlich,  auf  dem 
Chilenischen,  zum  Theil  auf  dem  Italienischen  Gesetzbuch, 
cf.    unten    Note   1    S.  99. 

Der  Abschluss  des  Kontocorrents  hat  Mangels  Abrede  am 
Schlüsse    des  bürgerlichen  Jahres  zu  erfolgen. 

Tit.  VIII.     Von  den  Börsengeschäften.  (Art.  351— 361.) 

Bei  Zeitgeschäften  über  öffentliche  Werthe  darf  die  Zeit  das  Ende 
des  auf  den  Abschluss  folgenden  Monats  nicht  überschreiten;  der  Käufer 
ist  immer  zur  vollen  Zahlung  des  Preises  und  der  Verkäufer  zur 
Uebergabe  der  Titel  verpflichtet.  In  Ermangelung  der  Vertrags- 
erfüllung sind  die  Verluste  und  Schäden  durch  Zahlung  der  Differenz 
nicht  als  beglichen  anzusehen,  cf.  unten  die  Noten  zu  Art.  354 
und  355. 

Tit.  IX.     Von  den  Bankgeschäften.  (Art.  362—365.) 
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Tit.  X.    Von  dem  Transport  (Frachtgeschäft). 

j;Art.  366—393.) 

Der  Frachtführer  muss  dem  Absender  auf  Erfordern  einen 
datirten  und  unterschriebenen  Frachtbrief  übergeben.  Zwischen 
Frachtbrief  und  Ladeschein  wird  (entsprechend  dem  Italienischen 
Recht)  nicht  unterschieden,  cf.  unten  Note  zu  Art  369. 

Der  Frachtbrief  kann  —  abweichend  vom  früheren  Recht —  an 
Ordre  oder  auf  den  Inhaber  gestellt  sein.  Das  Vorrecht  des  Fracht- 
führers an  den  beförderten  Gegenständen  hört  mit  der  Uebergabe 
an  den  Destinatar  auf,  cf.  unten  Note  zu  Art.  391. 


Tit.  XL    Von  dem  Leih-Vertrag.     [Emprestimo.] 

(Art.  394—396.) 

Cf.  unten  S.  112  Note  1  und  die  folgenden  Noten. 


Tit.  XII.     Von  dem  Pfand  (Faustpfand).  (Art.  397— 402.) 


Tit.  XIII.     Von   der  Hinterlegung.     [Deposito.] 

(Art.  403-407.) 

Tit.   XIV.     Von    der  Hinterlegung  von   Bodenerzeugnissen 
und  Waaren    in    öffentlichen  Lagerhäusern. 

(Art.  408—424.) 

Dieser     Titel     beruht    wesentlich     auf    dem    Italienischen 
Recht,  cf.  unten  Note  1  S.  114. 

Das  Doppelscheinsystem  ist  adoptirt. 


Tit.  XV.     Von  den  Versicherungen.     (Art.  425 — 462.) 

Dieser  Titel  lehnt  sich  an  das  Chilenische,  das  Belgische  und 
das  Italienische  Recht  an,  cf  unten  Note  2  S.  117. 
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Kap.  L  Allgemeine  Bestimmungen. 
Bezüglich  des  Versicherers  werden  alle  Versicherungsakte, 
was  auch  ihr  Gegenstand  sei  — ausgenommen  diejenigen  auf  Gegenseitig- 
keit —  als  handelsrechtliche  angesehen ;  bezüglich  aller  Kontrahenten 
ist  dies  der  Fall,  sofern  es  einen  Handelsakt  betrifft.  Wechselt  der 
versicherte  Gegenstand  den  Eigenthümer,  so  geht  die  Versicherung 
—  vorbehalüich  entgegenstehender  Abrede  —  auf  den  neuen  Eigen- 
thümer über  auf  Grund  der  Thatsache  der  Uebertragung  des  ver- 
sicherten Gegenstandes. 

Kap.  II,    Von  den  Versicherungen  gegen  Gefahren, 
Abschnitt  I.    Allgemeine  Bestimmungen. 

Abschnitt  IL    Von  der  Feuerversicherung. 
Bei     unterbliebener      Prämien-Zahlung     ist     der     Versicherte 
durch    eingeschriebenen     Brief    oder    auf   anderem,    rechüich     ge- 
bräuchlichem   Wege   zur  Zahlung   aufzufordern;    erst    nach    frucht- 
losem Verlauf  von  30  Tagen  wird  der  Vertrag  als  hinfällig  angesehen. 

Abschnitt  III.  Von  der  Ernte- Versicherung. 
Abschnitt  IV.    Von  der  Versicherung  des  Transports  zu  Lande, 

auf  Kanälen  oder  Flüssen. 

Kap.  III.    Von  der  Lebensversicherung. 

Tit.  XVI.    Vom  Kauf  und  Verkauf.  (Art.  463—476.) 

Der  Ankauf  und  Wiederverkauf  von  Immobilien  und  den 
daran  haftenden  Rechten  ist  Handelsakt,  sofern  der  Wiederverkauf  der 
Zweck   war. 

Tit.XVII.  Vom  Report  (Prolongationsgeschäft).  (Art. 477— 479,) 

Der  Vertrag  wird  als  „contrato  sui  generis"  anerkannt, 
cf.  unten  Note  1,  S.  132. 

Tit.  XVIII.  Vom  Umtausch  oder  Tausch.  (Escambo  ou 
troca.)    (Art.  480.) 
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Tit.  XIX.     Von  der  Miethe.     (Art.  481-482.) 

Tit.  XX.    Von   der  Uebertragung  und  Erneuerung  (reforma) 
von  handelsrechtlichen  Forderungstiteln.  (Art.  483 — 484.) 


Buch  IIL 

Vom  Seehandel. 

Tit.  I.     Von  den  Schiffen.     Art.  485—594. 
(„Dos  Navios**,  im  früheren  Gesetzbuch  als  „EmbarcÖes"  bezeichnet.) 

Kap.  I.  Allgemeine  Bestimmungen. 
Als  Portugiesische  SchiflFe  sind  —  behufs  der  Wirkungen 
dieses  Gesetzbuches  —  alle  diejenigen  anzusehen,  welche  ordnungs- 
mässig  in  die  Matrikel  eingetragen  sind.  Streitfragen  bezüglich  des 
Eigenthums  des  Schiffes,  des  Vorzugs-  und  hypothekarischen  Rechts 
darauf  sind  nach  dem  Recht  der  Nationalität  zu  beurtheilen,  welcher 
das  SchiflF  zur  Zeit  des   Erwerbs   des   streitigen  Rechts   angehörte. 

Kap.  II.    Vom  Eigenthümer. 

Kap.  III.      Vom    Kapitain. 
Cf.  Note  zu  Art.  49G. 

Kap.  IV.    Von  der  Mannschaft. 

Kap.  V.    Vom  Konnossement. 

Kap.  \'I    Vom  Frachtvertrage. 

Derselbe    ist   stets    schriftlich   in    einer   Urkunde    abzulassen, 

cf.  unten  Note  zu  Art.  541.  Giebt  der  Verfrachter  den  SchiflFsraum 

unrichtig  an,   so   hat   der  Befrachter  Anspruch  auf  Schadloshaltung, 

wenn  die  Differenz  mehr  als  V20  beträgt,  cf.unten  Note  zu  Art.  542  §2. — 
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Falls  Gefässe  (Gebinde),  welche  Flüssigkeiten  enthalten,  mehr 
als  zur  Hälfte  ausgelaufen  sind,  können  sie  für  die  Fracht  aban- 
donnirt  werden,  cf  unten  Note  zu  Art.  562,  §  1. 

Kap.  VII.    Von  den  Passagieren. 

Dieser  Abschnitt  beruht  wesentlich  auf  dem  Italienischen  Recht. 

Findet  sich  der  Passagier  nicht  zur  rechten  Zeit  an  Bord  ein, 
so  wird  der  Fahrpreis  voll  geschuldet;  hat  das  Ausbleiben  Tod, 
Krankheit,  oder  höhere  Gewalt  zum  Anlass,  oder  erklärt  der  Reisende 
seinen  Verzicht  auf  die  Reise,  so  wird  das  halbe  Fahrgeld  geschuldet, 
cf.  unten  die  Noten  zu  Art.  564. 


Kap.  VIII.  Von  den  bevorrechtigten  Forderungen  und  den  Hypotheken. 

Abschnitt  I.     Von  den  bevorrechtigten  Forderungen. 

Abschnitt  II.  Von  den  Hypotheken. 
Nach  früherem  Recht  war  das  Bodmereidarlehn  (der  See- 
wechsel, cambio  maritimo)  dazu  bestimmt,  einen  Ersatz  zu  bilden 
für  die  Hypothek,  deren  Zulässigkeit  bis  zur  Emanation  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  mindestens  als  bestritten,  und  welche  nachher 
als  beseitigt  galt  Im  Ministerialbericht  wird  der  Seewechsel  als 
„um  defeituosissimo  instrumento  de  credito"  bezeichnet 
und  die  Einführung  der  Schiffshypothek  umsomehr  empfohlen,  als 
die  Portugiesische  Hypotheken-Ordnung  zu  den  „mais  adiantados 
da  Europa"  gehöre,  cf.  unten  Note  1  S.  162. 


Tit.  IL     Von  der  Versicherung  gegen  Seegefahr. 

(Art.  595—615.) 

Von  der  Ladung,  die  der  Kapitän    oder    der  Eigenthümer   des 
Schifies  versichert,  können  nur  Vio  ihres  richtigen  Werthes  versicher j. 
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werden.  Nichtig  ist  die  Versicherung,  welche  zum  Gegenstande 
hat:  1)  die  Heuer;  2)  die  Waaren,  welche  für  ihren  vollen  Werth 
und  ohne  Ausnahme  von  Gefahren  für  Bodmerei  haftbar  sind;  3)  die 
Sachen,  mit  denen  der  Handel  verboten  ist  und  die  zu  deren  Transport 
verwendeten  Schiffe,  inländische  wie  ausländische. 

Tit.  III.     Vom  Abandon.     (Art.  616—625.) 

Dieser  Titel  beruht  theils  auf  dem  früheren,  theils  auf  dem 
Italienischen  Recht. 

Tit.  IV.      Von    dem    Bodmerei- Vertrag.    (Art.   626—633.) 

Cf  unten  Note  1  S.  173. 

Der  Bodmerei-Vertrag  kann  jetzt  nur  betreffen:  die  ganze 
Ladung,  oder  einen  Theil  derselben,  oder  die  fällige  Fracht  —  con- 
junctim  oder  separatim  —  und  darf  vom  Kapitän  nur  im  Ver- 
lauf der  Reise,  sofern  er  kein  anderes  Mittel  hat,  dieselbe  fortzusetzen 
geschlossen  werden,  cf  unten  Note  zu  Art.  628. 

Tit  V.  Von  den  Havarien.  (Art.  634-653.) 
Statt  der  bisherigen  beispielsweisen  Aufzählung  dereinzelnen 
Fälle  von  grosser  Havarie  wird  jetzt  eine  Begriffsbestimmung 
gegeben,  cf.  unten  Note  1  S.  176.  Als  grosse  Havarie  sind  alle  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  und  Opfer,  welche  freiwillig  zu  dem  Zweck, 
um  einer  Gefahr  zu  entgehen,  von  dem  Kapitain,  oder  in  dessen 
Auftrag,  zu  gemeinschaftlicher  Sicherheit  des  Schiffes  und  der  Ladung, 
von  dessen  Beladung  und  Abfahrt  bis  zu  dessen  Rückkehr  und 
Entladung  gemacht  werden.  Die  grossen  Havarien  werden  nach  Ver- 
hältniss  zwischen  dei  Ladung  und  der  Hälfte  des  Werthes  des 
Schiffes  und  der  Fracht  vertheilt. 

Tit.  VI.    Von  den  gezwungenen  Anlandungen  [Anlaufen 
eines  Nothhafens,  Das  arribadas   forgadas].    (Art,  654—663.) 
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Tit.  VII.     Vom   Zusammenstoss.     (Art.  664—675.) 

Liegt  ein  Verschulden  auf  Seiten  beider  Schiffe  vor,  so  ist  die 
Gesammtsumme  der  erlittenen  Schäden  zu  bilden,  welche  von  den  be- 
treffenden Schiffen  im  Verhältniss  der  Schwere  des  Verschuldens  jedes 
einzelnen  zu  ersetzen  ist,  cf.  unten  Note  zu  Art.  666.  Besteht  ein 
Zweifel  darüber,  welches  Schiff  den  Zusammenstoss  verschuldet 
hat,  so  trägt  jedes  von  ihnen  die  erlittenen  Schäden,  aber  alle  haften 
solidarisch  für  die  den  Ladungen  verursachten'  Schäden  und  die 
den  Personen  geschuldeten  Entschädigungen,  cf  unten  Note 
zu  Art.  668. 

Tit.  Vin.    Von  der  Bergung  und  Hilfeleistung.  (Art.  676— 691.) 

Cf.  unten  die  Noten  zu  Art.  685—689. 

Dieser  Titel  beruht  wesentlich  auf  dem  früheren  Recht  unter 
Berücksichtigung  des  Deutschen  H.  G.  B.,  aus  dem  einige  Artikel 
nahezu  wörtlich  in  das  Gesetz  übergegangen  sind. 


Buch  IV. 

Von  den  Fallimenten. 

(„Das  Fallencias",  im  früheren  Gesetzbuch  als  „Quebras"  bezeichnet.) 

Das  Fallimentsrecht  bedurfte  gebieterisch  einer  „refundi^äo 
profunda"  (Ministerialbericht  S.  XXX).  Diese  fundamentale  Um- 
arbeitung ist  erfolgt.  Als  vornehmlichste  Aenderungen  sind  zu  be- 
zeichnen: Vereinfachung  des  Verfahrens  unter  Verstärkung  des  amt- 
lichen Einflusses,  Zulässigkeit  der  Fallimentserklärung  auch  vor  der 
Zahlungseinstellung  bei  offenkundiger  Ueberschuldung,  Beseitigung 
der  Eröffnung  des  Falliments  von  Amtswegen,  Ernennung  eines  un- 
interessirten  Massenverwalters  (der  nicht  Gläubiger  sein  darf,  während 
er  es  früher  sein  musste)  unter  Beirath  eines  Gläubiger-Ausschusses 
gen.  Fiscal-  oder  Aufsichtspfleger),  absolute  Gleichstellung   der   in- 
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und  ausländischen  Gläubiger,  nicht  unbedingte  Nothwendigkeit  der 
Siegelung,  Beseitigung  der  Gläubiger- Vereinigung ,  Einführung  eines 
einfachen  Verfahrens  zur  Feststellung  der  Forderungen  und  der 
Rangordnung,  Erleichterung  betreffs  der  Moratorium-  und  Akkord- 
Vorschriften  sowie  Zulässigkeit  eines  Vergleichs,  auch  eines  ausser- 
gerichtlichen,  in  jedem  Stande  der  Sache,  selbst  vor  der  Falliments- 
erklärung, endlich  Scheidung  von  Interdiktion  und  Rehabilitation, 
cf.  unten  Note  1  S.  189. 

Tit.  I.    Vom  Falliment  und  seiner  Erklärung.  (Art.  692— 712.) 

Der  Kaufmann,  welcher  die  Zahlung  seiner  Handels  Verbind- 
lichkeiten einstellt,  wird  als  im  Fallimentszustande  befindlich  ver- 
muthet.  Vor  der  Zahlungseinstellung  kann  das  Falliment  eben- 
falls erklärt  werden,  sofern  nur  die  oflFenbare  Unzulänglichkeit  der 
Activa  zur  Deckung  der  Passiva  dargethan  worden  ist.  Das  Falli- 
ment kann  bis  zwei  Jahre  nach  der  Zahlungseinstellung  erklärt  werden, 
ungeachtet  dessen,  dass  inzwischen  der  Kaufmann  verstorben  ist, 
oder  es  aufgegeben  hat,  den  Handel  auszuüben,  et  unten  die  Noten  1 — 7 
zu  Art  692  und  693.  Das  Falliment  kann  erklärt  werden  auf  An- 
trag des  Falliten,  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger, 
cf.  Note  zu  Art.  696.  Den  Descendenten ,  Ascendenten  und  Ehe- 
gatten ist  der  Antrag  nicht  gestattet. 

Tit  II.  Von  der  Feststellung  der  Passiv-Masse.  (Art  713 — 722.) 

Cf.  unten  Note  1  S.  198. 

Die  Zahlungen  von  nicht  fälligen  Forderungen,  welche  inner- 
halb 40  Tagen  vor  dem  festgesetzten  Zeitpunkt  des  Falliments  ge- 
leistet sind,  und  andere,  dem  Gläubiger  nachtheilige  Handlungen 
werden   als  böswillig  vermuthet,   cf.  unter  die  Noten  zu  Art.  721. 

Tit.  III.     Von  der  Verwerthung  und  Liquidation  der  Activ- 

Masse.     (Art.  723—729.) 


XXVllI  Einleitung. 

Tit.  IV.    Von  der  Suspension  des  Falliments.     (Art.  730—733.) 

Vor  der  Erklärung  des  Falliments  oder  nachher,  in  jedem 
Stadium  desselben,  können  die  Gläubiger  dem  Schuldner  ein  Mora- 
torium oder  einen  Akkord  bewilligen,  sofern  ihre  Zahl  nicht  geringer 
als  ^3  der  nicht  privilegirten  noch  bevorzugten  ist  und  sie  mindestens 
Vs  der  Gesammtheit  der  gleichfalls  nicht  privilegirten  oder  nicht  be- 
vorzugten Forderungen  repräsentiren,  cf.  unten  Note  zu  Art.  730. 
Das  Moratorium  darf  nicht  ein  Jahr  überschreiten,  noch  auf  länger 
als  eine  weitere  Frist  von  gleicher  Dauer  prorogirt  werden.  Dem 
Akkorde  darf  nicht  zugestimmt  werden,  wenn  weniger  als  50  %, 
in    spätestens  5  Jahren  zahlbar,  geboten  werden. 

Tit.  V.     Von  der  Klassifikation  des  Falliments. 

(Art.  734—742.) 

Das  Falliment  ist  als  zufällig,  schuldbar  oder  betrügerisch 
zu  klassifiziren,  cf.  unten  Note  zu  Art.  734.' 

» 

Tit   VI.     Von    dem  Ende  der    Interdiktion    und    der 
Rehabilitation.     (Art.  743  und  744.) 

Abweichend  vom  früheren  Recht  wird  die,  aus  dem  Falliment 
sich  ergebende  Aufhebung  der  Interdiktion  und  die  Rehabilitation  von 
einander  geschieden,  cf  unten  Note  1  S.  208. 

Tit.  VII.     Besondere    Bestimmungen    über    die    Fallimente 

der  Gesellschaften.     (Art.  745 — 749.) 

Dieser  Titel  beruht  vollständig,  fast  wörtlich  auf  dem 
Italienischen  Recht. 

Cf.  unten  die  Noten  zu  Art  746—749. 
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Binführungsgesetz. 


Wir,  Dom  Luiz  von  Gottes  Gnaden,  König  von  Portugal  und 
Algai-vien  etc.,  thun  allen  unseren  ünterthanen  kund,  dass  das  folgende 
Gesetz  von  den  Kammern  beschlossen  und  von  Uns  vollzogen  ist: 

Art.  1.  Genehmigt  wird  das  Handelsgesetzbuch,  welches  den 
Gegenstand  des  vorliegenden  Gesetzes  bildet. 

2.  Die  Bestimmungen  des  besagten  Gesetzbuches  gelten  als  ver- 
üflFentlicht  und  treten  im  ganzen  Kontinent  des  Königreiches  und  der  in 
der  Nähe  liegenden  Inseln  mit  dem  1.  Januar  1889  in  Kraft. 

3.  Mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzbuches  wiid  die  ganze  frühere 
Gesetzgebung,  welche  sich  auf  die,  das  gedachte  Gesetzbuch  umfassenden 
Materien  bezieht,  und  im  Allgemeinen  die  ganze  frühere  Handelsgesetz- 
gebung  ausser  Geltung  gesetzt. 

§  1.  Unberührt  bleibt  die  Gesetzgebung,  betreffend  den  Prozess, 
so  weit  sie  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzbuches  nicht 
zuvriderläuft,  sowie  diejenige,  welche  den  Handel  zwischen 
den  Häfen  von  Portugal,  den  Inseln  und  Portugiesischen  Be- 
sitzungen in  jedem  Welttheil,  sei  es  bezüglich  des  Exports 
oder  des  Imports,  und  wechselweise,  regeln. 

§  2.  Die  Regierung  kann  zeitweise  die  Ausführung  der  im  Schluss- 
absatz des  vorstehenden  Paragraphen  aufrecht  erhaltenen  Gesetz- 
gebung in  Bezug  auf  die  Insel  Madeira  suspendiren;  sie  hat 
aber  dann  den  Kammern  über  den  Gebrauch,  welchen  sie  von 
dieser  Ermächtigung  macht,  Eechenschaft  zu  geben. 

4.  Jede  Abänderung,  welche  in  Zukunft  bezüglich  einer  im  Handels- 
gesetzbuch enthaltenen  Materie  vorgenommen  wird,  gilt  als  integrirender 
Theii  desselben  und  ist  an  der  besonderen  Stelle  einzufügen,  sei  es  mittelst 
Ersetzung  von  abgeänderten  Artikeln,  sei  es  durch  Streichung  von  nutz- 
losen Artikeln  oder  durch  Hinzufügung  etwa  nothwendig  gewordener. 

Borchardt,  Portugiesisches  Handelsgesetzbuch.  1 


Einführungsgesetz. 

5.  Eine  Kommission  von  Rechtsgelehrten  und  Kaufleuten  ist  Seitens 
der  Regierung  zu  beauftragen,  während  der  ersten  fünf  Jahre  der 
Wirksamkeit  des  Handelsgesetzbuches,  alle  Vorstellungen,  Bericht«  der 
Gerichte  and  alle  Beobachtungen  behufs  der  Verbesserung  dieses  Cxe- 
setzbuches  und  Beseitigung  der  etwa  bei  der  Ausfuhrung  desselben  sich 
herausstellenden  Schwierigkeiten  entgegenzunehmen. 

Einziger  §.  Diese  Kommission  hat  jährlich  der  Regiening  einen 
Bericht  zu  erstatten  und  diejenigen  Massnahmen  vorzuschlagen, 
welche  ihr  zur  Erreichung  des  angegebenen  Zwecks  notli- 
wendig  oder  angemessen  erscheinen. 

6.  Die  Regierung  hat  die  für  die  Ausführung  des  vorliegenden 
Gesetzes  nothwendigen  Verordnungen  zu  erlassen. 

7.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Geltung  des  Handelsgesetz- 
buches auf  die  überseeischen  Provinzen,  nach  Anhörung  der  zuständigen 
Instanzen  und  unter  Vornahme  der  Modifikationen,  welche  die  besonderen 
Verhältnisse  dieser  Provinzen  erfordern,  auszudehnen. 

8.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  nach  Anhörung  der  speciellen 
Berichterstatter  der  parlamentarischen  Kommissionen,  welche  ein  Gutachten 
über  das  Handelsgesetzbuch  abzugeben  hatten,  dieses  Gesetzbuch  in  der 
Hinsicht  zu  revidiren,  dass  sie,  wenn  es  sich  als  nothwendig  erweist, 
redaktionelle  Irrthümer  berichtigt,  die  Numerirung  der  betreffenden 
Artikel  ordnet,  und  Bezugnahmen  auf  beseitigte  Bestimmungen  streicht 
um  zur  offiziellen  Publikation  dieses  Gesetzbuches  schreiten  zu  können. 

9.  Aufgehoben  wird  die  der  gegenwärtigen  entgegenstehende 
Gesetzgebung. 

Wir  befehlen  in  Folge  dessen  allen  Behörden,  denen  die  Kenntnis? 
und  Vollziehung  des  angeführten  Gesetzes  obliegt,  dass  sie  dasselbe  in 
seinem  vollen  Umfange  erfüllen  und  beachten,  und  auch  erfüllen  und 
beachten  lassen. 

Die  Minister  und  Staatssekretäre  der  geistlichen  Angelegenheiten 
und  der  Justiz,  der  Marine  und  der  Kolonien,  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, und  der  öfifentlichen  Arbeiten,  des  Handels  und  der  Industrie 
haben  es  drucken,  veröfien fliehen  und  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen. 

Gegeben  im  Schloss  von  Ajuda,  am  28.  Juni  1888. 

(Unterschriften.) 


Gesetz  vom  23.  August  1888. 


Auf  Grund  der  Ermächtigung,  welche  der  Eegierung  duich  den 
Art.  8  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  d.  J.  ertheilt  worden  ist,  halte  ich 
es  für  angemessen,  hiermit  im  Namen  des  Königs,  behufs  voller  Wirksam- 
keit, die  offizielle  Publikation  des  Handelsgesetzbuchs  anzuordnen,  welches 
mit  dieser  Verordnung,  von  dem  Minister  und  dem  Staatssekretär  der 
geistlichen  und  Justiz- Angelegenheiten  unterzeichnet,  ausgefertigt  wird. 

Der  nämliche  Minister  und  Staatssekretär,  der  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  der  einstweilige  Minister  der  Marine  und  der 
Kolonien,  und  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten,  des  Handels  und 
der  Industrie  haben  hiervon  Kenntniss  zu  nehmen  und  die  Ausführung 
zu  veranlassen. 

Im  Schloss,  den  23.  August  1888. 

(Unterschriften .) 
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Erstes  Buch. 
Vom  Handel  im  Allgemeinen. 

Titel  I. 
Allgemeine  Bestimmangen. 

Art.  1.  Das  Handelsgesetz  regelt  die  Handelsgeschäfte,  mögen 
die  bei  denselben  betheiligten  Personen  Kaufleute  sein  oder  nicht. 

2.  Als  Handelsgeschäfte  sind  alle  diejenigen  anzusehen,  welche  iii 
diesem  Gesetzbuch  speciell  geordnet  sind,  und  ausserdem  alle  Verträge 
und  Verpflichtungen  der  Kaufleute,  welche  nicht  einen  ausschliesslich 
civilen  Charakter  tragen,  wenn  nicht  das  Gegentheil  aus  dem  Geschäft 
selbst  sich  ergiebt/^) 

1)  Cf.  auch  Mittermai  er  in  Goldschmidt,  „Zeitschrift  für 
das  gesammte  Handelsrecht'*  Band  36,  S.  487,  sowie  Biesser,  ,,Grund- 
gedanken  in  den  Codificirten  Handelsrechten  aller  Länder.*^ 

^  Im  Gegensatz  zu  dem  früheren  Gesetzbuch,  welches  im  Art.  302  den 
Begriif  der  Handelsakte  definii*t  und  im  Art.  304  diejenigen  Akte  aufeählt,  die 
das  Handelsgesetzbuch  als  Handelsakte  erachtet  (cf.  „Handelsgesetze  des  Erd- 
balls*' Band  IV  S.  155)  und  in  TJebereinstimmung  mit  dem  neuen  Spanischen 
H.G.B.  Art.  2  (cf.  H.  d.  E.  Band  V,  1  S.  1),  vermeidet  das  Gesetzbuch  sowohl  eine 
allgemeine  Begriffsbestimmung  als  auch  eine  Aufzählung  der  Handels- 
geschäfte. „Ist  die  Definition  des  früheren  Rechts  eine  voUkonmiene  und  wozu  dient 
die  Aufzählung?  "  fragt  Beiräo  in  seinem  Bericht  (S.  XI).  Nachdem  mehr  als  ein 
halbes  Jahrhundert  seit  der  gesetzlichen  Definition  der  Handelsgeschäfte  durch 
Ferreira  Borges  verstrichen  (fährt  der  Bericht  fort)  —  ein  halbes  Jahr- 
hundert, in  welchem  die  Wissenschaft  so  fortgeschritten  sei,  wie  sie  niemals 
wieder  fortschreiten  werde,  und  in  welchem  bei  fast  allen  Nationen  Handels- 
gesetzbücher publicirt  seien  — ,  und  dessen  ungeachtet,  nach  so  vielen  Diskussionen 
auf  den   Akademien,   den   Hochschulen,    den   Parlamenten,    in    der   Presse,    in 
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3.  Wenn  die  Streitfragen,  betreffend  Handels -Ansprüche  und 
-Verpflichtungen  weder  nach  dem  Text  des  Handelsgesetzes  noch  nach 
dessen  Q^ist  noch  nach  analogen,  in  ihm  vorgesehenen  Fällen  entschieden 
werden  können,  so  sind  sie  nach  Civilrecht^)  zu  entscheiden.^) 

4.  Die  Handelsgeschäfte  werden  bestimmt: 

1.  Anlangend  den  Inhalt  und  die  Wirkungen  der  Verpflichtungen, 
nach  dem  Gesetz  des  Ortes,  wo  sie  abgeschlossen  sind,  vorbe- 
haltlich einer  entgegenstehenden  Vereinbarung; 

2:  Anlangend  die  Art  ihrer  Erfüllung,  nach  dem  Gesetz  des  Ortes, 
wo  diese  erfolgen  soll; 

3.  Anlangend  die  äussere  Form,  nach  dem  Gesetz  des  Ortes,  wo 
sie  abgeschlossen  sind,  ausser  in  den  Fällen,  in  welchen  das 
Gesetz  ausdrücklich  das  Gegentheil  anordnet. 

Einz.  §.  Die  Bestimmung  in  der  Nummer  1  dieses  Artikels  findet 
keine  Anwendung,  wenn  aus  ihrer  Ausführung  eine  Verletzung 
des  öffentlichen  Portugiesischen  Rechtes  oder  der  Grundsätze 
der  öffentlichen  Ordnung  entstehen  würde. 


foro.  enthielten  sich  die  modernsten  Gesetzbücher,  das  Italienische  und  das 
Spanische,  vorsichtigerweise  („c au telosamente^')  zu  definiren,  was  Handels- 
geschäfte seien.  So  habe  der  berühmte  Mancini  auf  eine  Definition  verzichtet 
..pela  invencivel  difficuldade".  — 

Das  Italienische  Gesetzbuch  giebt  allerdings  eine  Aufzählung  der  ein- 
zelnen Geschäfte,  welche  der  Gesetzgeber  als  handelrechtliche  erachtet  (reputa) 
Art.  3—7,  869  H.G.B.  (cf  H.  d.  E.  Band  III  S.  206  f.  352).  Aber  auch  diese  verwirft 
der  Portugiesische  Gesetzgeber.  Hierdurch  werde,  bemerkt  Beirfto,  der 
Zw^eifel  vermieden,  ob  eine  solche  lange  Liste  „e  textativa  ou  exempHficativa', 
(S.XII.  Lc.)  Das  Moment  der  Gewerbemässigkeit  eines  Geschäftsbetriebes  übt  hier 
keinen  Einfiuss  auf  die  Charakterisirung  als  Handelsgeschäft.  Ausdrücklich  im 
(xesetzbuch  geordnete  Handelsgeschäfte  finden  sich  in  den  Art.  104.  230.  231.  248. 
'266.  278.  351.  362.  366.  394.  397.  403.  408.  425.  463.  477.  480.  481.  483.  485.  Immo- 
bilien sind  zulässige  Handelsgegenstände.    (Art.  351  Nr.  8,  463.) 

1)  Codigo   Civil  vom  1.  Juli  1867. 

^  Beim  Schweigen  des  Gesetzes  sind  also  die  Handelsgebräuche  (Usancen) 
für  die  Entscheidung  prinzipiell  als  massgebend  nicht  anerkannt,  (Abänderung 
des  —  mit  dem  Deutschen,  Italienischen  und  Spanischen  Becht  überein- 
stimmend gewesenen — Begierungsentwurls  durch  die  Deputirtenkammer.) 
Als  Motiv  wird  angegeben,  dass  die  Gebräuche  weder  als  eine  sichere  noch  annehm- 
bare subsidiäre  Bechtsquelle  angesehen  werden  können  (Parecer  S.  XXXV). 
In  einzelnen  Fällen  aber  wird  im  Gesetz  dennoch  die  Usance  herangezogen,  um 
sie  der  Entscheidung  subsidiär  zu  Grunde  zu  legen,  z.  B»  Art.  232  §  1,  Art.  238, 
2ö9,  Art.  271  einz.  §,  Art.  373  einz.  §. 
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5,  Die  Portugiesen ,  welche,  unter  einander  oder  mit  Ausländern. 
Handesverpflichtungen  ausserhalb  des  Königreichs  eingehen,  und  die 
Ausländer,  welche  solche,  unter  einander  oder  mit  Portugiesen,  im  König- 
reich eingehen,  können  vor  die  zuständigen  Gerichte  des  Königreichs 
durch  Inländer  oder  Ausländer,  mit  denen  sie  kontrahirt  haben,  geladen 
werden,  wenn  sie  darin  einen  Wohnsitz  haben  oder  angetroffen  werden. 

6.  Alle  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  sind  anzuwenden  aut 
die  Handelsbeziehungen  zu  Ausländem,  ausser  in  den  Fällen,  in  welchen 
das  Gesetz  ausdrücklich  das  Gegentheil  bestimmt,  oder  in  welchen  eine 
besondere  Abmachung  oder  Vereinbarung  besteht,  durch  die  andere  Be- 
stimmungen und  Festsetzungen  getroffen  werden. 


Titel  II. 
Ton  der  Handelsfahigkeit  und  den  Kanflenten. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Handelsfähigkeit. 

7.  Jedermann,  Inländer  oder  Ausländer,  welcher  civilrechtlichi 
fähig  ist,  sich  zu  verpflichten,  kann  Handelsgeschäfte  in  jedem  Thei 
des  Königreichs  und  dessen  Besitzungen  betreiben,  nach  Massgabe  dieses 
Gesetzbuches  und  vorbehaltlich  der  Ausnahmebestimmungen  desselben. 

8«  Der  Minderjährige,  welcher  durch  Emancipation  *)  die  Fähig- 
keit erlangt  hat,  sein  Vermögen  zu  verwalten,  kann  Handelsgeschäfte 
betreiben,  als  ob  er  grossjährig ^)  wäre. 

9.*)  Die  Frau,  welche  mit  Genehmigung  Handelsgeschäfte  auf 
eigene  Rechnung  oder  in  Gemeinschaft  mit  Anderen  betreibt,  kann  sich 
in  solchen  Fällen,  bezüglich  der  daraus  entstehenden  Verpflichtungen, 
nicht  auf  irgend  eine  Rechtswohl that  berufen,  welche  durch  das 
inländische  oder  ausländische  Gesetz  den  Personen  ihres  Geschlechts 
zugestanden  ist. 

10/)    Die  Zahlung  der  Handelsschulden  des  Ehemannes,  welche 

1)  Hierzu  Abschnitt  XXHI  (Von  der  Emancipation)  Cap.  III,  Tit.  IX, 
Livro  TInico  Parte  I,  Art.  304 — 310  Cod.  civ. 

2)  Die  Grossj&hrigkeit  tritt  nach  dem  Bürgerlichen  Recht  mit  dem  voll- 
endeten 21.  Lebensjahre  ein.    Art.  311  Cod.  civ. 

^  Hierzu  die  Bestimmungen  des   Art.   1098  u.  1114  welche  lauten: 

Art.  1098.    In  Ennangelung  eines    Abkommens    oder   einer  Vereinbarung 
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aus  seinem  Antheil  an  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen  zu  bewirken 
wäre,  kann  vor  der  Auflösung  der  Ehe  oder  der  Gütertrennung  ge- 
fordert werden,  jedoch  muss  die  Frau  geladen  werden,  um,  sofern  sie 
will,  die  gerichtliche  Theilung  des  Vermögens  innerhalb  zehn  Tagen 
nach  der  Beschlagnahme  zu  beantragen. 

§  1.  Beantragt    die    Frau    die    gerichtliche    Grütertrennung,    so 
hat  diese  in  Verbindung^mit  dem  Exekutionsverfahren  zu  er- 
folgen, indem  letzteres  bis  zur  Theilung  ausgesetzt  wird;  die 
Zahlung  ist  erst  nach  Beendigung  der  Theilung  und  lediglich 
aus  der  Antheilsmasse  des  Mannes  zu  bewirken,  während  die 
Beschlagnahme,  welche  die  zu  dem  Antheil  der  Frau  gehörige 
ilasse  betroffen  hat,  wirkungslos  bleibt. 
§  2.  Der  Betrag   einer  Zahlung,    welche   nach  Massgabe   dieses 
Artikels  erfolgt,  sofern  |die  Frau   weder  die  Güterti ennung 
beantragt    noch,  ausdiücklich    die    Haftung    für    die    beizu- 
treibende Schuld  übernommen  hat,  ist  auf  den  Antheil  des 
Mannes  in  Anrechnung  zu  bringen,  sobald  die  Gütertrennung 
stattfindet. 
11.     Für  die  kaufmännischen  Verpflichtungen,  welche  der  von  Tisch 
und  Bett   gerichtlich   getrennte,  oder  nur  bezüglich  der  Güter  separirte 
Ehegatte  abschliesst,  haften  alle  seine  Vermögensstücke,  welche  nicht 
Dotalgut   sind;   er   kann  sie  für  Handelsgeschäfte  in  jeder  Weise  ohne 


wird  angenommen,  dass  die  Ehe  gemäss  dem  Landesgebrauch  geschlossen  ist, 
ausgenommen  wenn  sie  unter  Verletzung  der  Bestimmungen  des  Art.  1058 
No.  1  u.  2  eingegangen  sein  sollte,  denn  in  diesem  Fall  ist  anzunehmen,  dass 
die  Ehegatten  unter  einfacher  Erwerbsgemeinschaft  verheirathet  sind. 

1114.  Für  die  vom  Ehemanne  während  der  Dauer  der  Ehe,  ohne  Ein- 
>\illigxmg  der  Frau  kontrahirten  Schulden,  haften  die  dem  Mann  gehörigen  Ver- 
mögensstücke. 

§  l.  In  Ermangelung  von,  dem  Ehemanne  gehörigen,  Vermögensstücken, 
sind  die  erwähnten  Schulden  aus  dem  Antheil  desselben  an  dem  ge- 
meinschaftlichen Vermögen  zu  bezahlen.  In  diesem  Fall  kann  aber 
die  besagte  Zahlung  erst  nach  Auflösung  der  Ehe  oder  nach  er- 
folgter Gütertrennung  unter  den  Eheleuten  gefordert  werden. 
§  2.  Aber  wenn  die  Schulden  zum  gemeinsamen  Nutzen  der  Ehegatten 
bestimmt  oder  in  Abwesenheit  oder  bei  Behinderung  der  Frau  kon- 
trahirt  sind,  und  der  Zweck,  zu  dem  sie  kontrahirt  wurden,  nicht  g€ 
stattet,  auf  die  Kückkehr  der  Frau  oder  die  Beseitigung  des  Hindernisses 
zu  warten,  so  werden  die  gemeinsamen  Güter  für  die  Zahlung  der 
Schulden  verhaftet. 
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Genehmigung    des    anderen    Ehegatten    verpfänden,    verkaufen,     ver- 
hypotheciren  und  veräussern. 

12.  Die  Handelstähigkeit  der  Portugiesen,  welche  kaufinännische 
Verbindlichkeiten  im  Auslande  eingehen,  und  diejenige  der  Ausländer, 
welche  solche  in  Portugiesischem  Gebiet  eingehen,  ist  nach  dem  Gesetz  des 
Landes  jedes  einzelnen  zu  bestimmen,  vorbehaltlich  bezüglich  dieser 
letzteren  des  Falles,  dass  dieses  Gesetz  dem  öffentlichen  Portugiesischen 
Recht  zuwider  ist. 

KAPITEL  II. 
Von  den  Kaufieuten. 

13.  Kaufleute  sind: 

1.  Diejenigen  Personen,    welche   die  Fähigkeit  besitzen,  Handels- 
geschäfte zu  betreiben  und  daraus  ein  Gewerbe^)  machen; 

2.  Die  Handelsgesellschaften. 

14.  Verboten  ist  das  Handelsgewerbe :  ^) 

1.  Den  Genossenschaften  oder  Korporationen,  welche  zum  Gegen- 
stand nicht  materielle  Interessen  haben; 

2.  Denjenigen,  welche  nach  Gesetz  oder  Spezial-Bestimmungen  nicht 
Handel  treiben  dürfen. 

15.  Die  aus  Handelsgeschäften  erwachsenden  Schulden,  welche 
nur  durch  den  handeltreibenden  Ehemann  ohne  Einwilligung  der  Ehe- 
frau kontrahirt  sind,  werden  als  im  gemeinsamen  Interesse  der  Ehe- 
gatten gemacht  vermuthet.^) 

16.  Die  Ehefrau,  welche  vorschriftsmässig   nach   Massgabe   des« 


1)  „profissÄo."  Der  R  e  g  i  e  r  u  n  g  s  e  n  t  w  u  r  f  enthielt  noch  den  Zusatz  „habitual", 
entsprechend  dem  früheren  Recht,  Art.  11  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E..  BandB'S.  13:3), 
»owie  dem  italienischen  Recht  „per  professione  habituale",  Art.  8  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.,  Band  III  S.  207).  Die  im  früheren  Recht  erforderliche  Eintragung 
in  die  Matrikel  Art.  11  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.,  Band  IV  S.  133)  ist  nunmehr  fortge- 
fallen. Cf.  unten  Art.  17  diejenigen  Institutionen,  welche  nicht  Kaufieute 
sein  können  (wie  Staat,  Bezirk,  Gemeinde,  Parochie  u.  Wohlthätigkeitsanstalten), 
aber  innerhalb  der  Grenze  ihrer  Zuständigkeit  einzelne  Handelsgeschäfte  voi^u- 
nehmen  befähigt  sind.  Die  Beschränkungen  des  früheren  Rechts  (Art.  32  H.G.B. 
bezüglich  des  Handelsbetriebes  der  Ausländer  sind  weggefallen. 

^)  Nach  früherem  Recht  war  der  Handel  ausdrücklich  untersagt:  den 
geistlichen  Körperschaften,  den  Ordenspriestem,  den  obrigkeitlichen  Personen 
an  ihrem  Amtssitz,  sowie  den  Finanzbeamten.  Art.  2y  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E., 
Band  IV,  S.  135). 

^  Cf.  oben  S.  6  Note  3. 
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bürgerlichen  Rechtes  ermächtigt  ist,  Handel  zu  treiben,  kann  ohne  be- 
sondere Ermächtigung  des  Ehemannes  vor  Gericht  auftreten,  ihr  Mobiliar- 
Vermögen  verptänden  und  ihre  eigenen,  nicht  zum  Dotalgut  gehörigen 
Immobilien  verhypotheciren,  vorausgesetzt,  dass  dies  anlässlich  ihres 
Handelsbetriebes  erfolgt. 

Einz.  §.  Die  Ehefrau  kann,  auch  wenn  sie  Handel  treibt,  ohne 
ausdrückliche  Genehmigung  des  Ehemannes  sich  nicht  derart 
kaufmännisch  associiren,  dass  sie  unbeschränkte  Haftung  über- 
nimmt. 

17.  Der  Staat,  der  Bezirk,  die  Gemeinde  und  die  Parochie  können 
nicht  Kaufleute  sein,  aber  sie  können  in  den  Grenzen  ihrer  Zuständig- 
keit Handelsgeschäfte  betreiben,  und  sind  bezüglich  letzterer  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzbuches  unterworfen. 

Einz.  §.  Die  nämliche  Bestimmung  findet  Anwendung  auf  die 
milden  Stiftungen,  Asyle  und  andere  wohl-  und  mildthätige 
Institute. 

18.  Die  Kaufleute  sind  besonders  verpflichtet: 

1.  Eine  Firma  anzunehmen; 

2.  Kaufmännische  Buchführung  zu  halten; 

3.  In  das  Handelsregister  die  diesem  unterworfenen  Akte  ein- 
tragen zu  lassen; 

4.  Bilanz  aufzustellen  und  Rechnung  zu  legen. 

Titel  ni. 
Ton  der  Firma. 

19.  Jeder  Kaufmann  hat  unter  einem  Namen,  der  seine  Firma 

darstellt,  den  Handel  zu  betreiben  und  alle  darauf  bezüglichen  Urkunden 
zu  unterzeichnen.^) 

Einz.  §.   Die  namenlosen  Gesellschaften  (anonjinen  Gesellschaften, 

Aktiengesellschaften)  indessen  sollen  unabhängig  von  jeder  Firma 

bestehen  und  nur  durch  eine  besondere  Benennung  bezeichnet  werden, 

auf  welche  die  auf  die  Firmen  bezüglichen  Bestimmungen   des 

gegenwärtigen  Gesetzbuches  Anwendung  finden. 


1)  Dieser  Abschnitt  berutt  wesentlich  auf  dem  Deutschen  H.G.B. ;  jedoch 
sondert  das  Gesetzbuch  die  Kleinkaufleute,  (Höker,  Trödler,  Hausirer,  Gast- 
wirthe  u.  s.  w.)  bezüglich  des  Finnenrechts  von  den  anderen  Kaufleuten  nicht 
aus,  wie  das  Deutsche  H.G.B.  (Art.  10,  cf.  H.  d.  E.,  Band  IL  S.  315.) 
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20.  Der  Kaufmann,  welcher  nicht  mit  einem  Anderen  eine  Gesellschaft 
eingegangen  ist,  darf  als  Firma  nur  seinen  Namen  wählen,  vollständig  oder 
abgekürzt,  wie  es  zur  vollkommenen  Identifidrung  seiner  Persönlichkeit  noth- 
wendig  ist,  wobei  er,  wenn  er  es  für  angemessen  hält,  die  Handels- 
branche, die  er  betreibt,  hinzuiügen  kann. 

21.  Die  Firma  einer  Gesellschaft  unter  Kollektivnamen  (offene 
Handelsgesellschaft)  muss,  wenn  sie  nicht  alle  Gesellschafter  einzeln  auf- 
fuhrt, wenigstens  den  Namen  oder  die  Firma  eines  von  ihnen  enthalten,  mit 
dem  abgekürzten  oder  vollständigen  Zusatz  „und  Kompagnie". 

22.  Die  Firma  der  Kommanditgesellschaften  muss  wenigstens  den 
Namen  eines  der  Gesellschafter,  welche  unbeschränkt  haften,  und  einen 
Zusatz  enthalten,  welcher  das  Vorhandensein  einer  Kommanditgesell- 
schaft anzeigt. 

Einz.  §.   Die  Namen  der  Kommanditisten  dürfen  nicht  in  der  Ge- 
sellschaf tsürma  enthalten  sein. 

23.  Die  Benennung  der  namenlosen  Gesellschaften  muss  möglichst 
ihren  Gegenstand  erkennen  lassen,  indem  sie  in  keinem  Fall  Namen  von 
Gesellschaftern  oder  anderen  Personen  enthalten  darf,  und  sie  muss  mit 
den  Worten  „Namenlose  Gesellschaft,  mit  beschränkter  Haft- 
barkeit*' beginnen  oder  schliessen. 

24.  Der  Erwerber  einer  ^)  Handelsniederlassung  kann  dieselbe 
unter  der  nämlichen  Firma  fortführen,  wenn  die  Betheiligten  darin 
willigen,  indem  er  eine  Bezeichnung  seines  Nachfolgeverhältnisses,  voi- 
behaltlich  der  Bestimmungen  der  vorhergehenden  Artikel,  hinzufügt. 

Einz.  §.    Verboten  ist  der  Erwerb  einer  Handelsfirma  ohne  denjenigen 
der  Handelsniederlassung,  mit  welcher  erstere  verbunden  ist. 

25.  Wenn  eine  Gesellschaft  eine  Aenderung  durch  den  Eintritt, 
Austritt  oder  Tod  eines  Gesellschafters  erleidet,  so  kann  dessenunge- 
achtet die  Gesellschaftsfirma  die  nämliche  bleiben,  wobei  es  jedoch  in 
dem  Falle,  dass  letztere  den  Namen  des  Gesellschafters  enthält,  welcher 
austritt  oder  verstirbt,  der  Einwilligung  desselben  oder  seiner  Erben  be- 
darf, und  zwar  muss  die  betreffende  Genehmigung  schriftlich  erfolgen 
und  veröffentlicht  werden. 

26.  Jeder  Kaufmann  muss,  um  die  Rechte,  welche  ihm  als  solchem 
dieses  Gesetzbuch  zuerkennt,  und  den  Schutz,  welcher  der  Firma  ge- 
währt ist,  zu  gemessen,  dieselbe   in   das    Handelsregister   des    Bezirks 


^)  sc.  bestehenden;  cf.  Deutsches  H.G.B.  Art.  22,  nach  welchem  ein  das 
Naclifolgeverhältniss  andeutender  Zusatz  nicht  obligatorisch  ist. 
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eintragen  lassen,  in  welchem  er  seine  Hauptniederlassung  und  etwaige 
Zweigniederlassungen  hat. 

27.  Die  Firma,  die  jeder  Kaufmann  anzunelunen  hat,  muss  sich 
völlig  von  denjenigen  unterscheiden,  welche  in  dem  betreffenden  Bezirk 
registrirt  sind. 

28.  Der  ungesetzliche  Gebrauch  einer  Handelsfirma  giebt  den 
Interessenten  das  Recht,  das  Verbot  eines  solchen  Gebrauches  und  die 
Entschädigung  lür  Verluste  und  Schäden  zu  fordein,  unbeschadet  der 
strafrechtlichen  Verfolgung,  wenn  dazu  Anlass  ist. 

Titel  IV. 
Ton  der  Bnchffihrnng. 

29.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  Bücher  zu  führen,  welche 
leicht,  klar  und  genau  seine  Handelsuntemehmungen  und  sein  Vermögen 
erkennen  lassen. 

30.  Die  Zahl  und  Art  der  Bücher  eines  Kaufmanns  und  die 
Art  ihrer  Einrichtung  sind  völlig  dem  Ermessen  desselben  überlassen,  mit 
der  Massgabe,  dass  er  diejenigen  Bücher  besitzen  muss,  welche  das 
Gesetz  als  unerlässlich  bezeichnet. 

31.  Unerlässlich  sind  für  jeden  Kaufmann  die  folgenden  Bücher: 
Inventar-  und  Bilanzenbuch; 

Tagebuch  (Diarium); 
Hauptbuch ; 
Copirbuch. 
Einz.  §.    Für    die    Gesellschaften    ist    ausser    den    aufgeführten 
noch  ein  weiteres  Buch  lür  Protokolle  ^  unerlässlich. 

32.  Das  Inventarienbuch  und  das  Tagebuch  2)  sind,  ehe  Ein- 
tragungen erfolgen,  dem  Präsidenten  des  Handelsgerichts  desjenigen  Be- 
zirks, in  welchem  sie  gebraucht  werden  sollen,  vorzulegen,  damit  sie 
entweder  durch  ihn  selbst,  oder  durch  einen  seiner  dazu  beauftragten 
Gerichts-Sekretäre  {Gerichtsschreiber),  numerirt  und  parafirt,  und 
dann  durch  einen  der  Gerichts-Sekretäre  (Gerichtsschreiber)  mit  einem 
Eröffnungsvermerk,  und  auf  der  letzten  Seite  mit  einem  Schlussvermerk 
vei"sehen  werden.  Beide  Vermerke  sind  durch  den  Richter  zu  beglaubigen. 


1)  Sog.  Buch   der   Beschlüsse,  entsprechend  dem  Spanischen  Hecht. 
Art.  33.  (cf.  H.  d.  E.  Band  V,  1,  S.  7.) 

2)  "Die  andern  Bücher  nicht. 
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§  1.  In  den  Gerichtsbezirken  von  Lissabon  und  von  Porto  kann 
jeder  Notar  mit  der  Numerirung  und  Paraflrung  betraut  werden. 

§  2.  Wenn,  nachdem  diese  Numerirung  und  Paraflrung  begonnen 
hat,  der  Richter  oder  der  anstatt  seiner  mit  der  Ausfuhrung 
Beauftragte  sie  nicht  beenden  kann,  so  ist  sie  von  dem  ge- 
setzlichen Vertreter  oder  dem  neu  ernannten  Kommissar  fort- 
zuführen, und  der  Gerichts-Sekretär  {Gerichtsschreiber)  hat 
diesen  Umstand  in  dem  Schlussvermerk  zu  ei'wähnen. 

33.  Das  Inventarien-  und  Bilanzen-Buch  hat  mit  der  Ein- 
tragung der  gesammten  Aktiva  und  Passiva  des  Kaufmanns  zu  be- 
ginnen, wobei  die  Differenz  zwischen  beiden  das  Kapital  bestimmt,  mit 
welchem  er  sein  Geschäft  beginnt;  dies  Buch  dient  dazu,  um  in  dasselbe 
innerhalb  der  gesetzlichen  Fristen  die  zu  ziehenden  Bilanzen  einzutragen 

34.  Das  Tagebuch  dient  dazu,  dass  die  Kaufleute  Tag  tttr  Tag 
nach  der  Ordnung  der  Daten  in  gesonderten  Eintragungen  jedes  ihrei 
Handelsgeschäfte  vermerken,  welches  ihren  Vermögensstand  ändert  oder 
ändern  kann. 

§  1.  Wenn   die    Geschäfte,    welche    bestimmte   Posten   betreften, 
überaus  zahlreich  sind,  oder  wenn  sie  ausserhalb  des  handelsrecht- 
lichen Domicils  stattgefunden  haben,  so  können  die  bezüglichen 
Eintragungen  im  Tagebuch  und  unter  einem  Posten  wöchent- 
lich, vierzehntägig  oder  monatlich  vermerkt  werden,  falls  die 
Buchführung  Hilfsbücher  aufweist,  in  denen  mit  Eegelmässig- 
keit  und  Klarheit  und  in  der  zeitlichen  Ordnung,  in  welcher 
sie  stattgefunden  haben,  alle  partiellen  Geschäfte,  die  in  der 
Eintragung  des  Tagebuchs  zusammengefasst  sind,  aufgeschrieben 
werden. 
§  2.  Die  Kaufleute  des  Kleinhandels 0  sind  nicht  verpflichtet  im 
Tagebuch  im  Einzelnen  ihre  Verkäufe  einzutragen,  vielmehr 
genügt  es,  wenn  sie  den  Erlös  oder   das  Geld,  welches  sie 
einnehmen,     für    jeden     Tag     vermerken,     wie     auch    das- 
jenige, welches  sie  kreditirt  haben. 
35.     Das  Hauptbuch  dient  dazu,  den  Fortgang  (movimento)  aller 
in  dem  Tagebuch  vermerkten  Geschäftsvorfälle  zu  registriren,  geoi-dnet 
mit  Bezug  auf  jedes  einzelne   der   respektiven   Konten   nach   Soll   und 
Haben,  um  den  Stand  und  die  Lage  jedes  derselben  zum  Ausdruck  zu 


^)  Dieser  §  enthält  die   einzige  Sonderbestimmung  ftir   KleinkauHeute  be- 
züglich ihrer  Buchführung. 
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bringen,  ohne  dass  es  nothwendig  wäre,  auf  eine  Prüfung  und  Scheiduug 
aller  Eintragungen,  wie  sie  zeitlich  im  Tagebuch  vermerkt  sind,  zurück- 
zugehen. 

36.  Das  Kopirbnch  dient  dazu,  in  dasselbe  mit  der  Hand  oder 
mittelst  Maschine,  vollständig,  chronologisch  geordnet  und  hinter  ein- 
ander die  ganze  Korrespondenz  und  die  Telegi^amme,  die  der  Kaufinann 
absendet,  zu  übertragen. 

37.  Die  Protokollbücher  der  Gesellschaften  dienen  dazu,  darin  die 
Pi-otokolle  der  Versammlungen  von  Gesellschaftern,  Betheiligten  oder 
von  Verwaltern  einzutragen,  wobei  jedes  derselben  das  Datum,  an 
welchem  es  aufgenommen  ist,  die  Namen  der  Anwesenden,  die  abgegebenen 
Stimmen,  die  gefassten  Beschlüsse,  und  alles  sonstige,  was  dazu  dienen 
kann,  es  übersichtlich  zu  machen  und  zu  begründen,  zum  Ausdruck 
fndngen  muss ;  dieselben  sind  von  dem  Bureau,  wenn  ein  solches  bestand, 
und  wenn  ein  solches  nicht  bestand,  von  den  Anwesenden  zu  unterzeichnen. 

38.  Jeder  Kaufmann  kann  seine  kaufmännische  Buchführung 
"selbst  oder  durch  eine  andere  Person,  die  er  zu  diesem  Behuf  beauftragt, 
besorgen. 

Einz.  §.  Wenn  der  Kaufmann  niclit  eigenhändig  die  Buchführung 
besorgt,  so  wird  vermuthet,  dass  er  diejenige  Person  beauftragt 
hat,  welche  sie  besorgt. 

39.  Die  kauftnännischen  Bücher  sind  ohne  leere  Zwischenräume, 
Zwischenschreibungen,  Rasuren  oder  ßandvermerke  zu  führen. 

Einz.  §.  Wenn  ein  Irrthum  oder  eine  Auslassung  bei  einer  Ein- 
tragung vorgekommen  ist,  so  ist  dies  mittelst  einer  Gegen- 
buchung (Ristornirung)  wieder  auszugleichen. 

40.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  die  Briefe  und  Telegramme, 
welche  er  empfängt,  die  Urkunden,  welche  Zahlungen  beweisen,  und 
seine  Handelsbücher  aufzubewahren,  und  zwar  sämmtlich  während  eines 
Zeitraumes  von  zwanzig  Jahren.^) 


1)  Früher  vob  30  Jahren:  Art.  223  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV,  S.  158),  nach 
Deutschem  Recht  Art.  33  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bandll  S.  318),  Französischem 
Recht  Art.  11  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  II  S.  532),  Italienischem  Recht 
Art.  26  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  II  S.  211)  10  Jahre:  nach  Spanischem  Recht 
Art.  49  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  VI  S.  10)  während  des  Geschäftshetriebes  und 
weiterer  fünf  Jahre  nach  der  Liquidation:  endlich  nach  Chilenischem  Recht 
Art.  44  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  zweite  Auflage  S.  697)  bis  zur  Beendigung  der 
Liquidation. 
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41.  Keine  Behörde,  kein  Gericht  oder  Tribunal  kann  eine  Dui'ch- 
suchung  oder  eine  Massnahme  anordnen,  um  zu  torschen,  ob  der  Kauf- 
mann seine  Handelsbücher  pflichtgemäss  führt  oder  nicht. 

42.  Die  gerichtliche  Vorlegung  der  Handelsbücher  in  ihrer  Ge- 
sammtheit  und  diejenige  der  Urkunden,  die  auf  sie  Bezug  haben,  kann 
zu  Gunsten  der  Interessenten  bei  Streitigkeiten  in  Folge  von  Universal- 
succession,  Gemeinschaft  oder  Gesellschaft  und  im  Fall  eines  Falliments 
angeordnet  werden. 

43.  Ausser  den  im  vorstehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen 
kann  die  Prüfung  der  Bücher  und  Urkunden  der  Kaufleute  auf  Antrag 
einer  Partei  oder  von  Amtswegen  vorgenommen  werden,  wenn  derjenige, 
auf  den  sie  Bezug  haben,  bei  dem  Streit,  in  welchem  solche  Vorlegung 
gefordert  wird,  Interesse  hat  oder  haftbar  ist. 

Einz.  §.  Die  Prüfung  der  Bücher  und  Urkunden  des  Kaufmanns 
hat,  wenn  Anlass  dazu  ist,  in  seinem  Comtoir  und  in  seiner 
Gegenwart  zu  erfolgen  und  hat  sich  auf  Feststellung  und 
Ausziehung  dessen  zu  beschränken,  was  auf  die  einzelnen  Punkte 
Bezug  hat,  die  mit  der  Streitfrage  im  Zusammenhang  stehen. 

44.  Die  Handelsbücher  können  vor  Gericht  zugelassen  werden, 
um  Beweis  unter  Kaufleuten  über  Thatiunstände  ihres  Handelsbetriebes 
zu  machen,  nach  folgenden  Massgaben: 

1.  Die  Eintragungen  in  den  Handelsbüchern,  auch  wenn  diese 
regelrecht  gefühi-t  sind,  beweisen  gegen  die  Kaufleute,  welchen 
sie  gehören;  aber  die  Parteien,  welche  solche  Eintragungen  für 
sich  in  Anspruch  nehmen,  müssen  gleichfalls  diejenigen  acc^p- 
tiren,  welche  ihnen  nachtheilig  sind; 

2.  Die  Eintragungen  in  den  regelrecht  geführten  Handelsbüchem, 
beweisen  zu  Gunsten  ihrer  betreffenden  Eigenthümer,  sofern 
nicht  die  andere  Partei  entgegenstehende  Eintragungen  in 
Büchern,  die  in  der  nämlichen  Weise  geführt  sind,  vorlegt,  oder 
das  Gegentheil  beweist; 

3.  Wenn  aus  der  Vergleichung  der  regelrecht  geführten  Handels- 
bücher der  beiden  Parteien  ein  widersprechendes  Beweis- 
ergebniss  erwächst,  so  hat  das  Gericht  nach  dem  Gewicht  der 
anderen  Beweise  des  Prozesses  den  Streit  zu  entscheiden. 

4.  Wenn  zwischen  den  Eintragungen  der  Bücher  der  beideix  Kauf- 
leute Widerspruch  besteht,  und  diejenigen  des  einen  regelrecht, 
diejenigen   des    anderen   nicht   regelrecht  geführt   sind,   so  be- 
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weisen  jene  gegen  diese,  vorbehaltlieh  des  Gegenbeweises 
durch  andere  in  dem  Verfahren  zulässige  Beweismittel. 
Einz.  §.  Wenn  ein  Kauftnann  keine  Handelsbticher  hat  oder  sich 
weigert,  sie  vorzulegen,  so  beweisen  gegen  ihn  diejenigen  der 
anderen  Partei,  wenn  sie  vorschriftsmässig  geführt  sind,  ausge- 
nommen wenn  das  Nichtvorhandensein  der  Bücher  durch  einen 
Fall  höherer  Gewalt  verursacht  ist;  immer  vorbehaltlich  des 
Gegenbeweises  wider  die  vorgebrachten  Eintragungen  durch 
anderweite  im  Verfahren  zulässige  Beweismittel. 

Titel  V. 

Tom  Handelsregister.^) 

46.  In  dem  Sekretariat  (der  Gerichtsschreiberei)  eines  jeden  der 
Handelsgerichte,^)  ist  unter  Verantwortung  des  betreffenden  Gerichts- 
Sekretärs  (Gerichtsschreibers),  welcher  in  dieser  Eigenschaft  als  Staats- 
beamter öffentlichen  Glauben  hat,  ein  Handelsregister  zu  fuhren. 

46.  Das  Handelsregister  hat  zu  enthalten: 

1.  Die  Matrikel  der  Kaufleute  unter  ihrem  Personalnamen; 

2.  Die  Matrikel  der  Gesellschaften; 

3.  Die  Matrikel  der  Handelsschiffe,  in  den  Sekretariaten  der 
Handelsgerichte  mit  Sitz  in  den  durch  die  Regierung  bestimmten 
Ortschaften ; 

4.  Das  Verzeichniss  der  Akte,  die  der  Registrirung  untenvorfen  sind. 

47.  Die  Matrikulirung  der  Kaufleute  unter  Personalnamen  ist 
fakultativ;  diejenige  der  Gesellschaften  und  diejenige  der  Schiffe  ist 
obligatorisch.^ 

48.  Die  nicht  matrikulirten  Kaufleute  unter  Personalnamen  können 
keinen  Akt  in  das  Handelsregister  eintragen  lassen. 


1)  Dieser  Titel  lehnt  sich  an  das  Spanische  Recht,  Art.  16  flg.  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  V  1,  S.  4.)  an.  Hierzu  Ausführungsverordnung  (Reglement)  vom 
Ib.  Nov.  1888»  welche  die  Einrichtung  und  die  Führung  eines  Handelsregisters 
eingehend  regelt. 

2)  Auf  Grund  der  Verordnung  vom  29.  März  1890  besteht  in  jedem  Bezirk 
eines  Grerichts  erster  Instanz  ein  'Handelsgericht:  dasselbe  setzt  sich  aus  einem 
rechtsgelehrten  Richter  und  mehreren  Kaufleuten  zusammen.  Die  Rechtsfragen 
werden  vom  Richter,  die  Thatfragen  von  den  kaufmännischen  Beisitzern  ent- 
schieden. 

^  Abweichend  vom  früheren  Recht,  tibereinstimmend  mit  dem  Spanischen 
Recht  Art.  17  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  V,  1,  S.  5). 
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49.    Unterworfen  sind  der  Eintragung  in  das  Handelsregister: 

1.  Die  Ermächtigung  für  die  Ehefrau,  Handel  zu  treiben  oder  an 
einer  Handelsgesellschaft  theilzunehmen,  bei  welcher  sie  un- 
beschränkte Haftbarkeit  übernimmt ,  die  gerichtliche  Er- 
mächtigung der  Frau,  ihr  eigenes  Vermögen  in  Abwesenheit 
oder  bei  Behinderung  des  Mannes  zu  verwalten,  und  dei- 
Widerruf  der  ertheilten  Ermächtigung; 

2.  Öie  Ehekontrakte  der  Kaufleute; 

3.  Die  Rechtsansprüche  bezüglich  Gütertrennung  und  Interdiktion, 
welche  Kaufleute  betreffen; 

4.  Die  schriftlichen  Vollmachten  (Prokuren),  welche  kaufmännischen 
Beauftragten  ertheilt  worden  sind,  und  die  darauf  bezüglichen 
Aenderungen,  Verzichte  und  Widerrufe; 

5.  Die  Urkunden  über  Emchtung  und  Verlängerung  einer  Gesell- 
schaft, Aenderung  der  Firma,  des  Gegenstandes,  des  Sitzes 
oder  des  Domicüs  der  Gesellschaft,  Modifikation  der  Statuten, 
Reformirung,  Minderung  oder  Erneuerung  des  Kapitals,  Auf- 
lösung und  Fusion,  Cession  des  Antheils  eines  Gesellschafters 
mit  Kollektivnamen  an  einen  anderen,  und  im  Allgemeinen  all 
und  jede  Aenderung  in  dem  Gesellschaftsvertrage; 

6.  Die  Emissionen  von  Aktien,  Obligationen,  Uebertragungs- 
scheinen  (Cedulas)  oder  allgemeinen  Verpflichtungsscheine  der 
Gesellschaften  oder  von  Privaten; 

7.  Die  Emissionen  von  Banknoten; 

8.  Die  Verträge,  betreffend  Erbauung,  Hauptreparatur,  Erwerb, 
üebertragung,  Verhypothecirung  von  Schiffen  und  die  Ab- 
änderungen und  Widerrufe,  die  bezüglich  derselben  stattfinden; 

9.  Der  Arrest  und  das  Pfand  auf  Schiffe. 

Einz.  §.  Es  kann  auch  die  Registrirung  von  Ehekontrakten  eines 
Verlobten  oder  Ehegatten  stattfinden,  obschon  er  nicht  Kauf- 
mann ist. 

50,  Die  Bücher,  welche  zum  Handelsregister  dienen  sollen,  sind 
vor  ihrer  Ingebrauchnahme  nach  Massgabe  der  Vorschriften  im  Art.  32 
zu  legalisiren. 

51.  Die  Matrikel  der  Kaufleute  hat  die  Handelsflnna  des  Matri- 
kulirten,  die  Art  des  Handels,  den  er  betreibt,  das  Datum,  an  welchem 
er  seine  Geschäfte  angefangen  hat  oder  anfingen  soll,  und  das  Domizil 
mit    spezieller   Anführung   der   Zweigniederlassungen,    die  er  etwa  er- 
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richtet  hat,  anzugeben,   unbeschadet   der   Matrikulation  jeder   einzelnen 
der  letzteren  bei  dem  zuständigen  Register. 

§.  1.  Wenn  ein  Kaufmann  die  Matrikulation  erlangt,  und  nicht  in 
der  Matrikel  der  Gewerbesteuer  eingetragen  ist,  so  hat  der 
Gerichtssekretär  (Gerichtsschreiber)  dem  betreffenden  Steuer- 
beamten Mittheilnng  zu  machen. 
§  2.  Jede  Modifikation,  jede  Veränderung,  jedes  Erlöschen  einer 
Handelsfirma  muss  unter  Bezugnahme  auf  die  zuständige 
Matrikel  vermerkt  werden. 

52.  Die  Matrikel  der  Schiffe  hat  anzugeben:  den  Namen  des  Schiffes, 
seinen  Tonnengehalt  in  Brutto,  die  Ausrüstung,  das  System  und  die  Kraft  der 
Maschinen, —  wenn  es  ein  Dampfschiff  ist — ,  Ort  und  Zeit  der  Erbauung  des 
Schiffskörpers  und  der  Maschinen,  das  Material  des  Schiffskörpers  die 
Hauptgrössenverhältnisse,  das  Erkennungszeichen,  welches  dasselbe  im 
internationalen  Zeichenregister  hat,  und  die  Namen  und  Domizile  des  Eigen- 
thümers  und  diejenigen  der  Theilhaber,  sofern  solche  vorhanden  sind. 

Einz.  §.  Ist  das  Schiff  versichert  oder  klassifizirt,  so  sind  die  be- 
treffenden Urkunden  vorzulegen,  damit  sie  im  Auszug  in  das 
Register  aufgenommen  werden. 

53.  Die  Matrikulation en  und  Eintragungen  sind  im  Auszug  und 
mit  Erwähnung  der  betreffenden  Urkunden  und  Erklärungen  in  der 
Zeitfolge  der  Vorlegung  zu  bewirken. 

§  1.  Die  Eintragungen,  betreffend  die  Kaufleute  und  die  Schiffe, 
sind  inuner  mit  Erwähnung  der  bezüglichen  Matrikeln  zu 
bewirken;  und  diejenigen,  betreffend  die  Nichtkaufleute,  mit 
Erwähnung  der  Angaben  ihrer  Namen,  ihres  Standes,  ihres 
Gewerbes  und  Wohnsitzes. 

§  2.  Die  vorgelegten  Urkunden  und  Erklärungen  sind  in  dem  be- 
treffenden Sekretariat  aufzubewahren. 

54.  Die  im  Ausland  errichteten  Gesellschaften,  welche  im  König- 
reich eine  Zweigniederlassung  oder  irgend  eine  Art  von  Gesellschafts- 
vertretung ins  Leben  zu  rufen  wünschen,  haben  dem  Handelsregister  ausser 
den  Urkunden,  die  von  den  Inländern  gefordert  werden,  eine  Be 
scheinigung  des  betreffenden  Portugiesischen  Konsularagenten  darüber, 
dass  sie  im  Einklang  mit  den  Gesetzen  des  betreffenden  Landes  er- 
richtet sind  und  funktioniren,  vorzulegen. 

55.  Es  ist  ein  provisorisches  Register  einzurichten,  das  in  dem 
nämlichen  Buche  geführt  werden  muss,  in  welchem  die  endgiltigen  Ein- 
tragungen erfolgen. 

Borchardt,  Portngiesiflchod  Handel8(3;esetzbach.  2 
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Einz.  §.    Es  können  provisorisch  registrirt  werden: 

1.  Die  Ehekontrakte; 

2.  Die  in  No.  3  des  Artikels  49  erwähnten  Bechtsansprüche ; 

3.  Die  Urkunden  betr.  üebertragung  und  Verhypothecisirung  von 
SchiflFen ; 

4   Die  Titel  betr.  vorläufige  Gründung  der  Aktiengesellschaften ; 

5.  Die  Gesellschaftsprotokolle,  welche  die  Beschlüsse  über 
Minderung  des  Gesellschaftskapitals,  Fusion  oder  Ver- 
längerung der  Gesellschaft  enthalten; 

6.  Im  Allgemeinen  alle  im  Art.  49  erwähnten  Urkunden,  bezüglich 
deren  der  Sekretär  Zweifel  hat,  ob  ihnen  die  Legalitat 
beiwohnt,  um  zu  der  endgiltigen  Registrirung  zugelassen 
zu  werden. 

56.  Die  nach  Massgabe  des  vorstehenden  Artikels  provisorisch 
vorgenommenen  Registriningen  werden  auf  folgende  Weise  in  endgiltige 
verwandelt : 

diejenige  der  No.  1:   durch  Vorlegung  der  betreifenden  Heiraths- 

urkunde ; 
diejenige  der  No.  2:    durch  das  zuständige  Ui*theil,  nachdem  das- 
selbe Rechtskraft  erlangt  bat; 
diejenige  der  No.  3:    durch  den  Titel,  durch  welchen  der  Vertrag 

perfekt  wird; 
diejenige  der  No.  4:    durch  die   im  §  8  des  Artikels   164  gefor- 
derten Urkunden; 
diejenige  der  No.  5:    durch  die    urkundliche   Bescheinigung,    dass 
kein  Widerspruch  gegen  die  Beschlüsse  vorgelegen  hat,  oder 
dass  der  nach  Massgabe  des  Artikels  116,  Einz.  §,  erhobene 
Widerspruch  für  ungerechtfertigt  erachtet  ist; 
diejenige  der  No.  6:    durch     die     rechtskräftig    gewordene    Ent- 
scheidung,  welche  den  Zweifel  des  Sekretärs  für  ungerecht- 
fertigt erklärt. 
§  1.  Die  provisorischen  Registriningen   behalten,   wenn   sie   in 
endgiltige  verwandelt  sind,  die  Rangordnung,  welche  sie 
als  provisorische  hatten. 
§  2.  Die    provisorischen    Registrirungen ,   welche   nicht    in   der 
Frist  von  sechs  Monaten,  gerechnet  von  ihrem  Datum  ab,  zu 
emJgiltigen  erklärt  sind,  werden  gelöscht. 
§  3.  Ausgenommen  von  der  Bestimmung  des  vorstehenden  Para- 
graphen sind: 
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1.  Die  provisorische  Registrirung  einer  Klage,  welcher  alle 
ihre  Wirkungen  erhalten  bleiben,  solange  der  Rechts- 
streit dauert; 

2.  Die  provisorische  Registrirung  der  Akte,  bei  denen 
der  Sekretär  Zweifel  hat,  ob  ihnen  die  Legalität  beiwohnt, 
um  zu  der  endgiltigen  Registrirung  zugelassen  zu  werden ; 
denselben  bleiben  alle  ihre  Wirkungen  so  lange  erhalten, 
bis  der  Widerspruch,  der  gegen  sie  eingelegt,  end- 
giltig  entschieden  ist,  wenn  nur  bei  der  betreffenden 
Eintragung  binnen  dreissig  Tagen  nach  ihrem  Datum 
eine  Bescheinigung  vermerkt  wurde,  dass  solcher  Wider- 
spruch erhoben  ist. 

57.  Die  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  unterworfenen 
Akte  erlangen  Wirkung  gegen  Dritte  erst  von  dem  Datum  der 
Kegistrirung  und  in  der  Rangordnung,  in  welcher  diese  erfolgt  ist. 

§  1.  Wenn  indessen  die  erwähnten  Akte  auch  der  Registrirang 
bei  der  Grundsteuer  unterworfen,  und  bei  dieser  ver- 
merkt sind,  so  erlangen  sie  nach  Massgabe  dieses  Aitikels 
in  handelsrechtlicher  Beziehung  Wirksamkeit  von  dem  Datum 
jener  Registrirung  an,  unabhängig  davon,  ob  sie  im  Handels- 
register eingetragen  sind. 

§.  2.  Die  Ehekontrakte  von  Nichtkaufleuten  bewahren  nach  Mass- 
gabe des  Civilgesetzes  auch  in  handelsrechtlicher  Beziehung 
alle  ihre  Wirkungen,  unabhängig  von  der  Registrirung,  welche 
ihnen  nach  dem  einz.  §  des  Artikels  49  offen  steht,  bis 
zu  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Betheiligten  Eaufleute 
werden,  sofern  sie  dies  überhaupt  werden. 

58.  Legitimirt,  die  Registrirung  der  dieser  unterworfenen  Akte 
zii  beantragen,  sind  folgende  Personen: 

1.  Die  immatrikulirten  Eaufleute,  bezüglich  der  Akte,  die  sie 
betreffen ; 

2.  Die  Verlobte  oder  die  Ehefrau,  und  zwar  letztere  als  solche 
unabhängig  von  der  Ermächtigung  des  Ehemannes,  ihre  Eltein, 
Bruder,  grossjährigen  Kinder  oder  andere  Verwandte,  sowie  die 
gesetzlichen  Vertreter  oder  diejenigen,  welche  es  gewesen  sind, 
bezuglich  der  Registrirung  der  betreffenden  Ehekontrakte; 

3.  Die  Eigenthümer  und  Erwerber  von  Schiffen,  oder  ihre  Kon- 
signatare und  Korrespondenten  (Agenten),  bezüglich  der  Ma- 
trikulimng  und  Uebertragung  von  (den  betreffenden)  Schiffen; 
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4.  Die  Gläubiger,  welche  Hypothek,  Pfand  oder  Arrest  an 
Schiffen  haben,  bezüglich  der  Eintragung  dieser  Akte. 

Einz.  §.  In  den  Fällen  der  Nummern  2  und  4  dieses  Artikels 
hat  die  Registrirung  zu  erfolgen,  indem  bei  dieser  Gelegenheit 
die  Matrikel  für  einen  Kaufinann  oder  ein  Schiff,  wenn  sie  noch 
nicht  eröffnet  war,  eröffnet  wird,  oder  indem  darin  die  Bezeich- 
nung der  Nichtkaufleute,  welche  es  betrifft,  nach  Einsicht  der 
durch  die  Antragsteller  vorgelegten  Urkunden  und  Erklärungen, 
vermerkt  wird. 

59.  Die  Registiirungen  können  ganz  oder  theilweise  gelöscht 
werden',  wenn  durch  eine  ausreichende  Urkunde  die  vollständige 
Tilgung  der  Verbindlichkeit  oder  der  Verpflichtung,  oder  der  Wegfall  der 
Thatsache,  welche  zur  Registrirung  Veranlassung  gegeben  hat,  be- 
wiesen wird. 

§  1.  Die  Löschung  besteht  iu  einem,  durch  den  Sekretär  (Gerichts- 
schreiber) am  Rand  der  betreffenden  Registrirung  bewirkten 
Vermerk,  laut  dessen  diese  ganz  oder  zum  Theil  gelöscht  wird. 

§  2.  Anwendung  auf  die  Löschungen  findet  die  Bestimmung  im 
^  2  des  Art.  53. 

60.  Die  Sekretäre  (G^richtsschreiber)  der  Handelsgerichte  sind 
verpflichtet,  in  die  Register,  in  die  aufbewahrten  Urkunden  und  Erklärungen 
jede  Person,  die  es  verlangt,  Einblick  nehmen  zu  lassen,  und  jedem, 
ohne  besondere  Ermächtigung,  die  Bescheinigungen  —  positive  oder 
negative  —  zu  gewähren,  welche  von  ihm  gefordert  werden. 

61.  In  den  Fällen,  in  denen  die  Sekretäre  (Gerichtsschreiber j  der 
Handelsgerichte  Bedenken  tragen  oder  sich  weigern,  eine  Registrii'ung 
oder  eine  Löschung  vorzunehmen,  hat  die  Beschwerde  bei  dem  zuständigen 
Richter  zu  erfolgen. 

Titel  VI. 
Ton  der  Bilanz  and  der  Bechnaugslegaug. 

62.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  eine  jährliche  Bilanz  seiner 
Aktiva  und  Passiva  in  den  drei  ersten  Monaten  jeden  Jahres  zu  ziehen 
und  dieselbe  in  das  Inventarien-  und  Bilanzenbuch  pflichtmässig  unter- 
zeichnet einzutragen. 

63.  Die  Kaufleute  sind  verpflichtet,  Rechnungen  zu  gewähren:  bei 
einzelnen  Geschäften,  bei  Erledigung  jedes  derselben;  bei  den  Handels- 
Transactionen  von  Portdauer,  am  Schlüsse  jedes  Jahres ;  und  beim  Konto- 
korrentvertrage zur  Zeit  der  Beendigung  (des  Abschlusses). 
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Titel  Vn. 

Von  den  Mäklern  (Dos  Con*etores).  ^) 

64.  Das  Amt  eines  Mäklers  ist  persönlich,  öffentlich,  viril  und 
wird  kraft  Königlicher  Ernennung  besetzt. 

<>5.  Die  Ernennung  als  Mäkler  kann  nur  auf  einen  Portugiesischen 
Büi-ger  —  einheimischen  oder  naturalisirten  —  fallen,  der,  abgesehen 
von  der  Fähigkeit  zum  Handelsbetriebe,  einen  guten  Euf  geniesst,  und 
bei  einer  Bewerbung  geeignet  gefunden  wird. 

Einz.  §.   Der  ernannte  Mäkler  kann  einen,  durch  den  Gouverneur  be- 
stätigten Gehülfen  haben,  der  ihn  im  Fall  gerechtfertigter  Behinde- 
rung zu  vertreten*)  hat,  und  für  dessen  Handlungen  er  haftbar  ist. 
«6.     Die  Thätigkeit  der  Mäkler  besteht  darin: 
1.  Für  ihre  Kommittenten  Waaren,  Schiffe,  öffentliche  Werthe,  Aktien 


1)  Der  Makler  (bemerkt  der  Ministe rialbericht  S.  XXIX)  erfüllt  eine 
wichtige  Stelle  im  Leben  einer  industriellen  Nation,  denn  er  ist  das  Band 
(o  la^o)  zwischen  dem  Käufer  und  Verkäufer,  zwischen  Produzenten  und  Kon- 
sumenten, zwischen  dem  Industriellen  und  dem  Kau6nann,  Eine  Unter- 
scheidung zwischen  Waarenmäklern  (Corretores  de  mercadorias)  und 
Wechselagenten  (agentes  de  cambio)  ist  nicht  gemacht.  Eine  solche  er- 
schien, wie  der  Bericht  ausführt,  ehedem  zulässig,  weil  das  Geld  oder  die  das- 
selbe repräsentirenden  Werthtitel  nicht  als  Waare  angesehen  wurden,  Jetzt 
habe  die  ökonomische  Wissenschaft  andere  Prinzipien  und  deshalb  würde  die 
Unterscheidung  der  Funktionen  ein  Anachronismus  sein.  Als  weitere  Streit- 
frag^e  wird  in  dem  Bericht  erwogen,  ob  das  Mäklergewerbe  freizugeben  oder  von 
der  Ernennung  durch  die  Regierung  abhängig  zu  machen  sei.  Vom  Standpunkt  der 
Wissenschaft  und  Doktrin  müsste  aUerdings  dem  Kaufinann  thunlichst  die 
Möglichkeit  gegeben  werden,  sich  einen  Mittelsmann  für  sein  Geschäft  nach 
seinem  Vertrauen  zu  suchen;  aus  praktischen  Gründen  habe  es  sich  jedoch  em- 
pfohlen, von  der  Freigebimg  des  Gewerbes  Abstand  zu  nehmen,  da  weder  die 
Gebräuche  imd  Gewohnheiten  der  Portugiesischen  Handelsbörse  noch  der  Mangel 
an  einer  eigentlichen  kaufmännischen  Bildung  eine  solche  gestatteten.  — 

Nach  früherem  Recht,  Art.  106  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E..  Band  IV  S.  141)  war 
es  den  Elaufleuten  ausdrücklich  verboten,  sich  einer  anderen  Vermittelung  als 
derjenigen  durch  einen  amtlichen  Mäkler  zu  bedienen.  In  dem  gegenwärtigen 
Gesetzbuch  ist  eine  solche  Bestimmung  nicht  enthalten;  (nach  der  Fassung  des 
Ministerialberichts  könnte  es  allerdings  zweifelhaft  erscheinen,  ob  nicht  die 
Fortdauer  des  Verbots  beabsichtigt  war.)  Nur  die  Vermittelung  des  Börsen- 
handels mit  öif entlichen  Werthen  ist  den  Mäklern  ausdrücklich  vorbehalten  (cf.  unten 
Art.  358,  361). 

2)  Abweichend  vom  früheren  Recht,  Art.  116  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV 
S.  145),  nach  welchem  der  Mäkler  sich  -  -  bei  Strafe  der  Absetzung  —  nicht  ver- 
treten lassen  durfte. 
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von  gesetzmässig  errichteten  Gesellschaften,  Bödmereibriefe. 
Wechsel,  Zahlungsversprechen  (Billets),  Checks  und  andere 
kaufmännische  Ereditpapiere  und  Obligationen  zu  kaufen  oder  zu 
verkaufen ; 

2.  Geschäft«  betreffend  Diskontirungen,  Versicherungen,  Fracht- 
verträge und  Darlehen  abzuschliessen ; 

3.  Die  Verkäufe  von  öffentlichen  Werthen,  Aktien  oder  Obligationen 
von  Banken  oder  Gesellschaften  vorzunehmen,  welche  durch  die 
Gerichtsbehörde  des  betreffenden  Bezirks  angeordnet  sind; 

4.  Im  Allgemeinen  ihre  Hälfe  bei  allen  Börsengeschäften  und  in 
allen  Fällen  zu  gewähren,  in  denen  das  Gesetz  ihre  Mit- 
wirkung fordert. 

Einz.  §.  Die  Mäkler  jedes  Platzes  haben  die  Verkäufe  der,  in 
No.  3  dieses  Artikels  erwähnten,  Titel  auch  dann  auszuführen,  wenn 
dieselben'  ihnen  durch  die  zuständige  GerichtsbehöMe  irgend- 
welchen Bezirks  aufgegeben  sind. 

67.  Die  Mäkler  haben,  ehe  sie  in  die  Ausübung  ihrer  Funktionen 
eintreten,  geeignete  Sicherheit  für  die  ordnungmässige  Verrichtung  ihres 
Amtes  zu  bestellen. 

§  1.  Diese  Sicherheit  haftet  besonders  tiir  die  Verbindlichkeiten, 
welche  von  den  Mäklern  bei  den  Geschäften,  bei  denen 
sie  mitzuwirken  haben,  eingegangen  sind. 

§  2.  Die  Sicherheit  ist  nicht  für  die,  vor  oder  nach  ihrer  Bestellung 
von  dem  Mäkler  eingegangenen,  Verbindlichkeiten  in  An- 
sprach zu  nehmen,  welche  aus  Verträgen,  bei  denen  er  nicht 
in  jener  Eigenschaft  mitzuwirken  hat,  erwachsen  sind. 

68.  Die  Mäkler  sind  verpflichtet: 

1.  Sich  von  der  Identität  und  gesetzlichen  Vertragsfähigkeit  der- 
jenigen Personen,  bei  deren  Geschäften  sie  mitzuwirken  haben, 
und,  gegebenen  Falles,  von  der  Gesetzmässigkeit  der  Firmen 
der  Vertragsparteien  zu  vergewissem; 

2.  Mit  Genauigkeit  und  Klarheit  die  Geschäfte,  mit  denen  sie  be- 
traut sind,  zum  Vorschlag  zu  bringen,  indem  sie  so  verfahren, 
dass  die  Vertragsparteien  nicht  in  einen  Irrthum  versetzt  werden 
können ; 

3.  Vollständiges  Stillschweigen  über  alles  zu  bewahren,  was  auf 
die  Geschäfte,  mit  welchen  sie  betraut  sind,  Bezug  hat; 
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4.  Nicht  die  Namen  ihrer  Auftraggeber  aufzudecken,  sofern  das 
Gesetz  oder  die  Natur  des  Geschäftes  solche  Aufdeckung  nicht 
fordert^  sie  auch  nicht  durch  jene  dazu  eimächtigt  sind;  ^) 

5.  Die  Echtheit  der  Unterschrift  des  letzten  Unterzeichners  bei 
den  Geschäften  betreffend  indossirbare  Titel  zu  garantiren; 

6.  Von  dem  Cedenten  bei  den  Geschäften,  von  welchen  die  vor- 
stehende Nummer  handelt,  die  betreffenden  Titel  in  Empfang 
zu  nehmen,  sie  dem  Cessionar  zu  übergeben,  von  diesem  den 
Preis  entgegenzunehmen  und  letzteren  jenem  zu  übermachen, 
es  sei  denn,  dass  an  dem  Platze  etwas  anderes  Gebrauch  wäre, 
oder  die  Vertragsparteien  vereinbart  hätten,  diese  Uebermachung 
anders  zu  bewirken; 

7.  Bei  der  Uebergabe  der,  unter  ihrer  Mitwirkung  verkauften 
Gegenstände  zugegen  zu  sein,  sofern  dieses  von  einer  der  Ver- 
tragsparteien gefordert  wird,  oder  dem  Gebrauch  des  Platzes 
entspricht; 

8.  Auf  Kosten  der  Interessenten  und,  entsprechend  dem  Inhalt 
ihrer  Bücher,  Bescheinigungen  über  die,  die  Verträge  derselben  be- 
treffenden Eintragungen,  sowie  diejenigen,  welche  ihnen  durch  eine 
zuständige  Behörde  aufgegeben  werden,  ohne  besondere  Ermäch- 
tigung auszustellen. 

69.  Die  Mäkler  haben  zu  iühren: 

Eine  Handkladde,  in  die  sie,  wenn  auch  nur  mit  Bleistift,  im 
Moment  des  Abschlusses  alle  Geschäfte  vermerken  sollen,  welche 
durch  ihre  Vermittelung  geschlossen  sind,  wobei  sie  kurz  und  bündig 
den  Gegenstand  und  die  Hauptbedingungen  anzugeben  haben; 

Ein  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  Artikels  32  legalisirtes 
Protokollbuch,  in  welches  sie  in  ausführlicherer  Weise,  Tag 
für  Tag,  nach  der  Zeitfolge,  in  gesonderten  Posten,  ohne  Ab- 
kürzungen oder  Chiffren,  alle  Bedingungen  der  Verkäufe, 
Käufe,  Versicheningen,  Unternehmungen,  und  im  Allgemeinen 
alle  Geschäfte,  die  durch  ihre  Vermittelung  zu  Stande  gekommen 
sind,  einzutragen  haben. 

70.  Die  Mäkler  haben  den  Parteien  in  dem  Augenblick,  in 
welchem  der  Vertrag  perfekt  wird,  eine  Abschrift  der,  in  ihre  Kladde 
eingetragenen  Vermerke  zu  übergeben,  und  wenn  die  Parteien  es  for- 
dern, eine  Abschrift  des  Vertrages,  ebenso,  wie  derselbe  in  dem  Protokollbuch 


^)  Cf.  dagegen  unten  Art.  76. 
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registiirt   ist,  unterzeichnet   von  ihnen,    und   von   den  Parteien,    wenn 
diese  damit  übereinstimmen. 

Einz.  §.      Unberührt  bleiben    die   Specialbestimmungen    über    die 
Börsengeschäfte. 

71.  Die  Protokolle  der  Mäkler,  welche  regelrecht  aufgenommen 
und  mit  den  Notizen  der  Handkladde  übereinstimmend  sind,  und  ebenso 
die  beglaubigten  Auszüge  aus  denselben,  machen  vor  Gericht  unter  den 
Vertragsparteien,  sofern  die  Giltigkeit  der  betreffenden  Verträge  nicht 
nach  dem  Gesetz  von  einer  anderen  äusseren  Förmlichkeit  abhängt,  mit 
den  nämlichen  Massgaben  Beweis,  wie  die  authentischen  ausseramt- 
lichen  (extra-offidaes)  Urkunden.') 

72.  Die  Eintragungen  der  Handkladde  und^  diejenigen  des 
Protokollbuches  der  Mäkler  nützen  diesen  vor  Gericht  nicht  als  Beweis- 
mittel. 

73.  Die  Eintragungen,  von  denen  der  vorhergehende  Artikel 
handelt,  und  auch  alle  Vermerke  oder  Bescheinigungen,  welche  von  den 
Mäklern  über  Geschäfte  ertheilt  sind,  bei  denen  sie  mitgewirkt  haben, 
machen  gegen  sie,  im  Fall  eines  Streites,  Beweis. 

74.  Die  Bücher  der  Mäkler  unterliegen  der  Prüfung  der  Handels- 
gerichte und  derjenigen  der  Sachverständigen,  wenn  solche  gerichtlich 
angeordnet  wird. 

76.    Die  Mäkler  dürfen,  ohne  gesetzlichen  Grund,  sich  nicht  weigern, 
die  Dienstverrichtungen  ihres  Amtes  jeder  Person  zu  leisten,  welche  diese 
fordert   und  bereit  ist,    die  Sicherheiten   zu  bieten,    die  sie  (die  Mäkler) 
zu  verlangen  das  Recht  haben,  bei  Strafe  der  Haftbarkeit  für  alle  Ver- 
luste  und  Schäden,   welche  etwa  anlässlich  ihrer  Weigerung  entstehen. 
Einz.    §.     Ausgenommen    von   dieser   Bestimmung   sind   die    Ne- 
gociationen,   betreffend  Diskontirung  von  Wechseln,   indem  die 
Mäkler  in  Bezug  auf  diese  die  Dienstverrichtungen  ihres  Amtes 
verweigern  dürfen,  sofern  die  betheiligten  Firmen  am  Platze  un- 
bekannt sind,  oder  wenn  sie   keine  Kenntniss  betreffs  der  Ver- 
hältnisse oder  der  Zahlungsfähigkeit  derselben  haben. 
76.     Der   Mäkler,    welcher   der   einen   der   Vertragsparteien   deu 
Namen   der    anderen   nicht    zu   erkennen   giebt,    macht    sich    für    die 
Ausführung    des    Vertrages   haftbar,    indem    er,    sobald   letzterer   aus- 
geführt ist,  in  die  Rechte  jener  gegen  diese  eintritt.^) 


1)  Hierzu  Art.  2423  §  3  Cod.  Civ. 
*)  Cf.  dagegen  oben  Art.  68  No.  4. 
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§  1.  In    den,    in   diesem   Artikel   vorgesehenen  Fällen   kann    der 

Mäkler  von  seinem  Auftraggeber  die  Sicherheiten  fordern,  die 

er  für  nothwendig  hält,  um  für  seine  Haftbarkeit  gedeckt  zu  sein. 

§  2.  Handelt  es  sich  um  ein  Zeitgeschäft  betreffend  öifentlicheWerthe, 

so  kann  der  Mäkler,  wenn  während  des  Schwebens  desselben 

eine  Aenderung   in    den   betreffenden  Wechselgebühren   oder 

Kotirungen  eintritt,  Erhöhung  der  Sicherheit  und,  falls  diese 

nicht   gewährt  wird,    die  sofortige  Vornahme  der  Liquidation 

fordern. 

§  3.  Um   vor   Gericht   oder    ausserhalb    desselben   feststellen   zu 

können,  dass  die  Vertragsparteien  Kenntniss  von  derjenigen 

Person   hatten,   für   deren  Rechnung   das  Geschäft   gemacht 

worden  ist,  kann  der  Mäkler  von  ihr  diejenigen  schrittlichen 

Erklärungen   fordern,   die   er  für  nothwendig  hält,   um  sich 

bezüglich  seiner  Haftbarkeit  zu  decken. 

J7.    Die  Mäkler  unterliegen,  abgesehen  von  der  Haftbarkeit,   die 

sie  als  solche,  mangels  Erfüllung  einer  der  ihnen  nach  den  Artikeln  68 

und  76  obliegenden  Verbindlichkeiten,  zu  übernehmen  haben,  derjenigen, 

die  sich  aus  dem  Mandat-  und  Eommissionsvertrage  ergiebt,  soweit  diese 

auf  die  Geschäfte,  bei  denen  sie  mitgewirkt  haben,  anwendbar  sind;  sie 

haben   ebenso   gegen   ihre  Auftraggeber   die  Rechte,    welche   sich   aus 

jenen  Verträgen  für  sie  ergeben. 

78.  Die  Haftbarkeit  der  Mäkler  wegen  der  Geschäfte,  bei  denen 
sie  in  dieser  Eigenschaft  mitgewirkt  haben,  verjährt  mit  Ablauf  von 
sechs  Monaten,  gerechnet  von  dem  Schluss  des  Vertrages. 

79.  Die  Zahlungsunfähigkeit  der  Mäkler  wird  immer  als  be- 
trügerisch vermuthet.*) 


1)  Entsprechend  dem  früheren  Recht,  Art.  1154  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Bd.  IV  S.  249).  Nach  Spanischem  Recht  wird  das  Falliment  der  Mäkler 
8tets  als  betrügerisch  angesehen,  sobald  sie  für  eigene  Rechnung,  sei  es  unter 
eigenem  oder  fremdem  Namen,  Geschäfte  machen,  selbst  wenn  letzer e  nicht  den 
Axdass  des  Falliments  bilden.  Hat  der  Mäkler  sich  fCtr,  von  ihm  vermittelte 
(reschäfte  nur  verbürgt,  so  wird  das  Falliment  nur  als  betrügerisch  vermuthet 
(Art.  892  H.a.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  V.  1  S.  166).  Im  ersten  Fall  wird  also  eine 
praesumptio  juris  et  de  jure,  im  zweiten  Fall  nur  eine  praesumptio 
juris  aufgestellt.  Nach  Chilenischem  Recht  werden  die  beiden,  im  Spanischen 
Recht  geschiedenen  Fälle  gleichgestellt  und  eventuell  das  Falliment  als  betrüge- 
risch vermuthet  (Art.  64  u.  1335  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  I  zweite  Aufl.  S.  700 
u.  855).  Nach  Italienischem  Recht  ist  der  Mäkler  stets  des  einfachen 
Bankrotts  schuldig.    Art.  858  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III  S.  350). 
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80.  Verboten  ist  den  MäJdern: 

1.  Handel  flu-  eigene  Rechnung  zu  treiben*); 

2.  Versicherung  gegen  Handelsgefahr  zu  gewähren  oder  für  sich  zu 
nehmen ; 

3.  Für  sich  die  Werthe  oder  Titel  zu  erwerben,  mit  deren  Ne- 
gocirung  sie  betraut  sind,  es  sei  denn,  dass  sie  f&r  Fehler  des 
Käufers  gegenüber  dem  Verkäufer  haften. 

4.  Garantie  zu  übernehmen,  sei  es  in  der  Urkunde  des,  durch  ihre 
Vermittelung   geschlossenen  Vertrags  selbst,   sei  es  gesondert; 

5.  Bescheinigungen  auszustellen,  die  nicht  Bezug  auf  ihre  Bücher 
haben,  während  sie  andererseits,  wenn  in  letzteren  kein  Ver- 
merk vorhanden  ist,  dasjenige,  was  sie  dadurch,  dass  sie 
es  gesehen  und  gehört  haben,  wissen,  attestiren  müssen,  sobald 
es  ihnen  von  der  zuständigen  Behörde  aufgetragen  wird; 

6.  Und  im  Allgemeinen  alles,  was  gegen  die  Bestimmungen  der 
Gesetze  und  die  Interessen  ihrer  Auftraggeber  ist. 

81.  Die   Mäkler   haben   Anspruch   auf  eine  Provision   (Makler- 
gebühr), welche  in  einem  besonderen  Tarif  festgestellt  werden  wird. 

§  1.  Wirkt  bei  einem  Geschäft  nui*  ein  Mäkler  mit,  so  hat  er 
Provision  von  jeder  der  Vertragsparteien  zu  bekommen;  wirkt 
aber  mehr  als  einer  mit,  so  hat  jeder  von  ihnen  die 
Provision  nur  von  dem  betreffenden  Auftraggeber  zu  erhalten. 

§  2.  Wenn  nichts  anderes  abgemacht  ist,  so  wird  die  Pro^'ision 
demjenigen  Mäkler  geschuldet,  welcher  das  Geschäft  begonnen 
hat,  selbst  dann,  wenn  der  Auftraggeber  das  Greschäft  selbst  oder 
durch  einen  anderen  abgeschlossen  hat,  oder,  wenn  die  Per- 
fection  durch  einen  unvorhergesehenen  Zufall  oder  durch 
Schuld  einer  der  Vertragsparteien  unterbleibt,  es  sei  denn 
in  allen  diesen  Fällen,  dass  etwa  Nachlässigkeit  des  Mäklers 
vorläge. 


^)  Cf.  dagegen  Art.  76  in  Verbindung  mit  Art.  66- 
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Titel  VIII. 

Ton  den  für  den  Handel  bestimmten  Oertliehkeiten. 

KAPITEL  L 

Von  den  Börsen.^) 

Abschnitt  I. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

82.  Die  öffentlichen,  gesetzlich  antorisirten  Etablissements  ^  in 
denen  die  Kaufleute  und  Handelsagenten  sich  versammeln,  um  sich  zu 
verständigen,  oder  die,  aus  dem  Titel  VIII  des  II.  Buches  sich  er- 
gebenden Handelsgeschäfte  vorzunehmen,  erhalten  den  allgemeinen 
Namen  „Börsen",  imd  den  besonderen  Namen  des  Platzes,  wo  sie  be- 
legen sind,  sowie  femer  denjenigen  der  Handelsbranche,  für  die  sie  be- 
stimmt werden,  wenn  sie  nur  für  eine  oder  mehrere  derselben  geschaffen  sind. 

83.  Die  Errichtung  der  Börsen  hängt  von  der  Ermächtigung  der 
Regierung  ab,  welcher  es  zusteht,  die  für  die  Leitung,  die  Polizei  und 
den  Dienst  in  denselben  nothwendigen  Reglements^)  zu  erlassen. 

^)  Angesichts  der  gewaltigen  Entwickelung  des  Handels  seit  Emanation 
des  alten  Codigo  erwiesen  sich  (wie  der  MinisterialberichtS.  XXV  if.  ausfuhrt) 
die  bisherigen  Bestimmungen  als  durchaus  unzulänglich,  und  zwar  nicht  sowohl 
bezüglich  der  Börsen-Operationen  selbst,  als  auch  hinsichtlich  der  Handelsplätze 
(Börsen),  wo  diese  Geschäfte  im  Allgemeinen  vorgenommen  werden,  sowie  bezüglich 
der  Mäkler,  durch  deren  Vermittelung  dieselben  zum  grössten  Theil,  wenn  nicht 
immer,  abgeschlossen  werden.  Das  Gesetz  verbietet  nun  an  den  Orten,  wo 
Börsen  sind,  jede  andere  Versammlung,  in  welcher  Börsengeschäfte  geschlossen 
werden,  und  versagt  den  verbotswidrig  geschlossenen  Geschäften  die  gerichtliche 
Klagbarkeit,  obwohl  sich  der  Gesetzgeber  nicht  der  Einsicht  verschliesst,  dass 
der  Kaufmann  nicht  verhindert  werden  wird,  auch  ausserhalb  der  Börse,  sei  es 
direkt,  sei  es  durch  eine  Mittels-Person,  Negociationen  vorzunehmen.  Ebenso  un- 
zuträglich, und  deshalb  zu  verbieten,  wäre  das  Bestehen  mehrerer  Börsen  an  dem 
nämlichen  Platze.  Dies  würde  einen  wahrhaft  anormalen  Zustand  begründen 
und  für  den  Handel  verderbHche  Verwirrungen  herbeiführen.  Denn  wenn 
zwischen  der  einen  und  anderen  Börse  der  Cours  der  Waaren,  Aktien  und 
öffentlichen  Fonds  varürte,  so  wäre  es  unmöglich,  mit  Genauigkeit  die  ver- 
schiedenen Werthe  zu  bestimmen. 

^)  Auf  Grund  dieses  Paragraphen  ist  die  Verordnung  vom  8.  Oktober  1889, 
betreffend  die  Handelsbörsen,  ergangen.  Dieselbe  enthält  in  31  Artikeln 
im  Wesentlichen  Vorschriften  über  die  Verwaltung  der  Börsenetablissements, 
deren  Verfassung  und  Einkünfte,  über  die  Befugniss  zu  deren  Besuch  (in  welcher 
Beziehung  es  bemerkenswerth  ist,  dass  auch  Frauen  und  Minderjährige  Zutritt 
haben),  femer  über  die  Zulassung  von  Werthen  zur  Kotirung,  (worüber  die 
Mäklerkammer  entscheidet),  abgesehen  von  den  gesetzlich  negocirbaren  öifent- 
liehen  Portugiesischen  Werthen,  welche  von  Rechtswegen  zugelassen  sind; 
^  Schluss  bilden  Straf-  und  TJebergangsbestimmungen. 
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84.  Die  oberste  Verwaltung  jeder  Börse  ist  dem  Handels- Verein 
(assosiagao  commercial)  anzuvertrauen,  wenn  .ein  solcher  besteht,  oder 
dem  ältesten  derselben,  wenn,  mehrere  vorhanden  sind ;  und  wenn  keiner 
vorhanden  ist,  dem  Sekretär  (Gerichtsschreiber)  des  betreifenden  Handels- 
gerichts. 

86.  In  den  Bezirken,  wo  eine  Börse  sich  befindet,  ist  jede  öffent- 
liche Vereinigung,  in  der  Börsengeschäfte  gemacht  werden,  verboten. 

Einz.  §.  Die  Verträge,  welche  in  irgend   einer   öifentlichen  Ver- 
einigung, entgegen  der  Bestimmung  dieses  Artikels,  abgeschlossen 
werden,  können  nicht  gerichtlich  geltend  gemacht  werden. 
80.     Die  Bestimmungen  der  vorhergehenden   Artikel   hindern  den 
Kaufmann  nicht,  ausserhalb  des  Baumes  der  Börse  ein  Börsengeschäft, 
direkt  selbst  oder  durch  eine  Mittelsperson,  zu  schliessen. 

87.  Bei  den  Börsen,  bei  welchen  sich  eine  genügende  Anzahl  von 
Mäklern  befindet,  ist  eine  Eanmier,  zusammengesetzt  aus  fünf  derselben 
zu  bilden,  die  jährlich  in  der  Generalversammlung  der  Mäkler  mit  ab- 
soluter Stimmenmehrheit  zu  wählen  sind;  diese  müssen  unter  sich  einen 
Syndikus,  der  als  Präsident  fungirt,  einen  Sekretär  und  einen  Schatz- 
meister wählen. 

Abschnitt  II. 
Von  der  Kotirung  der  Börse;  (von  den  Börsencoursen). 

88.  Der  laufende  Preis  oder  Cours  bei  den  Geschäften  mit  öffent- 
lichen Werthen  und  Kreditpapieren  ist  täglich^)  vor  Schluss  der  Börs<' 
festzusetzen,  indem  ein  Coursbericht  aufgestellt  wird. 

Einz.  §.  Was  die  Wechselcourse  betrifft,  so  ist  die  Kotirung  nach 
Kenntniss  der  Mittheilungen  festzusetzen,  welche  die  Bankinstitute 
dem  Syndikus  der  Mäklerkammer,  wenn  eine  solche  besteht,  oder, 
wenn  eine  solche  nicht  vorhanden  ist,  dem  Sekretär  des  Handels- 
gerichts zu  übersenden  verpflichtet  sind. 

89.  Die  Mäklerkammer  hat  den  Coursbericht  mit  Hülfe  der  Mäkler, 
welche  bei  den  beziiglichen  Geschäften  mitgewirkt  haben,  aufzustellen, 
mit  ausdrücklicher  Erklärung: 

1.  betr.  die  Hausse-  und  Baisse-Bewegung,  welcher  die  negocirten 
Titel  unterworfen  gewesen  sind,  mit  Angabe  der  Art  und  des 
Werthes  jedes  einzelnen; 

1)  Nach  frilherem  Recht  wöchentlich,  Art.  9  Mäkler-Ordn.  v.  16.  Jan.  1837 
(cf,  H.  d.  E.  Band  IV.  S.  345.) 
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2.  betr.  die  höheren  oder  geiingeren  Preise  der  Metallsorten  und 
der  Handelswerthe,  welche  negocirt  sind. 

90.  Der  Coursbericht  ist  durch  den,  als  Sekretär  der  Kammer 
tungirenden,  Mäkler  zu  redigiren,  welcher  für  dessen  Gesetzmässigkeit 
und  Genauigkeit  verantwortlich  ist. 

91.  Der  Coursbericht  ist  wörtlich  in  ein  Buch  einzutragen,  welches 
zu  diesem  Zweck  durch  den  Syndikus  der  Börse  numerirt  und  paraflrt  ist. 

Einz.  §.  Die  ßegistrirung  hat  durch  den  Sekretäi'  der  Mäkler- 
kammer zu  erfolgen  und  ist  durch  die  Mäkler,  welche  die  Kotirung 
besorgt  haben,  zu  unterzeichnen. 

92.  Von  jedem  Coui'sbericht  sind  drei,  von  dem  Syndikus  der 
Maklerkammer  zu  unterzeichnende,  Abschiiften  zu  fertigen,  deren 
Hine  an  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  die  andere  an 
das  Finanzministerium  zu  senden  und  die  dritte  an  einer,  am  meisten  in 
die  Augen  fallenden,  Stelle  der  Börse  öffentlich  auszuhängen  ist. 

KAPITEL  II. 

Von  Märkten,  Messen,  Magazinen  (Lagerhäusern)^)  und 

Kaufmannsläden. 

93.  Die  Märkte  und  die  Messen  sind  an  dem  Platze,  zu  der  Zeit 
und  in  der  Art  einzurichten,  wie  es  in  der  Gesetzgebung  und  den  Ver- 
waltungsverordnungen vorgeschrieben  ist. 

94.  Behufs  der  Wirkungen  dieses  Gesetzbuches  und  besonders 
behufs  der  Geschäfte,  die  im  Titel  XIV  des  11.  Buches  erwähnt  sind, 
sind  als  allgemeine  Handelsmagazine  alle  diejenigen  zu  erachten,  welche 
von  der  Regierung  ermächtigt  sind,  Bodenerzeugnisse  und  Waaren, 
gegen  Sicherheit  für  einen,  durch  betreffende  Tarife  festgesetzten,  Preis 
in  Depot  zu  nehmen. 

95.  Anzusehen  sind,  behufs  der  Wirkungen  dieses  Gesetzbuches, 
als  für  das  Publikum  geöänete  Magazine  oder  Läden: 

1.  Diejenigen,  welche  die  matrikulirten  Kaufleute  einrichten; 

2.  Diejenigen,  welche  die  nicht  matrikulirten  Kaufleute  ein- 
richten, sobald  diese  Etablissements  für  das  Publikum  acht 
Tage  hinter  einander  geöffnet  bleiben,  oder  wenigstens  in  aus- 
getheilten  Avis  oder  in  Zeitungen  angekündigt  sind,  oder  die  be- 
treffenden gebräuchlichen  Schilder  haben. 

1)  Cf.  unten  Art.  408  H.G.B. 
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n.  Buch. 

Von  den  einzelnen  Handelsgeschäften. 

Titel  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

96.  Die  Handelstitel  sollen  Giltigkeit  haben,  in  welcher  Sprache 
sie  auch  ausgestellt  sein  mögen. 

97.  Die  telegraphische  Korrespondenz^)  soll  im  Handel  zulässig 
sein   nach  folgender  Massgabe  und  mit  den  nachstehenden  Wirkungen: 

§  1.  Die  Telegramme,  deren  Urschriften  von  der  Person,  in  deren 
Namen  sie  ausgehen,  geschrieben  und  gezeichnet,  oder  nur 
gezeichnet  oder  firmirt  sind,  und  diejenigen,  von  denen  be- 
wiesen wird,  dass  sie  von  der  Person,  welche  als  Expedient 
angegeben  ist,  expedirt  sind,  oder  dass  ihre  Expedition  durch 
diese  Person  veranlasst  ist,  haben  die  Beweiskraft,  die  das 
Gesetz  den  Privaturkunden  beimisst.^) 

*)  Diese  Vorschriften  beruhen  wesentlich  auf  dem  Italienischen  Recht, 
Art.  45,46  H.G.B.  (cf.  H.d.E.  Band  III  S.  214).  „Der  Gebrauch  des  Telegraphen 
(heisst  es  in  den  Motiven),  welchem  der  Handel  so  viele,  um  nicht  zu  sagen  ver- 
schwenderische Dienste  leistet,  bedurfte  einer  speciellen  Begulirung  betr.  den 
Kreis  der,  durch  Vermittelung  desselben  geschlossenen  Verträge ;  es  mussten  die 
Begeln  aufgestellt  werden,  denen  die  telegraphische  Korrespondenz  zu  unter- 
werfen war,  um  als  Beweismittel  im  Handel  zugelassen  zu  werden.  Es  empfahl 
sich,  die  Bestimmungen  des  Gesetzbuches  thunlichst  mit  den  tele- 
graphischen Keglements,  den  allgemeinen  wie  den  internationalen,  in  Einklang 
zu  bringen,  speziell  in  dem  Theil,  welcher  sich  auf  die  Haftbarkeit  in  Folge 
Irrthums  oder  Ungenauigkeit  bezog.  In  dieser  Hinsicht  sind,  wie  in  Italien, 
die  rechtlichen  Vorschriften,  betr.  die  Culpa  zur  Anwendung  gebracht.  ,,E  o  mais 
que  se  podia  fazer'*  schliesst  Beirfto  (S.  XIV). 

^  Hierzu  Art.  2432.  Cod.  Civ.  Wenn  die  Privaturkunden,  geschrieben 
und  vollzogen  von  der  Person,  in  deren  Namen  sie  gefertigt  worden, 
von  den  Parteien  anerkannt  sind,  oder  gerichtlich  für  anerkannt  gelten, 
so  haben  sie  unter  den  Unterzeichnern  und  deren  Erben  und  Bechts- 
nachfolgern  die  nämliche  Beweiskraft,  wie  die  authentischen  Urkunden,  ausge- 
nonmien  in  den  Fällen,   in   welchen   das    Gesetz   etwas  anderes  anordnet. 

Art.  2433.  Die  Privaturkunden,  welche  nur  von  der  Person,  in  deren 
Namen  sie  gefertigt  sind,  unterzeichnet  oder  ürmirt  sind,  machen  lediglich  Be- 
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§  2.  Der  Auftrag  und  jede,  zumal  gerichtliche,  Genehmigungs- 
erklärung, die  telegraphisch  übersandt  worden,  mit  einer 
authentisch  notariell  anerkannten  Unterschrift^  sind  giltig  und 
machen  gerichtlich  Beweis. 

§  3.  Ein  Irrthum,  eine  Aenderung  oder  eine  Verzögerung  bei  der 
üebersendung  von  Telegrammen  ist,  wenn  ein  Verschulden 
yortiegt,  nach  den  allgemeinen  ßechtsgrundsätzen  derjenigen 
Person  zuzurechnen,  welche  Veranlassung  dazu  gegeben  hat. 

§  4.  Als  frei  von  Schuld  wird  der  Expedient  eines  Telegranuns 
erachtet,  welcher  dasselbe  nach  Massgabe  der  betreffenden 
Reglements  koUationirt  hat. 

§  5.  Das  Datum  des  Telegramms  stellt,  bis  zum  Gegenbeweis,  den 
Tag  und  die  Stunde  fest,  an  denen  dasselbe  thatsächlich  bei 
den  betreffenden  Stationen  gesandt  oder  eingegangen  ist. 

98,  Besteht  eine  Verschiedenheit  zwischen  den  Exemplaren  der, 
durch  die  Parteien  vorgelegten  Verträge,  und  hat  bei  deren  Abschluss 
ein  Mäkler  vermittelt,  so  überwiegt  das,  was  aus  den  Büchern  darüber 
hervorgeht,  sofern  diese  pflichtmässig  gefuhrt  sind. 

99.  Wenn  auch  das  Geschäft  nur  rücksichtlich  einer  der  Parteien 
ein  kaufmännisches  ist,  so  wird  es  gegenüber  allen  Vertragsparteien  nach 
den  Vorschriften  des  Handelsgesetzes  bestimmt,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen Bestimmungen,  welche  nur  auf  eine  oder  auf  einzelne  von  ihnen, 
bezüglich  deren  das  Geschäft  ein  kaufinännisches  ist,  Anwendung 
finden;  alle  aber  bleiben  der  Handelsjurisdiktion  unterworfen. 

100,  Bei  den  Handelsverbindlichkeiten  haften  die  Mitverpflichteten 
solidarisch,  wenn  nicht  das  Gegentheil  vereinbart  ist. 

Einziger  §.  Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Nicht- 
Kaufleute,  soweit  es  diejenigen  Verträge  betrifft,  welche  rück- 
sichtlich derselben  nicht  Handelsgeschäfte  sind. 

101.  Jeder  Bürge  einer  Handelsschuld  haftet,  auch  wenn  er  nicht 
Kaufmann  ist,  solidarisch  mit  demjenigen,  für  den  er  gebürgt  hat. 


weis  gegen  den  Unterzeichner,  wenn  sie  durch  ihn  oder  seine  Erben  und 
Rechtsnachfolger  anerkannt  sind;  aber  sind  sie  gleichfalls  von  zwei  Zeugen,  deren 
Namen  im  Context  der  Urkunde  erklärt  sind,  unterzeichnet,  so  machen  sie  einen 
Ajafajug  von  Beweis,  welcher  durch  die  Ausisage  der  Zeugen  vor  Gericht  ver- 
vollständigt werden  kann. 

Art  2434.    Auf  die  Privaturkunden,  welche  mit  einem  Kreuz  unterzeichnet 
sind,  ist  die  Bestimmung  des  vorigen  Artikels  anwendbar. 
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102.  Zinsen  laufen,  und  sind  zu  rechnen  bei  allen  Handels- 
geschäften, bei  denen  sie  vereinbart  sind,  oder  von  Rechtswegen  fällig 
werden,  und  ferner  in  den  besonderen,  durch  das  vorliegende  Gesetzbuch 
festgesetzten  Fällen. 

§  1.  Die  Höhe  der  Handelszinsen  kann  nur  schriftlich  vereinbart 
werden. 

§  2.  Hat  eine  Vereinbarung  über  Zinsen,  ohne  Festsetzung  des 
Zinsftisses,  stattgefunden,  oder  werden  die  Zinsen  kraft  gesetz- 
licher Bestimmung  geschuldet,  so  betragen  die  Handels-Zinsen 
fiinf^)  vom  Hundert. 

103.  Die  besonderen  Verträge,  betreffend  den  Seehandel,  sind  im 
Besonderen  nach  Massgabe  der  Vorschriften  im  III.  Buch  dieses  Gesetz- 
buches zu  regeln. 

Titel  II. 
Ton  den  Gesellschaften.^) 

KAPITEL  I. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Natur  und  den  Arten  der  Gesellschaften. 

104.  Wesentliche  Voraussetzungen,  um  eine  Gesellschaft  als 
Handelsgesellschaft  anzusehen,  sind: 

1 .  Dass  dieselbe  die  Vornahme  eines  oder  mehrerer  Handelsgeschäfte 
zum  Gegenstand  hat; 

2.  Dass  dieselbe  im  Einklang  mit  den  Vorschriften  dieses  Gesetz- 
buchs errichtet  ist. 


1)  Nach  früherem  Recht  6%  Art.  281  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV 
S.  165).  Nach  Deutschem  Recht  Art.  287  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  H  S.  363) 
ebenfalls  6%. 

^)  Der  Theil  des  alten  Handelsgesetzbuches,  welcher  die  Handelsgesell- 
schaften behandelt  (cf.  H.d.  E.  Band  IV  S.  177  ff.)  wird  von  BeirAo  selbst  mit  dem 
milden  Ausdruck  „por  certo  umadasmenos  perfeitas*' bezeichnet.  Der  ausgezeichnete 
Jurist  TeixeiraDuarte  erklärte  schon  im  Jahre  1843  in  seinem  Kommentar  zu  dem 
bezüglichen  Titel  eine  Reihe  von  Stellen  „de  difücil  intelligencia"  (S.  XVin  1.  o. 
Es  folgte  zwar  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1867  (cf.  H.  d.  £.  Band  IV  S.  357),  be- 
treuend die  anonymen  Gesellschaften,  indess  wurde  eine  fundamentale  Umar- 
beitung der  ganzen  Materie  als  unerlässlich   erkannt.      Dem   neuen   Gesetzbucli 
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105-    Die   Handelsgesellschaften    müssen   zu   einer   der   folgenden 
Arten  gehören: 

Gesellschaft  üntei-  Kollektivnamen  (offene  Handelsgesellschaft); 

Namenlose  Gesellschaft  (anonyme,  Aktiengesellschaft); 

Kommandit-G^ellschatt. 

§  1.  Die  Gesellschaft  unter  Eollektivnamen  wird  charakterisirt 
durch  die  solidarische  und  unbeschränkte  Haftbarkeit  aller 
Gesellschafter. 

§  2.  Eine  namenlose  (Aktien-)  Gesellschaft  ist  eine  solche,  bei  der 
die  Haftbarkeit  der  (Gesellschafter  auf  die  Höhe  der  Aktien 
beschränkt  ist,  welche  sie  zwecks  Bildung  des  Gesellschafts- 
kapitals gezeichnet  haben. 

§  3.  Die  Kommanditgesellschaft  liegt  vor,  wenn  einer  oder 
mehrere  der  Gesellschafter  haften,  gleich  als  wäre  es  eine 
Gesellschaft  unter  Kollektivnamen,  und  ein  anderer  oder 
andere  Gesellschafter  einen  bestimmten  Werth  gewähren, 
auf  welchen  sich  dann  ihre  Haftbarkeit  beschränkt. 

106.  Die  Bürgerlichen  Gesellschaften  können  sich  nach  einer  der 
im  vorstehenden  Artikel  festgesetzten  Formen  bilden,  aber  sind  in  diesem 
Fall  den  Vorschril'ten  des  vorliegenden  Gesetzbuchs  mit  Ausnahme  der- 
jenigen, welche  das  Falliment  und  die  Jurisdiktion  betreffen,  unterwoifenJj 

107.  Als  nicht  vorhanden  gelten  diejenigen  Gesellschaften  mit  einem 
handelsrechtlichen  Zweck,  welche  nicht  nach  den  Vorschriften  und  in  den, 
in  diesem  Gesetzbuch  vorgezeichneten  Linien  emchtet  sind ;  und  alle  Personen, 
die  im  Namen  derselben  kontrahiren,  sind  für  die  betreffenden  Geschäfte 
persönlich,  unbeschränkt  und  solidarisch  haftbar. 

wurde  wesentlich  der  Entwurf  von  Hintze-Eibeiro  —  1882  Minister  für  öffent- 
liche Arbeiten,  Handel  und  Industrie  —  zu  Grunde  gelegt.  Dementsprechend 
wurden  als  Handelsgesellschaften  alle  anerkannt,  welche  zum  Zweck  haben,  einen 
öder  mehrere  Handelsakte  vorzunehmen,  und  welche  nach  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzbuches  errichtet  sind.  Behufs  der  Klassifikation  wurde  als  Kriterium  die 
Haftbarkeit  der  Gesellschafter  genommen;  ist  dieselbe  persönlich  unbeschränkt 
lind  solidarisch,  fCLr  jeden  einzelnen,  so  ist  es  Kollektivgesellschaft,  ist 
der  Betrag  der  Einlage  beschränkt,  so  ist  es  anonyme  Gesellschaft,  und 
i^t  endlich  die  Haftbarkeit  eines  oder  mehrerer  Socien  unbeschränkt,  von 
anderen  aber  beschränkt,  so  ist  es  Kommanditgesellschaft;  bezüglich 
letzterer  Form  wurde  es  als  zulässig  anerkannt,  dass  die  Kommanditgesellschaft 
auch  „auf  Aktien  errichtet  werden  könne:  „A  commandita  por  ac9Ses  (schrieb 
jener  Staatsmann  damals)  näo  existe  de  todo  em  Portugal*^ 

^)  Entsprechend  dem  Italienischen  Eecht.    Art.  229  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Band  ÜI  S..249). 

BoTrhardt,  Portugiesisches  Handelsgesetzbach  ^ 
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108.  Die  Handelsgesellschaften  stellen  gegenüber  Dritten  eine, 
von  den  Personen  der  Gesellschafter  verschiedene  juristische  Person  dar.') 

109.  Die  im  Auslande  gesetzmässig  errichteten  Gesellschaften, 
welche  nicht  einen  Sitz,  eine  Zweigniederlassung  oder  irgend  eine  An 
von  Gesellschafts-Vertretung  im  Königreich  haben,  können  in  demselben 
dessenungeachtet  die  bezüglichen  Handelsgeschäfte  betreiben ,  welche 
nicht  gegen  das  einheimische  Gesetz  Verstössen. 

110.  Die  Gesellschaften,  welche  im  Ausland  errichtet  sind,  aber 
im  Königreich  einen  Sitz  haben  und  dort  ihren  Haupthandel  betreiben 
müssen,  sind,  bezüglich  aller  Wirkungen,  als  inländische  Gesellschaften  an- 
zusehen, und  allen  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  unterworfen. 

111.  Die  im  Auslande  gesetzmässig  errichteten  Gesellschaften, 
welche  im  Königreich  eine  Zweigniederlassung  oder  irgend  eine  Art  von 
Gesellschaftsvertretung  bestellen,  sind,  anlangend  die  Registrinmg  und 
Veröffentlichung  der  GeseUschaftsakte  und  der  Befugnisse  der  betretten- 
den Vertreter,  den  Bestimmungen  dieses  G^etzbuchs  in  der  nämlichen 
Weise  unterworfen,  wie  die  einheimischen  Gesellschaften ;  und  anlangend 
das  Falliment  nach  Massgabe  des  einz.  §  zu  Art.  745. 

Einz.  §.  Die  Vertreter  der  l&esellschaften,  auf  die  sich  dieser 
Artikel  bezieht,  haften  gegenüber  Dritten  ebenso,  wie  die  Leiter 
der  einheimischen  Gesellschaften. 

112.  Die  im  Ausland  errichteten  Gesellschaften,  welche  nicht  den 
Vorschriften  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  genügt  haben,  sind  den 
Androhungen  des  Portugiesischen  Gesetzes  unterworfen,  und  ihre  Ver- 
treter haften  jedergestalt  persönlich  und  solidarisch  für  alle  Gesellschafts- 
verbindlichkeiten,  die   sie   bei   der  Ausübung  ihres  Amtes  eingegangen 

sind.^ 

Abschnitt  II. 

Von  der  Form  des  Gesellschaftsvertrages. 

113.  Der  Gesellschaftsvertrag  muss  stets  schriftlich  abgefasst 
werden.') 

^)  Uebereinstimmend mit  der,  aus  dem  Code  auch  in  das  neue  Italienische 
Becht  Art.  77  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.,  Band  III  S.  220)  und  das  Spanische  Becht 
Art.  116  AI.  2  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  V.    1  S.  23)  übergangenen  Auffassung. 

^  Diese  Bestimmungen  betr.  ausländische  Gesellschafben  entsprechen 
wesentlich  dem  Italienischen  Recht  Art.  230ff.  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  HI 
S.  249). 

^  Die  sog.  ».stillschweigende  Gesellschaft''  (sociedade  tacita)  des  früheren 
Rechts  Art.  565  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  181)  ist  beseitigt. 
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Einz.  §.  Die  namenlosen  Gesellschaften  und  die  Kommanditgesell- 
schaften können  nur  mittelst  öffentlicher  Urkunde  errichtet 
werden. 

114.    Die  Enichtnngsurkunde   der  Gesellschaften  hat  anzugeben: 

1.  Die  Namen  oder  Firmen  und  die  Domicile  der  unbeschränkt  und 
der  beschränkt  haftenden  Gesellschafter,  die  Zahl  und  den 
Nominalbetrag  der  Gesellschaf tsantheüe; 

2.  Die  Gesellschafts-Firma  oder  -Bezeichnung,  den  Sitz,  die  Nieder- 
lassungen und  Zweigniederlassungen  der  Gesellschaft; 

3.  Den  Gegenstand  (Zweck)  der  Gesellschaft; 

4.  Ihre  Dauer; 

5.  Die  Organisation  der  Leitung  und  Ueberwachung,  wobei,  wenn 
die  Befugniss,  die  Gesellschaftsfirma  zu  gebrauchen,  nicht  allen 
Gesellschaftern  zusteht,  erklärt  werden  muss,  wer  die  Firma 
gebrauchen  darf; 

6.  Die  besonderen  Vortheile,  welche  etwa  einzelnen  Gesellschaftern 
gewährt  werden; 

7.  Die  Befugnisse  der  Generalversammlungen,  die  nothwendigen 
Voraussetzungen  zu  deren  Berufung  und  Wirksamkeit  und  zur 
Ausübung  des  Stimmrechts,  und  die  Form,  in  der  die  Gesell- 
schafter sich  vertreten  lassen  können; 

8.  Die  Art,  wie  die  Liquidation  und  Theilung  im  Fall  der  Auf- 
lösung zu  erfolgen  hat. 

§  1.  In  der  Errichtungsurkunde  der  Gesellschaften  unter  Kol- 
lekti^Tiamen  und  der  einfachen  Kommanditgesellschaften  ist 
femer  anzugeben: 

1.  Der  Betrag  des  Kapitals  jedes  der  Gesellschafter  in 
Geld.  Forderungen  oder  anderen  Vermögensstücken,  der 
Werth,  der  ihnen  beigelegt  wird,  die  Berechnungs-Aii;  und 
die  Zahlungs-Fristen; 

2.  Das  Verhältniss,  in  dem  die  Gewinne  und  Verluste 
zu  vertheilen  sind. 

§  2.  In  der  Errichtungsurkunde  der  namenlosen  Gesellschaften 
und  derjenigen  der  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  ist 
femer  anzugeben: 

1.  Die  Höhe  des  Gesellschaftskapitals  in  Geld,  Forderungen 
oder  anderen  Vermögensstücken,  der  Werth,  der  ihnen  bei- 
gelegt wird,  die  Berechnungsart,  wobei  unterschieden  werden 
muss,   was   gezeichnet  ist,   und   was  realisirt   sein  wird; 

3* 
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2.  Welche  Vortheile  den  Gründern  besonders  gewährt  sind; 

3.  Ob  die  Aktien  auf  den  Namen  oder  auf  den  Inhaber 
lauten,  ob  sie  wechselseitig  umtauschbar  sind  oder  nicht, 
sowie  die  Zeiten  und  Beträge  aUer  Zahlungen,  die  etwa  zu 
leisten  sind. 

115.  Wird  die  Gesellschaft  mittelst  Piivaturkunde  errichtet,  so 
sind  soviel  Exemplare  zu  fertigen,  als  Gesellschafter  vorhanden  sind, 
und  alle  müssen  von  denselben  unterzeichnet  werden,  wobei  die  be- 
treffenden Unterschriften  zu  beglaubigen  sind. 

116.  Jede  Verlängerung  einer  Gesellschaft,  jede  Aenderung  in 
der  Gesellschaftsfirma,  im  Zweck,  im  Sitz,  Domicil  oder  in  der  Ge^ell- 
schaftsleitung,  jede  Modifikation  in  den  Statuten,  jede  Erhöhung,  Ver- 
minderung oder  Wiederergänzung  des  Kapitals,  jede  Auflösung  oder 
Fusion,  und  im  Allgemeinen  all  und  jede  Aenderung  des  Gesellschafts- 
vertrages, muss  in  der  Form  erfolgen,  welche  für  die  Errichtung  der 
betreffenden  Gesellschaft  vorgeschrieben  ist. 

Einz.  §.  Die  Urkunde  über  Fusion  jedoch,  diejenige  über  Vei- 
längerang  einer  Gesellschaft,  und  diejenige  über  Verminderung 
des  GeseUschaftskapitals  kann  erst  ausgestellt  werden,  nachdem 
zunächst  der  betreffende  Beschluss  provisorisch  registrirt  und 
veröffentlicht  und  kein  Widerspruch  gegen  jene  Massnahmen  er- 
hoben ist,  dieselben  auch  nicht  für  unzulässig  erachtet  sind. 

117.  In  allen,  die  Gesellschaften  betreffenden  Verträgen,  bei  jedem 
Briefwechsel,  bei  Veröffentlichungen,  bei  Ankündigungen,  und  im  All- 
gemeinen, bei  allen  Geschäften,  welche  sich  auf  dieselben  beziehen,  muss 
die  Art  und  der  Sitz  der  Gesellschaft  klar  angegeben  werden. 

Einz.  §.  Das  Kapital  der  namenlosen  Gesellschaften  und  dasjenige  der 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  welches  in  Uebereinstinunung 
mit  der  letzt^^n  genehmigten  Bilanz  realisirt  und  vorhanden  ist, 
muss  nach  Massgabe  dieses  Artikels  angegeben  werden. 

Abschnitt  III. 
Von  den  Pflichten  und  Rechten  der  Gesellschafter. 

118.  Jeder  Gesellschafter  ist  verpflichtet: 

1.  Zur  Gesellschaft  mit  Kapital  oder  Arbeit  beizusteuern;^) 


^)  Die  „Kapitals-  und  Arbeitsgesellschaft'*  (sociedade  de  capital  et 
industria)  des  früheren  Eechts,  Art.  557  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  180)  \\-irtl 
als  solche  im  Gesetzbuch  nicht  mehr  aufgeführt. 
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2.  An  den  Verlusten  nach  dem  vereinbarten  Verhältniss,  und, 
mangels  einer  Vereinbarung,  nach  dem  Verhältniss  seiner  Einlage 
Theil  zu  nehmen; 

3.  Die  Aufträge  auszuführen,  mit  denen  ihn  die  Gesellschaft  be- 
traut; 

4.  Justificirte  Rechnungen  über  Ausführung  der  GeseUschaftsauf- 
träge  zu  gewähren. 

§  1.  Das  Kapital,  auf  welches  sich  Nummer  1  dieses  Artikels 
bezieht,  kann  in  Geld,  Forderungstiteln,  Gütern  (Vermögens- 
-  stücken),  oder  in  Geld  umsetzbaren  Werthen  bestehen ; 

§  2.  Das  durch  courshabende  Forderungstitel  dargestellte  Kapital 
wird  als  effektiv  und  vorhanden  erachtet  nach  der  Kotirung, 
zur  Zeit  der  Einlegung,  wenn  die  Gesellschaft  es  nicht  für 
einen  geringeren  Preis  angenommen  hat;  und  das,  durch 
andere  Forderungstitel  dargestellte  Kapital  ist  erst  dann 
als  effektiv  und  vorhanden  zu  erächten,  nachdem  es  tür 
Rechnung  und  auf  Kosten  des  Gesellschafters  und  unter 
seiner  privaten  Verantwortlichkeit  realisirt  ist; 

§  3.  Die  Vermögensstücke  oder  Werthe,  welche  durch  die  Gesell- 
schafter gewährt  oder  versprochen  sind,  und  einen  integriren- 
den  Bestandtheil  des  Gesellschaftskapitals  bilden,  sind  gehörig 
in  der  Urkunde  des  Gesellschaftsvertrages  zu  bezeichnen  und 
zu  schätzen,  und  für  solchen  Schätzungswerth  haften  jene 
Gesellschalter,  wenn  ihre  Realisirung  nothwendig  wird; 

§  4.  Die  Arbeit,  mit  der  ein  Gesellschafter  zu  der  Gesellschaft 
beiträgt,  ist  in  Gemässheit  der  Bestimmung  im  Art.  1263^) 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  schätzen; 

§  5.  Die  Gesellschafter,  welche  in  die  Gesellschaft  das  Kapital, 
zu  dem  sie  sich  verpflichtet  hatten,  zu  den  vereinbarten 
Teiminen  oder  in  der  vereinbarten  Gestalt  nicht  einlegen, 
haften,  abgesehen  von  dem  fälligen  Kapital,  für  die  be- 
treffenden Zinsen,  und  für  die  Schäden,  welche  aus 
ihrer  Säumniss    der  Gesellschaft   erwachsen,   vorbehaltlich 


^)  Art.  1263  bestimmt:  Wenn  einer  der  Gesellschafter  nur  seine  Arbeit 
beiträ^,  ohne  dass  deren  Werth  vorher  geschätzt  worden  ist,  oder  ohne 
vorgängige  Bestimmung  der  Quote,  welche  er  empfangen  soll,  und  er  in  dieser 
Beziehiing  nicht  zu  irgend  einer  Einigtmg  mit  den  anderen  Gesellschaftern 
gelang,  so  soll  er  den  Antheil  erhalten,  der  ihm  durch  Schiedsrichter  zu- 
gesprochen wird. 
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der  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  über  säumige 
Aktionäre;^) 
§  6.  Ausgenommen  von  der  Bestimmung  der  Nummer  2  dieses 
Artikels  sind  die  Gesellschafter,  welche  nur  Arbeit  beitragen ; 
diese  haften  vorbehaltlich  der  Vereinbarung  des  Gegen- 
theils,  nicht  für  Gesellschaftsverluste. 

119.  Jeder  Gesellschafter  hat  das  Becht: 

1.  An  der  Vertheilung  der  Gewinne  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen in  der  Nummer  2  des  vorhergehenden  Artikels  Theil 
zu  nehmen; 

2.  Die  Leiter  der  Gesellschaft  zu  wählen  und  von  ihnen  Rechnungs- 
legung zu  der  Zeit  und  in  der  Form  zu  fordern,  welche  zu 
diesem  Behufe  in  der  betreffenden  Vereinbarung  oder  im  Gesetz 
bestimmt  sind,  und  beim  Schweigen  beider,  so  oft  als  die 
Majorität  der  Gesellschafter  es  für  angemessen  erachtet; 

3.  Die  Buchführung  und  die  Urkunden,  welche  die  Gesellschaftsunter- 
nehmungen betreffen,  zu  den  Zeitpunkten  zu  prüfen,  welche  die 
Vereinbarung  oder  das  Gesetz  ihnen  gestattet,  und  beim 
Schweigen  beider,  sobald  er  will. 

4.  Beschwerden  oder  Vorschläge,  die  er  ftir  angemessen  hält,  nach 
Massgabe  der  vorhergehenden  Nummer  geltend  zu  machen. 

Einz.  §.  Verboten  ist  jede  Vereinbarung,  nach  welcher  ein  Gesell- 
schafter Zinsen  oder  eine  bestimmte  Quote  von  seinem  Kapital 
oder  seiner  Arbeit  zur  Belohnung  erhalten  soll. 

Abschnitt  IV. 
Von  der  Auflösung. 

120.  Die  Gesellschaften  werden  aufgelöst: 

1.  Wenn  die  Zeit,  für  welche  sie  errichtet  sind,  abgelaufen  ist; 

2.  Durch  das  Erlöschen  oder  Aufhören  ihres  Gegenstandes; 

3.  Durch  die  Erreichung  ihres  Zwecks  oder  die  Unmöglichkeit,  ihn 
zu  erreichen; 

4.  Durch  das  Falliment  der  Gesellschaft; 

5.  Durch  die  Minderung  des  Gesellschaftskapitals  um  mehr  als  zwei 
Drittel,  wenn  die  Gesellschafter  nicht  sofort  Einlagen  machen, 
um  wenigstens  ein  Drittel  des  Gesellschaftskapitals  zu  erhalten ; 

6.  Durch  Beschluss  der  Gesellschafter; 


1)  Cf.  unten  Art  170. 
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7.  Durch  die  Fusion  mit  anderen  Gesellschaften. 

§  1.  Die  Gesellschaften  unter  KoUektivnameu  werden  durch 
den  Tod  oder  die  Interdiktion  eines  der  Gesellschafter 
aufgelöst,  und,  wenn  sie  füi-  unbestimmte  Zeit  errichtet 
sind,  durch  einfache  WillenserklärungJ  eines  der  Gesell- 
schafter ; 

§.  2.  Die  Kommanditgesellschaften  werden  durch  den  Tod  oder 
die  Interdiktion  eines  der  unbeschränkt  haftenden  Gesell- 
schafter aufgelöst; 

§  3.  Die  namenlosen  Gesellschaften  werden  aufgelöst,  wenn  sie 
länger  als  sechs  Monate  mit  einer  geringeren  Anzahl  von 
Aktionären  als  zehn  bestehen,  und  ein  Interessent  die  Auf- 
lösung beantragt; 

§  4.  Die  Gläubiger  einer  namenlosen  Gesellschaft  können  deren 
Auflösung  beantragen,  wenn  sie  beweisen,  dass  nach  dem 
Zeitpunkt  der  Eingehung  ihrer  Verträge  die  Hälfte  des 
Gesellschaftskapitals  verloren  ist;  aber  die  Gesellschaft 
kann  sich  der  Auflösung  widersetzen,  sofern  sie  die  noth- 
wendige  Sicherheit  zur  Bezahlung  ihrer  Gläubiger  gewährt . 

§  5.  Die  Bestimmungen  der  §§  1  und  2  haben  Geltung  unbe^ 
schadet  irgend  welcher  entgegenstehender  Vereinbarungen. 

121,  Ist  die  Gesellschaft  aufgelöst,  so  werden  alle,  von  den 
Leitern  unteniommenen  Geschäfte  als  deren  persönliche  angesehen,  für 
welche  sie  persönlich  und  solidarisch  haftbar  sind. 

Einz.  §.  Diese  Bestimmung  soll  ihi'e  Wirkung  mit  folgenden 
Zeitpunkten  zu  äussern  beginnen: 

1.  Mit  dem  Ablauf  der  Zeit,  auf  welche  die  Gesellschaft  errichtet 
oder  verlängert  ist; 

2.  Mit  dem  Tage,  an  welchem  ihr  Zweck  erreicht  ist; 

3.  Mit  dem  Tage  des  Todes  oder  der  Eegistrirung  des  ürtheils, 
betreffend  Interdiktion  des  Gesellschafters,  wodurch  die  Fort- 
setzung unmöglich  gemacht  wird; 

4.  Mit  dem  Datum,  an  welchem  sie  durch  die  Gesellschafter  oder 
durch  das  Gericht  als  in  Liquidation  befindlich  erklärt  wird. 

122.  Ist  die  Gesellschaft  aufgelöst,  so  besteht  sie  rechtlich  nm- 
zwecks  Liquidation  und  Theilung. 

Einz.  §.  Die  Leiter  der  Gesellschaft  vertreten  die  Gesellschaft, 
sofern  nicht  die  Liquidatoren  die   Ausübung   ihrer   Punktionen 
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Übernehmen,  und  im  Fall  der  Auflösung  durch  Falliment^  bis  aur 
Beendigung  desselben. 
123«     Die  Auflösung  jeder   Gesellschaft   ist   vorschrift^nässig   zu 
veröffentlichen. 

Abschnitt  V. 
Von  der  Fusion. 

124.  Die  Fusion  zweier  oder  mehrerer  Gesellschaften,  muss  durch 
jede  der  Gesellschaften,  welche  die  Fusionirung  anstreben^  beschlossen  sein. 

Einz.  §.  Der  endgiltige  und  gemeinschaftliche  Beschluss  der  Gesell- 
schaften, welche  sich  fusioniren  woU^,  ist  ordnungsmässig  zu 
veröffentlichen. 

125.  Die  Fusion  gewinnt  erst  drei  Monate  nach  dem  Datum 
der  Veröffentlichung  des  betreffenden  Beschlusses  Wirkung,  es  sei  demiy 

•  

dass  in  beglaubigter  Form  alle  Schulden  jeder  der  fusionirten  Gesell- 
schaften beglichen  sind,  oder  dass  der  Betrag  derselben  in  der  allge- 
meinen Depositen- Kasse  deponirt  ist. 

126.  Während  der,  in  dem  vorstehenden  Artikel  festgesetzten  Zeit 
kann  jeder  Gläubiger  der  Gesellschaften  der  Fusion  widersprechen. 

Einz.  §.  Der  Widerspruch  hemmt  die  Fusion,  soweit  er  nicht 
durch  ürtheil  beseitigt  wird. 

127.  Nach  Ablauf  der,  im  Art.  125  festgesetzten  Frist,  oder  nach 
Erfüllung  der  anderc^n  Vorschriften  desselben,  ist  die  Fusion  für  end- 
giltig  zu  erachten,  und  die  Gesellschaft,  welche  errichtet  wird,  hat  alle 
Rechte  und  Pflichten  der  aufgelösten  Gesellschaften  zu  übernehmen. 

Abschnitt  VI. 
Von  der  Verlängerung. 

128.  Ist  die  Frist,  welche  in  dem  Gesellschafts  vertrage  für  die 
Dauer  der  Gesellschaft  bestimmt  war,  abgelaufen,  und  liegt  kein  anderer 
Gnmd  zur  Auflösung  vor,  so  kann  jene  Fiist  verlängert  w^erden,  w-enn 
die  G(^sellschafter  einstimmig  darin  übereinkommen  oder  wenn  die- 
jenigen, welche  sich  zurückziehen,  nicht  mehr  als  ein  Drittel  des  Ge- 
sellschaftsvermögens repräsentiri^n,  und  di(*  übrigen  Gesellschafter  ihnen 
ihivn  Antheil  nach  gesetzlicher  Vorschrift  auszahlen. 

Einz.  §.    Die  Verlängerung  ist  ordnungsmässig  zu  veröffentlichen. 

129.  Die  persönlichen  Gläubiger  (Privatgiäubiger)  der  Gesell- 
schafter von  unbeischränkter  Haftung,    welche   diu-ch   ein   rechtskräftig 
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gewordenes  Urtheil  dazu  befähigt  sind,  können  der  Verlängerung  der  be- 
treffenden Gesellschaft  widersprechen. 

Einz.  §.  Der  Widerspruch  ist,  um  wirksam  zu  sein,  binnen  zehn 
Tagen  nach  dem  Tage  zu  erheben,  an  welchem  der,  zu  der  Ver- 
längerung ermächtigende  Besclduss  veröffentlicht  wird. 

Abschnitt  VII. 
Von  der  Liquidation  und  Theilung. 

130.  Die  Art  der  Liquidation  und  Theilung  bei  jeder  Handels- 
gesellschaft ist,  sofern  nicht  im  Gesellschaftsvertrage  irgend  etwas  vor- 
gesehen ist,  auf  Grund  der  Beschlüsse  zu  ordnen,  welche  in  Vereinigungen 
oder  Generalversammlungen  der  Gesellschafter  gefasst  sind,  soweit  es 
nicht  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  widerspricht. 

131.  Den  ordnungsmässig  versammelten  Gesellschaften!  steht  es 
zu,  die  Liquidatoren  zu  ernennen,  vorbehaltlich  der  Ausnahme  des  §  2 
und  der  Sondervorschriften  für  den  Fall  eines  Falliments.*) 

§  1.  Die  Ernennung  von  Liquidatoren  ist  nur  giltig,  wenn  sie 
von  mindestens  der  Hälfte  der  Gesellschafter,  welche  drei 
Viertel  des  Gesellschaftskapitals  besitzen,  bewirkt  wird. 

{{  2.  Wenn  die  Gesellschaft  gerichtlich  in  Folge  einer  unheilbaren 
Nichtigkeit  ihrer  Errichtung  als  nicht  existent  erklärt  wird, 
oder  im  Fall,  dass  die  im  vorstehenden  Paragraphen  vor- 
geschriebene Zahl  der  Stimmen  nicht  erzielt  wird,  so  muss 
das  betreffende  Gericht  die  Liquidatoren  ernennen. 

§  3.  Die  Vertretung  jedes  Liquidators  durch  einen  anderen  erfolgt 
nach  Massgabe  dieses  Artikels  und  seiner  Paragraphen. 

132.  Ist  die  Gesellschaft  aufgelöst,  so  haben  die  Leiter  den 
Gesellschaftern  in  der.  Vereinigung  oder  Generalversammlung  das  In- 
ventar, die  Bilanz  und  die  Schlussrechnungen  ihrer  Geschäftsführung 
zur  Genehmigung  zu  unterbreiten,  derart  und  in  der  Form,  in  welcher 
es  zu  geschehen  hätte,  wenn  es  sich  um  jährliche  Inventarien,  Bilanzen 
und  Rechnungen  handelte. 

133.  Nach  Genehmigung  der  Rechnungen  der  Geschäftsleitung  nebst 
dem  Inventar  und  der  Bilanz,  ist  von  ihnen  (den  Leitern)  die  üebergabe 
aller  Urkunden,  Bücher,  Papiere,  Fonds  und  Guthaben  der  Gesellschaft 
an     die   Liquidatoren  zu  bewirken,    um   die  Liquidation  zu  beginnen. 


1)  Cf.  unten  Art.  700  ff.,  746  ff. 
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134,  Vorbehaltlich    entgegengesetzter   Vereinbarungen    und   Be- 
stimmungen steht  den  Liquidatoren  zu: 

1.  Die  Gesellschaft  vor  Gericht  und  ausserhalb  desselben  zu  ver- 
treten ; 

2.  Die  Einziehung  der  ausstehenden  Forderungen  der  Gesellschaft 
zu  betreiben  und  zu  bewirken; 

3.  Die  Mobilien  zu  veräussein; 

4.  Mit  den  Schuldnern  oder  Gläubigem,  vor  Gericht  oder  ausser- 
halb desselben,  über  die  Art  der  Begleichung  ihrer  Schulden 
oder  Forderungen  zu  verhandeln,  wobei  sie  zu  jenem  Zweck 
Wechsel  oder  Forderungstitel  ausstellen,  indossiren  und  acceptiren 
können ; 

5.  Die  flüssigen  Bestände  der  Gesellschaft  zu  vertheilen. 

§  1.  Ohne  ausdrücklich  in  der  Vereinigung  oder  Generalver- 
sammlung der  Gesellschafter  ertheilte  Ermächtigung  können 
die  Liquidatoren  nicht: 

1.  Bis  zur  Theilung  den  Betrieb  der  Gesellschaft  fort- 
setzen^  noch  die  schwebenden  Unternehmungen  bis  zu  ihrer 
endgiltigen  Erledigung  verfolgen; 

2.  Darlehen  zur  Bezahlung  der  Schulden  der  Gesellschaft 
aufnehmen ; 

3.  Die  Immobilien  belasten,  verhypothedren  oder  ver- 
äussern, noch  betreffs  derselben  Vergleiche  abschliessen ; 

4.  Von  Processen,  in  denen  die  Gesellschaft  Partei 
ist,  Abstand  nehmen. 

§  2.  Die  Veräusserung  von  Immobilien  muss  in  öffentlicher  Ver- 
steigerung erfolgen,  es  sei  denn,  dass  eine  Genehmigung 
der  Gesellschaft,  sie  freihändig  zu  bewirken,  vorliegt. 

135.  Die  GeseUschafter  haben  bei  der  Emennung  der  Liquidatoren 
die  Frist  zu  bestimmen,  in  welcher  die  Liquidation  beendet  sein  muss. 

§  1.  Sind  die  Liquidatoren  nicht  durch  die  Gesellschafter  ernannt, 
oder  bestimmen  diese  nicht  die  Dauer  der  Liquidation,  so  ist 
dieselbe  durch  das  zuständige  Gericht,  nach  Anhörung  der 
Gesellschafter,  zu  bestimmen,  welche  zu  diesem  Zweck  durch 
öffentliche,  zehn  Tage  vorher  in  dem  amtlichen  Blatt  bekannt 
zu  machende,  Ladungen  zusammenberufen  werden. 

§  2.  Wenn  die  Liquidation  nicht  in  der,  durch  die  Gesellschafter 
oder  das  Gericht  bestimmten  Frist  beendigt  werden  kann,  so 
kann  sie  nur  einmal  verlängert  werden  und   zwar   auf  eine 


Portugal.  43 

Zeit,    welche  nicht  die  Hälfte   derjenigen   übei'steigen  darf, 
die  zuerst  bestimmt  war. 
^  3.  Läuft  die  fär  die  Liquidation  bestimmte  Fiist  ab,    ohne  dass 
die  Liquidation  beendet  ist,   so   ist  sie  nach  den  bestimmten 
Vorschriften  des  Art.  138  einz.  §  gerichtlich  fortzusetzen. 

136.  Die  Liquidatoren  haben  von  den  Gesellschaftern  die  Zahlung 
der  Beträge  zu  fordern,  für  welche  diese  der  Gesellschaft  haften  und 
welche  sich  als  nothwendig  zur  Erfüllung  der  betreffenden  Abkommen 
und  Deckung  der  Kosten  der  Liquidation  herausstellen. 

137.  Die  Gläubiger  der  Gesellschaft  gehen  den  Gläubigem  jedes 
der  Gesellschafter  bezüglich  des  Gesellschaftsvermögens  vor;  aber  wenn 
diese  letzteren  Gläubiger  nicht  durch  den  restirenden  Antheil,  welcher 
dem  betreffenden  Schuldner  zusteht,  befriedigt  werden  können,  so  treten 
sie  in  die  Rechte  desselben  gegenüber  den  anderen  ehemaligen  Gesell- 
schaftern auf  Auszahlung  des  etwaigen  üeberschusses,  welchen  er  über  den, 
ihm  obliegenden  Betrag  hinaus,  zur  Gesellschaft  zugeschossen  hatte. 

138.  Sind  die  Schulden  gedeckt,  oder  die  für  ihre  Zahlung  noth- 
wendigen  Beträge  konsignirt,  so  ist  zur  Vertheilung  der  liquiden  Werthe 
im  Verhältniss  des  Anspruchs  jedes  der  Gesellschafter  zu  schreiten. 

Einz.  §.  Anzuwenden  sind  auf  die  Vertheilung  unter  den  Handels- 
gesellschaftern die  allgemeinen  Vorschriften,  welche  die  Ver- 
theilung unter  Miterben  regeln.^) 

139.  Die  Liquidatoren  haben  in  jedem  Monat  eine  Bilanz  der  ab- 
gewickelten Geschäfte  zu  präsentiren  und  aUe  Jahre  nach  Massgabe 
der  Vorschriften   betr.    die  Leiter  der  Gesellschaften  Rechnung  zu  legen. 

140.  Ist  die  Liquidation  beendet,  so  haben  die  Liquidatoren  den- 
jenigen, durch  welche  sie  ernannt  waren,  die  Schlussrechnungen  und 
einen  eingehenden  (desenvolvido)  Bericht  über  die  Erledigung  ihres  Auf- 
trages zur  Genehmigung  zu  unterbreiten  und  diesen  mit  allen  zur 
Aufklärung  und  Unterstützung  dienenden  Urkunden  zu  versehen. 

141.  Die  Haftbarkeit  der  Liquidatoren  währt  gemäss  den  all- 
gemeinen Vorschriften  über  den  Auftrag  bis  zur  endgiltigen  Genehmigung 
ihrer  Rechnungen  betreffend  Liquidation  und  Vertheilung,  vorbehaltlich 
der  Klagen,  auf  welche  die  früheren  Gesellschafter  auf  Grund  von  Lr- 
thümem  und  von  Betrügereien,  die  darin  etwa  vorkommen  mögen  und 
erst  später  bewiesen  werden,  Anspruch  haben. 


1)  ffierzu  Art.    2126—2157  Cod.  Civ.  (Von   der   Liquidation   und  der   Ver-^ 
theilung). 
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142.  Die  Akte  über  die  endgiltige  Genehmigung  der  Eechnungen, 
betreffend  Liquidation  und  Vertheüung,  oder  das  gerichtliche  Urtheil, 
welches  hierüber  ergeht,  ist  zu  veröffentlichen  und  in  dem  betreffenden 
Register,  als  das  Ende  des  rechtlichen  Bestehens  der  Gesellschaft  be- 
stimmend, zu  vennerken. 

143.  In  der  letzten  Vereinigung  oder  Generalversammlung  der 
Gesellschaft(T  hab(»n  diese  zu  bestimmen,  wer  die  Bücher,  Schriftstücke 
und  Urkunden  der  Gesellschaft,  behufs  aller  gesetzlichen  Wirkungen,  in 
Verwahrung  zu  nehmen  hat. 

§  1.  Wenn  die  Liquidation  gerichtlich  erfolgt  ist,  oder  die,  in  diesem 
Ai-tikel  erwähnte  Bestimmimg  mangelt,  so  hat  die  Verwahrung 
in  derjenigen  (Amts-)  Registratur  (cartorio)  zu  erfolgen,  bt*i 
welcher  das  betreffende  Verfahren  geschwebt  hat. 

§  2.  Die  Bücher,  Schriftstücke  und  Urkunden,  auf  welche  sich  dieser 
Artikel  bezieht,  sind  fünf  Jahre  lang  aufzubt^wahren. 

144.  Auf  die  Gesellschaften  in  Liquidation  sind  alle  Vorschriften 
anwendbar,  welche  die  aktiven  Gesellschaften  regeln,  sofern  sie  nicht 
mit  der  Liquidation  unvereinbar  sind,  und  vorbc^haltlich  der  besonder<»n 
Bestimmungen. 

§  1.  Die    Obliegenheiten     der    Leiter   gehc^n    mit    der    nämlichen 

Haftbarkeit  auf  die  Liquidatoren  über. 
§  2.  Die  Liquidation   befreit   die  Gesellschafter  nicht,  und  hindert 

auch  die  Eröffnung  des  Falliments  nicht. 
§  3.  Im  Fall  einer  Liquidation  sind   der  Ges(41schaftsfirma   immcn- 

die  Worte  „in  Liquidation*'  hinzuzufügen. 


Abschnitt  VIII. 

Von  den  Veröffentlichung(»n. 

145.     Di(^   in    (lit^sem    Gesetzbuch    augeordneten    gc^sellschaftlichen 
Veröffentlichungen  hab(»u  zu  erfolgen: 

1.  In  dem  amtlichen  Blatt  der  Rc^gierung  und  in  (dnem  der  am 
meisten  gelesenen  Journale  des  Platzes,  sofern  die  Gesellschaft 
in  dem  Kontinent  des  Königreichs  ihren  Sitz  hat; 

2.  In  der  amtlichen  Zeitung  des  Platzes,  oder  in  deren  Ermangelung, 
in  ein(*m  der  am  mcäsü^n  g(4es(*n(m  Journale,  sofem  der  Sitz  dm* 
Gesellschaft  auf  einer  d(T  naheliegenden  Inseln  oder  in  einei' 
der  üb(»rseeisch(»n  Provinzen  sich  befindet. 
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§  1.  Sobald  ein  Drittel  des  Gesellschaftskapitals  oder  mehr  ge- 
zeichnet oder  eingeschossen  ist  durch  Gesellschafter,  welche 
in  dem  Kontinent  des  Königreichs  wohnen,  —  sofern  die  Ver- 
öffentlichung nach  Massgabe  der  Nummer  2  dieses  Artikels 
zu  erfolgen  hat,  —  oder  durch  Gesellschafter,  welche  auf 
einer  der  in  der  Nähe  liegenden  Inseln  oder  in  den  über- 
seeischen Provinzen  wohnen,  —  sofern  die  Nummer  1  zu 
beobachten  ist,  —  müssen  die  bc^treffenden  Veröffentlichungen 
thunlichst  auch  in  dem  amtlichen  Blatt  der  Kegienmg  oder  ge- 
gebenen Falles  in  der  amtlichen  Zeitung  des  Platzes  vor- 
genommen werden. 

§  2.  Diese  Veröffentlichungen  haben  auf  Kosten  der  Gesellschaft 
zu  erfolgen. 

Abschnitt  IX. 
Von  den  Klagen. 

146.  Jeder  Gesellschafter  oder  Aktionär,  welcher  in  der  Ver- 
einigung oder  Generalversammlung  der  Gesellschafter  gegen  einen 
dort,  den  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  oder  des  Gesell- 
schaftsvertrages zuwider  gefassten,  Beschluss  Verwahrung  eingelegt  hat, 
kann  binnen  zwanzig  Tagen  seinen  Protest  mit  den  Beweisen,  die  er 
hat,  bei  dem  zuständigen  Handelsgericht  erheben  und  verlangen,  dass, 
nach  Anhörung  der  Gesellschaft,  der  Beschluss  für  nichtig  erklärt  werde. 

147.  Die  Regierung  kann  durch  Vermittelung  des  öffentlichen 
Ministeriums  bei  den  zuständigen  Handelsgerichten  das  Verfahren  be- 
treiben, welches  nothwendig  ist,  um  die  Gesellschaftern,  di(^  entgegen  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzbuchs  funktioniren  oder  errichtet  werden,  für 
nichtig  zu  erklären. 

148.  Die  Gläubiger  einer  Gesellschaft  können: 

1.  Die  Ansprüche  der  Gesellschaft  bezüglich  der  noch  nicht  hin- 
wirkten Einzahlungen  von  Kapital,  welche  kraft  des  Vertrages, 
Gesellschaftsbeschlusses  oder  gerichtlichen  Urtheils,  exigibel  sind, 
geltend  machen; 

2.  Gerichtlich  die  in  dem  Gesellschaftsvertrage  vereinbarten  Ein- 
zahlungen von  Kapital  betreiben,  welche  zur  Erhaltung  ihrer 
Rechte  nothwendig  sind. 

§  1.  Es  Hegt  den  Leitern  der  Gesellschaft  ob,  die  Ent- 
scheidungen, welche  die  Gerichte  ergehen  lassen,  nach  Mass- 
gabe der  vorstellenden  Nummer  auszuführen. 
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§  2.  Die  Gesellschaft  kann  dessenungeachtet  den  Anspruch 
jener  Gläubiger  dadurch  entkräften,  dass  sie  dieselben 
wegen  ihrer  Forderungen  mit  den  Verzugszinsen  befriedigt, 
wenn  diese  fällig  sind,  oder,  wenn  sie  erst  fällig  werden, 
unter  Abzug  der  betreffenden  Diskonts,  nebst  den  Process- 
Kosten. 

149.  In  den  Gesellschaften,  bei  denen  das  Kapital  durch  Aktien 
dargestellt  wird,  können  die  Aktionäre,  welche  den  fünften  Theil  der- 
selben besitzen,  bei  dem  zuständigen  Richter  darauf  antragen,  dass,  nach 
Anhörung  des  Vorstandes  dieser  Gesellschaften,  mit  einer  gerichtlichen 
Prüfung  der  Bücher,  Urkunden,  Rechnungen  und  Papiere  derselben  vor- 
gegangen werde;  wobei  dieselben  die  thatsächlichen  Punkte  zu  bezeichnen 
haben,  auf  welche  sich  die  Prüfung  erstrecken  soll. 

Abschnitt  X. 
Von  der  Verjährung. 

150.  Es  verjähren  in  fünf  Jahren  die  Klagen,  welche  aus  dem 
Gesellschaftsvertrage  oder  aus  Gesellschaftsgeschäften  entstehen,  wenn 
die  in  diesem  Gesetzbuch  vorgeschriebenen  Registrirungen  und  Ver- 
öffentlichungen erfolgt  sind. 

Einz.  §.   Diese  Verjährungszeit  beginnt  zu  laufen: 

1.  Mit  der  Fälligkeit  der  betreffenden  Verbindlichkeit; 

2.  Mit  der  letzten  Veröffentlichung  der  Auflösung  der  Gesell- 
schaft, sofern  diese  Auflösung  vor  der  Fälligkeit  der  Ver- 
bindlichkeit erfolgt; 

3.  Mit  der  Genehmigung  der  Schlussbüanz  der  Liquidatoren, 
anlangend  die  aus  der  Liquidation  entstammenden  Ver- 
bindlichkeiten ; 

4.  Mit  der  Uebertragung  der  abgetretenen  Aktien,  so  weit 
es  sich  um  die  Haftbarkeit  des  Coden ten  handelt;  und  bei 
den  Kooperativgesellschaften  mit  dem  Ausschluss  oder  der 
Decharge  des  Gesellschafters. 

KAPITEL  IL 

Von  den  Gesellschaften  unter  Kollektivnamen. 
(Offenen  Handelsgesellschaften.) 

151.  Den  Gesellschaftern  einer  Gesellschaft  unter  Kollektivnamen, 
welche  in  der  im  Gesellschaftsvertrage  vorgeschriebenen  Weise  vereinigt. 


Portugal.  47 

sind,  steht  die  oberste  VerfügUDg  und  üeberwaclmng  der  gesellschaft- 
lichen Geschäfte  und  Interessen  zu. 

§  1.  Die  Beschlüsse  der  Gesellschaft  sind  mit  Stimmenmehrheit  zu 
fassen ; 

§  2.  Die  Mehrheit  der  Gesellschafter  kann  gegen  die  Stimme 
auch  nur  eines  der  Gesellschafter,  nicht  in  Geschäfte 
eintreten,  die  von  den  im  Vertrage  ausdrücklich  be- 
stimmten abweichen,  noch  die  Art  der  Gesellschaft  oder  die 
Gesellschaftsbestimmungen  verändeni  oder  modifiziren,  vorbe- 
haltlich einer  entgegengesetzten  Vereinbarung  im-  Gesellschafts- 
yertrage; 

§  3.  Die  Gesellschaftsbeschlüsse  sind  in  dem  Protokollbuch  (Buch 
der  Beschlüsse)  zu  vermerken,  sobald  ein  ausdrückliches 
üebereinkommeu  der  Gesellschafter  festzustellen  ist. 

152,  Lediglich  der  Gesellschafter  oder  die  Gesellschafter,  welche 
ordnungsmässig  in  dem  Gesellschaftsvertrage  bezeichnet  sind,  können  dicv 
Firma  der  Gesellschaft  unter  Kollektivnamen  gebrauchen,  und  als  solchem 
die  Gesellschaft  und  die  betreffenden  Gesellschafter  verpflichten. 

§  1.  Die  Gesellschafter,  welche  nicht  ermächtigt  sind,  die  Gesell- 
schaftsfirma zu  gebrauchen,  verpflichten  die  Gesellschaft  durch 
die  von  ihnen  im  Namen  und  mit  der  Firma  der  letzteren 
abgeschlossenen  Geschäfte  nicht,  verfallen  vielmehr  der  be- 
trefienden  civilrechtlichen  und  strafrechtlichen  Verantwortung. 

§  2.  Beim  Schweigen  des  Vertrages  kann  ein  jeder  der  Gesell- 
schafter nach  Massgabe  dieses  Artikels  die  Gesellschaftsfirma 
gebrauchen. 

153.  Jeder  Gesellschafter  einer  Gesellschaft  unter  Kollektivnamen 
haftet  solidarisch  für  alle  gesellschaftlichen  Vereinbarungen,  wenngleich 
auch  nur  einer  von  ihnen  unterzeichnet  hat,  sobald  er  es  nur  mit  der 
Gesellschaftsfirma  und  kraft  der  ihm  ertheilten  Machtbefugniss  ge- 
than  hat. 

§  1 .  Indessen  wird  den  Gläubigem  einer  Gesellschaft  unter  Kollektiv- 
namen nicht  gestattet,  sich  aus  dem  Privatvermögen  der  Ge- 
sellschafter bezahlt  zu  machen,  ehe  sie  nicht  Exekution  in 
das  Gesellschaftsvermögen  bewirkt  haben. 

§  2.  Wenn  Jemand,  der  nicht  Gesellschafter  einer  Gesellschaft  unter 
Kollektivnamen  ist,  seinen  Namen  oder  seine  Firma  in  die 
Gesellschaftsfirma  aufnehmen  lässt,  so  wird  er  der  soli- 
darischen Haftbarkeit,  die  in  diesem  Artikel  angeordnet  ist. 
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unterworfen,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Verantwortung, 
in  die  er  etwa  verfallen  kann; 
§  3.  Die  Befugniss  zur  Leitung  involvirt  immer  diejenige,  aus- 
schliesslich die  Gesellschaftsfirma  zu  gebrauchen ;  und  lediglich 
auf  Gnmd  ausdrücklicher  Anordnung  der  Gesellschaft  kann 
ein  anderer  nichtleitender  Gesellschafter  davon  Gebrauch 
machen  bei  Acten,  welche  in  der  betreffenden  Vollmacht  ihm 
speziell  übertragen  sind. 

154,  Die  mit  der  Leitung  einer  Gesellschaft  unter  Kollektivnamen 
betrauten  Gesellschafter  haben  die  nämlichen  Befugnisse,  welche  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  in  den  Artikeln  1268  bis  1270^)  den  Leitern  der 
civilrechtlichen  Gesellschaften  gewährt. 


1)  Art.  1268  bestimmt:  „Sind  mehrere  Gesellschafter  mit  der  Leitung  be- 
traut, ohne  Unterschied,  oder  ohne  die  Erklärung,  dass  sie  im  Ein- 
verständniss  zu  handeln  haben,  so  kann  jeder  einzelne  von  ihnen  ge- 
sondert diejenigen  Verwaltungsacte  vornehmen,  welche  ihm  gut  scheinen 

Art.  1269:  „Wenn  vereinbart  worden  ist,  dass  ein  leitender  Gesellschafter 
nicht  ohne  Mitwirkung  eines  oder  einiger  anderer  handeln  darf,  so 
kann  er  nur  dann  abweichend  verfahren,  sofern  eine  neue  Vereinbarung 
vorliegt  oder  in  dem  Falle,  dass  er  einen  schweren  und  nicht  wieder 
zu  beseitigenden  Nachtheil  befürchtet. 

Art.  1270:  Der  Mangel  einer  ausdrücklichen  Vereinbarung  betreffend  die 
Art  der  Leitung  wird  durch  die  folgenden  Vorschriften  ergänzt: 

1.  Alle  Gesellschafter  sind  mit  der  gleichen  Befugniss,  zu  leiten,  be- 
kleidet; die  durch  irgend  einen  von  ihnen  vorgenommenen  Acte 
verpflichten  die  anderen,  vorbehaltlich  seines  Einspruchsrechts,  soweit 
diese  Akte  nicht  eine  gesetzliche  Wirkung  erzeugen; 

2.  Jeder  der  Gesellschafter  kann  sich,  in  der  gebräuchlichen  Art.  der 
Gesellschaftsgegenstände  bedienen,  mit  der  Massgabe,  dass  dies 
nicht  schädlich  ist,  oder  dass  die  anderen  Gesellschafter  des  Ge- 
brauchs, auf  den  auch  sie  Anspruch  haben,  beraubt  werden: 

3.  Jeder  Gesellschafter  hat  das  Recht,  die  anderen  zu  verpflichten,  mit 
ihm  zu  den  nothwendigen  Ausgaben  zur  Erhaltung  der  GeseUschaft^- 
gegenstände  beizutragen; 

4.  Kein  Gesellschafter  kann,  ohne  Einwilligung  der  anderen.  Ver- 
änderungen von  Gesellschaftsimmobilien  vornehmen,  auch  wenn  solche 
Veränderungen  ihm  nützlich  erscheinen,  noch  das  bewegliche  oderim- 
bewegliche  Vermögen  der  Gesellschaft  haftbar  machen  oderveräussem: 

5.  Wenn  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  Gesellschaftern  statt- 
findet, so  ist  über  die  Geschäfte  nach  der  Majorität  zu  beschliessen, 
wie  gross  auch  die  Ungleichheit  der  Einlagen  sei;  im  Fall  der  Stimmen- 
gleichheit wird  das  unentschiedene  Geschäft  bis  zu  einem  neuei^ 
liehen  Entschlüsse  aufgeschoben. 
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155.  Die  Gesellschaftsleitung,  welche  einem  Gesellschafter  durch  be- 
sondere Klausel  des  Vertrages  eingeräumt  ist,  kann  nicht  widerrufen 
werden. 

Einz.  §.  Wenn  aber  der  leitende  Gesellschafter  einen  üblen  Ge- 
brauch von  der  Befugniss  macht,  die  ihm  in  dem  Vertrage  nach 
Massgabe  dieses  Artikels  übertragen  ist,  und  aus  seiner  Ge- 
schäftsführung offenbare  Gefahr  für  das  gemeinschaftliche  Ver- 
mögen erwächst,  so  können  die  anderen  Gesellschafter  einen 
Leiter,  welcher  bei  allen  gesellschaftlichen  Geschäften  mitwirkt, 
ernennen,  oder  gerichtlich  die  Aufhebung  des  Vertrages  be- 
treiben. 

156.  Wenn  die  Befugniss  zur  Leitung  durch  einen  Akt  gewährt 
ist,  welcher  später  als  der  Abschluss  des  ursprünglichen  Vertrages  der 
GeseUschaft  unter  KoUektivnamen  erfolgt  ist,  so  kann  sie,  wie  ein  ein- 
faches Mandat,  nach  dem  Ermessen  der  Gesellschafter  widerrufen  werden, 

Einz   §.   Damit  der  Widerruf  Platz  greife,  genügt   es,   dass  der- 
selbe  durch   die  Mehrheit  der  nichtleitenden  Gesellschafter  be- 
schlossen wird. 
167.    Die  Gesellschafter   einer  Gesellschaft  unter  KoUektivnamen, 
für   welche  nicht  eine  bestimmte  Geschäftsbranche  vereinbart  ist,  dürfen 
keine  Handelsgeschäfte   ohne   vorgängige  Genehmigung  der  Gesellschaft 
betreiben,   bei  Strafe,    die  hierdurch .  gewonnenen  Vortheile   zu  verlieren 
und  persönlich  für  die  erlittenen  Schäden  zu  haften. 

158.  Wenn  die  Gesellschaft  unter  Kollektivnamen  für  eine  bestimmte 
Handelsbranche  errichtet  ist,  so  können  die  Gesellschafter  ungehindert 
jede  Handelsunteinehmung  betreiben,  welche  nicht  zu  der  nämlichen  Art 
gehört,  vorbehaltlich  entgegenstehenden  Abkommens. 

159.  Kein  Gesellschafter  einer  Gesellschaft  unter  Kollektivnamen 
kann  aus  derselben  (aus  dem  Gesellschaftsvermögen)  einen  grösseren 
Betrag  zurückziehen  oder  in  Abzug  bringen,  als  für  seine  persönlichen 
Ausgaben  bestimmt  ist,  bei  Strafe,  den  zurückgezogenen  oder  in  Abzug 
gebi*achten  Ueberschnss  wieder  zurückerstatten  zu  müssen,  als  ob  er  seine 
geseUschaftliche  Einlage  nicht  voll  gezahlt  hätte,  und  füi*  Verluste  und 
Schäden  zu  haften. 

160.  Jeder  Gesellschafter  einer  Gesellschaft  unter  KoUektivnamen 
hat  das  Recht,  schadlos  gehalten  zu  werden: 

1.  Durch  die  Gesellschaft  —  wegen  aller  Beträge,  welche  er  zum 
Vortheü  derselben,  abgesehen  vom  Kapital,  zu  dem  er  sich  ver- 
pflichtete nebst  den  betreffenden  Zinsen  aufgewendet  hat,  wegen  der  in 

Borchardt^^Partngiesisches  Handelsgesetzbrioh.  4 


50  Poitugal. 

gatem  Glauben  zum  gememschaftlichen  Gesellschafts-Yortheil  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten;  wegen  Verluste  und  Schäden, 
die  er  bei  Vemchtung  der  als  Gesellschafter  vorgenommenen 
Geschäfte  erlitten  hat;  und  wegen  der  aus  Reisen,  Unterhalt 
und  andereren  aus  den  Gesellschaftsgeschäften  erwachsenen 
Unkosten. 
2.  Durch  seine  Mitgesellschaftier,  vorbehaltlich  entgegenstehender 
Vereinbarungen  —  wegen  der  Beträge,  mit  denen  er  in  Folgt* 
seiner  solidarischen  Haftung  an  den  Verlusten  der  Gesellschaft 
sich  betheiligt  hat,  soweit  dies  in  höherem  Maasse  geschehen, 
als  ihm  verhältnissmässig  nach  seinem  Antheil  beizutragen  oblag. 

161.  Damit  ein  Gesellschafter  einem  andern  seinen  Antheil  an  der 
Gesellschaft  unter  Eollektivnamen  abtreten  kann,  ist  es  nothwendig,  dass 
alle  übrigen  Gesellschafter  hierzu  ihre  Genehmigung  geben. 

KAPITEL  III. 
Von  den  namenlosen  (anonymen,  Aktien-)  Gesellschaften. 

Abschnitt  I. 
Von  der  Errichtung  der  namenlosen  Gesellschaften. 

162.  Die  namenlosen  Gesellschaften  können  nur  dann  endgUtig  er- 
richtet werden,  wenn  die  folgenden  Bedingungen  erfüllt  sind,  nämUch: 

1.  Wenn  die  Zahl  der  Gesellschafter  mindestens  zehn  beträgt; 

2.  Wenn  das  Gesellschaftskapital  vollständig  gezeichnet  ist; 

3.  Wenn  die  Zeichner  zehn  Procent  ^)  des  von  ihnen  gezeichneten 
Kapitals  baar  einzahlen,  und  wenn  der  ganze  Betrag  bei  der 
General -Depositenkasse  an  die  Ordre  der  betreffenden  Ver- 
waltung mit  ausdrücklicher  Bezeichnung  des,  von  jedem  G^ell- 
schafter  gezeichneten  Betrages  deponirt  ist; 

.  4.  Wenn   eine  Gesellschaftsbezeichnung    angenommen   ist,   welche 
nicht  mit  einer  anderen,  schon  bestehenden,  übereinstimmt,  oder 
eine  so  ähnliche  Form  hat,  dass  Irrthum  entstehen  könnte. 
§  1.  Die   namenlosen   Versicherungsgesellschaften   und  alle  die- 
jenigen  Gesellschaften,    deren    Kapital   nicht   unmittelbar 
und   direkt   zur   Verwirklichung    ihres    Zweckes,    sondern 


1)  Nach  Italienischem  Recht  s/io  Art.  131  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III 
S.  231),  nach  Deutschem  Recht  ein  Viertel  des  Nominalbetrages.  G^s.  vom 
18.  Juli  1884  Art.  77 
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allein  zar  subsidiären  Sicherang  der  Gesellschaftsgeschäfte 
zu  dienen  bestimmt  ist,  können  nnter  Deponirung  von  fünf 
Proceut  des  gezeichneten  Kapitals  errichtet  werden. 

§  2.  Die  Gesellschaften,  welche  zum  Zweck  haben,  Immobilien 
zu  erwerben^  um  dieselben  länger  als  zehn  Jahre  in  ihrem 
Eigenthum  und  Besitz  zu  behalten,  können  nur  mit  aus- 
drücklicher Genehmigung  der  exekutivischen  und  gesetz- 
gebenden Gewalten  gemäss  den  bestehenden  Gesetzen  er- 
richtet werden. 

§  3.  Behufs  leichterer  Erfüllung  der  Bedingung  4  dieses  Artikels 
ist  beständig  in  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
beiten, des  Handels  und  der  Industrie  ein  besonderes 
Regster  für  die  Bezeichnungen  der  namenlosen  Gresell- 
schaften  zu  halten. 

§  4.  Das  Depot,  von  welchem  die  Bedingung  3  dieses  Artikels 
handelt,  kann  von  der  betreffenden  Verwaltung  nur  nach 
endgiltiger  Begistrirung  der  Gesellschaftsurkunde  abgehoben 
werden;  und  wenn  die  Gesellschaft  noch  nicht  endgiltig 
nach  Massgabe  des  §  6  des  Artikels  164  errichtet  ist, 
kann  jeder  der  Zeichner,  unter  Nachweis  dieses  That- 
umstandes  seine  Einzahlung  zurückziehen. 

163.  Wenn  diejenigen,  welche  eine  namenlose  Gesellschaft  zu 
gründen  beabsichtigen,  das  gesammt«  Kapital  gezeichnet  haben,  so  können 
sie,  sobald  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  geforderten  Bedingungen 
erfüllt  sind,  die  Gesellschaft  endgiltig  errichten,  indem  sie  die  betreffende 
Urkunde  ausstellen. 

164.  Wenn  zwecks  endgiltiger  Gründung  der  namenlosen  Gesell- 
schaften eine  öffentliche  Subskiiption  veranstaltet  wird,  so  dürfen  die 
Gründer  die  Gesellschaft  vorläufig  errichten,  indem  sie  die  betreffende 
Urkunde  ausstellen. 

§  1.  Die  nach  Massgabe  dieses  Artikels  errichtete  Urkunde  ist  zu 
veröffentlichen  und  vorläufig  bei  dem  Sekretariat  des  zu- 
ständigen Handelsgerichts  zu  registriren. 

§  2.  Sobald  die  im  vorstehenden  Paragraphen  geforderten  Voraus- 
setzungen erfüllt  sind,  kann  der  Plan  für  die  Subskription 
entworfen  werden,  welcher  angeben  muss: 

1.  Das  Datum  der  durch  die  Gründer  bewirkten  vorläufigen 
Errichtung,  sowie  wann  die  betreffende  Urkunde  ausgestellt, 
veröffentlicht  und  registrirt  ist; 
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2.  Den  Gegenstand  der  Gesellschaft,  das  Gesellschaftskapital 
und  die  Zahl  der  Aktien; 

3.  Die  Einzahlungen  und  die  Bedingungen,  unter  denen 
sie  zu  erfolgen  haben; 

4.  Die  den  Gründern  ausdrücklich  zugebilligten  Vortlieile; 

5.  Die  Namen  und  Wohnsitze  der  Direktoren,  welche  etwa 
für  die  Leitung  der  Gesellschaft  in  der  ersten  Zeit  eiiiannt  sind; 

6.  Die  Einberufung  der  Zeichner  zu  einer  Versammlung,  die 
innerhalb  dreier  Monate  stattzufinden  hat,  zwecks  end^tiger 
Errichtung  der  Gesellschaft; 

7.  Die  Angabe  der  Person,  welche  die,  in  der  vorstehenden 
Nummer  erwähnte  Versammlung  zu  leiten  hat. 

§  3.  Es  ist  absolut  verboten,  Vergünstigungs-  (Beneficiar-)  Aktien 
oder  -Obligationen  zu  reserviren;  den  Gründern  ist  nur  ge- 
stattet, sich  einen  Gewinn  zu  reserviren,  welcher  nicht  über 
ein  Zehntel  ^)  der  flüssigen  Gewinne  der  Gesellschaft  hinaus- 
geht, für  eine  Zeit,  die  den  dritten  Theil  der  für  die  Gesellschaft 
bestimmten  Zeitdauer,  und  jedenfalls  zehn  Jahre,  nicht  über- 
steigt; dieser  Betrag  darf  niemals,  ohne  in  der  jährliche 
Bilanz  genehmigt  zu  sein,  gezahlt  werden. 

§  4.  Ist  das  Ergebniss  der  Zeichnungen  abgeschlossen,  so  haben 
die  Gründer  an  dem  bestimmten  Tage  der  Versammlung  die 
Urkunden  vorzulegen,  dui-ch  welche  die  Eifullung  der  im 
Art.  162  geforderten  Voraussetzungen  dargethan  wird. 

§  5.  In  dieser  Versammlung  hat  jeder  Zeichner  nur  eine  Stimme, 
welches  auch  die  Zahl  der  gezeichneten  Aktien  sein  mag. 

§  (>.  Wenn  die  Mehrheit  der  anwesenden  Zeichner,  unter  Ausnahme 
der  Gründer,  die  endgiltige  Errichtung  der  Gesellschaft  be- 
schliesst,  so  gilt  diese  für  errichtet;  es  ist  dann  zur  Wahl 
der  Direktion  zu  schreiten,  sofern  diese  nicht  in  der  be- 
treffenden Urkunde  bezeichnet  worden,  und  es  ist  das  erforder- 
liche Protokoll  aufzunehmen. 

§  7.  Die  Gesellschaft  hat  in  ihrem  Arcliiv  die  Zeichnungsliste  mit 
allen  übrigen,  gehörig  legalisirten  Urkunden,  welche  zum  Nach- 
weis dessen,  worauf  sich  der  Artikel  162  bezieht,  nothwendi^ 
sind,  aufzubewahren. 


*)    üebereinstimmend    das    Italienische    Recht  (Art.   127,    cf.  H.  d.   E. 
Band  UI  S.  230). 
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§  8.  Die  vorläufige  Begistrirung  des  (fesellschafts Vertrages  ist 
durch  Vorlegung  des,  nach  Massgabe  des  §  6  aufgenommenen 
Protokolls  und  der  Urkunden,  welche  darlegen,  dass  den  im 
Artikel  162  geforderten  Bedingungen  Genüge  geschehen  ist, 
in  eine  endgiltige  zu  verwandeln« 

165.  Die  Gründer  einer  namenlosen  Gesellschaft  haften  solidarisch 
und  unbeschränkt  für  die^  bis  zur  endgiltigen  Errichtung  der  Gesellschaft 
vorgenommenen  Geschäfte,  vorbehaltlich  des  Rückgriffs  gegen  dieselbe, 
wenn  ein  solcher  möglich  ist. 

Einziger  §.  Wenn  die  Gesellschaft  nicht  nach  Massgabe  des  §  6 
des  vorhergehenden  Artikels  endgUtig  errichtet  ist,  so  fallen  die 
Folgen  und  Kosten  der  zu  diesem  Zweck  von  den  Gründern 
vorgenommenen  Akte  denselben  zur  Last,  ohne  Rückgriff  gegen 
die  einzelnen  Zeichner. 

Abschnitt  II. 
Von  den  Aktien. 

16C,  Das  in  Geld  oder  in  Werthen  jeglicher  Art  bestehende 
Kapital  der  namenlosen  Gesellschaften,  wird  immer  in  Aktien  von 
gleichem  Werth  dargestellt  und  eingetheilt,  indessen  kann  der  nämliche 
Titel  mehr  als  eine  Aktie  darstellen. 

§  1.  Die    Aktien   sind   immer   auf  Namen   gestellt,   so   lange   ihr 

Nennwerth  nicht  vollständig  gezahlt  ist; 
§  2.  Nach  der  vollständigen  Zahlung  der  Aktien  können  die  Inter- 
essenten verlangen,  dass  ihnen  Titel  auf  den  Inhaber  gewährt 
werden,  wenn  die  Statuten  nicht  ausdrücklich  eine  entgegen- 
stehende Bestimmung  enthalten.^) 
§  3.  Vorder  Ausgabe  der  Aktien  an  die  Zeichner  können  die  Gesell- 
schaften letzteren  Interimsscheine  gewähren,  welche  die 
Subskriptionen  darstellen  und  Behufs  aller  Wirkungen  den 
Aktien  gleich  stehen. 


M  üebereinstimineiid  das  Italienische  Becht  (Art.  166,  169  H.  G-.  B., 
cf.  H.  d.  £.  Band  III  S.  238).  Nach  Spanischem  Becht  (Art.  164  H.  G.  B. 
cf .  H.  d.  E.  Band  V,  1  S.  30)  genügt  Einzahlung  von  50^/o,  doch  muss  dies  in  dem 
G^eellschafcsvertrag  oder  in  einem  besonderen  Beschluss  bestimmt  sein.  Nach 
Deutschem  Becht  (Ges.  v.  18.  7.  84,  Art.  200a)  bedürfen  die  Bestimmungen, 
nach  denen  eine  Umwandlung  der  Aktien  rücksichtlich  ihrer  Art  statthaft  ist, 
der  Aufnahme  in  den  Gesellschaftsvertrag. 
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167.  Die  Aktien  And  durch  einen  Direktor  oder  jnelirere  derselben 
zu  unterzeichnen  und  müssen  enthalten: 

1.  Die  Bezeichnung  der  Gesellschaft; 

2.  Die  Daten  der  Errichtung  und  Veröffentlichung; 

3.  Die  Angabe  des  Gesellschaftskapitals,  die  Art  der  Werthe,  in 
denen  es  angelegt  ist,  und  die  Zahl  der  Aktien; 

4.  Den  Nennwerth  des  Titels  und  die  geleisteten  Einzahlungen. 

168.  An  dem  Sitze  der  Gesellschaft  ist  ein  Registerbuch  zu  führen, 
in   welches  jeder  Aktionär  Einsicht  nehmen  kann,  und  welches  feststellt: 

1.  Die  Namen  der  Zeichner  und  die  Zahl  der  bezüglichen  Aktien; 

2.  Die  von  denselben  bewirkten  Zahlungen; 

3.  Die  Uebertragung  der  Namensaktien,  mit  Angabe  ihres  Datums; 

4.  Die  besondere  Bezeichnung  der  Aktien,  welche  in  Inhaberaktien 
verwandelt  sind,  und  der  betreffenden  Titel,  die  für  dieselben 
ausgegeben  sind; 

5.  Die  Zahl  der  Aktien,  mit  welchen  Sicherheit  für  gute  Ausführung 
der  Geschäfte  der  Gesellschaft  bestellt  ist. 

§  1.  Das  Eigenthum  und  die  Uebertragung  der  Namensaktien 
wird  gegenüber  der  Gesellschaft  und  gegenüber  Dritten 
erst  mit  dem  Datum  der  betreffenden  Registrirung  in  dem 
Buche,  von  dem  dieser  Artikel  handelt,  wirksam. 

§  2.  Sofern  mehrere  Personen  Miteigenthümer  einer  Aktie  oder 
eines  Titels  auf  den  Inhaber  werden,  ist  die  Gesellschaft 
nui-  insoweit  verpflichtet,  die  betreffende  Uebertragung  zu 
registriren  und  anzuerkennen,  als  jene  eine  Person  aus  ihrei* 
Miite  wählen,  welche  sie  der  Gesellschaft  gegenüber  betreffs 
der  Ausübung  der  Rechte  und  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten, 
die  für  sie  bestehen,  vertreten  mag. 

169.  Die  Aktien  können  nicht  zum  Theil  in  privater  und  zum 
Theil  in  öffentlicher  Subskription  aufgenommen  werden  und  sind  erst  nach 
der  endgiltigen  Errichtung  der  Gesellschaft  und  nach  Bewirkung  der 
Einzahlung  von  30  Procent*)  ihres  Nennwerthes  negocirbar. 


^)  Nach  dem  Regierungsentwurf  50  %.  Nach  Italienischem  Aecht 
Art.  137  H.  G.  B.,  (cf.  H.  d.  E.  Band  III  S.  232)  ist  jeder  Verkauf  und  jede  Gession 
von  Aktien,  die  vor  der  gesetzlichen  Errichtung  der  Gesellschaft  vorgenommen 
wird,  nichtig.  Nach  Deutschem  Recht  (Ges  v.  18.  7.  84.  Art.  215 c)  sind  Aktien, 
die  vor  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  ausgegeben  sind, 
nichtig 
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§  1.  Ausgenommen  sind  die  Aktien  der  in  §  1  des  Art.  162  er- 
wähnten Gesellschaften,  die  negocirbar  sind,  sobald  die  Zahlung 
von  zehn  Procent  ihres  Nennwerthes  erfolgt  ist. 

§  2.  Der  Erwerb  eigener  Aktien  und  die  Geschäfte  im  Hinblick 
auf  dieselben^)  können  durch  die  bezügliche  Gesellschaft  nur 
nach  Massgabe  der  im  GeseUschaf tsvertrage  getroffenen  Be- 
stimmungen eifolgen  und  sind  beim  Schweigen  desselben 
absolut  verboten.'^) 

170.  Solange  die  Aktien  noch  nicht  vollständig  gezahlt  sind, 
haften  die  Zeichner  in  Höhe  des  Betrages  der  Zeichnung. 

§  1.  Die  rückständigen  Zahlungen  können  von  den  ursprünglichen 
Zeichnern  und  von  allen  denen  eingetrieben  werden,  auf  welche 
die  Aktien  successive  übertragen  sind. 

§  2.  Derjenige,  welcher,  kraft  der,  in  diesem  Artikel  ihm  aufer- 
legten Verpflichtung,  eine  Zahlung  für  Eechnung  einer  Aktie, 
deren  Mgenthümer  er  nicht  ist,  zu  leisten  hat,  wird  der 
Miteigenthümer  daran  in  Höhe  des  Betrages,  den  er  gedeckt  hat. 

§  3.  Die  Statuten  können  die  Strafen  feststellen,  denen  die 
säumigen  Aktionäre  und  Zeichner  verfallen  sollen,  unbe- 
schadet indessen  immer  der,  in  Art.  148  aufgeführten  Rechte 
der  Gläubiger. 

§  4.  In  dem  besonderen  Fall  von  Gesellschaften,  auf  die  sich  der 
§  1  des  Art.  162  bezieht,  können  die  betreffenden  Statuten 
die  Befreiung  der  Cedenten  der  Aktien  von  der  Haftbarkeit 
zulassen,  nachdem  die  Zahlungstähigkeit  der  Erwerber  fest- 
gestellt ist,  und  unbeschadet  des  Rechts  desjenigen,  der  zu 
jener  Zeit  Gläubiger  der  Gesellschaft  war. 


1)  Z  B.  das  Beleihen  eigener  Aktien. 

^ Dahin  abgeändert  durch  den  Senat,  Parecer  S.  XLVU.  —  Das  Deutsche 
Recht  (Art.  215  d  Ges.  v.  18.  7.  84)  bestimmt,  dass  eine  Aktiengesellschaft  im 
geschäfUichen  Betriebe,  sofern  nicht  eine  Kommission  zum  Einkauf  ausgeführt 
-wird,  eigene  Aktien  weder  erwerben  noch  zum  Pfände  nehmen  solle;  dass  aber 
Interimsscheine  zu  erwerben  oder  zum  Pfände  zu  nehmen,  überhaupt  verboten 
sei.  Nach  Italienischem  Becht  Art.  144  H.G.B.  (cf.  H.d.E.  Band  HI  S.  233) 
ist  der  Erwerb  eigener  Aktien  der  Gesellschaft  nur  erlaubt,  wenn  Genehmigung 
der  Generalversammlung  vorliegt,  derselbe  aus  dem  Gewinn  erfolgt,  und  die 
Aktien  vollständig  bezahlt  sind.  Nach  Spanischem  Becht  Art.  166  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  £.  Band  V,  1,  S.  31)  können  namenlose  Gesellschaften  ihre  eigenen 
Aktien  nur  mit  dem  Gewinn  aus  dem  Gesellschaftskapital  ankaufen  und  zwai 
lediglich  zum  Zweck  der  Amortisation. 
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Abschnitt  III. 
Von  der  Leitung  und  üeberwachung  (Aufsicht.) 

171.  Die  Leitung  der  namenlosen  Gesellschaften  ist  einer  Direktion 
und  die  Üeberwachung  derselben,  einem  Aufsichtsrath  (conselho  fiscal) 
anvertraut,  welche  durch  die  Generalversammlung  gewählt  werden. 

Einz.  §.  Die  Direktion  für  die  erste  Zeit  kann  in  der  Errichtungs- 
urkunde der  Gesellschaft  bestimmt  werden,  ohne  indessen  länger 
als  drei  Jahre  dauern  zu  dürfen,  und  unbeschadet  des  Rechtes 
auf  Widerruf  nach  Massgabe  des  folgenden  Artikels. 

172.  Die  Wahl  der  Direktoren  erfolgt  aus  den  Gesellschaftern 
auf  eine  bestimmte  und  festgesetzte  Zeit,  welche  drei  Jahre  nicht  über- 
steigt, unbeschadet  des  Widerrufs  des  Mandats,  sofern  eine  General- 
versammlung es  für  angemessen  erachtet. 

§  1.  Die  Statuten  haben  zu  bestimmen,  ob  nach  Ablauf  der  Dauer 
des  Mandats  Wiederwahl  erfolgen  kann,  und,  mangels  einer 
Bestimmung,  ist  dieselbe  für  verboten  zu  erachten. 

§  2.  Die  Statuten  haben  ebenfalls  die  Art  anzugeben,  wie  jeder 
der  Direktoren  bei  zeitweiliger  Abwesenheit  zu  vertreten  ist. 
und  beim  Fehlen  solcher  Angabe  steht  es  dem  Aufsichtsrath 
oder,  in  dessen  Ermangelung,  dem  Bureau  der  Generalver- 
sammlung zu,  die  Direktoren  bis  zum  Zusammentritt  der 
Versammlung  selbst  zu  ernennen. 

173.  Die  Direktoren  der  namenlosen  Gesellschaften  übemehmeu 
keinerlei  persönliche  oder  solidarische  Verbindlichkeiten  anlässlicb  der 
Geschäfte  der  Gesellschaft;  sie  haften  ihr  und^  Dritten  gegenüber  aber 
persönlich  oder  solidarisch  wegen  Nichtausführung  des  Mandats  und 
wegen  Verletzung  der  Statuten  und  Vorschriften  des  G^stitzes. 

§  1.  Von  dieser  Haftbarkeit  sind  befreit  die  Direktoren,  welche 
an  dem  betrefienden  Beschluss  nicht  Theil  genommen,  oder 
welche  gegen  solche  EntSchliessungen  der  Mehrheit  Vei- 
Wahrung  eingelegt  haben,  ehe  sie  auf  Grund  der  zuständigen 
Haftbarkeit  in  Anspruch  genommen  waren. 

§  2.  Die  Direktoren  einer  namenlosen  Gesellschaft,  dürfen  für 
Rechnung  der  Gesellschaft  keine,  deren  Gegenstand  oder 
Zweck  fremde  Geschäfte  schliessen,  und  die,  dieser  Vorschrift 
zuwider  vorgenommenen  Akte  werden  als  ausdrückliche  Ver- 
letzung des  Mandats  angesehen. 
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§  3.  Es  ist  den  Direktoren  dieser  Gesellschaften  ausdrücklich  ver- 
boten, tür  eigene  Rechnung,  direkt  oder  indirekt,  mit  der 
Gesellschaft,  deren  Leitung  ihnen  anvertraut  ist,  Geschäfte 
zu  machen. 

§  4.  Die  Direktoren  einer  namenlosen  Gesellschaft,  dürfen  nicht 
persönlich  den  nämlichen  Handel  oder  die  nämliche  Industrie 
betreiben,  wie  die  Gesellschaft,  vorbehaltlich  der  Fälle  einer 
ausdrücklich  in  der  Greneralversammlung  ertheilten  Ermäch- 
tigung. 

174.  Die  Direktoi*en  haben  immer  für  ihre  Geschäftsfulirung  in 
der  in  den  Statuten  festgesetzten  und,  bei  deren  Schweigen,  in 
der,  in  der  Generalversammlung  bestimmten  Art,  Sicherheit  zu  leisten, 
ohne  welche  sie  nicht  in  Funktion  treten  können. 

175«  Der  Aufsichtsrath  ist  aus  wenigstens  drei  Gesellschaftern, 
die  durch  die  Generalversammlung  gewählt  werdeu,  zu  bilden. 

^  1.  Die  Statuten  haben  die  Art  anzugeben,  wie  jedes  der  Mit- 
glieder des  Aufsichtsraths  bei  zeitweiliger  Abwesenheit  ver- 
treten wird,  und,  mangels  solcher  Angabe,  steht  dem  Bureau 
der  Generalversammlung  die  Ernennung  bis  zum  Zusammen- 
tritt der  Versammlung  selbst  zu. 

§  2.  Auf  den  Aufsichtsrath  findet  die  Bestimmung  d^s  Art.  172 
und  §  1  Anwendung. 

176.     Zu  den  Befugnissen  des  Aufsichtsraths  gehört  es: 

1.  So  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  und  mindestens  dreimal 
in  drei  Monaten,  die  Buch-  und  Rechnungsführung  (escriptura^ sTo) 
der  Gresellschaft  zu  prüfen; 

2.  Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  einzuberufen,  sobald 
er  es  für  nothwendig  erachtet,  für  welchen  Fall  Stimmeneinheit 
des  Aufsichtsraths  erforderlich  ist,  wenn  er  aus  drei  Mitgliedern, 
und  zwei  Drittel  Mehrheit,  wenn  er  aus  einer  grösseren  Anzahl 
besteht; 

3.  Den  Sitzungen  der  Direktion  beizuwohnen,  so  oft  er  es  für  an- 
gemessen erachtet; 

4.  Die  Verwaltung  der  Gesellschaft  zu  beaufsichtigen,  indem  er 
häufig  den  Kassenbestand  und  das  Vorhandensein  der  Titel  oder 
Werthe  jeder  Art  prüft,  welche  der  Auft)ewahrung  der  Gresell- 
schaft anvertraut  sind; 
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5.  Die  Erfüllung  der  Statuten  betreffs  der  Bedingungen  zu  prüfen, 
die  über  die  Anwesenheit  der  Gesellschalter  in  den  Versamm- 
lungen aufgestellt  sind; 

6.  Die  Liquidationsgeschäfte  der  Gesellschaft  zu  überwachen; 

7.  Gutachten  betfreffs  der  Bilanz,  des  Inventars  und  des  Berichts, 
die  von  der  Direktion  vorgelegt  werden,  abzugeben; 

8.  Und  allgemein  darüber  zu  wachen,  dass  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  und  der  Statuten  durch  die  Direktion  befolgt  werden. 

Einz.  §.  Jedes  der  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  kann  für  sicL 
die  in  Nummer  8  dieses  Artikels  bezeichnete  Befugniss  ausüben. 

177.  Für  die  Thätigkeit  der  Mitglieder  der  Direktion  und  des 
Aufsichtsraths  erfolgt  Remuneration,  vorbehaltlich  einer  entgegen- 
stehenden Bestinunung  der  Statuten. 

Einz.  §.  Wenn  die  Remuneration  nicht  nach  Massgabe  dieses 
Artikels  festgesetzt  ist,^)  hat  solche  durch  die  Generalver- 
sammlung zu  erfolgen. 

178.  Die  namenlosen  Gesellschaften,  welche  Koncessionen,  die  ihnen 
durch  den  Staat  oder  irgend  eine  Administrativbehörde  besonders  gewährt 
sind,  ausnutzen,  oder  welchen  zu  ihren  Gunsten  ein  PriAileg  oder 
Monopol  ertheilt  ist,  können,  je  nach  dem  Falle,  auch  durch  Bevoll- 
mächtigte der  Regierung  oder  der  betreffenden  Administrativbehörde  be- 
aufsichtigt Verden,  mag  auch  in  der  Errichtungsurkunde  solche  Beaut- 
sichtigung  nicht  ausdiücklich  festgesetzt  sein. 

§  1.  Diese  Beaufsichtigung  beschränkt  sich  auf  die  Beobachtong 
des  Gesetzes  und  der  Statuten  und  besonders  auf  die  All 
wie  den  in  den  Koncessionsurkunden  aufgeführten  Be- 
dingungen Genüge  geschieht  und  die  zu  Gunsten  des  Gemein- 
wohles aufgestellten  Verpflichtungen  erfüllt  werden,  indem  zu 
diesem  Behufe  zu  Nachforschungen  jeder  Art  in  den  Ar- 
chiven und  der  Buchführung  der  Gesellschaft  geschritten 
werden  kann. 

§  2.  Die  Specialbevollmächtigten,  von  denen  dieser  Artikel  handelt, 
können  allen  Sitzungen  der  Direktion  und  der  Generalver- 
sanunlung  beiwohnen ,  und  in  die  Protokolle  ihre  Er- 
innerungen behufs  der  nöthigen  Wirkungen  aufnehmen  lassen. 

§.3.  Die  Spedalbevollmächtigten  haben  die  Regierungen  oder 
die   betreffende  Administrativbehörde    von   jedem,    durch   die 

*)  sc.  und  die  Statuten  eine  solche  nicht  Überhaupt  verbieten. 
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Gesellschaften  begangenen  Versehen  za  unterrichten  und  am 
Schlüsse  jedes  Jahres  ihnen  einen  umständlichen  Bericht  zu- 
zusenden. 

Abschnitt  IV. 
Von  den  Generalversaramlungen. 

179.  Die  Generalversammlungen  der  Aktionäre  sind  ordentliche 
oder  ausserordentliche. 

Einz.  §.  Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  mindestens 
einmal  in  jedem  Jahr  in  den  ersten  vier  Monaten  nach  Beendi- 
gung der  vorhergehenden  Geschäftsperiode  zusammen  und  muss: 

1.  Die  Bilanz  und  den  Bericht  des  Aufsichtsraths  berathen,  ge- 
nehmigen oder  abändern; 

2.  Die  Direktoi*en  und  die  Aufsichtsrathsmitglieder,  deren  Man- 
dat abgelaufen  ist,  neu  wählen; 

3.  Jeden  anderweiten  Gegenstand,  dessentwegen  sie  zusammen- 
berufen ist.  verhandeln. 

180.  Die  ausserordentlichen  Generalversammlungen  sind  zu  be- 
rufen, so  oft  es  die  Direction  oder  der  Aufsichtsrath  für  nothwendig 
erachtet,  oder  sofern  es  von  den  Aktionären,  welche  den  zwanzigsten 
Theil*)  des  gezeichneten  Kapitals  repräsentiren,  verlangt  wird,  vorbe- 
haltlich des  Falles,  dass  die  Statuten  eine  grössere  Kapitalsrepräsentation 
erfordern. 

Einz.  §.  Im  Falle,  dass  die  Berufung  durch  die  Aktionäre  verlangt  wird 
und  nicht  innerhalb  acht  Tagen  erfolgt,  ist  sie  durch  den 
Richter  des  zuständigen  Handelsgerichts  anzuordnen  und  tritt 
in  Wirksamkeit,  sobald  den  Bedingungen  der  Statuten  genügt  ist. 

181.  Die  Berufung  der  Generalversammlungen  eifolgt  mittels 
oiientlicher  Ankündigungen  mindestens  14  (15)  Tage  im  voraus  und 
unter  den,  in  den  Statuten  vorgeschriebenen  Bedingungen,  wobei  immer 
die  Tagesordnung,  mit  der  sie  sich  zu  beschäftigen  hat,  zu  erwähnen  ist. 

Einz.  §.  Nichtig  ist  jeder  Beschluss  der  über  einen  Gegenstand 
gefasst  ist,  der  von  demjenigen,  behufs  dessen  die  General- 
versammlung berufen  worden,  verschieden  ist,  es  sei  denn,  dass 
dieser  Gegenstand  den  nicht  gegenwärtig  gewesenen  Aktionären 

1)  Uebereinstimmend  das  Deutsche  Becht  (Ges.  v.  18.  Juli  1884  Art.  237). 
Nach  Italienischem  Becht  müssen  sie  den  filnften  Theil  des  Kapitals  re- 
präsentiren; die  Versammlung  ist  innerhalb  Monatsirist  einzuberufen.  Art.  159 
H.  G.  B.  (cf.  H.   d.  E.  Band  III  S.  237). 
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in   der  nämlichen   Form   der  Einberufung  mitgetheilt  und  da^s 
von    ihnen   nicht  innerhalb   der  Frist  von  dreissig  Tagen  Ver- 
wahrung eingelegt  wird. 
182.    Die  Generalversammlung  hat  alle  zwei  Jahre,  vorbehaltlich 
entgegenstehender  Abmachung,  aus  der  Mitte  der  Aktionäre  einen  Vor- 
sitzenden, einen  stellvertretenden  Vorsitzenden,  zwei  Sekretäre  (Schrift- 
führer) und  zwei  stellvertretende  Sekretäre  zu  wählen. 

§  1.  Die  Wiederwahl  zu  diesen  Aemtem  ist  gestattet. 
§  2.  Bei  Abwesenheit  oder  bei  Behinderung  des  Vorsitzenden  und 
des  stellvertretenden  Vorsitzenden   hat    derjenige    Aktionär, 
welcher   die    meisten   Aktien   hat,  einzutreten,    oder,  sofern 
derselbe  dieses  Amt  nicht  annehmen  will  oder  kann,  deijenige 
welcher  demnächst  die  meisten  Aktien  hat,  und  so  fort,  indem 
bei  Gleichheit  der  übrigen    Umstände   der  älteste   den  Vor- 
zug hat. 
§  3.  Bei  Abwesenheit  oder  bei  Behinderung  des  Schriftführers  und 
des  stellvertretenden  Schriftführers  hat  der    Vorsitzende  die 
beiden  Aktionäre,  welche  er  zu  diesem  Amt  als  am  geeignetsten 
erachtet,  einzuladen. 
188.    Die  Generalversammlung   ist   durch   den  Vorsitzenden  oder 
denjenigen,  welcher  ihn  vertritt,  zu  berufen  und  zu  leiten. 

§  1.  Den  Sekretären  liegt  die  ganze  Schriftführung  ob,  welche  sich 

auf  die  Generalversanmilung  bezieht. 
§  2.  Die  Beschlüsse  sind  immer  mit  absoluter  Stimmenmehrheit 
zu  fassen,  ausgenommen  in  den  FäUen,  in  welchen  die  Statuten 
eine  grössere  Anzahl  verlangen. 
§  8.  Kein  Aktionär,  welches  auch  immer  die  Zahl  seiner  Aktien 
sein  mag,  kann  mehr  als  den  zehnten  Theil  der  Stimmen, 
die  allen  ausgegebenen  Aktien  gewährt  sind,  vertreten,  noch 
mehr  als  den  fünften  Theil  der  Stimmen,  welche  in  der  General- 
versammlung zur  Geltung  kommen  (votos  que  se  apurarem).  *) 

1)  Nach  Deutschem  Recht  (Art.  221.  Ges.  v.  18.  7.  84)  gewahrt  jede  Aktie 
eine  Stiinine;  doch  kann  der  Gesellschaftsvertrag  für  den  Fall,  dass  ein  Aktionär 
mehrere  Aktien  besitzt,  die  Ausübung  des  Stimmrechts  für  dieselben  durch 
einen  Höchstbetrag  oder  in  Abstufungen  oder  nach  Gattungen  beschränken. 
Nach  Italienischem  Hecht  Art.  157  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III  S.  236)  hat 
jeder  Gesellschafter  eine  Stimme,  und  jeder  Aktionär  eine  Stimme  bis  zu  fUiii 
von  ihm  besessenen  Aktien;  der  Aktionär,  welcher  mehr  als  fünf  bis  hundert  Aktien 
besitzt,  hat  eine  Stimme  für  je  fünf  Aktien,  und  wenn  er  mehr  als  hundert  besitzt, 
hat  er  eine  Stimme  für  je  25  Aktien. 
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§  4«  Sofern  die  Statuten  den  Besitz  einer  gewissen  Anzalü  Aktien 
verlangen,  um  in  der  Yersammlung  ein  Stimmrecht  zu  gewähren, 
können  die  Aktionäre,  welche  eine  geringere  Anzahl  Aktien 
besitzen,  sich  dergestalt  vereinigen,  dass  sie  die  geforderte 
Anzahl  erreichen,  und  sich  durch  einen  der  zu  dieser  Gruppe 
Gehörigen  vertreten  lassen. 

§  5.  Die  Protokolle  der  verschiedenen  Sitzungen  sind  durch  den 
Vorsitzenden  und  die  Schriftführer  zu  unterzeichnen  und  in 
das  bezügliche  Buch  aufzunehmen. 

184.  Wenn  eine  Generalversammlung,  die  nach  den  in  den  Statuten 
\  orgeschiiebenen  Formen  regelrecht  einberufen  ist,  wegen  ungenügender 
Zahl  von  Aktionären  oder  wegen  ungenügender  Repräsentation  von 
Kapital  beschlussunfähig  ist,  so  sind  die  Interessenten  sofort  zu  einer 
neuen  Zusammenkunft  zu  laden,  welche  innerhalb  dreissig  Tagen, 
aber  nicht  vor  vierzehn  (fünfzehn)  Tagen  stattzufinden  hat ;  die  in  dieser 
zweiten  Zusammenkunft  gefassten  Beschlüsse  werden  für  giltig  erachtet, 
welches  auch  die  Zahl  der  anwesenden  Aktionäre  und  der  Betrag  des 
repräsentirten  Kapitals  sein  mag. 

Einz.  §.  Ausgenommen  von  der  Verordnung  dieses  Artikels  ist 
der  Fall,  welcher  sich  auf  eine  Generalversammlung  behufs  Er- 
nennung vorf  Liquidatoren  bezieht;  hier  ist  die  Vorschrift  des 
Artikels  131  §  2  zu  beobachten. 

185.  Die  Aktionäre,  welche  kein  Stimmrecht  haben,  und  die  In- 
haber der  Obligationen  können  den  Generalversammlungen  beiwohnen 
nnd  die  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Gegenstände  diskutiren,  ohne 
aber  an  d6r  Abstimmung  Theil  zu  nehmen,  wenn  die  Statuten  nicht  das 
(^egentheil  bestimmen. 

186.  Jeder  Aktionär  hat  das  Recht,  gegen  die  Beschlüsse,  welche 
den  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  der  Statuten  zuwider 
^efasst  sind,  Verwahrung  einzulegen,  und  kann  bei  dem  zuständigen 
versitzenden  Siebter  des  Handelsgerichts  die  Suspension  der  Ausführung 
solcher  Beschlüsse  beantragen,  nach  vorgängiger  Benachrichtigung  der 
Direktoren. 

§  1.  Die  den  Vorschriften  des  Gesetzes  oder  der  Statuten  zuwider 
gefassten  Beschlüsse  der  Generalversammlungen  machen  die 
Gesellschaft  unbeschränkt  haftbar,  aber  nur  bezüglich  der- 
jenigen Aktionäre,  welche  solche  Beschlüsse  ausdrücklich  ge- 
fasst  haben. 
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§  2.  Die  von  der  Direktion,  den  Vorschriften  des  Gesets&es  oder 
der  Statuten  oder  den  BescMttssen  der  GksneralversamiD' 
lungen  zuwider  gefassten  BescMüsse,  und  vorgenommenen  Akte 
verpflichten  nicht  die  Gesellschaft,  und  Alle,  welche  an  solchen 
Akten  oder  Beschlüssen  Theil  genommen  haben,  sind  bezüglich 
deren  Folgen  persönlich  und  solidarisch  haftbar,  ausgenommen 
im  Fall  der  Protesterhebung  nach  Massgabe  dieses  Gesetzbuches. 

187.  Wenn  bei  einer  namenlosen  Gesellschaft  im  Ausland  wohnhafte 
Aktionäre  vorhanden  sind,  die  mindestens  fünfundzwanzig  Procent  dei$ 
gezeichneten  Kapitals  repräsentiren,  so  können  sie  sich  zu  folgenden 
Zwecken  vereinigen: 

1.  Behufs  der  Prüfung  und  Erörterung  des  Berichts  und  der  jähr- 
lichen Rechnungen,  welche  die  Direktion  vorlegt,  und  des  Gut- 
achtens über  solche,  von  dem  Aufsichtsrath  emittirten  Urkunden; 

2.  Um  aus  ihrer  Mitte  einen  oder  mehrere  Aktionäre  zu  wählen, 
welche  sie  am  Sitze  der  Gesellschaft  in  der  ordentlichen  General- 
versammlung, in  der  jenes  Gutachten  diskutirt  wird,  zu  ver- 
treten haben. 

§  1.  Die  gemäss  Nummer  2  dieses  Artikels  gewählten  Aktionäre 
sind  in  der  Generalversammlung  zuzulassen,  wenn  sie  die 
gehörig  legalisirte  Konferenzakte  vorlegen,  welche  zu  ent- 
halten hat: 

1.  Die  namentliche  Bezeichnung  der  Aktionäre,  die  sich 
vereinigt  haben; 

2.  Die  Erklärung,  dass  sie  Kenntniss  von  den  Urkunden 
haben,  auf  die  sich  Nummer  1  dieses  Artikels  bezieht; 

3.  Die  Bezeichnung   der   erwählten  Vertreter   und  der 
Befugnisse,  die  ihnen  ertheilt  sind. 

§  2.  Diese  Vertreter  haben  in  der  Generalversammlung  sonel 
Stimmen,  als  ihren  Auftraggebern  statutengemäss  gebühren. 

§  3.  Um  die  Bestimmung  dieses  Artikels,  seiner  Nununern  und 
Paragraphen  zur  Wirkung  zu  bringen,  haben  die  im  Aus- 
land wohnenden  Aktionäre,  auf  die  sich  dieser  Artikel  be- 
zieht, aus  ihrer  Mitte  eine  Person  zu  wählen,  damit  diese 
von  der  Centralverwaltung  die  Exemplare  des  Berichtes, 
die  Rechnungen  und  Gutachten  entgegennehme,  deren  Ver- 
theilung  bewirke,  die  Konferenz  berufe  und  mit  dem  Vor- 
sitzenden der  Direktion  korrespondire. 
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§  4.  Sobald  der  Bericht  und  die  Urkunden,  auf  welche  sich 
dieser  Artikel  bezieht,  durch  den  Aufsichtsrath  geprüft 
sind,  ist  die  Direktion  verpflichtet,  eine  Abschrift  derselben 
dem  Aktionär  zu  senden,  welcher  nach  Massgabe  und  zu 
den  Zwecken,  die  im  vorstehenden  Artikel  aufgeführt  sind, 
gewählt  ist. 

§  5.  Die  vorstehenden  Sestimmungen  präjudiciren  nicht  dem 
Becht,  welches  die  Aktionäre,  um  die  es  sich  handelt, 
statutengemäss  haben,  nämlich  persönlich  an  den  Arbeiten 
der  Generalversammlung  Theil  zu  nehmen  oder  einen  Special- 
bevollmächtigten zu  beauftragen,  der  sie  vertrete,  sofern  sie 
nicht  vorziehen,  von  den  Vergünstigungen  dieses  Artikels 
und  seiner  Paragraphen  Gebrauch  zu  machen. 

§  6.  Wenn  der  in  diesem  Artikel  vorgesehene  und  geordnete 
Fall  eintritt,  so  ist  die  Frist  zwischen  der  Vorlegung  des 
Gutachtens  des  Aufsichtsraths  und  seiner  Erörterung  derart 
festzusetzen,  dass  seine  Bestimmungen  vollständig  erfüllt 
werden  können. 

§  7.  Vorbelialtlich  des  Falles,  auf  welchen  dieser  Artikel  sich 
bezieht  9  sind  die  im  Ausland  wohnenden  Aktionäre,  in 
Allem  und  behufs  aller  Wirkungen,  den  in  Portugal  wohnenden 
Aktionären  gleichgestellt. 


Abschnitt  V. 

Von    den  Inventarien,   Bilanzen,   Rechnungen,  Reservefonds 

und  Dividenden. 

188.  Jedes  Halbjahr  haben  die  Direktoren  der  namenlosen  Ge- 
sellschaften dem  Aufsichtsrath  ein  Resumä  der  Bilanz  der  Gesellschaft 
vorzulegen. 

189.  Am  Schluss  jedes  Jahres  hat  die  Direktion  dem  Aufsichts- 
rath vorzulegen: 

1.  Ein  detaillirtes  Verzeichniss  der  Aktiva  und  Passiva  der  Ge- 
sellschaft; 

2.  Eine  Berechnung  der  Gewinne  und  Verluste; 

3.  Einen  Bericht  über  die  kaufmännische,  finanzielle  und  ökonomische 
Lage  der  Gesellschaft,  mit  der  kurzen  Anführung  der  vor- 
genommenen Geschäfte: 
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4.  Einen  Vorschlag  bezüglich  der  Dividende  und  des  Theil-Betrages 
(percentagem) ,    der  bestimmt  ist,   den  Eeservefonds  zu  bilden.^) 
S  1.  Innerhalb  14  (15)  Tagen  nach  der  Vorlegung  der,  in  diesem 
Artikel    aufgeführten    Urkunden    muss    der   Aufsichtsrath 
sein  Gutachten  über  dieselben  schriftlich  und  mit  Gründen 
versehen  abgeben. 
§  2.  Ist  diese  Frist  abgelaufen,    so   bleiben  die  Urkunden,   ant 
welche  sich  dieser  Artikel  bezieht,  in  dem  Bureau  der  Gt^- 
sellschaft   weitere  14  (15)  Tage  offen  ausliegen,    wie    auch 
eine  Liste  der  Aktionäre,   welche   die  Generalversammlung 
bilden  sollen. 
§  3.  Die  Bilanz,  wie  das  Gutachten  des  Aufsichtsraths  ist  jedem 
Aktionäi*  mit  namentlichen  oder  Inhaber-Titeln,  der  letztere 
bei  der  Kasse   der  Gesellschaft   deponirt   hat,    mindestens 
acht   Tage   vor   Ablauf   der   für   den    Zusammentritt   der 
Generalversammlung  bestimmten  Zeit  zuzusenden. 
§  4.  Nur  nach  Ablauf  der  in  diesem  Artikel  und  seinen  Para- 
graphen  festgesetzten  Fristen   und   nach  Erfüllung  der  in 
denselben    vorgeschriebenen   Bedingungen    sind    diese    Ur- 
kunden  der  Beschlussfassung   der  Generalversammlung  zu 
unterbreiten. 

190.  Die  Genehmigung  der  Bilanz  und  der  Kechnung  der  Ge- 
schäftsleitung Seitens  der  Generalversammlung  beft^eit  die  Dii-ektoren 
und  die  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  von  der  Haftbarkeit  gegenüber 
der  Gesellschaft  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten,  vorbehaltlich  des  Nach- 
weises, dass  in  den  Inventarien  und  Bilanzen  Lücken  gelassen  oder  falsch»^ 
Angaben  zu  dem  Zweck  gemacht  sind,  die  Lage  der  G(»S(41schaft  zu 
verschleiern. 

191.  Von  dem  flüssigen  Gewinn  der  Gesellschaft  ist  ein  Tlieil- 
Betrag  von  nicht  weniger  als  dem  zwanzigsten^  Theil  derselben  zur 
Bildung  eines  Res(»rvefonds  bestimmt,  bis  derselbe  mindestens  den  fünften 
Theil  des  Gesellschaftskapitals  repräsentirt. 

Einz.  §.     Der    Reservefonds    ist   wieder   zu    ergänzen,    so   oft   er 
aus  irgend  einem  Grunde  vermindert  ist. 

192.  Es  ist  ausdrücklich  verboten,  in  den  Statuten  gewisse 
und   bestinunte    Zinsen   für   die   Aktien    festzusetzen;    diese  geben  nur 

*)  Der  vorweg  von  dem  Gewinn  abzuziehen  ist. 

-)  Uebereinstimmend  das  Italienische  Recht  Art.  182  H.  Gr. B.  (<t'. 
H.  d.  E.  Band  UI  8.  240). 
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Anrecht  auf  einen  verhältnissmässigen  Antheil,  welcher  ihnen  von  dem 
Netto-Gtewinn  zufallt,  wie  solcher  effektiv  aus  den,  durch  die  Bilanzen 
nachgewiesenen  Geschäften  der  Gesellschaft  erwächst. 

§  1.  Die  Vertheilung  von  fingirten  Dividenden  wird  als  Verletzung 
des  Mandats  von  Seiten  der  Direktoren,  die  darin  gewilligt 
haben,  augesehen. 
§  2.  Indessen  können  die  Statuten,  als  Ausnahme  von  der  vor- 
stehenden Bestimmung,  sofern  die  Gresellschaften  in  Bauten 
gi*osse  Kapitalien  immobilisiren  müssen,  den  Aktionären  einen 
bestimmten  Zins  auf  das,  von  ihnen  gezeichnete  und  wirklich 
gezahlte  Kapital  fiir  eine  Zeit  von  nicht  mehr  als  drei  Jahren 
und  in  einer  Höhe,  die  fünf  Procent  nicht  übersteigt,  gewähren, 
§  3.  In  dem,  im  vorstehenden  Paragraphen  vorgesehenen  Fall  aber 
werden  die  Zinsen  als  Verwaltungsunkosten  angesehen  und 
bleiben  zur  Belastung  der  künftigen  Bilanzen,  welche  wirkliche, 
jenen  Satz  übersteigende,  Dividenden  aufweisen. 

Abschnitt  VI. 
Von  den   nothwendigen   (obligatorischen)  Veröffentlichungen. 

193,  Sobald  die  Gesellschaft  errichtet  ist,  sind  ihre  Statuten  zu 
veröffentlichen. 

§  1.  Jede  Abänderung  der  Statuten,  welche  etwa  erfolgt,  ist  eben- 
falls zu  veröffentlichen. 

§  2.  Im  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  haben  deren  Vertreter 
sofort  die  Auflösungsakte  zu  veröffentlichen. 

§  3.  Alle  diese  Urkunden  sind  im  Bureau  der  Gesellschaft  aus- 
zulegen ,  damit  sie  durch  jeden  Interessenten  geprüft  werden 
können. 

194.  Die  Bilanzen  der  namenlosen  Gesellschaften  sind,  nachdem 
sie  in  der  Generalversammlung  vorgelegt  und  erörtert  worden,  mit  den 
Berichten  der  Verwaltung  und  dem  Gutachten  des  Aufsichtsraths  zn 
veröffentlichen. 

Einz.  §.  Eine  Abschrift  dieser  Urkunden,  mit  einer  General- 
liste der  Gesellschafter,  welche  die  geleisteten  Einzahlungen 
und  diejenigen,  welche  die  Gesellschaft  noch  zu  fordern,  das  Becht 
hat,  angiebt,  ist  auf  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts  des 
Sitzes  der  Gesellschaft  niederzulegen,  von  wo  jedermann  ein 
Certiflkat  fordern  kann. 
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Abschnitt  VII. 
Von  der  Emission  von  Obligationen. 

195.  Die  namenlosen  Gesellschaften,  welche  Obligationen  emittiren, 
haben  in  den  ersten  fünfzehn  Tagen  jedes  Monats  einen  Status  (balancete), 
der  auf  den  letzten  Tag  des  vorhergehenden  Monats  zurückgeht,  zu  ver- 
öffentlichen. 

196.  Die  namenlosen  Gesellschaften  können  auf  den  Namen  oder  auf 
den  Inhaber  lautende  Obligationen  bis  zu  der  Höhe  des  bereits  ein- 
gezahlten und,  nach  Massgabe  der  letzten  genehmigten  Bilanz,  vor- 
handenen Kapitals  ausgeben. 

Einz.  §.  Als  Obligationen  werden  alle  allgemeinen  Verpflich- 
tungsscheine jeder  Art  erachtet,  welche  Benennung  sie  auch 
haben  mögen. 

197.  Die  Emission  von  Obligationen  kann,  auch  wenn  sie  in  der 
Errichtungsurkunde  vorgesehen  ist,  nur  auf  zustimmenden  Beschluss  der 
Generalversanmilung  erfolgen. 

198.  Die  Emission  und  Uebertragung  von  Obligationen  hat  zu 
geschehen  nach  Massgabe  der  für  die  Aktien  gegebenen  Vorschriften 
und  nach  den  folgenden: 

1.  Der  Typus  der  Obligationen  muss  bei  jeder  Emission  der  gleiche 
sein;  die  eine  darf  sich  von  der  anderen  indessen  bezüglich  des 
Zinses  und  der  ^ mortisationszeit  unterscheiden; 

2.  Eine  neue  Emission  darf  nicht  eher  erfolgen,  als  bis  die  vorher- 
gehende gezeichnet  und  realisirt  ist,  ebensowenig  eine  Emission  mit 
einer,  durch  das  Loos  gezogenen  Prämie  (Prämienloos-Emission). 

Einz.  §.  Der  Erwerb  von  eigenen  Obligationen  und  die  Geschäfte 
im  Hinblick  auf  dieselben  ^)  dürfen  von  der  Gesellschaft,  welche  sie 
emittirt  hat,  nur  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  Art.  169 
§  2  2)  oder  zu  dem  Zweck  der  Konversion  oder  Amortisation 
bewirkt  werden. 

KAPITEL  IV. 
Von  den  KommanditgeseUschaften. 

199.  Die  Kommanditgesellschaft  kann  als  einfache  Kommandite  er- 
richtet werden,  sofern  nicht  eine  Repräsentation  des  Kapitals  durch  Aktien 

1)  Beleihen  von  Obligationen  etc. 

^)  D.  h«  nur,  wenn  die  Ermächtigung  dazu  in  den  Statuten  enthalten  ist. 
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stattfindet;  und  als  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien.^)  welche  letztere  das 
Gesellschaftskapital  darstellen,  umfassend  ebensowohl  die  Einzahlungen 
der  Gesellschafter  unter  Kollektiynamen  als  auch  die  yon  den 
Eommanditgesellschaftem  gewährten  Beträge. 

300.  Eine  Kommanditgesellschaft  hat  verschiedene  Bestandtheile, 
die  Gesellschaft  unter  Kollektiynamen  und  die  Eommandite  (die  Kom- 
manditisten). 

201.  In  Allem,  worüber  in  diesem  Kapitel  nicht  etwas  Besonderes 
vorgeschrieben  ist,  werden  die  Kommanditgesellschaften,  je  nach  den 
Umständen,  durch  die  anwendbaren  Bestimmungen  der  Kapitel  n  und  III 
dieses  Titels  geregelt. 

203.  Der  Kommanditgesellschafter,  welcher  darin  willigt,  dass 
sein  Name  in  der  Gesellschaftsfirma  figurirt,  und  diejenigen,  welche  von 
der  letzteren  ebenfalls  Gebrauch  machen,  haften  persönlich,  unbeschränkt 
und  solidarisch  fiir  die  Geschäfte,  bei  denen  die  Firma  gebraucht  ist. 

303.  Wirkliche  Gereuten  können  nui*  die  Gesellschafter  unter 
Kollektivnamen  sein,  welche  der  Vertrag  bezeichnet. 

§  1.  Diejenigen  Verwaltungsakte,  welche  von  Konmianditgesell- 
schaftem  ohne  ausdrücklichen,  in  der  Vereinigung  der  Gesell- 
schafter oder  durch  die  Versammlung  gewährten  Auftrag  der 
Grerenten  vorgenommen  sind,  verpflichten  die  Gesellschaft 
nicht,  und  bewirken  die  ausschliessliche  und  persönliche  Haftbar- 
keit derjenigen,  die  sie  vorgenommen  haben. 

§  2.  Vorbehaltlich  entgegenstehender  Vereinbarung  kann  der  Auf- 
sichtsrath  im  Fall  der  Behinderung  oder  zeitweiligen  Ab- 
wesenheit der  wirklichen  Gereuten  aus  der  Mitte  der  Kom- 
manditgesellschafter diejenigen  bezeichnen,  welche  sie  in 
dringenden  Angelegenheiten  oder  Sachen  der  einfachen  ge- 
schäftlichen Erledigung  (actos  de  mero  expediente)  vertreten 
sollen;  sie  haben  aber  sofort  eine  Beruftmg  der  Gesellschafter 
oder  der  Generalversammlung  zwecks  ihrer  Bestätigung  in 
der  provisorischen  Geschäftsführung  oder  behufs  der  Wahl 
Anderer  zu  betreiben. 

§  3.  Die  provisorischen  Gereuten  haften  nur  für  die  Ausführung 
ihres  Mandats,  ohne  unbeschränkte  Haftbarkeit  auf  sich  zu 
nehmen. 


1)  cf.  oben  Note  2  S.  32. 
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204.  Die  Haftbarkeit  der  Kommanditgesellschafter  ist  auf  den 
Werthbetrag  der  Fonds  beschränkt,  zu  denen  sie  sich  verpflichtet  haben, 
und  nur  im  Fall  von  Arglist  oder  Betrug  können  sie  angehalten  werden, 
die  Dividenden,  welche  sie  erhalten  haben,  zurückzugewähren. 

205.  Bei  den  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  kann  der  Grerent 
abgesetzt  werden  durch  Beschluss  der  Gesellschafter  oder  der  General- 
versammlung, in  welcher  drei  Viertel  des  Gesellschaftakapitals  vertreten 
sind,  und  gleichzeitig  die  dafür  votirenden  Stimmen  die  Hälfte  dieses 
letzteren  Kapitals  ausmachen. 

§  1.  Die  in  dieser  Versammlung  unterlegenen  Gesellschafter  können 
sich  von  der  Gesellschaft  zurückziehen,  indem  sie  die  Rück- 
gewähr ihres  Kapitals  nach  dem  Verhältniss  der  letzten  ge- 
nehmigten Bilanz  verlangen. 

§  2.  Wenn  die  in  dem  vorstehenden  Paragraphen  ermöglichte  Zurück- 
ziehung des  Kapitals  eine  Reduktion  des  Gesellschaffcskapitals 
involvirt,  so  kann  diese  nur  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  einzigen  Paragraphen  des  Art.  116  in  Ausführung 
gebracht  werden. 

§  3.  Wenn  die  Abberufung  nicht  gerechtfertigt  ist,  so  hat  der 
Gereut  Anspruch  auf  Ersatz  von  Verlusten  und  Schäden. 

206.  Die  Generalversammlung  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  kann  in  der,  im  vorstehenden  Artikel  vorgeschriebenen  Form  für 
den  abgesetzten,  verstorbenen  oder  interdicirten  Gereuten  einen  Vertreter 
bestimmen;  aber  wenn  mehr  als  ein  Gereut  vorhanden  ist,  so  muss  diese 
iSubstitution  von  den  Anderen  genehmigt  werden. 

Einz.  §.  Der  an  Stelle  des  abgesetzten  tretende  Gereut  wird 
als  Gesellschafter  mit  unbeschränkter  Haftbarkeit  angesehen. 

KAPITEL  V. 

Besondere  Bestimmuiigen  über  die  Kooperativgesellschaften 

(Genossenschaften) . 

207.  Die  Eigenthümlichkeit  der  Kooperativgesellschaften  besteht 
in  der  Veränderlichkeit  des  Gesellschaftskapitals  und  in  der  üubeschränkt- 
heit  der  Zahl  der  Gesellschafter. 

^5  1.  Die  Kooperativgesellschaften  müssen  behufs  ihrer  Errichtung 
eine  der,  im  Art.  105  vorgeschriebenen  Formen  annehmen; 
sie  werden  nach  den  Bestimmungen  geregelt,  welche  für  die- 
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jenige  Art  von  Gesellschaften,  deren  Form  sie  angenommen 
haben,  bestehen,  mit  den,  aus  dem  gegenwärtigen  Kapitel 
hervorgehenden  Modifikationen.^) 

§  2.  Welche  Gesellschaftsform  aber  immer  eine  Kooperativgesell- 
schaft auch  angenommen  haben  mag,  sie  bleibt  doch  immer 
den,  auf  die  namenlosen  Gesellschaften  bezüglichen  Vorschriften 
unterworfen,  insoweit  es  die  Veröffentlichung  der  Errichtungs- 
urkunde und  deren  etwaige  Abänderungen,  sowie  die  Ver- 
bindlichkeiten und  Haftbarkeiten  der  Leiter  betrifft. 

§  3.  Die  Kooperativgesellschaften  müssen  immer  ihrer  Gesellschafts- 
Firma  oder  -Bezeichnung  die  Worte  „Kooperativgesellschaft 
mit  beschränkter  Haftbarkeit"  —  oder  „unbeschränkter  Haft- 
barkeit" —  je  nach  der  Sachlage  —  vorangehen  oder  folgen 
lassen. 

208.  Die  Kooperativgesellschaften  dürfen  nur  mit  mindestens  zehn 
Gesellschaftern  errichtet  werden. 

209.  Die  Errichtungsurkunde  muss,  ausser  den  im  Art.  114  ge- 
forderten Angaben,  gemäss  dem  Charakter  der  Gesellschaft  noch  femer 
erkennen  lassen: 

1.  Die  Bedingungen  für  die  Aufnahme,  das  Ausscheiden  oder  den 
Ausschluss  von  Gesellschaftern,  und  diejenigen,  unter  welchen  die 
Gesellschafter  ihre  Antheile  zurückziehen  können; 

2.  Den  Mindestbetrag  des  Gesellschaftskapitals  und  die  Form,  in 
der  dasselbe  beschafft  ist  oder  beschafft  werden  soll. 

Einz.  §.  Die  Kegistrirung  und  Veröffentlichung  der  Urkunden 
dieser  Gesellschaften  in  dem  amtlichen  Blatt  der  Regierung  soll 
unentgeltlich  erfolgen. 

210.  Keine  Anwendung  auf  die  Kooperativgesellschaften  finden 
die  Bestimmungen  des  Schlusstheils  der  Nununer  5  des  Art.  120,  der 
Nummer  2  des  Art.  162  und  der  Nummer  3  des  Art.  167. 

211.  Es  ist  erlaubt,  zu  vereinbaren,  dass  die  Einzahlung  des 
Kapitals  in  wöchentlichen,  monatlichen  oder  jährUohen  Beträgen  erfolgte, 


^)  Nach  dem  Vorbild  des  Französischen  Bechts,  Gesetz  vom  24.  Juli  1867 
Tit.  m  (cf.  H.  d.  £.  Band  II  S.  544)  und  des  Italienischen  Rechts,  Art.  219  ff. 
(cf.  H.  d.  £.  Band  m  S.  247)  werden  die  Kooperativgenossenschaften  nicht  als 
eine  besondere  Form  der  Handelsgesellschaften  behandelt,  sondern  als  eine  Unter- 
art, welche  unter  diejenige  Klasse  von  Handelsgesellschaften  fWt,  deren  Form 
sie  im  konkreten  Falle  angenommen  haben,  nur  mit  der  Eigenthümlichkeit  der 
Veränderlichkeit  des  Kapitals  und  der  ünbeschränktheit  der  Mitgliederzahl. 
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sowie  dass  ausserdem  der  Gesellschafter  eine  Eintrittsgebühr  zahle  oder 
eine  Zuwendung;  mache,  die  bestimmt  ist,  den  Eeservefonds  zu  bilden. 

313.  Kein  Gesellschafter  darf  bei  einer  Kooperativgesellschaft  mit 
mehr  als  500  Milreis^)  betheiligt  sein. 

213.  Von  den  Aktien  darf  keine  mehr  als  100  Milreis^)  betragen; 
sie  müssen  auf  den  Namen  lauten^  und  sind  nur  durch  Vermerk  in 
dem   betreifenden  Buch   mit  Genehmigung  der  Gesellschaft  übertragbar. 

Einz.  §.    Der  Gesellschaftsvertrag  kann   der  Dii-ektion  das  Recht 
verleihen,  die  üebertragungen  von  Aktien  zu  genehmigen. 

214.  Jeder  Gesellschafter  hat  nur  eine  Stimme,  welches  auch  die 
Zahl  seiner  Aktien  sein  mag;  auch  kann  er  nicht  mehr  als  den  fünften 
Theil  der,  in  der  Generalversammlung  vorhandenen  Stimmen  repräsentiren. 

215.  Wenn  die  Haftbarkeit  des  Gesellschafters  beschränkt  ist,  so 
geht  sie  dennoch  niemals  unter  den  Betrag  seiner  Zeichnung,  selbst 
wenn  er,  vermöge  seines  Ausscheidens  oder  seines  Ausschlusses,  nicht  dazu 
käme,  dieselbe  zu  verwirklichen  (tomal-a  eflfectiva). 

216.  Am  Sitz  der  Gesellschaft  ist  ein  Buch  zu  fuhren,  welches 
immer  offen  ausliegt  und  aus  dem  hervorgehen  muss: 

1.  Der  Name,  Stand  und  Wohnsitz  jedes  Gesellschafters; 

2.  Das  Datum  des  Eintritts,  des  Ausscheidens  oder  des  Ausschlusses 
jedes  einzelnen; 

3.  Die   laufende   Berechnung   der   von    jedem    Gesellschafter    ein- 
gezahlten oder  zurückgezogenen  Beträge. 

217.  Der  Eintritt  der  Gesellschafter  erfolgt  mittelst  ihrer  Ein- 
tragung in  das  Buch,  von  dem  der  vorstehende  Artikel  handelt. 

218.  Die  Gesellschafter  erhalten  auf  den  Namen  lautende  Titel, 
welche  ausser  dem  Gesellschaftsvertrage  die  Angaben  enthalten,  auf  die 
sich  der  Art.  216  bezieht,  und  zwar  in  demjenigen  Theile,  welcher  jeden 
einzelnen  betrifft;  die  Titel  müssen  von  ihnen  und  den  Vorstandspersonen 
der  Gesellschaft  unterzeichnet  werden. 


1)  =  ca.  2225  Keichsmark  (1  Milreis  =  ca.  4,45  Reichsmark).  Nach 
Italienischem  Recht  ist  der  Maximalbetrag  der  Betheiligung  5000  Lire 
=  ca.  4000  Rmk.,  Art.  224  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  HI  S.  248). 

2)  a=  ca.  445  Reichsmk.  Nach  Italienischem  Recht  ist  der  Höchs^ 
betrag  einer  Aktie  100  Lire  (==  ca.  80  Reichsmk.),  Art  224  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E. 
Band  III  S.  248). 

3)  Entsprechend  dem  Italienischen  Recht  Art.  224  H.  G.  B.  (cf,  H.  d.  E. 
Band  III  S.  248)  sind  Inhaber-Aktien  nicht  zulässig. 
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Einz.  §.  Die  Angaben  der  yon  den  Gesellschaftern  gezahlten  oder 
Zurückgezogenen  Beträge  sind  hinter  einander  zu  bewirken  und 
in  der  Eeihenfolge  ihrer  Daten  zu  unterzeichnen,  wobei  die  Unter- 
schrift der  Vorstandspersonen  der  QeseDschaft  im  ersten  Fall, 
und  die  des  betreffenden  Gesellschafters  im  zweiten  Fall,  als 
Quittung  jener  Beträge  gilt. 

219.  Die  nach  der  Errichtung  der  Gesellschaft  beigetretenen  Ge- 
sellschafter haften  für  alle  Gesellschaftsgeschäfte  aus  der  Zeit  vor  ihrem 
Eintritt  nach  Massgabe  des  Gesellschaftsvertrages. 

220.  Vorbehaltlich  einer  ausdrücklichen  entgegenstehenden  Ver- 
embarung  haben  die  Gesellschafter  das  Recht,  aus  der  Gesellschaft  aus- 
zuscheiden zu  den  hierfür  festgesetzten  Zeitpunkten,  oder,  in  Ermangelung 
einer  Uebereinkunft,  am  Schluss  jedes  Gesellschafts-Jahres.  wobei  sie 
acht  Tage  vorher  zu  kündigen  haben. 

221.  Der  Ausschluss  der  Gesellschafter  kann  nur  in  der  General- 
versammlung beschlossen  werden,  nachdem  die  zu  diesem  Zweck  im  Gte- 
sellschaftsvertrage  erforderten  Bedingungen  gegeben  sind. 

222.  Das  Ausscheiden  und  der  Ausschluss  eines  Gesellschafters 
erfolgt  durch  einen,  in  das  betreffende  Buch  eingetragenen  und  von  dem- 
selben unterzeichneten  Vermerk,  oder  durch  gerichtliche  Benachrichtigung, 
welclie  im  ersten  Falle  an  die  Gesellschaft,  und  im  zweiten  an  den  Ge- 
sellschafter bewirkt  wird. 

Einz.  §.  Der  ausgeschiedene  oder  ausgeschlossene  Gesellschafter 
hat,  unbeschadet  der  ihm  obliegenden  Haftbarkeit,  das  Recht,  den 
ihm  nach  der  letzten  Bilanz  und  seiner  laufenden  Rechnung  zu- 
stehenden Antheil  zurückzuziehen,  wobei  in  dieses  Kapital  der 
Reservefonds  nicht  eingerechnet  wird. 

223.  Die  Kooperativgesellschaften  sind  von  der  Stempelsteuer  und 
j^licher  Abgabe  bezüglich  der  Gewinne,  die  ihnen  etwa  erwachsen,  befreit. 

Titel  m. 

Yen  der  Beelinnng  In  Partieipation  (Vereinigung  auf  gemeinschaft- 
liche Rechnung.)^) 

(Da  conta  em  participagäo). 

224.  Es  entsteht  eine  Vereinigung  auf  gemeinschaftliche  Rechnung, 
sobald  der  Kaufmann  eine  oder  mehrere  Personen  oder  Gesellschaften  an 


1)  Abweichend  vom  früheren  Recht  Art.  571  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV 
^-  182)  wird   die  Vereinigung   auf  gemeinschaftliche  Rechnung   nicht  mehr  ala 


72  Portugal. 

seinen  Gewinnen  und  Verlusten  betheiligt,   indem  eine,   einige  oder  alle 

nur  unter  ihrem  Personnalnamen  thätig  werden. 

Einz.  §.  Die  Vereinigung  auf  gemeinschaftliche  Bechnung  kann 
vorfibergehend  (momentanea)  sein  und  sich  ausdrücklich  auf  ein 
oder  mehrere  bestimmte  Handelsgeschäfte  beziehen,  oder  dauernd 
(successiya),  indem  sie  sogar  das  ganze  Handels-Untemehmen 
dessen  umfassen  kann,  welcher  die  Betheiligung  gewährt. 
235.    Die  Vereinigung   auf  gemeinschaftliche  Rechnung  kann  mit 

einem  Kaufinann  oder  einem  Nichtkaufmann  eingegangen  werden,   ohne 

dass  jedoch  der  letztere  die  Geschäfte  abschliessen  dürfte. 

226.  Die  Vereinigung  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  stellt  Dritten 
gegenüber  nidit  eine  von  den  Betheiligten  verschiedene  juristische  Person 
dar,  und  hat  keine  Gesellschaftsfirma  oder  -Bezeichnung,  kein  Kollektiv- 
eigenthum  und  kein  Domidl. 

227.  Die  Vereinigung  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  regelt  sich 
nach  den  Vereinbarungen  der  Parteien  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
in  diesem  Titel. 

228.  Die  Bildung,  Abänderung,  Auflösung  und  Liquidation  der 
Vereinigung  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  kann  durch  die  Buchführung, 
die  betreifende  Korrespondenz  und  Zeugen  festgestellt  werden. 

229.  Für    die    Akte     der     Vereinigung    auf     gemeinschaftliche 

Rechnung   ist   Dritten   gegenüber  allein  derjenige  haftbar,  der    sie  aln 

schliesst. 

Titel  IV. 

Von  den  Untemehmungen. 

230.  Als  handelsrechtlich  sind  anzusehen  die  Untemehmungen. 
einzeln  oder  kollektiv,  welche  bezwecken: 

1.  Rohstoffe  zu  verarbeiten,  in  Fabriken  oder  Manufakturen,  indem 
zu  diesem  Behufe  entweder  nur  Arbeiter,  oder  Arbeiter  und 
Maschinen  verwendet  werden; 

2.  Boden-Erzeugnisse  zu  liefern  für  einen  vereinbarten  Preis  za 
verschiedenen  Zeitpunkten,  sei  es  an  Private,  sei  es  an  den 
Staat; 

3.  Geschäfte  oder  Versteigerungen  für  Rechnung  eines  andern  zu 
betreiben,  in  einem  für  das  Publikum  geöflfheten  Comtoir  und 
für  eine  festgesetzte  Provision ; 


Art    der    Handelsgesellschaft     behaudelt.      Dieser    Titel    lehnt    sich    an    das 
Italienische  Recht  an.    Art.  233ff  (cf.  H.  d.  E.  Band  HI  S.  250.) 
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4.  OeffentJiche  Schaaspiele  zu  Gewinnzwecken  zu  veranstalten; 

5.  Wissenschaftliche,  litterarische,  oder  artistische  Werke  heraus- 
zugeben, zu  veröffentlichen  oder  zu  verkaufen; 

6.  Häuser  für  einen  Anderen  mit,  von  dem  Unternehmer  gelieferten, 
Materialien  zu  bauen  oder  zu  errichten; 

7.  Personen.  Thiere,  Mobilien  oder  Waaren  eines  Anderen  regel- 
mässig und  geschäftsmässig  zu  Wasser  oder  zu  Lande  zu  be- 
fördern. 

§  1.  Nicht  mit  einbegriffen  unter  die  Nummer  1  ist  der  Gutsbe- 
sitzer oder  Landwirth.  welcher  neben  seiner  Landwirth- 
Schaft  sich  auf  Verarbeitung  der  Landprodukte,  welche  er 
baut,  in  einer  Fabrik  oder  Manufaktur  beschränkt,  noch 
der  Künstler,  Industrielle,  Handwerker  oder  Werkmeister, 
welcher  direkt  seine  Kunst,  seine  Industrie,  sein  Hand- 
werk oder  seine  Thätigkeit  ausübt,  mag  er  auch  zu  diesem 
Behufe  nur  Arbeiter,  oder  Arbeiter  und  Maschinen  ver- 
wenden. 

§  2.  Als  nicht  mit  einbegriffen  in  die  Nummer  2  gilt  der  Guts- 
besitzer oder  Landwirth,  welcher  Lieferungen  von  Erzeug- 
nissen seines  Eigenthums  leistet. 

§  3.  Als  nicht  mit  einbegriffen  in  die  Nummer  5  gilt  der  Ver- 
fasser selbst,  der  seine  Werke  herausgiebt,  veröffentlicht 
oder  verkauft. 


Titel  V. 
Vom  Mandat.^) 

KAPITEL  L 

Allgemeine  Bestimmungen. 

231.  Ein  handelsrechtliches  Mandat  liegt  vor,  sobald  eine  Person 
es  übernimmt,  ein  oder  mehrere  Handelsgeschäfte  auf  Anordnung  eines 
Anderen  auszuführen. 

Einz.  §.  Das  Handelsmandat  kann,  auch  wenn  es  allgemeine  Voll- 
machten enthält,  zu  nicht  kaufmännischen  Geschäften  nur  auf 
Grund  ausdrücklicher  Erklärung  ermächtigen. 


1)  Dieser  Titel  beruht  wesentlich  auf  dem  Italienischen  Recht,  Art.  349  ü\ 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  m  S.  254.) 
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232.  Das  Handelsmandat  wird  als  unentgeltlich  nicht  ver- 
muthet :  jeder  Mandatar  hat  den  Ansprach  auf  eine  Vergütung  fSr  seine 
Thätigkeit. 

§  1.  Die  Vergütung  wird  durch  Abkommen  der  Parteien,  und  wenn 

solches  nicht  erfolgt  ist,   nach  den  Usancen  des  Platzes,  vo 

das  Mandat  ausgeführt  wird,  bestimmt. 
§  2.  Wenn  der  Kaufmann  das  Mandat  nicht  annehmen  will,  aber 

dessenungeachtet  die  im  Artikel  234  erwähnten  Massregeln 

zu  treffen  hatte,  so  hat  er  gleichwohl  den  Anspruch  auf  eine. 

im  Verhältniss  zu  der   von    ihm   vorgenommenen   Thätigkeit 

stehende  Vergütung. 

283.  Das  Handelsmandat,  welches  besondere  Instruktionen  för 
gewisse  Einzelheiten  des  Geschäftes  enthält,  wird,  als  die  anderen  um- 
fassend vermuthet;  und  dasjenige,  welches  nur  Vollmacht  füi*  ein  be- 
stimmtes Geschäft  giebt,  begreift  alle  für  dessen  Ausführung  noth- 
wendigen  Acte,  auch  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  angegeben  sind. 

234.  Der  Kaufmann,  welcher  das  ilun  ertheilte  Handelsmandat 
ablehnen  will,  muss  dies  gleichwohl  dem  Mandanten  auf  die  möglichst 
schnellste  Weise  mittheüen;  er  bleibt  indessen  verpflichtet,  alle  Mass- 
regeln, die  zur  Erhaltung  der  ihm  übersandten  Waaren  unumgänglich 
nothwendig  sind,  zu  treffen,  bis  der  Mandant  für  dieselben  Vor- 
kehrung trifft. 

§  1.  Wenn  der  Mandant  letzteres  nicht  nach  Empfang  der  Nach- 
richt thut,  so  hat  der  Kaufinann,  an  welchen  die  Waaren 
gesandt  sind,  sich  an  den  betreffenden  Richter  zu  wenden, 
damit  dieser  die  Deponirung  und  Sicherung  derselben  für 
Rechnung  dessen,  den  es  angeht,  und  den  Verkauf  der- 
jenigen, deren  Aufbewahrung  unmöglich  ist,  oder  deren  Ver- 
äusserung  zur  Deckung  der  aufgelaufenen  Kosten  nothwendig 
ist,  anordnet. 
§  2,  Die  mangelnde  Erfüllung  irgend  einer,  der  aus  diesem  Ar- 
tikel und  seinen  Paragraphen  heiTorgehenden  Verbind- 
lichkeiten, verpflichtet  den  Kaufmann  zur  Schadloshaltun^ 
für  Verluste  und  Schäden. 

236.  Wenn  die  Waaren,  welche  der  Mandatar  für  Rechnung  des 
Mandanten  empfängt,  sichtbare  Merkmale  von  Beschädigungen,  die  sie 
während  der  Beförderung  erlitten  haben,  zeigen,  muss  derselbe  diejenigen 
Massnahmen  ergreifen,  welche  nothwendig  sind,   um  die  Ansprüche  des 
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letzteren  (Mandanten)  zu  sichern,  bei  Strafe,  für  die  empfangenen 
Waaren  in  derjenigen  Qualität  zu  haften,  wie  solche  aus  den  betreffen- 
den Urkunden  hervorgeht. 

Einz.  §.  Wenn  die  Verschlechterungen  solche  sind,  dass  sie 
schleunige  Massregeln  erfordern,  so  kann  der  Mandatar  die 
Waaren  durch  einen  Mäkler  oder  gerichtlich  verkaufen  lassen. 

236.  Der  Mandatar  haftet  während  der  Aufbewahrung  und 
Sicherung  der  Waaren  des  Mandanten  für  die  Schäden,  welche  nicht  aus 
dem  Zeitablauf,  aus  Zufall,  höherer  Gewalt,  oder  einem  der  Natur  der 
Sache  anhaftenden  Mangel  erwachsen. 

Einz.  §.  Der  Mandatar  muss  die  Waaren  des  Mandanten  gegen 
Feuersgefahr  versichern,  wobei  dieser  verpflichtet  bleibt,  die  be- 
treffende Prämie  sowie  die  anderen  Kosten  zu  zahlen;  er  (der 
Mandatar)  hört  nur  dann  auf,  wegen  Unterlassung  und  Fortfuhrung 
der  Versicherung  haftbar  zu  sein,  wenn  er  von  dem  Mandanten 
die  förmliche  Anweisung  erhalten  hat,  dies  nicht  zu  thun,  oder 
wenn  derselbe  die  Uebeimachung  von  Deckung  behufs  Zahlung 
der  Prämien  abgelehnt  hat. 

237.  Welches  auch  die  Ursache  der  Beschädigungen  an  den 
Waaren  sein  mag,  die  der  Mandatar  für  Rechnung  des  Mandanten 
hinter  sich  hat,  so  ist  er  verpflichtet,  die  stattfindende  schädliche  Ver- 
änderung (Verschlechterung)  in  gesetzlicher  Form  feststellen  zu  lassen 
mid  dem  Mandanten  mitzutheilen. 

238.  Der  Mandatar,  welcher  dem  Mandate  nach  Massgabe  der  er- 
haltenen Instruktionen  und,  in  deren  Ermangelung,  oder  bei  deren  Unzu- 
länglichkeit, nach  Massgabe  der  Handelsgebräuche  nicht  nachkommt, 
haftet  für  Verluste  und  Schäden. 

239.  Der  Mandatar  ist  verpflichtet,  dem  Mandanten  alle  That- 
nmstände  mitzutheilen,  welche  diesen  beeinflussen  können,  das  Mandat 
abzuändern  oder  aufzuheben. 

240.  Der  Mandatar  muss  ohne  Verzug  den  Mandanten  von  der 
Ausfuhrung  des  Mandats  benachrichtigen,  und  wenn  derselbe  nicht  so- 
fort erwidert,  wird  angenommen,  dass  er  das  Geschäft  genehmigt,  selbst 
wenn  der  Mandatar  die  Befugnisse  des  Mandats  überschritten  hat. 

241.  Der  Mandatar  ist  verpflichtet,  von  den,  dem  Mandanten  zu- 
stehenden Beträgen  Zinsen  zu  zahlen,  von  dem  Tage  ab,  an  welchem 
er,  gemäss  der  Anweisung,  sie  hätte  zahlen  oder  übersenden  müssen. 

Einz.  §.  Wenn  der  Mandatar  die  übermachten  Beträge  dem  be- 
stimmten Zwecke  entzieht,  indem  er   sie   im   eigenen   Geschäft 
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benutzt,  so  haftet  er  von  dem  Tage  des  Empfanges   an.  für  dit 
betreffenden  Zinsen  und  fiir  die  Schäden,  die  aus  der  Nichter-  \ 
füllung  der  Anweisung  entstehen,  vorbehaltlich  der  zuständigen  ! 
strafrechtlichen  Verfolgung,  wenn  dazu  Anlass  ist. 
343.    Der  Mandatar  muss,  auf  Erfordern,  den  dritten  Personen,  mit 
denen  er  yerhandelt,  das  schriftliche  Mandat  vorlegen,  und  kann  ihnen  nicht 
irgend  welche  Instruktionen,  die  er  getrennt  von  dem  Mandat  empfangen 
haben  mag,  entgegenhalten,  vorbehaltlich  des  Nachweises,  dass  sie  hier- 
von zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  Eenntniss  hatten. 

343.  Der  Mandant  ist  verpflichtet,  dem  Mandatar  die  zur  Aus- 
führung des  Mandats  nothwendigen  Mittel  zu  gewähren,  vorbehaltlich 
entgegenstehenden  Abkommens. 

§  1.  Keine  Verpflichtung  besteht  füi*  die  Erledigung  eines  Mandate, 
welches  die  Aufwendung  von  Fonds  beansprucht,  auch  wenn  da!;- 
selbe  angenommen  ist,  solange  der  Mandant  nicht  zur  Verfügung 
des  Mandatars  diejenigen  Mittel  stellt,  welche  ihm  nöthig  sind. 

§  2.  Auch  nach  Empfang  der  Fonds  behufs  Ausffihrung  des 
Mandats  kann  der  Mandatar  seine  Massnahmen  einstellen. 
wenn  eine  neue  üebermachung  nothwendig  ist,  und  der  Mandant 
diese  verweigert. 

§  3.  Sind  vereinbar termassen  durch  den  Mandatar  Vorschüsst- 
zu  leisten,  so  ist  er  verpflichtet,  sie  aufzuwenden,  ausge- 
nommen in  dem  Fall  von  Zahlungseinstellung  oder  Falliment 
des  Mandanten. 

344.  Sind  verschiedene  Personen  mit  dem  nämlichen  Mandat  be- 
traut, ohne  Angabe,  dass  sie  gemeinschaftlich  wirken  sollen,  so  wird 
vermuthet,  dass  einer  in  Ermangelung  des  anderen,  in  der  Reihenfolge 
der  Ernennung,  thätig  werden  soll. 

Einz.  §.    Wenn  eine  Erklärung  vorliegt,  dass  sie  gemeinschaftlich 

wirken  sollen,  und  das  Mandat  nicht  von  allen  angenommen  ist 

so  sind  diejenigen,  welche  es   angenommen   haben,   verpflichtet, 

es  zu  erledigen,  wenn  sie  die  Mehrheit  bilden. 

346.    Der  Widerruf  und  die   Niederlegung   des    Mandats,   geben, 

wenn  sie  nicht  gerechtfertigt  sind,  beim  Mangel  einer  Konventionalstrafe, 

Veranlassung  zur  Schadloshaltung  für  Verluste  und  Schäden. 

346.  Endigt  das  Mandat  durch  Tod  oder  Interdiktion  eines  der 
Kontrahenten,  so  hat  der  Mandatar,  seine  Erben  oder  Vertreter,  An- 
spruch auf  eine  Vergütung  im  Verhältniss  zu  derjenigen,  welche  sie  ini 
Fall  der  vollständigen  Ausführung  zu  empfangen  hätten. 
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247.  Der  Handelsmandatar  geniesst  die  folgenden  besonderen 
Mobiliarvorrechte : 

1.  Wegen  der  Vorschüsse  und  Kosten,  die  er  gehabt,  wegen  der 
Zinsen  für  die  vorgeschossenen  Beträge,  und  wegen  seiner  Ver- 
gütung —  an  den  Waaren,  welche  ihm,  um  für  Rechnung  des 
Mandanten  verkauft  zu  werden,  von  einem  andern  Platze^)  über- 
sandt  sind  und,  welche  zu  seiner  Verfügung  in  seinem  Magazin, 
oder  im  öffentlichen  Depot  lagern,  und  an  denjenigen,  welche 
nachweislich  mit  einem  Fi*achtbrief  an  ihn  abgesandt  sind  und 
auf  die  sich  seine  fraglichen  Forderungen  beziehen; 

2  Wegen  des  Preises  der  für  Rechnung  des  Mandanten  gekauften 
Waaren  —  an  den  nämlichen  Waaren,  so  lange  sie  zu  seiner 
Verfügung  sich  in  seinen  Magazinen  oder  im  öffentlichen  Depot 
befinden; 

3.  Wegen  der  Forderungen,  die  sich  aus  den  vorstehenden  Nummern 
ergeben  —  an  dem  Preise  der  Waaren,  die  dem  Mandanten  ge- 
hören, wenn  deren  Verkauf  erfolgt  ist. 

Einz.  §.  Die  in  Nummer  1  aufgeführten  Gläubiger  gehen  allen 
Forderungen  gegen  den  Mandanten  vor,  ausgenommen  den- 
jenigen, welche  aus  den  Unkosten  für  Transport  oder  Ver- 
sicherung erwachsen,  mögen  sie  begründet  sein,  ehe,  oder  nach- 
dem die  Waaren  in  den  Besitz  des  Mandatars  gelangt  sind. 

KAPITEL  II.2) 
Von  den  Gerenten,"*)  Gehilfen  und  Kassirem.*) 

248.  Kaufmännischer  Gereut  ist  jeder,  welcher  unter  irgend  einer  Be- 
nennung, entsprechend  den  Handelsusancen,  dem  Handelsbetriebe  eines 
Anderen  an  dem  Orte,  wo  dieser  Handel  ausgeübt  wird,  oder  an  irgend 
einem  anderen  Orte,  vorgesetzt  ist. 

249«  Das  dem  Gereuten,  mündlich  oder  schriftlich,  ertheilte  Mandat 
gilt,  insoweit  es  nicht  registrirt  ist,    als   allgemein   und   alle  diejenigen 


1)  Die  Distantia  loci  ist  also  nothwendiges  Erfordemiss. 

2)  Enthält  wesentlich  die  Hauptbestimmungen  des  früheren  Rechts, 
Abschn.  in.  Tit.  IL  lib.  I.  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV,  S.  147  ff.) 

^  „Gerentes",  Prokuristen,  im  früheren  Gesetzbuch  Feitores  genannt. 
Art.  141  ff.  H,  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  147.) 

*)  Die  in  der  Titelüherschrift  gemachte  Unterscheidung  zwischen  Gehilfen 
(anxüiares)  und  Kassirem  (caixeiros)  ist  im  Gesetz  nicht  festgehalten,  gemeinhin 
ist  nur  von  „caixeiros"  die  Bede. 
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Befugnisse  umfassend,  welche  zum  Betriebe  des  Handels,  behufs  dessen 
es  ertheilt  war.  gehören  und  nothwendig  sind,  ohne  dass  der  Prinzipal 
(dominus,  proponente)  di'itten  Personen  irgend  eine  Beschränkung  der 
betreffenden  Befugnisse  entgegenstellen  könnte,  vorbehaltlich  des  Nach- 
weises, dass  sie  (die  dritten  Personen)  von  derselben  zu  derjenigen  Zeit 
Kenntniss  gehabt  hatten,  zu  welcher  das  Geschäft  von  ihnen  abgeschlossen 
wurde. 

250.  Die  Gereuten  verhandeln  oder  handeln  im  Namen  ihrer 
Prinzipale;  in  den  Urkunden,  welche  sie  bei  den  Geschäften  derselben 
zeichnen,  müssen  sie  erklären,  dass  sie  in  Vollmacht  der  Person  oder 
Gesellschaft,  welche  sie  vertreten,  zeichnen. 

261,  Verfahren  die  Gereuten  nach  Massgabe  des  vorstehenden 
Artikels,  so  fallen  alle,  durch  sie  eingegangenen  Verbindlichkeiten  den 
Prinzipalen  zur  Last. 

§  1.  Wenn  mehrere  Prinzipale  vorhanden  sind,  so  haftet  jeder  von 

ihnen  solidarisch. 
§  2.  Wenn  eine   Handelsgesellschaft  die  Prinzipalin  ist,  so  regelt 
sich  die  Haftbarkeit  der   Gesellschafter   nach   der  Natur  der 
Gesellschaft. 

252.  Ausser  dem,  in  dem  vorstehenden  Artikel  vorgesehenen  Fall 
verpflichtet  jeder,  durch  einen  Gereuten  in  eigenem  Namen  abgeschlossene 
Vertrag  ihn  direkt  gegenüber  seinem  Kontrahenten. 

Einz.  §.  Wenn  aber  das  Geschäft  für  Rechnung  des  Prinzipals 
geschlossen  ist,  und  der  Kontrahent  dieses  beweist,  so  hat  er 
die  Wahl,  den  Gereuten  oder  den  Prinzipal  in  Anspruch  zu 
nehmen;  aber  er  kann  nicht  beide  verklagen. 

253.  Kein  Gereut  darf  für  eigene  Rechnung  Handel  treiben,  noch 
unter  eigenem  oder  fremdem  Namen  an  einem  Geschäft  der  nämlichen 
Gattung  oder  besonderen  Art  wie  dasjenige,  welchem  er  obliegt  Theil 
nehmen,  vorbehalttlich  ausdrücklicher  Genehmigung  des  Prinzipals. 

Einz.  §.  Wenn  der  Gereut  der  Bestimmung  dieses  Artikels  zu- 
widerhandelt, so  ist  er  verpflichtet,  dem  Prinzipal  Verluste  und 
Schäden  zu  ersetzen,  wobei  dieser  in  das  betreffende  Ge- 
schäft, als  wenn  es  in  seinem  Namen  geschlossen  wäre,  em- 
treten  kann. 

254.  Der  Gereut  kann  im  Namen  des  Prinzipals,  als  dessen  Ver- 
treter, wegen  der  Verpflichtungen,  die  aus  dem  ihm  anvertrauten  Handel 
erwachsen,  klagen  und  verklagt  werden. 
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256.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  auf  die  Vertreter  von, 
im  Ausland  errichteten  Handlungshäusern  oder  Gesellschaften,  welche 
regelmässig  im  Königreich  in  deren  Namen  verhandeln,  bezüglich  der 
Geschäfte  ihres  Handelsbetriebes  anwendbar. 

256.  Die  Kaufleute  können  andere  Personen,  ausser  ihren  Gereuten, 
betrauen,  in  ihrem  Namen  und  für  ihre  Rechnung  beständig  eine  oder 
mehrere  der  Handelsbranchen,  denen  sie  sich  widmen,  zu  betreiben ;  doch 
müssen  diejenigen  Kaufleute,  welche  unter  ihrem  Personalnamen  Handel 
treiben,  ihren  Korrespondenten  davon  Nachricht  geben. 

Einz.  §.  Die  Gesellschaften,  welche  von  der,  in  diesem  Artikel  ge- 
währten Befugniss  Gebrauch  machen  wollen,  müssen  dies  in 
ihren  Statuten  festsetzen. 

257.  Der  Kaufmann  kann  ebenso  an  einen  anderen  Ort,  als  wo 
er  seinen  Wohnsitz  hat,  einen  seiner  Angestellten  senden  und  ihn 
mittels  Briefen,  A\is,  Circularen,  oder  irgend  welchen  analogen  Schrift- 
stücken ermächtigen,  um  Geschäfte  seines  Handelsbetriebes  zu  machen. 

258.  Die  Handlungen  der,  in  den  beiden  vorstehenden  Artikeln 
aufgeführten  Mandatare  verpflichten  den  Mandanten  nur  bezüglich  der 
Verbindlichkeiten  aus  dem  Geschäft,  welches  er  ihnen  übertragen  hat. 

259.  Die  Handlungsgehilfen,  welche  mit  Detailverkäufen  in  Läden 
betraut  sind,  gelten  als  ermächtigt,  den  Erlös  aus  den,  von  ihnen  vor- 
genommenen Verkäufen  anzunehmen;  ihre  Quittungen  sind  giltig,  wenn 
sie  im  Namen  des  Prinzipals  erfolgen. 

Einz.  §.  Die  nämliche  Befugniss  haben  die  Handlungsgehilfen, 
welche  in  Magazinen  en  gros  verkaufen,  wenn  die  Verkäufe 
in  haar  erfolgen  und  die  Zahlung  im  nämlichen  Magazin  statt- 
findet; aber  wenn  die  Deckung  von  ausserhalb  geschieht,  oder 
die  Verkäufe  auf  Zeit  erfolgen,  so  sind  die  Quittungen  noth- 
wendigerweise  von  dem  Prinzipal,  seinem  Gereuten  oder  zur 
Empfangnahme  gesetzmässig   bestellten   Vertreter   auszustellen 

260.  Wenn  ein  Kaufinann  einen  Gehilfen  mit  Empfangnahme 
von  gekauften  Waaren,  oder  von  solchen,  welche  aus  irgend  einem 
anderen  Titel  in  seinen  Besitz  gelangen  müssen,  betraut,  und  der  Hand- 
lungsgehilfe dieselben  ohne  Widerspruch  oder  Protest  anninunt,  so  ist  die 
Uebergabe,  präjudicirlich  für  den  Prinzipal,  als  ordentlich  erfolgt  an- 
zusehen; und  es  sind  nur  diejenigen  Aeklamationen  zuzulassen,  welche 
Platz  greifen  könnten,  wenn  der  Prinzipal  selbst  die  Annahme  bewirkt 
hätte. 
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261.  Der  Tod  des  Prinzipals  beendigt  nicht  das  dem  Gerenten 
ertheilte  Mandat. 

262.  Der  Widenuf  des  dem  Gerenten  ertheilten  Mandates  gilt 
immer  unbeschadet  aller  Ansprüche,  welche  etwa  aus  dem  Vertrage  betr. 
die  Leistung  der  Dienste  für  ihn  erwachsen  mögen. 

263.  Ist  die  Dauer  der,  zwischen  dem  Prinzipal  und  dem  Gehilfen 
geschlossenen  Uebereinkunft  nicht  verabredet,  so  kann  jeder  der 
Kontrahenten  derselben  ein  Ende  setzen,  indem  er  dem  anderen  Kon- 
trahenten von  seinem  Entschluss  einen  Monat  vorher  Anzeige  macht. 

Einz.  §.  Der  entlassene  Gehilfe  hat  Anspruch  auf  das  diesem 
Monat  entsprechende  Gehalt,  und  der  Prinzipal  ist  nicht  ver- 
pflichtet, ihn  im  Geschäft  noch  in  der  Ausübung  seiner  Ver- 
richtungen zu  behalten.^) 

264.  Wenn  das  Abkommen  zwischen  dem  Chef  und  dem  Gehilfen 
die  Dauer  festsetzt,  kann  keine  der  Parteien  willkürlich  von  dem  Ver- 
trage abgehen,  bei  Strafe,  die  andere  für  Verluste  und  Schäden  zu 
entschädigen. 

§  1.  Als  willkürlich  wird  eine  NichterfüDung  des  Vertrages  ange- 
sehen, sobald  sich  dieselbe  nicht  auf  eine  Verletzung  der 
Ehre,  des  Rufes  oder  der  Interessen  des  Anderen  gründet, 
wobei  es  dem  Eichter  obliegt,  das  Sachverhältniss  einsichtig 
zu  beui'theilen  und  die  Natur  der  Beziehungen  eines  Unter- 
gebenen zum  Vorgesetzten  in  Betracht  zu  ziehen. 

§  2.  Behufs  der  Wirkungen  des  vorhergehenden  Paragraphen 
werden  als  verletzend  angesehen: 

1.  Mit  Rücksicht  auf  die  Chefs  —  jeder  Betrug  oder  Ver- 
trauensmissbrauch bei  der  dem  Gehülfen  übertragenen 
Geschäftsführung,  sowie  jeder  Geschäftsakt,  welchen  der- 
selbe für  eigene  oder  andere  Rechnung,  als  die  des  Chefs, 
ohne  Kenntniss  und  Erlaubniss  desselben  vorgenommen  hat; 

2.  Mit  Rücksicht  auf  die  Gehilfen  —  der  Mangel  der  pünkt- 
lichen Zahlung  des  betreffenden  Salairs  oder  Grehalts  oder 
Nichterfüllung  irgend  einer,  zu  Gunsten  derselben  festge- 
setzten Veitragsbestimmung,  und  schlechte  Behandlung. 

265.  Die    unvorhergesehenen    oder    unverschuldeten     Ereignisse, 


*)  Uebereinstimmend  das  Spanische  Recht  Art.  302  H.  G.  B.  (cf.  H. d.E. 
BandV,l  S.  51).  Nach  Deutschem  Recht  H.  G.  B.  Art.  61  (cf.  H.d.E.  Band  II 
S.  322)  besteht  sechsvvöchentliche  Kündigung  zum  Ablauf  jedes  Kalenderquartals. 
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weldie  die  Gehilfen  hindern  ihre  Thäthigkeit  zn  verrichten,  unter- 
brechen nicht  den  Erwerb  des  ihnen  zustehenden  Gehaltes,  vorbehaltlich 
^itgegenstehender  Vereinbarung,  und  vorausgesetzt,  dass  die  Unfähigkeit 
die  zusammenhängende  Zeit  von  drei  Monaten^)  nicht  übersteigt. 

Einz.  §.  Wenn  in  Folge  unmittelbarer  und  direkter  Wirkung  des 
Dienstes  dem  Geholfen  ein  aussergewöhnlicher  Schaden  oder 
Verlust  vaderfährt,  ohne  dass  in  dieser  Beziehung  ein  ausdrück- 
liches Abkommen  vorliegt,  so  ist  der  Prinzipal  verpflichtet,  den 
Gehülfen  angemessen  zu  entschädigen. 

KAPITEL  m. 
Von  der  Kommission. 

266.  Ein  Eommissionsvertrag  ist  vorhanden,  wenn  der  Mandatar 
das  Handelsmandat,  ohne  irgendwie  den  Auftraggeber  zu  erwähnen  oder 
ohne  auf  ihn  anzuspielen,  (sem  menqäo  ou  allusäo)  ausfahrt,  indem  er  für  sich 
und  in  eigenem  Namen,  als  prinzipaler  und  einziger  Kontrahent  abschliesst. 

267.  Zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kommissionär  bestehen 
die  nämlichen  Sechte  und  Pflichten,  wie  zwischen  dem  Mandanten  und 
Mandatar,  unter  den,  aus  diesem  Kapitel  sich  ergebenden  Modifikationen» 

268.  Der  Kommissionär  wird  gegenüber  den  Personen,  mit  welchen 
er  kontrahirt,  direkt  verpflichtet,  als  ob  das  Geschäft  das  seinige  wäre^ 
ohne  dass  diese  Personen  eine  Klage  gegen  den  Kommittenten  hätten,  noch 
letzterer  gegen  sie,  vorbehaltlich  immer  der  Klagen,  welche  dem  Kom- 
mittenten und  dem  Kommissionär  untereinander  zustehen  können. 

269.  Der  Kommissionär  haftet  nicht  für  Erfüllung  derjenigen 
Verpflichtungen,  welche  die  Personen,  mit  denen  er  abgeschlossen  hat,  über- 
nommen haben,  vorbehaltlich  entgegenstehender  Abmachung  oder  Usance. 

§  1.  Der  solcher  Haftbarkeit  unterworfene  Kommissionär  ist  gegen- 
über dem  Kommittenten  für  Erfüllung  der,  aus  dem  Vertrage 
hervorgehenden  Verpflichtungen  persönlich  verhaftet. 

§  2.  In  dem,  im  vorhergehenden  Paragraphen  vorgesehenen  Spezial- 
fall hat  der  Kommissionär  das  Recht,  ausser  der  gewöhn- 
lichen Vergütung  eine  Del  er edere-Pro Vision  in  Anrechnung 
zu  bringen,  welche  nach  der  Vereinbarung,  und  in  Ermangelung 
einer  solchen,  nach  den  Usancen  des  Platzes,  wo  die  Kom- 
mission ausgeführt  wird,  zu  bestimmen  ist. 


1)  Nach  Deutschem  Becht  Art.  60  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.E.  Band  II  S.  322) 
s«chs    Wochen. 
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270.  Alle  nachtheiligen  Folgen,  welche  aus  einem,  nnter  Ver- 
letzong  oder  üeberschreitaag  der  Machtbefugnisse  der  Kommission  ab- 
geschlossenen Vertrage  hervorgegangen  sind,  kommen,  auch  wenn  der 
Vertrag  seine  Wirksamkeit  behält,  anf  Rechnung  des  Konmiissionärs 
mit  den  folgenden  Massgaben: 

1.  Der  Kommissionär,  welcher  für  Rechnung  eines  Anderen  zu 
einem  geringeren  Preise,  als  solcher  ihm  gesetzt  ist,  oder,  majigels 
einer  Preis-Festsetzung,  zu  einem  geringeren  Preise,  als  dem  laufen- 
den, einen  Verkauf  vornimmt,  hat  dem  Konmiittenten  die  Preis- 
differenz zu  vergüten,  vorbehaltlich  des  Beweises,  dass  der  Verkaul* 
zu  einem  anderen  Preise  unmöglich  gewesen,  und  dass  auf  diese 
Weise  ein  Schaden  für  den  Kommittenten  vermieden  wäre; 

2.  Wenn  der  Kommissionär,  der  einen  Kauf  auszuführen  beauftragt 
ist,  den  ihm  gesetzten  Preis  überschreitet,  so  steht  es  im  Er- 
messen des  Kommittenten,  den  Vertrag  zu  acceptiren,  oder  ihn 
für  Rechnung  des  Kommissionärs  zu  lassen,  ausser  wenn  dieser 
darin  willigt,  nur  den  bestimmten  Preis  anzunehmen; 

3.  Besteht  die  Ueberschreitung  des  Kommissionärs  darin,  dass  der 
gekaufte  Gegenstand  nicht  von  der  gewünschten  Qualität  ist,  su 
ist  der  Kommittent  nicht  verpflichtet,  denselben  anzunehmen. 

271.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  Ermächtigung  des  Kom- 
mittenten Darlehen  oder  Vorschüsse  gewährt,  oder  Verkäufe  auf  Kredit  ab- 
schliesst,  läuft  die  Gefahr  wegen  der  Wiedererlangung  und  Zahlung  der 
dargeliehenen ,  vorgeschossenen  oder  kreditirten  Beträge ;  der  Kommittent 
kann  dieselben  sofort  verlangen,  indem  er  dem  Kommissionär  allen  Zins,  V  or- 
theil oder  Vorzug  cedirt,  welcher  aus  dem,  durch  denselben  gewährten  und 
durch  den  Kommittenten  gemissbilligten  Krediten  sich  etwa  ergeben  mögen. 

Einz.  §.  Eine  Ausnahme  hiervon  gilt  für  die  Plätze,  wo  eine  ent- 
gegengesetzte Usance  besteht,  falls  nicht  ausdrückliche  Anweisung 
vorliegt,  weder  Vorschüsse  zu  leisten,  noch  Kredit  zu  gewähren. 

273.  Auch  wenn  der  Kommissionär  die  Befugniss  hat,  auf  Kredit 
zu  verkaufen,  darf  er  dies  doch  nicht  Personen  gegenüber  thun,  die 
bekanntermassen  zahlungsunfähig  sind,  noch  darf  er  die  Interessen  de.< 
Kommittenten  einer  offenbaren  und  notorischen  Gefahr  aussetzen,  bei 
Strafe  persönlicher  Haftbarkeit. 

373.  Der  Kommissionär,  welcher  auf  Kredit  verkauft,  hat,  ausser 
dem  FaU,  dass  er  Delcredere  steht,  in  seinen  Rechnungen  und  Avis 
die  Namen  der  Käufer  anzugeben;  im  entgegengesetzten  Fall  wird  an- 
genommen, dass  der  Verkauf  gegen  baare  Zahlung,  erfolgt  ist. 
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Einz.  §.  Das  nämliche  Yerfahren  hat  der  Kommissionär  bei  jeder 
Art  von  Verträgen,  welche  er  für  fremde  Rechnung  schliesst, 
zü  beobachten,  sobald  die  Interessenten  es  so  verlangen. 

274.  Bei  den  Kommissionen  zum  Kauf  und  Verkauf  von  Wechseln, 
Öffentlichen  Werthen  und  Schuldtiteln,  welche  im  Handel  einen  Cours 
haben,  oder  von  Waaren  und  Bodenerzeugnissen  jeder  Art,  welche  einen 
Börsen*  oder  Marktpreis  haben,  kann  der  Kommissionär,  vorbehaltlich 
entgegenstehender  Vereinbarung,  als  Verkäufer  die  Gegenstände,  welche 
er  zu  kaufen  hat,  liefern,  oder  f&r  sich  als  Käufer  die  Gegenstände  erwerben, 
die  er  verkaufen  soll,  immer  vorbehaltlich  seines  Anspruches  auf  Vergütung.*) 

Einz.  §.  Wenn  der  Kommissionär,  sobald  er  dem  Kommittenten 
von  der  Ausführung  der  Kommission  in  einem,  der  in  diesem 
Artikel  vermerkten  Fälle  Mittheilung  macht,  nicht  den  Namen 
desjenigen,  mit  dem  er  kontrahirt  hat,  angiebt,  so  hat  der  Kom- 
mittent das  Kecht,  anzunehmen,  dass  der  Kommissionär  den  Ver- 
kauf oder  den  Kauf  für  eigene  Rechnung  ausgefthrt  hat,  und 
er  kann  von  ihm  die  Erfüllung  des  Vertrages  verlangen. 

275.  Die  Kommissionäre  dürfen  nicht  Waaren  der  nämlichen  Art, 
welche  verschiedenen  Eigenthümem  gehören,  unter  der  nämlichen  Marke 
halten,  ohne  sie  durch  eine  Kontremarke,  welche  das  bezügliche 
Eigenthum  bezeichnet,  zu  unterscheiden. 

276.  Wenn  unter  dem  nämlichen  Geschäft  Waaren  verschiedener 
Kommittenten  begriffen  sind,  oder  Waaren  des  nämlichen  Kommissionärs  mit 
denjenigen  eines  Kommittenten,  so  muss  in  den  Eechnungen  die  gehörige 
Sonderung  eintreten,  mit  der  Angabe  der  Marken  und  Kontremarken,  welche 
die  Herkunft  jedes  Ballens  anzeigen,  auch  muss  in  den  Büchern  in  ge- 
trennten Posten  vermerkt  werden,  was  jeden  Eigenthümer  angeht. 

277.  Der  Kommissionär,  welcher  gegen  die  nämliche  Person 
Forderungen  hat,  herrührend  aus  Geschäften  für  Rechnung  verschiedener 
Kommittenten,   oder  für  eigene   und  fremde  Rechnung,    hat  bei  allen 

^)  Uebereinstimmend  das  Deutsche  Becht  Art«  376,  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.E. 
Band  H  S.  377)  und  das  Italienische  Hecht  Art.  386,  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III 
S.  259).  Nach  Spanischem  Hecht  darf  kein  Kommissionär  ftlr  sich  selbst,  oder 
für  einen  andern  ohne  Erlaubniss  der  Kommittenten  kaufen,  was  er  verkaufen 
soll,  noch  dasjenige  verkaufen,  mit  dessen  Ankauf  er  beauftragt  worden  ist. 
Art.  267  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  V,l,  S.  46).  Aehnlich  das  Chilenische 
ßecht  Art.  271.  H.G.B.  (cf.H.d.E.  Band  I  2.  Aufl.  S.  724),  jedoch  mit  der  Mass- 
gabe, dass  das  Verbot  nur  für  den  Fall  besteht,  dass  der  Kommissionär  bei  Ab- 
schluss  unvereinbare  Interessen  zu  vertreten  hat. 

6* 
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Zahlungen,  die  der  Schuldner  leistet,  den  Namen  des  Interessenten,  für 
dessen  Rechnung  er  empfängt,  zu  vermerken,  und  das  nämliche  hat  er 
auf  der  Quittung,  welche  er  ausstellt,  zu  thun. 

Einz.  §.  Wenn  in  den  Quittungen  und  Büchern  unterlassen  ist, 
anzugeben,  auf  welche  Greschäfte  und  auf  welche  Eigenthümer 
sich  die  ZaMungen  beziehen,  welche  der  Schuldner  geleistet  hat, 
so  erfolgt  die  Anrechnung  im  Yerhältniss  des  Betrages  jeder 
Forderung. 

Titel  VI. 

Yon  den  (gezogenen)  Wechseln,  Billets  (Zahlnngsyerspreclien, 

eigenen  Wechseln)  nnd  Checks.^) 

KAPITEL  I. 
Von  den  gezogenen  Wechseln  (letras).^) 

Abschnitt  I. 
Von  der  Natur  und  Form  der  gezogenen  Wechsel. 

278.    Der  gezogene  Wechsel  muss  enthalten: 

1.  Die  Angabe  der  zu  zahlenden  Summe; 

2.  Den  Namen  oder  die  Firma  desjenigen,  welcher  die  Zahlung 
leisten  soll  (des  Bezogenen  oder  Trassaten); 


>)  Dieser  Abschnitt  beruht  wesentlich  auf  der  Deutschen  W.-O.  —  im 
Bericht  (S.  XXII)  als  „a  celebre  lei  geral  allemäsobre  o  cambio''  bezeichnet  — ,  dem,  auf 
dieser  basirenden  Italienischen  Eecht  imd  den  Antwerpener  bezw.  Bremer 
Beschlüssen.  Das  alte  Portugiesische  Wechselrecht  wurzelte  im  Code  Napoleon. 
Dies  System  ist  vollständig  verlassen.  ,Wir  sind  in  Wahrheit  weit  von  der 
Zeit  entfernt  (heisst  es  im  Bericht,  S.  XXH),  in  welcher  der  Wechsel  als  ein 
einfaches  Instrument  des  Wechselvertrages  angesehen  werden  konnte.  Nein!  — 
Es  empfahl  sich  in  diesem  Punkte,  welcher  vielleicht  mehr  als  irgend  ein  anderer 
von  internationaler  Bedeutung  war,  dem  Laufe  zu  folgen,  den  Wissenschaft  und 
Praxis  diesem  Theil  des  Hsmdelsrechts  gegeben  haben^.  Dementsprechend  wird 
der  Wechsel  nunmehr  als  einfacher  Litteralkontrakt  (contrato  litteris)  an- 
erkannt, welcher  unabhängig  und  an  sich  schon  obligatorisch  wirkt.  Die  früher  er- 
forderliche Angabe  des  „valor  recibido  ou  fiado"  ist  mithin  beseitigt,  ebenso 
die  Klausel  der  distantia  loci,  desgleichen  das Erfordemiss  der  Deckung.  Be- 
züglich der  Fähigkeit,  sich  wechselrechtlich  zu  verpflichten,  ist  der  Gesetz- 
geber von  den  Antwerpener  Beschlüssen  sowie  dem  Deutschen  Becht 
abgewichen  ^^Comquanto  me  fosse  sympathica  a  id6a  de  uniflcar  o  mais  possivel 
a  lei  cambial"  und  es  bleibt  die  Vorschrift  des  Art.  12  dieses  Gesetzbuchs  bestehen^ 
derzufolge  die  Fähigkeit  sich  nach  den  Gesetzen  des  Heimathsrechts  regelt. 
*)  Abweichend  von  dem  früheren  Gesetzbuch  (Art.  321  ff.)  wird  der  ge- 
zogene Wechsel  nicht  mehr  „letra  de  cambio**  sondern  nur  „letra"  genannt. 
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3   Die  Angabe  der  Person  oder  der  Firma,  an  welche  oder  an 

deren  Ordre  gezahlt  werden  soll  (des  Bemittenten); 
4.  Die  Unterschrift  des  Ausstellers  (Trassanten).^) 

279.  Wenn  die  Angabe  der  zu  zahlenden  Summe  in  Buchstaben 
und  in  Zahlen  ausgedr&ckt  ist,  und  eine  Abweichung  zwischen  beiden 
besteht,  so  prävalirt  diejenige,  welche  in  Buchstaben  angegeben  ist 

Einz.  §.  Wenn  die  Angabe  der  zu  zahlenden  Summe  sich  mehr 
als  einmal  in  Worten,  oder  mehr  als  einmal  in  Zahlen  vorfindet, 
und  Abweichungen  unter  den  verschiedenen  Angaben  bestehen, 
so  pr&valirt  diejenige  mit  dem  geringeren  Betrage. 

280.  Die  einfache  Bezeichnung  „gezogener  Wechsel^  (Letra)  in- 
volvirt  die  E^lausel  „an  Ordre'',  vorbehaltlich  entgegenstehender  Er- 
klärung. 

281.  Ein  Schriftstück,  in  welchem  irgend  eines  der  im  Art.  278  auf- 
:gestellten  Erfordernisse  fehlt,  erzeugt  keine  Wirkung  als  Wechsel. 

282.  Der  Wechsel  ist  zu  datiren  und  hat  die  Zeit  und  den  Ort 
4er  Zahlung  anzugeben. 

§  1.  Falls  der  Wechsel  nicht  datirt  ist,  so  liegt  dem  Inhaber,  so- 
fern es  zur  Eontestation  kommt,  der  Beweis  des  Datums  ob. 

§  2.  Wenn  der  Wechsel  nicht  die  Zahlungszeit  angiebt,  so  ist  er 
auf  Sicht  zahlbar. 

§  3.  Wenn  der  Wechsel  nicht  den  Ort  der  Zahlung   angiebt,   so 
ist  er  am  Wohnort  des  Bezogenen  zahlbar. 


Abschnitt  U. 
Von  der  Ausstellung.    (Vom  Ziehen,  Do  saque.) 

283.  Der  Aussteller  ist  dem  Inhaber  für  Annahme  (Acceptation) 
und  Zahlung  des  Wechsels,  den  er  ausstellt,  persönlich  haftbar. 

284.  Unter  Eaufleuten  und  für  Schulden,  die  aus  Handelsgeschäften 
herrühren,  hat  der  Gläubiger,  vorbehaltlich  entgegenstehender  Verein- 
barung, das  Becht,  auf  seinen  Schuldner  bis  zum  Betrage  seiner  Forderung 
zu  ziehen. 


^)  Wechsel  auf  den  Inhaber  und  Blanko- Wechsel  xmiliiB  nicht  zulässig. 
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§  1.  Das  von  dem  Bezogenen  erfolgte  Accept  liberirt  Um  von  einem 
Betrage,  der  seiner  Schuld  an   den    Aassteller  gleichkommt. 

§  2.  Wenn  das  Ziehen  ohne  yorgängige  Vereinbarung  mit  dem 
Schuldner  erfolgt,  so  darf  es  auf  nicht  kürzere  Frist  geschehen, 
als  für  diejenigen  Transaktionen  läuft,  auf  welche  das 
nämliche  Trassii*en  Bezug  hat. 

285.    Der  Wechsel  kann  ausgestellt  werden: 

1.  An  Ordre  des  Ausstellers  selbst; 

2.  Auf  eine  Person  und  zahlbar  an  dem  Domicil  einer  anderen; 

3.  Auf  Ordre  und  für  Rechnung  eines  Dritten. 

Einz.  §.    Der   an  Ordre   des  Ausstellers   zahlbare  Wechsel  wird 
nur  durch  das  Accept  oder  Indossament  perfekt. 

286«  Der  Wechsel  kann  in  einem  oder  mehreren  Exemplaren  aus- 
gestellt werden. 

§  1.  Wenn  der  Wechsel  in  mehreren  Exemplaren  ausgestellt  ist, 
so  muss  jedes  die  ihm  gegebene  Nummer  tragen,  bei  Strafe 
des  Ausstellers,  für  Verluste  und  Schäden  zu  haften. 

§  2.  In  dem  im  vorhergehenden  Paragraphen  vorgesehenen  Fall 
hat  jedes  Exemplar  des  Wechsels  den  Werth  aller  derjenigen, 
welche  die  Oesammtheit  des  also  gezogenen  Wechsels  bilden 
(quantas  formam  o  jogo). 


Abschnitt  HI. 
Von  der  Annahme. 

Unterabschnitt  I. 
Von  der  Annahme  durch  den  Bezogenen. 

287.  Die   Präsentation   zur   Annahme   ist   nur  bei  den,  eine  be- 
stimmte Frist  nach  Sicht  zahlbaren  Wechseln  erforderlich. 

Einz.  §.  Der  Inhaber  eines,  eine  bestimmte  Frist  nach  Sicht  zahl- 
baren Wechsels  muss  bei  Strafe,  seinen  Eegressanspruch  zu 
verlieren,  denselben  zur  Annahme  innerhalb  der  im  Wechsel  an- 
gegebenen Zeit,  und,  in  Ermangelung  einer  Angabe,  innerhalb 
vier  Monaten  nach  dem  Datum,  falls  der  Wechsel  im  nämlichen 
Kontinent  gezogen  ist,  und  innerhalb  acht  Monaten,  wenn  er  in 
einem  anderen  Kontinent  gezogen  ist,  präsentiren. 

288.  Die  Annahme    muss   auf  den   Wechsel    selbst    geschrieben 
und   durch   den  Acceptanten   unterschrieben   werden;    indessen  gilt  als 
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Accept  die  blosse,  auf  die  Vorderseite  gesetzte  Namensünterschrift  des 
Bezogenen. 

§  1.  Die  Annahme  eines  Wechsels  mnss  binnen  24  Stunden  von 
der  Präsentation  ab  erfolgen,  sie  darf  nicht  bedingt  sein, 
wenngleich  sie  in  Bezug  auf  die  Höhe  des  gezogenen  Be- 
trages beschränkt  sein  kann. 

§  2.  Wenn  der  Wechsel  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht  ge- 
zogen ist,  so  muss  die  Annahme  datirt  sein,  bei  Strafe,  dass 
er  nach  Massgabe  der  Vorschriften  im  einzigen  §  des 
Artikels  310  exigibel  wird. 

§  3.  Wenn  der  Bezogene  den  Wechsel  zurückbehalten  hat,  so 
kann  er  sein  Accept  vernichten  oder  ausstreichen,^)  sofern 
die  in  diesem  Artikel  gewährte  Frist  von  24  Stunden  noch 
nicht  abgelaufen  ist. 

§  4.  Derjenige,  welcher  den  präsentirten  Wechsel  über  die,  in 
diesem  Artikel  festgesetzte  Zeit  hinaus  zurückhält,  haftet  dem 
Inhaber  für  Verluste  und  Schäden. 

§  5.  Falls  der  Bezogene  den  Wechsel  während  der  24  Stunden, 
von  denen  dieser  Artikel  und  dessen  Paragraphen  handeln, 
zurückbehalten  will,  und  der  Inhaber  darin  willigt,  muss  jener 
einen  gehörigen  Empfangsschein  ausstellen,  mit  Angabe  des 
Datums  und  der  Stunde,  wann  der  Wechsel  präsentirt  ist. 

289.  Wenn  der  Wechsel  an  einem  anderen  Orte,  als  dem  Wohn- 
sitz des  Bezogenen  zahlbar  ist,  so  muss  dieser,  in  Ermangelung  einer 
Angabe  aut  dem  Wechsel,  bei  der  Acceptation  die  Person  bezeichnen, 
welche  zahlen  soll,  bei  Strafe,  selbst  verpflichtet  zu  sein,  persönlich  die 
Zahlung  an  dem  angegebenen  Orte  zu  bewirken. 

290.  Der  Acceptant  eines  Wechsels  kontrahirt  durch  das  Accept 
die  Verpflichtung,  den  Betrag  desselben  zu  zahlen. 

Einz.  §.  Die  Verpflichtung  des  Acceptanten  bleibt,  falls  der  Aus- 
steller vor  der  Annahme  fallirt  hat,  bestehen,  auch  wenn  jener 
dies  nicht  gewusst  hat. 

291.  Der  Mangel  einer  vollständigen  oder  theilweisen  Annahme 
muss  am  Wohnort  des  Bezogenen  durch  eine  Protesturkunde  festgestellt 
werden. 


1)  Entgegen  dem  früheren  Recht   Art.  340  H.  G.  B.  und  der  Deutschen 
W.O.  Art.  21. 
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292.  Ist  der  Protest  notificirt,  so  sind  die  Indossanten,  der  Aus- 
steller nnd  der  Avallist  wechselseitig  und  solidarisch  verpflichtet,  die 
Zahlung  des  Wechsels  bei  seiner  Fälligkeit  sicher  zu  stellen,  oder  die 
Zahlung  desselben,  der  Protest-  und  etwaigen  anderen  gesetilich^ 
Kosten  zu  bewirken. 

Einz.  §.   Diese  Sicherheit  deckt  nur   die  Verpflichtungen   dessen, 
der  sie  bestellt  hat. 

293.  Wenn  der  Inhaber  des,  auf  eine  bestinunte  Zeit  nach  Sicht 
ausgestellten  Wechsels  ihn  nicht  in  der  festgesetzten  Frist  zur  Annahme 
präsentirt,  oder  ihn  nicht  innerhalb  acht  Tagen  protestirt  hat,  so  verliert 
er  jedes  Recht,  von  den  Indossanten  die  Sicherstellung  oder  die  Depo- 
ition  oder  die  Zahlung  zu  verlangen,  und  behalt  sein  Recht  nur  gegeu 
«den  Aussteller,  vorbehaltlich  des  Falls  von  höherer  Gewalt. 


Unterabschnitt  II. 
Von  der  Annahme  durch  Intervention  (Ehren-Annahme). 

294.  Der  durch  den  Bezogenen  nicht  acceptirte  Wechsel  kann 
durch  einen  Dritten,  welcher  far  den  Bezogenen  oder  einen  der  In- 
dossanten intervenirt,  in  dem  Zeitpunkt  des  Protests  mangels  Annahme 
kraft  eines  Auftrages  (incumbencia),  der  auf  dem  Wechsel  selbst  durch 
einen  derselben  erfolgt  ist,  acceptirt  werden. 

295.  Wenn  der  Wechsel  weder  durch  den  Bezogenen  noch  durch 
diejenigen  Personen,  welche  in  dem  Wechsel  zu  interveniren  beauftragt 
sind,  acceptirt  worden  ist,  so  kann  dies  durch  einen  Dritten  ge- 
schehen, selbst  wenn  er  hierzu  keinen  Auftrag  hat. 

296.  Wird  ein  nicht  acceptirter  Wechsel  mehreren  Personen  zui* 
Annahme  durch  Intervention  präsentirt,  so  gebührt  ihnen  der  Vorzug 
nach  folgender  Ordnung: 

1.  Diejenigen,  welche  zu  interveniren  beauftragt  waren; 

2.  Diejenigen,  welche  ohne  Auftrag  sich  zur  Intervention  melden. 
§  1.  Der  Vorzug  unter  den  Personen,  welche  sich  zur  Inter- 
vention in  Folge  von  Auftrag  melden,  und  unter  denen, 
welche  ohne  Auftrag  sich  melden,  ist  derjenigen  zu  ge- 
währen, welche  eine  grössere  Anzahl  von  Verpflichteten 
befreit. 

§  2.  Die  im  vorstehenden  Paragraphen  gegebene  Vorschrift  ver- 
pflichtet nicht  den  Inhaber,  sondern  nur  die  Personen, 
welche  sich  zur  Acceptation  durch  Intervention  melden. 
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§  3.  Melden  sich  mehrere  Personen  bei  Gleichheit  der  Umstände, 
^0  hat  der  Inhaber  unter  ihnen  diejenige  auszuwählen, 
welche  das  Accept  bewirken  muss. 

§  4.  Es  können  gleichwie  Dritte  behufs  Annahme  interveniren 
der  Bezogene  selbst  und  der  zur  Intervention  Beauftragte, 
obwohl  sie  in  dieser  Eigenschaft  das  Accept  verweigert 
haben. 

397.  Mangels  der  Annahme  durch  den  Bezogenen,  behält  der  In- 
haber alle  seine  Rechte  gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten,  un- 
beschadet eines  Accepts  durch  Intervention. 

398.  Die  Intervention  ist  in  der  Protest-Urkunde  mangels  An- 
nahme zu  vermerken  und  durch  den  Intervenienten  zu  vollziehen. 

Einz.  §.  Wenn  nicht  vermerkt  wird,  zu  wessen  Ehren  die  Inter- 
vention geschieht,  so  wird  angenommen,  dass  sie  zu  Ehren  des 
Bezogenen  erfolgt. 

299.  Jeder  Intervenient  ist  verpflichtet,  seine  Intervention  der  Person, 
fftr  die  er  intervenirt  hat,  mitzutheilen,  bei  Strafe  für  Verluste  und  Schäden, 
welche  eintreten,  zu  haften. 

Einz.  §.  Diese  MittheUung  muss  mindestens  durch  eingeschriebenen 
(registrirten,  recommandirten)  Brief  geschehen,  der  binnen  den, 
dem  Ereigniss  folgenden  achtundvierzig  Stunden  zur  Post  zu 
geben  ist. 


Abschnitt  IV. 

Vom  Indossament. 

300.  Das  Indossament  muss  auf  den  Wechsel  selbst,  oder,  wenn 
nothwendig,  auf  ein  an  den  Wechsel  anzuheftendes  Blatt  (Allonge)  ge- 
schrieben werden,  auf  dem  es  voll  auszuschreiben,  oder  durch  ein 
anderes  Mittel  gen&gend  zu  kennzeichnen  ist. 

§.  1.  Zur  Wirksamkeit  des  Indossaments  genfigt  es,  dass  der 
Indossant  seinen  Namen  oder  seine  Firma  auf  die  Rückseite 
des  Wechsels  oder  des  angehefteten  Blattes  schreibt.^) 
§  2.  Der  Inhaber  kann  das  nach  Massgabe  des  vorstehenden 
Paragraphen  bewirkte  Indossament  ausfüllen,  oder  den 
Wechsel  ohne  dies  zu  thun,  weitergeben. 

^)  Abweichend  vom  früheren  Eecht,  welches  das  Blanko-Indossament  nur 
als  unvollständiges  Indossament  (indosso  incompleto)  anerkennt. 
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§  3.  Das  Indossament  ist  zu  datiren;  wenn  es  nicht  geschieht, 
so  liegt  dem  Inhaber  ob,  im  Falle  der  Oontestation,  das 
Datum  festzustellen  (zu  beweisen). 

301.  Das  Indossament  überträgt  das  Eigenthum  am  Wechsel  mit 
allen  persönlichen  oder  dinglichen  Garanden^  welche  ihn  sichern. 

Einz.  §.  Die  beschränkenden  Klauseln,  die  ein  Indossant  dem 
Indossament  hinzufügt,  wirken  zu  Gunsten  aller  späteren  In- 
dossanten. 

302.  Das  Indossament  yon  Wechseln  nach  dem  Verfall,  hat  nur 
die  Wirkung  einer  Cession  von  Forderungen,  vorbehaltlich  der  Verein- 
barungen zwischen  dem  Cedenten  nnd  dem  Cessionar,  jedoch  unbeschadet  der 
Eechte  Dritter  und  seines  handelsrechtlichen  Charakters. 

303.  Wenn  der  Wechsel  an  den  Aussteller  oder  einen  der 
früheren  Indossanten  indossirt  wird,  und  dieser  den  Wechsel  vor  Ver- 
fall von  neuem  indossirt,  so  bleiben  dessenungeachtet  alle  Indossanten 
dem  Inhaber  verhaftet. 


Abschnitt  V. 
Vom   Aval. 

304.  Unabhängig  vom  Accept  und  Indossament  kann  die  Zahlung 
des  Wechsels  ganz  oder  theilweise  durch  ein  Aval  garantirt  werden. 

305.  Das  Aval  kann  auf  den  Wechsel  selbst  geschrieben  oder 
auf  einer  besonderen  Urkunde  und  selbst  durch  Korrespondenz  gewährt 
werden. 

Einz.  §.  Die  einfache  Namensunterschrift,  welche  durch  einen 
Dritten  auf  die  Rückseite  des  Wechsels  gesetzt  wird,  bewirkt 
Gewährung  eines  Avals. 

306.  Der  Avalgeber  ist  solidarisch  den  nämlichen  Verpflichtungen 
unterworfen  und  kann  die  nämlichen  Klagen  geltend  machen,  wie  die 
Person,  für  die  er  gebürgt  hat. 

307.  Wenn  keine  Person  angegeben  ist,  for  die  das  Aval  gewährt 
wurde,  so  ist  anzunehmen,  dass  es,  sofern  der  Wechsel  acceptirt  ist,  für 
den  Acceptanten,  und  wenn  letzteres  nicht  der  Fall,  für  den  Aus- 
steller gewährt  ist. 

308.  Der  Avalgeber,  welcher  den  fälligen  Wechsel  zahlt,  wird  iu 
die  Rechte  eingesetzt,  welche  dem  Inhaber  gegen  die  Person,  zu  deren 
Gunsten  das  Aval  gegeben  ist,  und  gegen  die  Vormänner  zustehen. 
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Abschnitt  VI. 
Von  dem  Verfall. 

309.  Wenn  der  Wechsel  den  Zahlongstag  angiebt,  so  ist  er  an 
diesem  nämlichen  Tage  fällig;  —  wenn  er  die  Mitte  eines  Monats  angiebt, 
so  ist  er  am  15.  Tage  dieses  Monats  Mlig;  —  wenn  er  den  Anfang 
oder  das  Ende  eines  Monats  oder  eines  Jahres  angiebt,  so  ist  er  am 
ersten  oder  letzten  Tage  derselben  fällig. 

310.  Die  Fälligkeit  eines  Wechsels  auf  Sicht  tritt  mit  dem  Tage 
seiner  Präsentation  ein;  die  Fälligkeit  eines  auf  eine  Zeit  nach  Sicht 
ausgestellten  Wechsels  bestimmt  sich  nach  dem  Datum  der  Acceptation 
oder,  in  Ermangelung  eines  Acceptes,  nach  dem  Protest;  die  Fälligkeit 
eines  auf  Zahlung  auf  einen  Markt  gezogenen  Wechsels  tritt  mit  dem 
letzten  Tage  desselben  ein. 

Einz.  §.  Wenn  das  Accept  eines  Nachsichtwechsels  nicht  datirt 
ist,  tritt  die  Fälligkeit  in  der  in  demselben  angegebenen  Frist 
ein,  gerechnet  von  dem  Tage  der  Ausstellung,  und,  wenn  der 
Wechsel  fällig  geworden  ist,  ist  er  an  dem  der  Präsentation  folgen- 
den Tage  exigibel. 

311.  Als  Tag  gilt  der  Zeitraum  von  24  Stunden,  beginnend  mit 
der  ersten  Stunde  nach  Mittemacht;  die  Jahre  sind  die  durch  den 
Gregorianischen  Kalender  festgestellten  und  die  Monate  sind  zu  30  Tagen 
zu  rechnen. 

Einz.  §.  Bei  der  Bestimmung  der  Zahl  von  Tagen  wird  der  Tag 
des  Beginnes  nicht  mitgerechnet,  wohl  aber  der  Tag  des  Ablaufs. 

312.  Der  Wechsel  wird  als  fällig  von  dem  Augenblick  ab  an- 
gesehen, in  welchem  derjenige,  auf  den  er  gezogen  ist,  seine  Zahlungen 
einstellt;  und  der  Inhaber  kann  sogleich  Protest  erheben. 

313.  In  dem,  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fall  können 
jedoch  der  Aussteller  oder  die  Indossanten,  wenn  sie  Sicherheit  leisten, 
die  Zahlung  bis  zur  ordnungsmässigen  Fälligkeit  des  Wechsels  aufschieben. 

Abschnitt  VII. 
Von  der  Zahlung. 

Unterabschnitt  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

314.  Der  Inhaber  eines  Wechsels  muss  ihn  zur  Zahlung  am 
Fälligkeitstage  präsentiren. 
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§  1.  Der  Wechsel  ist  am  Fälligkeitstage  innerhalb  der  BOrsen- 
stnnden,  wo  eine  Börse  vorhanden  ist,  und  bis  Sonnenunter- 
gang, wo  solche  nicht  yorhandeu  ist,  zu  zahlen. 

§  2.  Trifft  die  Fälligkeit  auf  einen  Festtag,  so  muss  die  Zahlung 
am  nächstfolgenden  Werktag  geleistet  werden.^) 

§  3.  Wenn  der  Wechsel  auf  Sicht  zahlbar  ist,  so  muss  er,  in  Er- 
mangelung einer  besonderen  Angabe,  dem  Bezogenen  in  den 
im  Artikel  287  vermerkten  Fristen  präsentirt  werden. 

§  4.  Wenn  der  Wechsel  die  Angabe  einer  Person  zur  Deckung 
im  Fall  der  Noth  enthält,  so  braucht  er  dieser  nur  dann  prä- 
sentirt zu  werden,  wenn  solche  Person  ihren  Wohnsitz  am 
nämlichen  Orte,  wie  der  Bezogene  hat. 

§  5.  Wenn  der  Wechsel  bei  seiner  Fälligkeit  nicht  gezahlt  wird, 
so  ist  der  Inhaber  verpflichtet,  denselben  protestiren  zu  lassen, 
bei  Strafe,  das  Becht  und  die  Klage  gegen  den  Trassanten 
(Aussteller)  und  die  Indossanten  zu  verlieren,  und  es  bleibt 
ihm  lediglich  die  Befiigniss,  sich  an  den  Acceptanten  zu  halten.^) 

315.  Der  Wechsel  muss  in  derselben  Münzsorte  gezahlt  werden, 
auf  die  er  lautet. 

§  1.  Wenn  in  dem  Wechsel  eine  fremde  Münze  angegeben  ist,  die 
im  Königreiche  keinen  gesetzlichen  Cours  hat,  so  muss 
die  Zahlung  in  nationaler  (inländischer)  Münze  erfolgen,  zu 
dem  im  Wechsel  festgesetzten  Cours,  oder  in  Ermangelung 
solcher  Festsetzung,  zu  dem  laufenden  Sicht- Wechselcours  am 
Tage  vor  der  Fälligkeit. 

§  2.  Wenn  der  Wechselcours  nach  Massgabe  des  vorstehenden  § 
nicht  bestimmt  ist,  so  muss  die  Zahlung  in  der  nationalen 
Münze  zu  dem  laufenden  Wechselcours  des  Platzes,  der  dem 
Zahlungsorte,  auf  den  der  Wechsel  gezogen  ist,  am  nächsten 
liegt,  und  wenn  es  dort  einen  solchen  Cours  nicht  giebt,  auf 
den  Platz,  der  diesem  am  nächsten  liegt,  erfolgen. 

§  8.  Die  Bestimmung  in  den  vorstehenden  §§  greift  nicht  Platz, 
wenn  der  Aussteller  ausdrücklich  vorgeschrieben  hat,  dass 
die  Zahlung  in  der  fremden  Münze  selbst,  wie  sie  im  Wechsel 
angegeben  ist,  erfolgen  soll. 


1)  Nach  früherem  Recht  am  vorhergehenden  Tage  Axt.  375  H.  G.  B. 

^)  Nach  früherem  Becht  hatte  der  Trassant  zu  beweisen,  dass  der  Acceptant 
zur  Verfallzeit  hinlänglich  Deckung,  die  zur  Zahlung  des  präjudicirten  Wechsels 
bestimmt  war,  von  ihm  in  Händen  gehabt  hat.    Art.  420  H.  G.  B. 
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316.  Wenn  innerhalb  der  Zelt  der  Ausstellung  und  der  Fälligkeit 
der  Werth  der  in  dem  Wechsel  bestimmten  Münze  sich  geändert  hat, 
oder  die  Münze  aufgehört  hat,  gesetzlich  zu  bestehen,  so  sind  die  Be- 
stimmungen der  Art.  724  bis  726  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu 
beobachten. 

317.  Der  Inhaber  eines  Wechsels  kann  nicht  verpflichtet  werden, 
die  Zahlung  desselben  vor  der  Fälligkeit  anzunehmen. 

318.  Wenn  derjenige,  auf  den  der  Wechsel  gezogen  ist,  diesen 
vor  der  Fälligkeit  zahlt  oder  diskontirt,  so  haftet  er  für  die  Wirksamkeit 
der  Zahlung. 

319.  Derjenige,  welcher  einen  Wechsel  bei  der  Fälligkeit  und 
ohne  Widerspruch  eines  Dritten  zahlt,  gilt  als  wirksam  befreit. 

Einz.  §.  Der  in  diesem  Artikel  erwähnte  Widerspruch  ist  nur 
in  den  Fällen  von  Verlust  des  Wechsels  oder  Incapacität  des 
Inhabers  zulässig. 

320.  Der  Schuldner,  welcher  den  Wechsel  gezahlt  hat,  hat  das 
Becht,  zu  verlangen,  dass  der  Inhaber  ihm  denselben  mit  der  erforderlichen 
Quittung  übergebe. 

§  1.  Ist  ein  Wechsel  in  mehreren  Exemplaren  ausgestellt,  so  wird 
der  Bezogene  gegenüber  dem  Inhaber  nur  dann  befreit,  wenn 
er  den  Wechsel  bezahlt,  auf  dem  sich  sein  Accept  befindet, 
sofern  solches  vorliegt. 

§  2.  Falls  em  Accept  nicht  vorliegt,  wird  der  Bezogene  befreit^ 
wenn  er  das  erste  Exemplar  des  Wechsels,  welcher  ihm 
regelrecht  präsentirt  wird,  bezahlt. 

321.  Der  Inhaber  des  Wechsels  darf  keine  Theilzahlung  auf  den- 
selben zurückweisen,  wenn  auch  das  Accept  sich  auf  den  gesammten 
Wechsel  erstreckt. 

§  1.  In  dem,  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fall  hat  der  Inhaber 
den  Theil  des  Wechselbetrages  zur  Befreiung  des  Ausstellers 
und  der  Indossanten  anzunehmen,  während  er  wegen  des 
Restes  protestiren  muss. 

§  2.  Der  Acceptant  kann  vom  Inhaber  verlangen,  dass  er  auf  dem 
Wechsel  die  Theilzahlung  vermerke  und  ihm  über  den  ge- 
leisteten Betrag  eine  besondere  Quittung  gebe;  er  hat  aber 
nicht  das  Becht,  zu  verlangen,  dass  ihm  der  Wechsel  aus- 
gehändigt werde. 

822.  Der  blosse  Detentor  eines  Wechsels  kann  denselben  in  den 
Fällen  protestiren  lassen,   in   welchen  das  Gesetz  den  Protest  verlangt, 
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und  kann  gegen  Sicherheitsleistung  Zahlung  fordern,  sobald  er  schriftlich 
beweist,  dass  der  Wechsel  ihm  Übermacht  ist,  um  von  ihm  eingezogen 
zu  werden. 

Unterabschnitt  11. 
Von  der  Zahlung  durch  Intervention. 

333.  Der  protestirte  Wechsel  kann  durch  jeden  dritten  Inter- 
venienten  für  Eechnung  und  zu  Ehren  eines  der  Unterzeichner,  unter 
denselben  Bedingungen,  unter  welchen  er  durch  Intervention  acceptirt 
werden  kann,  gezahlt  werden. 

§  1.  Wenn  deijenige,  auf  den  der  Wechsel  gezogen,  und  gegen 
den  der  Protest  mangels  Acceptation  erhoben  ist,  sich  zur 
ZahluDg  desselben  erbietet,  so  ist  er  Allen  vorzuziehen. 

§  2.  Die  Intervention  und  die  Zahlung  sind  in  der  Protesturkunde 
zu  erwähnen. 

324.  Derjenige,  welcher  einen  Wechsel  durch  Intervention  zahlt, 
erlangt  alle  Rechte  des  Inhabers,  ohne  dass  es  irgend  eines  Cessions- 
aktes  bedarf,  und  ist  zu  allen  Förmlichkeiteu,  welche  dem  Inhaber  ob- 
liegen, verbunden. 

335.  Wenn  die  Zahlung  durch  Inten^ention  lür  Rechnung  und  zu 
Ehren  des  Ausstellers  erfolgt,  so  werden  alle  Indossanten  frei;  wenn  sie 
für  Rechnung  und  zu  Ehren  eines  der  Indossanten  erfolgt,  so  werden 
die  Nachmänner  befreit. 

Abschnitt  III. 

Vom   Protest. 

326.  Der  Wechsel  muss  an  dem  Platz  oder  Domicil  protestiit 
werden,  welches  in  demselben  tür  das  Accept  oder  die  Zahlung  angegeben 
ist,  und  in  Ermangelung  dieser  Angabe,  im  Domicil  des  Acceptanten 
oder  des  Bezogenen. 

§  1.  Wenn  der  Bezogene  an  dem,  im  Wechsel  angegebenen  Orte 
nicht  angetroffen  wird  oder  unbekannt  ist,  oder  in  seiner 
Wohnung  nicht  aufgefunden  werden  kann,  so  hat  der  Protest 
in  dem  Amtsbureau  eines  Sekretärs  (Gerichtsschreibers)  oder 
Notars  des  Ortes  zu  erfolgen,  wo  der  Präsentant  oder  Inhaber 
zu  der  Zeit  sich  befindet,  zu  welcher  die  Acceptation  oder 
Zahlung  erfolgen  soll. 
§  2.  Wenn  die  Angabe  einer  Person,  die  im  Fall  der  Noth  accep- 
tiren  soll,  oder  wenn  Acceptanten  durch  Intervention  vorhanden 
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sind,  SO  hat  der  Protest  nach  Massgabe  dieses  Artikels  und 
des  §  1  zu  erfolgen. 

327.  Der  Protest  mangels  Zahlung  muss  an  dem,  der  Fälligkeit 
folgenden  oder  an  dem  nächstfolgenden  Tage  ^)  und  der  Protest  mangels 
Annahme  in  der  im  Art.  293  festgesetzten  Frist  erhoben  werden. 

Einz.  §.   Die  Heiligen-  und  Fest-Tage  werden  bei  dieser  Frist  nicht 
mitgerechnet. 

328.  Die  Proteste  mangels  Annahme  und  mangels  Zahlung 
müssen  durch  einen  Sekretär  (Gerichtsschreiber)  oder  Notar  aufgenommen 
werden. 

§  1.  Die  Protesturkunde  muss  enthalten: 

1.  Die  wörtliche  Abschrift  des  Wechsels,  des  Accepts,  der 
Indossamente,  des  Avals  und  der  Adressen,  welche  etwa 
vorhanden  sind. 

2.  Die  Angabe  der  Anwesenheit  oder  Abwesenheit  der 
Person,  welche  acceptiren  oder  zahlen  sollte,  und  die  an- 
gegebenen Gründe  für  die  Nicht- Acceptation  oder  Nicht-Zahlung, 
wenn  solche  vorgebracht  werden. 

3.  Die  Aufforderung,  die  Urkunde  zu  unterschreiben,  und 
die  Gründe,  aus  denen  die  Weigerung  erfolgt  ist. 

4.  Die  Erklärung,  dass  der  Beamte  den  Protest  mangels 
Annahme  oder  Zahlung  erhoben  hat,  auf  wessen  Antrag, 
gegen  wen  und  aus  welchem  Grunde  dies  geschehen  ist. 

5.  Die  Unterschrift  des  Beamten,  das  Datum  und  die 
Stunde,  wann  der  Protest  erhoben  ist. 

§  2.  Alle   aus   diesem  Artikel   und   seinem  §  1    sich   ergebenden 
Förmlichkeiten  sind  bei  Strafe  der  Ungiltigkeit  des  Protestes 
und  der  Haftbarkeit  des  Beamten   für  Verluste  und  Schäden 
zu  beobachten,  abgesehen  von  den,  durch  das  Gesetz  wegen 
Amts- Versehen,   wenn  solches  obwaltet,    auferlegten  Strafen. 
329.    Der  Beamte,   der   den  Protest  aufiiinunt,   muss  ihn  in  Ab- 
schrift in  ein  besonderes  Register  eintragen,  geführt  nach  der  Reihenfolge 
der  Daten,   ohne  Lücken,   Rasuren  und  Verbesserungen,  und  beglaubigt 
wie   die   des  Handelsregisters,  bei  Strafe,  für  Verluste  und  Schäden  zu 
haften,   ausser  der   Kriminalstrafe,   welche   ihn   wegen   Amts- Versehen 
treffen  kann. 

*)  Abweichend  vom  früheren  ßecht,  nach  welchem  der  Protest  am  Verfall- 
tage erhoben  werden  mnsste  (Art.  399  H.G.B.). 
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Einz.  §.    Aus  diesem  Register  sind  den  Betheiligten  Ausfertigungen, 
welche  von  ihnen  etwa  gefordert  werden,  zu  ertheilen. 

330.  Der  Tod  oder  das  Falliment  des  Bezogenen  und  der  Protest 
mangels  Annnahme  befreien  den  Inhaber  des  Wechsels  nicht  von  der 
Verpflichtung,  die  mangelnde  Zahlung  in  der,  in  den  vorhergehenden 
Artikeln  vorgeschriebenen  Form  feststellen  zu  lassen. 

331.  Die  Klausel  „ohne  Protesf*  oder  „ohne  Kosten'',  oder  eine 
ähnliche,  welche  von  der  Verpflichtung  der  Protestation  entbinden  soll, 
gilt,  wenn  sie  durch  irgend  einen  der  Unterzeichner  hinzugesetzt  wird, 
als  nicht  geschrieben.^) 

Abschnitt  IX. 
Von  dem  Bückwechsel  (der  Rücktratte,  resaque). 

332.  Der  Inhaber  des  mangels  Zahlung  protestirten  Wechsels 
kann  die  Deckung  desselben  bewirken,  indem  er  einen  neuen  Wechsel 
auf  Sicht,  auf  den  Trassanten  oder  auf  irgend  einen  der  Mitverpflichteten 
iu  Höhe  des  Wechsel-Kapitals  und  der  entstandenen  Kosten  bis  zur 
Zeit  des  Rückwechsels  ausstellt. 

§  1.  Derjenige,  welcher  den  Rückwechsel  zahlt,  kann  sich  be- 
friedigen, indem  er  in  der  nämlichen  Weise  auf  einen  der 
früheren  Mitverpflichteten  einen  Rückwechsel  zieht. 

§  2.  Derjenige,  welcher  den  ursprünglichen  Wechsel  zahlt,  hat  das 
Recht,  sein  Indossament  uud  das  der  Nachmänner  zu  ver- 
nichten oder  auszustreichen. 

333.  Dem  Rückwechsel  ist  der  ursprüngliche  Wechsel,  der  Protest 
und  eine  Retour-Rechnung  beizufügen. 

Einz.  §.    Die  Retour-Rechnung  muss  enthalten: 

1.  Das  Kapital  des  protestirten  Wechsels,  die  Zinsen,  die 
Protest-  und  anderen  gesetzlichen  Kosten,  nämlich  Provision, 
Mäklergebühr,  Stempel  und  Brief -Porti; 

2.  Den  Namen  desjenigen,  auf  den  der  Rückwechsel  gezogen  ist ; 

3.  Den  Preis  des  Ricambio,  der  durch  einen  zuständigen 
Mäkler,  oder  in  dessen  Ermangelung  durch  zwei  Kaufleute 
bestimmt  ist. 

334.  Das  Ricambio  oder  der  Preis  des  Wechsels,  zu  dem  der 
Rückwechsel  negocirt  ist,  ist  nach  folgenden  Grundsätzen  zu  regeln: 

^)  Der  Begierungsentwurf,  welcher  mit  der  Deutschen  W.O.  über- 
einstimmte, ist  in  den  obigen  Gesetstext  von  dem  Senat  abgeändert  (Parecer 
S.  XLVH). 
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1.  Das  Eicambio  bezüglich  des  Inhabers  nach  dem  Wechselcours 
des  Platzes,  an  dem  der  Wechsel  zahlbar  war,  auf  den  Platz 
des  Wohnsitzes  der  Person,  auf  die  der  Rückwechsel  gezogen  ist; 
•  2.  Das  Bicambio  bezüglich  des  Indossanten,  welcher  den  Wechsel 
gezahlt  hat,  nach  dem  Wechselcours  des  Platzes,  von  wo  der 
Rückwechsel  gezogen  worden,  auf  den  Platz  des  Domicils  der 
Person,  auf  die  der  ßückwechsel  gezogen  ist. 
§  1.  Besteht  kein   Wechselcours    zwischen    den   verschiedenen 

Plätzen,    so   ist   das  Ricambio   nach   den  Grundsätzen  des 

§  2  des  Art.  315  zu  regeln. 
§  2.  Die  Ricambios  dürfen  nicht  gehäuft  werden;  jeder  einzelne 

der  Mitverpflichteteuj  ebenso  wie  der  Trassant  ist  nur  eines 

zu  tragen  schuldig. 

Abschnitt  X. 

Von  den  Verbindlichkeiten  und  Klagen. 

33o«  Alle,  welche  einen  Wechsel  unterschreiben,  sind  dem  Inhaber 
für  denselben  solidarisch  haftbar. 

Einz.  §.  Diese  Verpflichtung  begreift  das  Kapital  des  Wechsels, 
die  Zinsen,  die  Protest-  und  anderen  gesetzlichen  Kosten. 

336.  Jede  auf  einen  Wechsel  gesetzte  Unterschrift  unterwirft  den 
Unterzeichner  der  Verpflichtung,  die  derselbe  implicirt,  ungeachtet  der 
Nichtigkeit  irgend  einer  anderen  Verpflichtung  oder  der  Fälschung  irgend 
einer  anderen  Unterschrift. 

Einz.  §.  Dem  Avalgeber  aber  kommt  die  Nichtigkeit  der  Ver- 
pflichtung des  dadurch  Gesicherten  zu  Gute,  ausgenommen, 
wenn  diese  Nichtigkeit  ihren  Grund  in  der  persönlichen  Un- 
fähigkeit desselben  hat. 

337,  Der  Inhaber  des  mangels  Annahme  oder  Zahlung  protestirten 
Wechsels  ist  verpflichtet,  das  Vorgefallene  seinem  betreffenden  Cedenten 
(Vormann)  mitzutheilen,  indem  er  der  Nachricht  eine  Ausfertigung  des 
Protestes  beifügt,  bei  Strafe,  für  Verluste  und  Schäden  zu  haften. 

§  1.  Diese  Mittheilung  muss  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des 
einzigen  §  des  Art.  299  bewirkt  werden. 

§  2.  Jeder  der  Indossanten,  vom  Cedenten  des  Inhabers  an,  ist 
verpflichtet,  in  der  nämlichen  Frist  und  unter  der  nämlichen 
Haftbarkeit,  den  erhaltenen  Protest  seinem  betrefienden  In- 
dossanten bis  zum  Aussteller  hinauf  zu  übersenden. 

Borchardt,  Portugiesiscliea  Handelsgesetzbuch.  7 
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338.  Der  Inhaber  eines  mangels  Zahlung  protestirten  Wechsels 
kann  seine  Deckung  von  allen  Unterzeichnern,  miteinander  oder  einzeln 
fordern. 

Einz.  §.  Das  nämliche  Becht  hat  jeder  der  Indossanten,  welcher 
den  Wechsel  gezahlt  hat,  ausgenommen  gegenüber  den  späteren 
Indossanten  und  deren  betreffenden  Avalgebem. 

Abschnitt  XI. 
Von  den  Verjährungsfristen. 

339.  Alle  auf  Wechsel  bezüglichen  Klagen  verjähren  in  fünf  Jahren, 
gerechnet  von  der  Fälligkeit  oder  dem  letzten  gerichtlichen  Akt,  wenn 
bezüglich  desselben  nicht  ein  verurtheilendes  Erkenntniss  vorliegt  oder 
wenn  die  Schuld  nicht  durch  ein  besonders  authentisches  oder  authentisirtes 
Schriftstück  anerkannt  ist.^) 

KAPITEL  II. 

Von  den  Billets   (Zahlungs versprechen,    eigenen  Wechseln, 

livran<?as  ^)  und  Checks. 

340«    Das  Billet  ist  eine  Privatschuldurkunde,  welche  enthalten  muss : 

1.  Die  Angabe  der  zu  zahlenden  Summe; 

2.  Den  Namen  oder  die  Firma  desjenigen,  an  den  oder  an  dessen 
Ordre  die  Zahlung  geleistet  werden  soll; 

3.  Den  Zeitpunkt  der  Zahlung; 

4.  Die  Unterschrift  desjenigen,  der  sich  verpflichtet; 

5.  Das  Datum. 

341.  Jedermann,  der  einen  disponiblen  Betrag  bei  einem  Bank- 
institut oder  im  Besitz  eines  Kaufmanns^)  stehen  hat,  kann  darüber  zu 
seinen  oder  eines  Dritten  Gunsten  mittels  eines  Checks  verfügen. 

1)  Ueber  das  frühere  Becht  cf.  Art  423  H.G.B. 

2)  Livran9a  (in  den  Gesetzbüchern  Spanischen  Idioms- Anweisung) 
bezeichnet  in  der  Portugiesischen  G^setzessprache  das  Zahlungsversprechen 
oder  Billet  (den  eigenen  Wechsel).  „Livran9a,  escripto»  nota  promissoria  ou  bilhete 
de  obrig^fto,  säo  em  commercio  nomes  synonymos  (Art.  424  des  früheren 
H.O.B.).  Das  frühere  Becht  unterschied  femer  die  livran^as  simples  und  die 
Iivran9a8  k  ordern,  je  nachdem  die  Klausel  „ä.  ordern**  darin  enthalten  war 
oder  nicht,  Art  425  H.G.B. 

3)  „Commerciante*';  entsprechend  dem  Italienischen  Becht  (an  das 
sich  dieser  Abschnitt  eng  anlehnt),  Art.  339  H.  G.B.,  kann  ein  Check  auf  jeden 
Kaufinann  —  nicht  bloss  seinen  Banquier  —  ausgestellt  werden. 
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§  1.  Der  Check  ist  zu  datiren,  von  dem  Aussteller  zu  unterzeichnen, 

und  hat  die  zu  zahlende  Summe  anzugeben. 
§  2.  Der  Check  kann   auf  den  Inhaber,    auf  Sicht   oder  auf  Zeit 
ausgestellt  werden;  diese  Zeit  darf  zehn  Tage,  gerechnet  von 
dem  Tag  der  Präsentation,  nicht  überschreiten. 
§  3.  Der  Inhaber  ist  verpflichtet,  den  Check  innerhalb  acht  Tagen 
zur  Zahlung  zu  präsentiren,  wenn  er  au  dem  nämlichen  Platz 
ausgestellt,  an   dem  er  zahlbar  ist,   und  innerhalb  fünfisehn 
Tagen,  im  entgegengesetzten  Fall. 
842.    Der  Inhaber,   welcher  in  den,  im  vorstehenden  Artikel  an- 
gegebenen Fristen  den  Check  nicht  präsentirt,   oder  die  Zahlung  nicht 
bei  Fälligkeit  fordert,  verliert  seine  Klage  gegen  den  Indossanten,   und 
bflsst  sie  auch  gegen  den  Aussteller  ein,   wenn   nach  Ablauf  der  an- 
gegebenen  Fristen    der  zu   zahlende  Betrag   durch  Verschulden    des- 
jenigen, der  zahlen  sollte,  nicht  disponibel  ist. 

343.  Auf  die  Eigenen  Wechsel  (Billets,  Zahlungsversprechen)  und 
Checks  sind  anwendbar  alle  auf  die  gezogenen  Wechsel  bezilglichen  Be- 
stimmungen, welche  der  Natur  der  Checks  und  der  Billets  nicht  ent- 
gegenstehen. 

Titel  VIL 

Von  dem  Kontokorrent.^) 

344.  Ein  Kontokorrentvertrag  ist  vorhanden,  sobald  zwei  Personen, 
welche  einander  Werthe  zu  übermachen  haben,  sich  verpflichten,  ihre 
Forderungen  in  Posten  von  „Soll"  und  „Haben"  umzuwandeln,  derart, 
dass  nur  der  aus  der  Berechnung  sich  ergebende  Schlusssaldo  exigibel  ist. 


1)  Dieser  Abschnitt  beruht   wesentlich   auf  dem  Italienischen  Becht, 
,  Art.  345—348  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E;  Band  III  S.  253)  und  dem  Chilenischen  Eecht 

I  Art.  602—619  H.G.B.  (cf.  H.d.E.  zweite  Aufl.  S.  764).    Im  Ministerialbericht 

/S.  XIV)  wird  zwar  das  Honduranische  H.  G.  B.  als  Quelle  genannt,  doch 
reproducirt  dieses  fast  wörtlich  das  Chilenische  H.G.B.,  wie  ich  Band  III  1.  c. 
dargestellt  habe;  dasselbe  gilt  von  den  Codigos  von  Guatemala  und  San  Salvador 
(cf.  H.  d.  £.  Ban'd  IE  und  IV).  Das  Chilenische  Gesetzbuch  ist  dasjenige,  welches 
zuerst  dem  Kontokorrentvertrag  einen  besonderen  Abschnitt  widmete,  und  es 
ist  ein  Irrthum,  wenn  der  Italienische  Gesetzgeber  für  sich  diese  Priorität  in 
Anspruch  nimmt  (cf.  Band  III  1.  c.  S.  253  Note  2).  In  dem  Bericht  der  Depu- 
tirten-Kammer  (S. XLI)  wird  denn  auch  „auf  Hinweis"  des  Argentinischen 
Gesandten  in  Lissabon"  das  Chilenische  und  das  Honduranische  Gesetz- 
buch wenigstens  entsprechend  erwähnt. 

7* 
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345.  Alle  Geschäfte  unter  Personen,  mögen  diese  an  dem  nämlicben 
Platze  wohnen  oder  nicht,  und  alle  in  das  Eigenthum  übertragbaren. 
Werthe  können  Gegenstand  eines  Kontokorrents  sein. 

346.  Die  Wirkungen  des  Kontokorrentvertrages  sind: 

1.  Die  Uebertragung  des  Eigenthums  an  der  im  Kontokorrent  auf- 
geführten Forderung  auf  die  Person,   welche  dafür  debitirt  ist; 

2.  Die  Novation  zwischen  dem  Kreditirten  und  dem  Debitirten  der 
früheren  Obligation,  aus  welcher  der  Kreditposten  in  dem  Konto- 
korrent sich  ergeben  hat; 

3.  Eine  wechselseitige  Kompensation  zwischen  den  Kontrahenten 
bis  zur  Höhe  der  betreffenden  Kredit-  und  Debet-Posten  im 
Augenblick  des  (Rechnungs-)Abschlusses  des  Kontokorrents; 

4.  Eine  Exigibilität  nur  bezüglich  des  sich  aus  dem  Kontokorrent 
ergebenden  Saldos; 

5.  Die  Fälligkeit  von  Zinsen  von  den  im  Kontokorrent  kreditirten 
Beträgen  zu  Lasten  des  Debitirten  seit  dem  Tage  des  wirklichen 
Empfanges. 

Einz.  §.  Die  Eintragung  in  das  Kontokorrent  betreffend  Waaren 
oder  Forderungstitel  wird  immer  als  unter  der  Klausel  „vor- 
behaltlich von  Deckung"  geschehen  vermuthet. 

347.  Das  Vorhandensein  eines  Kontokorrentvertrages  schliesst 
nicht  das  Eecht  auf  eine  Vergütung  und  Erstattung  der  Kosten  hin- 
sichtlich der  Geschäfte,  welche  sich  darauf  beziehen,  aus. 

348.  Der  (Rechnungs)-Abschluss  des  Kontokorrents  und  die  daraus 
folgende  Liquidation  des  Saldos  findet  nach  Ablauf  der  im  Vertrage 
festgesetzten  Zeit  und  in  deren  Ermangelung  am  Schluss  des  bürgerlichen 
Jahres^)  statt. 

Einz.  §.    Die  Zinsen  des  Saldos  laufen  von  dem  Datum  der  Schluss- 
abrechnung. 

349.  Der  Kontokorrentvertrag  endigt  zu  dem  vereinbarten  Zeit- 
punkt, und,  in  Ermangelung  eines  festgesetzten  Zeitpunktes,  nach  dem 
Willen  jeder  der  Parteien,  sowie  durch  den  Tod  oder  die  Interdiktion 
einer  derselben.^) 


1)  Uebereinstimmend  mit  dem  Italienischen  Eecht,  Art.  347  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  Hl  S.  254);  nach  Deutschem  Hecht  in  Ermangelung  einer 
Vereinbarung  »jährlich  ein  Mal",  Art.  291  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  n  S.  364). 

*)  Uebereinstimmend  mit  dem  Chilenischen  E.echt,  Art.  611  H.G.B.  (cf. 
H.  d.  E.  Band  I,  S.  765),  während    nach  Italienischem   Eecht   der  Tod,    die 
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350.  Vor  dem  (Rechangs)-Abschlass  des  Kontokorrents  ist  keiner  der 
Interessenten  als  Gläubiger  oder  Schuldner  des  anderen  anzusehen,  und 
lediglich  der  Abschluss  stellt  unabänderlich  den  Stand  der  rechtlichen  Be- 
ziehungen der  Parteien  fest,  erzeugt  von  Rechtswegen  die  Kompensation 
des  entsprechenden  Debet  mit  dem  Credit  und  bestimmt  die  Person  des 
Gläubigers  und  des  Schuldners.^) 

Titel  Vm. 

Ton  den  Börsengeschäften. 

351.  Speciell  Gegenstand  von  Börsengeschäften  sind: 

1.  Die  öffentlichen  einheimischen  oder  ausländischen  Werthe; 

2.  Die  Wechsel,  Billets,  Checks,  Aktien  und  Obligationen  von  ge- 
setzmässig  errichteten  Gesellschaften  und  jede  Art  von  kauf- 
männischen Werthen,  ausgehend  von  Personen,  welche  gesetzlich 
die  Fähigkeit  haben,  zu  kontrahiren; 

3.  Der  Verkauf  von  gemünztem  Metall  oder  von  Metall  in  Barren; 

4.  Der  Verkauf  jeder  Art  von  Waaren ; 

5.  Die  Versicherungen,  welcher  Art  sie  auch  seien; 

6.  Der  Preis  für  die  Transporte  zu  Lande,  auf  Kanälen,  Flüssen 
oder  dem  Meer; 

7.  Die  Verfrachtung,  die  Frachtung,  der  Verkauf  und  die  Ver- 
hypothecirung  von  Schiffen; 

8.  Der  Verkauf  von  Immobilien  und  der  an  denselben  haftenden 
Rechte ; 

9.  Die  durch  Mitwirkung  eines  Mäklers  bewirkten  Versteigerungen. 
Einz.  §.    Als    öffentliche    Werthe    behufs    der    Wirkungen    der 

Nummer  1  dieses  Artikels  werden  angesehen: 

1 .  Diejenigen,  die  durch  die  einheimischen  oder  ausländischen 
Regierungen  oder  Verwaltungskörper  emittirt  sind; 

2.  Diejemgen,  welche  unter  Garantie  der  Portugiesischen 
Regierung  oder  der  einheimischen  Verwaltungskörper 
durch  öffentliche  Institute  oder  Privatuntemehmungen 
emittirt  sind. 


Interdiktion  und  die  Unfilhigkeit  den  Parteien  nur  das  Recht  zur  Aufhebung  des 
Kontokorrentvertrages  geben,  Art.  348  Schluss- Alinea  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Band  III  S.  254). 

1)  Stimmt   fast  wörtlich   mit  dem  Chilenischen  Recht,  Art.  613  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  T,  S.  765). 
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352.  Die  öffentlichen  Werthe  sind  zur  Kotirung  zuzulassen,  so- 
bald sie  als  negocirbar  gesetzmässig  anerkannt  sind;  die  anderen  Titel 
auf  Grund  eines  Beschlusses  der  zuständigen  Mäklerkammer,  welche 
allein  zu  entscheiden  hat,  ob  sie  gesetzmässig  emittirt  und  genügend 
garantirt  sind. 

353.  Die  Kotirung  durch  die  Mäklerkammer  bestimmt  den  öffent- 
lichen und  gesetzlichen  Cours  —  den  einzigen,  welcher  vor  Gericht  an- 
zuerkennen ist. 

354.  Alle  Börsengeschäfte  können  abgeschlossen  werden,  um 
realisirt  zu  werden  bei  der  Gelegenheit,  bei  welcher  sie  geschlossen 
worden  sind  (Zug  um  Zug)  oder  auf  Zeit.^ 

Einz.  §.  Die  Zeit  bei  Geschäften  betr.  öffentliche  Werthe  darf 
das  Ende  des  Monats,  welcher  auf  denjenigen  des  Abschlusses 
folgt,  nicht  überschreiten. 

355.  Bei  den  Zeitgeschäften  über  öffentliche  Werthe  ist  der 
Käufer  immer  zur  vollen  Zahlung  des  Preises  und  der  Verkäufer  zur 
Uebergabe  der  Titel  verflichtet.^) 

Einz.  §.  In  Ermangelung  der  Vertragserfüllung  sind  die  Verluste 
und  Schäden,  welche  daraus  füi*  den  Verkäufer  oder  den  Käufer 
sich  ergeben  mögen,  nicht  als  dui*ch  einfache  Zahlung  der 
Differenz  der  Kotirungen  beglichen  zu  erachten. 

356.  Die  Zeitgeschäfte  über  öffentliche  Werthe  erzeugen  keine 
Klagbarkeit  vor  Gericht  zu  Gunsten  des  Verkäufers,  wenn  in  dem 
Augenblick,  in  welchem  dieselben  abgewickelt  werden  sollten  (deverem 
concluir-se)  die  Titel,  die  er  verkauft  hatte,  nicht  in  seinem  Besitz  sind, 

1)  Bezüglich  der  Zeitgeschäfte  erklärt  der  Minister! albericht  S.  XXVII 
und  XXVm  die  3  Systeme  für  anwendbar: 

1.  Die  Zeitgeschäfte  vollständig  zu  verbieten: 

2.  Dieselben  ohne  jede  Einschränkung  zu  gesatten, 

3.  Dieselben  mit  Kautelen  zu  umgeben,  welche  dem  Vertrag  eine  bessere 

Garantie  u.  Emstlichkeit  (seriedade)  verleihen. 

Der  Gesetzgeber  glaubt  sich  för  das  dritte  System  entscheiden  zu  sollen, 
indem  er  die  Kontrahenten  hinsichts  der  Rechte  und  Pflichten  gleichstellte. 

^  Nach  dem  Entwurf  war  der  Verkäufer  befugt,  statt  der  Titel  den  Wertli 
nach  dem  Course  des  Tages,  an  welchem  geliefert  werden  soll,  zu  gewähren. 
Die  Pairskammer  hat  dies  geändert,  um  das  Verbot  des  sogen.  Börsenspiels, 
im  schlechten  Sinne  noch  mehr  in  die  Erscheinung  treten  zu  lassen  (de  tomar 
ainda  mais  apertada  a  prohibi^äo  do  chamado  jogo  de  bolsa  no  mau  sentido  da 
expressäo)  S.  XL VIII  des  Parecer. 
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noch   ZU   Gunsten   des    Käufers,   wenn   derselbe  im   Moment  der  Ab- 
wickelung nicht  im  Stande  ist,  den  Kaufpreis  zu  zahlen. 

357.  Alle  Geschäfte  über  öffentliche  Werthe  sind  durch  einen  Aus- 
rufer,  der  in  jeder  Börse  anzustellen  ist,  künd  zu  machen,  wozu  der 
mit  dem  Geschäft  beauftragte  Mäkler  demselben  eine  von  ihm  unter- 
zeichnete Note  zu  übergeben  hat,  in  der  angegeben  ist,  ob  das  Geschäft 
ein  Zeitgeschäft  sei  oder  nicht. 

Eiuz.  §.  Die  Note,  von  welcher  dieser  Artikel  handelt,  ist  nach- 
her dem  Syndikus  der  Maklerkammer  zu  übergeben,  der  sie  bis 
zur  Abwickelung  des  Geschäftes  aufzubewahren  hat. 

358.  Die  Geschälte  über  öffentliche  Fonds,  welche  an  der  Börse 
abzumachen  sind,  können  nur  durch  Yermittelung  eiues  Mäklers  abge- 
schlossen werden. 

359.  Die  Zeitgeschäfte  sind  an  der  Börse  zu  veröffentlichen  und 
in  einem  zu  diesem  Zwecke  bestimmten  Buche  zu  registriren.  wobei  die 
Veröffentlichung  und  Registrirung  durch  den  Mäkler  erfolgt,  welcher 
bei  dem  Geschäft  vermittelt  hat. 

Einz,  §.  Der  Mäkler,  welcher  in  der  Erfüllung  der  Bestimmung 
dieses  Artikels  fehlt,  ist  in  die  Strafen  zu  verurtheilen,  die  ihm 
seine  vorgesetzte  Behörde  aulerlegt,  und  hat  ausserdem  wegen 
des  Ersatzes  der  Schäden,  welche  durch  seine  Unterlassung  seinem 
Kommittenten  oder  einem  an  dem  Geschäft  Interessirten  er- 
wachsen sein  mögen,  zu  haften. 

360.  Keine  gerichtliche  Klage  auf  Forderung  der  Erfüllung 
der  Verpflichtungen,  die  bei  den,  durch  Mitwirkung  eines  Mäklers 
geschlossenen  Zeitgeschäften  eingegangen  sind,  erwächst,  wenn 
letzteie  nicht  nach  Massgabe  des  vorstehenden  Artikels  veröffentlicht 
und  registrirt  sind,  ausgenonmien  den  Fall,  dass  die  Klage  direkt  gegen 
den  Mäkler  wegen  seiner  Haftbarkeit,  nach  Massgabe  dieses  Artikels, 
gerichtet  sein  sollte. 

361.  Die  Dai-lehen  gegen  Sicherheit  von  öffentlichen  Fonds,  die 
an  den  Börsen  abzuschliessen  sind,  können  nur  durch  Vermittelung 
eines  Mäklers  erfolgen. 

Titel  IX. 

Ton  den  Bankgeschäften. 

362.  Handelsrechtlicher  Natur  sind  alle  Bankuntemehmungen, 
welche  bezwecken,  Gewinne  in  Geld,  öffentlichen  Werthen  oder  negocir- 
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baren  Titeln  zu  erwerben,  insbesondere  die  Wechsel-,  Arbitrage-,  Dar- 
lehns-^  Diskont-,  Deckungsgeschäfte,  Eröffnung  von  Krediten,  Emission 
und  Umlauf  von  Noten  oder  fidudarischen  Titeln,  die  bei  Sicht  und  an 
den  Inhaber  zahlbar  sind. 

363.  Die  Bankuntemehmungen  regeln  sich  nach  den  speciellen  Vor- 
schriften, die  auf  die  Verträge,  welche  sie  darstellen  oder  in  welche  sie 
sich  schliesslich  auflösen,  Bezug  haben. 

364.  Die  Errichtung,  Organisation  und  Geschäftsführung  von  Bank- 
instituten mit  der  Befugniss,  auf  Sicht  und  an  den  Inhaber  zahlbare 
fidudarische  Titel  zu  emittiren,  sind  durch  Specialgesetzgebung  geregelt.^) 

365.  Der  Bankier,  welcher  seine  Zahlungen  einstellt,  wird  als  in 
schuldbarem  Falliment  befindlich  vermuthet,  vorbehaltlich  gesetzlicher 
Entschuldigung.^) 


Titel  X. 
Ton  dem  Transport  (Frachtgeschäft). 

366.  Der  Vertrag,  betreffend  den  Transport  zu  Lande,  auf  Kanälen 
oder  Flüssen,  gilt  als  ein  kaufmännischer,  sofern  die  Transportunter- 
nehmer eine  regelrechte  und  dauernde  Untemehmung  oder  Gresellschaft 
gebildet  hatten. 

§  1.  Es  gilt  eine  Untemehmung,  behufs  der  Wirkungen  dieses 
Artikels,  als  konstituirt,  sobald  irgend  eine  oder  mehi^re 
Personen  sich  als  Ziel  die  Thätigkeit  setzen,  dass  sie 
zu  L^nde,  auf  Kanälen  oder  Flüssen,  Transporte  von 
Personen  oder  Thieren,  von  Mobilien  oder  Waaren  von  An- 
deren bewirken  lassen. 

§  2.  Die  Transportgesellschaften  werden  in  der,  in  diesem  Gesetz- 
buch für  die  Handelsgesellschaften  vorgeschriebenen  Form 
errichtet,  oder  in  derjenigen,  welche  für  sie  in  dem  Gesetz 
über  ihre  Gründung  bestimmt  sind. 

§  3.  Die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Unternehmungen  und  Ge- 
sellschaften werden   im   gegenwärtigen    Gesetzbuch  mit  der 


1)  Hierzu  Bankgesetz  vom  29.  Juli  1887  (Art.  1—4)  welchem  „Grund- 
züge  (bases)  betr.  die  Errichtung  der  Emissionsbank*'  in  45  Artikeln,  beige- 
geben sind. 

«)  Cf.  unten  Art.  735,  737. 
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BezeichnuBg    „Frachtführer '*  („Transportunternehmer     trans- 
portador)",  belegt.^) 
§  4.  Die  Seetransporte  werden  durch  die  speciellen  Bestimmungen 
im  III.  Buch  dieses  Gesetzbuches  geregelt. 

367.  Der  Frachtführer  kann  den  Transport  direkt  selbst  durch 
seine  Angestellten  und  seine  Hilfsmittel  oder  durch  eine  Unternehmung, 
Gresellschaft  oder  fremde  Personen  bewirken  larsseu. 

Einz.  §.  In  dem,  im  Schlusssatz  dieses  Artikels  vorgesehenen  Fall 
behält  der  Frachtführer,  welcher  ursprünglich  mit  dem  Absender 
(expedidor^)  kontrahirt  hat,  diesem  gegenüber  seine  ursprüng- 
liche Eechtsstellung,  und  erhält  gegenüber  der  Unternehmung, 
Gesellschaft  oder  Person,  mit  der  er  später  den  Transport  ver- 
einbart hat,^)  die  Stellung  eines  Absenders. 

368.  Der  Frachtführer  ist  verpflichtet,  ein  Buch  zu  halten  und 
zu  führen,  in  welches  er,  in  fortlaufender  Ordnung  nach  Zahlen  und 
Daten,  eine  Debersicht  von  allen  Transporten,  die  er  übernimmt,  einzu- 
tragen hat,  mit  Angabe  ihrer  Natur,  des  Absenders,  des  Bestimmungs- 
ortes, des  Namens  und  Wohnortes  des  Destinatars,  der  Art  des  Trans- 
portes und  schliesslich  des  Frachtbetrages. 

369.  Der  Frachtführer  muss  dem  Absender,  wenn  er  es  fordert, 
einen  Frachtbrief  (guia  de  transporte*),  datirt  und  von  ihm  unter- 
schrieben, übergeben. 

§  1.  Der  Absender  muss  dem  Frachtführer  auf  sein  Erfordern 
ein  Duplikat  des  Frachtbriefs,  von  ihm  unterschrieben,  über- 
geben. 

§  2.  Der  Frachtbrief  kann  an  Ordre  oder  auf  den  Inhaber  ge- 
stellt sein. 


*)  Im  früheren  Gesetzbuch  „expedicionario"  oder  „commissario  de  trans- 
portes"  genannt,  Art.  160  H.  G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  151);  eine  Unter- 
scheidung zwischen  Spediteur  und  Frachtführer  (cf.  Art.  379  u.  390 
Deutsches  H. G.B.)  wird  nicht  gemacht,  entsprechend  dem  Italienischen 
Recht,  Art.  388  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III  S.  260). 

2)  Früher  „carregador"  genannt,  Art.  174  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV 
S.   151). 

3)  In  dem  früheren  Gesetzbuch  „recoveiro"  genannt  Art.  174  H.  G.  B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  151.) 

*)  Früher  „cautela  de  reco  vagem  genannt,  Art.  174  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E. 
Band  IV  S.  151).  Zwischen  Frachtbrief  und  Ladeschein  wird  (übereinstimmend 
mit  dem  Italienischen  Recht)  nicht  unterschieden. 
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370.  Der  Frachtbrief  muss  die  Angaben  enthalten,  welche  in  den 
Specialverordnungen  für  den  Frachtführer  vorgeschrieben  sind,  und  in 
Ermangelung  derselben,  folgende: 

1.  Namen  und  Wohnung  des  Absenders,  des  Frachtführers  und 
des  Destinatars; 

2.  Die  Angabe  der  Natur,  des  Gewichtes,  des  Maasses,  oder  der 
Zahl  der  zu  transportirenden  Gegenstände,  oder,  wenn  sie  in 
Ballen  oder  Kisten  verpackt  sind,  der  Beschaffenheit  der  Ballen 
oder  Packete,  und  der  Zahl,  Signirung  oder  Marken  der  Em- 
ballage ;  '^ 

3.  Die  Angabe  des  Ortes,  an  dem  die  Ablieferang  erfolgen  soll; 

4.  Den  Vermerk  über  den  Betrag  des  Frachtpreises  mit  der  Er- 
klärung, ob  derselbe  beglichen  sei  oder  nicht,  sowie  der  etwaigen 
Bedingungen  über  Vorschüsse,  zu  denen  der  Frachtführer  sich 
verpflichtet  haben  mag. 

5.  Die  Bestimmung  der  Zeit,  innerhalb  deren  die  Ablieferung  be- 
wirkt werden  soll;  und,  wenn  der  Transport  durch  die  Eisen- 
bahn zu  erfolgen  hat,  auch  die  Angabe,  ob  er  mit  grösserer 
oder  geringerer  Schnelligkeit  vor  sich  gehen  soll; 

6.  Die  Feststellung  der  Entschädigung,  für  die  der  Frachtführer 
haftet,  wenn  in  solcher  Beziehung  eine  Vereinbarung  stattge- 
funden hat; 

7.  Alles  übrige,  was  etwa  zwischen  dem  Absender  und  dem  Fracht- 
führer vereinbart  ist. 

371.  Der  Absender  kann  sich  selbst  als  Destinatar  bezeichnen. 

$72.  Der  Absender  hat  dem  Frachtführer  die  Fakturen  und 
anderen  Urkunden  zu  übergeben,  welche  für  die  Zollabfertigung  und  die 
Zahlung  der  fiskalischen  Gebühren  nothwendig  sind,  und  für  deren  Ge- 
nauigkeit er  in  jedem  Fall  haftbar  bleibt. 

373.  Alle  Streitfragen  betreffend  den  Transport  sind  nach  dem 
Frachtbrief  zu  entscheiden,  ohne  dass  gegen  denselben  andere  Ein- 
wendungen zulässig  sind,  als  diejenigen  von  Fälschung  oder  unfreiwilligen 
Irrthums  in  der  Fassung  (Redaktionsfehler). 

Einz.  §.  In  Ermangelung  eines  Frachtbriefes,  oder  in  Ermangelung 
einer  der  in  dem  Art.  370  erforderten  Bedingungen  sind  die 
Streitfragen  betreffend  den  Transport  nach  den  Handelsusancen, 
und,  in  Ermangelung  derselben,  nach  den  allgemeinen  B.echts- 
grundsätzen  zu  entscheiden. 
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374.  Wenn  der  Frachtbrief  an  Ordre  oder  auf  den  Inhaber  ge- 
stellt ist,  so  überträgt  das  Indossament  oder  die  Uebergabe  desselben 
das  Eigenthum  an  den  transportirten  Gegenständen. 

375.  Besondere  Bestimmungen  irgend  welcher  Art,  die  aus  dem 
Frachtbriefe  sich  nicht  ergeben,  haben  keine  Wirksamkeit  gegenüber 
dem  Destinatar  und  denjenigen,  auf  die  derselbe  nach  Massgabe  des 
vorstehenden  Artikels  übertragen  ist. 

376.  Wenn  der  Frachtführer  die  zu  transportirenden  Gegen- 
stände ohne  Vorbehalt  annimmt,  so  wird  vennuthet,  dass  sie  keine  sicht- 
baren Mängel  haben. 

377.  Der  Frachtführer  haftet  für  seine  Angestellten  und  für  die 
anderen  Personen,  welche  er  bei  dem  Transport  der  Gegenstände  be- 
schäftigt., sowie  für  die  späteren  Frachtführer,  die  mit  dem  Transport  be  • 
auftragt  werden. 

§  1.  Die  späteren  Frachtführer  haben  das  Recht,  in  einem  Du- 
plikat des  Frachtbriefes  den  Zustand,  in  welchem  sich  die 
zu  transportirenden  Gegenstände  zur  Zeit,  als  sie  ihnen  über- 
geben wurden,  befanden,  feststellen  zu  lassen,  indem  in  Er- 
mangelung solcher  Feststellung  vermuthet  wird,  dass  sie 
dieselben  in  gutem  Zustande  und  in  Gemässheit  der  Angaben 
des  Duplikats  erhalten  haben. 

§  2.  Die  späteren  Frachtführer  treten  in  die  Rechte  und  Pflichten 
des  ursprünglichen  Frachtführers  ein. 

378.  Der  Frachtführer  hat  die  zu  transportirenden  Gegenstände 
in  der  Reihenfolge,  in  der  er  dieselben  erhalten,  zu  befördeni ;  von  dieser 
Ordnung  darf  er  nur  abweichen,  wenn  die  Vereinbarung,  Natur  oder 
Bestimmung  der  Gegenstände  ihn  hierzu  verpflichten,  oder  wenn  ein  zu- 
fäUiges  Ereigniss  oder  höhere  Gewalt  ihn  hindern,  sie  zu  beobachten. 

379.  Wenn  der  Transport  in  Folge  eines  zufälligen  Ereignisses 
oder  höherer  Gewalt  nicht  ausgeführt  werden  kann  oder  in  ausserordent- 
licher Weise  verzögert  wird,  somuss  der  Frachtführer  den  Absender  hiervon 
sofort  benachrichtigen;  diesem  steht  das  Recht  zu,  vom  Vertrage, 
gegen  Erstattung  der  aufgelaufenen  Kosten  und  Rückgabe  des  Fracht- 
briefes, zurückzutreten. 

Einz.  §.  Tritt  das  Ereigniss  während  des  Transportes  ein,  so 
hat  der  Frachtführer  Anspruch  auf  einen  Theil  des  Fracht- 
betrages, entsprechend  dem  zurückgelegten  Wege. 
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380.  Der  Absender  kann,  vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden 
Vereinbarung,  die  Konsignation  der  Gegenstände  während  der  Keise 
ändern,  und  der  Frachtführer  niuss  der  neuen  Anweisung  nachkommen; 
aber  wenn  die  Ausführung  derselben  eine  Aenderung  des  Weges  er- 
fordert oder  über  den,  in  dem  Frachtbrief  bezeichneten  Ort  hinausgeht, 
so  muss  die  Abänderung  der  Fracht  festgesetzt  werden  und  der  Fracht- 
führer ist,  wenn  eine  Einigung  unter  den  Parteien  nicht  stattfindet, 
nur  verpflichtet,  die  Ablieferung  an  dem,  im  ersten  Vertrage  verein- 
barten Orte  zu  bewirken. 

§  1.  Diese  Verpflichtung  des  Frachtführers  hört  von  dem  Augen- 
blick an  auf,  in  welchem,  die  Gegenstände  nach  ihrem 
Bestimmungsort  gelangt  sind,  und  der  Destinatar,  als  In- 
haber des  Frachtbriefes,  die  Ablieferung  der  Gegenstände 
fordert. 

§  2.  Wenn  der  Frachtbrief  an  Ordre  oder  auf  den  Inhaber  ge- 
stellt ist,  so  steht  das  in  diesem  Artikel  angegebene  ßecht 
dem  Inhaber  desselben  zu,  welcher  ihn  dem  Frachtführer 
aushändigen  muss;  diesem  ist  es  gestattet,  im  Fall  der  Aen- 
derung des  Bestimmungsortes  der  Gegenstände,  einen  neuen 
Frachtbrief  zu  verlangen. 

381.  Liegt  ein  ausdrückliches  Abkommen,  über  den,  bei  dem 
Transport  zu  nehmenden  Weg  vor,  so  darf  der  Frachtführer  diesen  nicht 
ändern,  bei  Strafe,  für  allen  Schaden  der  die  Waaren  trifft,  zu  haften, 
und  ausserdem  die  vereinbarte  Entschädigung  zu  zahlen. 

Einz.  §.  In  Ermangelung  einer   Vereinbarung   kann   der   Fracht- 
führer den  Weg  einschlagen,  der  ihm  der  beste  scheint. 

382.  Der  Frachtführer  ist  verpflichtet,  die  Uebergabe  der  Gegen- 
stände in  der,  durch  Vereinbarung  oder  durch  die  besonderen  Verord- 
nungen für  den  Frachtführer,  und,  in  deren  Ermangelung,  durch  Handels- 
usancen  festgesetzten  Zeit  zu  bewirken,  bei  Strafe,  die  gebührende  Ent- 
schädigung zu  zahlen. 

§  1.  Uebersteigt  die  Verzögerung  das  Doppelte  der  in  diesem  Ar- 
tikel festgesetzten  Zeit,  so  hat  der  Frachtführer,  ausser 
der  Entschädigung,  die  aus  der  Verzögerung  sich  ergebenden 
Verluste  und  Schäden  zu  ersetzen. 

§  2.  Der  Frachtffthrer  haftet  nicht  für  die  Verzögerung  bei  dem 
Transport,  welche  aus  einem  zufälligen  Ereigniss,  aus  höherer 
Gewalt,  Schuld  des  Absenders  oder  des  Destinat^ärs  erwächst. 
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§  3.  Der  Mangel  von  ausreichenden  Transportmitteln  befreit  den 
Frachtführer  nicht  von  der  Haftbarkeit  wegen  Verzögerung. 

383.  Der  Frachtführer  haftet  vom  Empfang  bis  zur  Ablieferung 
der  Gegenstände  für  Verluste  oder  Verschlechtening,  die  sie  etwa  er- 
leiden mögen,  ausser  denjenigen,  die  aus  einem  zufälligen  Ereigniss, 
höherer  Gewalt,  Mängehi  des  Gegenstandes,  Schuld  des  Absenders  oder 
des  Destinatars  erwachsen. 

§  1.  Der  Frachtführer  kann  bezüglich  der  Gegenstände,  die  nach 
ihrer  Natur  während  des  Transportes  einer  Verminderung  des 
Gewichts  oder  Maasses  unterliegen,  seine  Haftung  auf  einen 
bestimmten  Procentsatz  oder  auf  einen  aliquoten  Theil  nach 
dem  Volumen  beschränken. 

§  2.  Die  Beschränkung  ist  wirkungslos,  wenn  der  Absender  oder 
der  Destinatar  beweist,  dass  die  Verminderung  nicht  durch  die 
Natur  der  Gegenstände  verursacht  ist,  oder  dass  sie,  nach 
den  obwaltenden  Umständen,  die  festgesetzte  Grenze  nicht 
erreicht  haben  konnte. 

384.  Die  den  Gegenständen  seit  ihrer  Uebergabe  an  dem  Fracht- 
führer widerfahrenen  Verschlechterungen  sind  nach  der  Vereinbarung 
und,  in  deren  Ermangelung  oder  Unzulänglichkeit,  nach  den  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen  zu  beweisen  und  abzuschätzen,  indem  als 
Grundlage  der  am  Ort  und  zur  Zeit  der  Uebergabe  laufende  Preis  ge- 
nommen  wird;  es  kann  aber  während  des  Verfahrens  über  Feststellung 
und  Abschätzung  der  Schäden,  die  Ablieferung  der  Gegenstände  an  den, 
dem  sie  zustehen,  auf  Grund  vorgängiger  richterlicher  Anordnung,  und 
gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung  erfolgen. 

§  1.  Die  gleiche  Grundlage  ist  bei  der  Berechnung  der  Ent- 
schädigung im  Falle  eines  Verlustes  von  Gegenständen  zu 
nehmen. 

§  2.  Die  Entschädigung  im  Fall  eines  Verlustes  von  Passagier- 
gepäck, welches  ohne  Angabe  seines  Inhalts  übergeben  ist., 
wird  nach  den  besonderen  Umständen  des  Falles  festgestellt. 

§  3.  Dem  Absender  wird  der  Beweis  nicht  gestattet,  dass  unter 
den  bezeichneten  Waaren  sich  andere  von  grösserem  Werthe 
befanden  haben. 

385.  Der  Destinatar  hat  das  Becht,  die  Beschaffenheit  der  be- 
förderten Gegenstände  auf  seine  Kosten  feststellen  zu  lassen,  auch  wenn 
sie  keine  äusseren  Anzeichen  einer  Verschlechterung  aufweisen. 
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§  1.  Einigen  sich  die  Interessenten  über  die  Beschaffenheit  der 
Gegenstände  nicht,  so  ist  znr  Niederlegung  derselben  in  einem 
sicheren  Magazin  zu  schreiten,  und  die  Parteien  haben  ihr 
Becht  auf  gesetzlichem  Wege  zu  verfolgen. 

§  2.  Die  Beklamation  gegen  den  Frachtführer  wegen  Verschlech- 
terung der  Waai*en  auf  der  Fahrt,  kann  nach  der  Empfang- 
nahme nur  erhoben  werden,  wenn  eine  Feststellung  erfolgt 
oder  ein  offenbarer  Mangel  vorliegt;  ausser  diesen  Fällen 
kann  sie  nur  innerhalb  acht  Tagen  ^)  nach  der  Uebergabe 
selbst  erfolgen. 

§  3.  Die  Waaren  können  nicht  an  den  Frachtfahrer  abandonnirt 
werden,  selbst,  wenn  sie  verschlechtert  sind,^  sondern  er 
haftet  f&r  Verluste  und  Schäden  gegenüber  dem  Absender 
oder  Destinatar,  je  nach  dem  Falle,  fni*  Verschlechterung  oder 
Verlust  der  beförderten  Gegenstände. 

386.  Der  Frachtführer  ist  dem  Absender  gegenüber  für  Erfüllung 
der  fiskalischen  Gesetze  auf  der  ganzen  Reise  und  bei  der  Einfahrt  in 
den  Bestimmungsort  verantwortlich. 

387.  Der  Frachtführer  hat  nicht  das  Becht,  nach  dem  Rechts- 
grunde  zu  forschen,  aus  welchem  der  Destinatar  die  beförderten  Gegen- 
stände erhält;  vielmehr  muss  er  sie  ihm  sofort  und  ohne  Schwierigkeiten, 
bei  Strafe  der  Haftung  für  die  aus  der  Verzögerung  entspringenden 
Nachthefle,  übergeben,  sobald  letzterer  ihm  den  Frachtbrief  in  regelrechter 
Weise  vorlegt 

388.  Befindet  sich  der  Destinatar  nicht  in  dem,  in  dem  Duplikat 
des  Frachtbriefes  angegebenen  Domicil,  oder  verweigert  er  die  Annahme 
der  Gegenstände,  so  kann  der  Frachtführer  die  gerichtliche  Deposition 
derselben  zur  Verfügung  des  Absenders  oder  dessen,  der  ihn  vertritt, 
verlangen,  unbeschadet  der  Rechte  eines  Dritten. 

389.  Ist  die  Frist,  innerhalb  deren  die  beförderten  Gegenstände 
an  den  Destinatar  abgeliefert  werden  sollten,  abgelaufen,  so  bleiben  dem 
letzteren  alle  aus  dem  Frachtvertrage  entspringenden  Bechte  gewahrt, 
indem  er  die  Ablieferung  der  Gegenstände  und  des  Frachtbriefes 
fordern  kann. 


^)  Nach   früherem   Recht  (wie  auch  nach   dem    Regierungsentwurf) 
innerhalb  24  Stunden,  Art.  189  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  IV  S.  153.) 
<)  Abweichend  vom  früheren  Recht  Are.  185  H.  G.  B. 
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390.  Der  Frachtführer  ist  nicht  verpflichtet,  die  beförderten 
Gegenstände  dem  Destinatar  ausznantworten,  insofern  dieser  nicht  alles, 
wozn  er  verpflichtet  ist,  erfüllt. 

§  1.  Wenn  im  Fall  eines  Streites  der  Destinatar  dem  Frachtführer 
zahlt,  was  er  ihm  schuldig  zu  sein  vermeint,  und  den  Ueber- 
schuss  der  geforderten  Summe  hinterlegt,  kann  dieser  die 
Uebergabe  nicht  verweigern. 

§  2.  Ist  der  Frachtbrief  an  Ordre  oder  auf  den  Inhaber  gestellt, 
so  kann  der  Frachtführer  die  Uebergabe  verweigern,  sofern 
derselbe  ihm  nicht  ausgehändigt  wird. 

§  3.  Wenn  es  dem  Frachtführer  nicht  passt,  die  beförderten 
Gegenstände  so  lange  zurückzuhalten,  bis  der  Destinatar 
seinen  Verpflichtungen  nachgekommen  ist,  so  kann  er  ver- 
langen, dass  die  Gegenstände  deponirt  und  so  viele  davon  ver- 
kauft werden,  als  behufs  seiner  Bezahlung  nothwendig  sind. 

§  4.  Der  Verkauf  ist  durch  Vermittelung  eines  Mäklers  oder  ge- 
richtlich zu  bewirken. 

391.  Der  Frachtifihrer  hat  wegen  seiner  aus  dem  Frachtvertrage 
entspringenden  Forderungen  ein  Vorrecht  an  den  beförderten  Gegen- 
ständen. 

§  1.  Dieses  Vorrecht  hört  mit  der  Uebergabe^)  der  Gegenstände 

an  den  Destinatar  auf. 
§  2.  Wenn  mehrere  Frachtführer  betheiligt  sind,  so  hat  der  letzte 

das  Vorrecht  für  alle  anderen  auszuüben. 

392.  Der  Absender  hat  wegen  des  Betrages  der  beforderten 
Gegenstände  ein  Vorrecht  an  dem  Hauptmaterial  und  dem  Zubehör 
welches  der  Frachtführer  beim  Transport  verwendet. 

393.  Die  Beförderungen  auf  den  Eisenbahnen  sind  nach  den  all- 
gemeinen Bestimmungen  dieses  Gesetzbuchs  und  den  besonderen  Ver- 
fügungen der  betreffenden  Concessionirungen  oder  Verträge  zu  ordnen; 
aber  es  sind  alle  Regulative  der  zuständigen  Verwaltungen  nichtig  und 
wirkungslos,  in  welchen  letztere  die  ihnen  in  diesem  Titel  auferlegten  Ver- 
pflichtungen und  Haftbarkeiten  ausschliessen  oder  einschränken. 


^)  Entsprechend  dem  Italienischen  Becht,  Art.  412  H.  G.  B.  Nach 
früherem  Portugiesischem  Becht  hörte  das  Vorrecht  erst  in  1  Monat  nach 
der  Uebergabe  (sofern  die  Gegenstände  nicht  in  dritten  Besitz  übergegangen 
waren)  auf.  Art.  199  H.G.B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  IV  S.  155);  nach  Deutschem 
Becht  3  Tage  (Art.  40  H.  G.  B.),  nach  Spanischem  Becht  8  Tage  nach  der 
Uebergabe  (Art.  375  H.G.B.). 
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Titel  XI. 

Von  dem  Leih -Vertrag  (emprestimo).') 

394.  Damit  der  Leihvertrag  als  handelsrechtlicher  angesehen 
werde,  ist  es  nothwendig,  dass  die  gewährte  Sache  zu  irgend  einem 
kaufmännischen  Zweck  ^)  bestimmt  sei. 

395.  Der  Handels-Leihvertrag  ist  immer  entgeltlich.") 

Einz.  §.  Die  Vergütung  besteht,  in  Ermangelung  eines  Abkommens^ 
in  der  gesetzlichen  Zinstaxe,  berechnet  mit  Bezug  auf  den 
Werth  der  gewährten  Sache. 

396.  Der  Handels-Leihvertrag  unter  Kaufleuten  lässt,  welches 
auch  sein  Betrag  sein  mag,  jede  Art  von  Beweis  zu. 

Titel  Xn. 

Von  dem  Pfände  (Fanstpfand). 

397.  Damit  ein  Pfand  als  ein  handelsrechtliches  angesehen  werde, 
ist  nothwendig,  dass  die  Schuld,  welche  es  sichert,  aus  einem  Handels- 
geschäft entspringt. 


^)  Das  fi'ühere  Gesetzbuch  behandelt  im  Lib.  U  Tit.  U  das  kaufmännische 
Darlehn  (mutuo  mercantil),  im  Tit.  III  die  Handelszinsen  (juros  commerciales), 
im  Tit.  IV  das  kaufmännische  Commodat  (commodato  mercantil),  cf.  H.  d.  £. 
Band  IV  S.  164  ff. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  begreift  unter  „emprestimo"  (Cap.VI,  Lib.  II> 
das  commodat  („Commodato''  Abschnitt  II)  und  das  mutuum  (,,mutuo"  Ab- 
schnitt III).  Art.  1506  cod.  definirtt  ^,I>eT  Leihvertrag  besteht  in  der  unentgelt- 
lichen TJeberlassung  einer  Sache,  damit  die  Person,  welcher  dieselbe  überlassen 
wird,  sich  ihrer  bediene,  mit  der  Verpflichtung,  sie  in  specie  oder  in  gleich- 
werthiger  Sache  zurückzuerstatten.  Art.  1507  eod.:  „Der  Leihvertrag  heisst 
Commodat,  wenn  er  sich  auf  eine  Sache  bezieht,  welche  in  derselben  Specie.s 
zurückerstattet  werden  muss,  und  mutuum,  wenn  er  eine  Sache  betrifft,  die  in 
derselben  Art,  Qualität  und  Quantität  zurückzuerstatten  ist. 

2)  Nach  früherem  Becht  musste  ausserdem  bei  dem  Handels-Darlehn 
mindestens  der  Schuldner  Kaufmann  sein,  Art.  276  No.  2  H.  G.  B.  (cf.  H.  d«£. 
Band  IV  S.  164)  und  bei  dem  Handels-Commodat  mussten  beide  Theile  Kauf- 
leute sein,  Art.  299  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  166). 

8)  Nach  dem  Bürgerlichen  Becht  (Art.1508)  ist  der  Leihvertrag  wesentlich 
unentgeltlich.  Sobald  ftLr  das  Commodat  oder  das  Mutuum  Entgelt  gewährt 
wird,  ninmit  jenes  die  Natur  der  Sach-Miethe  („aluguer**,  Art.  1633  ff.  Cod.  civ.) 
und  unten  Art.  481,  482  H.  G.  B.  dieses  die  Natur  des  Zinsvertrages  („usura", 
Art.  1636  ff.)  an. 
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398.  Es  kann  vereinbart,  werden,  dass  das  Handelspfand  einer 
dritten  Person  übergeben  werde. 

Einz.  §.    Die  üebergabe  des  Handels-Pfandes  kann  symbolisch  er- 
folgen, und  bewirkt  werden: 

1.  Durch  Erklärungen  oder  Vermerke  in  den  Büchern  von 
öffentlichen  Stellen  jeglicher  Art  (estagöes,^)  in  denen  sich 
die  verpfändeten  Sachen  befinden; 

2.  Durch  die  üebergabe  des  Frachtbriefes  oder  des  Ladungs- 
Konnossements  der  befl^rderten  Gegenstände; 

3.  Durch  Indossirung  der  Pfandurkunde  (Pfandschein,  Warrant, 
cautela  de  penhor)  über  die  in  den  allgemeinen  Lagerhäusern 
niedergelegten  Gegenstände  und  Waaren. 

399.  Das  Pfand  an  Wechseln  oder  Titeln  an  Ordie  kann  durch 
Indossament  mit  der  betreffenden  Erklärung  nach  den  Usancen  des 
Ortes,  und  das  Pfand  an  Namens- Aktien,  Namensobligationen  oder 
anderen  Namenstiteln  durch  eine  bezügliche  Erklärung  in  dem  betreffenden 
Register  begründet  werden. 

400.  Damit  eine  Handelsverpfändung  unter  Kaufleuten  ^)  wegen 
eines,  200  Mil-Beis*)  überschreitenden  Betrages  Dritten  gegenüber 
Wirkung  habe,  genügt  es,  dass  es  durch  ein  Schriftstück  bewiesen  wird. 

401.  Muss  mangels  Zahlung  zu  dem  Verkauf  des  Handelspfandes 
geschritten  werden,  so  kann  derselbe  mittelst  eines  Mäklers  bewirkt 
werden,  nachdem  der  Schuldner  benachrichtigt  ist 

403.  Unberührt  bleiben  die  besonderen  Bestimmungen,  welche  die 
Vorschüsse  und  Leihverträge  gegen  Pfand  regeln,  die  von  Banken  oder 
anderen  hierzu  ermächtigten  Instituten  gewährt  werden. 


Titel  Xm. 

Yon  der  Hinterlegnng  (deposito). 

403.  Damit  die  Hinterlegung  als  handelsrechtliche  angesehen  werde, 
ist  nothwendig,  dass  sie  Erzeugnisse  oder  Waaren  zum  Gegenstande 
habe,  die  zu  einem  Handelsakt  bestimmt  sind. 


^)  z.  B.  Lagerhäusern  u.  s.  w. 

^  .Nach  früherem  Becht  wurde  ein  Pfand  überhaupt  nicht  als  Handels- 
pfand angesehen,  wenn  nicht  beide  Theile  Kaufieute  waren»  Art.  320  No  1 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  169). 

3)  1  Mil-Reis  =  4.45  Rmk. 
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404.  Der  Depositar  hat  Ansprach  auf  eine  Vergütung  für  das 
Depositum,  vorbehaltlich  einer  ausdrücklichen  entgegengesetzten  Ver- 
einbarung. 

Einz.  §.  Wenn  ein  Betrag  für  die  Vergütung  nicht  vorher  ver- 
einbart ist,  so  bestimmt  sie  sich  nach  den  Usancen  des  Platzes, 
an  dem  die  Hinterlegung  erfolgt  ist,  und  in  Ermangelung  solcher 
nach  dem  Ermessen. 

405.  Besteht  das  Depositum  in  Kreditpapieren,  bei  denen  Zinsen 
fällig  werden,  so  ist  der  Depositar  zur  Einziehung  und  zu  allen  übrigen 
Massnahmen  verplSichtet,  die  zur  Erhaltung  ihres  Werthes  und  der 
gesetzlichen  Wirkungen  nothwendig  sind,  bei  Strafe  persönücher 
Haftung. 

406.  Hat  der  Deponent  dem  Depositar  ausdrücklich  erlaubt,  sich 
der  Sache  zu  bedienen,  sei  es  für  sich  selbst  oder  für  seine  Geschäfte,  sei 
es  für  Unternehmungen,  die  durch  jenen  angeordnet  sind,  so  hören  die 
Eechte  und  Pflichten  eines  Deponenten  und  Depositars  als  solcher  auf. 
und  es  sind  die  auf  den  kaufmännischen  Leihvertrag,  die  Kommission, 
oder  den  Vertrag,  welcher  an  Stelle  des  Depositums  abgeschlossen 
wurde,  je  nach  dem  Fall,  anwendbaren  Vorschriften  zu  beobachten. 

407.  Die  bei  den  Banken  oder  Gesellschaften  vorgenommenen 
Hinterl^ungen  regeln  sich  nach  den  betreffenden  Statuten,  soweit  sie 
nicht  in  diesem  Kapitel  und  anderen  anwendbaren  gesetzlichen  Vor- 
schriften geordnet  sind. 

Titel  XIV. 

Yon  der  Hinterlegung  von  Boden-Erzengnlssen  nnd  Waaren 

in  öffentliehen  Lagerhäusern.') 

408.  Der  Lagerschein  (conhecimento  de  deposito)  über  Boden 
Erzeugnisse   und  Waaren   in   öffentlichen  Lagerhäusern  hat  anzugeben: 

1)  Dieser  Abschnitt  ist  neu  und  beruht  wesentlich  auf  dem  Italienischen 
H.G.B.  lib.I  TitXVI  (cf.H.d.E.  Bandln  S.  271  ff.) -Vgl.  hierzu  auch  Riess  er 
„Neuere  Lagerhaus-  u.  Warrantgesetze*'  in  Goldschmidt  Zeitschrift  für  das 
gesammte  Handelsrecht  Band  40  S.  149.  —  „Die  grandiosen  Hafen-Bauten  von 
Lissabon  mussten  nothwendigerweise,  bemerkt  Beiräo  in  seinem  Bericht, 
auch  den  Bau  und  die  Errichtung  von  Do  cks  zur  Folge  haben.  Es  war  daher  geboten, 
dass  das  Handelsgesetz  diese  Bewegung  begleitete;  na<;hdem  die  Verträge  über 
Hinterlegung  und  Faustpfand,  ähnlich  wie  in  Italien  und  Spanien,  geregelt 
worden,  hat  sich  auch  betreffs  der  Lagerhäuser  das  Gesetzbuch  an  die  Vor- 
schriften der  genannten  Länder  angelehnt  (S.  XV). 
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1.  Den  Namen,  Stand  und  Wohnsitz  des  Deponenten; 

2.  Den  Ort  der  Hinterlegung; 

3.  Die  Natui*  und  die  Quantität  der  deponirten  Sache  mit  allen 
Umstanden,  die  zu  deren  Idendficirung  und  Schätzung  noth- 
wendig  sind; 

4.  Die  Erklärung,  ob  irgend  welche  etwa  geschuldete  Gebühren  ge- 
zahlt sind  oder  nicht,  und  ob  für  die  deponirten  Gegenstände 
Versicherung  genommen  ist  oder  nicht. 

§  1.  Dem  Lagerschein  ist  eine  Pfandurkunde  (Pfandschein, 
WaiTant,  cautela  de  penhor)  anzuhängen,  in  welcher  die 
nämlichen  Angaben  zu  wiederholen  sind.^) 

§  2.  Der  besagte  Titel  ist  aus  einem  bei  dem  betreffenden  Institut 
aufbewahrten  Talonbuch  (livro  de  taläo^  auszuziehen. 

409.  Der  Lagerschein  und  der  Pfandschein  können  auf  den  Namen 
des  Deponenten  oder  eines,  von  demselben  bezeichneten  Dritten  aus- 
gestellt werden.*) 

410.  Der  Lihaber  des  Lagerscheins  und  des  Pfandscheins  hat  das 
Recht,  die  Theilung  der  deponirten  Quantität  auf  seine  Kosten  zu  ver- 
langen, sowie  femer,  dass  für  jeden  der  betreö'enden  Theile  ihm  Partial- 
titel  (Theilscheine)  eitheilt  werden  als  Ersatz  des  einen  und  ganzen 
Titels,  welcher  zu  vernichten  ist. 

411.  Der  Lagerschein  und  der  Pfandschein  sind,  verbunden  oder 
getrennt,  durch  Indossament  mit  dem  Datum  des  Tages,  an  dem  es  er- 
folgt, übertragbar. 

Einz.  §.    Das  Indossament  erzeugt  folgende  Wirkungen: 

1.  Bezieht  es  sich  auf  die  beiden  Titel  zusammen,  so  überträgt  es 
das  Eigenthum  der  deponirten  Erzeugnisse  oder  Waaren; 

2.  Bezieht  es  sich  aUein  auf  den  Pfandschein,  so  überträgt  es 
das  Pfandrecht  an  den  deponirten  Erzeugnissen  oder  Waaren 
auf  den  Indossatar; 


1)  Also  das  Doppelscheinsystem  ist  adoptirt;  abweichend  vom 
Spanischen  Bechc,  welches  nur  den  Lagerschein  („resguardo'*)  en/v-ähnt, 
Art.  193  ff.  H.G.B  (cf.  H.  d.  E.  Band  V,  1,  S.  36). 

^  Begist<er  in  Blockform. 

^  Mithin  Scheine  auf  den  Inhaber  unzulässig!  Uebereinstimmend  das 
Deutsche  Becht,  Art.  302  H.  G.  B.,  und  das  Italienische  Becht,  Art.  463 
H.G.B.  (cf.  H.  d  £.  Band  ILI  S.  271),  während  nach  Spanischem  Becht  der 
Lagerschein  auch  auf  den  Inhaber  lauten  kann,  Art.  193  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E. 
Band  V,  1,  S.  36). 

8* 
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3.  Bezieht  es  sich  allein  auf  den  Lagerschein,  so  überträgt  es  das 
Eigenthum  an  den  deponirten  Erzeugnissen  oder  Waaren,  vor- 
behaltlich der  Kechte  des  Inhabers  des  Pfandscheins. 

412.  Das  erste  Indossament  des  Pfandscheins  muss  den  Betrs^ 
der  Forderung,  zu  deren  Sicherheit  es  erfolgt  ist,  den  Zinsfass  und  die 
Zeit  der  Fälligkeit  angeben. 

Einz.  §.  Diese»  Indossament  muss  auf  den  Lagerschein  übertragen 
und  die  Uebertragung  von  dem  Indossatar  unterzeichnet  werden. 

413.  Der  Lagerschein  und  der  Pfandschein  können  zusammen  in 
blanco  indossirt  werden,  und  solches  Indossament  überträgt  auf  den  In- 
haber die  Rechte  des  Indossanten. 

Einz.  §.  Die  Indossamente  der  besagten  Titel  unterliegen  nicht 
irgend  einer  Nichtigkeit  in  Folge  der  Zahlungsuntähigkeit  des  In- 
dossanten, ausgenommen  wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Indossatar 
von  diesem  Umstände  Kenntniss  hatte  oder  vermuthet  wird,  dass 
er  solche  hatte  nach  Massgabe  der  Specialbestimmungen  für 
Fallimente. 

414.  Die  in  den  öffentlichen  Lagerhäusern  deponirten  Erzeugnisse 
und  Waaren  können  nicht  gepfändet,  beschlagnahmt,  mit  Arrest  belegt, 
in  Pfand  gegeben  oder  anderweit  verhaftet  werden,  es  sei  denn  im  Fall 
eines  Verlustes  des  Lagerscheins  und  des  Pfandscheins,  des  Streites 
über  das  Successionsrecht  und  des  Falliments. 

415.  Der  Inhaber  eines,  von  dem  Pfandschein  getrennten  Lager- 
scheins kann  die  deponirten  Erzeugnisse  oder  Waaren  sogar  vor  der 
Fälligkeit  der,  durch  den  Pfandschein  gesicherten  Forderung  zurück- 
nehmen, wenn  er  bei  dem  betreffenden  Institut  das  Kapital  und  die 
Zinsen  der  Forderung,  berechnet  bis  zum  Tage  der  Fälligkeit,  hinterlegt. 

Einz.  §.    Der  hinterlegte  Betrag  ist  dem  Inhaber  des  Pfandscheins 
gegen  Rückgabe  desselben  auszuhändigen. 

416.  Handelt  es  sich  um  Erzeugnisse  oder  Waaren  von  gleich- 
artiger Beschaffenheit,  so  kann  der  Inhaber  des  betreffenden,  von  dem 
Pfandschein  getrennten  Lagerscheins,  unter  Verantwortlichkeit  des  be- 
treffenden Instituts,  einen  Theil  allein  der  Erzeugnisse  oder  Waaren 
zurücknehmen,  gegen  Deponirung  eines.  Betrages,  welcher  der  durch  den 
Pfandschein  gesicherten  Totalforderung,  und  der  Quantität  der  zurück- 
zunehmenden Erzeugnisse  oder  Waaren  verhältnissmässig  entspricht. 

417.  Der  Inhaber  eines  Pfandscheins,  welcher  zur  Zeit  seiner 
Fälligkeit  nicht  gezahlt  wird,  kann  denselben  wie  einen  Wechsel  protestiren 
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lassen,   n&d  zehn  Tage^   später  zum   Verkauf  des  Pfandes  nach  all- 
gemeinen Bechtsgmndsätzen  schreiten. 

Einz.  §.    Der  Indossant,   welcher  den  Inhaber  befriedigt,  tritt  in 

die  Rechte  desselben   ein,   and  kann  zom  Verkauf  des  Pfandes 

nach  besagten  Grundsätzen  schreiten. 

m 

418.  Der  Verkauf  mangels  Zahlung  wird  in  den  Fällen  des 
Art.  414  nicht  suspendirt;  aber  der  betreffende  Erlös  wird  bis  zur  end- 
giltigen  Entscheidung  hinterlegt. 

419.  Der  Inhaber  des  Pfandscheins  hat  Anspruch,  im  Falle 
eines  Unglücks  aus  der  Versicherungssumme  befriedigt  zu  werden. 

420.  Die  Kosten  fttr  Zoll,  Steuern  und  alle  Verkaufsgebtihren, 
die  Ausgaben  fftr  Deposition,  Bergung,  Erhaltung,  Versicherung  und 
Bewachung  haben  vor  der  Forderung  ein  Vorrecht  an  dem  Pfände. 

431.  Nach  Deckung  der,  im  vorstehenden  Artikel  angegebenen 
Kosten  und  Zahlung  der  durch  Pfand  gesicherten  Forderung,  bleibt  der 
Best  zur  Verfttgung  des  Inhabers  des  Lagerscheins. 

432.  Der  Inhaber  des  Pfandscheines  kann  das  Vermögen  des 
Schuldners  oder  der  Indossanten  nicht  angreifen,  ohne  zunächst  den  Be- 
trag des  Pfandes  erschöpft  zu  haben. 

433.  Die  Verjährung  der  Klagerechte  gegen  die  Indossanten  be- 
ginnt mit  dem  Tage  des  Verkaufs  der  deponirten  Erzeugnisse  oder 
Waaren  zu  laufen. 

434.  Der  Inhaber  des  Pfandscheines  verliert  jeden  Anspruch  gegen 
die  'Indossanten,  wenn  er  nicht  vorschriftsmässig  Protest  aufnehmen, 
oder  nicht  den  Verkauf  der  Erzeugnisse  oder  Waaren  in  der  gesetz- 
mässigen  Zeit  vornehmen  lässt,  aber  er  behält  die  Klage  gegen  den 
Schuldner. 

Titel  XV. 

Von  den  Yersiclierangen.^) 

KAPITEL  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

435.  Alle  Versicherungen,  mit  Ausnahme  der  gegenseitigen,  sind 
welches   auch  ihr  Gegenstand  sein  mag,  rttcksichtlich   des  Versicherers 

1)  Nach  Italienischem  Becht  7  Tage  Art.  471  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Band  III  S.  272). 

^)  Dieser  Abschnitt  beruht  theils  auf  dem  Chilenischen  Becht,  Art.  512  ff. 
H.G.B.    (cf.   H.   d.   E.    Band  I,    S.  752)   theils    auf  dem    Belgischen   Becht 
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handelsrechtlich;  sie  sind  es  bezüglich  der  anderen  Kontrahenten,  sofern 
sie  sich  auf  Erzeugnisse  oder  Waaren,  die  für  ein  Handelsgeschäft  be- 
stimmt sind,  oder  auf  ein  kaufmännisches  Etablissement  beziehen. 

§.  1,  Die  Versicherungen  auf  Gegenseitigkeit  sind  indess  nach 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  zu  ordnen,  an- 
langend alle  Handelsakte,  welche  auf  die  Gegenseitigkeit 
keinen  Bezug  haben. 


(Ges.  V.  11.  6.  1874,  cf.  H.  d.  E.  Band  I,  2.  Aufl.,  S.  346  ff.)  und  dem  diesem,  sich 
nähernden  Italienischen  Eecht,  Art.  417  ff.  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  HI 
S.  2Ö5).  —  »,Die  Materie  von  den  Versicherungen  war  bis  auf  die  Seever- 
sicherung, heisst  es  im  Ministerialbericht  S.  XV,  im  früheren  Gesetzbuch 
gewissermassen  nur  flüchtig  skizzirt  („ligeiramente  esbo^ada^*)  Art.  1672  ff. 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  316).  Bei  der  gewaltigen  Entwickelung  dieser 
Institutionen  bedurfte  es  der  eingehenden  gesetzlichen  Begelung.  Ferreira 
Borges  betrachtete ' in  seinem  Codigo  alle  Versicherungsverträge  als  Handels- 
geschäfte, w^elcher  Art  dieselben  auch  seien;  der  Codigo  Civil  indess  erachtete 
nur  solche  als  Handelsgeschäfte,  welche  sich  auf  Handelsgegenstände  be- 
ziehen. Aus  diesem  Dualismus  der  Bestimmungen  entstanden  Konflikte. 
Daher  war  es  vor  Allem  nöthig,  die  juristische  Natur  des  Versicherungs- 
vertrages zu  flxiren,  imd  die  Regeln  aufzustellen,  welche  die  Praids  und  die 
Jurisprudenz  adoptirt  haben.  Demgemäss  wurden  in  dem  gegenwärtigen  Gesetz- 
buch bezüglich  des  Versicherers  alle  Versicherungen,  welches  auch  ihr 
Gegenstand  sei  —  mit  Ausnahme  derjenigen  auf  Gegenseitigkeit  —  als  handels- 
rechtlich angesehen,  hinsichts  aller  Kontrahenten  aber  ist  dies  der  Fall,  sofern 
es  einen  Handelsakt  betrifft.  Und  wenn  es  gewiss  ist,  dass  bei  der  Ver- 
sicherung der  Versicherte  nicht  zu  gewinnen,  sondern  nur  einen  Verlust  zu  ver- 
meiden beabsichtigt,  so  ist  es  nicht  minder  gewiss,  dass  der  Versicherer  eine 
eventuelle  Gefahr  läuft,  wenn  er  einen  bestimmten  Gewinn  zu  erzielen  sich  vor- 
nimmt.  Bei  diesem  Akte  sind  also  auf  Seiten  des  Versicherers  die  nothwendigen 
Elemente,  um  den  Akt  als  einen  handelsrechtlichen  anzusehen.  Das  Nämliche  triflft 
nicht  zu  bei  den  Versicherungen  auf  Gegenseitigkeit,  und  deshalb  erschien  es 
angezeigt — im  Gegensatz  zu  der  diesbezüglichen  Bestimmung  des  Italienischen 
Gesetzbuchs  —  zu  verfügen,  dass  dieselben  keinen  Handelsakt  begründen.  Es 
wurde  vielmehr  die  Bestimmung  des  Art.  124  des  Spanischen  Gesetzbuchs 
adoptirt  und  generalisirt**.    Dieselbe  lautet: 

„Die  Gesellschaften  von  gegenseitigen  Versicherungen  gegen  Feaersgefahr, 
von  Tontinen  bezüglich  des  Lebens,  zur  Unterstützung  des  Alters  und 
von  jeder  andern  Art,  sowie  die  kooperativen  Produktions-Kredit-  oder  Kon- 
sumgesellschaften (Genossenschaften),  sind  nur  dann  als  HandelsgeseUschafben 
anzusehen  und  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  unterworfen,  wenn  sie 
Handelsakten  gewidmet  sind,  die  ausserhalb  der  Gegenseitigkeit  liegen,  oder 
wenn  sie  sich  in  Gesellschaften  mit  fester  Prämie  umwandeln  (cf.  H.  d.  E. 
Band  V,  1,  S.  24). 
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§  2.  Die  Seeversicherungen  sind  speciell  nach  den  Bestimmungen 
des  III.  Buches  dieses  Gesetzbuches  zu  ordnen. 

426.  Der  Versicherungsvertrag  muss  schriftlich  in  einer  Urkunde, 
welche  die  Versicherungspolice  darstellt,  abgeschlossen  werden. 

Einz.    §.    Die    Versicherungspolice    muss    datirt    und    vom    Ver- 
sicherten unterschrieben  werden,  und  hat  anzugeben: 

1.  Den  Namen  oder  die  Firma,  den  Sitz  oder  die  Wohnung 
des  Versicherers; 

2.  Den  Namen  oder  die  Firma,  den  Sitz  oder  die  Wohnung 
des  Versicherten; 

3.  Den  Gegenstand  der  Versicherung  sowie  seine  Beschaffen- 
heit und  seinen  Werth; 

4.  Die  Gefahren,  gegen  welche  die  Versicherung  erfolgt; 

5.  Die  Zeit,  mit  welcher  die  Gefahren  beginnen  und  endigen 
sollen ; 

6.  Den  versicherten  Betrag; 

7.  Die  Versicherungsprämie; 

8.  Und  im  Allgemeinen  alle  Umstände,  deren  Kenntniss  den 
Versicherer  interessiren  kann,  sowie  alle  unter  den  Parteien 
vereinbarten  Bedingungen. 

i27.  Der  Versicherungsvertrag  wird  geregelt  nach  den  Verein- 
barungen der  betreffenden  Police,  soweit  sie  durch  das  Gesetz  nicht 
verboten  sind,  und,  in  deren  Ermangelung  oder  bei  Mangelhaftigkeit  der- 
selben, nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches. 

428.  Die  Versicherung  kann  für  eigene  Rechnung  oder  für 
Rechnung  eines  Anderen  geschlossen  werden. 

§  1.  Wenn  derjenige,  für  den  oder  in  dessen  Namen  die  Ver- 
sicherung genommen  wird,  kein  Interesse  an  der  ver- 
sicherten Sache  hat,  so  ist  die  Versicherung  nichtig. 

§  2.  Wenn  in  der  Police  nicht  erklärt  ist,  dass  die  Versicherung 
für  Rechnung  eines  Anderen  läuft,  so  gilt  sie  als  für  Rech- 
nung dessen  genommen,  der  sie  abschliesst. 

§  3.  Wenn  das  Interesse  des  Versicherten  auf  einen.  Theil  der 
ganz  versicherten  Sache,  oder  des  auf  dieselbe  sich  beziehenden 
Rechtes  beschränkt  ist,  so  gilt  die  Versicherung  als  für 
Rechnung  aller  Interessenten  genommen,  vorbehaltlich  des 
Anspruchs,  einen  verhältnissmässigen  Theil  der  Prämie  wieder 
einzuziehen. 
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429.  Jede  ungenaae  Erklämng,  sowie  ein  Verschweigen  von  den 
dem  Versicheiten  oder  demjenigen,  für  den  die  Versicherung  genommen 
wird,  bekannten  Thatsachen  nnd  Umständen,  welche  auf  das  Bestehen  oder 
die  Bedingungen  des  Vertrages  Einfluss  haben  können,  macht  die  Ver- 
sicherung nichtig. 

Einz.  §.  Wenn  auf  Seiten  dessen,  der  die  Erklärungen  abgegeben 
hat,  böser  Glaube  vorliegt,  so  hat  der  Versicherer  Anspruch  auf 
die  Prämie. 

490.  Der  Versicherer  kann  das  Objekt,  welches  versichert  ist, 
bei  einem  Anderen  rückversichern,  und  der  Versicherte  kann  bei  einem 
Anderen  die  Versicherungsprämie  versichern. 

431.  Wechselt  der  versicherte  Gegenstand  während  der  Dauer  des 
Vertrages  den  Eigenthfimer,  so  geht  auch  die  Versicherung  auf  den 
neuen  Eigenthfimer  auf  Grund  der  Thatsache  der  Uebertragung  des  ver- 
sicherten Gegenstandes  über,  ausser  wenn  zwischen  dem  Versicherer  und 
dem  ursprünglichen  Versicherten  etwas  Anderes  vereinbart  ist.^) 

KAPITEL  II. 
Von  den  Versicherungen  gegen  Gefahren. 

Abschnitt  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

432.  Die  Versicherung  gegen  Gefahren  kann  genommen  werden: 

1.  Auf  die  verbundene  Gesammtheit  mehrerer  Gegenstände; 

2.  Auf  das  individuelle  Ganze  eines  jeden  Gegenstandes; 

3.  Auf  einen  TheU  jedes  Gegenstandes,  verbunden  oder   getrennt; 

4.  Auf  den  erhofften  Gewinn; 

5.  Auf  die  hängenden  Früchte. 

433.  Wenn   die   Versicherung  gegen  Gefahren   geringer  ist,    als 
der  Werth   des   Gegenstandes,    so    hat   der   Versicherte,  vorbehaltlich 
entgegenstehender    Vereinbarung,    für    einen   entsprechenden   Theil   der 
Verluste  und  Schäden  zu  haften. 

§  1.  Wenn  die  Versicherung  geringer  ist,  als  der  Werth  des  ver- 

%sicherten    Gegenstandes,    so    kann   die   Differenz  versichert 

werden,  und  der  Versicherer  dieser  Differenz  haftet  nur  für 

den    Ueberschuss,    wobei    die    Reihenfolge    der    Daten    der 

Verträge  zu  beobachten  ist. 

1)  Abweichend  vom  Italienischen  Recht  Art.  439  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  £ 
Band  HI  S.  268.) 
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§  2.  Wenn   alle   Yersicherangen   das   nämliche  Datum  tragen,    so 

haben  sie  bis  znr  Höhe  des  Totalwerthes  Wirkung,  nach  Ver- 

h&ltniss  des  in  jedem  Vertrage  versicherten  Betrages. 

434.    Der  Versicherte  kann,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  den  bereits 

für  seinen  ganzen  Werth   versicherten   G^enstand   nicht  zum   zweiten 

Male  für  die  n&mliche  Zeit  und  gegen  die  n&mlichen  Gefahren  versichern, 

ausser  in  folgenden  Fällen: 

1.  Wenn  die  zweite  Versicherung  erst  bei  Nichtigkdt  der  ersten 
oder  bei  völliger,  oder  theflweiser  Zahlungunfähigkeit  des  be- 
treffenden Versicherers  eintritt; 

2.  Wenn  eine  Cession  der  Bechte  des  ersten  Versicherers  auf  den 
zweiten  Versicherer  eintritt,  oder  wenn  ein  Verzicht  auf  die- 
selbe erfolgt. 

•t36,  Uebersteigt  die  Versicherung  den  Werth  des  versicherten 
Gegenstandes,  so  ist  sie  nur  bis  zur  Höhe  jenes  Werthes  gültig. 

436.  Die  Versicherung  ist  nichtig,  wenn  bei  Abschluss  des  Ver- 
trages der  Versicherer  von  der  Beseitigung  der  Gefahr,  oder  der  Ver- 
sicherte oder  derjenige,  welcher  die  Versicherung  abschliesst,  von  dem 
Eintritt  des  Unfalles  Eenntmss  hat 

Einz.  §.  Im  ersten  Fall  dieses  Artikels  hat  der  Versicherer  keinen 
Anspruch  auf  die  Prämie;  im  zweiten  Fall  ist  er  nicht  ver- 
pflichtet, den  Versicherten  zu  entschädigen,  hat  aber  Anspruch 
auf  die  Prämie. 

487.    Die  Versicherung  ist  wirkungslos: 

1.  Wenn  die  versicherte  Sache  nicht  in  die  Lage  kommt,  Gefahr 
zu  laufen; 

2.  Wenn  der  Unfall  aus  einem  eigenen,  dem  Versicherten  be- 
kannten und  von  ihm  dem  Versicherer  nicht  mitgetheilten 
MangeP)  entsteht; 

3.  Wenn  der  Unfall  durch  den  Versicherten  oder  durch  denjenigen, 
fftr  den  er  civilrechtlich  haftbar  ist,  verschuldet  worden. 

4.  Wenn  der  Unfall  durch  Krieg  oder  Ruhestörung,  wofür  der  Ver- 
sicherer das  Risiko  nicht  übernommen  hat,  veranlasst  ist. 

§  1.  Im  Fall  der  No.  1  dieses  Artikels  hat  der  Versicherer 
Anspruch  auf  die  Hälfte  der  Prämie ,  die  aber  niemals  ein 
Procent  des  versicherten  Betrages  überschreiten  darf. 


1)  Der  Sache. 
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§  2.  Der  Versicherte  muss  innerhalb  acht  Tagen  nach  dem- 
jenigen, an  welchem  das  Vorhandensein  des  eigenen  Mangels 
der,  ohne  jene  Deklaration  versicherten  Sache,  zu  seiner 
Kenntniss  gelangt  ist,  hiervon  den  Versicherer  benach- 
richtigen, und  dieser  kann  die  Versicherung  für  unwirksam 
erklären,  wenn  er  die  Hälfte  der  verfallenen  Prämie  zurück- 
erstattet. 

438.  Wenn  der  Versicherte  vor  Beendigung  der  Bisikos  falliil 
und  die  Prämie  verschuldet,  so  kann  der  Versicherer  Sicherheit  und, 
wenn  diese  nicht  geleistet  wird,  die  Aufhebung  des  Vertrages  verlangen. 

Einz.  §.    Dem  Versicherten   steht   dasselbe  Recht  zu,   wenn   der 
Versicherer  fallirt  oder  liquidirt. 

439.  Zu  Lasten  des  Versicherers  sind  alle  Verluste  und  Schäden, 
welche  der  versicherte  Gegenstand  durch  zufälliges  Ereigniss  oder  höhere 
Gewalt,  für  welche  die  Bisikos  übernommen  sind,  erleidet. 

§  1.  Die  Entschädigung,  welche  der  Versicherer  schuldet,  wird 
nach  dem  Werthe  des  Gegenstandes  zur  Zeit  des  Unfalles  ge- 
regelt, vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Art.  448  und  nach 
den  folgenden  Vorschriften: 

1.  Wenn  der  Werth  von  Sachverständigen,  die  durch  die 
Parteien  ernannt  sind,  geschätzt  wird,  so  kann  der  Ver- 
sicherer nicht  Widerspruch  erheben; 

2.  Wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  so  kann  der  Werth  durch 
alle  rechtlich  zugelassenen  Beweismittel  erbracht  werden. 

§  2.  Der  Versicherte  hat  nicht  das  Recht,  dem  Versicherer  die 
aus  dem  Unfall  geretteten  Sachen  zu  abandonniren,  und  der 
Werth  derselben  ist  nicht  in  die  vom  Versicherer  geschuldete 
Entschädigung  einzurechnen. 

440.  Der  Versicherte  ist,  bei  Strafe,  für  Verluste  und  Schäden  zu 
haften,  verpflichtet,  dem  Versicherer  den  Unfall  binnen  acht  Tagen  nach 
demjenigen,  an  welchem  der  Unfall  eingetreten,  oder  nach  demjenigen, 
an  welchem  derselbe  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  ist,  mitzutheilen. 

441.  Der  Versicherer,  welcher  die  Verschlechterung  oder  den 
Verlust  der  versicherten  Objekte  bezahlt  hat,  tritt  in  alle  Rechte  des 
Versicherten  gegen  den  dritten  Urheber  des  Unfalls,  und  der  Versicherte 
haftet  für  jeden  Akt.  der  jenen  Rechten  präjudiciren  könnte. 
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Einz.  §.  Wenn  die  Entschädigung  sich  nur  auf  einen  Theil  des 
Schadens  oder  Verlustes  bezieht,  so  hat  der  Versicherer  und  der 
Versicherte  zusammenzuwirken,  um  jene  Rechte  im  Verhältniss 
der  Summe,  die  jeder  zu  tragen  hat,  zur  Geltung  zu  bringen. 

Abschnitt  II. 
V^on  der  Feuerversicherung. 

442.  Die  Feuerversicherungspolicen  müssen,  ausser  den  im  Art.  426 
vorgeschriebenen  Angaben,  feststellen: 

1.  Den  Namen,  die  Beschaffenheit,  die  Lage  und  die  Abgrenzung 
der  Gebäude; 

2.  Ihre  Bestimmung  und  ihre  Verwendung; 

3.  Die  Beschaffenheit  und  Verwendung  der  angrenzenden  Gebäude, 
wenn  diese  Umstände  Einfluss  auf  den  Vertrag  haben   können; 

4.  Den  Ort,  an  dem  die  gegen  Brand  versicherten  Mobilien  sich 
befinden  oder  untergebracht  sind. 

443.  Die  Feuerversicherung  umfasst: 

1.  Die  durch  das  Feuer  verursachten  Schäden,  auch  dann,  wenn 
diese  durch  eine  nicht  strafbare  Handlung  des  Versicherten  oder 
durch  eine  Person,  für  die  er  ci\alrechtlich  haftet,  verursacht  ist ; 

2.  Die  Verluste  und  Schäden,  welche  unmittelbar  aus  dem  Brande 
erwachsen  sind,  wie  die,  welche  durch  Hitze,  Rauch  oder  Dampf, 
durch  die  zum  Löschen  oder  Niederdrücken  des  Feuers  ver- 
wendeten Mittel,  durch  Entfernung  der  Möbel  und  durch  die, 
kraft  Anordnung  der  zuständigen  Behörde  ausgeführten  Zer- 
störungen verursacht  sind; 

3.  Die  Verluste  und  Schäden,  welche  aus  der  eigenen  Mangel- 
haftigkeit des  versicherten  Gebäudes  entstehen,  auch  wenn  sie 
nicht  angezeigt  sind,  sofern  nicht  bewiesen  wird,  dass  der  Ver- 
sicherte Kenntniss  davon  hatte; 

4.  Die  Schäden,  welche  durch  Wirkung  des  Blitzes,  durch  Ex- 
plosionen und  andere  ähnliche  Unglücksfälle  entstehen,  mögen 
sie  von  einem  Brande  begleitet  sein  oder  nicht. 

444.  Dem  Versicherten  allein  liegt  der  Beweis  des  erlittenen 
Schadens  und  der  Nachweis  des  Vorhandenseins  der  versicherten  Gegen- 
stände zur  Zeit  des  Brandes  ob,  sofern  die  Versicherung  sich  auf  Grund- 
stücke, oder  auf  Erzeugnisse  oder  Waaren,  die  zu  irgend  einem  Handels- 
Akt  bestimmt  sind,  erstreckt. 
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Einz.  §.     Vorbehalten  aber  bleibt  immer  jegliche  entgegenstehende 

Vereinbarung. 
446.  Sofern  der  Versicherte  in  der  festgesetzten  Zeit  die  be- 
treffende PrSmie  nicht  zahlt,  so  wird  der  Versicherungsvertrag  als  nicht 
bestehend  erachtet,  wenn  der  Versicherte,  nachdem  er  durch  ein- 
geschriebenen Brief  oder  auf  irgend  einem  anderen  rechtlich  gebräuch- 
lichen Wege  aufgefordert  ist,  nicht  binnen  dreissig  Tagen  nach  der 
Aufforderung  jene  Prämie  zahlt 

Einz.  §.    Wenn  der  Versicherer  von   der  in   diesem  Artikel  ge- 
währten Befugniss  keinen  Gebrauch  macht,  so  gilt  der  Vertrag 
als  fortbestehend,   und  es  verbleibt  der  Anspruch  auf  die  rück- 
ständige Prämie  und  Verzugszinsen. 
446.    Der  Versicherer  kann  die  Versicherung   als   unwirksam  er- 
klären, wenn  das  Gebäude  oder  die  versicherten  Gegenstände  eine  andere 
Bestimmung   erhalten,    bezw.    an   Orte   gebracht  werden,  wo  sie  einer 
grösseren  Gefahr  ausgesetzt  sind,   dergestalt,   dass   der  Versicherer  sie 
nicht   versichert   oder   andere  Bedingungen   gefordert  hätte,   wenn   sie 
diese  Bestimmung   oder   diesen  Platz   vor  Abschluss   der  Versicherung 
gehabt  hätten. 

§  1.  Der  Versicherte  muss,  sobald  einer  der  iu  diesem  Artikel  an- 
gegebenen Umstände  eintritt,  davon  dem  Versicherer  binnen 
acht  Tagen  Anzeige  machen,  damit  dieser  in  der  gleichen 
Frist  auf  Grund  der  Mittheilung  von  der  ihm,  in  diesem 
Artikel  ertheilten  Befugniss  Gebrauch  machen  kann. 
§  2.  Aus  dem  Stempel  einer  Mittheilung  durch  den  Versicherten 
oder  einer  Erklärung  des  Versicherers  innerhalb  der  im  vor- 
stehenden §  bestinunten  Fristen,  resultirt  beziehungsweise  die 
Aufhebung  oder  das  weitere  Bestehen  der  Versicherung. 


Abschnitt  III. 
Von  der  Ernteversicherung. 

447.  Bei  dem  Vertrage  der  Versicherung  gegen  die  Gefahren, 
denen  die  Erzeugnisse  des  Bodens  ausgesetzt  sind,  muss  die  Police, 
ausser  den  im  Art.  426  vorgeschriebenen  Angaben,  zum  Ausdruck 
bringen : 

1.  Die  Lage,  Grösse  und  die  Grenzen  des  Terrains,  dessen  Er- 
zeugnisse versichert  werden; 
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2.  Die  Bezeichnung   dieser  Erzeugnisse  und  die  gewöhnliche  Zeit 
ihrer  Ernte; 

3.  Ob  die  Aussaat  oder  Anpflanzung,  welche  die  Erzeugnisse  liefern 
soll,  bereits  geschehen  ist  oder  nicht; 

4.  Den    Ort    der    Niederlegung,    wenn    die    Versicherung    schon 
geemtete  Fröchte  begreift; 

5.  Den  mittlren  Werth  der  versicherten  Früchte. 

448.  Bei  den  Versicherungen,  von  welchen  dieser  Abschnitt  handelt, 
wird  die  Entschädigung  nach  dem  Werth  bestimmt,  den  die  Früchte  bei 
einer  regelmässigen  Produktion  zu  der  Zeit  haben,  zu  welcher  sie  geemtet 
werden  mussten,  wenn  der  Unfall  nicht  eingetreten  wäre. 

449.  Der  Versicherer  von  Erzeugnissen  des  Bodens  haftet  für 
Verluste  oder  Schäden  an  den  Früchten,  aber  nicht  für  die  Production 
selbst  und  deren  Maass. 


Abschnitt  IV. 

Von  der  Versicherung  des  Transportes  zu  Lande, 

auf  Kanälen  oder  Flüssen. 

450.  Die  Versicherung  der  zu  Lande,  auf  Kanälen  oder  Flüssen 
beforderten  Gegenstände  kann  deren  Werth,  erhöht  durch  die  Kosten  bis 
zum  Bestimmungsort,  sowie  den  erhofften  Gewinn  zum  Gegenstand  haben. 

Einz.  §.  Wenn  der  erhoffte  Gewinn  nicht  getrennt  in  der  Police 
abgeschätzt  ist,  so  ist  derselbe  in  die  Versicherung  nicht  ein- 
zubegreifen. 

451.  Die  Police  muss  ausser  den  im  Art.  426  vorgeschriebenen 
Angaben  noch  zum  Ausdruck  bringen: 

1.  Die  Zeit,  in  der  die  Eeise  ausgeführt  werden  soll; 

2.  Ob  die  Reise  ohne  Unterbrechung  zurückzulegen  ist; 

3.  Den  Namen  des  Frachtführers,  der  die  Beförderung  über- 
nommen hat; 

4.  Den  Weg,  der  verfolgt  werden  soll; 

6.  Die  Bezeichnung  der  Punkte,    an  denen  die  beförderten  Gegen- 
stände angenommen  und  abgeliefert  werden  müssen; 
6.  Die  Art  der  Beförderung. 

452.  Die  Eisikos  des  Versicherers  beginnen  mit  der  Empfang- 
nahme durch  den  Frachtführer  und  endigen  mit  der  Ablieferung  der 
versicherten  Gegenstände  durch  denselben. 
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463.  Der  Versicherer  haftet  für  die  Verluste  und  Schäden,  welche 
durch  Versehen  oder  Arglist  der  mit  dem  Transport  der  versicherten 
Gregenstände  beauftragten  Personen  entstehen,  vorbehaltlich  seines 
Rückgriffs  gegen  die  Urheber. 

464.  In  diesem  Vertrage  sind  im  Allgemeinen ,  und  entsprechend 
den  Umständen,  die  auf  die  Seeversicherungen  bezüglichen  Bestimmungen, 
einschliesslich  derer  für  den  Abandon,  zu  beobachten. 


KAPITEL  m. 

Von  der  Lebensversichening. 

455.  Die  Lebensversicherungen  umfassen  alle  Kombinationen,  welche 
gemacht  werden  können,  indem  die  Uebermachung  von  Hebungen  oder 
Kapitalien  vereinbart  wird  gegen  Gewährung  einer  Rente,  sei  es  einer 
lebenslänglichen,  sei  es  von  einem  bestimmten  Alter  an,  oder  auch  gegen 
Zahlung  eines  gewissen  Betrages,  bei  dem  Tode  einer  Person,  an  den 
Versicherten,  seine  Erben  oder  Rechtsnachfolger,  oder  an  einen  Dritten ; 
sowie  alle  andeie  ähnliche  oder  analoge  Kombinationen. 

Einz.  §.  Der  Versicherer  kann  nach  Massgabe  dieses  Artikels 
das  Risiko  des  Todes  des  Versicherten  innerhalb  einer  be- 
stimmten Zeit,  oder  dasjenige  der  Dauer  des  Lebens  desselben 
über  einen,  vorherbestimmten  Zeitpunkt  hinaus  übernehmen. 

466.    Das  Leben  einer  Person  kann  von  ihr  selbst  oder  von  einem 

Dritten,  welcher  Interesse  an  der  Erhaltung  desselben  hat,  versichert  werden. 

Eiuz.  §.    In   dem  letzteren,   in    diesem  Artikel  vorgesehenen  Fall 

ist  der  Versicherte  die  Person,  zu  deren  Gunsten  die  Versiche- 

ruDg  genommen  wird,  und  welche  die  Prämie  zahlt. 

457.    Bei   der   Lebensversicherung  muss  die   Police,    ausser  den 

anwendbaren   Angaben   des  Art.  426,  das  Alter,  die  Beschäftigung  und 

den  Gesundheitszustand   der  Person,   deren  Leben  versichert  wird,  zum 

Ausdruck  biingen. 

468.  Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet,  die  Versicherungs- 
summe zu  zahlen: 

1.  Wenn  der  Tod  desjenigen,  dessen  Leben  versichert  war,  durch 
Duell,  gerichtliche  Verurtheilung,  Selbstmord,  ein  von  dem  Ver- 
sicherten begangenes  Verbrechen  oder  Vergehen  hervorgerufen, 
oder  wenn  der  Versicherte  durch  seine  Erben  getödtet  ist; 
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2.  Wenn  derjenige,  welcher  die  Entschädigung  fordert,  der  Urheber 
und  Mitschuldige  an  dem  Tode  der  Person  ist,  deren  Leben  ver- 
sichert war. 

Einz.  §.  Die  Bestimmung  der  No.  1  dieses  Artikels  ist  nicht  an- 
wendbar auf  die  durch  einen  Dritten  genommene  Lebensver- 
sicherung. 

•lo9.  Die  Aenderung  der  Beschäftigung,  des  Standes  und  der 
Fuhrung  des  Lebens  auf  Seiten  der  Person,  deren  Leben  versichert  ist, 
bewirkt  nicht  die  Aufhebung  der  Wirkungen  der  Versicherung,  sofern 
nicht  die  Risikos  durch  Aenderung  eines  wesentlichen  Umstandes  sich 
dergestalt  verwandeln  oder  erhöhen,  dass,  wenn  der  neue  Stand  der 
Sache  im  Augenblick  des  Vertragsschlusses  vorhanden  gewesen  wäre, 
der  Versicherer  die  Versicherung  nicht  eingegangen  sein  oder  andere 
Bedingungen  gefordert  haben  würde;  oder  sofern  der  Versicherer,  nach- 
dem ihm  jene  Veränderungen  bekannt  geworden,  keinerlei  Abänderung 
des  Vertrages  verlangt  hat. 

Einz.  §.  Im  Fall  der  Aufhebung  hat  der  Versicherer  die  Hälfte 
der  empfangenen  Prämie  zurückzuerstatten. 

•160.  Ln  Fall  des  Todes  oder  des  Falliments  desjenigen,  der  auf 
4sein  eigenes  Leben  oder  das  eines  Dritten  eine,  an  seinen  Erben  aus- 
^uszuzahlende  Summe  versichert  hat,  besteht  die  Versicherung  aus- 
schliesslich zu  Gunsten  der  im  Kontrakt  bezeichneten  Person  fort,  un- 
beschadet indessen,  bezüglich  der  von  dem  Versicherer  empfangenen  Be- 
träge, der  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  betreffend  die 
Kollationen^),  Inofficiosität  bei  den  Erbschaften^  und  Anfechtbarkeit^) 
der  zum  Nachtheü  der  Gläubiger  vorgenommenen  Akte. 

461.  Wenn  die  Person,  deren  Leben  versichert  wird,  zur  Zeit  des 
Abschlusses  des  Vertrages  bereits  todt  ist,  so  besteht  derselbe  nicht, 
a^uch  wenn  der  Versicherte  von  dem  Tod  nichts  weiss,  vorbehaltlich 
entgegenstehender  Vereinbarung. 

462.  Die  Abwesenheit  der  Person,  deren  Leben  versichert  ist, 
von  dem  Orte  ihres  Domicils  oder  Sitzes,  ohne  hiervon  Mittheilung  zu 
machen,  begründet,  vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung, 


1)  Cf.  hierzu  Cod.  Civ.  Art  2098—2114  („Das  CoIIa9öe8"). 

2)  Hierzu  Cod.   Civ.   Art.    1784—1790   („Da   Legitima    e   Dos  Disposicöes 
inofticioses**) 

^Hierzu  Cod.  Civ.  Art.  1030 — 1045  („Do»  actos  e  contratos  celebrados  em 
prejuizo  de  terceiro*). 
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für  den  Versicherer  eine  Verpflichtung,  die  Entschädigung  zu  zahlen, 
nur  in  dem  Fall,  dass  die  definitive  Abwesenheit,  Pflegschaft  von  Rechts- 
wegen aufhören  musste.  0 

Titel  XVI. 
Tom  Kauf  und  Verkauf. 

463.  Als  handelsrechtlich  werden  angesehen: 

1.  Die  Ankäufe  von  beweglichen  Sachen  zum  Zweck  des  Wieder- 
verkaufs, im  rohen  Zustande  oder  bearbeitet,  oder,  um  einfach 
deren  Gebrauch  zu  vermiethen; 

2.  Die  Ankäufe  von  öffentlichen  Werthen  oder  irgendwelchen 
negocirbaren  Forderungstiteln  zum  Zweck  des  V^iederverkaufs ; 

3.  Die  Verkäufe  von  beweglichen  Sachen,  in  rohem  Zustande  oder 
bearbeitet,  und  diejenigen  von  öffentlichen  Werthen  und  negocir- 
baren Forderungstiteln,  wenn  die  Erwerbung  in  der  Absicht  des 
Wiederverkaufs  geschehen  war; 

4.  Die  Ankäufe  und  Verkäufe  von  Inmiobilien  oder  daran  haftender 
Rechte,  sofern  der  Ankauf  zum  Zweck  dos  Verkaufs  ge- 
schehen war;  2) 

5.  Die  Ankäufe  und  Wiederverkäufe  von  Kaufleuten  oder  Handels- 
gesellschaften. 

464.  Nicht  als  handelsrechtlich  werden  angesehen: 

1.  Die  Ankäufe  von  irgend  welchen  beweglichen  Sachen,  die  zum 
Gebrauch  oder  Verbrauch  des  Käufers  oder  seiner  Familie  be- 
stimmt sind,  und  die  Wiederverkäufe,  die  bezüglich  jener 
Gegenstände  gelegentlich  vorgenommen  werden; 

1)  Hierzu  Cod.  Civ.,  Art.  78  (,.Do  termo  da  curadoria  definitiva)  welcher 
lautet: 

,yDie  definitive  Kuratel  endigt: 

1)  Durch  Bückkehr  des  Abwesenden; 

2)  Durch  Kenntniss  seiner  Existenz; 

3)  Durch  Gewissheit  seines  Todes; 

4)  Durch  Ablauf  von  20  Jahren; 

5)  Wenn  der  Abwesende  95  Jahre  zählt. 

Im  Fall  No.  2  sind  die  definitiven  Kuratoren  als  provisorische  anzusehen» 
sjolange  der  Ahwesende  oder  derjenige,  der  ihn  gesetzlich  vertritt,  nicht  erscheint. 

^  Uebereinstimmend  mit  dem  Italienischen  Becht  Art.  3  No.  3  H.  G. B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  HI  S.  206);  abweichend  vom  Deutschen  Becht,  Art.  275 
H.  G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  II  S.  362)  und  Spanischen  Becht  Art  325  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  V,  1,  S.  55). 
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2.  Die  Verkäufe,  welche  der  Gutsbesitzer  oder  Laudwiiüi  von 
den  Produkten  seines  Eigenthnms  oder  des  bebauten  Landes, 
und  von  den  Bodenfrnchten,  in  denen  ihnen  etwa  Renten  gezahlt 
wurden,  vornimmt; 

3.  Die  Ankäufe,  welche  die  Künstler,  Industriellen,  Werkmeister 
und  Handwerker,  die  unmittelbar  ihre  Kunst,  ihre  Industrie  oder  ihr 
Handwerk  betreiben,  vornehmen,  von  Gegenständen,  um  dieselben 
in  ihren  Etablissements  umzuarbeiten  oder  zu  vollenden,  und  die 
Verkäufe  von  solchen  Gegenständen,  die  nach  besagter  Bearbeitung 
oder  Vollendung  erfolgen; 

4.  Die  bewirkten  An-  und  Verkäufe  von  Thieren  durch  die  Züchter 
oder  Mäster. 

465.  Der  Handels-  Kauf-  und  Verkaufs- Vertrag  über  eine  be- 
wegliche Sache  kann,  obschon  direkt  geschlossen,  für  Personen  geschehen, 
deren  Nennung  erst  später  zu  erfolgen  braucht. 

466.  Es  kann  vereinbart  werden,  dass  der  Preis  der  Sache  auf 
irgend  eine  Weise,  welche  sofort  festgestellt  wird,  bestimmt  werden  soll, 
oder  dass  derselbe  von  dem  Ermessen  eines  im  Vertrage  bezeichneten 
Dritten  abhängig  gemacht  wird. 

Einz.  §.  Wenn  der  Preis  durch  einen  Dritten  festgesetzt  werden 
soll,  und  dieser  solches  nicht  thun  will  oder  kann,  so  bleibt  der 
Vertrag  wirkungsbs,  wenn  etwas  Anderes  nicht  vereinbart 
worden  ist. 

467.  Im  Handel  ist  gestattet: 

1.  Der  An-  und  Verkauf  von  unbestimmten  Sachen  oder  von  Hoff- 
nungen (Hoffnungskauf),  immer  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
in  den  Artikeln  1556  und  1557^)  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches; 

2.  Eine  Sache  zu  verkaufen,  die  Eigenthum  eines  Anderen  ist.^) 


^)  Diese  Bestimmungen  lauten: 

Art.  1556.  Gegenstand  des  An-  und  Verkaufs  kann  nicht  sein  daa 
Hecht  auf  eine  Erbschaft  einer  lebenden  Person,  selbst  wenn  deren  Zu- 
stimmung vorhanden  ist,  noch  können  es  sein  die  aus  Familienrechten  geschul- 
deten Alimente. 

Art.  1557.  Der  Verkauf  einer  streitigen  Sache  oder  eines  streitigen 
Rechts  ist  nicht  verboten;  aber,  wenn  der  Verk&ufer  nicht  erklärt,  dass  die 
verkaufte  Sache  streitig  ist,  so  hat  er  fUr  Verlu6te  und  Schäden  zu  haften, 
wenn  die  hesagte  Sache  evincirt  worden  ist,  oder  wenn  in  dem  Rechtsstreit  he- 
veiesen  wird,  dass  er  kein  Recht  daran  hatte. 

«)  Abweichend  vom  früheren  Recht,  Art.  468  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV 
S.  171),  wie  auch  vom  Civilrecht,  Cod.  civ.  Art.  1555. 

Borchardt,  Portagiesisches  Handelsgosetzbuch.  9 
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Einz.  §.  In  dem  Fall  der  No.  2  dieses  Artikels  ist  der  Verkäufer 
verpflichtet,  unter  gesetemässigem  Titel  das  Eigenthum  der  ver- 
kauften Sache  zu  erwerben  und  sie  dem  Käufer  zu  fibergeben, 
bei  Strafe  der  Haftung  ffir  Verluste  und  Schäden. 

468.  Der  Verkäufer,  welcher  sich  zur  Uebergabe  der  verkauften 
Sache,  bevor  ihm  der  Preis  gezahlt  wird,  verpflichtet  hat,  gilt  als  von 
dieser  Verpflichtung  befreit,  wenn  der  Käufer  vor  der  Uebergabe  fallirt, 
ausgenommen,  sofern  Sicherheit  für  die  betreffende  Zahlung  geleistet  wird. 

469.  Der  nach  einer  Probe  (einem  Muster)  der  Waare  geschlossene 
Verkauf  oder  derjenige,  bei  welchem  lediglich  eine  im  Handel  bekannte 
Qualität  bestimmt  wird,  gilt  immer  als  unter  der  Bedingung  geschlossen, 
dass  die  Sache  der  Probe  oder  der  vereinbarten  Qualität  entspricht.^) 

470.  Der  Kauf  von  Sachen,  die  nicht  zur  Ansicht  ausliegen,  noch 
nach  einer  im  Handel  bekannten  Qualität  bestimmt  werden  können, 
gilt  immer  als  unter  der  Bedingung  geschlossen,  dass  der  Käufer 
vom  Vertrag  zurücktreten  kann,  falls  die  Sachen  ihm  bei  der  Pi'ufung 
nicht  zusagen. 

471.  Die  in  den  beiden  vorstehenden  Artikeln  angeführten  Be- 
dingungen^ gelten  als  erfüllt,  und  die  Verträge  als  perfekt  wenn  der 
Käufer  bei  der  Uebergabe  die  gekauften  Sachen  prüft  und  keine  Ein- 
wendungen gegen  ihre  Qualität  erhebt,  oder,  falls  er  sie  nicht  geprüft 
hat,  binnen  acht  Tagen  keine  Einwendungen  macht. 

Einz.  §.  Der  Verkäufer  kann  verlangen,  dass  der  Käufer  zu  der 
Prfifung  der  Waaren  bei  der  Uebergabe  schreitet,  ausser  im 
Fall  der  Unmöglichkeit,  bei  Strafe,  dass  die  Prüfung  behufs 
aller  Wirkungen  als  erfolgt  gUt. 

473.  Die  nicht  in  Bausch  und  Bogen  (nach  Ueberschlag,  a  esmo) 
oder  in  ganzer  Partie  (partida  inteira),  sondern  nach  Zalü,  Gewicht 
und  Maass  veikauften  Sachen  stehen  auf  Gefahr  des  Verkäuters, 
bis  sie  gezählt,  gewogen  oder  gemessen  sind,  es  sei  denn,  dass 
das  Zählen,  Wiegen  oder  Messen  durch  Schuld  des  Käufers  nicht 
erfolgt. 


^)  sog.  Kauf  nach  Probe  oder  Muster.  Dieser  Kauf  ist  in  Wirklichkeit 
ein  unbedingter  (wie  das  Deutsche  H.  G.  B.Art.  340  richtig  normiit),  jedoch 
unter  der  Verpflichtung  des  Verkäufers  geschlossen,  dass  die  Waare  der  Probe 
oder  dem  Mui^r  gemäss  ist. 

^  Cf:  oben  Note  1. 
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§  1.  Ein  Verkauf  in  Bausch  und  Bogen  oder  in  ganzer  Partie 
liegt  vor,  wenn  die  Sachen  lediglich  filr  einen  bestinunten 
Preis,  ohne  Bficksicht  auf  ein  Auszählen,  Abwiegen  oder 
Ausmessen  der  Gregenstände,  verkauft  sind,  oder  wenn  nur 
irgend  einer  dieser  Punkte  allein  zur  Bestimmung  der  Höhe 
des  Preises  in  Rechnung  berücksichtigt  wird. 

§  2.  Wenn  der  Verkauf  nach  Zahl,  Gewicht  oder  Maass  erfolgt 
ist,  und  die  Lieferung  ohne  Zählen,  Wiegen  oder  Messen 
stattgefunden  hat,  so  ersetzt  die  üebergabe  an  den  Käufer 
das  Zählen,  Wiegen  oder  Messen. 

478.  Wenn  die  Frist  für  die  üebergabe  der  verkauften  Sachen 
nicht  vereinbart  ist,  so  muss  der  Verkäufer  dieselben  binnen  24  Stunden 
nach  Absciüuss  des  Vertrages  zur  Verfügung  des  Käufers  stellen,  wenn 
sie  nach  Ansicht  (&  vista)  gekauft  waren. 

Einz.  §.  Wenn  der  Verkauf  der  Sachen  nicht  nach  Ansicht  statt- 
gefunden hat,  und  die  Frist  für  die  Üebergabe  nicht  verein- 
bart ist,   so  kann  der  Käufer  diese  gerichtlich  festsetzen  lassen. 

474.  Wenn  der  Käufer  einer  beweglichen  Sache  seinen  Ver- 
pflichtungen nicht  nachkommt,  so  kann  der  Verkäufer  die  Sache  im' 
Rechtswege  für  Rechnung  des  Käufers  deponiren  oder  wiederverkaufen 
lassen. 

§  1.  Der  Wiederverkauf  ist  in  öffentlicher  Versteigerung  oder,  wenn 
die  Sache  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  hat,  durch  Ver- 
mittelung  eines  Mäklers  zu  dem  laufenden  Preis  zu  bewirken, 
wobei  dem  Verkäufer  der  Anspruch  auf  Zahlung  der  Differenz 
zwischen  dem  erhaltenen  und  dem  vereinbarten  Preise  und 
auf  Ersatz  der  Verluste  und  Schäden  verbleibt. 
§  2.  Der  Verkäufer,  der  von  der  in  diesem  Artikel  gewährten 
Befugniss  Gebrauch  macht,  ist  in  allen  Fällen  verpflichtet, 
dem  Käufer  das  Ergebniss  mitzutheilen. 

475.  Die  gegen  baar  auf  Messen  oder  Märkten  abgeschlossenen 
Kauf-  und  Verkaufverträge  sind  an  dem  nämlichen  Tage  ihres  Abschlusses 
oder  spätesMbs  am  folgenden  Tage  zu  erfüllen. 

Einz.  §.  Sind  die  in  diesem  Artikel  festgesetzten  Fristen  ver- 
strichen, ohne  dass  irgend  einer  der  Kontrahenten  die  EifüUung 
des  Vertrages  gefordert  hätte,  so  gilt  dieser  als  wirkungslos, 
und  jedes  etwa  gegebene  Handgeld  verbleibt  im  Vermögen 
dessen,  der  es  empfangen  hat. 

9* 
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476.  Der  Verkäufer  kann  dem  Käufer  die  Ausstellung  einer 
Rechnung  über .  die  verkauften  und  ubergebenen  Waaren,  gegen  Em- 
pfangnahme des  Pi^eises  oder  des  Theiles  des  gezahlten  Preises,  nicht 
verweigern. 


Titel  XVIV) 
Tom  Report  (Prolongationsgescli&ft). 

477.  T)as  Reportgeschäft  wird  abgeschlossen  durch  den  Baarkauf 
von  negocirbaren  Forderungstiteln  und  durch  den  gleichzeitigen  Rückkauf 
von  Titeln  der  ndmlichen  Art,  auf  Zeit,  aber  für  einen  bestimmten  Preis, 
wobei  der  Kauf  und  Wiederverkauf  von  derselben  Person  bewirkt  wird. 

Einz.  §.  Die  wesentliche  Voraussetzung  für  die  Gültigkeit  des 
Reportgeschäfts  ist  die  wirkliche  Uebergabe  der  Titel. 

478.  Das  Eigenthum  der  Titel,  die  den  Gegenstand  des  Report- 
geschäfts bilden,  wird  auf  den  Käufer- Wiederverkäufer  übertragen;  es 
steht  aber  den  Parteien  frei,  zu  vereinbaren,  dass  die  Prämien,  Amoiti- 
sationen  und  Zinsen,  welche  auf  jene  Titel  während  der  Frist  der  Ver- 
einbarung etwa  fallen  mögen,  zu  Gunsten  des  ursprünglichen  Verkäufers 
laufen. 

479.  Die  Parteien  können  die  Dauer  des  Reports  um  eine  oder 
mehrere  successive  ]?risten  verlangen!. 

Einz.  §.  Wenn  die  Parteien,  nach  Ablauf  der  Dauer  des 
Reports,  die  Differenzen  liquidireu,  um  deren  Bezahlung  gesondert 
zu  bewirken  und  den  Report  hinsichtlich  der  Titel  des  Betrages 
oder  anderer  Arten  oder  zu  einem  anderen  Preise  zu  erneuern, 
so  gilt  die  Erneuerung  als  ein  neuer  Vertrag. 

^)  Dieser  Abschnitt  ist  neu  und  beruht  auf  dem  Italienischen  Gesetz- 
buch Tit.  Vni  lib.  I.  (cf.  H:.d.E.  Band  III  S.  219),  welches  auch  hierbei,  wie 
der  Ministerialbe  rieht  bemerkt  (S.  XVI)  „werth  volle  Unterstützung  leistete" 
(,,8erviä.  de  valido  subsidio**)»  Der  Vertrag  wird  in  dem  Ministerialbericht  als 
„contrato  sui  generis"  anerkannt  (durch  welches  Anerkenntnisse  gemäss  dem 
Bericht  der  Deputirtenkammer  —  ParecerS.  XLI  —  die  Entscheidung  über 
die  schwierigen,  aus  der  juristischen  Natur  des  Geschäfts  sich  ergebenden  Fragen 
vermieden  werde),  und  daitir  das  neue  Wort  „reporte**  geschaffen.  ,,GlüGk- 
licherweise"  (fQgt  der  letztgenannte  Bericht  hinzu)  „gestattet  uns  die  Abwesen- 
heit jedes  finanziellen  Missgeschicks  an  unserer  Börse,  —  welches  etwa  die 
Meinung  dahin  beeinflussen  könnte,  Gesetze  wie  diejenigen  von  0 esterreich, 
Frankreich' und  anderen  Ländern  zu  schaffen,  —  bei  kaltem  Blut  („a  sangue 
frio")  und  ohne  Uebertreibungen  gesetzgeberisch  vorzugehen/* 
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Titel  XVm. 
Tom  ümtauscli  oder  Tausch^)  (Escambo  ou  troca). 

480.  Der  Umtausch  oder  Tausch  ist  ein  handelsrechtlicher  in  den 
nämlichen  Fällen,  in  welchen  es  der  An-  und  Verkauf  ist,  und  wird  nach  den 
nämlichen,  für  letzteren  aufgestellten  Bestimmungen  geregelt,  insoweit 
Alles  auf  die  Umstände  oder  Bedingungen  dieses  Vertrages  anwendbar  ist. 


Titel  XIX. 

Ton  der  Hiethe. 

481.  Die  Miethe  ist  eine  handelsrechtliche,  wenn  die  Sache  gekauft 
worden  ist,  um  deren  Grebrauch  zu  vermiethen. 

482.  Der  handelsrechtliche  Miethsvertrag  ist  nach  den  Be- 
stimmungen des  Bürgerlichen  Gesetzbuches^,  welche  den  Miethsvertrag 
regeln,  zu  ordnen  sowie  nach  den  etwa  anwendbaren  Bestimmungen 
dieses  Gesetzbuches,  vorbehaltlich  der  Vorschriften  bezüglich  der  Ver- 
frachtungen von  Schiffen. 

Titel  XX. 

Ton  der  Uehertragang  und  Emeaernng  (reforma) 
von  handelsrechtliclien  Fordemngstlteln. 

483.  Die  Ueberl  ragung  der  Titel  an  Ordre  erfolgt  mittels  In- 
dossaments, diejenige  der  Titel  auf  Inhaber  durch  wirkliche  Uebergabe, 
diejenige  der  öffentlichen  negocirbaren  Titel  in  der  Form,  die  durch  das 
Gesetz  ihrer  Kreirung  oder  durch  das  Dekret  bestimmt  ist,  welches  die 
betreffende  Emission  genehmigt  hat ;  und  diejenige  der  nicht  indossirbaren 
und  nicht  auf  den  Inhaber  lautenden,  nach  den  Vorschriften  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  betreffend  die  Cession  von  Forderungen.^) 

484.  Die  Wechsel,  Aktien,  Obligationen  und  andere  durch  In- 
dossament übertragbare  Handelstitel,  welche  vernichtet  oder  verloren 
sind,  können  gerichtlich  auf  Antrag  des  betreffenden  Eigenthümers 
wiederhergestellt  werden,  wenn  derselbe  sein  Recht  imd  die  Thatsache, 
welche  die  Wiederherstellung  motivirt,  darthut. 


1)  Hierzu  Art.  1592  Cod.  Civ. 

2)  Cf.  Art.  1596  und  1633—1635  Cod.  Civ.  s.  auch  oben  Note  3  zu  Art.  395. 

3)  Cf.  Art.  785—795  Cod.  Civ. 
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§  1.  Die  Wiederherstellung  ist  bei  dem  Handelsgericht  des  Ortes 
der  Zahlung  des  Titels  oder  bei  dem  Sitz  der  Gesellschaft^ 
welche  die  Aktie  oder  die  Obligation  emittirt  hat,  zu 
beantragen  y  und  kann  nicht  ohne  vorgängige  Ediktalcitation 
aller  unbekannten  Interessenten  und  Ladung  aller  bei  dem 
Titel  Mitverpflichteten  oder  der  gesetzlichen  Vertreter  der 
Gesellschaften,  auf  die  sie  sich  beziehen,  verfägt  werden. 

§  2.  Lautet  die  Aktie  oder  Obligation  auf  den  Namen,  so  ist 
gleichfalls  diejenige  Person  zu  laden,  auf  deren  Namen  sie  ein- 
getragen steht,  und  jeder  andere  Interessent,  der  bekannt  ist. 

§  3.  Ist  die  Klage  erhoben,  so  kann  der  Kläger  alle  Mittel  behuf» 
Wahrung  seiner  Eechte  geltend  machen. 

§  4.  Hat  das  Urtheil,  welches  zu  der  Wiederherstellung  ermächtigt^ 
die  Rechtskraft  beschritten ,  so  müssen  die  im  Titel  Mitver- 
pflichteten, oder  die  Gesellschaft,  auf  die  derselbe  sich  bezieht, 
dem  Antragsteller  einen  neuen  Titel  übergeben,  bei  Strafe,  dass 
die  Urtheüsurkunde  gegen  sie  als  Titel  dient. 

§  5.  Der  Acceptant  und  andere  zur  Zahlung  des  Wechsels  Mit- 
verpflichtete, sowie  die  Gesellschaften,  welche  Aktien,  Obli- 
gationen und  andere  Titel  emittiren ,  sind  lediglich  zur 
Zahlung  der.  betreffenden  Summen  nebst  deren  fälligen  Zinsen 
oder  Dividenden  verpflichtet,  und  zwar  nur,  wenn  der  Eigen- 
thämer  des  neuen  Titels  genügende  Sicherheit  für  die  Rück- 
erstattung dessen,  was  er  empfängt,  bestellt 

§  6.  Diese  Sicherheit  fällt  fünf  Jahi-e  nach  der  Bestellung  von 
Rechtswegen  heim,  wenn  nicht  in  dieser  Frist  gegen  denjenigen^ 
welcher  die  Kaution  leistete,  gerichtlich  die  Silage  auf  Heraus- 
gabe angestellt,  oder  wenn  die  Klage  für  unbegründet  erklärt 
worden  ist 
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m.  Buch. 

Vom  Seehandel. 

Titel  i. 

Ton  den  Schiffen  J) 

KAPITEL  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

485.  Die  Schiffe  werden  in  allen  rechtlichen  Beziehungen  als  be- 
wegliche Sachen  angesehen,  vorbehaltlich  der  Modifikationen  oder  Ein- 
schränkungen dieses  Gesetzbuches. 

Eiuz.  §.  Einen  Theil  des  Schiffes  bilden  die  Boote,  Kähne, 
Schaluppen,  das  Takelwerk,  die  AusiiistuDgsstticke,  die  Waffen, 
der  Proviant  und  andere  zu  dessen  Gebrauch  bestinunte  Gegen- 
stände; und  wenn  das  Schiff  durch  Dampf  bewegt  wird,  seine 
Maschine  und  deren  Zubehör. 

486.  Behufs  der  Wirkungen  dieses  Gesetzbuches  sind  als  nationale 
(einheimische)  diejenigen  Schiffe  anzusehen,  welche  als  solche  nach  Mass- 
gabe der  besonderen  Schifiahrtsakte^  matrikulirt  sind. 

487.  Der  Besitz  eines  Schiffes  ohne  Erwerbstitel  schafft  kein 
Eigenthum.^) 

488.  Die  Streitfragen  bezüglich  Eigenthums  des  Schiffes,  der  Vor- 
zugsrechte und  Hypotheken,  welche  dasselbe  belasten,  sind  nach  dem 
Gesetz  der  Nationalität  zu  ordnen,  welcher  das  Schiff  zu  der  Zeit  an- 
gehörte, zu  der  das  Recht,  welche  den  Gegenstand  des  Streites  bildet, 
erworben  worden  ist. 

§  1.  Das  Nämliche  ist  bei  den  Streitigkeiten  betreffs  der  Vorzugs- 
rechte an  Fracht  oder  Ladung  des  Schiffes  zu  beobachten. 

§  2.  Eine  Aenderung  der  Nationalität  berührt  nicht,  vorbehaltlich 
internationaler  Verträge,  die  früheren  Eechte  an  dem  Schiffe. 

1)  „Dos  Navios*',  im  früheren  Gesetzbuch  mit  dem  Ausdruck  „embar95e8, 
bezeichnet. 

«)  Verordnung  vom  8.  Juli  1863.  Auch  Ausländer  können  jetzt  Portu- 
giesische Schiffe  erwerben;  anders  im  früheren  Becht  Art.  1289  H.  G.  B.  und 
Art.  4  der  cit.  Verordnung. 

8)  Entspricht  fast  wörtlich  dem  früheren  Recht  Art.  1292  H.  G.  B.  und  dem 
Art.  7  der  cit.  Schiffahrtsakte  (statt  .,attribue**  ,4niporta")- 
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489.  Die  Verträge,  welche  den  Bau  eines  Schiffes  zum  Gregenstand 
haben,  müssen  schriftlich  geschlossen  werden. 

§  1.  Der  Eigenthün^er  des  im  Bau  befindlichen  Schiffes  kann  den 
Vertrag  mit  dem  Erbauer  oder  Unternehmer  wegen  Un- 
kenntniss  oder  Betrages,  welche  bei  der  Erbauung  zu  Tage 
getreten  sind,  aufheben. 

§  2.  Die  Erbauungsurkunde  des  Schiffes  hat  den  zu  zahlenden  Preis 
anzugeben. 

§  3.  Die  Vorschriften  dieses  Artikels  und  dieser  Paragraphen  sind 
auf  die  Verträge  über  eine  Hauptreparatur  der  Schiffe  und 
auf  alle  diejenigen  anwendbar,  welche  die  Verträge  über  Er- 
bauung oder  Hauptreparatur  modificiren,  ändern,  ergänzen  oder 
widerrufen. 

§  4.  Als  Vertrag  über  Hauptreparatur  eines  Schiffes  gilt  jeder, 
dessen  Betrag  die  Hälfte  des  Schiffswerthes  übersteigt. 

490.  Jeder  Vertrag  betreffend  Uebertragung  eines  Schiffes  mnss 
in  einer  authentischen  oder  authenüsirten  Urkunde  abgeschlossen  werdeue 

§  1.  Anwendbar  auf  diese  Verträge  ist  die  Bestimmung  des  §  2 
des  vorstehenden  Artikels. 

§  2.  Wenn  die  Uebertragung  im  Auslande  stattfand,  so  ist  der 
Titel  bei  der  Konsular-Agentur  des  Bezirks,  wo  sich  das 
Schiff  bei  Abschluss  des  Vertrages  befindet,  oder  in  dem 
ersten  Hafen,  den  es  anläuft,  wenn  der  Vertrag  an  einem 
Orte  geschlossen  ist,  wo  sich  kein  Portugiesisches  Konsulat 
befindet,  umzuschreiben. 

§  3.  Der  Portugiesische  Konsular- Agent  muss  mit  der  nächsten 
Post  an  das  Sekretariat  (Gerichtsschreiberei)  des  Handels- 
gerichts, bei  welchem  das  Schiff  matrikulirt  ist,  eine  Abschrift 
der  bei  dem  betreffenden  Amte  erfolgten  Begistrirung  über- 
senden. 

§  4.  Dei  Vertrag  über  die  Uebertragung  des  Schiffes  ist  un- 
verzüglich in  dem  betreffenden  Königlichen  Beisepass  zu  ver- 
merken. 

491.  Das  zur  Reise  fertiggestellte  (expedirte)  Schiff  kann  nicht 
arrestirt  noch  gepfändet  werden,  es  sei  denn  wegen  einer  Schuld,  die 
behufs  Zurüstung  jener  nämlichen  Reise  oder  zur  Sicherung  einer  Ver- 
bindlichkeit in  Folge  Zusammenstosses  eingegangen  war. 
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Einz.  §.  Der  Arrest  oder  die  Pfändung  bezüglich  Boden-Erzeugnisse 
oder  Waaren,  welche  schon  in  "ein  Schiff,  das  sich  in  den,  in  diesem 
Artikel  vorgesehenen  Umständen  befindet,  verladen  sind,  ermächtigt 
nicht  zu  deren  Ausladung,  es  sei  denn,  unter  denselben  Be- 
dingungen,  unter  denen  der  Ablader  selbst  das  Eecht  hat,  sie  zu 
fordern,  nämlich,  wenn  der  Interessent  die  Fracht,  die  Kosten 
der  Verladung,  der  Ausladung  und  Umstauung  zahlt  und  Sicher- 
heit für  den  Werth  der  Waare  leistet. 

KAPITEL  II. 
Vom  Eigenthümer. 

492.    Der  Eigenthümer  eines  Schiffes  ist  civilrechtlich  haftbar: 

1.  Wegen  der  Handlungen  und  Unterlassungen  des  Kapitäns  und 
der  Mannschaft; 

2.  Wegen  der  Verbindlichkeiten,  die  vom  Kapitän  in  Bezug  auf 
das  Schiff  und  dessen  Fahrt  eingegangen  sind; 

3.  Wegen  der  Schäden,  die  während  der  Zeit  oder  bei  Gelegenheit 
eines  Schleppens  verursacht  sind; 

4.  Wegen  der  Versehen  von  Piloten  oder  Lootsen,  die  an  Bord 
genommen  sind. 

§  1.  Die  in  No.  2   dieses  Artikels  auferlegte  Haftbarkeit  hört 
auf  mit   Abandon   des   Schiffes    und  der   verdienten  oder 
zu  verdienenden  Fracht,  ausgenommen  in   dem   Fall   von 
Verpflichtungen,  die  behufs  Zahlung  der  Mannschaftslöhnung 
eingegangen  sind. 
§  2.  Die  in  No.  3  dieses  Artikels  auferlegte  Haftbarkeit  höiii 
auf,  wenn  in  Folge  der  besonderen   Art   des   Schleppens 
die  Führung  des  Schiffes  ausschliesslich  dem  Kapitän  des 
Schleppers  zusteht,  da   in   diesem    Fall   der   Eigenthümer 
allein  für  die  Versehen  des  Kapitäns  und  der  Mannschaft 
seines  Schiffes  haftbar  ist. 
§  3.  Die  in  No.  4  dieses  Artikels  auferlegte   Haftbarkeit   hört 
auf,  wenn  die  Annahme  des  Piloten    oder   Lootsen   durch 
das  betreffende  Ortsgesetz  vorgeschrieben  war. 
493.    Der  Eigenthümer  kann  den  Kapitän   vor  Beginn  der  Reise 
entlassen,  ohne  ihm  irgend  eine  Entschädigung   zu   verschulden,   es   sei 
denn,  dass  diesem  kontraktlich  das  Eecht  vorbehalten  ist,  sie  zu  fordern. 
Einz.  §.    Wenn  der  Kapitän  Miteigenthümer  des  Schiffes   ist,   so 
kann  er  im  Fall  der  Entlassung   auf  seinen  Antheil  verzichten. 
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und  Ausantwortung  des  Kapitals,  welches  derselbe  repräsentirt, 
yerlangen. 

494.  Die  mehreren,  an  irgend  einem  See-Unternehmen  Betheüigten 
können  sich  anter  der  Bezeichnung  einer  Parcerie  (Vereinigung  auf 
Theilhaberschaft,  parceria)  vereinigen. 

§  1.  Diese  Vereinigung  können  die  Rheder  bilden,  die  Bheder 
mit  der  Mannschaft,  die  Ersteren  und  die  Letzteren  mit  den 
Abladern. 

§  2.  Rheder  sind  die  Eigen thumer  oder  Befrachter,  welche  das 
Schiff  ausrttsten  lassen. 

495.  Anwendbar  auf  die  See-Parcerie  sind  diejenigen  Bestimmungen 
bezüglich  der  Kommanditgesellschaft  und  der  Vereinigung  für  gemein- 
schaftliche Rechnung  (Theilhaberschaft)  die  mit  der  Form,  unter  welcher 
sie  errichtet  ist,  im  Einklang  stehen,  insoweit  sie  nicht  ihrer  Eigenheit 
widersprechen  und  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  folgenden  Para- 
graphen : 

§  1.  Mangels  einer  (anderen)  Ernennung  ist  der  Kapitän  Kassirer 
der  Parcerie,  wenn  die  Parcerie  zwischen  den  Rhedem  und 
der  Mannschaft  geschlossen  ist;  wenn  sie  aber  auch  mit  den 
Abladern  geschlossen  ist,  so  ist  es  derjenige  Meistbetheiligte, 
welcher  sich  an  Bord  befindet,  oder  sein  Beauftragter,  und 
in  Ermangelung  der  beiden  der  Kapitän. 

§  2.  Die  Gewinne  und  Verluste  bei  der  See-Parcerie  müssen, 
wenn  keine  entgegenstehende  Vereinbarung  vorliegt,  im  Ver- 
hältniss  des  Antheiles  vertheilt  werden,  welchen  jeder  Rheder, 
sofern  er  Eigenthümer  ist,  an  dem  Werthe  des  Schiffes  zur 
Zeit  des  Vertragsschlusses,  und  wenn  er  Befrachter  ist,  zur 
Zeit  der  Ausrüstung  hat,  wie  des  Werthes,  welchen,  nach 
dem  laufenden  Preise  am  Ort  und  zu  der  Zeit  des  Vertrags- 
schlusses, die  jedem  Ablader  gehörige  Ladung  hat;  und  im 
Verhältniss  der  Bezüge  und  der  Heuer  jedes  Mitgliedes  der 
Mannschaft. 

§  3.  Der  Kassirer  darf  ohne  Einwilligung  der  Mehrheit  der  Theil- 
haber  keine  Reise  unternehmen,  noch  einen  neuen  Frachtvertrag 
bezüglich  des  Schiffes  schliessen,  noch  dieses  versichern,  noch 
Reparaturen  oder  andere  Ausgaben  machen,  aus  welchen  der 
Parcerie  eine  persönliche  Verpflichtung  erwächst. 

§  4.  Der  Kassirer  hat  unter  anderen  Befugnissen  auch  die  fol- 
genden : 
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1.  Den  Kapitän  anzunehmen  und  zu  entlassen,  auch 
wenn  er  Theilhaber  ist; 

2.  Die  Kosten  bei  der  Ausrüstung,  Verproviantirung 
und  Bewachung  der  Ladung  während  der  Keise  und  die 
Frachtbedingungen  zu  regeln; 

S.  Die  Kosten  der  auf  der  Reise  bewirkten  Beparatur, 
und  die  fällig  werdende  Fracht  zu  yersichem; 

4.  Den  Theilhabem  am  Schluss  der  Heise  eine  Rechnung 

über   den   Stand   der    Parcerie  zu   geben    und    die  Ver- 

theilung  der  Gewinne  oder  Verluste  vorzunehmen- 

§  5.  Die  Parcerie  haftet  den  Gläubigem  und  den  bei  Gelegenheit 

der  Reise  Geschädigten  für  die   Handlungen  des   Kassirers, 

des  Kapitäns  und  der  Mannschaft,  mit  Rückgriff  gegen  diese. 

§  6.  Dieser  Anspruch  auf  Haftung  kann  an  den  betreffenden  An- 

theilen derjenigen,  welche Theilhaberwaren,  und  den  Bezügen  und 

Löhnen  derer,  welche  es  nicht  waren,  geltend  gemacht  werden. 


KAPITEL  III. 
Vom  Kapitän. 

496.  Der  Kapitän  ist  die  Person,  welche  mit  der  Leitung  und 
Führung  des  Schiffes  betraut  ist,  und  er  haftet  in  dieser  Eigenschaft 
für  Versehen,  welche  er  in  Ausübung  seiner  Befugnisse  begeht.^) 

Einz.  §.  Die  Haftbarkeit  des  Kapitäns  hört  in  Folge  eines  zu- 
fälligen Ereignisses  oder  höherer  Gewalt  auf. 

497.  Der  Kapitän  haftet  den  Abladern  für  die  abgeladenen,  sich 
aus  den  betreffenden  Konnossementen  ergebenden  Waaren,  für  den 
Schaden,  den  diejenigen  erlitten  haben,  welche  er  auf  der  Kühl  (dem 
Deck)  des  Schiffes  ohne  schriftliche  Genehmigung  des  Abladers  yerladen 
hat;  nicht  aber  für  Pretiosen,  Geld,  und  Forderungstitel,  die  in  den 
Koonossementen  nicht  angegeben  sind. 

Einz.  §.  Die  einfache  Erklärung  in  den  Ladungskonnossementen, 
dass  die  Waaren  auf  die  Kühl  gelangen,  bedeutet  die  Zw 
Stimmung  des  Abladers,  vorbehaltlich  sofortigen  Protestes. 


1)  Das  Erfordemiss  der  Zuständigkeit  zur  Portugiesischen  Nation,  welches 
das  frühere  Gesetzbuch  aufsteUte,  Art.  1362  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  II  S.  273) 
ist  faUen  gelassen.  Das  Spanische  Eecht  verlangt,  dass  der  S^pitän  Spanier 
sein  müsse  Art.  609  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  VIS.  103). 
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498.  Es  steht  dem  Kapitän  za,  die  Mannschaft  zu  bilden  und 
anzumustern,  nachdem  die  Eheder  oder  Eigenthümer  des  Schiffes  gehört 
worden ,  wenn  sie  gegenwärtig,  oder  die  Konsignatare ,  wenn  solche 
vorhanden  sind  ^) 

Einz.  §.  Der  Kapitän  kann  nicht  gezwungen  werden,  gegen 
seinen  Willen  irgend  einen  Seemann  in  den  Schiffsdienst  an- 
zunehmen. 

499.  Der  Kapitän  muss  an  Bord  haben: 

1.  Ein  Buch  für  Passagiere  und  Ladung; 

2.  Ein  Rechnungsbuch; 

3.  Ein  Scbiffahrtstagebuch ; 

4.  Ein  Schiffsinventar  (Bord-Inventar). 

Einz.  §.   Das  Passa^r-  und  Ladungsbuch  kann  durch  die  gleich- 
artigen Deklarationen  und   Berichte  ersetzt  werden,   vorausge- 
setzt, dass  sie  den  in  Art.  501  aufgestellten  Erfordernissen  genügen. 
600.    Die  Schiffsbücher  sind  bei   der   Seebehörde   des   Hafens,   in 
dem  das  Schiff  matrikulirt  ist,  zu  numeriren  und  zu  parafiren. 

Einz.  §.   Ist  es  nothwendig,  irgend  eines  der  Bücher  zu  erneuern, 
während  das  Schiff  sich  auf  der  Reise  oder  in  einem,  vom  Ma- 
trikelhafen verschiedenen  Ladungshafen   befindet,   so   kann  die 
Numerirung    und     die   Parafirung    durch    die  Behörde   dieses 
Hafens  oder  durch   den  Portugiesischen  Konsular-Agenten  be- 
wirkt werden. 
501.    Das  Passagier-  und  Ladungsbuch  muss  enthalten:  die  Namen, 
den  Ausfahrtspunkt  und  den  Endpunkt  der  Reise  der  Passagiere;   die 
Qualität  und  Quantität  der  verladenen  Gegenstände,   wobei  die  Ballen 
nach  ihren  Nummern  und  Zeichen  anzugeben  sind,  die  Häfen   der  Ver- 
ladung und  Löschung;  die  Namen  der  Ablader  und  der  Destinatare  oder 
Konsignatare;  und  alle  Angaben,  die  der  Kapitän  über  die  an  Bord  be- 
findlichen Personen  oder  Sachen  für  nothwendig  hält. 

602.    Das  Rechnungsbuch  muss  die  Einnahmen  und  Ausgaben  be- 
züglich des  Schiffes  enthalten  und  umfassen:  die  Löhne  der  Mannschaft, 


^)  Nach  Spanischem  Becht  steht  dem  KapitäD  hei  Anweseaheit  des 
Eheders  nur  ein  Vorschlagsrecht  (hacer  la  propuesta)  betr.  die  Bildung 
der  Mannschaft  zu,  wenngleich  auch  ihm  ein  Seemann  gegen  seinen  Willen 
nicht  aufgezwungen  werden  kann,  Art.  610  No.  1  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  V,  1 
S.  102).  Nach  Italienischem  Becht  muss  der  Kapitän  im  Einverständniss 
mit  den  Bhedern  handeln ,  wenn  er  sich  am  Ort  ihres  Wohnsitzes  befindet, 
Art.  499  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III  S.  277). 
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die  Kosten  aus  Anlandungei),  die  Aufnahme  von  Bodmerereidarlehen, 
nnd  alle  anderen  Kredit-  und  Debet-Posten  betr.  die  Haftbarkeit  des 
Kapitäns. 

503.  Das  Schififahrtstagebuch  muss  enthalten:  die  Angabe  des 
Abfahrtshafens,  die  bewirkten  Manöver,  den  zurückgelegten  Weg,  die 
geographischen,  meteorologischen  und  astronomischen  Beobachtungen,  die 
Ereignisse  der  Reise,  die  erlittenen  Havarien,  die  Bezeichnung  der  ver- 
lorenen oder  abandonnirten  Gegenstände,  die  Eintragung  der  Geburten 
und  Todesfälle  an  Bord,  die  im  Schiffsrath  gefassten  Beschlüsse  und  alle 
anderen  gewöhnlichen  und  aussergewöhnlichen  Ereignisse  der  Fahrt  und 
Schiffsbewegung. 

504.  Das  Schifisinventar  (Bord-Inventar)  muss  enthalten:  das 
Verzeichniss  der  Ausrüstungsgegenstände,  Möbel,  Instrumente  und  anderer 
Gegenstände,  mit  denen  das  Schiff  versehen  ist,  unter  Angabe  der  Aende- 
rungen,  die  etwa  eingetreten  sein  mögen. 

606.  Der  Kapitän  muss,  bevor  er  irgend  eine  Reise  antritt,  eine 
Untersuchung  des  Schiffes  vornehmen  lassen,  um  sich  von  dem  Zustand 
der  Seetüchtigkeit  desselben  zu  vergewissern,  ausgenommen,  wenn  noch 
nicht  sechs  Monate  seit  der  letzten  Untersuchung  verflossen  sind. 

§  1.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  trifft  auch  die  ausländischen 
Schiffe,  die  in  den  Häfen  des  Königreichs  und  seiner  Be- 
sitzungen vor  Anker  liegen. 

§  2.  Bei  den  Untersuchungen,  zu  deren  Vomahme  nach.  Massgabe 
dieses  Artikels  geschritten  werden  muss,  ist  immer  das 
Schiffsinventar  vorzulegen,  um  festzustellen,  dass  die  in  dem- 
selben angegebenen  Ergänzungsstücke  vorhanden  sind. 

§  3.  Die  Untersuchung  ist  durch  den  Richter  des  Handelsgerichts 
und  in  dessen  Ermangelung  durch  die  Seebehörde  des  Hafens 
zu  leiten. 

§  4.  Die  Untersuchung  begründet  die  Vermuthung  der  Seetüchtig- 
keit, und  in  Ermangelung  der  letzteren  vdrd  der  Kapitän 
den  Interessenten  an  Schiff  und  Ladung  haftbar. 

§  5.  Die  Prüfung  befreit  den  Verfrachter  nicht  von  der  Haftung, 
wenn  die  Interessenten  beweisen,  dass  das  Schiff  in  Folge 
heimlicher  Mängel  seeuntfichtig  ausgelaufen  ist. 

606.  Der  Kapitän  muss  innerhalb  24  Stunden  nach  seiner  Ankunft 
im  Bestimmungshafen  sein  Schifffabrtstagebnch  der  mit  der  Legalisirung 
betrauten  Behörde  zur  Visirung  vorlegen ;  und  im  Fall  des  Einlaufens  in  einen 
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Nothhafen,  im  Fall  eines  Schiftbiiicbs  oder  eines  aussergewöhnlichen  Er- 
eignisses, durch  welches  eine  Verzögening  der  Reise  oder  eine  Havarie 
für  das  Schifi,  die  Passagiere  oder  die  Ladung  erwachsen  ist,  muss  er 
in  der  gleichen  Frist  seinen  See-Bericht  (Verklarung)  vor  der  besagten 
Behörde  ablegen ;  dieser  ist  durch  eine  summarische,  von  der  Mannschaft 
und  den  Passagieren  eingeholte  Information,  falls  Gelegenheit,  sie  zu 
befragen,  vorhanden  ist,  zu  vervollständigen. 

§  1.  Die  Interessenten  oder  ihre  Vertreter  sind,  unabhängig  von 
einer  Vollmacht  und  als  (einfache)  Geschäftsführer,  zur 
Assistenz  zuzulassen. 

§  2.  Die  durch  die  summarischen  Vemdimunge^  betcräftlgten  Ver- 
klarungen machen  Beweis  vor  Gericht,  vorbehaltlich  eines 
Gegenbeweises. 

§  3.  Es  genügt  das  Verhör  des  Kapitäns,  um  seine  Verklarung 
oder  seinen  Seeprotest  in  gleicher  Weise  wirksam  zu  machen, 
wenn  er,  als  der  alleinige  aus  einem  Schiffbruch  Gerettete, 
sich  an  dem  Orte  meldet,  wo  er  die  Verklarung  ablegt. 

§  4.  Die  Verklarung  muss  den  Abfahrtshafen  und  Abfahrtstag 
des  Schiffes,  den  zurückgelegten  Weg,  die  überstandenen  Ge- 
fahren, die  dem  Schiff  oder  der  Ladung  widerfahrenen  Schäden 
und  im  Allgemeinen  alle  wichtigen  Umstände  der  Keise  an- 
führen. 

607.  Der  Kapitän  darf  ausser  in  Fällen  von  Dringlichkeit  oder 
höherer  Gewalt,  mit  der  Entladung  (Löschung)  des  Schiffes  nicht  eher 
beginnen^  als  nicht  seine  Verklarung  gemacht  und  bekräftigt  ist. 

508.    Zu  den  Verpflichtungen  des  Kapitäns  gehört  es: 

1.  Eine  gute  Stauung,  Schichtung,  Bewachung  und  Uebergabe 
der  Ladung  zu  bewirken; 

2.  Im  eisten  günstigen  Augenblick  die  Anker  zu  lichten,  sobald 
alles  an  Bord  ist,  was  zur  Reise  nothwendig  ist; 

3.  Das  Schiff  an  seinen  Bestimmungsort  zu  führen; 

4.  Während  der  ganzen  Dauer  der  Beise  an  Bord  zu  verweilen, 
welche  Gefahr  auch  eintreten  mag; 

5.  Einen  sachverständigen  Lootsen  an  allen  Hafeneingängen,  Küsten, 
Gestaden  anzunehmen,  wo  das  Gesetz,  die  Gewohnheit  oder  die 
Vorsicht  es  erfordert,  unter  Beobachtung  der  Hafenreglements; 

6.  Den  (Schiffs-)  Eath  der  Offiziere,  Bheder,  Kassirer  und  Ablader, 
welche   etwa  an  Bord  sind,   bei  jedem  wichtigen  Ereigniss  zu 
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berufen,    bei    welchem    dem   Fahrzeug    oder    der    Ladung    ein 
Schaden  droht;') 

7.  Jede  Mühwaltung  aufzuwenden,  um  das  Geld,  die  Waaren  und 
Werthsachen,  sowie  die  Deklarationen  und  Schiffspapiere  zu  be- 
wahren und  in  guter  Hut  zu  halten,  sofern  das  Schiff  verlassen 
werden  muss; 

8.  Im  Fall  eines  Seewurfes  die  Gegenstände  von  geringerem  Werthe, 
die  dem  Schiff  weniger  nothwendigen,  die  schwerstwiegenden 
und  die  auf  Deck  befindlichen  zunächst  zu  opfern; 

9.  Bei  dem  Einlaufen  in  einen  Nothhafen  alle  Bestimmungen, 
welche  aus  dem  Tit.  VI  dieses  Buches  darauf  anwendbar  sind, 
zu  beobachten; 

10.  Die  nothwendigen  Sicherungsmassregeln  zur  Erhaltung  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  zu  treffen,  wenn  sie  mit  Beschlag  be- 
legt, embargirt  oder  detinirt  sind; 

11.  Während  der  Beise  alle  Gelegenheiten  zu  benutzen,  um  den 
Rhedem,  Kassirem  oder  deren  Vertretern  in  den  Ankunfts- 
oder Anlandungshäfen  Nachricht  von  den  Ereignissen  der  Beise, 
von  ausserordentlichen .  Ausgaben  für  das  Fahrzeug  und  von 
allen,  zu  jenem  Zweck  aufgenommenen  Kapitalien  zu  geben; 

12.  Die  Schiffsbticher  den  Interessenten,  die  sie  prüfen  wollen,  vor- 
zulegen, ihnen  auch  zu  bewilligen,  dass  sie  daraus  Abschriften 
oder  Auszüge  anfertigen. 

509.  Der  Kapitän  ist  die  zuständige  Persönlichkeit,  in  jedem 
Lande  die  Eigenthümer  oder  Rheder  des  Schiffes,  sei  es  als  Kläger  oder 
als  Beklagter,  vor  Gericht  zu  vertreten,  und  ebenso  ist  er  ihr  Mandatar 
in  allem,  was  sich  auf  die  Leitung  und  Expedition  des  Schiffes  bezieht, 
indem  er  nach  freiem  Ermessen  während  der  Reise  und  im  Auslande 
verfahren  kann. 

Einz.  §.  Ist  einer  der  Eigenthümer  oder  Rheder  des  Schiffes,  oder 
einer  ihrer  Vertreter  anwesend,  so  darf  der  Kapitän  ohne  dessen 


^)  Nach  früherem  Becht  war  der  Kapitän  als  an  den  Beschluss  des  Schiffs- 
raths  gebunden  anzusehen ;  bei  Meinungsverschiedenheit  prävalirte  seine  Meinung 
H.  G.  B.  Art.  13^7.  Nach  Spanischem  Recht  ist  der  Kapitän  im  Allgemeinen, 
(cf.  Art.  813  H.  G.B.)  an  den  Beschluss  der  Majorität  der  SchifPsofGziere  ge- 
bunden. Art  612  H. G. B.  Nach  Deutschem  Recht  steht  es  im  alleinigen  Er- 
messen des  Kapitäns,  oh  er  einen  Schiffsrath  herufen  und  event.  oh  er  dessen 
Beschlüssen  folgen  will;  auch  im  letzteren  Falle  hleiht  er  persönlich  ver- 
antwortlich, Art.  485  H.  G.  B. 
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Genehmigung  keine  Reparatur  anordnen,  noch  Segel,  Boote  und 
andere  Geräthschaften  kaufen,  Frachtyerträge  schliessen,  noch 
Geld  für  Eechnung  der  Ladung  aufnehmen. 

510.  Wenn  der  Kapitän  während  der  Eeise  genöthigt  ist,  sich 
zum  Nutzen  des  Schiffes  der  an  Bord  befindlichen  Gegenstände  zu  be- 
dienen, so  darf  er  dies  thun  nach  Anhörung  der  Ersten  der  Mannschaft. 

511.  Wenn  der  Kapitän  im  Verlauf  der  Eeise  Geld  zu  Eeparatur- 
arbeiten,  Ankauf  von  Lebensmitteln,  oder  einem  anderen  dringenden  Be- 
dürfniss  des  Schiffes  nothwendig  hat,  so  muss  er  den  Rhedern,  Befrachtern 
und  Destinataren  sofort  Nachricht  geben,  damit  dieselben  ihn  zu  diesen 
Ausgaben  befähigen;  und  wenn  er  diese  Nachricht  nicht  geben  kann, 
oder  nicht  Zeit  hat,  die  Antwort  und  die  Massnahmen  der  Interessenten 
abzuwarten,  so  hat  er  fiir  solche  Ausgaben  und  zur  Aufnahme  des  noth- 
wendigen  Geldes  die  Genehmigung  des  Präsidenten  des  Handelsgerichts 
und,  wenn  solches  nicht  vorhanden  ist,  des  richterlichen  Beamten  des 
Hafens  zu  erbitten. 

§  1.  Findet  dieser  Vorfall  im  Auslande  statt,  so  ist  die  Genehmigung 
des  Portugiesischen  Konsular-Agenten  und  in  dessen  Ermange- 
lung der  richterlichen  Behörde  des  Landes  zu  erbitten. 

§  2.  Diese  Verbindlichkeiten  sind  in  das  Schifffahrtstagebuch  ein- 
zutragen, indem  darin  eine  umständliche  Erwähnung  der- 
selben wie  auch  der  Verpflichtungstitel  zu  erfolgen  hat. 

§  3.  Ehe  der  Kapitän  den  Hafen,  wo  er  die  aussergewöhnlichen 
Ausgaben  ohne  die  direkte  Mitwirkung  der  Eigenthümer  oder 
Rheder  des  Schiffes  machen  und  Verpflichtungen  eingehen 
musste,  verlässt,  hat  er  diesen  eine  laufende  Rechnung  solcher 
Ausgaben  unter  Bezeichnung  der  Beweisdokumente  davon  und 
der  eingegangenen  Verbindlichkeiten  zu  übersenden,  indem  er 
in  Bezug  auf  letztere  den  Namen  und  den  Wohnsitz  der 
Gläubiger  ersichtlich  macht. 

612.  Die  Haftung  gegenüber  den  Abladern  bezüglich  der  ver- 
kauften Waaren  begreift  die  Werthe,  welche  dieselben  am  Platz  und  zur 
Zeit  der  Löschung  des  Schiffes  haben  würden. 

513.  Der  Kapitän  darf  das  Schiff  nicht  ohne  besondere  Einwilligung 
des  Eigenthümers  verkaufen,  ausgenommen  den  einzigen  Fall  von  See- 
untüchtigkeit. 

§  1.  Die  Seeuntüchtigkeit  und  der  Verkauf  sind  durch  den  Präsi- 
denten   des   Handelsgerichts    oder    den    von    ihm    delegirten 
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IBeamten  am  Teilen;  und  wenn  d^  Vorfall  sich  im  Auslande 
-ereignet,  durch  äen  Portugiesischen  Eonsular- Agenten  oder  in 
^deesen  QBkmaoigdiHig   durch  die  G^erichtsbehörde  des  Landes. 
§  :2.  Wenn    dfts    Schuf  für    seeuntüchtig   erklärt  ist,   liegt   dem 
IKi^pitän  <«h,   ein  Anderes  Schiff  zu  besorgen  und  zu  frachten, 
lum  die  lAdung  iiach  ihrem  Bestimmungsort  zu  führen. 
§  ^.  Die  Terpfltohtung,  von  welcher    der   vorstehende    Paragraph 
ihandelt,  ihirt  auf^  wenn  eine  grössere  Fracht  gefordert  wird, 
als  «ie  das  Schiff  bringt,   es   sei   denn,   dass  dfe    Ladungs- 
Inter«essenten  in   die  Erhöhung  der  Fracht  willigen,,  welche 
in  (diesem  Fall  auf  ihre  Eechnung  geht 
Sil.    iDer  EapitäA  kann  .^e  Zahlung  seiner  Bezüge  und  Erstattung^ 
der  Ton  ihm  ^ezahltei  Ausgalien   verlaugen,   sobald   er  Eechnung  ge- 
legt iiat. 

Einz.  .§.    Walten  Zweifel  bei  der  Liquidation  der  B.echnungen  ob,, 
so  Jkat   die  Zaihliing  des  Saldos   mittels  Sicherheitsleistung  zu 
erfolgen. 
SlSu    Der  P«ESon,  4je  den  Kapitän  vertritt,  stehen  die  nämlichen 
Beehte  und  PfiehteB  zil 


KAPITEL  IV. 

Von  der  Mannschaft. 

516.  I>ie  Mannschaft  eines  Schiffes  besteht  aus  dem  Kapitän  oder 
Chef,  den  Offizieren,*)  den  Matrosen  und  Schiffsbediensteten,  welche  in  die, 
entsprechend  den  Reglements  angelegte  Musterungsrolle  aufgenommen 
sind,  sowie  den  Maschinisten,  Heizern  und  anderen  Personen  zur  Be- 
dienung eines  Dampfschiffs. 

§  1.  Die  Musterungsrolle  muss  den  Namen,  Stand  und  das  Domicil 
eines  jeden  der  Angemusterten,  seine  Bezüge  und  die  anderen 
Bedingungen  des  Heuervertrages  enthalten. 
§  2.  Dieser  Vertrag  muss  schriftlich  vor  dem  zuständigen  Vorstand 
des  Seeamtes  oder  dessen  Delegirten,  und  im  Auslande  vor 
dem  Portugiesischen  Konsular  -  Agenten  geschlossen  werden, 
worauf  zur  Eintragung  in  die  Mannschaftsmatrikel  ge- 
schritten wird. 


^)  Im  früheren  Recht  wurden  Kapitän  und  Offiziere  nicht  zur  Mannschaft 
gerechnet,  Art.  1440  ff.  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  283). 
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§  3.  Ist  der  Vertrag  an  einem  Platz  geschlossen,  wo  sich  kein 
Portugiesischer  Konsolar-Agent  befindet,  so  ist  derselbe  in  das 
Schifffahrtstagebach  einzutragen  und  dort  zu  unterzeichnen. 

517.  Die  Seeleute  und  die  anderen  Personen  der  Mannschaft  sind 
selbst  wenn  die  Zeit  ihres  Vertrages  abgelaufen  ist,  verpflichtet,  das 
Schift  während  der  ganzen  Zeit,  zu  bedienen,  welche  nothwendig  ist,  um 
dasselbe  in  den  Abfahrtshafen  zurückzubefördem,  vorausgesetzt,  dass 
der  Rückweg  direkt  stattfindet  und  nur  die  unumgänglichen  Skalahäfen 
aufgesucht  werden. 

§  1.  In  dem  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fall  hat  die  Mann- 
schaft Anspruch  auf  Erhöhung  der  Löhnung  entsprechend  der 
längeren  Daner  des  Dienstes. 

§  2.  Indessen  wird  der  Vertrag  auch  vor  Ablauf  der  vereinbarten 
Zeit  als  beendet  angesehen,  wenn  das  Schifi  in  den  Abfahrts- 
hafen zurückgekehrt  ist,  indem  es  die  Eeise  vor  Ablauf  jener 
Zeit  beendigt  hat. 

518.  Wenn  der  Vertrag  mit  der  Mannschaft  für  eine  unbestinmite 
Zeit  oder  für  alle  Reisen,  die  das  Schiff  unternehmen  soll,  geschlossen 
ist,  so  steht  es  der  Mannschaft  frei,  nach  den  ersten  drei  Jahren  den 
Dienst  zu  verlassen,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  im  vorstehenden 
Artikel. 

§  1.  Wenn  das  Schiff  zu  jener  Zeit  sich  im  Auslande  befindet, 
ohne  dass  die  Rückreise  angetreten  oder  beendet  wäre,  so 
hat  die  Mannschaft,  abgesehen  von  den  fälligen  Löhnen, 
Anspruch  darauf,  dass  ihnen  die  Kosten  der  Rückreise  nach 
dem  Matrikelhafen  bezahlt  werden,  es  sei  denn,  dass  der 
Kapitän  für  ihre  Einschifiiing  sorgt. 

§  2.  Die  Verabschiedung  aber  darf  nicht  in  einem  Skala-  oder 
Anlandungshafen,  sondern  nur  im  Endhafen  der  Reise  erfolgen. 

519.  Ist  der  Kontrakt  abgelaufen  oder  gilt  er  infolge  der  Ent- 
lassung eines  Mitgliedes  der  Mannschaft  als  abgelaufen,  so  hat  der  Kapitän 
demselben  seine  Entlassungsurkunde  zuzustellen,  in  welcher  der  Name  und 
die  Eigenschaft  des  Schiffes,  sowie  die  Dauer  des  Aufenthalts  darauf 
angegeben  werden  muss;  diese  Urkunde  ist  in  dem  Schifffahrtstagebuch 
zu  registriren. 

530.  Der  Kapitän  und  die  Leute  der  Mannschaft  dürfen  ohne 
Einwilligung  der  Eigenthümer  oder  Rheder,  und  ohne  Fracht  zu  zahlen, 
für  ihre  Rechnung  keine  Waaren  verladen,  ausgenommen,  wenn  etwas 
anderes  in  ihrem  Vertrage  verabredet  ist. 
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521.  Die  Rechte  und  Pflichten  zwischen  dem  Kapitän  und  der 
Mannschaft  beginnen  mit  der  Unterschrift  des  Vertrages. 

522.  Wenn  von  der  Reise  auf  Veranlassung  des  Eigenthümers, 
des  Kapitäns  oder  der  Befrachter  Abstand  genommen  wird,  so  kann  die 
Mannschaft  als  Entschädigung  die  Vorschüsse  behalten,  die  ihnen  auf 
Rechnung  ihrer  Löhnung  gemacht  sind. 

Einz.  §.  Wenn  keine  Vorschüsse  gegeben  sind,  so  erhält  die 
monats  weise  geheuerte  Mannschaft  als  Entschädigung  den  Lohn 
eines  Monats ;  wenn  der  Vertrag  sich  auf  die  Reise  erstreckt,  so 
erhält  die  Mannschaft  den  Betrag,  der  einem  Monat  ihi*er  ver- 
muthlichen  Dauer  entspricht,  falls  diese  länger  als^ein  Monat  ist^ 
oder  den  ganzen  yereinbarten  Lohn,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist. 

523.  Wenn  die  Reise  nach  der  Abfahrt  des  Schilfes  abgebrochen 
wird,  so  ist  die  für  die  ganze  Reise  angeworbene  Mannschaft  zu  be- 
zahlen, als  ob  die  Reise  beendet  worden  wäre;  wenn  die  Mannschaft  monats- 
weise angenommen  ist,  so  sind  die  fälligen  Monate  mit  einer,  der  vennuth- 
lichen  Dauer  der  Reise  entsprechenden  Entschädigung  zu  bezahlen ;  und  in 
beiden  Fällen  sind  auch  die  Kosten  der  Rückkehr  zum  Matrikelhafen 
zu  zahlen,  es  sei  denn,  dass  der  Kapitän  ihr  irgend  ein  Mittel  zur 
Einschiffung  auswirke. 

524.  Wenn  der  Handel  mit  dem  Bestimmungshafen  des  Schilfes 
kraft  sanitätlicher  oder  polizeilicher  Massregeln  gehindert  ist,  oder  das 
Schiff  auf  Befehl  der  Regierung  vor  Beginn  der  Reise  mit  Embargo  be- 
legt wird,  so  werden  allein  die  Tage  gezahlt,  welche  von  der  Mannschaft 
verwendet  sind,  das  Schiff  auszurüsten; 

525.  Wenn  das  Handelsverbot  oder  das  Embargo  des  Schiffes 
während  der  Reise  erfolgt,  so  hat  die  Mannschaft  Anspruch,  im  ersten 
Fall:  auf  die  Löhnung  im  Verhältniss  zur  Zeit  des  Dienstes,  und  im 
zweiten  Fall:  auf  die  Hälfte  der  Löhnung  während  der  Zeit  des  Em- 
bargo, wenn  die  Löhnung  monatsweise  bestimmt  ist,  und  auf  den  ganzen 
vereinbarten  Lohn,  wenn  der  Vertrag  auf  die  Reise  geschlossen  ist. 

526.  Wird  die  Reise  im  Interesse  der  Befrachter  verlängert,  und 
in  Folge  dessen  das  Schiff  in  einen  von  seinem  Bestimmungsort 
verschiedenen  Hafen  geführt,  so  ist  der  für  die  Reise  vereinbarte  Lohn 
im  Verhältniss  zur  Verlängerung  der  Reise  zu  erhöhen. 

Einz.  §.  Wenn  die  Löschung  an  einem  näheren  Platz  als  dem- 
jenigen, für  welchen  die  Vereinbarung  getroffen  ist,  erfolgt,  so 
erwächst  aus  diesem  Grunde  keine  Verringerung  der  Bezüge 
der  Mannschaft. 

10* 


148  Portugal. 

527.  Wenn  die  Mannschaft  „auf  Antheil"  („a  partes*')  angeworben 
ist,  so  hört  jeder  Anspradi  auf  Entschädigung  wegen  irgend  eines  Vor- 
falles auf  der  Reise  auf,  vorbehaltlich  ihrer  Anspräche  an  die  Parcerie. 

628.  Im  Fall  einer  Wegnahme  oder  eines  Schiffbruchs  mit 
völligem  Verlust  von  Schiff  und  Ladung  werden  der  Mannschaft  keine 
Löhne  geschuldet,  ausgenommen  sofern  Pracht  vorgeschossen  ist;  wenn 
die  Mannschaft  aber  einen  Vorschuss  erhalten  hat,  so  wird  derselbe 
nicht  zurückerstattet. 

§  1.  Wenn  irgend  ein  Theil  des  Schiffes  gerettet  werden  kann,  so 
sind  die  Löhne,  welche  fällig  waren,  mit  Vorzug  aus  den 
Trümmern  des  schiffbrüchigen  Schiffes  oder  aus  demjenigen, 
was  von  der  Wegnahme  wieder  erlangt  werden  kann,  zu  be- 
zahlen ;  aber  wenn  die  Geretteten  oder  wiedererlangten  Gegen- 
stände nicht  hinreichen,  oder  nur  Waaren  gerettet  sind, 
so  ist  die  Mannschaft  subsidiarisch  aus  der  Fracht  zu 
bezahlen. 

§  2.  Welcher  Art  der  Vertrag  auch  sein  mag,  so  ist  der  Mannschaft 
der  Lohn  für  die  Tage  zu  zahlen,  während  welcher  sie  mit  der 
Rettung  des  Schiffes  und  der  Ladung  beschäftigt  war. 

529.  Dem  Schiffsmann,  welcher  während  der  Reise  in  Ausübung: 
des  Schiffsdienstes  eine  Verwundung  oder  Verstümmelung  erleidet,  oder 
in  Krankheit  verfällt,  ist  seine  Löhnung  für  die  ganze  Zeit  zu  zahlen, 
während  welcher  seine  Behinderung  dauert;  und  ausserdem  erhält  er  für 
Rechnung  des  Schiffs  ärztliche  Pflege. 

§  1.  Wenn  der  Dienst,  auf  den  sich  dieser  Artikel  bezieht,  zu 
der  Rettung  des  Schiffes  geleistet  ist,  so  fallen  die  Kosten 
der  Kur  auf  Rechnung  des  Schiffes  und  der  Ladung. 
§  2.  Wenn  die  Kur  am  Lande  zu  erfolgen  hat,  so  hat  der 
Kapitän  dem  Portugiesischen  Konsular- Agenten  die,  zu  jener 
Behandlung  und  zur  Rückkehr  des  Schiffsmannes  in  den 
Matrikelhafen  noth wendige  Summe  einzuhändigen;  ist  kein 
Konsular-Agent  vorhanden,  so  hat  der  Kapitän  dafür  zu  sorgen, 
dass  der  Schiffsmann  in  ein  Hospital  oder  Krankenhaus  auf- 
genommen werde,  unter  Gewährung  des  Vorschusses,  der  zu 
seiner  Heilung  nothwendig  ist 
§  3.  Diese  Kur  und  die  Zahlung  von  Löhnung  hat  sich,  wenn  der 
Schiffsmann  ausgeschifft  ist,  auf  nicht  mehr  als  vier  Monate 
zu  erstrecken. 
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530.  Wenn  der  Schiffsmann  durch  seine  Schuld,  oder  bei  An- 
wesenheit anf  Land,  ohne  Ermächtigung  des  Kapitäns,  eine  Verwundung 
oder  Verstümmelung  erleidet  oder  sich  eine  Krankheit  zuzieht,  so  fallen 
ihm  die  Kosten  seiner  Heilung  zur  Last,  aber  der  Kapitän  ist  ver- 
pflichtet, diese  Kosten  vorzuschiessen,  wenn  der  Schiffsmann  es  fordert; 
und  ist  es  nöthig,  denselben  zum  Zweck  der  Behandlung  auszuschiffen,  so 
hat  der  Kapitän  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  vorstehenden 
Artikels  zu  verfahren,  vorbehaltlich  des  Rechtes  auf  die  Wiedererstattung. 

Einz.  §.  Im  Fall  einer  Verwundung,  Krankheit  oder  Ver- 
stümmelung, die  sich  der  Schiffsmann  durch  seine  Schuld  zuge- 
zogen, wird  der  Lohn  nur  für  die  Zeit  geschuldet,  während 
welcher  jener  Dienst  gethan  hat. 

531.  Stirbt  ein  Schiffsmann  während  der  Beise,  so  haben  seine 
Erben  Anspruch  auf  die  betreffende  Löhnung  bis  zum  Tage  des  Todes, 
wenn  der  Vertrag  monatsweise  geschlossen  war;  auf  die  Hälfte  der 
Lohnung,  wenn  der  Vertrag  für  die  Beise  geschlossen  und  der  Tod  auf 
der  Hinreise  oder  im  Bestimmungshafen  erfolgt  ist,  auf  den  Gesammt- 
betrag  der  Löhnung,  wenn  der  Tod  auf  der  Rückreise  geschah. 

§  1.  Wenn  der  Vertrag  „auf  Antheil'^  geschlossen  ist,  so  wird 
den  Erben  des  Schiffsmanns  dessen  Gewinn  geschuldet,  falls 
der  Tod  nach  Beginn  der  Beise  eingetreten  ist. 

§  2.  Wenn  der  Schiffsmann  in  Vertheidigung  des  Schiffes  stirbt, 
so  wird  der  Lohn  vollständig  für  die  ganze  Reise  geschuldet, 
sobald  das  Schiff  glücklich  den  Hafen  erreicht  hat. 

532.  Wird  das  Schiff  gekapert,  so  wird  der  Lohn  bis  zum  Tage 
der  Wegnahme  geschuldet. 

§  1.  Werden  die  Schiffsleute,  nachdem  sie  das  Schiff  im  Dienst 
verlassen,  gefangen  genommen,  so  wird  ihnen  ebenfalls  die 
Löhnung  für  die  Zeit  geschuldet,  während  welcher  ihr  Dienst 
gedauert  hat. 

§  2.  Die  Ladung  trägt  zu  dieser  Zahlung  bei,  wenn  das  Verlassen 
des  Schiffes  seitens  des  Schiffsmannes  in  ihrem  Interesse 
stattgefunden  hat. 

533.  Wenn  das  Schiff  während  der  Geltung  des  Vertrages  mit 
der  Mannschaft  verkauft  wird,  so  hat  diese  Anspruch,  nach  ihrem  Ma- 
trikelhafen auf  Kosten  des  Schiffes  befördert  zu  werden  und  die  verein- 
barten Vortheile  zu  erhalten. 

534.  Der  Kapitän  kann  den  Schiffsmann  vor  dem  Ablauf  des 
Vertrages   entlassen,   ohne   dass   er   den  Entlassungsgrund   darzulegen 
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nothwendig  hat;  er  muss  ihm  aber  seinen  Entlassungsschein  übergeben 
und  ihm  die  Mittel  zur  Ettckkehr  in  den  Matrikelhafen  gewähren  oder 
ihn  in  einem  Schiff  nach  jenem  Bestimmungsort  einschiffen. 

§  1.  Der  Schiffsmann,  welcher  nach  der  Eintragung  in  die  Bolle  ohne 
gerechtfertigten  Grund  entlassen  wird,  hat  Anspruch  auf  eine 
Entschädigung  im  Betrage  eines  zweimonatlichen  Lohnes, 
ausserdem  auf  die  Bezüge  aus  der  bereits  abgelaufenen  Zeit. 
§  2.  Der  Kapitän  kann  in  keinem  dieser  Fälle  von  den  Eigen- 
thümem  oder  Ehedem  des  Schiffes  den  Betrag  der  Ent- 
schädigung, den  er  gezahlt  hat,  sich  wieder  erstatten  lassen,  wenn 
die  Entlassung  nicht  im  Einverständniss  mit  ihnen  erfolgt  ist. 

535.  Die  Schiffsleute  haben  Anspruch,  an  Bord  unterhalten  zu 
werden,  so  weit  dies  nicht  innerhalb  der  Gewährung  ihrer  Bezüge  oder 
des  Antheils  an  dem  Nutzen  liegt,  der  ihnen  nach  dem  Kontrakt  ge- 
schuldet wird. 

Einz.  §.  Auch  nach  Ablauf  des  Kontraktes  besteht  die  Ver- 
pflichtung, die  Bedienung  des  Schiffes  fortzusetzen,  bis  dieses  in 
Sicherheit,  zur  freien  Praktik  zugelassen  und  entladen  ist, 
wobei  auch  die  Erhaltung  an  Bord  und  die  Zahlung  der  Löhne 
für  diese  Vermehrung  der  Arbeit  fortbesteht. 

536.  Wenn  das  Schiff  während  Quarantäne  zu  einer  anderen 
Heise  ausfahren  muss,  so  hat  der  Schiffsmann,  welcher  sich  nicht  zu 
dieser  verpflichten  will,  Anspruch,  in  ein  Lazareth  ausgeschifft  zu  werden, 
indem  das  Schiff  die  Kosten,  welche  er  dort  zu  bestreiten  hat,  und  die 
Löhne  für  die  ganze  Zeit,  welche  er  sich  dort  aufhält,  tragen  muss. 

537.  Die  Löhne  und  Antheile  der  Schiffsleute  können  nicht  ab- 
getreten, arrestirt  oder  verpfändet  werden,  es  sei  denn  wegen  Alimente, 
die  nach  dem  Gesetz  geschuldet  werden,  oder  für  Schulden  des  Schiffs- 
mannes bei  dem  Schiff. 

Einz.  §.  Im  Fall  einer  Alimenten-Schuld  kann  die  Abtretung,  der 
Arrest  oder  die  Verpfändung  nur  den  dritten  Theil  der  Bezüge 
treffen,  ohne  dass  es  dem  Schiffsmann  gestattet  wäre,  das  Gegen- 
theil  abzumachen. 
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KAPITEL  V. 
Vom  Konnossement.^) 

538.  Das  Konnossement  muss  enthalten: 

1.  Namen  und  Wohnsitz  des  Eigenthümers,  des  Abladers,  des 
Kapitäns  oder  Befrachters  und  des  Destinatars,  sofern  dieser 
eine  bestimmte  Person  ist; 

2.  Namen,  Nationalität  und  Tonnengehalt  des  Schiffes; 

3.  Bezeichnung  der  Natur,  Qualität  und  Quantität  der  verladenen 
Gegenstände,  deren  Marken,  Contremarken  und  Nummern; 

4.  Die  Abfahrts-,  Skala-  und  Bestimmungshäfen; 

5.  Die  Fracht; 

6.  Das  Datum,  an  dem  das  Konnossement  unterzeichnet  ist; 

7.  Die  Zahl  der  Exemplare. 

§  1.  Das  Konnossement  kann  an  Ordre,  auf  den  Inhaber^)  oder 
auf  eine  bestimmte  Person  ausgestellt  werden. 

§  2.  Der  Kapitän  muss  soviel  Exemplare  des  Konnossements 
gewähren,  als  der  Ablader  verlangt,  ohne  dass  die  Zahl 
geringer  als  vier  sein  dürfte;  eines  fllr  den  Ablader,  eines 
fttr  den  Destinatar,  eines  för  den  Kapitän,  eines  für  den 
BJieder. 

§  3.  Jedes  der  Konnossemente  muss  augeben,  fttr  welchen  Inter- 
essenten es  bestimmt  ist. 

§  4.  Der  Kapitän  hat  alle  Konnossemente  zu  unterzeichnen,  aus- 
genommen diejenigen,  welche  für  ihn  bestimmt  sind;  diese 
sind  vom  Ablader  zu  unterzeichnen. 

539.  Die  Waaren  sind  von  dem  Kapitän  am  Bestimmungsort, 
an  Bord  oder  auf  der  Zollbehörde,  wie  es  im  Hafen  Gebrauch,  oder, 
wie  es  im  Frachtvertrage  oder  im  Konnossement  vereinbart  ist,  der 
Person,   welche  in  der  gedachten  Urkunde  bezeichnet  ist,  zu  übergeben. 

Einz.  §.  Wenn  mehr  als  eine  Person  sich  mit  einem  regelrechten 
Konnossement  über  die  nämlichen  Waaren  meldet,  so  bleiben 
diese  im  Depot  nach  Anordnung   der  Zollbehörde,   bis   die   zu- 


^)  lieber  die  wesentlicli  abweichende  Auffassung  der  Natur  des  Konnosse- 
ments im  früheren  Eecht  vgl.  Art.  1553  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  300). 

^  Dass  das  Indossament  des  an  Ordre  lautenden,  oder  die  Uebergabe 
des  auf  den  Inhaber  gestellten  Konnossements  das  Eigenthum  der  transportirten 
Gegenstände  überträgt,  ist  nicht,  wie  oben  bei  dem  Frachtbrief  (Art.  374),  im 
Gesetz  ausgedrückt. 
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ständigen  Gerichte  entscheiden^  an  wen   die  Uebergaike  m  er- 
folgen   hat,    unbeschadet    der    fiskalischen  Rechte   wt/ä  aBer 
Verpflichtungen,  die  nach   dem  Gesetz  auf  den  Waaarem  selbst 
rnhen  mögen.*) 
540.     Das   regelrechte  Konnossement    macht  Beweis   mter  dea 
Ladungsinteressenten,   und  zwischen   diesen  und  den  Yersicheran  imd 
dem  Ablader,  vorbehaltlich  des  Beweises  von  Arglist. 

§  1.  Dem   dritten  Inhaber  kann   die  Arglist  des  Abladers  nicht 

entgegengesetzt  werden. 
§  2.  Die  Dritten,   welche  ausserhalb  des  Frachtvertrages  stehen« 
und  namentlich  die  Versicherer,  können  die  Unrichtigkeit  des 
Konnossements  durch  jedes  Beweismittel  darthun. 


KAPITEL  VI. 
Vom  Frachtvertrage. 

541.  Der  Frachtvertrag  muss  schriftlich  in  einer  Urkunde*)  ab- 
geschlossen sein,  welche  die  Chart e-partie  oder  den  Frachtbrief  bildet; 
in  derselben  müssen  angegeben  werden: 

1.  Der  Name,  die  Nationalität  und  der  Tonnengehalt  des  Schiffes; 

2.  Der  Name  des  Kapitäns; 

3.  Die  Namen  des  Verfrachters  und  des  Befrachters  oder  Abladers; 

4.  Der  Ort  und  die  Zeit,  welche  tttr  Beladung  und  Löschung  ver- 
einbart sind; 

5.  Der  Frachtsatz; 

6.  Ob  die  Frachtung  eine  totale  oder  eine  partielle  ist; 

7.  Die  im  Fall  einer  Verzögerung  vereinbarte  Schadloshaltung. 

542.  Der  Frachtveitrag  kann  geschlossen  werden  : 

1.  Kund  (redondo),  für  das  ganze  Schiff; 

2.  Für  einen  Theil  des  Schiffes; 

3.  Für  eine  oder  mehrere  Reisen; 


^)  I^ach  dem  früheren  Becht  hatte  derjenige,  welcher  ein  Konnossement 
auf  seinen  Namen  vorlegte,  ein  Vorzugsrecht  auf  provisorische  Auslieferang  vor 
demjenigen,  welcher  nur  ein  Konnossement  an  Ordre  oder  auf  den  Inhaber 
besass,  Art.  1562  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  IV  S.  301). 

^  Nach  früherem  Becht  war  dies  nur  nöthig  bei  der  ganzen  oder  theii- 
weisen  Verfrachtung  eines  Schiffes,  Art.  1499  H.G.B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  IV 
S.  291). 
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4.  Auf  Ladung,  auf  Stückfracht,  oder  auf  Planke  (&  carga,  &  col- 
heita  ou  &  prancha),  wenn  der  Kapitän  von  Allen,  die  sich  bei 
ihm  melden,  die  Waaren  annimmt,  welche  er  angemessen  findet, 
um  verladen  und  nach  dem  Bestimmungshafen  geschafft  zu 
werden ; 

5.  Auf  bestimmte  oder  nur  nach  ihrer  Zahl,  ihrem  Gewicht  und 
Volumen  bezeichnete  Gegenstände. 

§  1.  In  Ermangelung  einer  Erklärung  wird  vermuthet,  dass  der 
Frachtvertrag  rund  abgeschlossen  ist. 

§  2.  Giebt  der  Verfrachter  den  Schiffsraum  (Tonnengehalt)  grösser 
oder  kleiner  an,  als  derselbe  wirklich  ist,  so  hat  der  Be- 
frachter, wenn  die  Differenz  ein  Zwanzigstel^)  des  wirk- 
lichen Kaumes  übersteigt,  Anspruch  auf  Schadloshaltung 
für  Verluste  und  Schäden. 

543.  Der  Befrachter  muss  dem  Kapitän  binnen  24  Stunden,  nach- 
dem das  Schiff  beladen  ist,  die  auf  die  Ladung  bezüglichen  Papiere  über- 
geben. 

544.  Ein  Wechsel  in  der  Person  des  Kapitäns  hindert  das  Fort- 
bestehen des  Frachtvertrages  nicht,  vorbehaltlich  einer  entgegengesetzten 
Vereinbarung. 

545.  Wenn  in  dem  Frachtbrief  die  Zeit  für  die  Beladung  und 
Loschung  des  Schiffes  nicht  vereinbart  ist,  so  soll  die  Zeit  nach  dem 
Verhältniss  von  120  Tonnen  Gewicht  auf  einen  Tag,  wenn  das  Schiff 
ein  Dampfer  ist,  und  auf  die  Hälfte,  wenn  es  ein  Segler  ist,  berechnet 
werden. 

§  1.  Giebt  es  Ueberliegetage,  so  sind  diese  mit  je  100  Reis  pro 
Tonne  bei  einem  Dampfschiff,  und  mit  je  50  Reis  pro  Tonne 
bei  einem  Segelschiff  zu  bezahlen. 

§  2.  Bei  der  in  diesem  Artikel  und  §  1  festgesetzten  Zeit  werden 
die  Sonn-  und  Feiertage  nicht  mitgerechnet. 


1)  Nach  früherem  Recht  (entsprechend  dem  Französischen  H.  G.  B. 
Art.  290)  V^op-AJ^- 1^04 B[.G.B.(cf.H.  d.E.  Band IV  S.  293).  Auch  das  Italienische 
Recht  schreibt  ^/^  vor,  Art.  562  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III  S.  290);  nach 
Spanischem  Recht  muss  die  Differenz,  um  geltend  gemacht  zu  werden,  2% 
zwischen  dem  angegebenen  und  dem  wirklichen  Baum  betragen,  Art.  669  H.  G.  B. 
(cf.  H.  d.  £.  Band  V,  1,  S.  121),  nach  Aegyptischem  Becht  3%  des  Tonnen- 
gehalts, Art.  109  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  I,  2.  Aufl.  S.  55);  nach  Bra- 
silianischem Becht  endlich  ^j^  des  Tonnengehalts,  Art.  597  H.  G.  B.  (cf. 
H.  d.  £.  Band  I,  2.  Aufl.  S.  613). 
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546.  Wenn  der  Frachtvertrag  monatsweise  oder  für  eine  bestimmte 
Zeitdauer  geschlossen  ist,  so  muss  seine  Dauer  von  dem  Tage  ab  ge- 
rechnet werden,  an  dem  das  Schiff  zur  Beladung  bereit  ist,  bis  zu  dem 
Tage,  an  welchem  die  Löschung  beendet  ist. 

547.  "Wenn  die  Abfahrt  des  Schiffes  nach  seinem  Bestimmuno:s- 
hafen  wegen  höherer  Gewalt,  Krieg,  Blockade  oder  Handelsverbot  ge- 
hindert ist,  so  findet  eine  Aufhebung  des  Prachtvertrages  statt. 

Einz.  §.  In  den  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fällen  hat  der 
Verfrachter  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung,  und  die  Kosten 
der  Ausladung  fallen  dem  Befrachter  zur  Last. 

548.  Wenn  das  Hinderniss  während  der  Keise  eintritt,  so  besteht 
ein  Anspruch  auf  die  Fracht  für  den  zurückgelegten  Weg. 

Einz.  §.  Ist  das  Hinderniss  ein  vorübergehendes,  so  kann  der  Be- 
frachter die  Waaren  ausladen,  sofern  er  es  auf  seine  Kosten 
thut,  sowie  unter  der  Bedingung,  sie  wieder  einzuladen  oder  den 
Kapitän  zu  entschädigen,  indem  er  in  beiden  Fällen  Sicherheit 
zu  leisten  hat,  wenn  es  gefordert  wird. 

549.  Ist  der  Bestimmungshafen  des  Schiffes  blockirt,  oder  vnri 
durch  irgend  einen  Fall  von  höherer  Gewalt  die  Einfahrt  des  Schiffes 
in  jenen  Hafen  gehindert,  so  hat  der  Kapitän  einen  anderen  Hafen  an- 
zufahren oder  in  denjenigen  zurückzukehren,  von  dem  er  auslief,  je 
nachdem  es  gemäss  seiner  Ansicht  für  den  Befrachter  vortheilhafter  ist. 

§  1.  Im  Fall  der  Rückkehr  des  Schiffes  zum  Abfahrtshafen,  ist 
die  Fracht  für  die  Hinfahrt  und  femer  ein  Drittel  für  die 
Rückfahrt  zu  zahlen. 

§  2.  Wenn  das  Schiff  einen  anderen  Hafen  anläuft,  so  ist  ausser 
der  Fracht  für  die  Hinreise  auch  ein  Drittel  für  jene  Ver- 
längerung des  Weges  zu  zahlen. 

§  3.  Der  Kapitän  kann  auch  auf  einem  anderen  Schiff  die  Waaren 
nach  ihrem  Bestimmungsorte  schaffen,  in  welchem  Fall  die 
Fracht  zu  Lasten  der  Befrachter  ist. 

§  4.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  und  seiner  Paragraphen  soll 
Geltung  haben  in  Ermangelung  von  empfangenen  Anweisungen 
oder  wenn  diese  unausführbar  sind. 

550.  Reservirte  Räume,  dass  heisst  solche,  die  nicht  in  dem  Fracht- 
vertrag als  einbegriffen  gelten,  sind,  die  Kajüte  des  Kapitäns  und  die 
Gebrauchsränme  für  die  Mannschaft  und  das  Schiffsmaterial. 
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551.  Ist  in  dem  Frachtbrief  der  Zeitpunkt,  in  dem  das  Schift 
bereit  sein  muss,  die  Ladung  einzunehmen,  nicht  angegeben,  so  ist  dem 
Verfrachter  gestattet,  diesen  festzusetzen. 

Einz.  §.    Der  Verfrachter,   welcher  das  Schiff  nicht  pünktlich  zu 
der  bestimmten  Zeit  bereit  legt,  haftet  für  Verluste  und  Schäden. 

552.  Wenn  das  Schift  im  Ganzen  gefrachtet  ist,  und  der  Be- 
frachter die  Ladung  zu  beendigen  unterlässt,  so  darf  der  Kapitän  ohne 
Kenntniss  des  Befrachters  keine  Waaren  irgend  welcher  Art  verladen. 

Einz.  §.    Dem  Befrachter  gebührt  die  Fracht  der  Waaren,  welche 
die  Ladung  vervollständigen. 

553.  Der  Befrachter,  welcher  von  dem  Vertrage  vor  dem  Beginn 
der  Beladung  des  Schiffes  zurücktritt,  muss  die  Hälfte  der  Fracht  zahlen. 

§  1.  Ladet  er  weniger  als  vereinbart  ist,  so  zahlt  er  die  Pracht  ganz. 
§  2.  Ladet  er  mehr  als  vereinbart  ist,    so  zahlt  er  die  Fracht  für 
die  MehrladuDg. 

554.  Der  Befrachter  kann  von  Bord  irgend  welche  der  geladenen 
Gegenstände  zurücknehmen,  wenn  er  die  volle  Fracht  und  die  Kosten 
der  Anbordbringung,  Stauung  und  Ausladung  zahlt  und  die  Konnossemente 
zurückgiebt. 

555.  Die  Fracht  für  die  Waaren,  welche  zur  Rettung  des  Schiffes 
und  der  Ladung  geopfert  sind,  ist  ganz  für  B^chnung  der  grossen 
Havarie  zu  zahlen. 

§  1.  Ebenfalls  voll  ist  die  Fracht  für  diejenigen  Waaren  zu  zahlen, 
welche  auf  der  Beise  in  Folge  eigener  Mängel  untergehen, 
oder  welche  lediglich  zu  seinem  (des  Befrachters)  Vortheil  ver- 
kauft werden,  vorbehaltlich  des  Abzuges  der  Kosten,  die  in 
Folge  dieses  Ereignisses  der  Kapitän  nicht  mehr  zu  veraus- 
lagen hat. 

§  2.  Ebenfalls  voll  ist  die  Fracht  für  die  Waaren  zu  zahlen, 
welche  zu  den  nothwendigen  Bedürfhissen  des  Schiffes  ver- 
wendet sind,  wenn  dieses  glücklich  in  den  Hafen  einläuft, 
vorbehaltlich  der  Verpflichtung,  dass  das  Schiff  den  Eigen- 
thümem  der  Waaren  den  Werth,  den  sie  im  Löschungshafen 
haben  würden,  zu  zahlen  hat. 

556.  Wenn  der  Kapitän  wegen  eines  unvorhergesehenen  Er- 
eignisses oder  höherer  Gewalt  gezwungen  ist,  das  Schiff  während  der 
Beise  repariren  zu  lassen,  und  der  Befrachter,  welcher  die  Beendigung 
der  B^paratur  nicht  abwarten  will,   die  Waaren  ausladen  lässt,   so  hat 


156  Portugal. 

er  die  volle  Fracht  zu  zahlen,  und  ausserdem  Sicherheit  für  den  ver- 
hältnissmässigen  Beitrag  zu  der  grossen  Havarie  zu  leisten,  der  auf 
die  Waaren  etwa  fallen  könnte. 

557.  Keine  Fracht  wird  geschuldet,  wenn  der  Befrachter  darthut, 
dass  das  Schiff  bei  Antritt  der  Keise,  zu  der  es  gefrachtet  war,  see- 
untüchtig war. 

558.  Keine  Fracht  wird  fär  die  Zeit  geschuldet,  welche  die 
Eeparaturen  des  Schiffes  dauern,  wenn  dieses  monatsweise  oder  auf 
bestimmte  Zeitdauer  gefrachtet  ist,  noch  Erhöhung  der  Fraclit,  wenn  die 
Befrachtung  auf  die  Eeise  genommen  ist. 

Einz.  §.  Ebensowenig  wird  Fracht  noch  Erhöhung  der  Fracht  ge- 
schuldet, wenn  das  Schiff  wegen  Blockade  des  Hafens  oder 
eines  anderen  Falls  höherer  Gewalt  aufgehalten  wird. 

559.  Wenn  der  Destinatar  oder  Eonsignatar  der  Waaren  die 
Empfangnahme  derselben  verweigert,  so  muss  der  Kapitän  den  ver- 
sitzenden Bichter  des  Handelsgerichts  ersuchen,  einen  Konsignatar  zu 
ernennen,  der  die  Waaren  in  Rechnung  zu  übernehmen  hat,  indem  er  den  ge- 
richtlichen Verkauf  derjenigen  betreibt,  welche  zur  Bezahlung  der  Fracht, 
der  Havarieen  und  Kosten,  die  ihnen  zur  Last  fallen,  nothwendig  sind. 
Wenn  die  Waaren  einer  Verschlechterung  unterliegen,  so  hat  der  besagte 
Eonsignatar  den  Verkauf  aller  zu  betreiben  und  den  Erlös  ins  De- 
positum zu  geben,  nach  Anordnung  des  Gerichts,  indem  er  vor  letzterem 
zugleich  seine  Rechnung  legt  und  darin  die  Kommissionsgebtthr  nach 
dem  Börsengebrauch  ansetzt. 

560.  Wenn  die  Waaren  an  Ordre  ausgehändigt  werden  sollen, 
so  muss  der  Kapitän  den  Konsignatar  durch  Bekanntmachungen  laden, 
welche  in  drei  auf  einander  folgenden  Nummern  des  nämlichen  Journals, 
wo  es  ein  solches  giebt,  zu  veröffentlichen  und  wo  es  ein  solches  nicht 
giebt,  an  dem  dazu  üblichen  Ort  anzuheften  sind. 

Einz.  §.  Wenn  sich  niemand  meldet,  um  die  Waaren  zu  rekla- 
miren,  so  muss  der  Kapitän  nach  Massgabe  des  vorstehenden 
Artikels  vorgehen. 

561.  Der  Kapitän  darf  die  Waaren  zur  Sicherheit  für  Fracht, 
Havarie  und  Kosten  nicht  an  Bord  zurückbehalten;  es  ist  ihm  lediglich 
gestattet,  während  der  Löschung  die  Hinterlegung  derjenigen  nach- 
zusuchen, welche  etwa  zu  jener  Bezahlung  hinreichend  sein  mögen. 

663.  Es  kann  keine  Herabsetzung  der  Fracht  noch  ein  Abandon 
der  Waaren  für  die  Fracht  wegen  verzögerter  Ankunft,  Verminderung 
des  Werthes  oder  Verschlechterung  verlangt  werden. 
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Einz.  §.  Im  Fall  dass  die  Gefässe,  welche  Flflssigkeiten  enthalten, 
weiter  als  zur  Hälfte^)  ausgelaufen  sind,  können  die  Gef&sse 
und  ihr  Inhalt  für  die  Fracht  abandonnirt  werden. 


KAPITEL  Vn. 
Yon  den  Passagieren.^) 

563.  Die  Beförderung  von  Passagieren  ist  in  Ermangelung  be- 
sonderer Vereinbarung  nach  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels  zu  regeln. 

564.  Wenn  der  Passagier   sich   nicht   zur  rechten  Zeit  an  Bord 
einfindet,  so  wird  dennoch  der  Fahrpreis  voll  geschuldet.') 

§  l.  Wenn  das  Ausbleiben  Tod,  Krankheit  oder  ein  anderes  Er- 
eigniss  höherer  Gewalt,  welches  den  Betheiligten  hindert,  die 
Reise  auszuführen,  zum  Anlass  hat,  oder  wenn  dieser  erklärt, 
dass  er  auf  die  Reise  verzichtet,  so  wird  der  halbe  Fahrpreis 
geschuldet.  *) 

§  2.  Wenn  der  Passagier ,  auf  Veranlassung  des  Kapitäns,  seine 
Reise  nicht  ausführen  kann,  so  hat  er  Anspruch  nicht  nur 
auf  sofortige  Rückerstattung  des  Betrages  des  Fahrpreises, 
sondern  auch  auf  Entschädigung  für  Verluste   und  Schäden. 

§  8.  Wenn  das  Hindemiss  ans  einem  zuföUigen  Ereigmss  oder 
höherer  Gewalt,  die  das  Schiff  angehen,   herrühit,   so   findet 


^)  Nach  früherem  Recht  musst-en  die  G-efässe,  damit  der  Abandon  eintreten 
konnte,  leer  oder  fast  leer  sein  (vazlas  ou  quasi  vazias),  Art.  1542  H.  G-.  B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band IV  S.  297),  nach  Spanischem  Kecht  ist  der  Abandon  zidässig, 
wenn  in  den  Gebinden  nur  V4  des  Inhalts  geblieben  ist,  Art.  687  H.  G.  B.  (cf. 
H.  d.  E.  Band  V,  1  S.  124). 

^)  Dieser  Abschnitt  ist  neu  und  beruht  wesentlich  auf  dem  Italienischen 
Recht,  Art.  582—589  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  HI  S.  292). 

8)  Entspricht  dem  Italienischen  Recht  Art.  583,  No.  1  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E. 
Band  III  S.  292),  dem  Deutschen  Recht  Art.  667  H.  G.  B.  und  dem  Spanischen 
Recht  Art.  694  H.  G.  B.  (cf-  H.  d.  E.  Band  V,  1,  S.  126). 

*)  Wesentlich  übereinstimmend  das  Deutsche  Recht,  Art.  667  H.  G.  B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  11  S.  445),  das  Italienische  Recht,  Art.  583  KG.  B.  (»nach 
Abzug  der  Kosten  des  Lebensunterhalts  für  die  präsumtive  Dauer  der  Reise, 
wenn  dieselben  in  dem  Fahrgeld  einbegriffen  sind",  cf.  H.  d.  E.  Band  III  S.  292) 
und  das  Chilenische  Recht  mit  der  Massgabe,  dass  im  Todesfalle  event.  die 
Verpflegungskosten  in  Abzug  zu  bringen  sind,  Art.  1073  und  1079  H.  G.  B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  I,  2.  Aufl.,  S.  812,  813).  Mit  dieser  Modifikation  wird  auch  nach 
Spanischem  Recht  im  Todesfalle  das  halbe  Fahrgeld  geschuldet. 
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die  Rückerstattung  des  Fahrpreises  statt,  und  der  Vertrag 
wird  aufgehoben,  es  besteht  aber  kein  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung zwischen  den  Parteien. 

665.  Wenn  der  Passagier  es  während  der  Reise  vorzieht,  sich 
in  einem  Hafen,  der  nicht  der  Hafen  seiner  Bestimmung  ist,  aus- 
zuschiffen, so  wird  der  Fahrpreis  voll  geschuldet. 

§  1.  Wenn  die  Ausschifiung  in  einem  Hafen,  der  nicht  der  Hafen 
der  Bestimmung  ist,  auf  Veranlassung  oder  durch  Schuld 
des  Kapitäns  bewirkt  wird,  so  findet  die  Entschädigung  für 
Verluste  und  Schäden  statt. 

§  2.  Wenn  die  Ausschiffung  ihren  Anlass  in  einem  zufälligen Ereigniss 
oder  höherer  Gewalt  findet,  die  auf  das  Schiff  oder  den 
Passagier  Bezug  haben,  so  wird  der  Fahrpreis  im  Verhältnis? 
des  zurückgelegten  Weges  geschuldet. 

666.  Kommt  der  Passagier  im  Schiffbruch  um,  so*  wird  den  Erben 
der  Fahrpreis  nicht  zurückerstattet,  wenn  er  gezahlt  ist;  wenn  er  noch 
geschuldet  wird,  so  kann  er  nicht  gefordert  werden. 

667.  Wenn  das  Schiff  aus  einem  anderen  Grunde  als  wegen  zu- 
fälligen Ereignisses  oder  höherer  Gewalt,  seine  Abfahrt  verzögert,  so 
hat  der  Passagier  das  Recht,  an  Bord  zu  bleiben,  und  auch  dort  während 
der  ganzen  Zeit  der  Säumniss  verpflegt  zu  werden,  abgesehen  von  der 
Entschädigung  für  Verluste  und  Schäden. 

668.  Wenn  die  Säumniss  zehn  Tage  übersteigt,  so  kann  der 
Passagier  vom  Vertrage  zurücktreten;  und  der  Fahrpreis  ist  ihm  zurück- 
zuerstatten, wenn  er  denselben  gezahlt  hat. 

Einz.  §.  Wenn  indess  die  Säumniss  in  schlechtem  Wetter  ihren 
Grund  findet,  so  hat  die  Rückerstattung  sich  nur  auf  zwei  Drittel 
zu  erstrecken. 

669.  Das  Schiff,  welches  ausschliesslich  zur  Beförderung  von 
Passagieren  gefrachtet  ist,  muss  dieselben  in  den  Bestimmungshafen 
führen,  ohne  andere  Skalahäfen  anzulaufen,  als  die  angekündigten  oder 
die  allgemein  üblichen. 

670.  Wenn  das  Schiff  von  seiner  Route  auf  Veranlassung  oder  durch 
Schuld  des  Kapitäns  abkommt,  so  ist  den  Passagieren  während  der 
ganzen  Zeit  dieser  Ablenkung  auf  Kosten  des  Schiffes  Wohnung  und 
Beköstigung  zu  gewähren,  mit  Anspruch  auf  Entschädigung  für  Ver- 
luste und  Schäden,  und  sie  können  vom  Veitrage  abgehen. 
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571.  Wenn  das  Schiff  ausser  den  Passagieren  Waaren  befördert, 
so  kann  der  Kapitän  in  einen  beliebigen  Hafen  einlaufen,  wie  es  ihm 
für  die  Löschung  nothwenig  ist. 

572.  Hat  das  Schiff  Aufenthalt,  um  reparirt  zu  werden,  so 
kann  der  Passagier  Tom  Vertrage  zurücktreten,  und  hat  den  Fahrpreis 
im  Yerhältniss  zu  dem  zurückgelegten  Wege  zu  zahlen. 

Eänz.  §.  Wenn  der  Passagier  es  vorzieht,  abzuwarten,  dass  das 
Schiff  seinen  Weg  fortsetzt,  so  hat  er  keinen  höheren  Fahrpreis 
zu  zahlen,  aber  der  Unterhalt  geht  während  der  Zeit  der  Ver- 
zögerung auf  seine  Kosten.  ^) 

573.  Der  Unterhalt  des  Passagiers  während  der  Reise  wird  als 
in  die  Fracht  einbegriffen,  vermuthet. 

§  1.  Wenn  der  Unterhalt  ausgeschlossen  ist,  so  steht  es  dem 
Kapitän  zu,  den  Passagier  für  einen  angemessenen  Preis  mit 
dem  nöthigen  Bedarf  zu  versehen . 

§  2.  Bei  den  Eeisen  ausserhalb  des  Kontinents  des  Königreiches 
haben  die  Passagiere  Anspruch,  an  Bord  zu  bleiben  und  dort 
während  der  ganzen  Zeit  unterhalten  zu  werden,  die  das 
Schiff  im  Bestimmungshafen  verweilt,  nicht  aber  länger  als 
24  Stunden. 


KAPITEL  ^TII. 
Von  den  bevorrechtigten  Forderungen  und  den 

Hypotheken.'^) 

Abschnitt  I. 

Von  den  bevorrechtigten  Forderungen. 

574.  Die  in  diesem  Abschnitt  bezeichneten  Forderungen  gehen 
allen  allgemeinen  oder  besonderen  Vorzugsrechten  an  Mobilien,  die  im 
bürgerlichen  Gesetzbuch*)  aufgestellt  sind,  vor. 

575.  Tritt  der  Fall  ein,  dass  das  Schiff  oder  irgend  einer  der 
Gegenstände,  auf  die  sich  das  Vorrecht  bezieht,  verschlechtert  wird  oder 


^)  Nach  Deutschem  Kecht  hat  der  Reisende  diesfalls  Anspruch  auf 
Wohnung  und  Beköstigung.  Art.  672,  al.  1  H.  G.  B..  (cf.  H.  d.  E.  Band  II 
S.  455). 

^  Dieser  Abschnitt  lehnt  sich  an  das  Italienische  Eecht  an  Art. 606  ff. 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d,  E.  Band  m  S.  310). 

8)  Hierzu  Art.  880—886  H.  G.B.  Cod.  civ. 
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im  Werthe  sinkt,  so  besteht   das    Vorrecht  an   dem  fort,   was   davoi 
übrig  bleibt  oder  gerettet  und  in  Sicherheit  gebracht  werden  kann. 

576.  Wenn  der  Erlös  aus  dem  Schiffe  oder  den  dem  Vorrecht 
unterworfenen  Gegenständen  nicht  ausreicht,  um  die  privilegirten 
Gläubiger  einer  Bang- Klasse  zu  befriedigen,  so  findet  unter  ihnen  eine 
antheilmässige  Vertheilung  statt. 

577.  Das  Indossament  des  Titels  einer  Forderung  welche  Vorrecht 
geniesst,  überträgt  auch  dieses  Vorrecht. 

578.  Die  Forderungen^),  welche  an  dem  Schiff  ein  Vorrecht  haben, 
stufen  sich  in  folgender  Ordnung  ab: 

1.  Die  gerichtlichen  Kosten  und  Ausgaben,  die  im  gemeinsamen 
Interesse  der  Gläubiger  aufgewendet  sind; 

2.  Die  Vergütungen,  die  für  Beistand  und  Eettung  geschuldet 
werden ; 

3.  Die  Kosten  für  Lootsen  und  Schlepper  bei  der  Einfahrt  in  den 
Hafen; 

4.  Die  Tonnen-,  Leuchtfeuer-,  Anker-Gelder,  die  Gebtlhren  für 
Sanitätsbesuche  und  alle  anderen  Hafengebühren  irgend  welcher 
Art; 

5.  Die  Ausgaben  für  die  Bewachung  des  Schiffes  und  Auflagerung 
seiner  Zubehör ungen; 

6.  Die  Besoldungen  des  Kapitäns  und  der  Schiffsleute; 

7.  Die  Ausgaben  für  Unterhalt  und  Reparatur  des  Schiffes  sowie 
seiner  Ausrüstung  und  Takelage; 

8.  Die  Erstattung  des  Preises  von  Waaren  der  Ladung,  die  der 
Kapitän  gezwungenermassen  verkauft  hat; 

9.  Die  Versicherungsprämien; 

10.  Der  Preis,  der  von  der  letzten  Erwerbung  des  Schiffes  rück- 
ständig geblieben  ist; 

11.  Die  Ausgaben  für  Reparatur  des  Schiffes  nebst  seiner  Ausrüstung 
und  Takelage  aus  den  drei  Jahren  vor  der  Reise  und  gerechnet 
vom  Tage,  an  dem  die  Reparatur  beendet  war; 

12.  Die  aus  den  Verträgen  behufs  der  Erbauung  des  Schiffes  er- 
wachsenden Forderungen; 


^)  Nach  früherem  Kecht  waren  auch  bevorrechtigt  alle  dem  Kapitän 
dargeliehenen  oder  für  seine  Rechnung  zum  Bedarf  des  Schiffes  gezahlten  Beträge, 
sowie  die  Bodmereigelder,  welche  behufs  Deckung  der  Schulden  gegeben  waren, 
Art.  1300  No.  6  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  266). 
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13.  Die  Prämien  der  Versicherungen,  die  auf  das  Schiff  genonunen 
sind,  wenn  dasselbe  ganz;  versichert  ist,  oder  auf  den  Theil 
und  die  Zubehörungen,  wenn  solche  vorhanden,  soweit  sie  nicht  in 
No.  9  einbegriffen  sind; 

14.  Die  Entschädigung,  welche  den  Abladern  wegen  Unterlassung 
der  üebergabe  der  Waaren  oder  wegen  Havarie,  die  sie  erlitten 
haben,  geschuldet  wird. 

Einz.  §.  Die  in  No.  1  bis  9  erwähnten  Forderungen  sind  die- 
jenigen, welche  während  der  letzten  Reise  und  aus  Veran- 
lassung derselben  entstanden  sind. 

579.  Die  Vorrechte  der  Gläubiger  auf  das  Schiff  erlöschen: 

1.  Auf  die  Art,  auf  welche  allgemein  Obligationen  erlöschen; 

2.  Durch  gerichtlichen  Verkauf  des  Schiffes,  nachdem  dessen  Preis 
deponirt  ist;  hierdurch  wird  auf  diesen  Preis  das  Vorrecht  und 
das  Elagerecht  der  Gläubiger  übertragen; 

3.  Durch  freiwilligen  Verkauf,  der  unter  Ladung  der  bevor- 
rechtigten Gläubiger  bewirkt  ist,  wenn  drei  Monate  verflossen 
sind,  ohne  dass  diese  ihre  Privilegien  geltend  gemacht  oder  den 
Kaufpreis  angefochten  hätten.*) 

580.  Die  Forderungen,  welche  ein  Vorrecht  an  der  Ladung  des 
Schiffes  gemessen,  stufen  sich  nach  folgender  Ordnung  ab: 

1.  Die  gerichtlichen  Kosten,  die  im  gemeinsamen  Interesse  der 
Gläubiger  aufgewendet  sind; 

2.  Die  für  die  Rettung  geschuldeten  Vergütungen; 

3.  Die  fiskalischen  Gebühren,  die  im  Löschungshafen  zu  zahlen  sind; 

4.  Die  Kosten  des  Transports  und  der  Löschung; 

5.  Die  Kosten  einer  Magazinirung  (Auflagerung); 

6.  Die  Beiträge  zur  gemeinsamen  Havarie; 

7.  Die  unter  jener  Sicherheit  verbodmeten  Beträge; 

8.  Die  Versicherungsprämien. 

Einz,  §.  Die  Vorrechte,  von  denen  dieser  Artikel  handelt,  können 
allgemeine  sein,  indem  sie  die  ganze  Ladung  betreffen,  oder 
specielle,  indem  sie  nur  einen  Theil  derselben  betreffen,  je 
nachdem  die  Forderungen  die  ganze  Ladung  oder  nur  einen 
Theil  derselben  ergreifen. 

1)  Nach  früherem  Becht  behielten  die  Gläubiger  ihr  Vorrecht  so  lange^ 
als  das  Schiff  im  Hafen,  wo  der  Verkauf  stattgefunden,  blieb,  und  noch  ÖO  Tage 
nachdem  es  im  Namen  und  ftVr  Eechnung  des  neuen  Eigenthümers  unter  Segel 
gegangen  ist,  Art.  1307  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  267). 
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581.  Die  Vorrechte  an  der  Ladung  hören  auf,  wenn  die  Gläubiger 
flie  nicht  geltend  machen,  bevor  die  Löschung  bewirkt  ist,  oder  binnen 
den  nächstfolgenden  zehn  Tagen,  und  zwar,  insoweit  während  dieser 
Frist  die  abgeladenen  Gegenstände  noch  nicht  in  den  Besitz  eines  Dritten 
übergegangen  sind. 

682.  Die  Forderungen,  welche  ein  Vorrecht  an  der  Fracht  haben, 
stufen  sich  in  folgender  Ordnung  ab: 

1.  Die   gerichtlichen  Kosten,   die   im   gemeinsamen  Literesse   der 
Gläubiger  aufgewendet  sind; 

2.  Die  Besoldungen  des  Kapitäns  und  der  Mannschaft; 
8.  Die  Beiträge  zur  gemeinschaftlichen  Havarie; 

4.  Die  unter  dieser  Sicherheit  auf  Bodmerei  gegebenen  Summen; 

5.  Die  Versicherungsprämien; 

6.  Die  Entschädigungssumme,  welche  wegen  mangelnder  Ablieferung 
der  abgeladenen  Gegenstände  geschuldet  wird. 

583.  Die  Vorrechte  an  der  Fracht  hören  auf,  sobald  die  Fracht 
gezahlt  ist,  ausgenommen  im  Fall  des  Art.  523,  in  welchem  das  Vor- 
recht f&r  die  Löhne  der  Mannschaft  erst  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten 
nach  Unterbrechung  der  Beise  erlischt. 


Abschnitt  IL 
Von  den  Hypotheken.^) 

584.  Es  können  Hypotheken  auf  das  Schiff  durch  Bestimmung 
des  Gesetzes  oder  durch  Vereinbarung  der  Parteien  begründet  werden. 

585.  Die  Hypotheken  auf  Schiffe,  mögen  sie  gesetzliche  oder  ver- 
tragsmässige  sein,  erzeugen  die  nämlichen  Folgen,  und  werden  nach 
den  nämlichen  Bestimmungen  geregelt,  wie  die  Hypotheken  an  Grund- 
stücken, soweit  diese  auf  sie  ihrer  Natur  nach  in  Anwendung  kommen 
können,  und  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Abschnitts. 

^)  Nach  dem  früheren  Hecht  war  es  streitig,  wie  der  Ministerialberich  t 
ausführt  (S.  XVI),  ob  Schiffe  verhypothecirt  werden  konnten;  in  den  Verord- 
nungen vom  26.  Oktober  1836  und  3.  Januar  1837  >^nirde  die  Hypothek  auf 
Schiffe  ausdrücklich  gestattet.  „Und  doch  widersprach  die  Natur  der  Mobilien, 
die  unseren  Schiffen  beigelegt  worden,  dem  Princip  unserer  Rechtswissenschaft, 
demzufolge  nur  unbewegliche  Vermögensstücke  hypothekflüiig  sind;  und  wenn 
in  der  Praxis  die  Hypothek  als  solche  auf  Schiffe  gebräuchlich  war,  so  galt  dies 
nur  ftlr  SpecialfiLlle."  Den  Ersatz  bildete  das  Bodmereidarlehn  (der  See- 
wechsel,  cambio  maritimo).  Nach  Publikation  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
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586.  Die  Hypothek  auf  Schiffe  kann  nur  von  dem  betreffenden 
Eigenthfimer  oder  dessen  besonderen  Vertreter  bestellt  werden. 

§  1.  Wenn  das  Schiff  mehreren  Eigenthümem  gehört,  so  kann  es 
in  seiner  Totalität  fUr  Ausrästongs-  und  Schifffahrts- Kosten 
mit  ausdrücklicher  Einwilligung  der  Mehrheit,  sofern  diese 
mehr  als  die  Hälfte  des  Schiffswerthes  repräsentirt,  yer- 
hypothecirt  werden. 

§  2.  Der  Miteigenthümer  eines  Schiffes  kann  ohne  Einwilligung 
der  im  yorstehenden  Paragraphen  bezeichneten  Mehrheit,  seinen 
Antheil  am  Schiff  getrennt  nicht  verhypotheciren.^) 

587.  Gestattet  ist  ebensowohl  eine  Hypothek  auf  im  Bau  begriffene, 
als  auch  auf  erst  zu  erbauende  Schiffe,  behufs  Zahlung  der  betreffenden 
Baukosten,  wenn  nur  in  der  betreffenden  Urkunde  mindestens  die  Eiel- 
länge  des  Schiffes  und  annähernd  seine  hauptsächlichen  Dimensionen, 
sowie  sein  vermuthlicher  Tonnengehalt,  und  die  Werft,  auf  der  es  sich 
im  Bau  befindet,  oder  erbaut  werden  soll,  specificirt  ist. 


buchs,  welches  in  Art.  889  ausdrücklich  festsetzt,  dass  eine  Hypothek  nur  be- 
treffs Liegenschaften  zulässig  ist ,  galt  die   Hypothek   auf  Schiffe   als  beseitigt 
„Bei    dem    aktuellen  Stande   der   Wissenschaft,    und   der  gegenwärtigen  Lage 
unseres  Kechts  und  des  nationalen  Handels"  (fährt  der  Bericht  fort)  „erscheine 
es  durchaus  zweckmässig,  in  dem  neuen  Gesetzbuch  die  Hypothek  zweifellos  zu 
gestatten.    Nach  der  Ansicht  Vieler  wäre  dies  eine  Bückkehr  zum   alten  Becht, 
wie  auch  in  Frankreich,  wo  das  Princip  des  Römischen  Kechts  in  Geltung 
war,  dass  Schiffe,  wie  andere  Mobilien,  hypothekf^hig  seien,  bis  eine  Ordonnanz 
von  168t  dies  verbot,  ein  Verbot,  das  der  Code  de  commerce  nicht  aufgehoben. 
Erst  das  Gesetz  vom   10.  Sept.  1874  und  das   dieses   modificirende   Gesetz   vom 
10.  Juli  1885  habe  hier  Wandel  geschaffen.    Und  wenn  man  die  Nothwendigkeit 
anerkenne,   dass   der  Eigenthümer  eines  Schiffes   dasselbe   fEbr  Kreditgeschäfte 
haftbar  machen  könne,  so  sei  es  offenkundig,    dass  zu  diesem  Behufe  der  „See- 
wechsel" nicht  ausreiche.    Die  Ungewissheit  der  Rangordnung,   in   welcher  die 
Bezahlung  zu   erfolgen   habe,   die  Unmöglichkeit,   die   früheren  Belastungen  zu 
kennen,  das  Eisiko,  welches  zu  laufen  sei,  und  als  Endergebniss,  die  Erhöhung 
des  Zinsfusses   f&r   diese  Verträge,   alles   dieses   Hesse   den  Seewechsel  als  ein 
äusserst  mangelhaftes  Kreditmittel  (um  defeituosissimo  instrumento  de  credito) 
erscheinen.     Und  ein  Schiff  könne  ebensowohl  wie   eine  Liegenschaft  als  Basis 
eines   Hypotheken-Systems    dienen.      Daher   seien   die   Principien   des    Givil- 
rechts  auf  das  Seerecht  zu  übertragen  und  dies  umsomehr  in  Portugal,  dessen 
Hypotheken-Ordnung  jedenfalls  „se  nfto  perfeito,  e  dos  mais  adiantados  da 
Europa'*.   Und  so  stehe  zu  hoffen,  dass  für  die  Handelsflotte  ein  mächtiges  und 
fruchtbares  Kredit-System  geschaffen  werde." 

1)  Entsprechend    dem   Französischen    Becht  Art.   3   AL   3   Ges.    vom 
10.  Juli  1885. 
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588.  Die  Hypothek  an  Schiffen  ist  in  einer  öffentlichen  Urkunde 
zu  bestellen,  ausgenommen  den  Fall  des  §  2  des  Art.  591. 0 

589.  Die  Hypothek  an  Schiffen,  welche  sich  auf  zinstragende 
Forderungen  bezieht,  erstreckt  sich  ausser  auf  das  Kapital  auch  auf  die 
Zinsen  für  fünf  Jahre. 

690.  Die  Hypotheken  an  Schiffen  sind  bei  dem  Sekretariat  (der  Ge- 
richtsschreiberei) des  Handelsgerichts  des  Matrikelhafens  des  Schiffes 
einzutragen. 

§  1.  Im  Fall  eine  Hypotkek  an  einem  im  Bau  begriffenen  oder  noch  zq 
erbauenden  Schiff  bestellt  werden  soll,  ist  das  Sekretariat  des 
Platzes  zuständig,  wo  sich  die  Werft  befindet. 
§  2.  Bei  der  Matrikulation  von  Schiffen,  welche  bei  einem  anderen  Se- 
kretariat erfolgen  soll,  als  dem,  zu  welchen  der  Ort,  wo  das  Schiff 
erbaut  ist,  gehört,  ist  eine  von  letzterem  Sekretariat  ausgestellte 
Bescheinigung  vorzulegen,  ob  auf  dem  Schiff  eine  Hypothek  ruht 
oder  nicht;  und  im  bejahenden  Fall  sind  die  betreffenden  Hypo- 
theken auch  mit  Bezug  auf  die  Matrikel  des  Schiffes  zu  übertragen. 

591.  Der  Eigenthümer  des  Schiffes  kann  eine  provisorische  Hypo- 
tbekeneintragung  vornehmen  lassen,  bei  welcher  der  Betrag  oder  die 
Beträge  specificirt  werden,  die  auf  das  Schiff  während  der  Reise  auf- 
genommen werden  können. 

§  1.  Die  Hypothekeneintragung  ist,  wenn  ausserhalb  des  König- 
reichs, durch  den  zuständigen  Portugiesischen  Konsulai- 
Agenten  zu  bewirken. 

§  2.  Befindet  sich  kein  Konsular- Agent  an  dem  Orte,  an  welchem 
die  Hypothek  bestellt  werden  soll,  so  kann  sie  in  einer 
Urkunde  an  Bord  unter  den  betreffenden  Vertragsparteien,  in 
Gegenwart  von  zwei  Zeugen,  bestellt  und  in  das  Bechnungs- 
buch  eingetragen  werden. 

592.  Die  Hypothekengläubiger  sind  wegen  ihrer  Forderungen, 
nachdem  die  bevorrechtigten  Gläubiger  am  Schiff  befriedigt  sind,  in  der 
Beihenfolge  der  Priorität  nach  dem  Handelsregister,  zu  bezahlen. 

Einz.  §.    Konkurriren  mehrere  Hypothekeneintragungen  unter  dem 
nämlichen  Datum,  so  hat  die  Zahlung  antheilsweise  zu  erfolgen. 
693.    Die  Hypotheken  auf  Schiffe   unterliegen  der  Löschung  nach 
den  Eechts- Vorschriften. 

^)  d.  i. :  Wenn  an  dem  betreffenden  Ort  kein  Konsular-  Agent  sieb 
befindet,  so  kann  die  Hypothek  in  einer  Privaturkunde  vor  2  Zeugen  an  Bord 
bestellt  werden. 
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594.  Im  Fall  eines  Verlustes  oder  einer  Seenntüchtigkeit  des 
Schiffes  werden  die  Eechte  der  Hypothekenglänbiger  an  den  lieber- 
resten  desselben  und  an  der  betreffenden,  von  den  Versicherern  ge- 
schuldeten Entschädigung  geltend  gemacht. 


Titel  IL 
Ton  der  Tersichernng  gegen  Seegefahren. 

596.  Auf  den  Vertrag,  betreffend  Versicherung  gegen  Seegefahren 
sind  die  in  Kap.  I  und  im  Abschnitt  I  des  Eap.  II  des  Tit.  XV  des 
II.  Buches  aufgestellten  Vorschriften  anwendbar,  welche  nicht  mit  der 
besonderen  Natur  der  Seeversicherungen  unverträglich  oder  durch  die 
Bestimmungen  dieses  Titels  modiflcirt  sind. 

596.  Die  Seeversicherungspolice  muss,  ausser  dem  im  Art.  426 
vorgeschriebenen  Inhalt,  folgendes  angeben: 

1.  Den  Namen,  die  besondere  Art,  die  Klassifikation,  die  Nationalität 
und  den  Tonnengehalt  des  Schiffes; 

2.  Den  Namen  des  Kapitäns; 

3.  Den  Platz,  an  dem  die  V^aaren  verladen  worden  sind,  oder  ver- 
laden werden  sollen; 

4.  Den  Hafen,  von  dem  das  Schiff  abgefahren  ist,  abfahren  soll, 
oder  abgefahren  sein  soll; 

5.  Die  Häfen,  in  denen  das  Schiff  laden,  löschen,  oder  die  es  an- 
fahren soll. 

Einz.  §.  Wenn  die  in  diesem  Artikel  vorgeschriebenen  Angaben 
nicht  gemacht  werden  können,  sei  es,  dass  die  Person,  welche 
die  Versicherung  abschliesst,  sie  nicht  kennt,  oder  in  Folge  der 
besonderen  Beschaffenheit  der  Versicherung,  so  mfissen  sie  durch 
andere  ersetzt  werden,  die  den  Gegenstand  des  Vertrages  wohl 
bestimmen. 

597.  Die  Versicherung  gegen  Seegefahr  kann  zum  Gegenstand 
alle  in  Geld  schätzbaren  Sachen  und  Werthe,  die  der  Gefahr  ausgesetzt 
sind,  haben. 

598.  Die  Versicherung  gegen  Seegefahr  kann  in  Friedens-  oder 
Kriegszeiten,  vor  oder  während  der  Reise  des  Schiffes,  für  die  ganze 
Reise,  oder  für  eine  bestimmte  Zeit,  fBr  die  Hin-  und  R&ckreise,  oder 
lediglich  für  eine  derselben  genommen  werden. 
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5d9.  Von  der  Ladung,  die  der  Kapitän  oder  der  Eigenthfimer 
des  SchüFes  versichert,  können  nur  Vio  ihi*es  richtigen  Werthes  ver- 
sichert werden. 

600.  Nichtig  ist  die  Versicherung,   welche  zum  Gegenstand  hat: 

1.  Die  Löhne  und  Bezüge  der  Mannschaft; 

2.  Die  Waaren,  welche  für  ihren  vollen  Werth  und  ohne  Ausnahme 
von  Gefahren  für  Bodmerei  haftbar  sind; 

3.  Die  Sachen,  deren  Hände  durch  Gesetze  des  Königreichs  ver- 
boten ist,  und  die  Schiffe  —  einheimische  oder  ausländische  — , 
die  zu  ihrem  Transport  verwendet  werden. 

601.  Die  verladenen  "Waaren  können  nach  ihrem  vollen  Werlh, 
nach  dem  Kostenpreis,  einbegriffen  die  Ausgaben  für  Verladen  und  die 
Fracht,  oder  nach  dem  am  Orte  der  Bestimmung  bei  ihrer  Ankunft 
laufenden  Preis,  ohne  Havarie,  versichert  werden. 

Einz.  §.  Die  in  der  Police  ohne  Bemerkungen  erfolgte  Abschätzung 
kann  auf  jeden  der  in  diesem  Artikel  vorgeschriebenen  Fälle  be- 
zogen werden,  und  der  Art.  435  ist  nicht  anzuwenden,  wenn 
die  Versicherung  nicht  den  höchsten  Preis  übersteigt. 

602.  Ist  in  der  Police  nicht  die  Zeit  ausgedrückt,  während  der 
die  Sösikos  für  Rechnung  des  Versicherers  gehen  sollen,  so  beginnen 
und  endigen  sie  zu  folgendem  Zeitpunkte: 

1.  Bezüglich  des  Schiffes  und  seiner  Zubehörstücke  in  dem  Augen- 
blick, in  welchem  das  Schiff  die  Anker  lichtet,  um  aus  dem 
Hafen  auszulaufen,  bis  zum  Augenblick,  in  dem  es  in  dem  Be- 
stimmungshafen vor  Anker  gegangen  und  befestigt  ist; 

2.  Bezüglich  der  Ladung,  von  dem  Augenblick,  in  dem  die  Sachen 
in  das  Schiff,  oder  in  die  behufs  deren  Transports  auf  dasselbe 
bestimmten  Fahrzeuge  verladen  sind,  bis  zum  Augenblick,  in 
welchem  sie  an  ihrem  Bestimmungsort  an  das  Land  kommen. 

§  1.  Wenn  die  Versicherung  nach  dem  Beginn  der  Reise  ge- 
nommen wird,  so  laufen  die  Risikos  vom  Datum  der 
Police  ab. 

§  2.  Wenn  die  Löschung  durch  Schuld  des  Destinatars  verzögert 
wird,  so  endigen  die  Risikos  für  den  Versicherer  dreissig 
Tage  nach  der  Ankunft  des  Schiffes  in  seinem  Be- 
stimmungsort. 

608.  Die  Verpflichtung  des  Versicherers  ist  auf  die  versicherte 
Summe  beschränkt. 
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Einz.  §.  Wenn  die  versicherten  Gegenstände  während  der  Zeit 
des  Eisikos  verschiedene  Unfälle  hinter  einander  erleiden,  so  hat 
der  Versicherte  immer,  auch  im  Fall  des  Abandons,  die  Beträge 
in  Rechnung  zu  stellen,  welche  ihm  für  die  früheren  Unfälle  ge- 
zahlt worden  sind  oder  geschuldet  wurden. 

604.  Zu  Lasten  des  Versicherers  sind,  vorbehaltlich  entgegen- 
stehender Vereinbarung,  alle  Verluste  und  Schäden,  die  den  versicherten 
Gegenständen  während  der  Zeit  des  Risikos  in  Folge  von  Sturm,  Schifi- 
brach,  Strandung,  Zusammenstoss,  gezwungener  Äenderung  der  Route, 
der  Reise  oder  des  SchiiFes,  in  Folge  von  Seewurf,  Brand,  ungerechter 
Gewalt,  Explosion,  Ueberschwemmung,  Seeraub,  dazwischentretender 
Quarantäne,  und  im  Allgemeinen  in  Folge  aller  Seeereignisse  treflfen,  vor- 
behaltlich der  Fälle,  in  welchen  der  Versicherer  in  Folge  der  Natur  der 
Sache,  durch  Gesetz  oder  durch  ausdrückliche  Klausel  der  Police  von 
der  Haftung  befreit  ist. 

§  1.  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  Baraterie  des  Kapitäns,  vor- 
behaltlich entgegenstehender  Vereinbarung,  die  indessen 
wirkungslos  ist,  wenn  der  Kapitän  namentlich  bezeichnet 
wird  und' später  ohne  Anhörung  und  Einwilligung  des  Ver- 
sicherers gewechselt  ist. 

§  2.  Der  Versicherer,  welcher  sich  ausdrücklich  verpflichtet  hat, 
die  Kriegsgefahren  ohne  genaue  Bestimmung  zu  versichern, 
haftet  für  die  Verluste  und  Schäden,  welche  den  versicherten 
Gegenständen  zugefügt  sind  in  Folge  Feindseligkeit,  Re- 
pressalien, Embargo  auf  Anordnung  irgend  einer  Macht, 
Wegnahme  und  Gewalt  jeder  Art,  mag  diese  durch  eine  be- 
freundete oder  feindliche  Regierung,  zu  Recht  oder  eigen- 
mächtig bewirkt,  anerkannt  oder  nicht  anerkannt  sein,  und 
im  Allgemeinen  in  Folge  aller  Ereignisse  und  Zufälle  eines 
Krieges. 

§  3.  Die  Erhöhung  der  in  der  Friedenszeit  vereinbarten  Prämie,  für 
den  Fall  eines  etwa  eintretenden  Krieges  oder  eines  anderen 
Ereignisses,  deren  Belauf  in  dem  Vertrage  nicht  bestimmt 
ist,  regelt  sich,  indem  die  Risikos,  Umstände  und  Verein- 
barungen in  der  Police  in  Betracht  gezogen  werden. 

605.  Im  Fall  eines  Zweifels  über  den  Grund  des  Verlustes  der 
versicherten  Gegenstände,  wird  vermuthet,  dass  dieselben  durch  einen  See- 
unfall zu  Grunde  gegangen  sind,  und  der  Versicherer  ist  haftbar. 
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606.  Die  bei  einem  ausländischen  Gericht  gefällte  Entscheidung, 
dass  ein  Schiff  gute  Prise  sei,  bewirkt  die  blosse  Vermuthung  der 
Gültigkeit  derselben  bezüglich  der  Streitfragen,  welche  sich  auf  die 
Yersicherung  beziehen. 

607.  Nicht  zu  Lasten  des  Versicherers  fallen  die  Abgaben  für 
Schifffahrt,  Lootsen-  und  Schleppgelder,  Quarantäne  und  andere  Kosten 
für  Einfahrt  und  Ausfahrt  des  Schiffes,  noch  die  Tonnengelder,  Leucht- 
feuer-Gebühren, Ankergelder,  Gebühren  für  Sanitätsbesuch,  und  andere 
ähnliche,  das  Schiff  und  die  Ladung  belastenden  Ausgaben,  ausser  wenn 
sie  in  die  Klasse  der  grossen  Havarien  kommen. 

608.  Jede  wUlkürliche  Aenderung  der  Route,  der  Beise  oder  des 
Schiffes,  von  Seiten  des  Versicherten,  im  Fall  einer  Versicherung  auf 
Schiff  oder  auf  Fracht,  beseitigt  die  Haftbarkeit  des  Versicherers. 

§  1.  Zu  beobachten  ist  die  Bestimmung  dieses  Artikels  mit  Eück- 

sieht  auf  die  Versicherung  der  Ladung,  wenn  der  Versicherte 

eingewilligt  hat. 
§  2.  Der  Versicherer  hat   in   den   in   diesem  Artikel  und  im  §  I 

voi^esehenen  Fällen  Anspruch  auf  volle   Prämie,   wenn   die 

Bisikos  zu  laufen  angefangen  haben. 

609.  V^enn  die  Versichenmg  auf  Waaren  für  die  Hin-  und  Rück- 
reise genommen  ist,  und  wenn  das  Schiff,  nach  Ankunft  an  seinem 
«ersten  Bestimmungsort,  keine  Waaren  für  die  Rückreise  verladet,  oder 
seine  Ladung  nicht  vervollständigt,  so  hat  der  Versicherer  zwei  Drittel 
der  Prämie  zu  erhalten,  vorbehaltlich  entgegengesetzter  Vereinbarung. 

610.  Ist  die  Versicherung  getrennt  0  auf  Waaren  genommen,  die 
in  verschiedene  Schiffe  verladen  werden  sollen,  unter  Erwähnung  der  füi* 
jedes  einzelne  versicherten  Summe,  so  haftet  der  Versicherer,  wenn   die 

Waaren  in  eine  geringere  Anzahl  Schiffe,  als  im  Kontrakt  bezeichnet 
war,  geladen  werden,  nur  für  die  Summe,  welche  auf  das  Schiff  oder 
die  Schiffe,  die  die  Ladung  empfangen  haben,  versichert  ist. 

Einz.  §.  In  dem  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fall  aber  hat  der 
Versicherer  die  Hälfte  der  vereinbarten  Prämie,  bezüglich  der 
Waaren,  für  welche  die  Versicherung  ohne  Wirkung  blieb,  zu 
erhalten,  ohne  dass  diese  Entschädigung  ein  halbes  Procent  ihres 
Werthes  übersteigen  darf. 

^)  „devidamente"  im  Text  offenbar  ein  Druckfehler  statt  ,,divididamente*\ 
Eine  analoge  Bestimmung  findet  sich  auch  im  Spanischen  Recht,  Art.  759 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  V,  1,  S.  138) ,  das  hier  wiederum  auf  dem 
Pranzösischen  Hecht  beruht,  Art.  361  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  II  S.  578). 
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611.  Wenn  der  Kapitän  die  Befngniss  hat,  Skala  zn  machen, 
um  die  Ladung  zu  yenrollständigen  oder  einzunehmen,  so  läuft  der  Ver- 
sicherer fär  die  versicherten  Gegenstände  nur  Gefahr;  insoweit  sie  an 
Bord  sind,  vorbehalüich  einer  entgegengesetzten  Vereinbarung. 

613.  Wenn  der  Versicherte  das  Schiff  nach  einem  Ort  sendet, 
der  entfernter,  als  der  im  Vertrag  bezeichnete,  liegt,  so  haftet  der  Ver- 
sicherer nicht  für  die  Gefahren  der  weiteren  Strecke. 

Einz.  §.  Wenn  aber  die  Eeise  abgekürzt  wird,  indem  in  einem 
Hafen  gelandet  wird,  wo  Skala  gemacht  werden  sollte,  so  be- 
hält die  Versicherung  volle  Wirksamkeit. 

613.  Die  Klausel  „frei  von  Havarie'^  befreit  die  Versicherer 
von  jeder  Havarie,  ausser  in  den  Fällen,  welche  zum  Abandon  Anlass 
geben. 

614.  Bezieht  sich  die  Versicherung  auf  Flüssigkeiten  oder  Waaren, 
die  dem  Auseinandergehen  und  Zerfliessen  ausgesetzt  sind,  so  haftet 
der  Versicherer  nicht  für  die  Verluste  und  Schäden,  ausser  wenn  sie 
durch  Stösse,  Schifibruch  oder  Strandung  des  Schiffes,  sowie  durch 
Ausladen  und  Wiedereinladen  im  Hafen  einer  gezwungenen  Anlandung 
verursacht  sind. 

Einz.  §.  Im  Fall  der  Versicherer  verpflichtet  ist,  die  in  diesem 
Artikel  besagten  Schäden  zu  zahlen,  muss  die  Reduktion  des 
gewöhnlichen  Abzugs  eintreten. 

615.  Der  Versicherte  muss  innerhalb  der  fünf  auf  den  Empfang 
folgenden  Tage  dem  Versicherer  von  den  Beweisdokumenten  Eenntniss 
geben,  denen  zufolge  die  versicherten  Waaren  in  die  Gefahren  gerathen 
und  untergegangen  sind. 

Titel  m. 

Vom  Abandon.  0 

616.  Abandon  der  versicherten  Gegenstände  kann  vorgenommen 
werden  in  den  Fällen: 

1.  Von  Wegnahme; 

2.  Vom  Embargo  auf  Anordnung  einer  fremden  Macht; 

3.  Vom  Embargo  auf  Anordnung  der  Begierung,  nachdem  die  Reise 
begonnen  ist; 

1)  Dieser  Abschnitt  beruht  theils  auf  dem  früheren  Becht,  Art.  1789  ff. 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  IV,  S.  381),  theils  auf  dem  Italienischen  Recht, 
Art.  632  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III  S.  302.) 
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4.  Im    Fall    des    gänzlichen   Verlustes    der    versicherten    Gegen- 
stände;^) 

5.  In  den  übrigen  Fällen,  in  welchen  die  Parteien  es  vereinbart 
haben. 

Einz.  §.    Das  reparaturunfähige  Schiff  wird  dem   gänzlich   ver- 
lorenen Schiff  gleichgestellt. 

617.  Der  Versicherte  kann  dem  Versicherer  gegenüber  Abandon 
YOiTiehmen,  ohne  verbunden  zu  sein,  den  Verlust  des  Schiffes  zu  be- 
weisen, wenn  von  dem  Tage  der  Abfahrt  des  Schiffes  oder  von  dem 
Tage,  auf  den  sich  die  letzten  Meldungen  darüber  beziehen,  keine  Nach- 
richt eingegangen  ist,  nämlich  nach  sechs  Monaten  seit  dessen  Abfahrt 
zu  einer  Reise  in  Europa,  und  nach  einem  Jahr  zu  weiteren  Reisen.*'^) 

§  1.  Ist  die  Versicherung  auf  eine  beschränkte  Zeit  genommen, 
so  wird  nach  Ablaut  der  in  diesem  Artikel  festgesetzten 
Fristen  der  Verlust  des  Schiffes,  als  innerhalb  der  Ver- 
sicherungszeit erfolgt  vermuthet. 

§  2.  Liegen  mehi-ere  successive  Versicherungen  vor,  so  wird  der  Ver- 
lust als  eingetreten  vermuthet  an  dem  folgenden  Tage  nach 
demjenigen,  an  welchem  die  letzten  Nachrichten  gegeben  sind. 

§  3.  Wenn  aber  später  bewiesen  wird,  dass  der  Verlust  sich  ausser- 
halb der  Versicherungszeit  ereignet  hat,  so  muss  die  Ent- 
schädigung mit  den  gesetzlichen  Zinsen  zurückerstattet 
werden. 

618.  Ist  der  Totalverlust  des  Schiffes  festgestellt,  so  kann  der 
Abandon  der  versicherten,  in  demselben  verladenen  Gegenstände  er- 
folgen, wenn  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Unfall  kein  anderes 
Schiff  angetroffen  wird,  um  sie  wieder  zu  verladen  und  an  ihren  Be- 
stimmungsort zu  schaffen. 

Einz.  §.  In  dem  im  vorliegenden  Artikel  vorgesehenen  Fall  haftet 
der  Versicherer,  wenn  die  versicherten  Gegenstände  in  ein  anderes 
Schiff  verladen  werden,  für  die  erlittenen  Schäden,  die  Kosten 
der    Verladung    und    Ausladung,    der    Deponirung    und   Be- 


*)  Nach  früherem  Kecht  konnte  der  Abandon  auch  bei  theilweisem  Ver- 
lust erfolgen,  wenn  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  3/^  des  Werthes  des 
versicherten,  verlorenen  oder  verschlechterten  Gegenstandes  überstieg,  Art.  1792 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV,  S.  333). 

2)  Nach  früherem  Recht  waren  die  doppelten  Fristen  (l  bis  2  Jahre)  vor- 
geschrieben, Art.  179  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  332.) 
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wachaDg  in  den  Magazinen,  der  Erhöhung  der  Fracht  und  die 
Mehrkosten  der  Rettung,  bis  zur  Höhe  der  versicherten  Summe ; 
soweit  diese  noch  nicht  erschöpft  ist,  laufen  die  Risikos  für  den 
Rest  weiter. 

619.  Der  Abandon  der  versicherten  Gegenstände,  wplche  weg- 
genommen oder  mit  Embargo  belegt  sind,  kann  nur,  nachdem  drei  Monate 
seit  der  Notification  der  "Wegnahme  oder  des  Embargo  verflossen  sind, 
erfolgen,  wenn  diese  Ereignisse  in  den  Meeren  Europas  stattgefunden, 
und  nach  sechs  Monaten,  wenn  sie  an  einem  anderen  Platz  statt- 
gefunden haben.  • ' 

Einz.  §.  Für  die  Waaren,  die  einer  schnellen  Verschlechterung 
ausgesetzt  sind,  werden  die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Fristen 
auf  die  Hälfte  reduzirt. 

620.  Der  Abandon  ist  den  Versicherem  anzuzeigen,  in  der  Frist 
von  drei  Monaten  seit  dem  Tage,  an  dem  Kenntniss  vom  Unfall  ge- 
wesen ist,  w^nn  derselbe  sich  in  den  Meeren  von  Europa  ereignet  hat; 
von  sechs  Monaten,  wenn  er  in  den  Meeren  von  Afrika,  in  den  west- 
lichen und  südlichen  Meeren  von  Asien  und  in  den  östlichen  von 
Amerika  stattgefunden  hat;  und  von  einem  Jahr,  wenn  der  Unfall  in 
anderen  Meeren  eingetreten  ist. 

§  1.  In  den  Fällen  von  Wegnahme  oder  Embargo  auf  Anordnung 
einer  Macht  laufen  diese  Fristen  nur  von  dem  Tage, 
an  welchem  die  im  vorstehenden  Artikel  festgesetzten 
endigen. 

§  2.  Der  Versicherte  ist  zur  Vornahme  des  Abandons  nicht  zu- 
zulassen, wenn  die  in  diesem  Artikel  festgesetzten  Fi*isten 
abgelaufen  sind,  während  ihm  indess  das  Recht  auf  die 
Havarieklage  verbleibt. 

621.  Der  Versicherte  kann,  unter  Mittheilung  der  erhaltenen 
Nachrichten  an  den  Versicherer,  den  Abandon  vornehmen,  indem  er  den 
Versicherer  auffordert,  den  versicherten  Betrag  in  der  durch  Eontrakt 
oder  Gesetz  festgesetzten  Frist  zu  zahlen;  auch  kann  er  sich  vorbe- 
halten, ihn  später  in  den  gesetzlichen  Fristen  vorzunehmen. 

§  1.  Nimmt  er  Abandon  vor,  so  ist  er  verpflichtet,  alle  genommenen 
oder  angeordneten  Versicherungen  anzugeben,  sowie  alle  mit 
seinem  Wissen  auf  die  Waaren  aufgenommenen  Bodmerei- 
gelder;  im  entgegengesetzten  Falle  ist  die  Zahlungsfrist  bis 
zu  dem  Tage  zu  suspendiren,   an   dem   er    die  besagte  Er- 
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klärung  abgiebt,   ohne   dass   daraus   eine  VerlängeraDg  der 
durch  das   Gesetz  zur   Vornahme   des   Abandons   gesetzten 
Frist  erwächst. 
§  2.  Im  F^   einer  betrügerischen   Erklärung  verliert  der   Ver- 
sicherte alle  Anspräche  aus  der  Versicherung. 
623.    Der  Abandon  umfasst  nur  die  Sachen,   welche   den   Gegen- 
stand der  Versicherung  und  der  Gefahr  bilden,  und   kann  nicht  theil- 
weise  noch  bedingt  sein. 

623.  Die  versicherten  Gegenstände  gehören  dem  Versicherer  von 
dem  Tage  ab,  an  welchem  der  Abandon  angekündigt  (insinuirt)  und 
von  dem  Versicherer  angenommen  oder  für  gültig  erklärt  ist. 

Einz.  §.  Der  Versicherte  muss  dem  Versicherer  alle,  die  ver- 
sicherten Gegenstände  betreffenden  Urkunden  übergeben. 

624.  Die  Notification  des  Abandons  erzeugt  keine  Rechts- 
wirkungen, wenn  die  Thatumstände,  auf  die  derselbe  sich  gründete,  sich 
nicht  bestätigten,  oder  nicht  zu  der  Zeit,  in  welcher  der  Abandon  gegen- 
über dem  Versicherer  vorgenommen  wurde,  bestanden. 

Einz.  §.  Die  Notification  des  Abandons  erzeugt  indess  alle  ihre 
Wirkungen,  wenn  auch  später,  als  sie  geschehen,  die  umstände 
eintreten,  welche,  falls  sie  vorher  eingetreten  wären,  das  Recht 
auf  Abandon  ausgeschlossen  hätten. 

625.  Wenn  der  Versicherte  im  Fall  von  Wegnahme,  dem  Ver- 
sicherer keine  Nachricht  geben  kann,  so  hat  er  die  Befugniss,  die  vor- 
genommenen Gegenstände  auszulösen,  ohne  erst  aut  eine  Anweisung  des 
Versicherers  zu  warten;  er  bleibt  aber  in  diesem  Fall  verpflichtet,  dem 
Versicherer  Mittheilung  von  dem  Lösegeld  zu  machen,  welches  er  auf- 
gewendet, so  bald  sich  ihm  Gelegenheit  dazu  bietet. 

§  1.  Der  Versicherer  hat  die  Wahl,  auf  seine  Rechnung  das  Löse- 
geld zu  nehmen  oder  es  abzulehnen;  und  von  der  getroffenen 
Wahl  hat  er  dem  Versicherten  binnen  24  Stunden  nach  Em- 
pfang der  Nachricht  Eenntniss  zu  geben. 

§  2.  Wenn  er  das  Lösegeld  annimmt,  so  hat  er  ohne  Verzug  zu 
veranlassen,  dass  das  Lösegeld  nach  Massgabe  der  Verein- 
barung und  im  Verhältniss  seines  Antheils  gezahlt  wird,  und 
hat  femer  die  Risikos  der  Reise,  gemäss  dem  Versicherungs- 
vertrage, zu  tragen. 

§  3.  Wenn  er  das  Lösegeld  ablehnt,  so  ist  er  verpflichtet,  die  ver- 
sicherte Summe  zu  zahlen,  und  hat  kein  Recht,  von  den  etwa 
eingelösten  Gegenständen  eine  Sache  zu  reklamiren. 
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§  4.  Wenn  der  Versicherer  es  unterlässt,  Nachricht  von  seiner 
Wahl  in  der  erwähnten  Frist  zu  geben,  so  wird  angenonunen, 
dass  er  das  Lösegeld  ablehnt. 

§  5.  Wird  das  Schiff  ausgelöst,  so  sind,  wenn  der  Versicherte 
in  den  Besitz  seiner  Gegenstände  gelangt,  die  erlittenen 
Verschlechterungen  als  Havarien  anzusehen ,  wobei  die 
Entschädigung  dem  Versicherer  zur  Last  fällt;  aber  wenn 
die  Gegenstände  kraft  des  Loskaufs  auf  einen  dritten  Be- 
sitzer übergehen,  kann  der  Versicherte  sie  abandonniren. 


Titel  IV. 

Ton  dem  Bodmereivertrag.^) 

636.    Der  Bodmereivertrag  muss  schriftlich   geschlossen    werden 
und  angeben: 

1.  Die  dargeliehene  Summe; 

2.  Die  Vereinbalte  Prämie; 

3.  Die  Gegenstände,  auf  welche  das  Darlehen  genommen  ist; 

4.  Den  Namen,  die  Qualität,  den  Tonnengehalt  und  die  Nationalität 
des  Schiffes; 

5.  Den  Namen  des  Kapitäns; 

G.  Die  Namen  und  Domicile  des  Darlehnsgebers  und  -Nehmers; 

7.  Die  eingehende  und  specifidrte  Aufzählung   der   übernommenen 
Risikos; 

8.  Ob  das  Darlehen  för  eine  Reise  oder  für  mehrere  gegeben  ist, 
und  für  welche  Zeit; 

9.  Die  Zeit  und  den  Ort  der  Zahlung. 

§  1.  Die  Urkunde  ist  von  dem  Tage  und  Orte  zu  datiren,  an 
welchem  das  Darlehen  gewährt  ist,  und  von  den  Kon- 
trahenten zu  unterzeichnen,  wobei  die  Eigenschaft,  in  der 
sie  unterzeichnen,  anzugeben  ist. 

§  2.  Der  Bodmereivertrag,  welcher  nach  Massgabe  dieses 
Artikels  nicht  schriftlich  geschlossen  wird,  ist  als  in  ein 
einfaches  Darlehnsgeschäft  verwandelt  anzusehen  und  ver- 


^)  ,,Do  contrato  de  risco"  früher  auch  Seewechsel  (cambio  maritimo)  ge- 
nannt. Dieser  Abschnitt  weicht  voUständig  von  dem  früheren  Becht  ab,  ent- 
sprechend der  veränderten  Stellung  des  Gesetzgebers  zur  Schiffshypothek,  cf. 
oben  Note  1  S.  162. 
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pflichtet  persönlich  den  Nehmer  zur  Zahlung  des  Kapitals 
und  der  Zinsen. 

637.  Der  an  Ordre  gestellte  Bodmereibrief  ist  durch  Indossament 
nach  Massgabe  und  mit  den  nämlichen  Rechten  und  Ansprachen  auf 
Sicherheit,  wie  der  Wechstel  begebungsfähig. 

Einz.  §.  Der  Indossatar  nimmt  die  Stelle  des  Indossanten  ein. 
sowohl  r&cksichtlich  der  Prämie  als  der  Verluste;  aber  die 
Haftbarkeit  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  ist  aof 
das  Kapital  beschränkt,  ohne  die  Prämie  mit  zu  umfassen,  Tor- 
behaltlich  entgegenstehender  Vereinbarung.^) 

638.  Der  Bodmereivertrag  kann  nur  betrefien  die  ganze  Ladung, 
einen  Theil  derselben,  oder  die  fällige  Fracht,  zusammen  oder  getrennt;-) 
und  darf  von  dem  Kapitän  nur  im  Verlauf  der  Reise,  sofern  er  kein 
anderes  Mittel  hat,  dieselbe  fortzusetzen,  geschlossen  werden. 

629.  Das  Bodmereidarlehen ,  das  für  eine  Summe  aufgenonmien 
ist,  welche  den  wirklichen  Werth  der  Gegenstände,  auf  die  es  sich  be- 
zieht, übersteigt,  ist  bis  zur  Höhe  dieses  Werthes  gältig;  für  den  über- 
schiessenden  Theil  der  geliehenen  Summe  haftet  der  Nehmer  persönlich 
ohne  Prämie  und  nur  mit  gesetzlicher  Verzinsung. 

§  1.  Wenn  von  Seiten  des  (Bodmerei-)Nehmers  ein  Betrug  verübt 
ist,  so  kann  der  (Bodmerei-)Geber  verlangen,  dass  der  Ver- 
trag aufgehoben,  und  ihm  die  geliehene  Summe  mit  den 
gesetzlichen  Zinsen  gezahlt  werde. 
§  2.  Der  auf  die  verladenen  Waaren  erhoffte  Gewinn  ist  nicht 
als  Werthsüberschreitung  anzusehen,  wenn  er  getrennt  in  dem 
Titel  geschätzt  ist. 


^)  Der  obige  Artikel  stimmt  fast  wörtlich  mit  dem  früheren  Recht  über- 
ein, Art.  1632  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV,  S.  311.) 

2)  Also  nicht  mehr  das  Schiff  wie  nach  früherem  ßecht,  Art.  1637 H.  G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  311).  Nach  Deutschem  Recht  kann  verbodmet  werden 
Schiff,  Fracht  und  Ladung,  Art.  680  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  11  S.  456);  nach 
Französischem  Recht  das  Schiff,  Schiffsgeräth,  Takelwerk,  Ausrüstung,  Pro- 
viant, Ladung,  nicht  aber  die  zukünftige  Fracht,  der  erhoffte  Gewinn  und  die 
Heuer,  Art.  315,  318,  319  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  11  S.  573);  nach  Italie- 
nischem Recht  darf  jetzt  der  erhoffte  Gewinn  und  die  zu  verdienende  Fracht 
verbodmet  werden,  nicht  aber  die  Heuer,  Art.  503  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  III 
S.  205);  nach  Spanischem  Recht  endlich  ist  die  Yetbodmung  der  Heuer  und 
des  erhofften  Gewinnes  unzulässig,  Art.  724,  725  H.  G.  B.  (cf.  H.  d  E. 
Band  V,  1,  S.  131,  132). 
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630.  Gehen  durch  zufälliges  Ereigniss  oder  höhere  Gewalt  zu 
der  Zeit,  an  dem  Orte  und  durch  die  von  dem  Gteber  übemonmienen 
Gefahren,  die  Gegenstände,  auf  die  das  Bodmereidarlehen  gegangen  ist, 
verloren,  so  wird  der  Nehmer  befreit. 

§  1.  Wenn  der  Verlust  ein  theilweiser  ist,  so  reduzirt  sich  die 
Zahlung  des  geliehenen  Betrages  auf  den  Werth  der  für  das 
Darlehen  haftenden  Gegenstände ,  die  gerettet  sind ,  unbe- 
schadet der  Forderungen!;  die  ihr  vorgehen  mögen. 

§  2.  Wenn  das  Darlehen  auf  der  Fi'acht  ruht,  so  reduzirt  sich  die 
Zahlung  der  geliehenen  Summe,  im  Fall  eines  Unglücks,  auf 
die  von  den  Befrachtern  geschuldete  Summe,  unbeschadet  der 
Forderungen,  die  ihr  vorgehen  mögen. 

§  3.  Ist  der  für  ein  Bodmereidarlehen  haftende  Gegenstand  ver- 
sichert, so  ist  der  gerettete  Werth  verhältnissraässig  zwischen 
dem  auf  Bodmerei  geliehenen  Kapital  und  der  versicherten 
Summe  zu  vertheilen. 

§  4.  Wenn  zur  Zeit  des  Unfalls  ein  Theil  der  haftenden  Gegen- 
stände bereits  auf  dem  Lande  ist,  so  ist  der  Verlust  des 
Gebers  auf  die  auf  dem  Schiff  verbliebenen  beschränkt,  indem 
die  Gefahren  für  die  geretteten  Gegenstände,  welche  auf 
einem  anderen  Schiff  transportirt  sind,  iortbestehen. 

§  5.  Wenn  die  Gesammtheit  der  haftbaren  Gegenstände  vor  dem 
Unfälle  ausgeladen  ist,  so  hat  der  Nehmer  den  ganzen  Betrag 
des  Darlehns  und  seine  Prämie  zu  zahlen. 

631.  Der  Geber  trägt  zur  gemeinsamen  Havarie  zum  Besten  des 
Nehmers  bei,  jede  entgegenstehende  Vereinbarung  irgend  welcher  Art 
ist  nichtig.^) 

Einz.  §.  Die  besonderen  Havarien  faUen  dem  Geber  nicht  zur 
Last,  vorbehaltlich  entgegenstehender  Vereinbarung;  wenn  aber 
anlässlich  einer  besonderen  Havarie  die  verhafteten  Gegenstände 
nicht  zur  Zahlung  der  geliehenen  Summe  und  ihrer  Prämie  zu- 
langen, so  hat  der  Nehmer  den  Schaden  zu  tragen,  der  etwa 
aus  jenen  Havarien  folgt. 

632.  Sind  mehrere  Darlehen  im  Verlauf  der  nämlichen  Reise  ein- 
gegangen, so  hat  das  spätere  immer  den  Vorzug  vor  dem  früheren. 


^)  Abweichend  vom  Deutschen  Eecht,  Art.  725  Schluss-Alinea  (cf.  H.  d  E. 
Band  II  S.  465). 
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Einz.  §.  Die  Bodmereidarlehne,  die  anf  der  nämlichen  Reise  und 
in  dem  nämlichen  Hafen  einer  erzwungenen  Anlandung  während 
des  nämlichen  Aufenthalts  aufgenommen  sind,  treten  in  Konkurrenz. 

633.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  über  die  See- 
versicherungen und  Havarien  finden  auf  den  Bodmereivertrag  Anwendung, 
soweit  sie  nicht  seinem  Wesen  widersprechen  und  nicht  in  diesem  Titel 
abgeändert  sind. 

Titel  V. 

Ton  den  Havarien.  0 

634.  Als  Havarien  werden  angesehen  alle  aussergewöhnlichen 
Ausgaben,  die  für  das  Schiff  oder  dessen  Ladung,  zusammen  oder  ge- 
trennt, gemacht  werden,  sowie  alle  Schäden,  welche  dem  Schilf  oder 
der  Ladung  zustossen,  von  dem  Zeitpunkt  ab,  in  welchem  die  Seegefahren 
beginnen,  bis  zu  demjenigen,  in  welchem  sie  endigen. 

§  1.  Nicht  als  Havarien,  sondern  als  einfache  Unkosten  zu  Lasten 
des  Schiffes  werden  diejenigen  angesehen,  welche  gewöhnlich 
für  dessen  Ausfahrt  und  Einfahrt  gemacht  werden,  sowie 
die  Zahlung  der  Gebühren  und  anderer  Taxen  der  Schiflffahrt, 
ferner  diejenigen,  die  bezwecken,  das  Schiff  zu  erleichtern, 
damit  es  die  bekannten  Untiefen  oder  Sandbänke  bei  der  Aus- 
fahrt aus  dem  Abfahrtshafen  passiren  kann. 

§  2.  Die  Havarien  regeln  sich  nach  der  Vereinbarung  der  Parteien, 
und,  in  deren  Eimangelung  oder  Unzulänglichkeit,  nach  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches. 

636.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Havarien,  grosse  oder  gemein- 
schaftliche Havarien,  und  einfache  oder  besondere  Havarien. 

§  1.  Grosse  oder  gemeinschaftliche  Havarien  sind  alle  ausserordent- 
lichen Ausgaben  oder  Opfer,  welche  freiwillig  zu  dem  Zweck, 
um   einer  Gefahr  zu   entgehen,   von   dem  Kapitän,  oder  in 


1)  Die  Materie  von  den  Havarien  ist  vereinfacht,  indem  die  beispielsweise 
Aufzählung  der  einzelnen  Fälle,  wie  solche  im  früheren  Recht  stattfand 
(Art.  1816  ff.  H.G.B.  —  cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  335  flF.).  unterlassen  und  nach 
Massgahe  der  Antwerpener  Beschlüsse  —  welche  die  Uniformität  der  Seegesetze 
für  unmöglich  erachteten,  insofern  man  sich  nicht  darauf  beschränke,  die  grossen 
Havarien  zu  definiren  und  die  Aufzählung  der  Hauptfälle  den  Parteien  zu 
überlassen  —  nur  eine  Begriffsbestimmung  gegeben  ist  und  allgemeine  Normen 
aufgestellt  sind  (Minist erialbericht  S.  XVII).  Entsprechend  auch  dem 
Belgischen   Becht,  Art.   101  ff.  H.G.B.    (cf.  H.  d.  E.  Band  1,  2.  Aufl.,  S.  367 1. 
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'  dessen  Auftrag,  zur  gemeinschaftlichen  Sicherheit  des  Schiffe» 

/   und  der  Ladung,   von  dessen  Beladung  und  Ahf&hrt  bis  zu 

dessen  ßäckkehr  und  Löschung  gemadit  werden. 

§  2.  Einfache    oder   besondere    Havarien    sind    die   verursachten 

Kosten,   sowie  der  erlittene  Schaden,   welche  nur  das  Schiff 

oder  nur  die  Waaren  betreffen. 

636.  Die  gemeinschaftlichen  Havarien  werden  nach  Verhältniss 
zwischen  der  Ladung  und  der  Hälfte  des  "Werthes  des  Schiffes  und  der 
Fracht  vertheilt.*) 

637.  Die  einfachen  Havarien  werden  getragen  und  bezahlt  ent- 
weder allein  von  dem  Schiff  oder  allein  von  der  Sache,  die  den  Schaden 
erlitten  oder  die  Ausgabe  verursacht  hat. 

638.  Die  Prüfung  und  Schätzung  der  Havarie  an  der  Ladung  ist^ 
wenn  der  Schaden  äusserlich  sichtbar,  vor  der  Uebergabe  zu  bewirken ; 
im  entgegengesetzten  Fall  kann  die  Prüfung  später  stattfinden,  voraus- 
gesetzt, dass  sie  binnen  48  Stunden  nach  der  uebergabe  erfolgt,  und 
zwar  unbeschadet  anderen  Beweises. 

Einz.  §.  Bei  der  Schätzung,  auf  die  sich  dieser  Artikel  bezieht,, 
ist  zu  bestimmen,  welches  der  Werth  der  Ladung  gewesen  sein 
würde,  wenn  dieselbe  ohne  Havarie  angelangt  wäre,  und  welches 
ihr  gegenwärtiger  Werth  ist;  Alles  dies  unabhängig  von  der 
Schätzung  des  erhofften  Gewinnes,  ohne  dass  in  irgend  einem 
Fall  der  Verkauf  der  Ladung  angeordnet  werden  könnte,  um 
deren  Werth  festzustellen,  ausgenommen  auf  den  Antrag  des 
Eigenthümers  selbst. 

639.  Die  Repartition  einer  grossen  Havarie  durch  Beitrag  hat  zu 
geschehen,  sobald  das  Schiff  und  die  Ladung  ganz  oder  zum  Theil  ge- 
rettet sind. 

§  1.  Das  beitragende  Kapital  setzt  sich  zusammen: 

1.  Aus  dem  vollen  liquiden  Werthe,  den  die  geopferten 
Sachen  zur  Zeit  und  am  Orte  der  Löschung  haben; 

2.  Aus  dem  vollen  liquiden  Werthe,  den  die  geretteten 
Sachen  am  nämlichen  Orte  und  zur  nämlichen  Zeit  besitzen, 
sowie  aus  dem  Betrage  des  Schadens,  den  sie  behufs  der 
gemeinschaftlichen  Rettung  erlitten  haben; 

1)  Entspricht  dem  Italienischen  Eecht  Art.  647  AI  2  H.Q.B.  (cf 
H.  d.  E.  Band  IH  S.  307). 
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3.  Ans  der  fUlig  werdenden  Fracht,  naeh  Abzug  der 
Kosten,  deren  Aafwendnng  unterblieben  sein  wurde,  wenn  das 
Schifi  und  die  Ladung  bei  der  Gelegenheit,  anltaslidi  welcher 
die  Havarie  vorgefallen  ist,  untergegangen  w&re. 
§  2.  Die  Gebrauchs-  und  Eleidungsgegenstitaide,  die  Heuer  der 
Seeleute,  das  Gep&ok  der  Passagiere,  sowie  die  Kri^s-  und 
Mundvorräthe  in  der  für  die  Beisen  nothwendjgen  Quantität, 
nehmen,  auch  wenn  sie  durch  Beitrag  bezahlt  worden  sind, 
keinen  Theil  an  dem  beitragenden  Kapital. 

640l  Die  Ladung,  über  welche  es  kein  Konnossement  noch  eine 
Erklärung  des  Kapitäns  giebt,  und  welche  sidi  nicht  in  der  Liste  oder 
im  Manifest  aufgeführt  findet,  wird  nicht  bezahlt,  wenn  sie  über  Bord  ge- 
worfen ist,  trägt  aber  zu  der  grossen  Havarie  bei,  sofern  sie  gerettet  wird. 

64L  Die  auf  die  Kühl  verlad^en  Gegenstände  tragen  zu  der 
grossen  Havarie  bei,  wenn  sie  gerettet  werden. 

Einz.  §.  Sind  sie  über  Bord  geworfen  oder  durch  Seewurf  be- 
schädigt, so  werden  sie  bei  dem  Beitrag  nicht  berücksichtigt, 
qmd  es  findet  nur  eine  Klage  auf  Schadloshaltung  gegen  den 
Kapitän,  das  Schiff  und  die  Fracht  statt,  wenn  sie  auf  das  Deck 
ohne  Genehmigung  des  Eigenthümers  geladen  waren;  aber  in 
diesem  Fall  findet  eine  besondere  Vertheilung  zwisdien  dem 
Schiff,  der  Fracht  und  den  anderen  unter  den  nämlichen  Um- 
ständen verladenen  Gegenständen  statt,  unbeschadet  des  all- 
gemeinen Beitrags  der  ganzen  Ladung  zu  den  gemeinschaftlichen 
Havarien. 

643.  Wenn  das  Schiff  trotz  des  Seewurfs  oder  Kappens  des 
Takelwerks  nicht  gerettet  wird,  so  findet  keine  Vertheilung  statt  und  die 
geretteten  Gegenstände  haften  nicht  für  eine  Zahlung  zum  Beitrage 
einer  Havarie  der  über  Bord  geworfenen,  havarirten  oder  gekappten 
Gegenstände. 

§  1.  Wenn  das  Schiff  durch  den  Seewurf  oder  das  Kappen  des 
Takelwerks  gerettet  wird  und  die  Reise  fortsetzt,  so  tragen 
die  geretteten  Gegenstände  allein  fiir  sich  bei  dem  Seewurf 
nach  dem  Masse  ihres  Werthes  in  dem  Zustande  bei,  in  welchem 
sie  sich  befinden,  nachdem  die  Bettungskosten  abgezogen  sind. 
§  2.  Die  über  Bord  geworfenen  Gegenstände  tragen  in  keinem 
Fall  zur  Bezahlung  der  Schäden  bei,  welche  die  geretteten 
Gegenstände  nach  dem  Seewuri  erlitten  haben. 
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§  3.  Biß  LaAmg  trägt  picbt  zur  Zahluog  des  yerlore^eA  oder  tii 
B^eimt^ickag  erMftrteo  Schiffes  bei. 

643.  Die  Bestimmungen,  betneffond  grosse  Havarien  1194  #iQ£acike 
sind  in  gleicher  Weise  «nwcndbar  auf  die  Bar):en  n«d  die 

Gegenstände,  welche  in  diese  yerladau  werdeo,  mm  das  Schiff  tu  erleichtern. 

§  1.  Qdien  die  zor  Erleichtenmg  des  Sch^es  an  Bord  der  Barken 
ausgeladenen  Waaren  uAt^,  so  iat  die  Yertbeüung  ihres 
Verlustes  zwischen  dem  Scbjfi  und  desseu  gaus^  Ladung  zu 
bewirken. 

§  2.  Wenn  das  Schiff  mit  dem  Best  der  Ladung  unteigebt,  so 
tragen  die  in  die  Barken  ausgeladenen  Waaren,  selbst  wenn 
sie  an  ihrem  Bestimmungsort  ankommen,  nicht  bei. 

644.  Zu  den,  dem  Schiff  widerfahrenen  Verlusten  tragen  die  zu 
seiner  Ladung  bestimmt  gewesenen  Waaren,  welche  am  Lande  gewesen 
sind,  nicht  bei. 

645.  Wenn  sich  während  des  üebersetzens,  sei  es  an  den  Barken, 
sei  es  an  den  auf  dieselben  verladenen  Waaren,  ein  als  grosse  Havarie 
erachteter  Schaden  ereignet,  so  ist  der  Schaden  zu  einem  Drittel  von  den 
Barken  und  zu  zwei  Dritteln  von  den  auf  sie  verladenen  Waaren  zu 
tragen. 

646.  Wenn  die  über  Bord  geworfenen  Gegenstände  nach  der 
Bepartition  von  den  Eigenthümem  wieder  erlangt  werden,  so  haben  diese 
dem  Kapitän  und  den  Interessenten  den  erhaltenen  Beitrag  zurück- 
zuerstatten, nach  Abzug  des  durch  den  Seewurf  verursachten  Schadens 
und  der  Kosten  der  Wiedererlangung,  indem  die  als  Wiedererstattung 
empfangene  Summe  nach  Verhältniss  zwischen  den  Interessenten,  die  sie 
aufgebracht  haben,  vertheüt  wird. 

Einz.  §.  Wenn  der  Eigenthümer  der  tlber  Bord  geworfenen  Gegen- 
stände dieselben  wiedererlangt,  ohne  eine  Entschädigung  zu  bean- 
spruchen, so  tragen  diese  Gegenstände  zu  den  Havarien,  die  dem 
Best  der  Ladung  nach  dem  Seewurf  widerfahren  sind,  nicht  bei 

647.  Das  Schiff  trägt  nach  seinem  Werth  am  Orte  der  Löschung 
bei;  oder  nach  seinem  Verkaufspreis,  nach  Abzug  des  Betrages  der  be- 
sonderen Havarien,  selbst  wenn  diese  nach  der  gemeinschaftlichen  Havarie 
stattgefunden  haben. 

648.  Die  Waaren  und  die  anderen  Gegenstände,  welche  beitragen 
müssen,  sowie  die  über  Bord  geworfenen  oder  geopferten  Gegenstände, 
sind  nach  ihrem  Werth  zu  schätzen,   unter  Abzug  der  Fracht,  der  Ge- 

12» 
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I  ... 

bfihren  fdr  die  Einfahrt  und  anderer  Kosten  der  Löschung,  wobei  die 
Konnossemente,  Fakturen  und,  in  deren  Ermangelung,  andere  Beweis* 
mittel  jeder  Art  berücksichtigt  werden. 

§  1.  Ist  in  den  Konnossementen  die  Qualität  und  der  Werth  der 
Waaren  bezeichnet,  so  haben  sie,  wenn  sie  einen  höheren 
Werth  besitzen,  im  Fall  ihrer  Bettung,  nach  ihrem  wirklichen 
Wertbe  beizutragen  und  sind  auch  nach  diesem  Werthe  zu 
bezahlen;  aber  im  Fall  eines  Seewurfs  oder  einer  Havarie  ist 
der  Werth  nach  der  Angabe  des  Konnessements  zu  bestinunen. 
§  2.  Besitzen  die  Waaren  weniger  Werth,  so  haben  sie,  wenn  sie 
gerettet  werden,  nach  dem  angegebenen  Werthe  beizutragen, 
aber  ihr  wirklicher  Werth  konmit  in  Rechnung,  wenn  sie 
über  Bord  geworfen  sind  oder  Havarie  erlitten  haben. 

649.  Die  verladenen  Waaren  sind  nach  ihrem  Werth  am  Orte 
der  Löschung  zu  schätzen,  unter  Abzug  der  Fracht,  der  Gebühren  für 
die  Einfahrt  uad  anderer  Kosten  der  Löschung. 

§  1.  Wenn  die  Repartition  an  einem  Platz  des  Königreichs  statt- 
gefunden hat,  von  wo  das  Schiff  ausgefahren  ist  oder  aus- 
fahren sollte,  so  ist  der  Werth  der  verladenen  Gegenstände 
nach  dem  Einkaufspreise  zu  bestimmen,  unter  Hinzurechnung 
der  Kosten  bis  an  Bord,  ohne  Einrechnung  der  Versicherungs- 
prämie. 

§  2.  Wenn  die  Gegenstände  havarirt  sind,  so  sind  sie  nach  ihrem 
wirklichen  Werth  zu  schätzen. 

§  3.  Wenn  die  Reise  abgebrochen  wurde,  oder  die  Waaren  ausser- 
halb des  Königreiches  verkauft  sind,  und  die  Havarie  dort 
nicht  geregelt  werden  kann,  so  ist  für  das  beitragende  Kapital 
der  Werth  der  Waaren  an  dem  Platz  des  Abbruches  oder 
der  liquide  Erlös  anzunehmen,  der  an  dem  Platze  des  Ver- 
kaufs erzielt  ist. 

650.  Die  grossen  oder  gemeinschaftlichen  Havarien  sind  nach 
dem  Gesetz  des  Ortes,  wo  die  Ladung  übergeben  wird,  zu  regeln  und 
zu  repartiren. 

651.  Alle  grossen  Havarien,  die  sich  nach  einander  ereignet 
haben,  werden  gleichzeitig  am  Schluss  der  Reise  vertheilt,  als  ob  sie 
nur  eine  und  die  nämliche  Havarie  bildeten. 

Einz.  §.  Keine  Anwendung  findet  die  Vorschrift  dieses  Artikels 
auf  die  Waaren,  welche  in  einem  Skalahafen  eingeschifft  oder  aus- 
geschifft sind,  aber  nur  hinsichtlich  dieser  Waaren. 
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652.  Die  Begelnng  und  Eeparütion  der  grossen  Havarien  geschieht 
auf  Ansuchen  des  Kapitäns  und,  wenn  er  es  nnterlässt  sie  zu  betreiben, 
auf  Ansuchen  der  Eigenthiimer  des  Schiffes  oder  der  Ladung,  unbeschadet 
der  Haftbarkeit  jenes. 

Einz.  §.  Der  Kapitän  hat  gleichzeitig  mit  seinem  Bericht  und  ge- 
hörigem Protest  alle  Schiffsblicher  und  andere  Urkunden,  welche 
sich  auf  den  Unfall,  das  Schiff,  und  die  Ladung  beziehen,  vor- 
zulegen. 

653.  Keine  Klage  wegen  Havarien  findet  gegen  den  Befrachter 
und  den  Empfänger  der  Ladung  statt,  wenn  der  Kapitän  ohne  Protest 
den  Frachtpreis  angenommen  und  die  Waaren  übergeben  hat,  auch  wenn 
die  Zahlung  der  Fracht  vorschuss weise  erfolgt  war,^) 

Titel  VI. 

Ton  den  gezwungenen  Anlandnngen. 

(Anlaufen  eines  Nothhafens,  Das  arribadas  for^adas).^ 

654.  Gerechte  Grande  zum  Anlaufen  eines  Nothhafens  sind: 

1.  Der  Mangel  an  Lebensmitteln,  Wasser  oder  Feuerung; 

2.  Die  begründete  Furcht  vor  Feinden; 

8.  Jedes  Ereigniss,  welches  das  Schiff  unfähig  macht,  die  ßeise 
fortzusetzen. 

655.  In  jedem,  der  im  vorstehenden  Artikel  vorgesehenen  Fälle 
kann  der  Kapitän  zur  Anlandung  schreiten,  nachdem  er  die  Ersten  der 
Mannschaft  gehört  und  den  Beschluss  im  Schifffahrtstagebuch  eingetragen 
und  unterschrieben  hat 

§  1.  Die  Ladungs-Interessenten,  die  an  Bord  sind,  können  gegen 
den  Beschluss  auf  Anlandung  protestiren. 

§  2.  Binnen  48  Stunden  nach  der  Einfahrt  in  den  Anlandungshafen 
(Nothhafen)  muss  der  Kapitän  seine  Verklarung  vor  der  zu- 
ständigen Behörde  ablegen. 

656.  Auf  Rechnung  des  Rheders  oder  Verfrachters  kommen  die 
Kosten,  welche  durch  das  Anlaufen  eines  Nothhafens  verursacht 
worden  sind.^) 

1)  Entspricht  fast  wörtlich  dem  Art.  659  des  Italienischen  H. G. B 
(cf.  H.  d.  E.  Band  in  S.  309). 

^  Dieser  Abschnitt  entspricht  wesentlich  dem  früheren  Recht,  Art.  1610  ff. 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  307—309). 

»)  Entspricht  dem  früheren  Recht,  Art.  1610  H.G.B. 
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667.  Als  rechtmässig  ist  diejenige  Anlandnng  aimiseheii,  welche 
tAcist  eShet  Arglist,  Nachlässigkeit  oder  Schuld  des  Eigenthttmerd,  des 
Kapitäns  oder  der  Mannschaft  entspringt. 

658.  Als  rechtswidrig  ist  die  Anlandnng  anzusehen: 

1.  Wenn  der  Mangel  an  Lebensmitteln,  Wasser  oder  Feuerong 
daraus  entspringt,  di^ss  der  nothwendige  Vorrath  nicht  beschafft 
war,  oder  durch  schlechte  Lagemiig  oder  Nachlässigkeit  zu 
Grunde  gegangen  ist; 

2.  Wenn  die  Furcht  vor  Feinden  nicht  durch  wirkliche  Thatsachen 
gerechtfertigt  ist; 

3.  Wenn  der  Unfall,  welcher  das  Schiff  untähig  macht,  die  Fahrt 
fortzusetzen,  aus  dem  Mangel  an  guter  Reparatur,  Ausrftstung, 
Equipirung  und  schlechter  Stauung  entsprungen  oder  aus  einer 
unbesonnenen  Anordnung  oder  Unvorsichtigkeit  des  Kapitäns 
erwachsen  ist 

659.  Ist  die  Anlandung  eine  rechtmässige,  so  haftet  weder  der 
Eigenthfimer  noch  der  Kapitän  wegen  der  Schäden,  welche  den  Abladern 
oder  Eigenthfimem  der  Ladung  aus  derselben  entstehen  können. 

Einz.  §.    Ist  sie  eine  unrechtmässige,   so  haftet  der  Kapitän  und 
der  Eigenthümer   gemeinschaftlich   bis   zur  Höhe   des  Werthes 
des  Schiffes  und  der  Fracht. 
6601    Nur  dann  darf  eine  Ausschiffung  der  Ladung  in   dem  An- 
landungshafen   gestattet  werden,   wenn   sie  behufs   der  Reparatur  des 
Schiffes  oder  der  Ausbesserung  der  Havarie  an  der  Ladung  unerlässlich 
ist;   es  bedarf  in   diesen  Fällen  im  Königreich  und  seinen  Besitzungen 
der  Genehmigung  des  zuständigen  Richters   und  im  Auslande   der  Ge- 
nehmigung des  Konsular- Agenten,   wenn   solcher  vorhanden  ist,   und  in 
dessen  Ermangelung  der  Ortsbehörde. 

661.  Der  Kapitän  haftet  iftr  die  Bewachung  und  Erhaltung  der 
ausgeschifften  Ladung,  vorbehaltlich  der  Ereignisse  höherer  Gewalt. 

662.  Die  havarirte  Ladung  ist,  je  nach  den  umständen,  nach  Ein- 
holung der  im  Art.  660  erwähnten  Genehmigung,  zu  repariren  oder  zu 
verkaufen,  wobei  der  Kapitän  verpflichtet  ist,  dem  Ablader  oder  Kon- 
signatar die  Rechtmässigkeit  seines  Vorgehens  darzuthun,  bei  Strafe, 
für  den  Preis  zu  haften,  den  sie  (die  Ladung)  gehabt  hätte,  wenn  sie 
unversehrt  im  Bestimmungsort  angekommen  wäre. 

663.  Der  Kapitän  haftet  ffir  die  Schäden,  die  aus  jeder  un- 
gerechtfertigten Verzögerung  im  Anlandungshafen  erwachsen;  ist  diese 
aber  aus  Furcht  vor  Feinden  hervorgegangen,  so  ist  Ober  die  Ausfriirt 
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znnäclist  im  Bathe  der  Ersten  der  Bemanniing  and  der  etwa  an  Bord 
befindlichen  Ladungs-Interessenten  Besehlnss  za  fassen,  nach  den 
nimlichra  Vorschriften,  welche  fflr  die  Entscheidung  des  Anlaufens 
(im  Noihhafen)  gegeben  sind. 


Titel  VII. 

Tom  Znsammenstoss. 

664.  Ereignet  sich  ein  Zusammenstoss  yon  Schiffen  durch  ein  rein 
zufälliges  Ereigniss  oder  ist  derselbe  höherer  Gewalt  zuzuschreiben,  so> 
findet  kein  Anspruch  auf  Entschädigung  statt 

665.  Ist  der  Zusammenstoss  durch  die  Schuld  eines  der  Schiffe 
verursacht,  so  sind  die  erlittenen  Schäden  von  dem  anprallenden  Schiff 
zu  tragen. 

666.  Liegt  eine  Schuld  auf  Seiten  beider  Schiffe  vor,  so  ist  eine 
Gtesammtsumme  der  erlittenen  Schäden  zu  bilden,  welche  von  den  be- 
treffenden Schiffen  im  VerhäJtniss  der  Schwere  der  Schuld  jedes  einzelnen  ^) 
zu  ersetzen  ist. 

667.  Wenn  der  Zusammenstoss  durch  das  Versehen  eines  dritten 
Schiffes  veranlasst  ist  und  nicht  vermieden  werden  konnte,  so  haftet 
dieses. 

668.  Besteht  ein  Zweifel  darüber,  welches  der  Schifte  den  Zu- 
sammenstoss verschuldet  hat,  so  trägt  jedes  von  ihnen  die  erlittenen 
Schäden,  aber  alle  haften  solidarisch  für  die  den  Ladungen  verursachten 
Schäden  und  die  den  Personen  geschuldeten  Entschädigungen.^ 

669.  Der  Zusammenstoss  wird  als  zufällig  vermuthet,  ausgenommen^ 
wenn  die  allgemeinen  Schifffahrtsreglements  und  specieUen  Beglements 
des  Hafens  nicht  beobachtet  sind. 


^)  Nach  früherem  Becht  trug  diesfalls  jedes  Schiff  seinen  Schaden  und 
ausserdem  hafteten  die  Kapitäne  den  Eigenthümem  der  Schiffe  und  der  Ladung 
(vorbehaltlich  des  Begresses  gegen  die  Officiere  und  Mannschaften),  Art.  156& 
H-  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  302). 

^  Nach  früherem  Becht  wurde  im  Falle  des  Zweifels  der  den  Schiffen  und 
Ladungen  zugestossene  Schaden  zusammen  genommen  (nach  Schätzung  durch 
Sachverständige)  imd  von  jedem  Schiff  im  Yerhältniss  des  Werthes  und  der 
Ladung  getragen,  und  zwar  wurde  der  Schaden  in  Form  der  grossen  Havarie 
auf  jedes  Schiff  und  jede  Ladung  vertheilt,  Art.  1570  H.  G-.  B.  (cf.  H.  d.  E» 
Band  IV  S.  302). 
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670k  Wenn  ein  durch  Zusammenstoss  havarirtes  Schiff  untergeht, 
'Während  es  einen  Anlandungshafen  zwecks  Reparatur  zu  erreichen  sucht, 
so  wird  vermuthet,  dass  der  Untergang  aus  dem  Zusammenstoss 
herrührt. 

671.  Die  in  den  vorhergehenden  Artikeln  festgesetzte  Haftbarkeit 
der  Schiffe  befreit  die  Schuldigen  nicht  gegenüber  den  Geschädigten  und 
den  Schiffseigenthümem. 

672.  In  jedem  Fall,  in  welchem  die  Haftbarkeit  den  Kapitän 
trifft,  hat  letzterer,  wenn  das  Schiff  zu  der  Zeit  des  Zusammenstosses 
und  unter  Beobachtung  der  Reglements  unter  der  Führung  des  Lootsen 
oder  eines  der  Küste  Kundigen  sich  befunden  hat,  Anspruch,  von  dem 
XiOotsen  oder  der  betreffenden  Körperschaft,  wenn  solche  vorhanden  ist, 
entschädigt  zu  werden. 

673.  Die  Reklamationen  der  aus  dem  Zusammenstoss  der  Schiffe 
•entstandenen  Verluste  und  Schäden  sind  binnen  drei  Tagen  bei  der 
Behörde  des  Platzes  anzubringen,  wo  derselbe  sich  zugetragen  hat,  oder  des 
ersten,  in  dem  das  gestossene  Schiff  anlandet,  bei  Strafe,  nicht  zugelassen 
zu.  werden. 

Einz.  §.  Das  Unterbleiben  der  Reklamation,  anlangend  die  den 
Personen  und  Waaren  zugefügten  Schäden,  präjudicirt  nicht 
gegenüber  den  Interessenten,  welche  nicht  an  Bord  und  welche 
ihren  Willen  zu  äussern  behindert  waren. 

674.  Die  Streitigkeiten  betreffend  Zusammenstösse  werden  ge- 
regelt: 

1.  In  den  Häfen  und  territorialen  Gewässern  durch  das  betr.  örtliche 
Gesetz ; 

2.  Auf  der  hohen  See  zwischen  Schiffen  der  nämlichen  Nationalität, 
durch  das  Gesetz  ihrer  Nation; 

3.  Auf  der  hohen  See  zwischen  Schiften  verschiedener  Nationalität 
ist  jedes  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  seiner  Flagge 
haftbar,  ohne  mehr  erhalten  zu  können,  als  dieses  ihm  zu- 
büligt. 

675.  Die  Klage  wegen  der  aus  dem  Zusammenstoss  entspringenden 
Verluste  und  Schäden  kann  sowohl  bei  dem  Gericht  des  Ortes,  wo  der 
Zusammenstoss  sich  ereignet  hat,  als  in  dem  Domicil  des  Eigenthflmers 
des  anprallenden  Schiffes,  oder  an  dem  Platz,  an  den  dieses  Schiff  hin- 
gehört oder  an  dem  es  betroffen  wird,  angebracht  werden. 
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Titel  Vm. 
Ton  der  Bergung  und  HAIfeleistang.^) 

676.  Niemandem  ist  es  erlaabt,  schifiFbrüchige  Fahrzeuge  oder 
deren  Trümmer,  deren  Ladnng  oder  irgend  welche  Waai'en  oder  Gegen- 
stände des  Privateigenthrnns ,  welche  das  Meer  auf  den  Strand  wirft, 
oder  welche  auf  der  hohen  See  aufgegrifien  werden,  sich  durch  Occupation 
zuzueignen. 

677.  Derjenige,  welcher  ein  Schiff  oder  schiffbrüchige  Waaren 
rettet  und  nicht  sofort  die  Uebergabe  an  den  Eigenthtuner  oder  dessen 
Vertreter  bewirkt,  sofern  diese  verlangt,  und  genügende  Sicherheit  für 
die  ßergungskosten  bestellt  wird,  verliert  das  Recht  auf  irgend  eine  Ver- 
gütung für  die  Hfllfeleistung  oder  Bergung,  und  haftet  für  die  durch  die 
Zurückbehaltung  verursachten  Schäden,  unbeschadet  der  strafrechtlichen 
Verfolgung,  wenn  eine  solche  Platz  greift. 

678.  Derjenige,  welcher  ein  Schiff  oder  Waaren  auf  dem  Meer 
oder  an  den  Küsten  in  Abwesenheit  des  Eigenthümers  oder  dessen  Ver- 
treters, sofern  dieser  nicht  bekannt  ist,  errettet  oder  aufgreift,  hat  sie 
sofort  an  die  betreffende  Aufsichtsbehörde  des  der  Bergung  der  ge- 
retteten Gegenstände  nächsten  Ortes  zu  befordern  und  derselben  zu 
übergeben;  und  wenn  er  dies  nicht  thut,  verliert  er  den  Anspruch,  den 
er  auf  eine  Vergütung  für  Hülfeleistung  oder  Bergung  hätte,  und  haftet 
für  Verluste  und  Schäden,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Verfolgung, 
wenn  eine  solche  Platz  greift. 

679.  Die  Bergung  der  gestrandeten,  gefährdeten  oder  schiff- 
brüchigen Schiffe,  sowie  der  auf  die  Küste  geworfenen  Waaren,  mag 
der  Kapitän  anwesend  oder  abwesend  sein,  muss  der  Ueberwachnng  der 
Behörde  unterstehen,  die  dafür  zuständig  ist. 

Einz.  §.    Es  liegt  der  Behörde,  welche  die  Bergung  leitet,  ob: 

1.  Die  geretteten  Gegenstände  zu  inventarisiren ,  und  für  deren 
Sicherheit  zu  sorgen; 

2.  Wenn  keine  Reklamation  vorliegt,  den  öffentlichen  Verkauf  der 
Waaren  anzuordnen,  die  dem  unmittelbaren  Verderben  ausgesetzt 
sind,  oder  deren  Aufbewahrung  und  Bewachung  den  Interessen 
des  Eigenthümers  augenscheinlich  zuwiderlaufen  würde; 


1)  Dieser  Abschnitt  beruht  wesentlich  auf  dem  früheren  Hecht,  Art.  1584  iF. 
H.  G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  307)  unter  Berücksichtigung  des  Deutschen 
Handelsgesetzbuches,  Art.  742  ff.  (cf.  H.  d.  E.  Band  n  S.  468),  aus  dem  einige  Artikel 
nahezu  wörtlich  in  das  Gesetzbuch  übergegangen  sind. 
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3.  Binnen  den  acht  der  Bergung  folgenden  Tagen  in  einer  der 
Zeitungen  der  Ortschaft  oder  der  nächsten^  wo  es  solche  giebt,  alle 
Umstände  des  Unfalls  anzuzeigen,  mit  Bezeichnung  der  Marken 
und  Nummern  der  Waaren,  und  die  Interessenten  aufisufordem, 
ihre  Ansprüche  zu  erheben; 

4.  Der  vorgesetzten  Behörde  Rechenschaft  über  den  Vorfall  und 
die  ergriffenen  Massnahmen  zu  geben; 

5.  Alles  andere  zu  thun,  was  die  besonderen  Reglements  vor- 
schreiben. 

680.  Meldet  sich  der  Eigenthfimer  oder  sein  rechtmässiger  Ver- 
treter mit  einem  Anspruch,  so  sind  ihm,  wenn  sein  Recht  nachgewiesen 
ist,  die  geborgenen  Gegenstände  oder  deren  ErlOs  auszuhändigen,  nach- 
dem der  schuldige  Lohn  und  die  anderen  Kosten  gezahlt  oder  geeignete 
Sicherheit  bestellt  ist. 

§  1.  Liegt  ein  Zweifel  über  das  Recht  des  Reklamanten,  ein 
Widerspruch  eines  Dritten  oder  ein  Streit  wegen  der  Bergung 
vor,  so  sind  die  Parteien  vor  das  Gericht  zu  verweisen. 

§  2.  Melden  sich  nach  den  in  No.  3  des  vorstehenden  Artikels  er- 
wähnten Ankündigungen  keine  Reklamanten,  so  sind  die  ge- 
retteten Gegenstände  in  öffentlicher  Versteigerung  zu  ver- 
kaufen, und  ihr  Erlös  ist,  unter  Abzug  der  Bergnngskosten, 
der  allgemeinen  Depositenkasse  zu  überweisen. 

681.  Geschuldet  wird  Bergelohn: 

1.  Wenn  die  Schiffe  oder  Waaren,  die  führerlos  auf  hoher  See  oder 
am  Strande  angetroffen  sind,  gerettet  und  aufgegriffen  werden; 

2.  Wenn  Waaren  eines  Schiffes  gerettet  werden,  welches  auf  die 
Küste  gerathen  oder  auf  Felsen  gescheitert  ist.  und  solche  Ge- 
fahr vorliegt,  dass  es  der  Ladung  keine  Sicherheit  und  der 
Mannschaft  keinen  sicheren  Aufenthalt  bietet; 

3.  Wenn  die  Waaren  aus  einem  wirklich  gescheiterten  Schiff 
herausgenommen  werden; 

4.  Wenn  das  Schiff  als  in  drohender  Gefahr  befindlich  und  keine  Sicher- 
heit bietend,  von  der  Mannschaft  abandonnirt  wird,  oder  wenn  es 
von  der  letzteren  verlassen,  durch  diejenigen,  welche  es  retten 
wollen,  besetzt  und  mit  der  ganzen  oder  theilweisen  Ladung  in 
den  Hafen  geleitet  wird; 

5.  Wenn  das  Schiff  und  die  Ladung,  zusammen  oder  einzeln,  mit 
Hülfe  eines  Dritten  wieder  flott  gemacht  und  in  einen  sicheren 
Hafen  geleitet  werden. 


Portugal.  187 

682.    Geschuldet  trird  HiUftlobn: 

1.  Wenn  das  gestrandete  oder  gescheiterte  Schiff,  mit  oder  ohne 
seine  Ladung,  mit  ddr  Htllfe  von  Dritten  wieder  flott  gemacht  wird ; 

2.  Wenn  das  Schifi*,  welches  sich  auf  See  in  Havarie  befindet,  mit 
Hälfe  von  Dritten  unterstützt  und  in  einen  sicheren  Hafen  ge- 
leitet wird; 

6S3.    Kein  Eecht  auf  Berge-  oder  Htkifslohn  haben: 

1.  Die  Personen,  welche  zur  Schiffsmannschaft  gehören; 

2.  Diejenigen,  welche  ihre  Dienste  aufgedrängt  haben. 

684.  Alle  Verträge,  welche,  solange  die  Gefahr  dauert,  geschlossen 
sind,  können  wegen  ITebervortheilung  angefochten  und  durch  das  zu- 
ständige Gericht  ermässigt  werden. 

685.  In  Ermangelung  eines  Abkommens  wird  der  Berge-  oder 
Hälfslohn  durch  das  zuständige  Gericht  festgesetzt,  wobei  nach 
den  Grundsätzen  der  Billigkeit  zu  verfahren  und  besonders  die  folgenden 
Umstände  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  sind: 

1.  Die  Art  des  Dienstes; 

2.  Der  bewiesene  Eifer; 

3.  Die  aufgewendete  Zeit; 

4.  Die  dem  Schiit ,  den  Personen  und  den  Sachen  erwiesenen  Dienste ; 

5.  Die  aufgewendeten  Kosten; 

6.  Die  von  den  bergenden  oder  hülfeleistenden  Personen  erlittenen 
Verluste ; 

7.  Die  Zahl  von  Personen,  welche  sich  thätig  betheüigt  haben; 

8.  Die  Gefahr,  welcher  diese  Personen,  ihr  betreffendes  Schiff  und 
sein  Werth  ausgesetzt  gewesen  sind; 

9.  Die  Gefahr,  welche  das  Schiff,  die  Personen  und  geretteten 
Sachen  bedroht  hat; 

10.  Der  wirkliche  Werth  der  geretteten  Gegenstände  nach  Abzug 
der  Kosten.^) 

686.  Der  Berge-  oder  Hülfslohn  umfasst  alle  von  den  bergenden 
oder  hfilfeleistenden  Personen  bewirkten  Ausgaben,  aber  derselbe  be- 
greift nicht  die  Honorare,  Kosten,  Gebühren  und  Abgaben  und  die 
Kosten  für  Bewachung,  Erhaltung,  Schätzung  und  Verkauf,  die  bezüglich 
der  geretteten  Gegenstände  entstanden  sind.^) 


1)  Dieser  Artikel  entspricht  nahezu  wörtlich  dem  Art. 796  des  Deutschen 
H.  G.  B. 

•)  Entspricht  wesentlich  dem  Art.  745  des  Deutschen  H.  G.  B. 
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§  1.  Der   Hülfslohn   muss    geringer    bemessen  werden,    als    der 

Bergelohn. 
§  2.  Der  Werth  der  geretteten  Gegenstände   kann   nnr   sekundär 

auf  die  Feststellung  der  Vergütung  Einfluss  haben.  ^) 

687.  Wenn  Mehrere  an  den  dem  Schifi  oder  dessen  Ladung  ge- 
leisteten Diensten  sich  betheiligt  haben,  so  wird  die  geschuldete  Ver- 
gütung im  Verhältniss  zu  dem  Dienst  der  Personen  und  der  Aufwendung 
von  Gegenständen  bei  eben  jenen  Diensten  vertheilt. 

§  1.  Im  Zweifelsfall  wird  nach  Köpfen  getheilt. 

§  2.  Diejenigen,  die  sich  behufs  Rettung  von  Menschen  der  Gefahr 

ausgesetzt  haben,  sind  bei  der  Theilung  der  Vergütung  nach 

den  angegebenen  Bedingungen  zuzulassen.^) 

688.  Wird  der  Rettungs-  oder  Hülfeleistungsdienst  von  einem 
anderen  Schiff  erwiesen,  so  gebührt  die  Hälfte  der  Vergütung  dem 
Eheder,  ein  Viertel  dem  Kapitän  und  ein  Viertel  der  übrigen  Mann- 
schaft nach  dem  Verhältniss  ihrer  betreffenden  Besoldungen,  vorbehalt- 
lich entgegengesetzter  Vereinbarung.^) 

689.  Der  Eigenthümer  der  geretteten  Gegenstände  haftet  nicht 
persönlich  für  den  Berge-  oder  Hülfslohn. 

Einz.  §.  Der  Destinatar,  welcher  von  der  Schuld  Kenntniss  hat, 
haftet  dafür  persönlich  bis  zur  Höhe  des  Werthes  der  Waaren, 
die  ihm  ausgehändigt  worden  sind.^) 

690.  Die  Rettung  oder  Hülfeleistung  in  den  Häfen,  Flüssen  und 
territorialen  Gewässern  ist  nach  Massgabe  des  Gesetzes  des  Ortes,  wo 
sie  sich  ereignen,  zu  honorireu,  und  auf  der  hohen  See  nach  dem  Gesetz 
der  Nationalität  des  rettenden  oder  hülfeleistenden  Schiffes. 

691.  Der  Anspruch  auf  Vergütung,  die  für  Rettung  oder  Hülfe- 
leistung geschuldet  wird,  kann  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sich 
das  Ereigniss  zugetragen  hat,  oder  bei  dem  Gericht  des  Domicils  der 
Eigenthümer  der  geretteten  Gegenstände,  oder  des  Ortes,  an  den  das 
gerettete  Schiff  hingehört  oder  an  dem  es  angetroffen  wird,  angebracht 
werden. 


1)  Entspricht  wesentlich  dem  Art.  749  des  Deutschen  H.  G.  B. 
^)  Dieser  Artikel  entspricht  fast  wörtlich   dem  Art.  750  des   Deutschen 
H.  G.  B. 

^  Entspricht  wesentlich  dem  Art.  751  des  Deutschen  H.  G.  B. 
^)  Entspricht  wesentlich  dem  Art.  755  des  Deutschen  H.  G.  B. 
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Viertes  Buch. 
Von  den  Fallimenten.') 

Titel  I. 
Tom  Ftüliment  und  seiner  ErUSmng. 
692.     Der    Kaufinann,^    welcher    die    Zahlung    seiner    Handels- 


^)  Das  „Fftllencias",  im  früheren  Gesetzbuch  durchgehends  als  ,,Quebras" 
(Bankbrüche)  bezeichnet.  „Das  Fallimentsrecht  bedurfte,  wie  der  Mini- 
sterialbericht  ausi^hrt  (S,  XXX  ft),  gebieterisch  einer  Beform  von  Grund 
aus  (refundic^o  profunda).  Die  Langsamkeit  der  gerichtlichen  Liquidation, 
die  Missbr&uche,  welche  dieselbe  zuliess,  die  unnützen  Kosten,  welche  sie  er- 
heischte, und  noch  andere  Liconvenienzen  waren  so  offenkundig,  dass  sich  von 
allen  Seiten  Stinunen  erhoben,  die  eine  Beform  verlangten.  Ausserordentlich 
umfangreich  (vastissimos)  waren  die  Hilfsquellen,  welche  sich  zu  diesem  Behufe 
vom  Auslande  boten,  da  in  der  That  kaum  eine  Kultur-Nation  vorhanden  ist, 
bei  der  nicht  in  den  letzten  Jahren  eine  Beform  oder  Bevision  der  Falliments- 
gesetzgebung vollendet  oder  wenigstens  in  Angriff  genommen  ist.  Die  Studien 
über  diese  Materie  in  Frankreich,  Italien,  Belgien,  Deutschland, 
£ngland,  ohne  von  dem  neuen  Spanischen  Handelsgesetzbuch  zu  reden,  und 
die  gesetzgeberifichen  Arbeiten  von  Nord-  und  Süd- Amerika  würden  schon 
an  imd  für  sich  eine  Bibliothek  ausmachen.  Es  empfahl  sich,  als  Basis  das 
eigene  Gesetzbuch  und  die  dabei  gemachten  eigenen  Erfahrungen  zu  nehmen, 
und  unter  Berücksichtigung  der  Lehren  des  Auslandes  die  bestehenden  Mängel 
zu  beseitigen.'' 

Als  vornehmlichste  Aenderungen  des  neuen  Gesetzbuchs  sind  zu  be- 
zeichnen: Vereinfachung  des  Verfahrens  unter  Verstärkung  des  amtlichen  Ein- 
flusses, Zulässigkeit  der  Fallimentserklärung  auch  vor  der  Zahlungseinstellung 
bei  offenbarer  TJeberschuldung,  Beseitigung  der  Eröffnung  des  Falliments  von 
Amtswegen,  Ernennung  eines  uninteressirten  Massenverwalters  (der  nicht  Gläu- 
biger sein  darf,  während  es  früher  sein  musste),  unter  Beirath  eines  Gläubiger- 
Ausschusses  (Fiscal-  oder  Aufsichtspfleger  genannt),  absolute  Gleichstellung  der 
in-  und  ausländischen  Gläubiger,  nicht  unbedingte  Nothwendigkeit  der  Siegelung, 
Beseitigung  der  Gläubiger- Vereinigung,  Einfahrung  eines  einfachen,  der  vielen 
Förmlichkeiten  entkleideten  Verfahrens  zur  Feststellung  der  Forderungen  und 
der  Bangordnung  (analog  dem  bürgerL  Becht),  Erleichterung  betr.  die  Mora- 
torium- und  Akkord- Vorschriften  und  Zulässigkeit  eines  Vergleichs,  auch  eines 
auss ergerichtlichen,  in  jedem  Stande  der  Sache,  selbst  vor  der  Fallimentser- 
klärung, endlich  Scheidung  von  Interdiction  und  Behabilitation.  —  üeber  das 
Nähere  s.  unten  in  den  Noten  bei  den  einzelnen  Abschnitten. 

2)  Entsprechend  dem  früheren  Becht  Art.  1222    H.  G.  B.    (cf.  H.  d.  E. 
Band  IV  S.  214)  betrifft  das  Fallimen tsverfahren   nur   Kaufleute.     Diese   Be 
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yerbindlichkeiten  ^)  einstellt,^)  wird  als  im  Zustande  des  Falliments  be- 
findlich vennuthet;^  das  Falliment  mnss  gerichtlich  erklärt  werden. 

Einz.  §.  Vor  der  Zahhingseinstellong  kann  das  Falliment,  unter 
Anhörung  des  Falliten,  ebenfalls  erklärt  werden,  sofern  nur 
zuTor  die  offenbare  ünznlfiJiglichkeit  der  Aktiva  zur  Deckung 
der  Passiva  dargethan  worden  ist/) 

693.  Das  Falliment  kann  bis  zwei  Jahre  nach  der  Zahlungsein- 
stellung, auf  welche  es  sich  bezieht,  erklärt  werden,  ungeachtet  dessen, 
dass  inzwischen  der  Kaufmann  gestorben  ist,  oder  es  aufgegeben  hat, 
den  Handel  auszuüben. 

Einz  §.  Die  Erklärung  des  Falliments  nach  dem  Tode  des  Kauf- 
manns suspendirt,  anlangend  sein  YennOgen,  jeden  Fortgang  des 
gerichtlichen  Inventars,  zu  dessen  Aufiiahme  wegen  jenes  Todes- 
falles geschritten  worden,  bis  das   Falliment  selbst   suspendirt 

ist  oder  endigt. 

694.  Zur  Erklärung  des  Falliments  ist  das  Handelsgericht  des- 
jenigen Bezirks  zuständig,  wo  der  Kaufmann  seine  Haupthandelsnieder- 
lassung, und  in  deren  Ermangelung,  sein  Domicil  hat. 

Einz.  §.  Die  Entscheidung,  welche  das  Falliment  erklärt,  ist  so- 
fort vollstreckbar,  sie  muss  unvorzüglich  registrirt  und  im  Auszug 


schr&nkung  auf  Kaufleute  ist,  wie  der  Ministerialbericht  ausführt  (S.  XXXI), 
deshalb  erfolgt,  weil  das  Gesetzbuch  lediglich  Handelsgesetzbuch  sei  (mera- 
mente  commercial)  und  daher  die  Entscheidung  der  sehr  actueUen  Frage,  ob  die 
Zahlungsunfähigkeit  von  Nichtkaufleuten  gleichfalls  irgend  eine  Art  von  Inter- 
diction  —  in  Vervollständigung  der  schon  in  der  Ciyilprozess- Ordnung 
vorgeschriebenen  allgemeinen  Liquidation  ihres  gesammten  Vermögens  in  nur 
einem  Verfahren  —  bewirken  soUe,  an  einem  anderen  Orte  zu  erfolgen  habe. 
Dem  schloss  sich  die  Deputirtenkammer  mit  dem  Bemerken  an,  dass  diese 
Frage  bis  zu  der  Iteform  der  Civil-Frocess-Ordnung  zu  vertagen  sei.  Farecer 
S.  XLIV. 

^) Abweichend  vom  Spanischem  Becht,  nach  welchem  das  Falliment  auch 
wegen  Frivatschulden  erklärt  werden  kann. 

')  „Cessa**  entsprechend  dem  früheren  Becht  Art.  1123  H.  G.  B.,  während 
der  Entwurf,  übereinstimmend  mit  dem  Spanischen  Becht  Art  874  H.  G. B., 
schon  die  Zahlungs-Suspension  (suspensfto)  als  Ausgangspunkt  annimmt. 

B)  „Se  presume"  im  früheren  Becht  „acha  se*^  (befindet  sich)  Art  1123 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  244). 

^)  Um  zu  vermeiden,  dass  eine  ungehörige  Bevorzugung  eines  Gläubigers 
zum  Nachtheile  der  Andern  erfolge  (Ministerialbericht  S.  XXXI.) 
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v^rMtetUdit  waden,  in  lissaboB  in  dem  of&cMlm  Begternngs- 
blatt,  VBd  in  im  anderen  Bezirken  in  einer  Zeitung  des 
Distrikts  oder,  wenn  solcbe  nkkt  Yoriianden  ist,  dusch  Bekaant- 
machnngen,  welche  an  der  Thttr  der  Wohnnng,  des  Siitees  oder 
der  HaHptniederlassnng  des  Falliten,  entsfo^chend  dem  Ort,  an 
dem  das  Falliment  beantragt  ist,  nnd  immer  an  der  Thür  des 
Gerichts  ai^eschlagen  w^den ;  diese  Massnahmen  müssen  binnen 
drei  Tagen  erfolgen. 

Mfiu  Das  Omcfat,  wddies  das  Falliment  erklärt,  bleibt  aus- 
schliesslich fär  die  Entscheidung  über  die  Ansprache  auf  Zahlung  und 
Bangabstufung  (Graduation)  aller  Forderungen  gegenüber  dem  Falliten 
zuständig. 

Einz.  §.  Ausgenommen  von  der  Bestimmung  dieses  Artikels  sind 
die  durch  Pfand  und  Hypothek  gesicherten  Forderungen  und 
die  Forderungen  der  Gläubiger,  welche  vor  der  Erklärung  des 
Falliments  eine  Pfändung  vorgenommen  haben,  aber  nur  bezüg- 
lich des  Erlöses  der  Pfänder  und  der  yerhypothecirtw  od^  ver- 
pfändeten Yermögensstücke. 

696.    Das  Gericht  kann  die  Eröfihung  des  Falliments  erklären : 

1.  Infolge  Erklärung  des  Falliten; 

2.  Auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger.^) 

Einz.  §.  Den  Descendenten,  Ascendenten  oder  dem  Ehegatten 
eines  Eaufinanns  ist  es  nicht  erlaubt  die  Erklärung  des 
Falliments  desselben  zu  beantragen. 


^)  Die  Erklärung  des  Falliments  von  Amtswegen,  welche  nach  früherem 
Eecht  zulässig  war  Art.  1129  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV,  S.  245)  wie  auch 
jetzt  noch  im  Italienischen  ftecht  Art.  684  H.G.B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  III  S.315)  ist 
heseittgt.  Nach  dem  Begierungsentwurf  stand  unter  gewissen  Voraussetzungen 
dem  Staatsanwalt  (öffentlichen  Ministerium)  das  Becht  zu,  die  Fallimentser- 
klärung zu  beantragen.  Die  Deputirtenkammer  hob  dies  auf,  weil  es 
„contra  os  bons  principios  de  dereito"  zu  Verstössen  scheine.  Parecer  der 
Deputirtenkammer  S.  XLIV.  In  dem  qu.  Parecer  wird  hierbei  femer  her- 
vorgehoben, dass  bei  „B^gel^^g  des  Fallimentsverfahren  fOr  den  ausländischen 
Gläubiger  keine,  absolut  keine  („nenhuma,  absolutamente  nenhuma^O  schwächere 
juristische  Position  geschaffen  sei.  Der  Geist  der  vollen  Beohtsgleichheit  zwischen 
Portugiesen  und  Fremden,  welcher  bereits  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ausge- 
prägt sei,  und  welcher,  wenn  möglich,  in  dem,  seiner  Natur  nach  kosmopoli- 
tischen Handelsrecht  sich  noch  mehr  rechtfertigte,  bedürfe  nicht  einer  Becht- 
fe^tigung  vor  dem  gesetzgebenden  Körper  Portugals." 
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697.  Die  Anmeldung  des  Falliments  dnrch  den  Falliten  selbst, 
ist  von  diesem  innerhalb  der  zehn,  der  Zahlnngseinstellang  folgenden 
Tage  zu  bewirken,  bei  Strafe,  dass  das  Falliment  als  schuldbar  ver- 
muthet  wird. 

698.  Die  Gläubiger,  welche   die  Erklärung  des  Falliments  bean- 

■ 

tragen,  müssen  unverzüglich  die  Existenz  ihrer  Forderungen  nachweisen, 
sowie,  dass  letztere  aus  einem  Handelsgeschäft  herrühren;  sie  müssen 
femer  eingehend  die  Gründe  des  Antrages  darlegen,  sowie  auch,  weshalb 
es  sich  empfiehlt  —  wenn  dies  der  Fall,  —  das  Falliment  ohne  Anhörung 
des  Beschuldigten  zu  erklären. 

699.  Das  Gericht  kann,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  ein- 
zigen Paragraphen  zu  Art.  692,  auf  Antrag  der  Gläubiger  das  Falliment 
erklären,  ohne  die  Vernehmung  des  Beschuldigten  anzuordnen,  oder  nach 
Ei*lass  einer  Ladung  an  denselben,  dass  er,  wenn  er  will,  binnen 
24  Stunden  sich  darüber  auslasse. 

§  1.  Der  Mangel  einer  Auslassung  gilt  als  Anerkenntniss  des 
Falliments-Zustandes. 

§  2.  Die  Gläubiger,  welche  die  Erklärung  des  Falliments  ohne 
Anhörung  des  Falliten  beantragen,  haften  diesem  gegenüber 
für  Verluste  und  Schäden,  wenn  sie  überführt  sind,  dass  kein 
Grund  zur  Erklärung  des  Falliments  vorlag,  vorbehaltlich 
immer  der  strafrechtlichen  Verfolgung,  wenn  zu  einer  solchen 
Anlass  ist. 

700.  Die  Erklärung  des  Falliments  bewirkt  unmittelbar  die 
bürgerliche  Interdiktion  des  Falliten  bezüglich  seines  vorhandenen  oder 
künftigen  Vermögens. 

§  1.  Die  Unfähigkeit  des  Falliten  wird  ergänzt  durch  den  Ver- 
walter und  durch  fiskalische  Kuratoren  (Aufsichts-Knratoren), 
welche  ihn  vor  Gericht  und  ausserhalb  desselben  mit  allen 
Wirkungen  vertreten,  ausgenommen,  soweit  es  auf  die  Aus- 
übung seiner  ausschliesslich  persönlichen  oder  ausserhalb 
des  Falliments  stehenden  Bechte  Bezug  hat. 

§  2.  Zusanmien  mit  dem  Verwalter  und  den  fiskalischen  (Auf- 
sichts-)  Kuratoren  muss  der  Fallit  immer  geladen  werden; 
derselbe  hat  ausserdem  den  Anspruch,  bei  allen  freihändigen 
Veräusserungen,  Vergleichen  und  Akkorden,  die  etwa  statt- 
finden müssen,  gehört  zu  werden. 
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701.  Das  Gericht  muss,  sobald  es  das  Falliment  erklärt,  eine  ge- 
eignete Persönlichkeit  mit  der  Verwaltung  des  Vermögens  des  Falliten 
und  der  Liquidation  und  Leitung  des  Handelsbetriebes '  desselben  beauf- 
tragen. 

Einz.  §.  Der  Verwalter  kann  alle  Handlungen  der  allgemeinen 
Verwaltung  vornehmen;  die  Ertheilung  von  Specialvollmachten 
bleibt  aber  immer  von  einem  ausdrücklichen  Beschluss  des 
Gerichts  abhängig. 

702.  Der  Verwalter  ist  aus  Personen  zu  wählen,  die  nicht  Gläu- 
biger^) und  nicht  mit  dem  Falliten  verwandt  oder  bis  zum  vierten  Grade 
verschwägert  sind;  er  ist  mit  einem  Betrage  zu  remuneriren,  den  das 
Gericht  festsetzt 

§  1.  Die  Kaufmännischen  Vereine  (Associationen^),  wo  solche  vor- 
handen sind,  können  eine  Liste  von  geeigneten  Personen  auf- 
stellen, die  geneigt  sind,  das  Amt  eines  Fallimentsverwalters 
auszuüben;  dieselbe  ist  alle  drei  Jahre  zu  revidiren. 

§  2.  Wo  die  im  vorhergehenden  Paragraphen  erwähnte  Liste  besteht, 
muss  der  Verwalter  aus  den  in  derselben  enthaltenen  Per- 
sonen gewählt  werden,  ausser,  wenn  das  Gericht  auf  Grund 
eines  motivirten  Beschlusses  die  Ernennung  einer  anderen 
Person  für  angemessen  erachtet,  falls  dies  unter  den  Voraus- 
setzungen beantragt  ist,  unter  welchen  die  Entfernung  des 
Verwalters  gefordert  werden  kann. 

§  3.  Die  Personen,  welche  in  die  Liste  eingetragen  sind,  von  der 
§  1  handelt,  können  während  des  folgenden  Trienniums  da- 
rin aufgenommen  bleiben. 

§  4.  Der  Verwalter  der  Fallitmasse  stellt  nicht  die  Funktionen, 
die  ihm  übertragen  werden,  ein,  selbst  wenn  er  nach  Ab- 
lauf des  Trienniums  in  die  neue  Liste  nicht  aufgenommen 
wird. 


1)  Entgegengesetzt  dem  früheren  Recht,  demzufolge  der  Verwalter  Gläu- 
biger sein  musste,  Art.  1206  H.G.B.  (cf.H.  d.E.  Band  IV  S.  255).  Als  Grund 
der  Aenderong  wird  im  Ministerialbe ri cht  (S.  XXXI)  angegeben ;  „TJm  die  dem 
allgemeinen  Interesse  stets  schädliche  Kollision  von  Gläubiger-Interessen  zu 
vermeiden." 

2)  Cf.  oben  Art.  84. 
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703.  Der  Verwalter  der  Fallitmasse  muss  sofort  in  Funktion  treten, 
indem  er  ein  bezügliches  Protokoll  unterzeichnet;  er  hat,  soweit  dies 
nöthig  ist,  die  Sicherstellnng  des  Vermögens  und  der  Ansprüche  des 
Falliten,  im  Interesse  desselben  und  dessen  rechtmässigen  Gläubiger,  zu 
bewirken  und  mit  der  grössten  Gewissenhaftigkeit  den  Stand  der  Falli- 
mentsmasse, die  Bedingungen,  unter  denen  der  Handelsbetrieb  ausgeübt 
war,  sowie  die  bestimmenden  Ursachen  des  Falliments  festzustellen. 

§  1.  Der  Verwalter  kann  vom  Falliten  privatim,   aber  immer  für 
die  Abrechnung,  die  Vermögensstflcke  und  Werthe  annehmen, 
oder  eine  gerichtliche  Uebergabe  mittels  einer  vorgängig  auf- 
genommenen Inventur  erlangen. 
§  2.  Das  Gericht  kann   zur  Sicherstellung  der  Vermögensstücke 
der  Fallimentsmasse  auf  Antrag  von  zwei  oder  drei  Gläubigem 
oder  auf  Betreiben  des  öffentlichen  Ministeriums,    anordnen, 
dass  die  Uebergabe  amtlich  erfolge. 
§  3.  Die  Anlegung  von  Siegeln  an  das  Comtoir,   das  Etablissement 
und  die  Wohnung  des  Falliten  ist  nur  nothwendig,  ^)  wenn  die 
Uebergabe  gerichtlich  zu  erfolgen  hat,  und  im  Fall  des  §  5. 
§  4.  Von  der  Apprehension  und  dem  Besitz   der  Vermögensstücke 
der  Falliten  durch  den  Verwalter  sind   ausgeschlossen  die  in 
No.  11  und  12  des  Art.  815  und  in  No.  1  und  2  des  Art.  816 
der  Civilprocessordnung^  erwähnten 
§  5.  Der  Verwalter,   welcher  nicht  binnen  24  Stunden,   nachdem 
ihm   die  Ernennung  angekündigt  ist,  in  Funktion   tritt,   ist 


^)  Abweichend  vom  früherem  Hecht,   demzufolge  die  Siegelung  obliga- 
torisch war,  Art.  1155  H.G,B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  249). 

^  815  Civilprocessordnung.    Nicht  dürfen  gepfändet  werden: 

No.  11.  Die   zum  Bettzeug   und  zur  Kleidung  des  Exequenden  und  seiner 

Familie  unentbehrlichen  Gegenstände. 
No.  12.  Die  Lebensmittel,  welche  sich  im  Hause  des  Exequenden  vorfinden, 
und  welche  zum  Unterhalt  desselben  und  seiner   Familie    auf  eine 
Woche  nothwendig  sind. 
816.    Nur  auf  Grund   ausdrücklicher  Nomination  des  Exequenden  können 
gepfändet  werden: 

§  1.  Die  Bücher,  Maschinen  oder  Instrumente,  welche  zum  Unterricht, 
zum  Betrieb  oder  zur  Ausübung  der  Künste  und  Wissenschaften  be- 
stimmt, und  die  Bücher,  die  zur  Praxis  eines  Advokaten  nothwendig 
sind. 
§  2.  Die  Geräthschaften  und  das  Handwerkzeug,  welche  zum  gewöhnlichen 
Gewerbsbetrieb  der  Werkmeister  und  Handwerker  unerlässlich  sind. 
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sofort  von  dem  Gericht,  welches  in  diesem  Fall  die  An- 
legimg der  Siegel  anzuordnen  hat,  durch  einen  anderen  zu 
ersetzen. 

704.  Die  Korrespondenz  des  Falliten  ist  durch  diesen,  und  in 
seiner  Abwesenheit  durch  den  Verwalter,  dem  Sekretariat  (der  Gerichts- 
schreiberei) des  Gerichts  vorzulegen,  um  dort  von  dem  versitzenden 
Eichter  beschlagnahmt  und  rubricirt  (parafirt)  zu  werden ;  sodann  ist  sie 
dem  Verwalter,  welcher  die  Prüfung  derselben  den  Interessenten  und 
deren  Vertretern  zu  gestatten  hat,  zurfickzugeben. 

Emz.  §.  Bei  Strafe  der  gerichtlichen  Beschlagnahme  ist  die  in 
diesem  Artikel  angeordnete  Vorlegung  binnen  24  Stunden, 
gerechnet  für  den  Falliten  von  der  Entscheidung,  welche  das 
Falliment  erklärt,  und  für  den  Verwalter  vom  Datum,  an  dem 
er  in  Funktion  tritt,  zu  bewirken. 

705.  Der  Fallit  kann,  auf  seinen  Antrag  und  mit  Zustimmung  des 
Verwalters,  damit  betraut  werden,  bei  der  Verwaltung  Hülfe  zu  leisten 
und  bestimmte  Akte  der  Geschäftsführung  derselben  vorzunehmen,  mit 
den  Bezügen  und  für  die  Zeit,  welche  das  Gericht  nach  Anhörung  der 
Aufsichts-Kuratoren  bestimmt. 

Einz.  §.  Liegt  keine  Vermuthung  von  Betrug  oder  Verschulden 
bei  dem  Falliment  vor,  so  hat  der  Fallit,  wenn  er  matrikulirter 
Kaufmann  ist,  Anspruch  auf  Alimente  aus  der  Masse. 

706.  Das  Gericht  hat  in  der  Entscheidung  betr.  Erklärung  des 
Falliments,  ausser  dem  Verwalter  der  Fallitmasse,  zwei  oder  drei 
Aufsichts- Kuratoren  aus  den  Gläubigem  des  Falliten  zu  ernennen,  und 
die  Frist  für  die  Anmeldungen  der  Forderungen  zu  bezeichnen. 

Einz.  §.  Die  in  diesem  Artikel  besagte  Frist  darf  nicht  unter 
dreissig  und  nicht  mehr  als  neunzig  Tage  betragen. 

707.  Den  Aufsichts-Kuratoren  liegt  ob: 

1.  Mittels  ihres  Gutachtens  über  die  auf  das  Falliment  bezüglichen 
Angelegenheiten,  hinsichtlich  deren  das  Gericht  sie  hören  will, 
Bath  zu  ertheilen; 

2.  Den  Verwalter  der  Masse  zu  berathen; 

3.  üeber  die  peinliche  Erfüllung  der  Verpflichtungen  des  Ver- 
walters zu  wachen,  wobei  sie  das  Gericht  hinsichtlich  aller 
Unregelmässigkeiten  unterrichten  müssen,  von  deren  Begehung 
durch  den  Falliten  sie  Kenntniss  erhalten; 

4.  Die  Absetzung  und  Ersetzung  des  Verwalters   zu  beantragen; 

5.  Die  übrigen  im  Gesetz  bezeichneten  Befugnisse  auszuüben. 

13* 
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708.  Ist  das  Falliment  erklärt,  so  kann  der  Fallit,  welcher  dasselbe 
nicht  beantragt  oder  anerkannt  hat,  binnen  zehn  Tagen  nach  Verkündung 
der  betreffenden  Entscheidung  Widerspruch  erheben. 

§  1.  Nur  auf  folgende  Gründe  kann  der  Widerspruch  gestützt 
werden : 

1.  Dass  der  Beschuldigte  nicht  Kaufmann  sei; 

2.  Dass  er  sich  im  Zustande  des  gesetzmässigen  Akkordes 
oder  Moratoriums  befinde,  indem  die  Veranlassung  zum  Falli- 
ment eine  frühere  sei; 

3.  Dass  er  die  Zahlung  seiner  fälligen  oder  als  fällig  an- 
gesehenen Handelsverbindlichkeiten  nicht  eingestellt  habe; 

4.  Dass  er  einen  gerechten  und  gesetzlichen  Grund  habe^ 
die  Zahlungen  nicht  zu  leisten,  auf  die  sich  die  Erklärung 
des  Falliments  bezogen  hatte; 

5.  Dass  seine  Aktiva  die  Passiva  übersteigen. 

§  2.  Der  in  No.  1  des  vorstehenden  Paragraphen  erwähnte  Grund 
kann  nur  von  demjenigen  Kaufmann  angeführt  werden,  der  nicht 
matrikulirt  ist; 

§  3.  Stützt  sich  der  Widerspruch  auf  einen  nicht  bestätigten  Akkord 
oder  ein  nicht  bestätigtes  Moratorium,  so  ist  in  einer  Ent- 
scheidung, welche  zugleich  End-Entscheidung  ist,  über  diese 
beiden  Fälle  zu  erkennen. 

§  4.  Der  Widerspruch  suspendirt  nicht  die  Fortsetzung  des 
Fallimentsverfahrens  bis  zur  Graduation  der  Gläubiger. 

709.  Das  Gericht  kann,  in  jedem  Stande  des  Verfahrens  bis  zum 
ürtheil  über  den  Widerspruch,  die  Produktion  der  Beweise,  die  an- 
geboten werden,  und  andere  gerichtliche  Massnahmen,  welche  zur  Ent- 
scheidung der  Sache  für  nothwendig  erachtet  werden,  genehmigen. 

Einz.  §.  Erachtet  das  Gericht  irgend  einen  Beweis,  der  durch 
die  Interessenten  verlangt  wird,  für  unnöthig  oder  nicht  zur 
Sache  gehörig,  so  hat  es  demgemäss  zu  entscheiden. 

710.  Die  Erklärung  des  Falliments  erzeugt  die  sofortige  Fälligkeit 
aller  Forderungen  und  die  Suspension  der  Zinsen  gegenüber  der  Fallit- 
masse, und  bewirkt  nothwendigerweise  die  Trennung  der  Gütergemein- 
schaft des  verheiratheten  Kaufmanns,  es  sei  denn,  dass  die  Haftbarkeit 
des  anderen  Gatten  den  ganzen  Theil,  der  ihm  zusteht^  ergreift. 

§  1.  Von  den  noch  nicht  fälligen  Forderungen,  welche  lediglich  in 
Folge  des  Falliments  exigibel  geworden  sind,  müssen  die  hinzu- 
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gerechneten   oder   kapitalisirten   Zinsen    abgezogen    werden, 
welche  die  Zeit  betreffen,  die  bis  zu  deren  ordnungsmässiger 
Fälligkeit  noch  fehlt. 
§  2.  Wird  die  Erklärung  des  Falliments  wieder   zurückgenommen, 

so  sind  alle  Wirkungen  derselben  nichtig. 
711.  Der  Verwalter  und  die  Aufsichts  -  Kuratoren,  welche  er- 
nannt sind,  können  nach  freiem  Ermessen  ^)  vom  erstinstanzlichen  Handels- 
gericht auf  ihren  Antrag,  auf  denjenigen  des  Falliten,  oder  der  Gläubiger, 
wenn  diese  drei  Vieii;el  der  Passiva  repräsentiren,  oder,  bei  einer  höheren 
Anzahl  als  zwei  Drittel,  mehr  als  die  Hälfte  der  Passiva  repräsentiren, 
durch  andere  ersetzt  werden. 

§  1.  Bevor  die  Ersetzung  oder  die  Absetzung  des  Verwalters  oder 

der    Kuratoren    beschlossen    wird,    sind    diese     zu    hören; 

auch  müssen  sie  in  der  Ausübung  und  Erfüllung  ihrer  Pflichten 

bis  zur  Uebemahme  durch  die  neu  Ernannten  verharren. 

§  2.  Auf  die  XJebergabe  der  Vermögensstücke  und  Werthe  an  den 

neuen  Verwalter  ist  die  Bestimmung  des  Art.  703  anwendbar. 

713.    Bei  der  Entscheidung  über  Erklärung   des  Falliments   oder 

nach  derselben,   in  jeder  Lage  des  Verfahrens,   kann   das  Gericht   die 

Verhaftung  des  Falliten,  und  aller  anderen  etwaigen  Theilnehmer  an  der 

strafbaren  Handlung  anordnen,    wenn   es  erkennt,   dass  schuldbar  oder 

betrügerisch  vorgegangen  ist,   unbeschadet   der  ferneren  Bestimmungen 

über  die  endgUtige  Klassifikation  des  Falliments. 

§  1.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  ändert  nicht  die  Vorschriften 
über  Zulässigkeit  einer  Sicherheitsbestellung  oder  eines  Identi- 
täts-  und  Wohnungscheins  (termo  de  identidade  e  residencia), 
um  die  Präventivhaft  zu  vermeiden,  welche  die  Schuldner 
sonst,  ohne  jene  Garantien,  bis  zum  Schlussurtheil  erleiden 
würden,  unbeschadet  der  Beschwerde  gegen  den  Beschluss 
auf  Haft. 
§  2.  Der  Beschluss  des  Gerichts,  welcher  die  Verhaftung  des 
Falliten  und  der  anderen  Theilnehmer  an  der  strafbaren 
Handlung  anordnet,  steht  bezüglich  aller  seiner  Wirkungen 
dem  Beschluss  auf  Versetzung  in  den  Anklagezustand  gleich. 


1)  Nach  Italienischem  Becht  muss  dem  Antrage  der  Gläubiger  auf 
Ersetzung  des  Verwalters  durch  einen  Mann  ihres  Vertrauens  (dl  loro  fiducia)  vom 
Gericht  stattgegeben  werden,  sobald  die  zur  Gültigkeit  eifies  Akkords  erforder- 
lichen Bedingungen  (Majorität  der  Gläubiger  mit  ^j^  der  Forderungen)  er- 
füllt   sind,   Art.  719  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  m  S.  322). 
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Titel  IL 
Ton  der  Feststellung  der  PasslTmasse.^) 

713.  Bei  der  Anmeldung  seines  Falliments-Zustandes  muss  der 
Fallit,  oder  in  dessen  Abwesenheit  der  Verwalter  der  Masse,  und  zwar 
bevor  die  Hälfte  der  zur  Anmeldung  der  Forderungen  festgesetzten 
Frist  verstrichen  ist,  eine  Darlegung  über  dieselben  unter  Beifügung 
der  Beweisurkunden,  Bemerkungen  und  Ausführungen,  welche  zur  Fest- 
stellung der  Forderungen  dienen  mögen,  zu  den  Akten  überreichen. 

714.  Die  Gläubiger  des  Falliten  haben  nach  der  Veröffentlichung 
der  Entscheidung,  betreffend  die  Erklärung  des  Falliments,  und  innerhalb 
der  durch  das  Gericht  festgesetzten  Zeit,  unabhängig  von  jeder  anderen 
Ladung  oder  Nachricht,  die  Feststellung  und  Klassificirung  ihrer  Forde- 
rungen nachzusuchen,  wobei  sie  in  gehöriger  Form  deren  Existenz, 
Natur,  Klassificirung  und  die  Umstände  darzuthun  und  alles  anzuführen 
haben,  was  sie  zum  Nachweis  ihres  Rechtes  für  gut  halten. 

§  1.  Der  Urkundenbeweis  muss  mit  der  Forderungsanmeldung  ver- 
bunden werden,  und  die  anderen  Beweise  durch  Zeugen  oder 
Untersuchung  sind  ebenialls  anzugeben,  damit  sie  ge- 
eignetenfalls  produdrt  werden  können,  wenn  sie  nicht  als 
unnöthig  für  die  Feststellung  erlassen  werden. 

§  2.  Wenn  ein  Gläubiger  bei  seiner  Forderungsanmeldung  recht- 
mässige Gründe  angiebt,  warum  er  nicht  sogleich  eine  Ur- 
kunde, deren  er  bedarf,  vorlegen  könne,  so  kann  das  Gericht 
ihm  eine  angemessene  Frist  bis  zum  Ablauf  derjenigen  ge- 
währen, in  welcher  die  Entscheidung  gefällt  werden  soll. 

§  3.  Nicht  zuzulassen  sind  die  Urkunden,  welche  nicht  innerhalb 
der  gesetzlichen  Zeit  der  Anmeldung  beigefügt  werden,  noch 


1)  Die  Gläubiger- Vereinigungen  des  früheren  Rechts  (cf.  H.  d.  E.Band  IV 
S.  252  ff.)  sind  beseitigt:  „Die  Verwirrung,  Langsamkeit  und  Mangel  der  der 
Verlässlichkeit,  welcher  sich  aus  der  Feststellung  der  Forderungen  in  den  so 
häufig  tumultuarischen  GläubigervereiniguDgen  der  Interessenten  ergab,  führte 
dazu,  wie  es  in  dem  Ministerialbericht  heisst  (S.  XXXI),  ein  einfaches  ab- 
gekürztes Verfahren,  analog  dem  „processo  do  concurso  creditorio**  des  ge- 
meinen Portugiesischen  Hechts  zu  substituiren.  Die  früheren  vorgeschriebenen 
FörmUchkeiten  bei  der  Uebergabe  des  Vermögens  des  Falliten  an  den  Ver- 
walter (s.  1.  c.)  sind  weggefaUen,  da  dieselben  nicht  dem  öffentlichen  Nutzen  und 
aUgemeiner  Nothwendigkeit  entsprachen,  sie  waren  nur  eine  Phantasmagorie 
(uma  mera  phantasmagoiia)  und  überdies  ein  Verlust  an  Zeit  und  anderer  Inter- 
essen, welche  das  Gesetz  schützen,  aber  nicht  belästigen  soll.*" 
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die  andern  Beweise,  bezüglich  deren  eine  Erklärung  nicht 
mit  der  für  ihre  Produktion  nothwendigen  Bezeichnung  ab- 
gegeben ist. 

715.  Nach  Ablauf  der  für  die  Anmeldung  der  Forderungen  be- 
zeichneten Frist,  können  die  Gläubiger  die  Feststellung  oder  Elassificirung 
der  angemeldeten  Forderungen  schriftlich  bestreiten,  sofern  sie  es  binnen 
den  folgenden  15  Tagen  thnn. 

Einz.  §.    Anwendbar  auf  diese  Bestreitung  ist  die  Bestimmung  in 
den  Paragraphen  des  vorhergehenden  Artikels. 

716.  Binnen  fünfzehn  Tagen  nach  der  für  die  Bestreitung  der 
Forderungen  oder  der  Natur  derselben  gewährten  Frist,  hat  der  Ver- 
walter der  Fallitmasse  ein  kurzes,  aber  mit  Gründen  versehenes  Gut- 
achten über  jede  der  angemeldeten  Fordei*ungen  zu  geben ;  dabei  hat  er 
eingehend  zu  erklären,  was  bezüglich  derselben  aus  den  Büchern 
und  den  Urkunden  des  Falliten  sich  ergiebt,  und  dem  Gericht  die  Auf- 
klärungen zu  ertheilen,  welche  zu  einer  richtigen  Entscheidung  der  An- 
gelegenheit sowie  der  Feststellung  des  Zeitpunkts,  wann  das  Falliment 
als  eingetreten  zu  erachten  sei,  nöthig  sind. 

§  1.  Der  Verwalter  der  Fallitmasse  kann  von  jedem  Gläubiger 
die  Informationen  und  Beweise  verlangen,  welche  er  zu  seinem 
Gutachten  betreffs  der  angemeldeten  Forderung  für  noth- 
wendig  hält. 

§  2.  Ergiebt  sich  für  den  Verwalter  das  Vorhandensein  von  nicht 
angemeldeten  Forderungen,  die  ihm  jedoch  wirklich  und  wahr 
erscheinen,  so  hat  er  ihrer  getrennt  (in  separato)  Erwähnung 
zu  thun,  indem  er  auch  bezüglich  dieser  das  Gutachten 
abgiebt. 

717.  Das  Verfahren  der  Feststellung  von  Forderungen  findet  in 
gleicher  Weise  Anwendung  auf  die  Feststellung  des  Bestitutions-Bechtes 
der  rechtmässigen  Eigenthümer  von  Waaren  oder  anderen  Vermögens- 
stücken, die  sich  in  der  Fallitmasse  vorfinden,  und  bezüglich  deren  der 
Fallit  Eonsignatar,  Kommissionär  oder  unter  anderem  Titel  blosser  De- 
tentor gewesen  ist,  oder  welche  dem  Ehegatten  gehören,  sei  es  als 
eigene  oder  als  Antheil  an  der  (Güter-)  Gemeinschaft  (em  mea^ab). 

718.  Sind  die  Forderungen  und  die  Bückgabe  der  Vermögens- 
stücke angemeldet,  sind  die  Einsprüche  dargelegt,  und  ist  das  Gutachten 
durch  den  Verwalter  der  Masse  abgegeben,  oder  sind  die  betreffenden 
gesetzlichen  Fristen  abgelaufen,  so  ist  das  Verfahren  fortzusetzen,  indem 


200  Portugal. 

die  Akten  sofort  auf  fünf  Tage  dem  öftentlichen  Ministerium  (Staatsanwalt) 
zur  Einsicht  zuzustellen  sind,  damit  dieses  anordne,  was  ihm  im 
allgemeinen  Interesse  der  Gläubiger  und  im  besonderen  der  Staatskasse 
geboten  erscheint,  und  das  ürtheil  beantragt. 

§  1.  Als  festgestellt  anzusehen  sind  alle  angemeldeten  Forderungen 
und  die  Ansprüche  auf  Herausgabe  von  Yermögensstiicken. 
die  nicht  bestritten  sind;  über  die  andein  hat  das  Gericht  in 
nur  einer  Sitzung  zu  entscheiden. 
§  2.  Die  Zeugen  sind  in  der  Sitzung,  in  der  das  ürtheil  gesprochen 
wird,  zu  hören ;  aber  wenn  etwa  zu  einer  Untersuchung  oder 
irgend  einer  anderen  Massnahme  geschritten  werden  muss, 
welche  beantragt  ist,  und  welche  das  Gericht  nicht  fiii- 
unsachgemäss  erklärt,  so  hat  dieses  das  Ürtheil  für  die 
hierzu  unerlässliche  Zeit  aufzuschieben. 
§  3.  Die  Ernennung  der  Sachverständigen  für  die  Prüfung  steht  allen 

Gläubigem,  die  es  angeht,  gemeinsam  zu. 
§  4.  Das  ürtheil  hat  alleForderungen  zu  umfassen,  indem  es  diejenigen 
für  anerkannt  halt,  welche  nicht  bestritten  sind ;  es  hat  die  Ein- 
sprachen, Reklamationen  und  Anträge   auf  Vermögensstücke 
zu  beurtheilen,  und  den  Zeitpunkt  des  Falliments  festzusetzen. 
719.    Der  Protest  mittelst  einer  anzustellenden   oder   bereits   an- 
hängigen Klage  hat  die  nämlichen  Wirkungen,  wie  bei  der  Konkurrenz 
von  Vorzugsrechten,  wenn  diese  Klage  innerhalb  dreissig  Tagen  einge- 
führt ist,  und  wenn  sowohl  im  Fall  der  Einführung  als  der  Anhäugig- 
keit  der  Klage  nicht  der  Verlust  der  Instanz  eintritt. 

Einz.  §.   Diese  Klage  muss  gegen  die  Verwalter  und  Kuratoren, 
welche  alle  Gläubiger  und  den  Falliten  vertreten,  angestellt  oder 
fortgesetzt    werden,    unbeschadet    des    Rechtes    der   Gläubiger 
bei  der  Sache  sich  zu  betheiligen,  ohne  dass  sie  von  den  Akten 
Einsicht  nehmen,  noch  die  Fristen  verlängern  lassen  dürfen. 
730.    Ist  das  ürtheil   welches  den  Zeitpunkt  des  Falliments  fest- 
stellt und  über  die  Herausgabe  von  Vermögensstücken    und   Verification 
von   Forderungen   entscheidet,     rechtskräftig    geworden,    oder   ist    der 
Rekurs  erledigt,  der  etwa  gegen  dasselbe  erhoben  worden,  so  muss  unverzüg- 
lich die  Rangabstulung  (Graduation)bestimmt  werden,  nach  den  Vorschriften 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  und  den  besonderen    Vorschriften  dieses 
Handelsgesetzbuches . 

§  1.  Die  Graduation  der  Gläubiger  geschieht   allgemein  in  Bezog 
auf  das  Vermögen  der  Fallitmasse   und  zu  gleicher  Zeit  ge- 
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sondert  auf  bestimmte  Vermögenstticke,  auf  welche  sich  die 
Privilegien  oder  Vorzugsrechte  beziehen,  um  die  es  sich 
handelt,  und  über  die  zu  entscheiden  ist. 

§  2.  Der  Rekurs  gegen  die  Entscheidung  betreffend  die  Rangab- 
stufung (Graduation),  wie  gegen  diejenigen,  welche  den  Zeitpunkt 
des  Falliments  festsetzt  und  über  die  Herausgabe  von  Ver- 
mögenstucken und  Verification  von  Forderungen  beschliesst, 
hat  keinen  Suspensiveffekt. 

731.^)  Die  Bestimmung  des  Zeitpunktes  des  Falliments  begründet 
eine  gesetzliche  Vermuthung  der  Zahlungsunfähigkeit  gegenüber  Dritten, 
die  ausserhalb  des  Verfahrens  des  Falliments  stehen,  und  macht  vollen 
Beweis  dieses  Thatumstandes  gegenüber  den  Gläubigem,  welche  be- 
demselben  konkuriirt  haben. 

Einz.  §.  Die  Zahlung  von  nicht  fälligen  Forderungen  und  andere, 
den  Gläubigem  nachtheilige  Handlungen,  die  der  Fallit  binnen 
vierzig  Tagen  vor  dem  festgesetzten  Zeitpunkt  des  Falliments 
etwa  vorgenommen  hat,  werden  als  böswillig  zum  Nachtheü  der 
Interessenten,  die  dabei  betheiligt  sind,  erfolgt  vennuthet.^) 

722.  Die  Verbindlichkeiten,  Schulden  und  Verpflichtungen,  die  von 
dem  Verwalter  der  Fallitmasse,  kontrahirt  und  gehörig  autorisirt  und 
gebilligt  sind,  liegen  ausserhalb  der  Fesstellung  der  Forderungen,  und 
haben  Vorzugsrecht  vor  den  Rechten  und  Forderangen  gegen  den 
Falliten. 


1)  Hierzu  Cap.  DL  Lib.  n  Part.  II  des  Cod.  civ.  „Von  den  zum  Nachtheil 
eines  Dritten  vorgenommenen  Handlungen  und  Verträgen".  Insbesondere  be- 
stimmen : 

Art.  1033.  Der  wirkliche  Akt  oder  Vertrag,  welcher  von  dem  Schuldner 
zum  Schaden  eines  Gläubigers  abgeschlossen  ist,  kann  auf  Antrag  des  näm- 
lichen Grläubigers  aufgehoben  werden,  wenn  die  Forderung  älter  ist,  als  der 
besagte  Akt  oder  Vertrag,  und  aus  diesem  sich  eine  Zahlungsunfähigkeit  des 
Schuldners  ergiebt. 

Art.  1034.  Wenn  der  Akt  oder  Vertrag  ein  oneroser  ist,  so  kann  der- 
selbe nur  aufgehoben  werden,  sofern  mala  fides  sowohl  von  der  Seite  des 
Schuldners,  als  von  der  anderen  Seite  vorliegt. 

Art.  1035.  Wenn  der  Akt  oder  Vertrag  ein  unentgeltlicher  ist,  so  kann 
eine  Aufhebung  stattfinden,  auch  wenn  die  Vertragsparteien  nicht  mit  mala 
fides  verfahren  sind. 

2)  Nach  früherem  Eecht  durfte  Niemand  innerhalb  20  Tagen  vor  der  Er- 
öffnung des  Falliments  eine  Hypothek  auf  das  Vermögen  des  Falliten  erwerben; 
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Titel  III. 

Ton  der  Yerwertlrnng  und  Liquidation  der  Aktiva* 

723«  Der  Bilanz  des  Falliten,  mag  dieselbe  durch  diesen  oder 
durch  den  Verwalter  vorgelegt  werden,  ist  eine  umständliche  Be- 
schreibung der  verschiedenen  Aktivposten  beizufügen. 

Einz.  §.  Der  Mangel  oder  die  Unzulänglichkeit,  der  durch  den 
Falliten  erfolgten  Beschreibung  ist  durch  den  Verwalter  zu  er- 
gänzen, bevor  die  Feststellung  der  Passivmasse  abgeschlossen  ist. 

724.  Der  Verwalter,  der  bezüglich  des,  irgend  einem  Theil  der 
Aktivmasse  von  dem  Falliten  beigemessenen  Werthes  abweichender 
Meinung  ist,  hat  das  Gericht  davon  in  Eenntniss  zu  setzen,  oder 
kann  eine  gerichtliche  Abschätzung  auf  Gnind  einer  Präfang  der  Ver- 
mögensstücke  beantragen,  wenn  er  es  für  nothwendig  hält. 

Einz.  §.  Das  Gericht  kann  ebenfalls  auf  Antrag  von  Gläubigem 
oder  des  öffentlichen  Ministeriums  anordnen,  dass  zu  den  Ab- 
schätzungen mittels  einer  Untersuchung  zu  schreiten  ist. 

725«  Die  Forderungen  des  Falliten  müssen  sorgfältig  durch  den 
Verwalter  gemäss  ihrer  Fälligkeit  eingezogen  werden,  wobei  derselbe 
nach  den  Umständen  gerichtlich  oder  aussergerichtlich  vorgehen  darf; 
auch  kann  das  Gtericht  die  Ermächtigung  ertheUen,  dass  den  Schuldnern 
in  Betreff  der  Zahlung  diejenigen  Fristen  gewährt  werden,  welche  an- 
gemessen sind,  um  die  Liquidation  mehr  zu  sichern. 

Einz.  §.  Die  Frist-Bewilligungen,  ihre  Bedingungen  und  Garan- 
tien, hängen  von  dem  Autrag  des  Verwalters  ab,  ohne  welchen 
sie  nicht  anzuordnen  sind. 

726«  Ist  die  FeststeUung  der  Passiva  beendet,  und  erfolgt 
keine  Suspension  des  Falliments,  so  hat  der  Verwalter  den  Verkauf  und 


alle  innerhalb  20  Tagen  von  dem  Falliten  zur  Bezahlung  nicht  fälliger  Handels- 
schulden geleisteten  Beträge  waren  zur  Masse  zurückzuUefem,  und  endlich  alle 
innerhalb  40  Tagen  vor  Eröffnung  des  Falliments  imter  unentgeltlichem  Titel 
vorgenommene  Akte  waren  den  Gläubigem  gegenüber  nichtig,  Art.  1133 — 1135 
H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band IV  S.  245).  Nach  Chilenischem  Recht  beträgt  die 
Frist  im  Allgemeinen  10  Tage,  welche  bei  Akten  unter  unentgeltUchem  Titel  zu 
Gimsten  von  Descendenten,  Ascendenten  und  Kollateralen  4.  Grades  auf 
120  Tage  ausgedehnt  werden  kann  (cf.  H.  d.  £.  Band  I,  2.  Aufl.  S.  862).  Ueber 
das  Spanische  Recht  cf.  Art.  880  ff.  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  V,  1  S.  162) 
und  über  noch  andere  Gesetzbücher  N.  1,  S.  162  eod. 
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die  Liquidation  der  ganzen  Aktivmasse  bis  zur  yoUständigen  Erschöpfung 
der  FaUitmasse  zu  betreiben. 

§  1.  Auf  den  Verkauf  der  VermOgensstücke  und  Bechte  der 
Fallitmasse  sind  die  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung, 
betreffend  die  Zwangsvollstreckungen  in  den  Vorschriften, 
welche  demjenigen  über  die  Abschätzung  folgen  ^)  an- 
wendbar. 

§  2.  Das  Gericht  kann  im  Interesse  der  Gläubiger  und  auf  An- 
trag des  Verwalters  die  Anticipaüon  des  Verkaufs  anordnen, 
indem  es  genehmigt,  dass  derselbe  vor  der  Feststellung  der 
Forderungen  erfolge,  sofern  der  Aufschub  nachtheilig  sein 
möchte;  und  ebenso  kann  es,  und  zwar  auf  die  Zeitdauer  von 
nicht  mehr  als  einem  Jahre  die  Suspension  des  Verkaufs, 
irgend  welcher  Vermögensstücke    oder  Rechte    genehmigen. 

§  3.  Das  Gericht  kann  gleichfalls  auf  Antrag  des  Verwalters 
diesen  ermächtigen,  den  Handelsbetrieb  des  Falliten  fortzu- 
setzen, wenn  er  dies  zur  besseren  Verwerthung  der  Aktiva 
für  angemessen  erachtet. 

737.  Der  Verwalter  hat  bei  Strafe  der  Absetzung,  die  Liqui- 
dation der  Fallitmasse  in  der  unprorogirbaren  Frist,  welche  das  Gericht 
festsetzt,  zu  beenden. 

Einz.  §.    In  dem  Verkauf  der  Rechte   der  Fallitmasse  sind  alle 
FordeiTingen  einbegriffen,  auch  wenn  sie  streitig  sind. 

728.  Der  Erlös  der  gesammten  Liquidation  ist  in  die  Generalkasse 
für  Depositen  oder  deren  Zweigstellen  abzuführen,  und  ist  durch  die 
Gläubiger  genau  nach  ihrer  Rangordnung  abzuheben. 

§  L  Solange  schwebende  Rekurse  oder  Klagen  mit  der  Wirkung 
eines  Protestes  betreffend  Vorzugsrechte  vorhanden  sind, 
kann  kein  Gläubiger,  welchen  die  Entscheidung  etwa  an- 
gehen möchte,  irgend  welchen  Betrag  abheben,  ohne  Sicher- 
heit zu  leisten. 

§  2.  Die  Ersuchen  (precatorios)  auf  Abhebungen  zur  vollen  oder 
antheilweisen  Zahlung  für  jeden  Gläubiger  müssen  mit  kür- 
zester Frist,  aber  niemals  in  einem  geringeren  Verhältniss  als 
fünf  Procent,  ausgestellt  werden,  ausgenommen  den  Fall,  dass 

1)  Art.  841—891  Civilprozessordnung  vom  8.  Norember  1876.  Die  bezüg- 
lichen Abschnitte  sind:  Abschnitt  lU  betr.  die  Versteigerung,  Abschnitt  IV  betr. 
den  Zuschlag  und  Abschnitt  V  betr.  das  Einlösungsrecht. 
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es  sich  um  die  allgemeine  Schlussvertheilung  der  Fallitmasse 
oder  um  die  specielle  von    Vermögensstttckeu,    die    tür   be- 
stimmte Z ablaugen  besonders  haftbar  sind,  handelt. 
729.    Die  Vermögensstücke,  welche  dem  Ehegatten  des  Falliten  als 
eigene  oder  als  sein  Anteil  an  der  (6üter-)Gemeinschaft  (da  sua  mea^äo) 
zustehen,  und  ebenso  alle  anderen.    Dritten  gehörige    Yermögensstucke, 
sind  ihren  Eigenthümem  herauszugeben. 

Einz.  §.  Wenn  behufs  der  Wirkungen  dieses  Artikels  etwa  gericht- 
liche Exekution  nothwendig  wird,  so  ist  dieselbe  in  Verbindung 
mit  dem  Fallimentsverfahren  zu  betreiben,  und  es  wird  in  der 
nämlichen  Weise  bezuglich  jeder  anderen  Vollstreckung 
eines  Erkenntnisses  verfahren,  selbst  wenn  dasselbe  ausserhalb 
jenes  Processes  ergangen  ist. 


Titel  IV. 
You  der  Suspension  der  Fallimente. 

730.  Vor  der  Erklänmg  des  Falliments,  oder  nachher,  in  jedem 
Stadium  desselben,  können  die  rechtmässigen  Gläubiger  dem  Schuldner 
ein  Moratorium  gewähren,  oder  mit  demselben  irgend  ein  anderes  Ab- 
kommen treffen,  sofern  ihre  Zahl  nicht  geringer  als  zwei  Drittel  der 
nicht  privilegirten,  noch  ein  Vorzugsrecht  geniessenden  ist,  und  sie 
mindestens  zwei  Drittel  der  Gesammtheit,  gleichfalls  der  nicht  privile- 
girten oder  nicht  ein  Vorzugsrecht  gemessenden  Forderungen  reprä- 
sentiren.^) 


^)  Nach  früherem  Becht  waren  zum  Akkorde  erforderlich,  entweder  2/3 
sämmtlicher  Gläubiger,  welche  ^1^  der  nicht  privilegirten,  noch  hypothekarischen 
Forderungen  repräsentlrten,  oder  3/4  aller  Gläubiger  und  %  der  Forderungen 
Art.  1194  H.  G.  B.   (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  253.) 

Nach  Deutschem  Becht  §  1Ö9  B.  K.  0.  ist  erforderlich  die  Mehrheit  der 
anwesenden  stimmberechtigten  Gläubiger  und  8/4  der  Gesammtsumme  der  For- 
derungen; nach  Italienischem  Becht  Majorität  der  zugelassenen  Gläubiger 
und  3/^  der  Forderungssumme,  Art.  833  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  IV  S.  344); 
nach  Chilenischen  Becht  Majorität  der  stimmenden  Gläubiger  und  3/5  der 
Gesammtsumme  der  Forderungen,  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  (cf.  H.  d.  E. 
Band  I,  2.  Aufl.  S.  876  Note  2),  übereinstimmend  hiermit  das  Spanische 
Becht  Art  901  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E,  Band  VI  S,  168.  Cf.  dort  auch  Note  1,  die 
Bestimmungen  noch  anderer  Gesetzbücher. 
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§.1.  Das  Moratorimn  darf  nicht  ein  Jahr  äberschi*eiten  noch 
auf  länger,  als  eine  erneute  Frist  von  gleicher  Dauer  prorogirt 
werden. 

§  2.  Der  Akkord  darf  nicht  in  geringerem  Procentsatz,  als  fünf- 
zig Procent  angenommen  werden,  welche  in  einer,  fünf  Jahre 
nicht  überschreitenden  Frist  zu  zahlen  sind. 

§  3.  Die  Gläubiger,  welche  das  Moratorium  oder  den  Akkord  an- 
nehmen, verlieren  jeden  Anspruch  auf  irgend  ein  Vorzugs- 
recht oder  Privileg  bezüglich  der  Rangordnung  (Graduation), 
auf  das  sie  einen  Anspruch  gehabt  hätten,  ausgenommen  den 
Fall  einer  ausdrücklichen  Zustimmung  zum  Gegentheil  Seitens 
der  Majorität  der  anderen  Gläubiger,  welche  gleichfalls  die 
Mehrheit  der  Forderungen  repräsentiren. 

731.  Das  Moratorium  und  der  Akkord  können  nur  in  einer 
authentischen  oder  authentisirten  Urkunde  stipulirt  und  müssen  der 
Bestätigung  des  Gerichts  unterbreitet  werden,  um  die  gesetzlichen 
Bedingungen  ihrer  Gewährung  zu  prüfen. 

Einz.  §.  Die  Annahme  des  Akkordes  oder  des  Moratoriums  durch  die 
ausserhalb  des  Gerichtsbezirks  des  Falliments  wohnhaften 
Gläubiger  wird  durch  jedes  schriftliche  Beweismittel  erbracht, 
sofern  die  Annahme  eine  ausdrückliche  und  der  Authenti- 
sirung  der  betreffenden  Urkunde  vorangegangen  ist;  der 
öffentliche  Beamte,  der  bei  diesem  Akt  mitwirkt,  hat  darin 
dieses  Umstandes  besonders  Erwähnung  zu  thun. 

733.  Die  Gläubiger,  die  bestimmten  und  die  unbestimmten,  welche  das 
Moratorium  oder  den  Akkord  nicht  angenommen  haben,  sind  durch 
Edictalcitationen  mit  30  Tagen  Frist  zu  laden,  um  die  Einwendungen  zu 
erheben,  die  sie  ihrem  Recht  entsprechend  erachten. 

§  1.  Das  öffentliche  Ministerium  ist  im  allgemeinen  Interesse  der 
Gläubiger  und  als  Aufsichtsbehörde  über  Erfüllung  des  Ge- 
setzes bezüglich  des  Akkordes  oder  des  Moratoriums  zu 
hören,  selbst  wenn  die  Staatskasse  nicht  Gläubigerin  ist,  und 
erhält  zu  diesem  Behuf  die  Akten  auf  fUnf  Tage  zur  Einsicht, 
nachdem  die  Frist  für  die  Citation  verstrichen  ist. 

§  2.  Die  Bestätigung  oder  Verwerfung  des  Moratoriums  oder  des 
Akkordes  ist  durch  das  Gericht  innerhalb  10  Tagen  nach 
den  Citationen  zu  verkünden. 
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788.  Besteht  ein  Streit  über  die  Zahl  der  legitimirteu  Gläubiger, 
so  hat  das  Gericht  den  Betrag  ihrer  Forderungen,  die  Legalität  der 
Bedingungen  des  Moratoriums  oder  des  Akkordes  und  die  Procente  des 
letzteren  zu  bestimmen. 

Titel  V. 
Ton  der  Elassiflkatloii  des  Falliments. 

734.  Nachdem  das  Fallimentsyerfahren  durch  Moratorium  oder 
durch  Akkord  snspendirt  worden,  oder  sobald  der  Yertheilungsplan  aufge- 
stellt und  mit  den  Katenzahlungen  an  die  Gläubiger  bei  der  Liquidation  der 
Aktiva  der  Fallitmasse  begonnen  ist,  oder  im  Fall  der  Verhaftung  des 
Falliten,  muss  das  öffentliche  Ministerium  und  der  Verwalter,  und  kann 
jeder  Gläubiger  Thatumstände  für  die  Klassifikation  des  Falliments  arti- 
kuliren  (dednzir  artigos),  und  zwar  hat  dies  innerhalb  acht  Tagen  zu  ge- 
schehen. 

735.  Das  Falliment  ist  nach  den  Umständen  als  zufällig,  schuld- 
bar oder  betrügerisch  zu  klassifldren.^) 

736.  Das  Falliment  ist  ein  zufälliges,  wenn  der  Fallit,  obwohl  er  bei 
dem  Betriebe  seines  Handelsgewerbes  mit  ehrenwerther  Sorgfalt  ver- 
fuhr, durch  eine,  von  seinem  Willen  unabhängige  Veranlassung  gezwungen 
ist,  die  Zahlungen  einzustellen. 

737.  Das  Falliment  ist  ein  schuldbaros,  wenn  dasselbe  aus  offenbarem 
Mangel  an  Sorgfalt,  aus  Nachlässigkeit  oder  Verschwendung  des  Falliten 
entspringt,  oder  wenn  dieser  unterlassen  hat,  die  Vorschriften  oder  die 
Förmlichkeiten,  welche  das  Gesetz  behufs  vollkommener  Begelmässigkeit 
der  Buchführung  und  der  kaufinännischen  Transaktionen  auferlegt,  zu 
erföllen. 

Einz.  §.  Die  Vermuthung  eines  Verschuldens,  welche  aus  dem 
Mangel  freiwilliger  Meldung  bei  Gericht  innerhalb  der  zehn 
Tage  nach  der  Zahlungseinstellung  oder  dem  Anerkenntniss  der 
Zahlungsunfähigkeit  folgt,  kann  nur  durch  den  unzweideutigen, 
klar  geführten  und  scUtissig  dargelegten  Beweis  einer  recht- 
mässigen ununterbrochenen  Behinderung  entkräftet  werden.^) 


^)  Abweichend  vom  früheren  Becht,  welches  sonst  dieselbe  Dreitheilung 
in  znfWiges,  Bchuldbaxes  und  betrügerisches  Falliment  vorschrieb,  Art.  1145  H.  G.  B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  IV,  S.  247),  ist  jetzt  nicht  mehr  eine  Aufzählung  der  Einzel- 
fälle, welche  eine  Kategorie  bilden  (Art.  1147  H.  G.  B.  1.  c),  gegeben. 

^  Betreffs  der  Zahlungseinstellung  eines  Bankiers  cf.  oben  Art.  365. 
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738«  Das  Falliment  ist  ein  beträgeiisches^  ^)  sobald  der  Fallit,  obgleich 
«er  die  Unzulänglichkeit  seiner  Aktiva  zur  Tilgung  seiner  Verbindlich- 
keiten kennt,  irgend  welchen  Gläubiger  befriedigt,  oder  ihm  ein  Mittel 
gewährt,  eine  Bevorzugung  vor  Anderen  zu  erlangen. 

Einz.  §.  Immer  ein  Element,  welches  Betrug  bei  dem  Falliment 
begrOndet,  und  nicht  blosses  Verschulden,  ist  die  Vornahme 
eines  Aktes  oder  der  Abschluss  eines  Vertrages,  welcher  simulirt 
oder  zum  Nachtheil  eines  Dritten  erfolgt,  oder  aus  irgend  anderen 
Grftnden  strafbar  ist,  wie  z.  B.  die  Erhebung  von  Kapitalien 
durch  sogenannte  G^fälligkeitsaccepte,  der  Einkauf  behufs  un- 
mittelbaren Wiederverkaufs  mit  Schaden  vor  Zahlung  des  Preises 
und  andere  missbräuchliche  Praktiken  entgegen  der  bona  fides, 
welche  dem  Handel  eigenthümlich  und  unerlässlich  ist. 

739.  Sind  Thatsachen  zur  Klassifikation  von  irgend  einer  der 
hierzu  legitimirten  Personen,  welche  damit  begonnen  hat,  vorgebracht, 
so  sind  die  anderen,  denen  jene  Verpflichtung  auferlegt  ist,  aufzufordern, 
gleichfalls  ihre  thatsächlichen  Angaben  bis  zur  ersten  Sitzung  zu 
artikuliren. 

Einz.  §.  Bis  zum  Ablauf  der  in  diesem  Artikel  festgesetzten 
Frist  sind  diese  Angaben  und  alle  anderen  von  den  Gläubigem 
vorgebrachten,  entgegen  zu  nehmen. 

740.  Ist  die  Frist  zur  Beibringung  von  Thatsachen  für  die  Klassi- 
fikation des  Falliments  abgelaufen,  so  ist  der  Fallit  zu  laden,  um  bis 
zur  dritten  Sitzung  Widerspruch  zu  erheben,  während  das  Verfahren 
seinen  ordentlichen  Verlauf  nimmt,  ohne  weitere  Beibringung  von  That- 
umständen. 

741.  Das  ürtheil,  betreffend  die  Klassifikation  des  Falliments  hat 
den  Falliten  mit  den  Strafen  zu  belegen,  welche  nach  dem  Strafgesetz- 
buch und  anderen  geltenden  Gesetzen  den  Fall  treffen ;  dasselbe  ist  voll- 
streckbar, wie  ein  Straiurtheü,  dem  es  gleichsteht.^ 

§  1.  Zu  der  Entscheidung  muss   der  Fallit   immer  persönlich  er- 
scheinen; er  ist  auch  neuerdings  hierzu  zu  laden. 


^)  Darüber,  dass  das  Falliment  eines  Mäklers  —  entsprechend  dem 
früheren,  Becht  Art.  1154  H.  G.  B.  —  stets  als  betrügerisch  vermuthet  wird, 
cf,  oben  Art.  79,    sowie  die  Note  dazu. 

^  Abweichend  vom  früheren  Becht,  demzufolge  die  ordentlichen  Straf- 
gerichte zu  erkennen  hatten  und  das  Urtheil  des  Handelsgerichts  nur  als 
Grundlage  für  die  Anklage  diente,  Art.  1151  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  £.  Band  IV  S.  248.) 
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§  2.  Die  Entscheidung   darf  auf  einen  Zeitraum  von  nicht  länger 
als  30  Tagen  hinausgeschoben   werden,    um   den  Falliten   in 
Haft  zu  bringen,   wenn   er  in  der  betreftenden  Sitzung  aus- 
geblieben war. 
§  3.  Kann  die  Verhaftung  des  Falliten  nicht  bewirkt  werden,   so 
ist  ein  Versäumnissurtheil  zu   erlassen,   nachdem   er  vorher 
durch  Ediktalcitationen    mit  30  Tagen  Frist  unter  jener  Be- 
drohung geladen  worden  ist. 
742.    "Wird  bei  dem  Falliments- Verfahren  und  dessen  Incidentien 
ermittelt,  dass  bei  dem  Verschulden  oder  dem  Betrüge  noch  Dritte,  Theil- 
nehmer  des  Vergehens,  ausser  dem  Falliten  betheiligt  sind,  so  muss  das 
KJassifikations-Erkenntniss   diejenigen,   bei   welchen   das  Gericht  nicht 
von  der  ihm  in  Artikel  712  gewährten  Befugniss  Gebrauch  macht,  an- 
zeigen, damit  sie  strafrechtlich  angeklagt  und  abgeurtheilt  werden. 

§  1.  Das  Urtheil  über  die  Klassifikation  des  Falliments  hat  Dritten 
gegenüber,  welche  es  angiebt,  die  Wirkungen  der  Erhebung 
einer  Anklage. 
§  2.  Die  strafrechtliche  Verfolgung  gegen  Dritte,  die  Kaufleute 
sind,  hat  in  Verbindung  mit  dem  Falliments- Verfahren  bei 
dem  nämlichen  Gericht,  welches  nach  den  straiprocessualischen 
Gesetzen  vorzugehen  hat,  zu  erfolgen. 
§  3.  Giebt  das  Klassifikations-Erkenntniss  keine  weiteren  Theilnehmer 
des  Vergehens  des  schuldbaren  oder  betrügerischen  Falliments, 
ausser  dem  Falliten  an,  so  können  die  Gläubiger  oder  das 
öffentliche  Ministerium  gegen  solche  gesondert  bei  dem  ge- 
wöhnlichen Gericht  einschreiten. 


Titel  VI. 
Von  dem  Ende  der  Interdiktion  and  der  BehabUitation  des  Falliten.^) 

743.  Die  Interdiktion  des  Falliten  ist  auf  dessen  Antrag  auf- 
zuheben, wenn  er  die  Gewährung  eines  Moratoriums  oder  endgiltige  Be- 
willigung eines  Akkordes  nach  gehöriger  Bestätigung  durch  das  Gericht 


1)  Abweichend  vom  früheren  Recht,  Art.  1263  ff.  H.  G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Band  IV  S.  201)  wird  die  Aufhebung  der  aus  dem  Falliment  sich  ergebenden  Inter- 
diktion und  Rehabilitation  von  einander  geschieden.  Der  Ministerial- 
berich t  bemerkt  in  dieser  Beziehimg  (S.  XXXII):  »Wie  im  Strafrecht  die 
Rehabilitation  ipso  jure  aus  der  Feststellung  der  Abwesenheit  von  Schuld  oder 
I  der  Verbüssung  der  Strafe  rcsultirt,  so  ist  hier  bestimmt,  dass,  wenn  das  Falli- 
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erlangt  hat,  und  es  ist  seine  Rehabilitation  gleichfalls  zu  verfügen  in 
Konsequenz  der  Klassifikation  des  Falliments  als  eines  zufälligen,  oder 
infolge  der  Thatsache,  dass  der  Fallit  die  Strafe,  in  welche  er  etwa 
wegen  schuldbaren  oder  betriigerischen  Falliments  verfallen  war,  ver- 
büsst  hat,  oder  dass  die  Strafe  erlassen  ist. 

Einz.  §.  Wird  das  Moratorium  oder  der  Akkord  wieder  annullii-t, 
so  wird  der  Fallit  von  Neuem  interdicirt. 

744.  Ausser  den,  in  dem  ersten  Theil  des  vorhergehenden  Artikels 
erwähnten  Fällen  kann  die  Aufhebung  der  Interdiktion  des  Falliten  nur 
in  folgenden  Fällen  gewährt  werden: 

1.  Wenn  er  auf  Grund  vollständiger  Zahlung  oder  Erlasses  mit 
allen  Gläubigern,  welche  die  Zahlung  beansprucht  haben,  quitt  ist; 

2.  Wenn  mehr  als  zehn  Jahre  verflossen  sind,  und  die  Fallitnmsse 
sich  als  erschöpft  erweist,  es  vollständig  an  Vermögensstücken 
mangelt,  und  mindestens  die  Zahlung  von  fünfzig  Procent  an 
alle  Gläubiger,  welche  Zahlung  beansprucht  haben,   erfolgt   ist ; 

3.  Wenn  das  Doppelte  dieser  Frist  verstrichen  ist  und  nach- 
gewiesen wird,  dass  fünfundzwanzig  Procent  der  Forderungen 
gezahlt,  und  die  anderen  Umstände  der  vorstehenden  Nummer 
einffetreten  sind. 


Titel  VII.^) 

Besondere  Bestimmaiigen  fdr  die  Fallimente  der  Gesellscbaften. 

745.    Zur  Erklärung   des  Falliments  einer  Handelsgesellschaft  ist 
das  Handelsgericht  des  Bezirks  zuständig,  wo  dieselbe  ihre  Haupthandeli^ 
niederlassung,  und  in  deren  Ermangelung  ihren  Sitz  hat. 


ment  als  zufällig  klassificirt  oder  die  Strafe  für  Schuld  oder  Betrug  yerbüsst 
ist,  koDsequenterweise  der  Fallit  rehabilitirt  sein  muss.  DessenuD geachtet  kann 
die  Interdiktion  fortbestehen  oder  auch  vorher  aufgehoben  werden,  denn  sie 
regelt  sich  nach  andern  Principien  und  wird  nur  aufgehoben,  wenn  die  Gläubiger 
die  Fähigkeit  des  Schuldners  anerkenhen,  indem  sie  ihm  einen  Akkord  oder 
ein  Moratorium  behufs  Fortsetzung  des  Handels  gewähren,  oder  wenn  die 
Gläubiger,  nach  Erschöpfung  der  Fallitmasse,  bestimmte  Procente  erhalten,  und 
eine  Zeit  verstrichen  ist,  ausreichend,  um  vermuthen  zu  lassen,  dass  die  „li95es 
da  experiencia*"  dem  Falliten  diejenige  berufliche  Befähigung  gegeben  haben,  aii 
der  es  ihm  zur  Zeit  der  Fallimentseröffnung  gebrach". 

1)  Dieser  Abschnitt  beruht  vollständig   auf  dem  Italienischen  H.  G.  B 
Art.  84t)  ff.  mit  dem  derselbe  zum  Theil  wörtlich  übereinstimmt. 

Dorchardt,  Forluglcslsches  Handelsgesetzbuch.  14 


210  Portugal. 

Einz.  §.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  ist  gleichfalls  auf  jede 
Gesellschafts  -  Zweigniederlassung  oder  Agentur  anwendbar, 
welche  im  Königreich  von  einer  im  Ausland  gesetzmässig  be- 
gründeten Gesellschaft  errichtet  ist,  soweit  es  die  in  Portugal 
geschlossenen  Acte  und  Aufträge  betrifft. 

746.')  Die  Entscheidung,  welche  das  Falliment  einer  Gesellschaft 
unter  Kollektivnamen  oder  einer  Kommanditgesellschaft  erklärt,  hat 
zugleich  dasjenige  aller  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafter  zu  er- 
klären. 

§  1.  In  dem  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fall  findet  nur  eine 
Verwaltung  statt,  aber  das  Vermögen  der  Gesellschaft  ist 
von  dem  der  Gesellschafter  gesondert  zu  inventarisiren  und 
zu  erhalten. 

§  2.  Den  Gläubigern  der  Gesellschaft  ist  rechtliches  Gehör  bezüg- 
lich des  gesellschaftlichen  Vermögens  zu  gewähren  (seräo 
ouvidos) ;  sie  konkumren  aber  mit  den  persönlichen  Gläubigem 
der  Gesellschafter  bezüglich  des   Vermögens  der  Letzteren.^) 

747.  Die  Inhaber  von  Obligationen  einer  im  Fallimentszustand 
befindlichen  Gesellschaft  konkurriren  bei  der  betreffenden  Fallitmasse 
nach  dem  Emissionswerthe  der  Obligationen,  abzüglich  jedes  Betrages, 
der  bereits  amortisirt  ist.^) 

748.  VP'enn  die  beschränkt  haftenden  Gesellschafter  zu  der  Zeit 
der  Erklärung  des  Falliments  nicht  alles  eingezahlt  haben,  wozu  sie 
sich  verpflichtet  hatten,  so  muss  die  Massenverwaltung  sie  hierzu  an- 
halten«^) 

749.  Bei  den  Gesellschaften  unter  Kollektivnamen  und  den  Kommandit- 
gesellschaften können  die  Gläubiger  einen  Akkord  nur  einem  oder 
mehreren  der  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafter  gewähren.^) 


1)  Entspricht  dem  Art.  847  des  Italienischen  H.  G.  B. 

2)  Entspricht  dem  AI.  4  Art.  847  des  Italienischen  H.  G.B.,  letzterer  ist 
jedoch  besser  formulirt. 

3)  Entspricht  Art.  851  des  Italienischen  H.  G.  B. 
«)  Entspricht  Art.  852  des  Italienischen  H.  G.  B. 

-'»)  Entspricht  Art.  854  AI.  1  des  Italienischen  H.  G.B, 


Portugal.  211 

Einz.  §.  In  dem  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fall  tritt  das 
Vermögen  des  zum  Akkord  zugelassenen  Gesellschafters,  soweit 
es  nicht  Gesellschaftsvermögen  ist,  aus  der  Fallitmasse,  und 
diese  haftet  nicht  für  die  Verbindlichkeiten  des  Akkordes;  der 
Gesellschafter  aber  bleibt  auch  frei  von  seiner  solidarischen  Haftung 
gegenüber  den  Gläubigem  der  Gesellschaft.') 


1)  Entspricht  Art.  854  AI.  2  und  AI.  3  des  Italienischen  H.  G.  B. 
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Abkürzung. 

H.  d.  E.  =  „Handelsgesetze  des  Erdballs." 


=0.-=-r-^ßXä:J^ö:^c^^><C^ 


Vorbemerkung. 


Wach  fast  SOjähriger  Geltungsdauer  ist  der  unterm  10.  Sep- 
tember 1862  für  die  (ganze)^)  Argentina  publicirte  Cödigo  de 
comercio  —  cf.  Band  I  zweite  Auflage  meiner  „Handelsgesetze 
des  Erdballs"  —  durch  einen  neuen  Cödigo  ersetzt  worden. 
Dieser  wurde  am  5.  Oktober  1889  vom  Nationalkongress  sanktionirt 
und  trat  am  l,  Mai  1890  in  Kraft. 

Da  bei  der  Abfassung  des  alten  Handelsgesetzbuches  ein 
bürgerliches  Gesetzbuch  in  Argentinien  nicht  vorhanden  war  — 
ein  solches  erschien  erst  im  Jahre  1869  — ,  verbreitete  sich  das  H.G.B. 
gleich  seinem  unter  analogen  Verhältnissen  gestalteten  Portugie- 
sischen Vorbilde^)  auch  über  Disciplinen  des  bürgerlichen  Rechtes. 
So  wurden  darin  behandelt  die  „Verträge  und  Obligationen  im  All- 
gemeinen", die  „Wirkung  der  Obligationen",  die  „Verschiedenen  Arten 
der  Obligationen'*,  die  „Auslegung  der  Verträge",  die  „Cession",  der 
„Tausch",  die  „Miethe",  die  „Bürgschaft",  die  „Arten  des  Erlöschens 
der  Obligationen"  etc. 

Das  neue  Gesetzbuch^)  hat  diese  Abschnitte  abgestreift.  Nach 
Satz  1  des  „Einleitenden  Titels"  sind  in  den  Fällen,  welche  nicht 


1)  Für  die  Provinz  Buenos-Ayres  bereits  am  8.  Oktober  1859. 

2)  Neben  dem  Portugiesischen  H.  G.  B.  war  wesentlich  noch  das 
Spanische  und  Brasilianische  H.  G.  B.  benutzt  worden.  Cf.  auch  Mitter- 
maier  in  Goldschmidt,  Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht 
Bd.  VI,  S.  119  flf. 

^)  Ueber  die  Vorgeschichte  dieses  Gesetzbuches  ist  mir  Näheres  nicht 
bekannt  geworden.  Ein  von  Segovia  im  Auftrage  der  Regierung  ausge- 
arbeiteter Entwurf  ist  im  Jahre  1887  —  in  einer  Zeit,  während  welcher  ich 
durch  Herzkrankheit  zu  mehrjähriger  Unterbrechung  meiner  Thätigkeit  gezwungen 
war  —  erschienen,  später  aber  vergriffen  gewesen,  so  dass  es  mir  trotz  aller 
Bemühungen  nicht  vergönnt  war,  noch  in  den  Besitz  desselben  zu  gelangen. 
Dieser  Entwurf  —  das  Gesetzbuch  selbst  noch  nicht  —  ist  eingehend  von 
Kohler  in  seinem  „Lehrbuch   des  Konkursrechts"  berücksichtigt  worden. 
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speciell  im  Handelsrecht  vorgesehen  worden,  die  Bestimmungen 
des  Civilgesetzbuches*)  maassgebend.  Andererseits  ist  eine 
Reihe  von  Gegenständen  hinzugefügt,  deren  gesetzgeberische 
Regelung  sich  aus  den  inzwischen  vollständig  veränderten  Handels- 
und Verkehrs- Verhältnissen  mit  Nothwendigkeit  ergab.  So  die  Ab- 
schnitte von  den  ^Börsen-  und  Handels -Märkten"  (wo  das  Verbot 
von  den  Differenzgeschäfteh  eingeschaltet  ist^),  den  „Genossen- 
schaften", dem  „Conto- Corrent",  dem  „Check",  der  „Schiffahrts- 
hypothek" ;  ferner,  anschliessend  an  das  Wechselrecht,  der  Abschnitt 
über  „Andere  Handelspapiere  auf  den  Inhaber",  und  endlich  die 
Bestimmungen  über  die  „Entwendung,  den  Verlust  oder  die  Un- 
brauchbarmachung von  Titeln  und  Coupons". 

Ein  Spezialgesetz  über  Warrants  war  bereits  unterm 
5.  August  1878  erlassen^).  Es  ist  dem  neuen  Gesetzbuch  als  Anhang 
beigegeben. 

Sodann  ist  unterm  3.  November  1887  ein  weiteres  Spezial- 
gesetz über  „Zettelbanken"  veröffentlicht  worden.  Dasselbeträgt 
jedoch,  wie  Keyssner  bereits  ausgeführt  hat*),  einen  täuschenden 
Namen,  da  es  nicht  von  Zettelbanken  und  Ausgabe  von  Zettelbank- 
noten, sondern  von  der  Unterbringung  Argentinischen  Staats- 
papiergeldes durch  Banken  handelt. 

Anders  als  das  jüngste  Portugiesische  Gesetzbuch,  welches 
sich   als  absolute  Neuschöpfung   darstellt,    ist   der  Argentinische- 

^)  El  Cödigo  Civil  sancionado  por  el  honorable  Congreso  el 
29  de  Setiembrede  l869y  corregidoporleyde  ü  de  Seliembre  de  1SS*2. 

2)  Art.  80  bestimmt:  „Die  Börsenspiele  genannten  Spekulationen, 
welche  in  solchen  Käufen  und  Verkäufen,  die  keine  der  Parteien  zur  Lieferung 
verpflichten,  und  nur  durch  die  Zahlung  der  Differenzen  zwischen  dem  Tage 
des  Kaufs  und  demjenigen  des  Verkaufs  abgewickelt  werden  sollen,  sind  uner- 
laubte Verträge,  welche  keine  gesetzliche  Wirkung  erzeugen  " 

3)  Schon  von  Riesser  (Neue  Lagerhaus-  und  Warrant-Gesetze) 
in  Goldschmidt,  Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  XL 
S.  152  ff.  ins  Deutsche  überlragen. 

^)  Goldschmidt,  Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht. 
Bd.  XXXV  S.  1G8. 
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Cödigo  fast  gänzlich  auf  der  Grundlage  des  alten  aufgebaut;  mehrere 
Abschnitte  sind  inhaltlich  vollständig  — wenn  auch  zum  Theil  in  ver- 
änderter, freilich  nicht  immer  verbesserter  Fassung  — ,  hinüber- 
genommen. So  beruhen  die  Abschnitte,  betreffend  das  Wechsel- 
recht, und  eine  Reihe  von  Abschnitten  aus  dem  Seerecht  durch- 
aus auf  dem  alten  Gesetzbuche. 

Im  Uebrigen  sind  offenbar  bei  der  Umarbeitung  des  Gesetz- 
buches vornehmlich  benutzt  die  neuen  Gesetzgebungen  von  Chile-, 
England,  Frankreich,  Italien  und  Portugal;  zuweilen  auch 
das  Belgische  und  Spanische  Gesetz  (aus  welchletzterem  sich 
eine  Anzahl  von  Sätzen  in  dem  neuen  Cödigo  ziemlich  wörtlich  wieder- 
findet). Ob  auch  —  wenigstens  direct  —  die  Deutsche  Gesetz- 
gebung zu  Rathe  gezogen  ist  [wie  von  hervorragender  Seite  ^)  bezüglich 
des  konkursrechtlichen  Theiles  behauptet  wird],  erscheint  mir 
trotz  mancher  Berührungspunkte  und  Uebereinstimmungen  nicht  ganz 
zweifellos,  es  sei  denn,  dass  der  mir  nicht  zugängig  gewesene 
Entwurf  deutlicher  darauf  hinweise. 

« 

Als  nahezu  wortgetreue  Uebertragung  bezw.  als  Entlehnung 
ergeben  sich  nach  meiner  Feststellung  folgende  Abschnitte: 

A.  Aus  dem  Portugiesischen  Cödigo  Commercial*^): 

Secc.  2 — 7,  Cap.  III,  Tit.  III,  Lib.  II  (Anonyme  Gesell- 
schaften). 

B.  Aus  dem  Italienischen  Codice  di  Commercio^): 

Tit.  XVI,  Lib.  II  (See-Privilegien). 

C.  Aus     dem     Französischen     Gesetz     vom    10./21.    De- 
cembre  1874*): 

Tit.  XV,  Lib.  III  (Schiffs hypothek). 


1)  Kohler    in     seinem     oben     citirten     „Lehrbuch     des     Konkurs 
rechts"  S.  56. 

^  S.  meine  „Handelsgesetze  des  Erdballs*'  Nachtrag  1. 

«)  H.  d.  E.  Bd.  III. 

*)  H.  d.  E.  Bd.  U. 
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D.  AusderEnglischenBillof  Exchange  vom  18.  August  1882  *) 
45  u.  46  Victoria: 

Cap.  II,  Tit.  XIII,  Lib.  II  (Gekreuzte  Checks). 

E.  Aus  dem  Chilenischen  Cödigo  de  Comercio^): 

Tit.  XII,  Lib.  II  (Conto- Corrent). 

Näheres  darüber  siehe  in  den  Noten  zu  den  betreffenden  Stellen. 

Was  die  gegebenen  Noten  anbetrifft,  so  hat  der  Verfasser  sich 
diesmal  besondere  Zurückhaltung  auferlegen  zu  sollen  geglaubt,  da 
das  Argentinische  Gesetzbuch  selbst  schon  einen  ungewöhnlichen 
Umfang  besitzt;  es  überschreitet  weit  die  doppelte  Artikelzahl  des 
Portugiesischen  Codigo. 

Neben  den  Hinweisen  auf  die  wesentlichsten  Unterschiede 
vom  alten  Rechte  sind  vorzugsweise  die  oben  angeführten 
Legislationen,  aus  denen  der  Argentinische  Gesetzgeber  geschöpft 
hat,  herangezogen  worden. 

Uebrigens  darf,  wie  dies  auch  schon  bei  Nachtrag  I  geschehen, 
auf  das  systematische  Generalregister  in  Bd.  V,  2  meiner  H.  d.E. 
verwiesen  werden,  welches  auch  dem  weniger  mit  dem  ausländischen 
Rechte  Vertrauten  unschwer  ermöglicht,  Paralellstellen  anderer 
Gesetzgebungen  aufzufinden. 

Berlin,  den  26.  December  18i)4. 

Oscar  Borchardt. 


1)  S.  meine  „Wechselgesetze  des  letzten  Decenniums'*. 
8)  H.  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl. 


Handelsgesetzbuch. 


Einleitender  Titel 

I.  In  den  Fällen,  welche  nicht  speziell  durch  dieses  Gesetzbuch 
geregelt  sind,  sind  die  Bestimmungen  des  Civilgesetzbuchs  anzuwenden^). 

II.  In  den  Materien,  in  welchen  das  Gesetz  durch  besonderes 
Uebereinkommen  abgeändert  werden  kann,  berechtigt  die  Natur  der  Akte 
den  Richter,  zu  prüfen,  ob  es  für  den  Akt  wesentlich  ist,  die  Gewohnheit 
zu  berücksichtigen,  um  den  Verträgen  und  den  Handlungen  die  Wirk- 
samkeit zu  verleihen,  welche  sie  nach  dem  vermuthlichen  Willen  der 
Parteien  besitzen  sollen. 

ni.  Es  wird  den  Richtern  verboten,  allgemeine  Verfügungen  oder 
Verordnungen  zu  erlassen;  sie  müssen  sich  vielmehr  stets  auf  den 
speziellen  Fall,  über  den  sie  erkennen,  beschränken. 

IV.  Nur  der  Legislativ-Gewalt  steht  es  zu,  das  Gesetz  derart  zu 
interpretiren,  dass  dasselbe  alle  verpflichtet. 

Diese  Interpretation  hat  Wirksamkeit  vom  Datum  des  interpretirten 
Gesetzes  ab;  aber  es  darf  nicht  auf  die  schon  endgültig  abgeschlossenen 
Fälle  angewendet  werden. 

V.  Die  Handelsgebräuche  können  als  Norm  dienen,  um  den  Sinn 
der  im  Handel  vorkommenden  technischen  Worte  oder  Redewendungen 
zu  bestimmen,  sowie  um  die  Handels- Akte  oder  -Vereinbarungen  zu  inter- 
pretiren^). 


^)  El  Codigo  Civil  sancionado  por  el  hönorable  Congroso  el  29  de  Sotiembn* 
de  1869  y  corregido  por  lej'  de  9  de  Setiembre  de  1882. 

2)  Abweichend  vom  neuen  Portugiesischen  Recht,  welches  —  entget^en 
dem  Deutschen,  Italienischen  und  Spanischen  Recht  — beim  Schweigen 
des  Gesetzes  die  Handelsgebräuche  prinzipiell  als  massgebend  nicht  an- 
erkennt   Art.  3  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Naclitrag  I  S.  5.) 


Borchardt,  Argentiniaches  Uandelsgcäetzbach. 


Argentinien. 


Buch  I. 

Von  den  im  Handel  vorkommenden  Personen- 

Titel  I. 
Von  den  Kanflenten. 

KAPITEL  I. 

Von  den  Kaufleuten  im  Allgemeinen  und  von  den 

Handelsgeschäften. 

Art  1.  Das  Gesetz  erklärt^)  als  Kaufleute  alle  Personen,  welche 
die  gesetzliche  Fähigkeit  besitzen,  Verträge  zu  schliessen,  und  tiir  eigene 
Rechnung  Handelsgeschäfte  betreiben,  indem  sie  hieraus  ihr  gewöhn- 
liches Gewerbe  machen^). 

2.  Im  Allgemeinen  wird  Kaufmann  jeder  genannt,  der  aus  dem 
Ankaufe  und  Verkaufe  von  Waaren  ein  Gewerbe  macht.  Insbesondere 
heisst  Kaufmann  derjenige,  welcher  Waaren  kauft  und  anfertigen  lässt, 
um  dieselben  en  gros  oder  en  detail  zu  verkaufen. 

Ebenfalls  Kaufleute  sind  die  Buchhändler,  die  Händler  und  Laden- 
besitzer aller  Art,  welche  Waaren,  die  sie  nicht  selbst  angefertigt  haben, 
verkaufen. 

3.  Kleinkaufleute  sind  diejenigen,  welche  gewohnheitsmässig  Ge- 
genstände, die  gemessen  werden,  meter-^)  oder  literweise,  solche  die 
gewogen  werden,  in  geringerem  Gewicht  als  zehn  Kilogramm*),  und 
solche,  die  gezählt  werden,  in  einzelnen  Packeten  verkaufen. 


^)  »«declara**  (im  alten  Gesetzbuch  „reputa**). 

^  Das  frühere  Erforderniss  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  (die 
Matrikulirung)  Art.  1.  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  L  zweite  Aufl.  S.  81)  ist  weg- 
gefallen ;  wohl  aber  geniessen  die  eingetragenen  Kaufleute  noch  besondere  Vor- 
theilo.    Cf.  unten  Art  26. 

5)  Früher  nach  der  Elle  (vara). 

^)  Früher  weniger  als  eine  arroba.  ^.  h.  ungefähr  12  Kilogramm. 
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4.  Kaufleute  sind  sowohl  diejenigen  Geschäftsleute,  welche  sicli 
mit  Spekulationen  im  Auslande  befassen,  als  auch  diejenigen,  welche 
ihren  Umsatz  auf  das  Innere  des  Landes  beschränken,  sei  es,  dass  sie 
einen  einzigen  Handelszweig  oder  deren  verschiedene  gleichzeitig  betreiben. 

5.  Alle  diejenigen,  welche  nach  dem  Gesetze  die  Eigenschaft  von 
Kaufleuten  besitzen,  sind  der  Gerichtsbarkeit,  den  Verordnungen  und 
der  Gesetzgebung,  die  sich  auf  den  Handel  beziehen,  unterworfen. 

Die  Unternehmungen  der  Kaufleute  werden,  vorbehaltlich  des 
Gegenbeweises,  immer  als  Handelsakte  vermuthet. 

6.  Diejenigen,  welche  gelegentlich  irgend  einen  Handelsakt  vor- 
nehmen, werden  nicht  als  Kaufleute  angesehen ;  jedoch  sind  sie  in  Betreff 
der  Streitigkeiten,  die  bezüglich  solcher  Geschäfte  entstehen  mögen, 
den  Handelsgesetzen  und  der  Handelsgerichtsbarkeit  unterworfen. 

7.  Wenn  ein  Akt  Handelsakt  nur  betreffs  einer  der  Parteien  ist, 
werden  alle  Kontrahenten,  in  Bezug  darauf,  dem  Handelsgesetz,  mit 
Ausnahme  der  Bestimmungen,  die  sich  auf  die  Person  der  Kaufleute 
beziehen,  unterworfen,  es  sei  denn,  dass  aus  der  Bestimmung  des  be- 
sagten Gesetzes  hervorgeht,  dass  es  sich  nur  auf  den  Kontrahenten  be- 
zieht, für  welchen  der  Akt  handelsrechtlichen  Charakter  hat. 

S.    Das  Gesetz  erklärt^)  als  Handelsgeschäfte  im  Allgemeinen: 

1.  jede  unter  lästigem  Titel  erfolgte  Erwerbung  einer  beweg- 
lichen Sache,  oder  eines  Rechts  auf  dieselbe,  um  durch  deren 
Wiederveräusserung  Gewinn  zu  erzielen,  mag  die  Sache  sich 
noch  in  dem  nämlichen  Zustande  befinden,  in  dem  sie  erworben 
wurde,  oder  mag  ihr  eine  andere  Form  von  grösserem  oder 
geringerem  Werthe  gegeben  sein; 

2.  die  Uebertragung,  auf  die  sich  das  vorige  Alinea  bezieht; 

3.  jedes  Wechsel-,  Bank-,  Makler-  oder  Versteigerungsgeschäft ; 

4.  jede  Negociation,  betreffend  gezogene  Wechsel  oder  Platz- 
Wechsel,  Checks  oder  irgend  welche  Art  von  einem  anderen 
indossirbaren  oder  Inhaber-Papier; 

5.  die  Unternehmungen  von  Fabriken,  die  Kommissionsgeschäfte, 
Handels  -  Mandate ,  die  Niederlagen  oder  Transporte  von 
Waaren  oder  Personen  zu  Wasser  oder  zu  Lande; 

6.  die  Versicherungen  und  die  anonymen  Gesellschaften,  welches 
ihr  Zweck  auch  sein  mag; 


^)  „declara"  (im  alten  Gesetzbuch  „reputa"). 


4  Argentinien. 

7.  die  Befrachtungen,  die  Erbauung,  der  Ankauf  oder  Verkauf 
von  Schiffen,  deren  Ausrüstung,  Verproviantirung  und  Alles, 
was  sich  auf  den  Seehandel  bezieht; 

8.  die  Geschäfte  der  Faktoren,  Buchhalter  und  anderer  An- 
gestellter der  Kaufleute,  soweit  es  den  Handelsbetrieb  des 
Geschäftsherm,  von  welchem  sie  abhängen,  anbetrifft; 

9.  die  Verträge  über  die  Salaire  von  Gehilfen  und  anderen  An- 
gestellten der  Kaufleute; 

10.  die  Kreditbriefe,  Bürgschaften,  Pfand  und  andere  Accessorien 
eines  Handelsgeschäfts ; 

11.  die  übrigen  speziell  in  diesem  Gesetzbuch  bestimmten  Akte. 

KAPITEL  II. 
Von  der  gesetzlichen  Fähigkeit,   den  Handel  zu  betreiben. 

9.  Fähig,  den  Handel  zu  betreiben,  ist  jeder,  der  nach  den  allgemeinen 
Gesetzen  die  freie  Verfügung  über  sein  Vermögen  hat. 

Diejenigen,  welche  nach  diesen  Gesetzen  nicht  durch  ihre  Verträge 
oder  Kontrakte  verpfliclitet  werden,  sind  in  gleicher  Weise  unfähig, 
Handelsgeschäfte  abzuschliessen,  vorbehaltlich  der  in  den  folgenden 
Artikeln  vorgesehenen  Fälle. 

10.  Jeder,  der  älter  als  18  Jahre  ist'),  kann  den  Handel  betreiben, 
sofern  er  nachweist,    dass   er  gesetzlich  emancipirt  oder  autorisirt  ist'^). 

11.  Die  Emancipation  ist  gesetzlich: 

1.  wenn  dieselbe  eine  ausdiückliche  Ermächtigun«]^  des  Vaters 
oder  gegebenen  Falls  der  Mutter  enthält; 

2.  wenn  dieselbe  bei  dem  zuständigen  Handelsgericht  eingetragen 
und  bekannt  gemacht  worden  ist. 

Sind  die  Erfordernisse  dieses  Artikels  erfüllt,  so  ist  der  Minder- 
jährige Behufs  aller  handelsrechtlichen  Akte  und  Verpflichtungen  als 
grossjährig  anzusehen. 

12.  Der  Haussohn,  welcher  älter  als  18  Jahre  und  bei  dem 
Handelsbetliebe  des  Vaters  associirt  ist,  ist  Behufs  aller  gesetzlichen 
Wirkungen  bei  den  kaufmännischen  Geschäften  der  Gesellschaft  als 
ermächtigt  und  grossjährig  anzusehen. 


1)  Entsprechend  dem  früheren  Recht  —  Art.  9  H.G.B.  Nach  dem  neueu 
Spanischen  Recht  wird  das  vollendete  21.  Jahr  gefordert.  —  Art.  4  Nr.  1  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1  S.  2.) 

^)  Das  im  früheren  Recht  noch  aufgestollte  Erforderniss  des  ..peculio 
propio"  ist  im  Gesetzbuch  nicht  erwähnt. 
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Die  gewährte  Erraächtigung  kann  nur  durch  den  Richter,  auf 
Beti'eiben  des  Vaters,  der  Mutter,  des  Vormundes  oder  der  Vormund- 
schaftsbehörde, je  nach  dem  Fall,  und  nach  vorgängiger  Prüfung  der 
Sache  wieder  entzogen  werden.  Diese  Rücknahme  muss,  um  gegen  Dritte, 
die  sie  nicht  kannten,  Wirkung  auszuüben,  bei  dem  zuständigen  Handels- 
gericht eingetragen  und  bekannt  gemacht  sein. 

Vi.  Die  Heirath  der  Handelsfrau  ändert  nichts  an  ihren  Rechten 
und  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  den  Handelsbetrieb.  Sie  wird  als  von 
dem  Ehemann  ermächtigt  vermuthet,  so  lange  dieser  nicht  das  Gegentheil 
durch  ein  Cirkular  darthut,  welches  an  die  Personen,  mit  denen  sie 
Handelsverbindungen  unterhält,  gerichtet,  in  das  zuständige  Handels- 
register eingetragen,  und  in  den  Ortsblättern  verötFentlicht  worden  ist. 

14.  Die  grossjährige  Ehefrau  kann  den  Handel  betreiben,  wenn  sie 
die  in  einer  öffentlichen,  ordnungsmässig  eingetragenen  Urkunde  ertheilte 
Ermächtigung  ihres  grossjährigen  Ehemannes  hat,  oder  wenn  gesetzliche 
Gütertrennung  erfolgt  ist. 

Im  ersteren  Falle  haftet  für  die  Ergebnisse  des  Handelsbetriebes 
das  gesammte  Vermögen  der  Ehegemeinschaft,  und  im  zweiten  Falle 
ist  nur  das  der  Ehefrau  eigenthümlich  gehörende  Vermögen,  der  auf 
sie  etwa  entfallende  Gewinn  und  das  Vennögen,  welches  sie  etwa  später 
erwerben  mag,  verhaftet. 

15.  Die  Ermächtigung  des  Ehemannes  kann  stillschweigend  er- 
folgen, wenn  die  Frau  unter  den  Augen  und  unter  Duldung  des  Mannes, 
ohne  dass  dieser  durch  eine  gehörig  registrirte  und  veröffentlichte  Er- 
klärung Widerspruch  erhebt,  den  Handel  betreibt. 

16.  Die  Frau  kann  gegen  den  Willen  ihres  Mannes  nicht  durch 
die  Richter  ermächtigt  werden,  Handelsakte  vorzunehmen. 

17.  Nachdem  der  Ehefrau  die  Ermächtigung,  den  Handel  zu  be- 
treiben, ertheilt  worden  ist,  kann  sie  sich  für  alle  Handlungen,  welche 
ihr  Geschäft  betreffen,  verpflichten,  ohne  dass  sie  einer  besonderen 
Ermächtigung  bedarf 

18.  Die  Ermächtigung  des  Ehemannes,  den  Handel  zu  betreiben, 
begreift  nur  solche  Handlungen,  die  hierzu  gehören. 

Es  wird  vermuthet,  dass  die  zum  Handelsbetriebe  ermächtigte 
Ehefrau  auch  ermächtigt  ist,  bezüglich  der  ihren  Handelsbetrieb  be- 
treffenden Akte  und  Verträge^)  vor  Gericht  aufzutreten.    Im  Fall  eines 


M  Nach  früherem  Recht  bedurfte   die  Handelsfrau  stets  der  besonderen 
Ermächtigung  des  Ehemanns  oder  des  Gerichts,  um  vor  Gericht  aufzutreten. 
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unbegründeten    Einspruchs    des   Mannes   können   die   Kicliter   die    Er- 
mächtigung gewähren. 

19.  Sowohl  der  handeltreibende  Minderjährige  als  die  handel* 
treibende  Ehefrau  ist  berechtigt,  die  ihnen  gehörigen  Immobilien  zur 
Sicherheit  der  Verpflichtungen,  die  sie  als  Eaufleute  kontrahiren,  zu 
verhypothedren. 

Dem  Gläubiger  liegt  der  Beweis  ob,  dass  die  Vereinbarung  in  Be- 
treff eines  Handelsgeschäfts  erfolgt  ist. 

30.  Die  Ehefrau  kann,  auch  wenn  sie  von  ihrem  Ehemanne  zum 
Handelsbetriebe  ermächtigt  ist,  weder  die  dem  Manne  gehörigen  Immobilien, 
noch  diejenigen,  welche  beiden  Ehegatten  gemeinschaftlich  gehören,  be- 
lasten oder  verhypotheciren,  es  sei  denn,  dass  ihr  die  Befagniss  in  der 
Ermächtigungsurkunde  ausdrücklich  gewährt  wäre. 

21.  Der  Widerruf  der  Ermächtigung,  welche  der  Ehefrau  gemäss 
den  Bestimmungen  des  Art.  18  Seitens  des  Mannes  ertheilt  ist,  kann 
nur  dann  Wirkung  haben,  wenn  derselbe  in  öffentlicher,  ordnungsmässig 
eingetragener  und  bekannt  gemachter  Urkunde  erfolgt  ist. 

Einem  Dritten  gegenüber  hat  der  Widerruf  erst  dann  Wirkung, 
nachdem  derselbe  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  durch  Aus- 
hang, sowie  in  den  Zeitungen,  falls  solche  vorhanden  sind,  bekannt  ge- 
macht worden  ist. 

22.  Es  ist  wegen  Inkompatibilität  des  Standes  verboten,  den 
Handel  zu  betreiben: 

1.  den  kirchlichen  Korporationen; 

2.  den  Geistlichen  jeden  Grades,  so  lange  sie  die  geistliche 
Tracht  tragen; 

3.  den  Civilbehörden  und  den  Kichteni  in  dem  Gebiete,  wo  sie 
ihre  Gewalt  und  ihre  Gerichtsbarkeit  in  ständigem  Amt  aus- 
üben. 

23.  In  das  Verbot  des  vorhergehenden  Artikels  wird  nicht  ein- 
begriffen die  Befugniss,  Geld  auf  Zinsen  auszuleihen,  mit  der  Massgabe, 
dass  die  dort  erwähnten  Personen  aus  der  Ausübung  dieser  Befugniss 
kein  Handelsgewerbe  machen  dürfen,  noch  die  Befugniss,  Aktionäre  irgend 
einer  Handelsgesellschaft  zu  sein,  sobald  sie  an  der  Geschäftsfühning 
keinen  Antheil  nehmen. 

24.  Eh  ist  wegen  gesetzlicher  Unfähigkeit  verboten,  den  Handel 
zu  betreiben: 
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1 .  denjenigen,  welche  sich  im  Zustande  von  Interdiktion  beünden ; 

2.  den  Falliten,  welche  nicht  Rehabilitation  erlangt  haben,  vor- 
behaltlich der  Beschränkungen  des  Art.  1575^). 

KAPITEL  III. 

Von  der  Matrikel  der  Kaufleute. 

25.  Um  den  Schutz  zu  geniessen,  welchen  dieses  Gesetzbuch  dem 
Handel  und  der  Person  der  Kaufleute  gewährt,  müssen  letztere  bei  dem 
Handelsgericht  ihres  Domizils  matrikulii*t  sein.  Wenn  es  dort  kein 
Handelsgericht  giebt,  so  hat  die  Matrikulirung  bei  dem  zuständigen 
Friedensrichter  zu  erfolgen. 

36.  Alle  in  die  Matrikel  eingetragenen  Kaufleute  geniessen  die 
folgenden  Vorzüge: 

1.  den  Glauben,  welche  ihre  Bücher  nach  Vorschrift  des  Art.  63 
verdienen : 

2.  das  Recht,  den  Akkord  nachzusuchen; 

3.  das  kaufmännische  Moratorium; 

4.  die  Rehabilitation; 

5.  das  Recht,  die  Funktionen  eines  Verwalters  in  den  Konkursen 
auszuüben. 

Damit  die  Eintragung  die  gesetzlichen  Wirkungen  erzeuge,  muss 
sie  beim  Beginn  des  Handelsbetriebes  geschehen  sein,  oder  solange  der 
Kaufmann  sich  nicht  in  der  Nothwendigkeit  befindet,  die  erwähnten  Vor- 
rechte für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen. 

27.  Die  Eintragung  (Matrikulirung)  des  Kaufmannes  in  das 
Handelsregister  muss  erfolgen,  wenn  der  Antragsteller  eine  Eingabe 
präsentirt,  welche  enthält: 

1.  seinen  Namen,  seinen  Stand  und  seine  Nationalität  und,  wenn 
es  eine  Gesellschaft  betrifft,  die  Namen  der  Gesellschafter 
und  die  angenommene  Firma  der  Gesellschaft; 

2.  die  Bezeichnung  der  Art  des  Handelsbetriebes  oder  Geschäfts ; 

3.  den  Ort  oder  das  Domizil  des  Etablissements  oder  des 
Comptoirs ; 

• 

^)  Auch  die  wegen  gewisser  Vergehen  zur  Rehabilitation  nicht  zugelassenen 
Personen  können  5  Jahre  nach  verbüsster  Strafe  noch  RehabilLtatlon  erlangen, 
wenn  fiie  sich  während  dieser  Zeit  tadellos  geführt  haben. 
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4.  den  Namen  des  Gerenten,  Faktors  oder  Angestellten,  welchen 
er  an  die  Spitze  des  Etablissements  stellt. 

28.  Die  Minderjährigen,  die  Haussöhne  und  die  Ehefrauen  müssen 
die  Titel  ihrer  bürgerlichen  Fähigkeit  hinzufügen. 

29.  Die  Eintragung  in  das  Handelsregister  ist  unentgeltlich  durch 
das  Handelsgericht  oder,  gegebenenfalls,  durch  den  Friedensrichter  zu 
verfügen,  sofern  kein  Grund  vorliegt,  daran  zu  zweifeln,  dass  der 
Antragsteller  sich  der  Eechtschaffenheit  und  des  Kredites  erfreut, 
welche  einen  Kaufmann  seiner  Klasse  auszeichnen  müssen. 

Die  Friedensrichter  haben  monatlich  eine  Liste  der  Matrikulirten 
dem  zuständigen  Handelsgerichte  zu  übersenden,  welches  dieselbe  dem 
Handelsregister  beizufügen  hat. 

30.  Das  Handelsgericht  hat  die  Einti'agung  zu  verweigern,  wenn 
es  findet,  dass  der  Antragsteller  nicht  die  gesetzliche  Fähigkeit  besitzt^ 
den  Handel  zu  betreiben;  jedoch  ist  demjenigen,  welcher  sich  beschwert 
glaubt,  der  Rekui-s  an  das  Obergericht  unbenommen. 

Wenn  die  Weigerung  Seitens  des  Friedensrichters  erfolgt  ist,  so 
ist  der  Rekiu's  an  das  Handelsgericht  zu  richten. 

31.  Jede  Aenderung,  welche  die  Kaufleute  in  den  im  Art.  27 
speziflzirten  Umständen  vornehmen,  ist  von  neuem  zur  Kenntniss  des 
Gerichtes  mit  denselben  Förmlichkeiten  und  Ergebnissen  zu  bringen. 

32.  Von  demjenigen,  der  in  die  Matrikel  eingetragen  wird,  wird 
vorausgesetzt,  dass  er  die  Eigenschaft  eines  Kaufmannes  behufs  aller 
gesetzlichen  Wirkungen,  vom  Tage  der  Eintragung  besitzt. 


Titel  II. 

Von  den  Verbindlichkeiten,  welche  allen  Uandeltreibenden 

gemeinsam    sind. 

KAPITEL  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

33.    Diejenigen,   welche   sich   dem  Handel  widmen,   gehen  durch 
diese  Thatsache  selbst  die  Verpflichtung  ein,  sich  allen  in  dem  Handels- 
gesetze festgestellten  Akten  und  Formen  zu  unterwerfen. 
Zu  diesen  Akten  werden  gerechnet: 

1.  die  Eintragung  in  ein  öffentliches  Eegister,  sowohl  von  der 
Matrikulirung ,  als  von  denjenigen  Urkunden,  für  welche 
das  Gesetz  dieses  Requisit  erfordert; 
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2.  die  Verpflichtung,  eine  gleichförmige  Ordnung  in  der  Rech- 
nungsführung zu  befolgen,  und  die  zu  diesem  Zwecke  nöthigen 
Bücher  zu  führen; 

3.  die  Aufbewahrung  der  Correspondenz,  welche  auf  den  Ge- 
schäftsbetrieb des  Kaufmanns  Bezug  hat,  sowie  diejenige 
aller  Rechnungsbücher ; 

4.  die  Verpflichtung,  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
Rechnung  zu  legen. 

KAPITEL  II. 

Von  dem  öffentlichen  Handelsregister. 

34.  Bei  jedem  ordentlichen  Handelsgerichte  soll  ein  öfientliches 
Handelsregister  bestehen,  welches  von  dem  betreffenden  Sekretär  zu 
fuhren  ist,  der  für  die  Genauigkeit  und  Gesetzmässigkeit  seiner  Ein- 
tragungen verantwortlich  ist. 

35.  In  ein  besonderes  Register  ist  die  Matrikel  derjenigen  Ge- 
schäftsleute einzuti'agen,  welche  sich  in  dem  Gerichtsbezirke  niederlassen, 
und  es  sind  femer,  nach  Nummern  und  Daten  geordnet,  alle  Urkunden 
za  verzeichnen,  welche  zur  Eintragung  in  das  Register  vorgelegt  werden, 
indem  so  viel  verschiedene  Bücher  eingerichtet  werden,  als  für  die  be- 
sonderen Zwecke  des  Registers  nöthig  sind. 

36.  In  das  öffentliche  Handelsregister  gehört  die  Eintragung 
folgender  Urkunden: 

1.  der  Eheverträge,  welche  von  den  Kaufleuten  verlautbart 
werden  oder  zur  Zeit,  als  sie  sich  dem  Handel  widmeten, 
verlautbart  worden  sind,  sowie  derjenigen  Urkunden,  welche 
für  den  Fall  einer  Rückerstattung  der  Mitgift  ausgestellt 
werden,  und  der  Erwerbstitel  von  Dotalgütern ; 

2  der  P^rkenntnisse ,  betreffend  Scheidung  oder  Vermögens- 
trennung  und  die  Liquidationen,  welche  vorgenommen  sind, 
um  die  Gegenstände  oder  die  Beträge  zu  bestimmen,  welche 
der  Ehemann  seiner  geschiedenen  oder  vermögensrechtlich 
getrennten  Ehefrau  aushändigen  muss; 

3.  der  Urkunden  einer  Handelsgesellschaft,  welches  auch  ihr 
Gegenstand  sein  mag,  ausgenommen  der  Gesellschaften  auf 
Participation  (aut  gemeinschaftliche  Rechnung); 

4.  der  Vollmachten,  welche  den  Faktoren  oder  Handelsgehülfen 
von   den   Kaufleuten   ausgestellt   werden,   um   ihre  Handels- 
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gescbäfte  zu  leiten  oder  zu  verwalten,  und  des  Widennfs 
derselben ; 
5.  der  den  Ehefrauen,  den  Haussöhnen  und  den  Minderjährigen 
ertheilten  Ermächtigungen,  ebenso  wie  des  Widerrufs  der- 
selben und  im  Allgemeinen  aller  Urkunden,  deren  Eintragung 
in  diesem  Gesetzbuch  besonders  verordnet  ist. 

37.  Es  ist  ein  alphabetiscli  geordneter  Greneralindex  über  alle 
Urkunden,  welche  verzeiclmet  werden,  anzufertigen,  und  am  llande  eines 
jeden  Artikels  die  bezügliche  Nummer,  die  Seite  und  der  Band  des 
Registers,  wo  dasselbe  steht,  zu  notiren. 

38.  Von  demjenigen,  welcher  dem  Handelsgerichte  präsidirt,  sind 
die  Bücher  des  Registers  zu  foliiren,  und  alle  ihre  Blätter  zu  rubriciren 
zu  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  jedes  neue  Register  eröffnet  wird. 

30.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  die  Urkunde,  welche  ein- 
getragen werden  muss,  innerhalb  15  Tagen  vom  Datum  ihrer  Ausstellung 
an  gerechnet,  bei  dem  Generalregister  vorzulegen. 

In  Betreff  der  Eheverträge  und  der  übrigen  Urkunden,  welche 
sich  auf  Nichtkaufleute,  die  aber  später  Kaufleute  werden,  beziehen,  sind 
die  15  Tage  vom  Datum  der  Matrikulirung  an  zu  rechnen.  Nach  diesem 
Termin  kann  die  Eintragung  nur  erfolgen,  wenn  von  der  betheiligten 
Partei  kein  Widerspruch  erhoben  wird,  und  sie  hat  nur  Wirkung  vom 
Datum  der  Eintragung. 

40.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  15  Tage  sind  für 
diejenigen  Personen,  welche  ausserhalb  des  Ortes,  wo  das  Handels- 
register angelegt  ist,  wohnen,  von  dem  Tage  an  zu  rechnen,  welcher  auf 
die  Ankunft  der  zweiten,  vom  W^ohnorte  der  betreffenden  Personen  ab- 
gelassenen Post  folgt,  nach  dem  Datum  der  einzutragenden  Urkunden. 

41.  Die  Societäts-Urkunden,  von  welchen  keine  Eintragung  erfolgt 
ist,  erzeugen  unter  den  Ausstellern  kein  Klagerecht,  um  die  in  ihnen 
etwa  anerkannten  Rechte  geltend  zu  machen,  ohne  dass  diese  Urkunden 
deshalb  ihre  Wirkung  zu  Gunsten  dritter  Personen,  welche  mit  der  Ge- 
sellschaft kontrahu*t  haben,  verlieren. 

Nichtsdestoweniger  kann  kein  Gesellschafter  dem  anderen  den 
Mangel  der  Eintragung  bezüglich  der  Rechte,  welche  die  Geraeinsam- 
keit der  Interessen  eraeugt  haben  mag,  entgegensetzen. 

42.  Die  den  Faktoren  und  Handlungsgehülfen  zur  Verwaltung 
der  kaufmännischen  Geschäfte  ihrer  Prinzipale  übertragenen  Vollmachten 
erzeugen  kein  Klagerecht  zwischen  dem  Mandanten  und  dem  Mandatar, 
falls  dieselben  niclit,    um  verzeichnet  zu  werden,    vorgelegt  werden;   in 
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Betreff  der  AVirkungeu  der  durch  den  Bevollmächtigten  eingegangenen 
Verpflichtungen  sind  aber  die  in  diesem  Gesetzbuch  in  dem  Kapitel: 
,/Von  den  Faktoren  oder  Handlungsbevollmächtigten  und  von 
den  Handluugsgehülfen*',   gegebene  Vorschriften  zu  befolgen. 

KAPITEL  III. 
Von  den  Handelsbücliern. 

43.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  Bücher  über  sein  Rechnungs- 
wesen und  über  seine  kaufmännische  Kon*espondenz  zu  führen. 

Die  Anzahl  oder  Form  dieser  Bücher  bleibt  ganz  dem  Ermessen 
des  Kaufmannes  überlassen,  sofern  die  Buchführung  nur  ordnungsmässig 
ist,  und  er  die  Bücher,  welche  das  Gesetz  als  unerlässlich  bezeichnet^ 
führt. 

44.  Die  Bücher,  welche  die  Kaufleute  unerlässlich  führen  müssen, 
sind  die  folgenden: 

1.  das  Tagebuch  (Diarium); 

2.  das  Inventarienbuch; 

3.  das  Brief-Kopirbucb. 

46.  In  das  Tagebuch  sind  Tag  für  Tag,  und  in  der  Ordnung 
wie  sie  geschlossen  worden,  alle  Geschäfte,  welche  der  Kaufmann  macht, 
Wechsel  und  alle  anderen  Kreditpapiere,  welche  er  geben,  empfangen, 
verbärgen  oder  indossiren  mag,  und  im  Allgemeinen  Alles,  was  er  für 
eigene  oder  für  fremde  Rechnung  empfängt  oder  aushändigt,  unter  wel- 
chem Titel  es  auch  sei,  einzutragen,  so  dass  jeder  Posten  angiebt,  wer 
bei  dem  betr.  Geschäft  der  Gläubiger  und  wer  der  Schuldner  ist. 

Bei  den  Posten  für  Haushaltungs- Ausgaben  genügt  es,  dieselben  im 
Ganzen  unter  dem  Datum,  an  welchem  sie  aus  der  Kasse  entnommen 
worden  sind,  einzutragen. 

46.  "Wenn  der  Kaufmann  ein  Kassabuch  führt,  so  ist  es  nicht 
nöthig,  dass  er  die  Zahlungen,  welche  er  in  baarem  Gelde  leistet  oder 
empfängt,  in  das  Tagebuch  einträgt.  In  solchem  Falle  wird  das  Kassa- 
buch als  ein  integrirender  Bestandtheil  des  Tagebuchs  angesehen . 

47.  Die  Kleinkaufleute  müssen  Tag  füi*  Tag  in  das  Tagebuch 
die  Gesammtsumme  der  Baarverkäufe  und,  davon  getrennt,  die  Gesanimt- 
summe  der  Verkäufe  auf  Kredit  eintragen. 

48.  Das  Inventarienbuch  ist  mit  einer  genauen  Aufführung 
des  haaren  Geldes,  des  Mobiliar-  und  Immobiliarvermögens,  der 
Forderungen  und  jeder  anderen  Art  von  Werthen,  welche  das  Kapital 
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des  Kaufmannes  beim  Anfange  seines  Geschäftsbetriebes  bilden,  zu 
eröffnen. 

Später  liat  jeder  Kaufmann  in  den  drei  ersten  Monaten  eines  jeden 
Jahres  die  General-Bilanz  seines  Geschäftsbetriebes  aufzustellen  und  in 
das  nämliche  Buch  einzutragen;  diese  Bilanz  muss  sein  ganzes  Vermögen, 
seine  Forderungen  und  Klagerechte,  sowie  seine  Schulden  und  alle  am 
Tage  der  Aufstellung  der  Bilanz  schwebenden  Verbindlichkeiten  ohne 
irgend  welchen  Vorbehalt  noch  irgend  welche  Auslassung  umfassen. 

Die  Inventarien  und  General  -  Bilanzen  sind  von  allen  an  dem 
Handelsunternehmen  Betheiligten,  welche  zur  Zeit  ihrer  Aufstellung  zu- 
gegen sind,  zu  unterzeichnen. 

49.  Bei  den  Inventarien  und  General-Bilanzen  von  Gesellschaften 
genügt  es,  dass  die  der  Gesellschaftsmasse  gemeinschaftlichen  Vermögens- 
objekte und  Verbindlichkeiten  ausgedrückt  sind,  ohne  dass  die  besonderen 
eines  jeden  Gesellschafters  aufgeführt  werden. 

50.  Für  die  Kleinkaufleute  besteht  nur  die  Verpflichtung,  alle 
3  Jahre  eine  General-Bilanz  aufzustellen. 

51.  In  das  Kopirbuch  haben  die  Kaufleute  vollständig  und 
wörtlich,  mit  der  Hand  oder  Maschine,  chi'onologisch  und  nach  einander, 
alle  auf  ihren  Handel  bezüglichen  Briefe  und  Telegramme,  welche  sie 
schreiben,  zu  übertragen. 

Ebenso  sind  sie  verpflichtet,  in  Bündeln  und  in  guter  Ordnung 
alle  Briefe  und  Telegi'amme ,  welche  sie  bezüglich  ihrer  Geschäfte 
empfangen,  aufzubewahren,  indem  sie  auf  der  Rückseite  das  Datum,  an 
welchem  sie  dieselben  beancwortet  haben,  vermerken  oder  in  der  näm- 
lichen Weise  ersichtlich  machen,  dass  sie  keine  Ant^vort  darauf 
gegeben  haben. 

52.  Die  Briefe  müssen  in  der  Reihenfolge  ihrer  Daten  und  in  der 
Sprache,  in  welcher  die  Originale  geschrieben  sind,  kopirt  werden. 

Die  Nachschriften  oder  Zusätze,  welche  nach  der  erfolgten  Ein- 
tragung noch  gemacht  sein  mögen,  sind  in  Fortsetzung  des  letzten 
kopirten  Briefes  mit  dem  bezüglichen  Hinweis  einzutragen. 

53.  Die  drei  Bücher,  welche  als  unerlässlich  erklärt  werden 
(Art.  44),  müssen  gebunden,  gefüttert  und  foliirt  sein;  in  dieser  Form 
hat  jeder  Kaufmann  dieselben  dem  Handelsgerichte  seines  Domiziles  vor- 
zulegen, damit  dieselben  in  der  Form,  welche  das  zuständige  Obergericlit 
bestimmt,  rubricirt  oder  auf  allen  ihren  Blättern  abgestempelt  werden, 
und  auf  das  erste  Blatt  ein  von  dem  Richter  und  einem  (rerichtsschreiber 
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(Sekretär)  datirter  und  unterschriebener  Veimerk  über  die  Zahl  der 
Blätter,  welche  das  Buch  enthält,  gesetzt  werde. 

lii  den  Orten,  wo  es  kein  Handelsgericht  giebt,  sind  diese  Förmlich- 
keiten von  dem  Friedensrichter  zu  erfüllen. 

Weder  in  dem  einen,  noch  in  dem  andern  Falle  können  Gebühren 
oder  irgend  welche  Emolumente  verlangt  werden. 

54.  Was  die  Art  der  Führung,  sowohl  der  in  dem  Art.  44 
vorgeschriebenen  Bücher,  als  der  Hülfsbücher,  welche  nicht  durch  das 
Gesetz  gefordert  werden,  anbetriflt,  so  wird  verboten: 

1.  bei  den  Eintragungen  die  tortschreitende  Reihenfolge  der 
Daten  und  Geschäfte,  wie  solche  gemäss  der  Vorschrift  des 
Ali;.  45  bewirkt  werden  müssen,  zu  ändern; 

2.  leere  Zwischenräume  oder  Lücken  zu  lassen,  da  alle  Posten 
auf  einander  folgen  müssen,  ohne  dass  zwischen  ihnen  ein 
Platz  zu  Einschaltungen  oder  Zusätzen  bleibt ; 

3.  Zwischenschreibungen,  Radirungen  oder  Verbesserungen  vor- 
zunehmen, mit  der  Massgabe,  dass  alle  Irrthümer  und  Aus- 
lassungen, welche  begangen  sein  mögen,  vermittelst  einer  neuen 
Buchung  unter  dem  Datum,  an  welchem  die  Auslassung 
oder  der  Irrthum  bemerkt  worden  ist,  zu  beseitigen  sind; 

4.  irgend  eine  Eintragung  zu  durchstreichen; 

5.  irgend  einen  Theil  des  Buches  zu  beschädigen,  irgend  ein 
Blatt  herauszureissen  oder  den  Einband  oder  die  Foliirung  zu 
verändern. 

55.  Die  Handels bücher,  bei  denen  irgend  welche  der  im  Art.  53 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  fehlen,  oder  die  irgend  einen  der 
in  dem  vorhergehenden  Artikel  aufgeführten  Mängel  und  Fehler  auf- 
weisen, haben  vor  Gericht  keinen  Werth  für  den  Kaufmann,  dem  sie 
gehören. 

56.  Derjenige  Kaufmann ,  welcher  bei  seiner  Rechuungspfliclit 
irgend  eines  der  Bücher,  welche  gemäss  Art.  44  als  unerlässlich  erklärt 
werden,  zu  führen  unterlässt  oder  welcher  dieselben  verbirgt,  im  Falle  dass 
ihre  Vorlegung  angeordnet  wird,  ist  bei  dem  Rechtsstreit,  welcher  zur 
Verfügung  der  Vorlegung  dieser  Bücher  Veranlassung  gegeben  hat,  und 
bei  jedem  anderen,  der  anhängig  sein  mag,  nach  den  Eintragungen  der 
Bücher  seines  Gegners  abzuurtheilen. 

57.  Keine  Behörde,  kein  Richter  oder  Gericht  kann  unter  irgend 
welchem  Verwände   von  Amtswegen    Nachforschungen  vornehmen,   um 
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zn    nntersQchen,    ob    die    Kanfleiite    ordnnngsmässige    Bücher    tühren 
oder  nicht. 

5H.  Die  allgemeine  Vorlegung  der  Bacher  der  Kanfleute  darf  nur 
auf  Antrag  einer  Partei  in  dem  Gerichts-Verfahren  betreffend  Erb- 
folge. (Güter-)6emeinschaft  oder  Gesellschaft,  Verwaltung  oder  kauf- 
männische Geschäftstährnng  für  fremde  Rechnung  und  im  Falle  von 
Liquidation  oder  Falliment  angeordnet  werden. 

69.  Ausser  den  im  vorstehenden  Artikel  erwähnten  Fällen  kann 
nur  auf  Antrag  einer  Partei  oder  von  •  Amtswegen  die  Vorlegung  der 
Bücher  der  Kaufleute  gegen  ihren  Willen  verfugt  werden,  insoweit  die- 
selben mit  dem  Punkte  oder  der  Frage,  um  welche  es  sich  handelt,  in 
Beziehung  stehen. 

In  solchem  Falle  hat  die  Prüfung  der  vorgelegten  Bücher  in 
Gegenwart  des  Eigenthümers  derselben  oder  desjenigen,  welcher  ihn 
vertritt,  stattzufinden,  und  hat  sich  ausschliesslich  auf  diejenigen  Punkte. 
Avclche  auf  die  zu  erörternde  Frage  Bezug  haben,  zu  beschränken. 

6(K  Wenn  die  Bücher  sich  ausserhalb  des  Sitzes  des  Gerichtes, 
welches  die  Vorlegung  angeordnet  hat,  befinden,  so  hat  letztere  an  dem 
Orte  zu  erfolgen,  wo  besagte  Bücher  sich  befinden,  ohne  dass  in  irgend 
einem  Falle  ihre  Uebersendung  nach  dem  Orte  des  Gerichts  gefordert 
werden  darf. 

61.  Wenn  ein  Kaufmann  Hülfsbücher  geführt  hat,  so  kann  er  zu 
deren  Vorlegung  in  der  nämlichen  Weise  und  in  den,  in  den  drei  vor- 
hergehenden Artikeln  vorgeschriebenen  Fällen  angehalten  werden. 

62.  Jeder  Kaufmann  kann  entweder  selbst  seine  Bücher  führen 
und  seine  Geschäftsurkunden  unterzeichnen,  oder  dies  durch  einen  Anderen 
bewirken  lassen.  Wenn  er  aber  die  Bücher  nicht  selbst  führt,  so  wird 
vermuthet,  dass  er  denjenigen,  der  sie  führt,  dazu  ermächtigt  hat. 

63.  Die  in  der  vorgeschriebenen  Form  und  mit  den  gesetzlichen 
Erfordernissen  geführten  Handelsbficher  sind  vor  Gericht  als  Beweis- 
mittel unter  Kaufleuten  in  Sachen  ihres  Handels  in  der  Art  und  in  den 
Fällen,  welche  in  diesem  Gesetze  angeführt  sind,  zuzulassen. 

Ihre  Eintragungen  sollen  Beweiskraft  gegen  die  Kaufleute,  denen 
die  Bücher  gehören,  oder  gegen  deren  Rechtsnachfolger  haben,  auch  wenn 
sie  nicht  formgerecht  sind,  ohne  dass  ihnen  ein  Gegenbeweiss  gestattet 
wird^),  jedoch  kann  der  Gegner  nicht   diejenigen  Eintragungen,  welche 


1)  Die  Ausnahme  des    früheren  Rechts  betr.  den  Falliten  (Alin.  2  Art.  69 
H.G.B.)    ist  weggefallen. 
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ihm  gUDStig  sind,  annelimen,  und  diejenigen,  welche  ihm  nachtheilig  sind^ 
verwerfen,  sondern  er  rnnss,  wenn  er  dieses  Beweismittel  gewählt  hat, 
die  kombinii-ten  Ergebnisse,  welche  alle  auf  den  fraglichen  Punkt  be- 
züglichen Eintragungen  aufweisen,  gelten  lassen. 

Desgleidien  liefern  die  Handelsbücher  auch  Beweis  zu  Gunsten 
ihrer  Eigenthümer,  wenn  ihr  Gegner  keine  Eintragungen  dagegen  vor- 
legt, welche  in  vorschriftsmässig  gefühlten  Büchern  gemacht  sind,  oder 
wenn  er  keinen  anderen  vollen  und  schlüssigen  Gegenbeweis  erbringt. 

Nichtsdestoweniger  hat  in  solchem  Falle  der  Richter  die  Befugniss, 
diesen  Beweis  zu  würdigen,  und,  falls  er  es  für  nothwendig  erachten 
sollte,  einen  andern  ergänzenden  Beweis  zu  verlangen. 

Wenn  schliesslich  ein  widersprechendes  Beweisresultat  sich  aus 
den  Büchern  der  streitenden  Parteien  ergiebt,  und  sowohl  die  Bücher 
der  einen,  als  diejenigen  der  andern  Partei  in  der  vorgeschriebenen  Form 
und  ohne  irgend  welchen  Fehler  geführt  sind,  so  muss  das  Gericht  von 
diesem  Beweismittel  Abstand  nehmen  und  nach  dem  Werthe  der  übrigen 
vorgebrachten  Beweismittel  erkennen,  indem  es  dieselben  gemäss  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  in  Betracht  zieht. 

64.  Wenn  keine  Handelssachen  erörtert  werden,  so  können  die 
Handelsbücher  nur  als  Anfang  eines  Beweises  dienen. 

60.  Nicht  als  Beweismittel  zu  Gunsten  des  Kaufmannes  können 
die  von  dem  Gesetze  nicht  vorgeschriebenen  Bücher  dienen,  falls  die 
durch  das  Gesetz  als  unerlässlich  erklärten  fehlen  sollten,  es  sei  denn, 
dass  diese  letzteren  ohne  seine  Schuld  verloren  gegangen  sind. 

66,  Damit  die  Handelsbücher  vor  Gericht  zugelassen  werden 
können,  müssen  sie  in  der  Landessprache  abgefasst  sein.  Wenn  die- 
selben in  anderer  Sprache  abgefasst  sind,  weil  sie  ausländischen  Kauf- 
leuten gehören,  so  sind  sie  vorher  in  dem  Theile,  welcher  sich  auf  die 
Streitfrage  bezieht,  von  einem  von  Amtswegen  ernannten  Dolmetscher 
zu  übersetzen. 

67.  Die  Kaufleute  haben  die  Verpflichtung,  ihre  Handelsbücher, 
während  eines  Zeitraums  von  20  Jahren^),  gerechnet  von  dem  Aufhören 
ihres  Geschäfts  oder  Handelsbetriebes,  aufzubewahren. 

1)  Entsprechend  dem  früheren  Becht.  Nach  dem  Niederländischen 
Kecht  30  Jahre  Art  4  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  III.  S.  677);  nach  dem  Portn- 
giesischen  Eecht  20  Jahre  Art.  40  H.G.B.  (cf.  Nachtg.  I.  S.  13.);  nach 
Deutschem  Recht  —  Art.  33  H.G.B.  (cf.  H.  d,  E.  Bd.  II  S.  310)  —  ;  Französischem 
Hecht  —  Art.  II  H.G  B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  II H.  532)  und  Italienischem  Recht  —  Art.  26 
H.G.B.  (cf.H.  d.E.  Bd.  III.  S.  211)—  10  Jahre;  nach  Spanischem  Recht  —  Art. 49 
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Von  den  Erben  des  Kaufmannes  wird  vermuthet,  dass  sie  die 
Bücher  des  Erblassers  in  der  Gewahrsam  haben,  und  sie  sind  gehalten, 
dieselben  in  der  Form  und  in  der  Abfassung  vorzulegen,  in  welcher 
die  Person,  die  sie  beerbt  haben,  dieselben  geführt  hatte. 

KAPITEL  IV. 
Von  der  Rechnungslegung. 

68.  Ueber  jedes  Handelsgeschäft  muss  eine  Rechnung  ausgestellt 
werden.  Jede  Rechnung  muss  mit  den  Eintragungen  der  Bücher  des- 
jenigen, der  die  Rechnung  ausstellt,  übereinstimmen  und  von  den  be- 
treffenden Belägen  begleitet  sein. 

69.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Geschäftes  oder  einer  auf  einander 
folgenden  Reihe  von  Handelsgeschäften,  sind  die  in  Geschäfts verbindang 
stehenden  Kaufleute  wechselseitig  verpflichtet,  Rechnung  über  das  ab- 
geschlossene Geschäft  oder  über  das  am  Ende  eines  jeden  Jahres  sich 
ergebende  Kontokorrent  zu  legen. 

70.  Jeder  Kaufmann,  welcher  für  fremde  Rechnung  handelt,  ist 
verpflichtet,  eine  vollständige  und  mit  Belägen  versehene  Rechnung  über 
seinen  Auftrag  oder  seine  Geschäftsführung  zu  legen. 

71.  Bei  der  Rechnungslegung  ist  jeder  für  den  Theil,  welcher  ihm 
bei  der  Verwaltung  zufiel,  verantwortlich.  Die  Kosten  der  Rechnungs- 
legung fallen  immer  dem  verwalteten  Veimögen  zur  Last. 

72.  Die  Rechnungslegung  wird  erst  als  erfolgt  angesehen,  wenn 
alle  Fragen,  welche  sich  auf  dieselbe  beziehen,  erledigt  worden  sind. 

73.  Es  wird  vermuthet,  dass  derjenige,  welcher  seit  dem  Empfange 
einer  Rechnung  einen  Monat  verstreichen  lässt,  ohne  Ausstellungen 
zu  machen,  die  Richtigkeit  der  Rechnung  implicite  anerkennt,  vorbehalt- 
lich des  Gegenbeweises  und  gleichfalls  vorbehaltlich  besonderer  Be- 
stimmungen in  gewissen  Fällen. 

Die  Reklauiationen  können  gerichtlich  oder  aussergerichtlich 
erfolgen. 

74.  Die  Vorlegung  der  Rechnungen  muss  immer  am  Orte  der 
Verwaltung  geschehen,  wenn  nicht  entgegengesetzte  Abreden  ge- 
troffen sind. 

H.G.B.  (cf.  H.  d.  E,  Bd.  V.  1  S.  10),  —  wahrend  des  Geschäftsbetriebes  und 
noch  weitere  5  Jahre  nach  der  Liquidatioo ;  nach  Chilenischem  Recht  endlich 
—  Art.  44  ir.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  1  zweite  Aufl.  S.  697)  —  bis  zur  Beendigung  der 
Liquidation. 
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Titel  III. 
Von  den  Börsen-  nnd  Haudelsmiirkten  ^). 

75.  Börse  oder  Handelsmarkt  ist  die  periodische  Vei*einigung  der 
Kaufieute  und  Handelsagenten,  um  die  Handelsgeschäfte  zu  erleichtern 
und  zu  i*ealisiren,  sowie  ihnen  Sicherheit  und  Gesetzlichkeit  zu  verleihen. 

Das  Reglement  über  diese  Etablissements  hat  Alles  anzugeben,  was 
sich  auf  die  innere  Polizei  bezieht. 

76.  Sie  können  nur  unter  irgend  einer  der  Formen  der  Handels- 
gesellschaften errichtet  werden,  indem  ihre  Errichtungsnrkunden  ein- 
getragen und  veröffentlicht  werden,  auch  müssen  sie  als  einen  ihrer  aus- 
drücklichen Zwecke  die  Errichtung  solcher  Etablissements  enthalten. 

77.  An  den  Börsen  oder  Märkten  kann  jede  Art  von  Handels- 
geschäften geschlossen  werden. 

78.  Verboten  sind  alle  Geschäfte,  welche  unter  irgend  einer  ge- 
setzmässigen  Form  einen  der  durch  die  Gesetze  verbotenen  gewagten 
(aleatorischen)  Verträge  enthalten. 

Solche  Geschäfte  sollen  vor  Gericht  keine  Klage  begründen,  und 
ilire  Urheber  und  Mitschuldigen  sollen  in  die  im  Art.  86  festgesetzten 
Strafen^)  verfallen. 

70.  Wenn  ein  Geschäft  sich  als  gesetzmässig  für  eine  der  Parteien 
und  gewagt  für  die  andere  ergiebt,  so  erzeugt  es  nur  eine  Klage  zu 
Gunsten  der  gutgläubigen  Partei. 

80.  Die  „Börsenspiele"  genannten  Spekulationen,  welche  iu 
solchen  Verkäufen  und  Käufen  bestehen,  die  keine  der  Parteien  zur 
Lieferung  verpflichten,  und  nur  durch  die  Zahlung  der  Differenzen 
zwischen  dem  Tage  des  Kaufs  und  demjenigen  des  Verkaufs  abgewickelt 
werden  sollen,  sind  unerlaubte  Verträge,  welche  keine  gesetzliche  Wir- 
kung erzeugen. 

81.  Jeder  Vertrag,  welcher  an  der  Börse  oder  dem  Markt  ab- 
geschlossen ist,  verpflichtet  die  Kontrahenten  zur  wirklichen  Erfüllung 
der  stipulirten  Leistungen,  sobald  es  sich  nicht  um  verbotene  Verträge 
handelt. 

82.  Die  Börsenmäkler  sind  den  Erfordernissen  und  Bestimmungen 
dieses  Gesetzbuches  betr.  die  Mäkler  unterworfen,  und  im  Falle  der 
Uebertretung   haben   sie   keinen  Anspruch   darauf,   eine  Provision  oder 


^)  Dieser  Titel  ist  neu, 

2)  D.  h.  Strafen  von  1000  bis  5000  Pesos  (ein  Argentinischer  Peso  =  4  Mk.) 
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irj^end    eine   andere  Gebühr   zu   erhalten,   und  sind   betreffs   aller   Ge- 
schäfte oder  Transaktionen,  welche  sie  vornehmen,  persönlich  haftbar. 

83.  Das  Ergebniss  der  wirklichen  nnd  gesetzmässigen  Geschäfte 
und  Transaktionen,  welche  gewohnheitsmässig  an  den  Börsen  oder 
ilärkten  vorgenommen  werden,  bestimmt  den  Wechselcours,  den  laufenden 
Preis  der  Waaren,  der  Frachten,  der  Versicherungen,  der  nationalen 
r>tfentlichen  Werthe  und  aller  anderen  Kreditpai)iere,  deren  Cours  kotir- 
fähig  ist. 

84.  Das  innere  Keglement  jedes  (Börsen-)  Etablissements  nmss 
hinreichende  Garantieen  fiir  die  Richtigkeit  der  Feststellung,  der  Ein- 
tragung und  der  Publikation  der  Kotirungen  und  laufenden  Preise, 
sowie  auch  dafür  enthalten,  dass  keine  verbotenen  Geschäfte  gemacht 
werden,  und  jeder  Theilhaber,  welcher  sie  vornimmt,  ausgestossen  werde. 

85.  Verboten  ist  die  Zulassung  zu  den  Börsen  oder  Märkten  sowie 
jedes  Geschäft  von  Personen,  welche  nicht  die  Fähigkeit  besitzen,  den 
Handel  zu  betreiben. 

Ebenso  wenig  darf  die  Kotirung  von  Titeln  zugelassen  werden, 
welche  nicht  in  Gemässheit  der  Gesetze  oder  nicht  von  gesetzmässig 
errichteten  Gesellschaften  emittirt  sind. 

86.  Die  Etablissements  und  die  Personen,  welche  gegen  die  Be- 
stimmungen der  vorhergehenden  Artikel  Verstössen,  können  für  jede 
Uebertretung  mit  Geldstrafen  von  1000  bis  5000  Pesos  ^)  belegt  werden, 
auf  welche  von  den  Handelsrichtern  von  Amtswegen,  auf  Antrag  dei 
Aufsichtsbehörde  oder  auf  denjenigen  jeder  anderen  Person  erkannt 
werden  kann. 

Titel  IV. 
Von  den  Hulfsagenten  des  Handels. 

87.  Als  Hülfsagenten  des  Handels  werden  angesehen,  und  sind 
als  solche  bezüglich  der  Handlungen,  welche  sie  in  dieser  Eigenschaft 
vornehmen,  den  Handelsgesetzen  unterworfen: 

1.  die  Mäkler: 

2.  die    Auktionskommissare    oder   Versteigerer    (rematadores  «'« 
martilleros) ; 

8.  die  Lagerhaus-  und  Depot- Verwalter; 

4.  die  Faktoren  oder  Handlungsbevollmächtigten  und  die   Hand- 
lungsgehülfen ; 

5.  die  Spediteure,  Frachtführer  oder  Unternehmer  von  Transporten. 

^)  Ein  Argentinisclier  Peso  =  ca.  4  Mk. 
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KAPITEL  I. 
■Von  den  Mäklern. 

88.  Um  Handelsmäkler  zu  sein,  ist  ein  Jahr  Domizil  und  das  Alter 
von  21  Jahren  erforderlieh. 

Es  können  nicht  Handelsmäkler  sein: 

1.  diejenigen,  welche  nicht  Kaufieute  sein  können; 

2.  Frauen; 

3.  diejenigen,  welche  Handelsmäkler  gewesen  und  ihres  Amtes 
entsetzt  worden  sind. 

89.  Jeder  Mäkler  ist  verpflichtet,  sich  bei  dem  Handelsgerichte 
jseines  Wohnortes  eintragen  zu  lassen. 

Der  Antrag  auf  Matrikulirung  hat  zu  enthalten: 

1.  den  Nachweis  des  erforderlichen  Alters; 

2.  den  Nachweis,  dass  der  Betreffende  länger  als  ein  Jahr  an 
dem  Orte,  wo  er  Mäkler  zu  werden  wünscht,  domizilirt  ge- 
wesen ist; 

3.  den  Nachweis,  dass  der  Betreffende  den  Handel  selbstständig 
oder  in  irgend  einem  Hause  eines  Mäklers  oder  Grosskauf- 
manns in  der  Eigenschaft  eines  Sodus  oder  Gereuten  oder 
wenigstens  als  Buchhalter,  mit  treuer  Pflichterfüllung  und 
Rechtschaffenheit  betrieben  hat. 

Diejenigen,  welche  das  Mäklergewerbe  ausüben,  ohne  diese  Bedin- 
gungen zu  erfüllen,  oder  ohne  die  im  vorhergehenden  Artikel  geforderten 
Eigenschaften  zu  besitzen,  haben  keinen  Anspruch,  eine  Gebühr  irgend 
welcher  Art  zu  erhalten. 

90.  Bevor  die  Mäkler  die  Ausübung  ihrer  Funktionen  antreten, 
haben  sie  vor  dem  Handelsgerichte  ihres  Wohnortes  einen  Eid  zu  leisten, 
dass  sie  die  ihnen  auferlegten  Pflichten  treu  erfüllen  werden. 

91.  Die  Mäkler  müssen  über  alle  Geschäfte,  welche  sie  vermitteln, 
genau  und  geordnet  Buch  führen,  indem  sie  sich  von  jedem  einzelnen 
derselben,  unmittelbar  nach  dem  Abschluss,  in  einem  foliirten  Notizbuche 
(Handhefte)  einen  Vermerk  machen. 

Sie  haben  bei  jedem  Posten  die  Namen  und  Wohnorte  der  Kontra- 
henten, die  Qualitäten,  die  Menge  und  den  Preis  der  Gegenstände,  welche 
den  Gegenstand  des  Geschäfts  gebildet  haben,  die  Fristen  und  Be- 
dingungen der  Zahluug,  sowie  alle  vorkommenden  Umstände,  welche  zur 
grösseren  Klarheit  des  Geschäftes  beitragen  können,  aufzunehmen. 

9* 
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Die  Posten  sind  in  strenger  Reihenfolge  der  Daten  und  in  pro- 
gressiver am  Ende  eines  jeden  Jahres  abzuschliessender  Numerirung  — 
von  1  ab  fortlaufend  —  einzutragen. 

92.  Bei  Wechselgeschäften  haben  sie  (die  Mäkler)  die  Daten  ^), 
die  Fristen,  die  Fälligkeiten,  die  Plätze,  auf  welche  die  Wechsel  ausgestellt 
sind,  die  Namen  des  Ausstellers,  der  Indossanten  und  des  Zahlers,  sowie 
die  auf  den  Wechselcours  bezüglichen  Abreden,  wenn  solche  getroffen  sind, 
zu  vermerken. 

Bei  den  Versicherungen  sind  mit  Bezugnahme  auf  die  Police  die 
Namen  des  Versicherers  und  des  Versicherten,  der  versicherte  Gegen- 
stand, der  Werth  desselben,  gemäss  der  zwischen  den  Parteien  fest- 
gesetzten Abrede,  der  Oit,  wo  verladen  und  gelöscht  werden  soll,  und  die 
Beschreibung  des  Schiffes,  auf  welchem  der  Transport  bewirkt  werden 
soll,  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Diese  Beschreibung  hat  den  Namen 
des  Schiffes,  dessen  Matrikel,  Flagge,  Tragfähigkeit  und  den  Namen 
des  Kapitäns  anzugeben. 

93.  Alle  Posten  des  Notizbuches  (Handheftes)  sind  täglich  in  ein 
Register  zu  übertragen  und  wörtlich,  ohne  Verbesserungen,  Abkürzungen 
oder  Einschaltungen  zukopiren,  unter  Beibehaltung  derselben  Numerirung, 
welche  sie  im  Notizbuche  haben. 

Bei  dem  Register  sind  dieselben  Förmlichkeiten  zu  beobachten, 
welche  für  die  Handelsbücher  der  Kaufleute  in  dem  Art.  53  vorge- 
schrieben sind,  bei  Strafe  einer  Geldbusse,  deren  Höhe  durch  die  Ver- 
ordnungen zu  bestimmen  ist. 

Behufs  der  nöthigen  Ermittelungen  kann  die  Vorlegung  des  er- 
wähnten Registers  vor  Gericht  auf  Antrag  der  interessirten  Partei,  so- 
wie selbst  von  Amtswegen  durch  Verfügung  der  Handelsrichter  und  der 
Handelsgerichte  angeordnet  werden. 

94.  Der  Mäkler  darf  nur  über  das,  was  aus  seinem  Register 
erhellt  und  sich  auf  dasselbe  bezieht,  ein  Attest  ertheilen. 

Nur  Kraft  des  Befehles  einer  zuständigen  Behörde  darf  er  über 
das,  was  er  in  Bezug  auf  die  Geschäfte  seines  Amtes  gesehen  und  gehört 
hat,  Zeugniss  ablegen. 

95.  Der  Mäkler,  welcher  im  Widerspruch  mit  dem,  was  aus 
seinen  Büchern  erhellt,  ein  Attest  ertheilt,  ist  abzusetzen  und  verfällt  in 
die  Strafen  für  das  Vergehen  der  Fälschung^). 


1)  Die  Daten  der  AusstelluDg  etc. 

2)  Sirafge setzbuch     vom    25.    November     1S86    (mit    Gesetzeskraft    vom 
1.  März  1887). 
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{Mi.  Die  Mäkler  müssen  sich  vor  Allem  von  der  Identität  der 
Personen,  zwischen  denen  sie  Geschäfte  vermitteln,  nnd  von  deren  ge- 
setzlichen Fähigkeit,  dieselben  abzuschliessen,  überzeugen. 

Wenn  sie  wissentlich,  oder  mit  schuldbarer  Unwissenheit')  einen 
Vertrag  vermittelt  haben,  welcher  von  einer  Person  abgeschlossen  worden 
ist,  die  nach  dem  Gesetze  denselben  nicht  abschliessen  konnte,  so  sind 
s^ie  für  die  Nachtheile  verantwortlich,  welche  direkt  und  unmittelbar  aus 
der  Unfähigkeit  des  Kontrahenten  folgen. 

97.  Die  Mäkler  haften  nicht  für  die  Zahlungsfähigkeit  der  Kontra- 
henten, noch  dürfen  sie  sich  für  dieselbe  haftbar  machen. 

Sie  haben  jedoch  bei  den  Negociationen  über  Wechsel  und  indos- 
siibare  AVerthe  für  die  wirkliche  Uebergabe  der  Urkunde  an  den  Nehmer, 
und  für  diejenige  der  Valuta  an  den  Cedenten  Gewähr  zu  leisten, 
femer  sind  sie  verantwortlich  für  die  Echtheit  der  Unterschrift  des  letzten 
Cedenten,  sofern  nicht  in  dem  Vertrage  ausdrücklich  verabredet  worden 
ist,  dass  die  Betheiligten  die  Uebergabe  direkt  bewirken. 

98.  Die  Mäkler  haben  die  Geschäfte  mit  Genauigkeit,  Präcision 
und  Klarheit  vorzuschlagen,  und  sich  zu  enthalten,  falsche  Angaben  zu 
machen,  w^elche  die  Kontrahenten  in  einen  Irrthum  versetzen  können. 

Wenn  sie  durch  ein  solches  Mittel  einen  Kaufmann  veranlassen, 
einen  nachtheiligen  Vertrag  einzugehen,  so  sind  sie  für  den  verursachten 
Schaden  verantwortlich. 

99.  Falsche  Angaben  liegen  vor,  wenn  sie  (die  Mäkler)  ein  Handels- 
objekt unter  anderer  Qualität,  als  demselben  nach  dem  allgemeinen 
Handelsbrauche  beigelegt  wird,  proponirt  und  eine  falsche  Auskunft 
über  deti  Preis  ertheilt  haben,  den  die  Sache,  auf  welche  sich  das  Ge- 
schäft bezieht,  gangbar  am  Platze  hat. 

100.  Sie  haben  über  Alles,  w^as  die  ihnen  aufgetragenen  Geschäfte 
betrifft,  absolutes  Stillschweigen  zu  bewahren,  unter  der  strengsten  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Nachtheile,  welche  aus  einem  Verstoss  hiergegen 
folgen  mögen. 

101.  Bei  den  unter  ihrer  Vermittlung  erfolgten  Verkäufen  haben 
sie  die  Verpflichtung,  bei  der  Uebergabe  der  verkauften  Gegenstände 
gegenwärtig  zu  sein,  wenn  es  von  den  Betheiligten  oder  einem  der- 
selben verlangt  wird. 

^)  Eingeschaltet  in  die  entsprecliencle  Bostimmung  des  früheren  Ge- 
setzbuches. 
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Gleicher  Weise  sind  sie  verpflichtet,  sofern  die  Kontrahenten  sie 
nicht  ausdrücklich  davon  entbinden,  die  Muster  aller  Waaren,  welche 
durch  ihre  Vermittlung  verkauft  werden,  bis  zu  dem  Zeitpunkte  der 
Lieferung  aufzubewahren,  indem  sie  die  nöthigen  Vorkehrungen  zu 
treffen  haben,  damit  die  Identität  derselben  bewiesen  werden  kann. 

102.  Binnen  24  Stunden  nach  dem  Abschluss  eines  Vertrages 
müssen  die  Mäkler  jedem  der  Kontrahenten  einen  unterschriebenen  Aus- 
zug von  der  in  ihrem  Register  (Tagebuch)  über  das  abgeschlossene  Ge- 
schäft gemachten  Einti'agung  einhändigen.  Dieser  Auszug  hat  sich  aut 
das  Register  und  nicht  auf  das  Notizbuch  (Handheft)  zu  beziehen. 

Wenn  der  Mäkler  denselben  nicht  binnen  24  Stunden  auslmndigt, 
verliert  er  das  Recht,  welches  er  bezüglich  seiner  Provision  erlangt  hat, 
und  bleibt  zum  Ersätze  der  Schäden  und  Nachtheile  verpflichtet.^) 

103.  Bei  den  Geschäften,  bei  denen  nach  Abrede  der  Parteien 
oder  nach  gesetzlicher  Bestimmung  ein  schriftlicher  Vertrag  aufgesetzt 
werden  muss,  hat  der  Mäkler  die  Verpflichtung,  bei  der  Untei-zeichuung 
desselben  Seitens  aller  Kontrahenten  gegenwärtig  zu  sein  und  am  Fusse 
desselben  zu  bescheinigen,  dass  der  Vertrag  unter  seiner  Vermittlung 
geschlossen  wurde ;  dabei  hat  er  ein  Exemplar  des  Vertrages  an  sich  zu 
nehmen  und  unter  seiner  Verantwortlichkeit  aufzubewahren. 

104.  Im  Falle  des  Todes  oder  der  Absetzung  eines  Mäklers,  nuiss 
derselbe,  oder  müssen  seine  Erben  die  Register  dem  zuständigen  Handels- 
gerichte übergeben. 

105.  Den  Mäklern  ist  verboten: 

1.  irgend  eine  Art  von  Geschäften  und  von  Handel,  direkt  oder 
indirekt,  in  eigenem  oder  in  fremdem  Namen  zu  betreiben, 
ferner  eine  Gesellschaft  irgend  welcher  Art  und  Benennung 
zu  bilden,  sowie  an  Handelsschiffen  oder  an  deren  Ladungen 
Antheil  zu  haben,  bei  Strafe  des  Verlustes  ihres  Amt^s  und 
der  Nichtigkeit  des  Vertrages; 

2.  es  zu  übernehmen,  für  fremde  Rechnung  Einkassirungen  zu 
besorgen  und  Zahlungen  zu  leisten,  bei  Strafe  des  Verlustes 
ihres  Amtes; 

1)  Nach  dem  Brasilianischen  Kedit  -  Art.  58  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I. 
zweite  AiiH.  S.  543)  —  beträgt  die  Frist  48,  nach  dem  Bolivianischen  Recht  — 
Art.  86.  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  11  S.  462)  —  24  Stunden;  nach  letzterem  Recht 
wird  im  Falle  der  Zuwiderhandlung  der  Mäkler  das  erste  Mal  in  eine  Geldstrafe 
von  20  his  200  Pesos  genommen,  beim  zweiten  Male  wird  diese  Strafe  verdoppelt» 
und  beim  dritten  Male  verliert  er  sein  Amt. 
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3.  für  sich  oder  für  eine  Person  ihrer  unmittelbaren  Familie  die 
Gegenstände,  mit  deren  Verkauf  sie  betraut  sind,  oder  die- 
jenigen, welche  ihnen  zum  Verkauf  an  einen  anderen  Mäkler 
übergeben  worden  sind,  zu  erwerben,  selbst  wenn  sie  den 
Einwand  erheben,  dass  sie  die  einen  oder  die  anderen  für 
ihren  Privatverbrauch  kaufen,  bei  Strafe  der  Suspendirung 
vom  Amte  oder  des  Verlustes  desselben,  nach  Ermessen  des 
Gerichts,  je  nach  der  Schwere  des  Falles. 

106.  In  die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  wird  nicht 
mit  einbegriö'en  der  Erwerb  von  Titeln  der  öffentlichen  Schuld  nocli 
von  Aktien  anonymer  Gesellschaften,  deren  Direktoren,  Verwalter  oder 
Gereuten  sie  jedoch  nicht  sein  dürfen,  unter  welchem  Namen  es  auch  sei. 

107.  Jede  Garantie,  jedes  Aval  oder  jede  Bürgschaft,  welche  von 
einem  Mäkler  über  den  Vertrag  oder  das  durch  seine  Vermittlung  ab- 
geschlossene Geschäft  geleistet  worden  ist,  —  sei  es,  dass  dieseU>e  in 
dem  Vertrage  selbst  enthalten  ist  oder  getrennt  erfolgt,  —  ist  nichtig 
und  erzeugt  keine  "Wirkung  vor  Gerieht. 

108.  Ebenso  ist  den  Mäklern  verboten: 

1.  bei  Verträgen  zu  vermitteln,  welche,  sei  es  wegen  der  Be- 
schaffenheit der  Kontrahenten  oder  wegen  der  Natur  der 
Sache,  die  den  Gegenstand  des  Vertrages  bildet,  oder  wegen 
der  Abreden  oder  Bedingungen,  unter  denen  die  Verträge 
geschlossen  werden,  unerlaubt  oder  rechtlich  reprobirt  sind; 

2.  Wechsel  oder  Werthe  anderer  Art,  sowie  Waaren,  die  von 
an  dem  Platze  nicht  bekannten  Personen  herrühren,  anzu- 
bieten, wenn  sie  nicht  wenigstens  einen  Kaufmann  stellen,  der 
die  Identität  der  Person  verbürgt; 

3.  Verkaufsverträge  über  Effekten  oder  Negocirungen  von 
Wechseln  zu  vermitteln,  welche  einer  Person  gehören,  die 
ihre  Zahlungen  eingestellt  hat ; 

4.  ausser  der  Kommissionsgebühr  einen  Antheil  an  dem  Mehr- 
Werthe,  welcher  bei  dem  Geschäft  er/ielt  sein  mag,  zu  er- 
halten oder  eine  grössere  Gebühr  zu  verlangen,  als  die  ge- 
setzlich bestimmte  oder  diejenige,  welche  im  Voraus  von  der 
zuständigen  legislativen  Gewalt  bestimmt  wurde,  vorbehaltlich 
entgegenstehender  Vereinbarung^) . 

*)   AI.   4   ist   dem    entsprechenden   Art.   inO   des    frQlieren    H.G.B.  hin- 
zu g»*  fügt 
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109.  Derjenige  Mäkler,  dessen  Bücher  ohne  die  im  Art.  93  ange- 
gebenen Förmlichkeiten  vorgefunden  werden  oder  dessen  Bücher  irgend 
eines  der  im  Art.  91  und  92  erwälmten  Umstände  ermangeln,  ist  zur  Ent- 
schädigung der  Nachtheile  verpflichtet  und  wird  auf  die  Dauer  von 
3  bis  zu  6  Monaten  vom  Amte  suspendirt. 

Im  Rückfalle  ist  er  abzusetzen. 

110.  Derjenige  Mäkler,  welcher  bei  der  Ausübung  seiner  Funk- 
tionen sich  einer  Arglist  oder  eines  Betruges  schuldig  macht,  ist  von 
Amtswegen  abzusetzen  und  ist  dem  zuständigen  strafrechtlichen  Vei'- 
fahren  unterworfen. 

Derselben  Strafe  und  der  Entschädigung  sind  je  nach  den  Umständen 
und  nach  dem  Ermessen  des  Gerichtes  diejenigen  Mäkler  unterworfen, 
welche  gegen  die  Verfügungen  des  gegenwärtigen  Kapitels  Verstössen 
und  keine  besonders  angegebene  Strafe  erhalten. 

111.  Wenn  das  Geschäft  von  nur  einem  Mäkler  vermittelt  wii'd, 
so  hat  dieser  die  Kommissionsgebuhr  von  jedem  der  Kontrahenten  zu 
empfangen. 

Vermitteln  mehrere  Mäkler,  so  hat  jeder  einzelne  nur  das  Recht, 
von  seinen  Kommittenten  die  Gebühr  zu  verlangen. 

Die  Gebühr  wird  geschuldet,  auch  wenn  der  Vertrag  durch  Ver- 
schulden eines  der  Kontrahenten  nicht  realisirt  wird,  oder  wenn  das 
Geschäft  vom  Mäkler  zwar  begonnen  ist,  vom  Kommittenten  aber  der 
Abschluss  einer  anderen  Person  übertragen  wird,  oder  der  Kommittent 
es  selbst  beendigt  hat. 

112.  Der  Mäkler,  welcher  fallirt,  ist  durch  das  Gericht  abzusetzen, 
und  sein  Falliment  ist  gemäss  Art.  1550^)  als  betrügerisch  zu  erachten. 

KAPITEL  II. 

Von  den  Auktionskommissaren  oder  Versteigerern 

(Rematadores  6  martiUeros.)^) 

113.  Um  Auktionskommissar  zu  sein,  werden  dieselben  Eigen- 
schaften und  Voraussetzungen  erfordert,  wie  zur  Ausübung  des  Mäkler- 
p:ewerbes. 

1)  cf.  auch  über  die  BestimmuDgen  anderer  Gesetzbücher  unten  die  Kote 
zu  diesem  Artikel. 

^)  nies  Kapitel  beruht  vollständig  auf  dem  Bra»ilianischeu  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl.  S.  544;. 
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Auf  die  Auktionskpmmissare  sind  die  Bestimmungen  der  Art.  89. 
90,  105,  106  und  110  anwendbar. 

114.  Die  Auktionskommissare  haben  im  Voraus  die  Gegenstände 
(Waai-en),  welche  zum  Verkauf  stehen,  mit  Bezeichnung  des  Tages  und 
der  Stunde  der  Versteigerung  anzukündigen. 

115.  Der  Auktionskommissar  muss  die  guten  oder  schlechten 
Eigenscliaften,  das  Gewicht  und  das  Maass  der  zu  verkaufenden  Gegen- 
stände mit  Genauigkeit  angeben. 

116.  Kein  Auktionskommissar  darf  Gebote  durch  ein  Zeichen  zu- 
lassen, nocli  ein  Mehrgebot  verkünden,  ohne  dass  der  Mehrbietende  es 
luit  lauter  und  vernehmbarer  Stimme  ausgesprochen  hat. 

117.  Der  Verkauf  darf  bei  der  Versteigerung  nicht  suspendirt 
werden,  und  die  Gegenstände  sind  dem  besten  Bieter  definitiv  zuzu- 
schlagen, welches  auch  der  Betrag  des  angebotenen  Preises  sei. 

Dessen  ungeachtet  kann  der  Versteigerer  die  Versteigerung  suspen- 
diren  und  verschieben,  wenn  ein  Minimum  für  die  Gebote  fixirt  ist  und 
kerne  Bieter  für  dieses  Minimum  vorhanden  sind/). 

118.  In  jedem  Auctionshause  sind  unerlässlich  3  Bücher  zu  führen: 

1.  ein  Tagebuch  über  Eingänge  (diario  de  entradas),  in 
welches  nach  Ordnung  der  Daten  ohne  Einschaltungen,  Ver- 
besserungen oder  Rasuren,  die  empfangenen  Posten  oder  Gegen- 
stände einzutragen  sind,  unter  Angabe  der  Quantitäten,  der 
Stücke  oder  des  Gewichts,  ihrer  Marken  und  Zeichen,  der 
Personen,  von  denen  sie  empfangen  worden  sind,  und  für 
deren  Rechnung  sie  verkauft  werden  sollen,  ferner  des  Uui- 
standes,  ob  dies  mit  oder  ohne  Garantie  geschehen  soll,  sowie 
der  übrigen  Bedingungen  des  Verkaufs; 

2.  ein  Tagebuch  über  Ausgänge  (.,diario  de  salidas*'), 
in  welchem  Tag  für  Tag  die  Verkäufe,  die  Personen,  f lu- 
deren Rechnung  und  in  deren  Auftrag,  und  diejenigen,  an 
w^elche  sie  erfolgen,  der  Preis  und  die  Zahlungsbedingungen 
sowie  sonstige  Erläuterungen,  welche  nothwendig  erscheinen, 
aufzuführen  sind; 

^)  Nach  dem  früheren  Recht  (Art.  1118)  hatte  der  Auktionskommissar 
das  ßecLt,  die  Versteigerung  vollstilndig  aufzuheben  und  zu  verschieben,  wenn 
die  Gebote  den  limitirten  Preis,  und,  in  Ermangelung  eines  Limitums,  den- 
jenigen Preis,  welchen  er  für  angemessen  hielt,  nicht  erreichten. 

Fttr  einen  angemessenen  Preis  wurde  ein  solcher  erachtet,  der  keinen  zu 
grosse Q  Verlust  verursachte. 
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3.  Bücher  über  laufende  Rechnungen  [Contocorrente] 
(„libros  de  cuentas  corrientes")  zwischen  dem  Auktions- 
kommissar und  jedem  einzelnen  seiner  Kommittenten. 
Auf  diese  Bücher  sind  die  Bestimmungen  der  Art.  53  und  55  an- 
wendbar; sie  sind  vor  Gericht,  wie  die  Bücher  der  Mäkler,  vorzulegen. 

119.  Nach  Ausführung  der  Versteigerung  hat  der  Auktions- 
kommissar dem  Kommittenten  binnen  3  Tagen  eine  unterschriebene  Rech- 
nung von  den  verkauften  Gegenständen,  dem  Preis  nebst  den  übrigen 
Umständen  einzuliändigen,  und  binnen  8  Tagen  nach  der  Versteigerung 
die  Zahlung  des  liquiden  Saldo,  welcher  zu  seinen  Lasten  sich  erj^ebl» 
zu  bewirken. 

Tritt  Seitens  des  Auktionskommissars  eine  Verzögerung  ein,  so 
kann  der  Auftraggeber  ihn  zur  Zahlung  exekutivisch  vor  dem  zuständigen 
Richter  zwingen,  und  in  solchem  Falle  verliert  der  Auktionskommissar 
seine  Kommissionsgebühr. 

120.  Die  Auktionskommissare  dürfen  in  keinem  Falle  ohne 
schriftliche  Firmäditigung  des  Auftraggebers  auf  Kredit  oder  auf  Zeit 
verkaufen. 

121.  Die  Auktionskommissare  werden,  mögen  sie  ihr  Amt  innei-- 
lialb  ihrer  eigenen  Lokale  oder  ausserhalb  derselben  ausüben,  falls  der 
Eigenthümer  der  zu  verkaufenden  Waaren  nicht  gegenwärtig  ist,  als 
wirkliche  Kon  Signatare  erachtet  und  sind  als  solche  den  Verfügungen 
des  Kapitels:  „Von  den  Kommissionen  oder  Konsignationen" 
unterworfen. 

122.  Die  zuständigen  gesetzgeberischen  Faktoren  haben  einen  Tarif 
derjenigen  Gebühren  festzusetzen,  welche  Mangels  besonderer  Abrede 
den  Auktionskommissaren  sowohl  für  den  Verkauf,  als  für  die  Garantie, 
falls  eine  solche  im  Allgemeinen  vereinbart  ist,  zustehen. 

KAPITEL  III. 
Von  den  Lagerhaus-  und  Depot-\Serwalteni^). 

123.  Die  Lagerhaus-  und  Depot- Verwalter  sind  verpflichtet: 

L  ein  Buch,  mit  den  im  Art.  53  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten zu  führen,  ohne  Lücken  zu  lassen  und  ohne  Zwischen- 
sclireibungen,  Radirungen  oder  Verbesserungen  vorzunehmen; 

^)  Dies  Kapitel  beruht  wesentlich  auf  dem  Brasilianischen  H.G.B. 
(cf.  II.  d.  E.  Bd.  I  z\veite  Auti.  S.  r)47).  Hierzu  Gesetz  über  V^arrants  vom 
0.  August    1^7S  (nebst  Il*»glement  vom  CO.  Dezember  1878  und  Austuhrungsd«>kret 
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2.  in  dieses  Buch,  nach  Nummer  geordnet  und  in  chronologischer 
Reilienfolge  der  Tage,  Monate  und  Jahre,  alle  Waaren,  Avelche 
sie  empfangen,  einzutragen,  unter  genauem  Vermerk  der 
Qualität  und  Menge  der  Waaren,  der  Namen  der  Personen, 
welche  ihnen  dieselben  Übermacht  haben,  uud  derer,  an  welche 
sie  dieselben  abliefern  sollen,  mit  den  etwaigen  Marken  uud 
Nummeni  und  entsprechender  Angabe  ihrer  Ablieferung; 

3.  die  entsprechenden  Empfangsbescheinigungen  zu  ertheilen. 
worin  sie  die  Qualität,  die  Menge,  die  Nummejn  und  Marken 
angeben  müssen;  auch  haben  sie  im  Moment  des  Empfanges 
diejenigen  Gegenstände,  welche  gewogen,  gemessen  oder  ge- 
zählt werden  können,  sogleich  wiegen,  messen  und  zählen 
zu  lassen; 

4.  die  Waaren,  welche  sie  empfangen,  wohl  geschützt  aufzu- 
bewahren und  zu  sorgen,  dass  dieselben  nicht  verschlechtert 
werden,  indem  sie  zu  diesem  Zwecke  für  Rechnung  des 
Eigenthümers  dieselbe  Sorgfalt  und  dieselben  Kosten  darauf 
verwenden,  als  wenn  die  Waaren  ihre  eigenen  wären; 

5.  den  Käufern  auf  Ordre  der  Eigenthümer  die  deponirteu 
Gegenstände  oder  Effekten  zu  zeigen. 

124.  Die  Lagerhaus-  und  Depot-Verwalter  sind  den  Interessenten 
für  die  schnelle  und  zuverlässige  Ablieferung  der  Waaren,  welche  sie 
empfangen  haben,  verantwortlich,  bei  Strafe  des  Gefängnisses,  sobald  sie 
dieselbe  nicht  binnen  24  Stunden,  nachdem  sie  dazu  gerichtlich  unter 
Vorlegung  der  betreffenden  Empfangscheine  aufgefordert  sind,  be- 
wirkt haben. 

126.  Es  steht  sowohl  dem  Verkäufer,  als  dem  Käufer  der  in  den 
Lagerhäusern  oder  Magazinen  (Speichern)  vorhandenen  Waaren  frei,  zu 
verlangen,  dass  die  Waaren  sogleich  bei  dem  Ausgange  wieder  gewogen 
oder  gezählt  werden,  ohne  dass  sie  verpflichtet  sind,  für  diese  Bemühung 
irgend  etwas  zu  zahlen. 

126.  Die  Lagerhaus-  und  Depot- Verwalter  haften  für  die  inner- 
halb ihrer  Lagerhäuser  oder  Niederlagen  vorgekommenen  EntwendungcMu 
es  sei  denn,  dass  dieselben  infolge  höherer  Gewalt  begangen  sind,    was 

vom  17.  Dezember  1883).  Dasselbe  ist  bereits  in  das  Deutsche  übertragen  von 
Biesser  („Neuere  Lagerhaus-  und  Warrantgesetze'*)  in  Goldschmidt, 
Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  XL.  S.  152. 
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unmittelbar   nach   dem  Ereignisse,    unter   Vorladung    der   Interessenten 
oder  deren  Vertreter,  festzustellen  ist. 

127.  In  gleicher  Weise  sind  sie  den  Interessenten  haftbar  für  die 
Veruntreuungen  oder  Unterlassungen  ihrer  Faktoren,  Handlungsbevoll- 
mächtigten oder  GehlUfen,  sowie  für  die  Nachtheile,  welche  ^ich  aus 
deren  mangelnder  Sorgfalt  bei  Erfüllung  der  in  Art.  123  Nr.  4  auf- 
trlegten  VeiT)flichtuiigen  ergeben. 

128.  In  allen  Fällen,  in  denen  sie  verpflichtet  sind,  den  Parteien 
das  Manko  an  Waaren  oder  irgend  welche  andere  Schäden  zu  ersetzen, 
liat  die  Abschätzung  durch  sachverständige  Schiedsrichter  stattzufinden. 

129.  Die  Lagerhaus-  oder  Depot- Verwalter  haben  das  Recht,  die 
vereinbarte  Gebühr  oder,  in  Ermangelung  einer  Abrede,  den  sonst 
üblichen  Betrag  zu  fordern,  und  können  sich,  so  lange  die  Zahlung  nicht 
eifolgt,  der  Auslieferung  der  Waaren  widersetzen. 

Wenn  jedoch  Veranlassung  zu  irgend  einer  Reklamation  gegen  sie 
vorliegen  sollte,  so  haben  sie  nur  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die 
ihnen  zukommende  Gebühr  oder  das  Salair  deponirt  werde. 

130.  Die  Lagerhaus-  und  Depot- Verwalter  haben  ein  Vorrecht 
imd  ein  Retentionsrecht  an  den  in  ihren  Lagerhäusern  oder  Niederlagen 
vorhandenen  Waaren,  während  des  Falliments  des  Kaufmanns,  welcher 
Eigenthümer  derselben  ist,  wegen  der  Bezahlung  der  Gebühren  und  dei- 
zur  Aufbewahrung  der  Waaren  verauslagten  Kosten,  und  zwar  mit  dem 
Vorzugsrecht,  welches  in  dem  Titel:  „Von  den  verschiedenen 
Klassen  der  Forderungen  und  deren  Rangordnung'**),  fest- 
gestellt ist. 

131.  Auf  die  Lagerhaus-  oder  Depot- Verwalter  sind  die  Ver- 
fiignngen  des  Titels:  „Von  der  Hinterlegung"^),  anwendbar. 


KAPITEL  IV. 

Von  den  Faktoren  oder  Handlungsbevollmächtigten  und  den 

Handlungsgehülfen. 

132.  Faktor  heisst  derjenige,  welchen  ein  Kaufmann  mit  der 
Verwaltung  seiner  Geschäfte  oder  mit  der  Leitung  eines  besonderen 
Etablissements  betraut. 

1)  S.  unten  Lib.  IV  tit.  IX. 

2)  S.  unten  Lib.  II  tit.  V[1I. 
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Niemand  kann  Faktor  sein,  der  nicht  die  gezetzliche  Fähigkeit 
besitzt,  den  Handel  zu  betreiben.^) 

133.  Jeder  Faktor  muss  durch  eine  spezielle  Ermächtigung  (Voll- 
macht) des  Prinzipals  (Geschäftsherrn)  d.  h.  desjenigen,  für  dessen 
Rechnung  der  Handel  betrieben  wird,  bestellt  werden. 

Diese  Vollmacht  erzeugt  Wirkung  erst  von  dem  Tage  ab,  au  welchem 
sie  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

134.  Der  Mangel  der  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  erzeugt  Wirkung  nur  zwischen  dem  Prinzipal  und 
seinem  Faktor,  aber  nicht  in  Betreff  dritter  Personen,  mit  denen  kon- 
trahirt  worden  ist. 

136.  Die  unter  allgemeinen  Ausdrücken  bestellten  Faktoren 
werden  als  für  alle  Handlungen,  welche  die  Leitung  der  Handelsnieder- 
lassung erfordert,  ermächtigt  angesehen. 

Der  Eigenthümer,  welcher  beabsichtigt,  diese  Befugnisse  einzu- 
schränken, muss  die  Beschränkungen,  welchen  der  Faktor  unterworfen 
sein  soll,  in  der  Vollmacht  ausdrücken. 

136.  Die  Faktoren  müssen  das  Geschäft  im  Namen  ihrer  Auftrag- 
geber ausführen. 

In  allen  Urkunden,  welche  sie  in  Bezug  auf  Geschäfte  derselben 
unterschreiben,  müssen  sie  ausdrücken,  dass  sie  in  Vollmacht  der  Person 
oder  Gesellschaft,  welche  sie  vertreten,  zeichnen. 

137.  Wenn  die  Faktoren  nach  den  Bestimmungen  des  vorher- 
gehenden Artikels  verfahren,  so  fallen  alle  Verpflichtungen,  welche  sie 
eingehen,  auf  die  Auftraggeber  zurück. 

Die  Klagen,  welche  zu  dem  Zweck  angestellt  werden,  sie  zur  Er- 
füllung ihrer  Verpflichtungen  anzuhalten,  können  nur  gegen  das  Ver- 
mögen des  Etablissements  und  nicht  gegen  das  eigene  Vermögen  des 
Faktors  vollstreckt  werden,  es  sei  denn,  dass  beide  derart  mit  einander 
verschmolzen  sind,  dass  sie  nicht  leicht  von  einander  getrennt  werden 
können. 

138.  Die  von  dem  Faktor  eines  Handlungshauses  oder  einer 
Fabrik,  welche  notorisch  einer  bekannten  Person  oder  Gesellschaft  ge- 
hören, gescldossenen  Vertrage,  werden  als  für  Rechnung  des  Eigen- 
thümers    des    betreffenden   Handlungshauses    abgeschlossen    angesehen, 


^)  Nach  früherem  Recht  inusste  er  die  Fähigkeit  besitzen  „einen  Andern 
zu  vertreten  und  sich  für  ihn  zu  verpflichten*'  (.,para  representar  k  otro  y  obli- 
garse-  per  el**). 
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auch  wenn  der  Faktor  dies  zur  Zeit  des  Abschlusses  nicht  erklärt  hat, 
sobald  sich  nur  diese  Verträge  auf  Gegenstände  beziehen,  die  io  dem 
Geschäftsbetrieb  oder  Handelsbetriebe  des  Unternehmens  einbegiiften 
sind,  oder  sobald,  auch  wenn  sie  anderer  Natur  sind,  sich  ergiebt,  dass 
der  Faktor  auf  Ordre  seines  Machtgebers  gehandelt  hat,  oder  dass 
dieser  die  Handlungsweise  des  Faktors  in  bestimmten  Ausdrücken  oder 
durch  positive  Thatsachen,  welche  zu  einer  gesetzlichen  Vennuthungr 
Anlass  geben,  genehmigt  hat. 

139,  Ausser  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vorgeselienen 
Fällen  veri)flichtet  jeder  von  einem  Faktor  in  eigenem  Namen  abge- 
schlossene Vertrag  denselben  direkt  derjenigen  Person  gegenüber,  mit 
welcher  er  kontrahirt  hat. 

Wenn  jedoch  das  Geschäft  für  Rechnung  des  Auftraggebers  des 
Faktors  geschlossen  worden  ist,  und  der  andere  Kontrahent  dies  beweist, 
so  hat  derselbe  die  Wahl,  seine  Klage  gegen  den  Faktor  oder  gepren 
dessen  Prinzipal  zu  richten,  aber  nicht  gegen  Beide. 

140.  Die  Miteigenthümer  eines  Handlungshauses  haften,  auch 
wenn  sie  nicht  Socien  sind,  solidarisch  für  die  von  ihrem  Faktor  ein- 
gegangenen  Verbindlichkeiten. 

Dieselbe  Vorschrift  ist  anwendbar  auf  die  Erben  des  Prinzii)als, 
nach  Annahme  der  Erbschaft. 

141  •  Kein  Faktor  darf  für  eigene  Rechnung  Handel  treiben,  noch 
sich  unter  eigenem  oder  fremden  Namen  an  Geschäften  der  nämlichen 
Art,  wie  die  ihm  übertrageneu,  betheiligen,  es  sei  denn,  dass  er  hierzu 
die  ausdrückliche  Einwilligung  seines  Prinzipals  hätte. 

Wenn  er  es  thut,  so  sind  die  Vortheile  für  Rechnung  des  Prinzipals, 
ohne  dass  dieser  für  die  Verluste  haftbar  ist. 

142.  Die  Prinzipale  werden  von  den  Verpflichtungen,  welche  die 
Faktoren  in  ihrem  Namen  eingehen,  nicht  befreit,  auch  wenn  sie  nach- 
weisen, dass  dieselben  bei  einem  bestimmten  Geschäfte  ohne  ihre  Ordre 
vorgegangen  sind,  sobald  nur  der  Faktor  gemäss  der  Vollmacht,  auf 
Grund  deren  er  gehandelt  hat,  zum  Abschluss  eines  solchen  Geschäftes 
ei-mächtigt  war,  und  letzteres  dem  Geschäftskreise  der  Handelsnieder- 
lassung entspricht,  welches  unter  seiner  Leitung  steht. 

Die  Prinzipale  können  sich  auch  nicht  der  Erfüllung  der  durch 
die  Faktoren  eingegangenen  Verpflichtungen  unter  dem  Vorwande  ent- 
ziehen, dass  letztere  ihr  Vertrauen  gemissbraucht  oder  die  ihnen  über- 
tragenen Befugnisse  überschritten  hätten,   oder   dass   sie   die   für   ihre 
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Prinzipale  erworbenen  Waaren  in  ihrem  Nutzen  verbraucht  hätten,  vor- 
behaltlich ihrer  Klage  gegen  die  Faktoren  auf  Schadloshaltung. 

143.  Die  Geldstrafen,  in  welche  der  Faktor  wegen  Uebertretung 
der  Gesetze  oder  der  fiskalischen  Verordnungen  bei  der  Ausübung  der 
ihm  anvertrauten  Geschäfte  verfallen  mag,  sind  in  das  Vermögen,  welches 
er  verwaltet,  ohne  Weiteres  zu  vollstrecken ,  unbeschadet  des  Rechtes 
der  Eigenthtimer  gegen  den  Faktor,  falls  diesem  bei  der  Thatsache^ 
welche  zu  der  Geldstrafe  Anlass  gegeben  hat,  ein  Versehen  zur  Last  fällt. 

144.  Die  Befugnisse  eines  Faktors  hören  mit  dem  Tode  des  Eigen- 
thümers  nicht  auf,  so  lange  ihm  die  Vollmachten  nicht  entzogen  werden, 
wohl  aber  mit  der  Seitens  des  Eigenthtimers  bewirkten  Veräusserung 
der  Handelsniederlassung. 

Jedoch  sind  die  Verträge,  welche  der  Faktor  abschloss,  gültig  bis 
der  Widerruf  oder  die  Veräusserung  in  gesetzlicher  Weise  zu  seiner 
Kenntniss  gelangt. 

145.  Die  Faktoren  haben  in  Betretf  der  Handelsniederlassung, 
welche  sie  verwalten,  dieselben  Vorschriften  über  Rechnungspflicht 
(Buchführung)  zu  beobachten,  welche  im  Allgemeinen  für  die  Kaufleute 
gegeben  sind. 

146.  Nur  den  gesetzlichen  Charakter  eines  Faktors,  mit  Bezug 
auf  die  Verfügungen  dieses  Abschnittes,  hat  der  Leiter  eines  Handels- 
etablissements oder  einer  Fabrik  für  fremde  Rechnung,  der  ermächtigt 
ist,  dieselben  zu  verwalten,  zu  leiten  und  über  die  sie  betrefl'enden  Ange- 
legenheiten Verträge  abzuschliessen ,  mögen  ihm  grössere  oder  geringere 
Befugnisse,  je  nachdem  es  der  Eigenthümer  für  vortheilhaft  gehalten  hat, 
eitheilt  sein. 

Die  übrigen  Handlungsgehülfen  mit  festem  Gehalt,  welche  die 
Kaufleute  zur  Unterstützung  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  anzustellen  pflegen, 
haben  keine  Befugniss,  für  ihre  Prinzipale  Verträge  abzuschliessen  und 
sich  zu  verpflichten,  es  sei  denn,  dass  ihnen  eine  solche  Vollmacht  aus- 
dri\cklich  für  diejenigen  Geschäfte,  mit  denen  sie  speziell  betraut  werden, 
ertheilt  w^orden  ist,  und  dass  die  so  Bevollmächtigten  die  nöthige  gesetz- 
liche Fähigkeit  besitzen,  um  rechtsgültig  kontrahiren  zu  können. 

147.  Der  Kaufmann,  welcher  einen  Handlungsgehülfen  seines 
Hauses  mit  der  ausschliesslichen  Leitung  der  Verwaltung  eines  Theiles 
desselben  betraut,  —  wie  z.  B.  mit  dem  We^hselgeschäft,  der  Beitreibung 
und  der  Empfangnahme  von  Geldbeträgen  gegen  eigene  Unterschrift, 
oder  mit  anderen  ähnlichen  Verrichtungen,  bei  welchen  es  nöthig  ist, 
Dokumente   zu   unterschreiben,    die   eine  Verpflichtung   und  ein  Klage- 
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recht  in  sich  schliessen,  —  ist  verpflichtet,  demselben  fiir  alle  Hand- 
lungen, die  in  den  erwähnten  Auftrag  einbegriffen  sind,  eine  besondere 
Vollmacht  zu  ertheilen,  welche  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Art.  133 
zu  vermerken  und  einzutragen  ist. 

Es  ist  somit  den  Handlungsgehülfen  nicht  gestattet,  Wechsel  aus- 
zustellen, zu  acceptiren  oder  zu  indossiren,  eine  Quittung  auf  dieselben 
zu  setzen,  noch  irgend  eine  andere  Verpflichtungs-  oder  Decharge- 
(Quittungs-)Urkunde  über  die  Handelsgeschäfte  ihrer  Prinzipale  zu  unter- 
schreiben, es  sei  denn,  dass  sie  mit  der  dazu  nöthigen,  gesetzmässig  ein- 
getragenen Vollmacht  versehen  sind. 

148.  Ungeachtet  der  Vorschrift  des  vorhergehenden  Artikels  wird 
jeder  Ueberbringer  einer  Urkunde,  in  welcher  über  den  Empfan«:  einer 
geschuldeten  Summe  quittirt  wird,  als  ermächtigt  angesehen,  diese  Summe 
in  Empfang  zu  nehmen. 

149.  Richtet  ein  Kaufmann  an  seine  Geschäftsfreunde  (Korrespon- 
denten) ein  Cirkular,  in  welchem  er  anzeigt,  dass  ein  Handlungsgehülfe 
seines  Hauses  für  gewisse  Unternehmungen  seines  Geschäftsbetriebes 
bevollmächtigt  ist,  so  sind  die  Verträge,  die  der  Gehülfe  mit  den 
Personen,  an  welche  das  Cirkular  gerichtet  war,  abgeschlossen  hat,  rechts- 
gültig und  bindend,  insoweit  dieselben  sich  auf  den  Theil  der  Verwaltung 
beziehen,  welcher  ihm  anvertraut  ist. 

Eine  gleiche  Mittheilung  ist  nothwendig,  um  den  von  den  Handlungs- 
gehülfen unterzeichneten  Korrespondenzen  der  Kaufleute,  mit  Bezug  auf 
die  dadurch  eingegangenen  Verpflichtungen,  Wirksamkeit  zu  verleihen. 

150.  Die  Bestimmungen  der  Art.  136,  137,  139,  142,  143,  144 
und  145  sind  in  gleicher  Weise  auf  diejenigen  Handlungsgehülfen  an- 
w^endbar,  welche  ermächtigt  sind,  eine  Handelsuntemehmung  oder  irgend 
einen  Theil  des  Geschäftsbetriebes  ihrer  Prinzipale  zu  leiten. 

151.  Die  Handlungsgehülfen,  welche  damit  betraut  sind,  en  detail 
in  Läden  oder  öffentlichen  Waarenlagern,  Magazinen  (Gewölben)  zu  ver- 
kaufen, werden  als  ermächtigt  angesehen,  den  Erlös  aus  den  Verkäufen^ 
die  sie  bewirken,  einzuziehen,  und  ihre  Quittungen  sind  rechtsgültig, 
wenn  sie  dieselben  im  Namen  ihrer  Prinzipale  ausstellen. 

Die  nämliche  Befugniss  haben  die  Handlungsgehülfen,  welche  in 
Waarenlagern  en  gros  verkaufen,  sobald  die  Verkäufe  gegen  Baarzahlung 
geschehen,  und  die  Zahlung  im  Waarenlager  selbst  geleistet  wird;  wenn 
die  Einkassirung  jedoch  ausserhalb  des  Waarenlagers  .  stattfindet  oder 
die  Verkäufe   auf  Zeit  erfolgen,   so   sind  die  Quittungen  nothwendiger- 


Von  den  Hülf sagen ten  des  Handels.  33 

weise  von  dem  Prinzipale,   von   seinem  Faktor  oder  von  dem  gesetzlich 
zur  Einkassimng  Bevollmächtigten  zu  unterschreiben. 

162.  Die  von  den  Buchhaltern  oder  von  den  mit  der  Buchführung 
betrauten  Handlungsgehülfen  in  die  Bücher  eines  Haudlungshanses  ge- 
machten Eintragungen  erzeugen  dieselben  Wirkungen,  als  wenn  sie 
persönlich  von  den  Prinzipalen  gemacht  worden  wären. 

153.  Sobald  ein  Kaufmann  einen  Handlungsgehülfen  mit  der 
Empfangnahme  von  gekauften  .Waaren,  oder  solchen,  welche  aus  irgend 
einem  anderen  Rechtstitel  in  seinen  Besitz  übergehen  sollen,  betraut, 
und  der  Handlungsgehülfe  dieselben  ohne  Beanstandung  oder  Protest  in 
Empfang  nimmt,  wird  die  Lieferung  als  ordnungsmässig  erfolgt  an- 
gesehen, ohne  dass  dem  Prinzipal  eine  [Reklamation  hiergegen  gestattet 
ist,  mit  Ausnahme  der  in  den  Titeln  über  den  Kauf  und  über  die 
Frachtverträge  (Art.  472,  473,  1078,  1079)  vorgesehenen  Fälle. 

154.  Die  Faktoren  und  Handlungsgehülfen  sind  ihren  Prinzipalen 
für  jeden  Schaden  verantwortlich,  welchen  sie  den  Interessen  derselben 
durch  Veruntreuung,  Nachlässigkeit  oder  Mangel  an  genauer  Ausführung 
ihrer  Befehle  und  Instruktionen  zufügen;  im  Falle  der  Veruntreuung 
sind  sie  auch  der  betreflfenden  strafrechtlichen  Verfolgung  unterworfen. 

155.  Die  unvorhergesehenen  oder  unverschuldeten  Zufälle,  welche 
die  Faktoren  oder  die  Handlungsgehülfen  an  der  Ausübung  ihrer  Thätig- 
keit  verhindern,  verursachen  keine  Unterbrechung  bezüglich  ihres  An- 
spruches auf  das  ihnen  zukommende  Gehalt,  sobald  die  Unfähigkeit  zur 
Arbeit  nicht  mehr  als  3  zusammenhängende  Monate  beträgt.^) 

156.  Wenn  der  Faktor  oder  Handlungsgehülfe  im  Dienste  seines 
Prinzipals  irgend  einen  aussergewöhnlichen  Schaden  oder  einen  Verlust 
erleidet,  so  fallt  der  Ersatz  für  diesen  Schaden  oder  Verlust  dem 
Prinzipal  zur  Last,  und  ist  nach  dem  Gutachten  von  Sachverständigen 
festzusetzen. 

157.  Ist  die  Zeitdauer  des  von  den  Faktoren  und  Handlungs- 
gehülfen mit  ihren  Prinzipalen  geschlossenen  Vertrages  nicht  bestimmt. 


^)  Entspricht  dem  früheren  Becht  Art.  156  H.G.B.  Uebereinstimmend 
das  neue  Portugiesische  Becht  Art.  266  H.G.B.  (cf.  H.  d.  £.  Nachtr.  I  S.  81.) 
Nach  dem  Deutschen  Becht  hat  der  Handel sgehiUfe  diesfalls  nur  Gehalts- 
Anspruch  auf  6  Wochen.  Art  60  H.G.B.  Nach  Chilenischem  Becht  Anspruch 
auf  2  Monate  Art.  336  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl.  S.  731. 
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SO  kann  jeder  der  Kontrahenten  den  Vertrag  auflieben,   wenn  er  einen 
Monat  vorher  der  anderen  Partei  seinen  Entschluss  mittheilt. ^) 

Der  entlassene  Faktor  oder  Handlungsgehülte  hat  das  Recht,  das 
diesem  Monate  entsprechende  Gehalt  zu  fordern,  ausgenommen  in  den 
Fällen  notorisch  schlechter  Führung;  jedoch  ist  der  Prinzipal  nicht  ver- 
pflichtet, ihn  in  seinem  Etablissement  oder  in  der  Ausübung  seiner 
Verrichtungen  zu  belassen. 

168.  Ist  eine  bestimmte  Zeitdauer  verabredet,  so  dürfen  die 
Parteien  sich  nicht  willkürlich  ihren  Verpflichtungen  entziehen.  Derjem'ge, 
welcher  es  thut,  ist  verpflichtet,  den  Andern  nach  dem  UrtheUe  von  Sach- 
verständigen für  die  etwa  dadurch  entstehenden  Nachtheile  schadlos  zu 
halten. 

159.  Die  Nichterfüllung  des  Vertrages  zwischen  dem  Prinzipale 
und  seinem  Faktor  oder  Handlungsgehülfen  wird  als  eine  willkürliche 
angesehen,  sobald  sie  sich  nicht  auf  eine  Verletzung  stützt,  welche  der 
Eine  der  Sicherheit,  der  Ehre  oder  den  Interessen  des  Andern  oder 
dessen  Familie  zugefügt  hat. 

1)  Entspricht  dem  früheren  ßecht  Art.  158  H.G  B.  Ebenso  das  Spanische 
Recht  Art.  302  H.G.B.  (cf.  H.  d  E.  Bd.  V.  l  S.  51)  und  das  neue  Portugie- 
sische Recht  Art.  263  H.G  B.  Nach  Deutschem  Recht  Art.  61  H.G.B. 
<cf.  H.  d.  E  Bd.  II  S.  322),  besteht  Mangels  Abrede  sechswöchentliche  Kündi- 
gung zum  Ablauf  jedes  Kalender-Quartals.  In  der  letzten  Reichstags  Session 
(IL  Session  1893/94)  ist  im  Reichstag  folgende  Abänderung  des  Art  61  be- 
schlossen worden  (noch  nicht  als  Gesetz  publicirt): 

„Art.  61.  Das  Dienstverhältniss  zwischen  dem  Prinzipal  und  dem 
Handlungsdiener  kann,  wenn  es  für  unbestimmte  Zeit  einge- 
gangen ist,  von  jedem  Theile  mit  Ablauf  eines  jeden  Kalenderviertel- 
jahres nach  mindestens  sechs  Wochen  vorher  erfolgter  Kündigung  auf- 
gehoben werden. 

Ist  durch  Vertrag  eine  kürzere  oder  längere  Kündigungsfrist  be- 
dungen, so  muss  sie  für  beide  Theile  gleich  sein;  die  Frist  darf  nicht 
weniger  als  vier  Wochen  betragen. 

Die  Bestimmungen  des  vorigen  Absatzes  finden  auch  in  dem  Falle 
Anwendung,  wenn  das  Dienstverhältniss  für  bestimmte  Zeit  eingegangen 
und  wenn  hierbei  vereinbart  ist,  dass  dasselbe  in  Ermangelung  einer  vor 
Ablauf  der  Yertragszeit  erfolgten  Kündigung  eAs  verlängert  gelten  soll. 

Vereinbarungen,  welche  den  Bestimmungen  in  Absatz  2  und  3  zu- 
widerlaufen, sind  ungültig.  In  Betreff  der  Handlangslehrlinge  ist  die 
Dauer  der  Lehrzeit  nach  dem  Lehrvertrage  und  in  Ermangelung  vertrage- 
massiger  Bestimmungen  nach  den  örtlichen  Verordnungen  oder  dem  Orts- 
gebrauche zu  beurtheilon*'. 
(AI.  5  unverändert.) 
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Diese  Beurtheilung  ist  von  dem  zuständigen  Gericht  oder  Richter 
in  einsichtiger  Weise  vorzunehmen,  unter  Berücksichtigung  der  Natur 
der  Beziehungen,  welche  zwischen  den  Prinzipalen  und  ihren  Unter- 
gebenen bestehen. 

160.  In  Betreff  der  Prinzipale  sind  als  besondere  Gründe  für  die 
Entlassung  ihrer  Faktoren  oder  Handlungsgehülfen,  selbst  wenn  eine 
Verpflichtung  oder  Abrede  für  eine  bestimmte  Zeit  besteht,  anzusehen : 

1.  Unfähigkeit     zur    Erfüllung    der    Obliegenheiten    und  Ver- 
pflichtungen, welchen  sie  sich  unterzogen  haben; 

2.  jeder  Akt  von  Betrug  oder  von  Vertrauensmissbrauch; 

3.  Negociationen   für   eigene   oder  fremde  Rechnung   ohne  aus- 
drückliche Erlaubniss  des  Prinzipals. 

161.  Weder  die  Faktoren,  noch  die  Handlungsgehülfen  dürfen 
ohne  schriftliche  Ermächtigung  ihrer  Prinzipale  irgend  welche  Befehle 
oder  Aufträge,  welche  sie  von  demselben  empfangen  haben,  Anderen 
übertragen;  falls  sie  dies  doch  auf  andere  Weise  thun,  sind  sie  direkt 
für  die  Handlungen  der  Stellvertreter  und  für  die  Verpflichtungen,  welche 
letztere  eingegangen  sind,  verantwortlich. 


KAPITEL  V. 

Von  den  Kärrnern,  Frachtführem,  oder  Unternehmern  von 

Transportgeschäften  (Spediteuren). 

162.  Die  Eisenbahnuntemehmer,  Frachtwagenbesitzer,  Fuhrleute 
und  im  Allgemeinen  alle  diejenigen,  welche  sich  dem  Transport  von 
Waaren  oder  Personen  gegen  eine  Kommissionsgebühr,  Fuhrlohn  oder 
Fracht  unterziehen  (Spediteure)^),  müssen  die  Ablieferung  zuver- 
lässig in  der  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Vereinbarung  bewirken;  sie 
müssen  durch  Personen,  welche  in  der  Erfüllung  der  in  solchen  Fällen 
nöthigen  Verrichtungen  geübt  sind,  alle  Sorgfalt  und  jedes  Mittel  an- 
wenden lassen,  damit  die  Waaren  oder  Gegenstände  nicht  verschlechtert 
werden,  indem  sie  die  zu  diesem  Zwecke  nöthigen  Ausgaben  für 
Eechnung  desjenigen,  der  dieselben  zu  tragen  hat,  machen ;  sie  sind  den 


1)  Zwischen  Spediteur  und  Frachtführer  wird  nicht  unterschieden  (wie  auch 
nicht  im  neuen  Spanischen  und  neuen  Portugiesischen  Gesetzhuch« 
welche  hier  wesentlich  benutzt  sind). 

3* 
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Parteien  für  die  Schäden  oder  Verluste,  welche  dorch  Verantreuung  oder 
Unterlassung  von  ihrer  Seite  oder  yon  selten  ihrer  Faktoren,  HandluDgs- 
gehfilfen  oder  irgend  welcher  anderer  Agenten  entstehen  mögen,  ver- 
antwortlich. 

163.  Wenn  der  Frachtführer  den  Transport  nicht  selbst,  sondern 
durch  einen  andern  Unternehmer  ^  bewirkt,  so  bewahrt  er  gegenüber  dem 
Verlader  (Ablader)  seine  Eigenschaft  als  Frachtführer,  und  nimmt 
seinerseits  die  Eigenschaft  eines  Verladers  gegenüber  den  mit  dem  Trans- 
port beauftragten  Unternehmer  an. 

164.  Die  Transportunternehmer  oder  -Kommissionäre  sind,  abge- 
sehen von  ihren  Pflichten  als  kaufmännische  Mandatare,  verpflichtet, 
ein  besonderes  Register  zu  fuhren,  mit  den  in  den  Art.  53  u.  54  vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten,  in  welches  sie  in  fortschreitender  Reihen- 
folge der  Nummern  und  Daten  alle  Waaren,  deren  Transport  sie  über- 
nehmen, einzutragen  haben,  unter  Bezeichnung  der  Qualität,  der  Person, 
welche  sie  verladet,  des  Bestimmungsortes,  der  Namen  und  Wohnorte 
des  Konsignatars  und  des  Frachtführers  und  des  Transportpreises. 

165.  Sowohl  der  Verlader  (Ablader),  als  der  Frachtführer  kann 
der  Eine  von  dem  Anderen  einen  datirten  und  unterzeichneten^)  Fracht- 
brief verlangen,  welcher  zu  enthalten  hat: 

1.  den  Namen  und  das  Domizil  des  Eigenthümers  der  Waaren 
oder  des  Verladers,  diejenigen  des  Frachtführers  oder  Transport- 
Kommissionärs,  diejenigen  der  Person,  an  welche  oder  an 
deren  Ordre,  wenn  der  Frachtbrief  nicht  auf  den  Inhaber 
gestellt  ist,  die  Waaren  abzuliefern  sind,  und  den  Ort,  wo 
die  Ablieferung  bewirkt  werden  muss; 

2.  die  Bezeichnung  der  Waaren,  deren  Qualität  der  Gattung 
nach,  das  Gewicht,  das  Maass  oder  die  Zahl  der  Stücke^ 
deren  Marken  oder  äusseren  Zeichen,  die  Klasse,  und  wenn 
sie  verpackt  sein  sollten,  die  Beschaffenheit  der  Verpackung; 

3.  die  verabredete  Fracht,  sowie  ob  dieselbe  bezahlt  ist  oder  nicht; 

4.  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Ablieferung  bewirkt  werden 
muss; 

5.  alle  übiigen  Umstände,  welche  in  der  Vereinbarung  ent- 
halten sind. 


^)  Im  Original  heisst  es  eigentlich  „empreaa"  (ünternehmfin). 
^)  Nach  früherem  Hecht  nicht  erforderlich. 
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166.  Der  Frachtbrief  kann  auf  den  Namen  lauten,  an  Ordre  oder 
auf  den  Inhaber  gestellt  sein.  ^)  Der  Cessionar,  Indossatar  oder  Inhaber 
<les  Frachtbriefes  tritt  in  alle  Pflichten  und  Bechte  des  Verladers. 

167.  Der  Frachtbrief  stellt  die  gesetzliche  Urkunde  des  Vertrages 
zwischen  dem  Verlader  und  dem  Frachtführer  dar,  und  nach  seinem  Inhalt 
sind  alle  Streitigkeiten,  welche  anlässlich  des  Waarentransportes  vor- 
kommen mögen,  zu  entscheiden,  ohne  einen  anderen  Einwand  hiergegen 
zuzulassen,  als  den  der  Fälschung  oder  eines  unfreiwilligen  Irrthums  bei 
der  Abfassung. 

Wenn  kein  Frachtbrief  vorhanden  ist  oder  derselbe  aus  irgend 
«inem  der  im  vorhergehenden  Alinea  erwähnten  Gründe  angefochten 
ist,  so  muss  nach  dem  Ergebniss  der  Beweise  entschieden  werden, 
welche  jede  Partei  zur  Unterstützung  ihrer  betreffenden  Behauptung 
vorbringt;  der  Verlader  hat  jedoch  vor  Allem  nachzuweisen,  dass  er  die 
Waaren  dem  Frachtführer  überliefert  hat,  im  Falle  dieser  es  be- 
streiten sollte. 

Der  Werth  kann  nur  nach  dem  äusseren  Anschein  der  Waaren 
bewiesen  werden. 

168.  Jede  besondere  Abrede,  die  nicht  aus  dem  Frachtbrief  erhellt, 
ist  ohne  Wirkung  gegenüber  dem  dritten  Destinatar  oder  rechtmässigen 
Inhaber. 

169.  Wenn  der  Frachtführer  die  zu  transportirenden  Gegenstände 
ohne  Vorbehalt  annimmt,  so  wird  vermuthet,  dass  dieselben  keine  sicht- 
baren Mängel  haben-^. 

170.  Die  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  beginnt  mit  dem 
Momente,  in  welchem  er  die  Waaren  entweder  selbst  oder  durch 
eine  hierzu  bestimmte  Person  in  Empfang  nimmt,  und  endigt  erst,  nach- 
dem die  Ablieferung  stattgefunden  hat. 

171.  Die  Frachtführer  haften  für  die  nachfolgenden  Frachtführer, 
die  damit  betraut  sind,  den  Transport  zu  Ende  zu  führen.  Diese  haben 
das  Becht,  in  einem  Duplikat  des  Frachtbriefes  den  Zustand,  in  welchem 
sich  die  zu  transportirenden  Gegenstände  zur  Zeit,  als  sie  dieselben 
empfingen,  befanden,  feststellen  zu  lassen;  in  Ermangelung  solcher  Fest- 


^)  Abweichend  vom  früheren  Recht,  entsprechend  dem  Art.  369  des 
neuen  Portugiesischen  H«G.B.  (cf.  H.  d.  £.  Nachtr.  I  S.  105). 

^)  Diese  Bestimmungen  sind  fast  wörtlich  dem  neuen  Portugiesichen 
H.G,B.  Art.  375  u.  376  (cf.  H.  d.  E.  Nachtr.  I.  S.  107)  entnommen. 
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stelluDg  wird  vermathet,   dass   sie   dieselben   in   gutem   Zustande  und 
entsprechend  dem  Frachtbrief  erhalten  haben. 

Die  nachfolgenden  Frachtführer  treten  in  die  Bechte  und  Pflichten 
des  ersten  Frachtführers  ein^). 

172.  Während  des  Transportes  laufen,  falls  keine  entgegengesetzte 
Abrede  getroffen  ist,  alle  aus  eigenen  Mängeln,  aus  höherer  Gewalt 
oder  aus  zufälligem  Ereigniss  entspringende  Schäden,  welche  die  Gegen- 
stände erleiden  mögen,  für  Rechnung  des  Verladers. 

Der  Nachweis  jeder  dieser  Thatsachen  liegt  dem  Frachtführer  oder 
Transportkommissionär  ob. 

173.  Der  Frachtführer  haftet  nicht  für  Geld,  Kostbarkeiten  oder 
Gegenstände  von  grossem  Werthe  und  Forderungstitel,  wenn  nicht 
die  Passagiere  oder  Verlader  deren  Betrag  angegeben  und  die  Transport- 
bedingungen vereinbart  haben.  Im  Falle  von  Verlust  oder  Beschädigung 
ist  der  Frachtführer  nicht  verpflichtet,  mehr  als  den  deklarirten  Werth 
zu  ersetzen. 

174.  Bezüglich  der  Gegenstände,  welche  ihrer  Natur  nach  einer 
Verminderung  im  Gewicht  oder  Maass  unterliegen,  kann  der  Fracht- 
führer seine  Haftbarkeit  auf  den  Betrag  eines  gewissen  vorher  bestimmten 
Prozentsatzes,  der  für  jedes  Stück  festzustellen  ist,  wenn  die  Sache  in 
Stücke  getheilt  ist,  beschränken. 

Kein  Anlass  zur  Beschränkung  der  bezeichneten  Haftbarkeit  liegt 
vor,  wenn  der  Absender  oder  der  Destinatar  beweist,  dass  die  Ver- 
minderung nicht  als  Folge  der  Natur  der  Gegenstände  entstanden  ist. 
oder  dass  dieselbe  nach  den  Timständen  des  Falles  nicht  das  fest- 
gestellte  Maass  erreichen  konnte'-^). 

176.  Ausser  den  im  Artikel  172  vorgesehenen  Fällen  ist  der 
Frachtführer  verpflichtet,  die  verladenen  Waaren  in  dem  nämlichen  Zu- 
stande, in  welchem  er  sie  nach  dem  Ausweis  des  Frachtbriefs  empfangen 
hat,  abzuliefern ;  beim  Schweigen  des  Frachtbriefes  wird  vermuthet,  dass 
er  sie  in  gutem  Zustande  und  ohne  sichtbare  Mängel  der  Verpackung 
empfangen  hat. 

176.  Auch  wenn  die  Beschädigungen  oder  Verluste  aus  Zufall 
oder   eigenen  Mängeln  der  verladenen  Gegenstände  herrühren,   ist   der 


1)  Entspricht  fast  wörtlich  dem  Art.  377  des  neuen  Portagiesischen 
H.G.B. 

^)  Entspricht  wesentlich  den  AI.  1  u.  2  Art.  383  des  neuen  Portu* 
giesischen  H.G.B.  (rf  H.  d.  E.  Nachtr.  I.  S.  169). 
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Frachtführer  dennoch  zur  Scliadloshaltung  verpflichtet,  falls  bewiesen 
wird,  dass  die  Beschädigung  oder  der  Verlust  durch  seine  Nachlässig- 
keit oder  Schuld  entstanden  ist,  weil  er  es  unterlassen  hat,  diejenigen 
Mittel  oder  Vorsichtsmassregeln  anzuwenden,  welche  unter  gleichen  Um- 
ständen von  vorsichtigen  Personen  angewandt  zu  werden  pflegen. 

177.  Wenn  es  sich  um  den  Transport  von  bestimmten  Arten  zer- 
brechlicher oder  leicht  einer  Verschlechterung  unterliegender  Gegen- 
stände, von  Thieren  oder  aber  um  Transporte  von  besonderer  Art  handelt, 
so  können  die  Eisenbahn- Verwaltungen  sich  ausmachen,  dass  die  Ver- 
luste oder  Beschädigungen  als  aus  der  Fehlerhaftigkeit  der  nämlichen 
transportirten  Gegenstände,  aus  ihrer  eigenen  Beschaffenheit  oder  aus 
einer  Handlung  des  Absenders  oder  des  Destinatars  herrührend  ver- 
muthet  werden,  wenn  deren  Verschulden  nicht  bewiesen  wird. 

178.  Die  Frachtführer  können  die  Stücke,  welche  sich  als  im 
schlechten  Zustande  befindlich  herausstellen,  zurückweisen.  Wenn  jedoch 
der  Absender  auf  ihrer  Annahme  besteht,  so  ist  der  Frachtführer 
verpflichtet,  sie  zu  transportiren,  bleibt  aber  von  jeder  Haftbarkeit  befreit, 
wenn  er  seinen  Widerspruch  in  dem  Frachtbrief  feststellen  lässt^). 

179.  Die  Entschädigung,  welche  der  Frachtführer  im  Falle  von 
Verlust  oder  Abhandenkommen  zahlen  muss,  ist  durch  Sachverständige 
nach  dem  Werthe,  welchen  die  Waaren  zur  Zeit  und  an  dem  Orte  der 
Ablieferung  gehabt  hätten,  und  nach  Massgabe  der  Bezeichnung,  welche 
denselben  im  Frachtbriefe  gegeben  worden  ist,  abzuschätzen. 

In  keinem  Falle  ist  dem  Verlader  der  Beweis  gestattet,  dass  unter 
den  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Waaren  sich  andere  von  grösserem 
Werthe  oder  baares  Geld  befunden  hätten. 

180.  Wenn  durch  die  Beschädigungen  oder  Schäden  nur  eine 
Verminderung  im  Werthe  der  Waaren  entstanden  ist,  so  beschränkt 
sich  die  Verpflichtung  des  Frachtführers  darauf,  den  Betrag  der  Differenz 
nach  der  Schätzung  von  Sachverständigen  zu  ersetzen ,  wie  in  dem  Falle 
des  vorhergehenden  Artikels. 

181.  Wenn  die  Waaren  in  Folge  der  Beschädigungen  für  den 
Verkauf  und  für  den  ihrem  Zwecke  entsprechenden  Gebrauch  untauglich 
geworden  sind,  so  ist  der  Konsignatar  nicht  verpflichtet,  sie  in  Empfang 
zu  nehmen;  sondern  er  kann  sie  für  Bechnung  des  Frachtführers  lassen 


1)  Entspricht  dem  Art.  356  des  neuen  Spanischen  H.  G.  B.  (cf.  H.  d.  E. 
Bd.  V.  1  S.  59). 
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und  Yon  diesem  ihren  Werth  nach  dem  laufenden  Tagespreise  des  Ab- 
lieferungsortes verlangen. 

Wenn  unter  den  beschädigten  Waaren  sich  einige  Stucke  in  gutem 
Zustande  und  ohne  Mängel  vorfinden,  so  ist  die  vorhergehende  Be- 
stimmung nur  auf  den  verdorbenen  Theil  der  Waaren  anwendbar,  und  der 
Konsignatar  muss  die  unverletzten  Waaren  annehmen ,  falls  die 
Trennung  sich  nach  verschiedenen  und  einzelnen  Stücken  bewerkstelligen 
lässt,  ohne  dass  derselbe  Gegenstand  oder  eine  Vereinigung  von 
Gegenständen ;  welche  ein  Ganzes  (einen  Satz)  bilden,  getheilt  werden  muss. 

183.  Die  Streitigkeiten,  welche  zwischen  dem  Konsignatar  und 
dem  Frachtführer  über  den  Zustand  der  Waaren  zur  Zeit  der  Ablieferung 
entstehen  mögen,  sind  durch  sachverständige  Schiedsrichter  zu  ent- 
scheiden,   wobei  das  Resultat  schriftlich  festzustellen  ist. 

183.  Die  Reklamation  wegen  Beschädigung  oder  Verlustes,  welche 
bezüglich  der  Gegenstände  beim  OefFnen  der  KoUis  entdeckt  werden 
sollten,  findet  gegen  den  Frachtführer  nur  binnen  24  Stunden^)  nach 
dem  Empfang  derselben  statt,  sofern  von  aussen  an  den  KoUis  keine 
Anzeichen  des  Schadens  oder  der  Beschädigung,  wegen  deren  reklamirt 
wird,  zu  bemerken  waren. 

Ist  diese  Frist  verstrichen,  so  findet  keinerlei  Reklamation  gegen 
den  Frachtführer  wegen  des  Zustandes  der  beförderten  Waaren  statt ^. 

184.  Falls  während  des  Transports  auf  einer  Eisenbahn  Tod 
oder  Verletzung  eines  Reisenden  eingetreten  ist,  ist  der  Unternehmer 
zum  vollen  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile,  ungeachtet  jeder  ent- 
gegenstehenden Abrede,  verpflichtet;  es  sei  denn,  dass  bewiesen  wird,  dass 
der  Unfall  höherer  Gewalt  zuzuschreiben  oder  durch  die  Schuld  des 
Verunglückten  oder  eines  Dritten,  für  den  der  Unternehmer  civilrechtlich 
nicht  haftet^),  verursacht  ist. 

186.  Die  Zugthiere,  die  Wagen,  die  Kähne,  die  Ausrüstungs- 
gegenstände, sowie  alle  übrigen  Haupttransportmittel   und   deren  Zube- 

1)  Entsprechend  dem  neuen  Spanischen  Recht  Art.  366  H.G.B.  (cf.  H. 
d.  £.  Bd.  V.  1.  S.  61);  nach  dem  neuen  Portugiesischen  Recht  binnen 
8  Tagen  nach  der  Uebergabe  Art.  305  H.G.B.   (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  110.) 

^)  Nach  früherem  Recht  war  die  Reklamation  auch  dann  unzulässig, 
wenn  die  Transportgebühr  oder  die  Fracht  schon  bezahlt  war;  —  Art.  175 
H.G.B.  dasselbe  gilt  auch  nach  neuem  Spanischen  Recht  —  Art.  306  AI.  2 
JI.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1  S.  61.) 

^)  Diese  Bestimmung  ist  neu. 
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hörimgen  sinä  dem  Verlader  für   den  Betrag   der  überlieferten  Waaren 
besonders  verhaftet. 

186.  Ist  eine  ausdrückliche  Abrede  über  den  Weg,  welchen  der 
Transport  nehmen  soll,  getroffen,  so  darf  der  Frachtführer  von  dem- 
selben nicht  abweichen,  bei  Strafe,  für  alle  Verluste  und  Mankos  zu 
haften,  auch  wenn  diese  aus  den  im  Art.  172  erwähnten  Ursachen^) 
herrühren  sollten,  es  sei  denn,  dass  der  verabredete  Weg  unpassirbar 
ist  oder  grössere  Gefahren  bietet. 

Wenn  dagegen  eine  Abrede  über  den  Weg  nicht  getroffen  ist,  so 
bleibt  es  dem  Ermessen  des  Frachtführers  überlassen,  denjenigen  auszu- 
wähleu,  der  ihm  am  meisten  genehm  ist,  vorausgesetzt,  *  dass  er  sich  in 
gerader  Bichtung  auf  den  Punkt  hin  bewegt,  wo  er  die  Waaren  ab- 
liefern muss. 

187.  Die  Ablieferung  der  Gegenstände  muss  innerhalb  der  Frist 
erfolgen,  welche  durch  die  Vereinbarung,  die  Gesetze  und  Verordnungen,  und 
in  deren  Ermangelung  durch  die  Handelsgebräuche  festgesetzt  ist. 

Die  Eisenbahnen  müssen  die  Transporte  von  Waaren  innerhalb 
einer  Frist  bewirken,  welche  diejenige  von  einer  Stunde  für  je  zehn 
Kilometer  oder  für  die  kleinste  Entfernung,  welche  die  Administrativ- 
Behörde  festsetzt,  gerechnet  von  zwölf  Uhr  Nachts  vom  Tage  des 
Empfanges  der  Ladung^),  nicht  übersteigt. 

188.  Im  Fall  einer  Verzögerung  bei  der  Ausführung  des  Trans- 
portes über  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  festgesetzte  Zeit  hinaus, 
verliert  der  Frachtführer  einen  Theil  der  Frachtgebühr  im  Verhältniss 
zur  Dauer  der  Verzögerung,  und  die  volle  Frachtgebühr,  wenn  die  Ver- 
zögerung das  Doppelte  der  für  die  Ausführung  des  Transportes  fest- 
gesetzten Zeit  beträgt,  abgesehen  von  der  Verpflichtung,  den  grösseren 
Schaden  zu  ersetzen,  der  nachweisbar  aus  dem  bezeichneten  Grunde 
erlitten  ist. 

Nicht  verantwortlich  füi*  die  Verzögerung  ist  der  Frachtführer, 
wenn  er  beweist,  dass  dieselbe  durch  Zufall,  höhere  Gewalt  oder  eine 
Handlung  des  Absenders  oder  des  Destinatars  entstanden  ist. 

Der  Mangel  an  für  den  Transport  hinreichenden  Mitteln  genügt 
nicht,  um  die  Verzögerung  zu  entschuldigen. 

189.  Wenn  dem  Transpoitvertrag  eine  Strafklausel  für  die  Nicht- 
erfüllung  oder   die  Verzögerung   bei  der  Uebergabe   beigefügt  ist,    so 


1)  D,  h.  aus  eigenen  Mängeln,  höheren  Gewalt  oder  zufälligem  Ereigniss. 
-)  Diese  Bestimmung  ist  neu. 
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kann   stets   die   AasfiihruDg   des  Transportes  and  die  Strafe  geforden 
werden. 

Um  Anspruch  auf  die  vereinbarte  Strafe  zu  haben,  ist  es  nicht 
nothwendig,  einen  Nachtheil  zu  beweisen;  der  Betrag  derselben  kann 
von  dem  vereinbarten  Preise  abgezogen  werden.  Falls  bewiesen  wird, 
dass  der  unmittelbare  und  direkte  Schaden,  der  erlitten  ist,  höher  ist 
als  die  Strafe,  so  kann  der  Ueberschuss  gefordert  werden. 

Wenn  der  Frachtführer  von  der  Verantwortlichkeit  nach  Maass- 
gabe der  Bestimmungen  der  Art.  172  und  188  befreit  sein  sollte,  so 
findet  die  Zahlung  der  Strafe  nicht  statt'). 

190.  Ist  für  die  Abliefening  der  Waaren  keine  Frist  verabredet 
worden,  so  hat  der  Frachtführer  die  Vei-pflichtung,  dieselben  auf  der 
ersten  Reise,  welche  er  nach  dem  Orte  der  Ablieferung  unternimmt, 
zu  befördern. 

Wenn  er  Transportkommissionär  ist,  so  hat  er  die  Verpflichtung, 
die  Waaren  in  der  Reihenfolge  ihres  Empfanges  zu  befordeni,  ohne  sol- 
chen den  Vorzug  zu  geben,  welche  ihm  später  überliefert  sind.  Im  Fall 
des  Zuwiderhandelns  haftet  sowohl  der  Eine  als  der  Andere  fiir  die 
Schäden  und  Nachtheile,  welche  durch  die  Verzögerung  entstehen 
mögen. 

191.  Der  Verlader  oder  der  rechtmässige  Inhaber''^)  des  Fracht- 
briefes kann  die  Konsignation  der  Waaren  ändern,  und  der  Frachtführer 
oder  Transportkommissionär  ist  verpflichtet,  diese  neue  Ordre  auszu- 
führen, wenn  er  dieselbe  vor  der  am  verabredeten  Orte  erfolgten  oder 
geforderten^)  Ablieferung  empfängt;  er  hat  in  solchem  Falle  das  Recht, 
die  Rückerstattung  des  ersten  Frachtbriefes  und  die  Abfassung  eines 
anderen  neuen  zu  verlangen. 

Wenn  jedoch  die  Aenderung  des  Bestimmungsortes  der  Ladung 
auch  eine  Aenderung  des  Weges  erfordert  oder  über  den  im  Fracht- 
briefe als  Ablieferungsort  bezeichneten  Punkt  hinausführt,  so  muss  nach 
gemeinschaftlichem  Uebereinkommen  der  neue  Transport-  oder  Frachtsatz 
festgesetzt  werden.  Wird  eine  Einigung  nicht  erzielt,  so  erfüllt  der 
Frachtführer  seine  Pflicht,  wenn  er  die  Ablieferung  an  dem  im  ersten 
Vertrage  bezeichneten  Orte  bewirkt. 


1)  Die  Bestimmungen  der  Art.  188  u.  189  sind  neu. 

^)  Nach  früherem  Recht  besass  nur  der  Verlader  das  Recht. 

3)  Nach  früherem  Recht  nur  „vor  erfolgter  Ablieferung*'. 
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192.  Wenn  der  Transport  durch  Zufall  oder  höhere  Gewalt  ver- 
hindert oder  aussergewöhnlich  verzögert  ist,  so  muss  der  Frachtführer  dies 
unverzüglich  dem  Verlader  mittheilen;  dieser  hat  alsdann  das  Recht, 
den  Vertrag  aufzuheben,  indem  er  dem  Frachtführer  die  Kosten,  welche 
dieser  gehabt,  ersetzt  und  ihm  den  Frachtbrief  zurückgiebt. 

Wenn  solches  Ereigniss  während  des  Transportes  eingetreten  ist, 
so  hat  der  Frachtführer  ausserdem  Anspruch  auf  einen  dem  zurück- 
gelegten Wege  entsprechenden  Theil  des  Frachtlohns. 

193.  Ist  ein  Fuhrwerk  (Fahrzeug)  angenommen,  welches  leer  gehen 
soll,  mit  dem  ausschliesslichen  Zweck,  Waaren  an  einem  bestimmten  Ort 
aufzunehmen  und  an  den  bezeichneten  Punkt  hinzuführen,  so  hat  der 
Frachtführer  Ansprach  auf  den  vereinbarten  Frachtlohn,  auch  wenn 
er  den  Transport  nicht  ausführt,  sofern  er  die  nachfolgenden  Thatsachen 
darthut: 

1.  dass  der  Verlader  oder  dessen  Kommissionär  ihm  die  ange- 
botenen Waaren  nicht  übergeben  hat; 

2.  dass  er  (der  Frachtführer)  ungeachtet  seiner  Bemühungen, 
keine  andere  Fracht  nach  dem  Orte  seiner  Herkunft  er- 
langt hat. 

Hat  der  Frachtführer  auf  dem  Rückwege  eine  Fracht  erhalten,  so 
kann  er  von  dem  ursprünglichen  Verlader  nur  denjenigen  Betrag  ein- 
ziehen, welcher  an  der  Höhe  des  mit  ihm  vereinbarten  Frachtlohnes  fehlt. 

194.  Befindet  sich  der  Konsignatar  nicht  an  dem  im  Frachtbriefe 
bezeichneten  Domizil,  oder  weigert  er  sich,  die  Waaren  in  Empfang  zu 
nehmen,  so  kann  der  Frachtführer  die  gerichtliche  Hinterlegung  zur  Ver- 
fügung des  Verladers  oder  Absenders  beanspruchen,  unbeschadet  des 
Rechts  eines  Dritten, 

196.  Der  Frachtführer  oder  Tran  Sportkommissionär  hat  keine 
Befugniss,  nach  dem  Rechstitel  zu  forschen,  welcher  dem  Verlader  oder 
dem  Konsignatar  bezuglich  der  Waaren  zusteht. 

Er  muss  dieselben  ohne  Verzug  und  irgend  welche  Schwierigkeit 
an  die  in  dem  Frachtbriefe  bezeichnete  Person  abliefern. 

Falls  er  dies  nicht  thut,  macht  er  sich  für  alle  aus  der  Verzögerang 
entstehenden  Nachtheile  verantwortlich. 

196.  Der  Frachtführer  ist  nicht  verpflichtet,  die  Ablieferung  der 
transportirten  Gegenstände  zu  bewirken,  ehe  nicht  die  Person,  welche 
sich  zu  deren  Empfangnahme  vorstellt,  die  ihr  obliegenden  Verpflichtungen 
erflUlt  hat. 
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Wenn  der  Destinatar  im  Falle  eines  Streites  den  Betrag,  welchen 
er  nach  seiner  Meinung  schuldet,  zahlt  and  zur  rechten  Zeit  die 
Differenz  hinterlegt,  so  mass  der  Frachtführer  ihm  die  transportirten 
Sachen  aushändigen^). 

197.  Wenn  es  nicht  möglich  ist,  den  Konsignatar  ausfindig  zu 
machen  oder  wenn  derselbe  vom  Ort  abwesend  sein  sollte,  oder  zwar 
gegenwärtig  ist,  aber  die  Empfangnahme  der  Waaren  verweigert,  so  hat 
der  Frachtführer  sie  an  demjenigen  Ort,  welchen  das  Handelsgericht  oder 
in  dessen  Ermangelung  der  Friedensricht>er  bestimmt,  anf  Rechniuig 
dessen  zu  hinterlegen,  dem  es  zukommt,  sie  in  Empfang  zu  nehmen. 

Der  Zustand  der  Waaren  ist  durch  einen  Sachverständigen  oder 
zwei  Sachverständige,  welche  das  nämliche  Gericht  auszuwählen  hat,  zu 
rekognosziren  und  zu  bescheinigen. 

198.  Der  Destinatar  hat  das  Eecht,  auf  seine  Kosten  im  Augen- 
blick der  Ablieferung  den  Zustand  der  transportirten  Waaren  festzu- 
stellen, auch  wenn  dieselben  keine  äusseren  Anzeichen  von  Beschädigungen 
aufweisen. 

Der  Frachtführer  kann  seinerseits  von  dem  Konsignatar  die 
Oeffnung  und  Rekognition  der  Stücke  während  der  Auslieferung  ver- 
langen; und  wenn  derselbe  die  geforderte  Maassregel  verweigefl  oder 
unterlässt,  so  wird  der  Frachtführer  durch  diese  Thatsache  allein  von 
jeder  Verantwortlichkeit,  welche  nicht  aus  Betrug  oder  Untreue  herrührt, 
befreit. 

199.  Die  Frachtführer  und  Transportkommissionäre  haften  für  die 
Schäden,  welche  aus  ihrer  oder  ihrer  Angestellten  Unterlassung  bei  der 
Erfüllung  der  Förmlichkeiten  der  Gesetze  oder  der  fiskalischen  Ver- 
ordnungen herrühren  mögen,  und  zwar  während  des  ganzen  Verlaufes 
der  Reise  und  beim  Eintritt  in  den  Ort  ihrer  Bestimmung;  wenn  sie 
jedoch  gemäss  der  Anweisung  des  Verladers  oder  des  Konsignatars  der 
Waaren  verfahren  sind,  so  bleiben  sie  von  jeder  Verantwortlichkeit  be- 
freit, unbeschadet  der  Strafen,  in  welche  beide  nach  Massgabe  des 
Rechts  verfallen  mögen.  ^) 


1)  Entspricht  dem  Art.  390  bis  einschl.  §  l  des  neuen  Portugiesischen 
H.G.B.  (cf.  H   d.  E.  Nachtr.  I  S.  111). 

^)  Nach  früherem  Recht  blieben  sie  verantwortlich,  auch  wenn  sie  an- 
weisungsgemäss  gehandelt  hatten,  Art.  185  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl. 
S.  106);  dieselbe  Bestimmung  gilt  auch  nach  Brasilianischem  Becht  Art  115 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  S.  551). 
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200.  Die  beförderten  Waaren  haften  speziell  f&r  die  durch  ihren 
Transport  verursachten  Kosten  und  Gebühren.  Dieses  Recht  wird 
von  einem  Frachtführer  auf  den  anderen  fibertragen,  bis  zum  letzten, 
welcher  die  Waaren  abliefert;  dieser  vereinigt  in  sich  s&mmtliche  An- 
sprüche seiner  Vorgänger  bei  der  Beförderung. 

Dieses  Vorrecht  hört  auf,  sobald  die  beförderten  Waaren  in  den 
Besitz  eines  Dritten  übergehen,  oder  wenn  der  Frachtführer  nicht  binnen 
des  auf  die  Ablieferung  folgenden  Monats  von  seinem  Rechte  Ge- 
brauch  macht  *). 

In  beiden  Fällen  nimmt  er  gegenüber  demjenigen,  der  die  Waaren 
empfing,  nur  die  Eigenschaft  eines  gewöhnlichen  persönlichen  Gläu- 
bigers ein. 

201.  In  die  Kosten,  von  denen  im  vorhergehenden  Artikel  die 
Rede  ist,  sind  diejenigen  mit  einbegriffen,  welche  der  Frachtführer  zur 
Verhinderung  der  Wirkung  einer  höheren  Gewalt  oder  einer  Beschädi- 
gung aufgewendet  hat,  selbst  wenn  diese  Maassnahme  von  den  Be- 
stimmungen des  Vertrages  abweichen  sollte. 

202.  Die  Konsignatare  können  die  Zahlung  der  Fracht  für  die 
empfangenen  Waaren  nicht  länger  als  24  Stunden  nach  Ablieferung  der- 
selben hinausschieben. 

Im  Falle  einer  längeren  Verzögerung  kann  der  Frachführer,  ohne 
weitere  Reklamation  wegen  Verluste  oder  Beschädigung  zu  erheben,  den 
gerichtlichen  Verkauf  der  beförderten  Waaren  verlangen,  bis  zu  einem  Be- 
trage, der  hinreicht,  um  die  Fracht  und  die  entstandenen  Kosten  zu  decken. 

203.  Wenn  der  Frachtführer  seinen  Anspruch  innerhalb  des  auf 
den  Tag  der  Ablieferung  folgenden  Monates  gerichtlich  geltend  machte 
so  bleibt  sein  Vorrecht  bestehen,  auch  wenn  der  Konsignatar  in  Falliment 
oder  Konkurs  verfällt. 

204.  Die  Eisenbahnunternehmen  haben  die  Verpflichtung,  jede 
Fracht  anzunehmen,  welche  ihnen  zum  Transport  bis  nach  ihren  Stationen 
oder  denjenigen  ihrer  Zweigbahnen  übergeben  wird. 


')  Uebereinstimmend  mit  dem  alten  Portugiesischen  Recht»  während 
nach  dem  neuen  Portugiesischen  H.G.6.  das  Recht  mit  der  Uebergabe 
erlischt  Art.  391  §  1  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  111.)  Dasselbe  gilt 
nach  dem  neuen  Italienischen  Recht,  Art.  412  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  III. 
S.  264,)  Nach  dem  neuen  Spanischen  Recht  verfällt  das  Recht  binnen 
8  Tagen  nach  der  Ablieferung  Art  375  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1  S.  63); 
nach  Deutschem  Recht  binnen  3  Tagen  nach  der  Uebergabe.  Art.  409  H.G.B. 
)cf.  H.  d.  E.  Bd.  II  S.  332.) 
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Die  Reglements  oder  Bedingungen  der  Unternehmungen,  welche 
ihre  Dienste  dem  Publikum  angeboten  haben,  sind  nichtig  und  ohne 
Wirkung,  wenn  sie  die  ihnen  durch  dieses  Gesetzbuch  auferlegten  Ver- 
bindlichkeiten und  Haftbarkeiten  ausschliessen  oder  beschränken. 

206.  Die  Rechtsansprüche,  welche  sich  aus  dem  Transportvertrage 
ergeben,  können  vor  der  Gerichtsbehörde  des  Ortes  verfolgt  werden,  an 
welchem  ein  Vertreter  des  Frachtführers  seinen  Sitz  hat,  nnd  wenn  es 
sich  um  Eisenbahnwege  handelt,  vor  der  Gerichtsbehörde  des  Ortes,  an 
welchem  sich  die  Abfahrts-  oder  Ankunftsstation  befindet. 

Zu  diesem  Behüte  sind  die  Bestimmungen  des  Artikels  135  auf  die 
Stationsvorsteher  anzuwenden. 

206.  Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  sind  anwendbar  auf  die 
Transporte,  welche  mittelst  Kähnen,  Barken,  Schaluppen,  Feluken, 
"Walfischboten,  Kanoes,  und  anderen  kleinen  Fahrzeugen  ähnlicher  Art 
bewirkt   sind. 
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Buch  IL 

Von  den  Handelsverträgen. 

Titel  I. 

Ton  den  Handelsyerträgen  und  den  Handelsverbindlichkeiten 

im  Allgemeinen. 

EINZIGES  KAPITEL. 

Von  den  Verträgen  und  den  Verbindlichkeiten 

im  Allgemeinen. 

207.  Das  Civilreclit  ist,  soweit  es  nicht  durch  dieses  Gesetzbuch 
abgeändert  ist,  auf  die  Handels-Materien  und  -Geschäfte  anwendbar. 

208.  Die  Handelsvertrage  können  bewiesen  werden: 

1.  durch  öffentliche  Urkunden; 

2.  durch  die  Noten  der  Handelsmäkler  und  die  aus  ihren  Büchern 
ausgezogenen  Atteste; 

3.  durch  Privaturkunden,  welche  von  den  Kontrahenten  oder 
auf  ihr  Gesuch  und  in  ihrem  Namen  von  einem  Zeugen  unter- 
schrieben sind; 

4.  durch  briefliche  und  telegraphische  Korrespondenz; 

5.  durch  die  Bücher  der  Kaufleute  und  die  acceptirten  Fakturen ; 

6.  durch  Zugeständniss  einer  Partei,  sowie  durch  Eid^); 

7.  durch  Zeugen. 

Es  sind  auch  die  Rechtsvermuthungen  in  Gemässheit  der  in  diesem 
Titel  festgestellten  Vorschriften  zuzulassen. 

209.  Der  Zeugenbeweis  ist  ausser  in  den  Fällen,  welche  in  diesem 
Gesetzbuche  ausdrücklich  angegeben  sind,  nur  bei  deujenigen  Verträgen 
zulässig,  deren  Werth  200  Pesos  fuertes^  nicht  übersteigt. 

^)  Abweichend  vom  früheren  Recht,  Art.  192. 

2)  Der  Werth  eines  Argentinischen  Peso  fuerte  beträgt  ungefähr 
4  Mark. 
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Handelt  es  sich  um  Angelegenheiten  von  grösserem  Betrage, 
so  ist  der  Zeogenbeweis  nur  dann  zulässig,  wenn  schon  der  Anfang 
eines  schriftlichen  Beweises  vorliegt. 

Als  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  wird  jede  üffentliche  oder 
private  Urkunde  angesehen,  welche  von  dem  Gegner,  von  dessen  Rechts- 
vorgänger oder  der  am  Rechtsstreite  iuteressirten  Partei  oder  von  einer 
Person  herrührt,  welche,  wenn  sie  noch  lebte,  Interesse  daran  haben  würde. 

210.  Die  Verträge,  fUr  welche  in  diesem  Handelsgesetzbuche  in 
bestimmter  Weise  besondere  Förmlichkeiten  oder  Solemnitäten  festgesetzt 
sind,  erzeugen  keine  Klage  vor  Gericht,  wenn  in  ihnen  diese  Förm- 
lichkeiten oder  Solemnitäten  nicht  beobachtet  worden  sind. 

211.  Nicht  zuzulassen  sind  Urkunden  über  Handelsverträge,  in 
welchen  leere  Stellen,  Radirungen  oder  Verbesserungen  vorkommen,  wenn 
diese  nicht  von  den  Kontrahenten  unterschriftlich  bestätigt  sind. 

Ausgenommen  ist  der  Fall,  in  welchem  der  Beweis  angeboten  wird, 
dass  die  Radirung  oder  Verbesserung  absichtlich  von  der  an  der  Nichtig- 
keit des  Vertrages  iuteressirten  Partei  gemacht  worden  ist. 

212.  Der  Mangel  einer  Angabe  des  Grundes  oder  der  falsche  Grund 
kann  bei  den  mittels  Indossament  übertragbaren  Obligationen  einem 
dritten  gutgläubigen  Inhaber  nicht  entgegengestellt  werden. 

213.  Wenn  ein  Mäkler  das  Geschäft  vermittelt,  so  ist  der  Vertrag 
als  perfekt  anzusehen,  sobald  die  kontrahirenden  Theile  die  Propositionen 
des  Mäklers,  ohne  Reserve  oder  Bedingung  acceptirt  haben.  Ist  die 
Annahme  ausgedrückt,  so  kann  der  Reue  (arrepentimiento)  der  Partei 
nicht  Folge  gegeben  werden. 

214.  Die  telegraphische  Korrespondenz  wird  nach  den  auf  die 
briefliche  bezüglichen  Bestimmungen  Behufs  des  Abschlusses  von  Ver- 
trägen und  anderer  rechtlichen  Wirkungen  geregelt. 

215.  Die  einem  Mandatar  oder  einem  Abgesandten  (Emissar) 
kundgegebene  Einwilligung  zu  einem  Handels- Akte  verpflichtet  denjenigen, 
welcher  sie  gewährt,  sogar  bevor  sie  dem,  welcher  den  Boten  sandte, 
überbracht  ist. 

216.  Die  Resolutivbedingung  wird  bei  allen  zweiseitigen  oder 
gegenseitigen  Verträgen  als  implicite  einbegriffen  für  den  Fall  angesehen, 
dass  einer  von  den  Theilen  sein  Versprechen  nicht  erfüllt.  Aber  bei 
den  Verträgen,  bei  denen  schon  Handlungen  geleistet  sind,  bleiben  die- 
jenigen, welche  schon  erfüllt  sind,  bestehen  und  erzeugen  mit  Bezug  auf 
sich  die  Verpflichtung  des  Vertrages. 


Von  den  Handelsverträgen  u.  d.  Handels  Verbindlichkeiten  im  Allgemeinen.   49 

Ist  die  Bedingung  implicite  darin  enthalten,  so  wird  der  Vertrag 
nicht  ipso  jure  aufgelöst,  als  wenn  die  Resolutivbedingung  yereinbart 
wäre.  Der  Theil,  gegen  den  gefehlt  ist,  hat  die  Wahl,  den  andern  zur 
AosfiUirung  des  Vertrages,  wenn  diese  noch  möglich,  zu  zwingen  oder 
die  Rückerstattung  einschliesslich  der  Schäden  und  Nacht  heile  zu  fordern. 

Die  Aufhebung  muss  gerichtlich  gefordert  werden,  und  die  Gerichte 
können,   nach  den  Umständen,    den  Beklagten  eine  Frist  gewähren. 

217.  Die  Worte  der  Verträge  und  Vereinbarungen  müssen  in  dem 
Sinne,  welchen  der  allgemeine  Brauch  denselben  beilegt,  verstanden 
werden,  auch  wenn  der  Verpflichtete  behauptet,  dass  er  sie  anders  ver- 
standen hat. 

218.  Ist  es  nöthig,  die  Klauseln  eines  Vertrages  auszulegen,  so 
soll  für  die  Auslegung  Folgendes  als  Grundlage  dienen: 

1.  ist  eine  Zweideutigkeit  in  den  Worten  vorhanden,  so  muss 
mehr  die  gemeinschaftliche  Absicht  der  Parteien  als  der 
buchstäbliche  Sinn  der  Ausdrücke  erforscht  werden; 

2.  die  doppelsinnigen  oder  zweideutigen  Klauseln  müssen  ver- 
mittelst der  klaren  und  genauen  Ausdrücke  ausgelegt  werden, 
welche  in  einem  andern  Theile  desselben  Schriftstückes  an- 
gewandt worden  sind,  indem  dabei  zu  beachten  ist,  dass 
ihnen  nicht  sowohl  die  Bedeutung,  welche  ihnen  im  All- 
gemeinen zukommen  könnte,  als  vielmehr  diejenige,  welche 
dem  ganzen  Inhalt  entspricht,  gegeben  wird; 

3.  die  Klauseln,  welche  in  doppeltem  Sinne  aufgefasst  werden 
können,  derart,  dass  die  eine  Auslegung  die  Gültigkeit,  die 
andere  die  Nichtigkeit  des  Vertrages  ergiebt ,  müssen  nach  der 
ersteren  Auslegung  verstanden  werden. 

Wenn  beide  Auslegungen  in  gleicher  Weise  die  Gültig- 
keit des  Aktes  ergeben,  so  müssen  sie  in  dem  Sinne  ange- 
wendet werden,  welcher  der  Natur  der  Verträge  und  den 
Regeln  der  Billigkeit  am  meisten  entspricht; 

4.  die  auf  den  Vertrag  folgenden  Handlungen  der  Kontrahenten, 
welche  auf  das,  worüber  gestritten  wird,  Bezug  haben,  bilden 
die  beste  Erläuterung  der  Absicht  der  Parteien  zui-  Zeit  de» 
Vertrags- Abschlusses ; » 

5.  die  Handlungen  der  Kaufleute  werden  niemals  als  unentgelt- 
liche vermuthet; 

6.  der  Brauch  und  die  Praxis,  welche  in  Fällen  gleicher  Art 
im  Allgemeinen  im  Handel  befolgt  werden,  und  besonders  der 

Borchardt,  Argentiniscbes  Uaudelsgesetzboch.  4 
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Brauch  des  Ortes,  wo  der  Vertrag  erfüllt  werden  soll,  prä- 
valirt  gegenüber  jeder  entgegengesetzten  Auslegung,  welche 
für  die  Worte  in  Anspruch  genommen  wird; 

7.  in  den  zweifelhaften  Fällen,  welche  nicht  nach  den  festgesetzten 
Grundlagen  entschieden  werden  können,  müssen  die  zwei- 
deutigen Klauseln  immer  zu  Gunsten  des  Schuldners,  d.  h. 
im  Sinne  seiner  Entlastung  ausgelegt  werden. 

219.  Wenn  bei  der  Abfassung  eines  Vertrages  irgend  eine  zu 
seiner  Erfüllung  nothwendige  Klausel  fortgelassen  worden  ist,  und  die 
Interessenten  über  die  wahre  Auslegung  der  Veri)flichtung  nicht  einig 
sind,  so  wird  yermuthet,  dass  die  Parteien  sich  dem,  was  in  solchen 
Fällen  unter  den  Kaufleuten  am  Orte  der  Erfüllung  des  Vertrages 
Brauch  und  Praxis  ist,  unterworfen  haben. 

320.  Wenn  in  dem  Vertrage  zur  Bezeichnung  des  Geldes,  des 
Gewehtes  oder  des  Maasses  Gattungs-Ausdrücke  angewendet  sind,  welche 
auf  verschiedene  Werthe  oder  Mengen  angewendet  werden  können,  so 
ist  die  Verbindlichkeit  als  in  derjenigen  Spezies  von  Geld,  Gewicht  oder 
Maass,  eingegangen  anzusehen,  welche  bei  Verträgen  gleicher  Äii 
üblich  sind. 

Titel  II. 
Vom  Mandat  und  von  den  Kommissionen  oder  Konsif;nationen. 

221.  Das  Handels-Mandat  ist  im  Allgemeinen  ein  Vertrag,  durch 
welchen  Jemand  sich  verpflichtet,  ein  erlaubtes  Handelsgeschäft  oder 
deren  mehrere,  die  ein  Anderer  ihm  aufträgt,  auszuführen. 

Das  Handels-Mandat  wird  nicht  als  unentgeltlich  vermuthet. 

222.  Es  wird  speziell  Mandat  genannt,  wenn  der,  welcher 
das  Geschäft  besorgt,  im  Namen  desjenigen  handelt,  welcher  es  ihm  auf- 
getragen hat. 

Es  wird  Kommission  oder  Konsignation  genannt,  wenn  der, 
welcher  für  Andere  individuell  bestimmte  Geschäfte  besorgt,  in  eigenem 
Namen  oder  unter  der  gesellschaftlichen  Firma,  die  er  repräsentbt, 
handelt. 
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KAPITEL  I. 
Vom  Handels -Mandat. 

323.  Das  Handels -Mandat  kann,  so  allgemein  auch  seine  Aus- 
drucke sein  mögen,  nur  Handels-Akte  als  Gegenstand  haben. 

Niemals  wird  es  auf  Akte  bezogen,  die  nicht  handelsrechtlich  sind, 
wenn  nicht  ausdrücklich  etwas  Anderes  in  der  Vollmacht  vorgesehen  ist. 

324.  Der  Mandatar  kann  zu  jeder  Zeit  das  Mandat  kündigen, 
indem  er  dem  M.andanten  seine  Kündigung  mittheilt. 

Wenn  jedoch  diese  Kündigung  dem  Mandanten  Schaden  verursacht, 
so  muss  der  Mandatar  ihn  schadlos  halten,  es  sei  denn,  dass: 

1.  die  Ausführung  des  Mandates  von  der  Ergänzung  fehlender 
Geldmittel  abhängt  und  der  Mandatar  solche  überhaupt  nicht 
empfangen  hat  oder  dieselben  nicht  ausreichend  waren; 

2.  der  Mandatar  nicht  in  der  Lage  ist,  das  Mandat  fortzusetzen, 
ohne  persönlich  einen  beträchtlichen  Nachtheil  zu  erleiden. 

225.  Wenn  in  der  Volhnacht  auf  spezielle  Vorschrift  oder 
Instruktion  Bezug  genommen  ist,  so  wird  diese  als  integrirender  Theil 
desselben  angesehen. 

226.  Wenn  die  Ausführung  dem  Ermessen  des  Mandatars  über- 
lassen worden  ist,  so  ist  der  Mandant  für  Alles  haftbar,  was  jener 
vernünftigerweise  mit  der  Absicht,  seinen  Auftrag  zu  vollziehen, 
gethan  hat. 

227.  Der  Mandant  muss  den  Mandatar  für  die  Schäden,  welche 
derselbe  durch  Fehler  oder  Mangel  der,  den  Gegenstand  des  Mandats 
bildenden  Sache  erleidet,  schadlos  halten,  auch  wenn  jener  dieselben 
nicht  kannte. 

228.  Der  Mandatar,  welcher  disponible  Geldmittel  des  Mandanten 
in  Händen  hat,  darf  die  Erfüllung  der  Anordnungen  desselben  bezüglich 
der  Verwendung  oder  der  Bestimmung  dieser  Geldmittel  nicht  ver- 
weigern, bei  Strafe,  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  die  aus  dieser 
Weigerung  sich  ergeben,  zu  haften. 

229.  Der  Mandatar  ist  verpflichtet,  die  Thatsachen,  welche  der- 
artig beschaffen  sind,  dass  sie  den  Widerruf  des  Mandates  veranlassen 
könnten,  zur  Kenntniss  des  Mandanten  zu  bringen. 

230.  Der  Kaufmann,  welcher  die  Handlung  eines  Dritten  ver- 
spricht, ist  verpflichtet^  dieselbe  persönlich  auszuführen  oder  die  betreffende 
Entschädigung  zu  zahlen,  wenn  der  Dritte  die  versprochene  Handlung 
oder  das  versprochene  Geschäft  nicht  ausführt. 

4« 
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231.  Wenn  das  Versprechen  in  einer  Verpflichtung  zu  Geben  be- 
steht, so  muss  der  Versprechende  in  allen  Fällen  das  Versprochene 
leisten,  ohne  dass  eine  seinerseits  erfolgende  Entschädigung  zugelassen 
wird,   es   sei   denn,   dass  es  unmöglich  ist,  das  Versprochene  zu  geben. 

Derjenige,  welcher  das  Versprechen  der  Handlung  eines  Dritten 
annimmt,  i^t  diesem  gegenüber  verpflichtet,  als  ob  er  mit  ihm  kon* 
trahirt  hätte. 

In  allen  Fällen  verwandelt  die  Genehmigung  von  Seiten  des 
Dritten  den  Akt  in  ein  wirkliches  Mandat  mit  allen  seinen  gesetzlichen 
Wirkungen. 

KAPn^EL  II. 
Von  den  Kommissionen  oder  Konsignationen^). 

333.  Zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kommissionär  bestellt 
dieselbe  Beziehung  in  Rechten  und  Pflichten,  wie  zwischen  dem  Man- 
danten und  Mandatar,  mit  den  Erweiterungen  und  Beschränkungen,  welche 
in  diesem  Kapitel  vorgeschrieben  sind. 

233.  Der  Kommissionär  ist  denjenigen  gegenliber,  mit  denen  er 
kontrahirt  hat,  direkt  verpflichtet,  ohne  dass  diese  gegen  den  Kom- 
mittenten einen  Anspruch  haben,  noch  dieser  gegen  jene,  es  sei  denn. 
dass  der  Kommissionär  seine  Rechte  zu  Gunsten  einer  der  Paiteieu 
cedirt  hat. 

334.  Dem  Kommittenten  stehen  vermittelst  der  Cession  alle  Ein- 
reden  zu,  welche  der  Kommissionär  entgegensetzen  konnte;  aber  er  kann 
die  Unfähigkeit  desselben,  auch  wenn  dieselbe  nachweisbar  wäre,  nicht 
geltend  machen,  um  die  Wirkungen  der  Verbindlichkeit,  welche  der 
Kommissionär  eingegangen  ist,  aufzuheben. 

235.  Dem  Kommissionär  steht  es  frei,  den  Auftrag,  welcher  ilini 
ertheilt  wird,  anzunehmen  oder  abzulehnen.  Wenn  er  ablehnt,  muss  er 
dem  Kommittenten  binnen  24  Stunden  oder  mit  der  zweiten  Post 
Nachricht  hiervon  geben;  wenn  er  dies  nicht  thut,  so  ist  er  für  die 
Schäden  und  Nachtheile  verantwortlich,  welche  den  Kommittenten 
in  Folge  des  Nichtempfaugs  der  Mittheilung  getroften  haben  mögen. 

Jedoch  darf  der  Kaufmann,  welcher  von  einem  andern  Kaufmann 
mit    der    Ausführung    von    Maassregeln   betraut   worden  ist,    um  eine 


1)  Dieses  Kapitel  entspricht  mit   geringen   AbweichuDgen   dem  analo^n 
des  früheren  HOB. 
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Forderung  oder  von  den  Gesetzen  gewälirte  Anspräche  zu  erlialten,  sich 
nicht  weigern,  die  Kommission  in  dem  Falle  anzunehmen,  dass  durch 
seine  Ablehnung  die  Forderung  oder  die  Rechte,  deren  Erhaltung  ge- 
^sichert  werden  soll,  verloren  gehen  könnten. 

236.  Der  Kommissionär,  welcher  sich  weigert,  einen  ihm  ertheilten 
Auftrag  anznnelmien,  ist  dessen  ungeachtet  verpflichtet,  die  Erhaltung 
der  Waaren,  um  die  es  sich  handelt,  zu  sichern  und  jede  drohende 
Gefahr  abzuwenden,  bis  der  Kommittent  ihm  seine  Anweisungen  über- 
mittelt hat. 

Wenn  diese  Anweisungen  in  einem  der  Entfernung  des  Wohnsitzes  des 
Kommittenten  entsprechenden  Zeitraum  nicht  eintreffen,  so  kann  er  die 
gerichtliche  Hinterlegung  der  Waaren  und  den  Verkauf  derjenigen  be- 
antragen, welche  ausreichen,  um  den  Betrag  der  vom  Kommissionär  für 
den  Empfang  und  die  Erhaltung  der  fraglichen  Waaren  verauslagten 
Kosten  zu  decken. 

237.  Die  gleiche  Maassregel  muss  der  Kommissionär  ergreifen, 
^enn  der  muthmaassliche  Werth  der  konsignirten  Gegenstände  die 
Kosten,  welche  er  für  deren  Transport  und  Empfang  auslegen  muss, 
nicht  deckt. 

Der  Richter  hat  die  Hinterlegung  zu  bewilligen  und  den  Verkauf 
anzuordnen,  indem  er  die  Gläubiger  besagter  Kosten  und  den  etwa 
anftretenden  Bevollmächtigten  des  Eigenthümers  der  Waaren  hört. 

238«  Der  Kommissionär,  welcher  das  Mandat  ausdrücklich  oder 
«stillschweigend  annimmt,  ist  verpflichtet,  dasselbe  in  Gemässheit  der 
Vorschiiften  und  der  Anweisungen  des  Kommittenten  auszuführen. 

In  Ermangelung  derselben  oder  bei  der  Unmöglichkeit,  sie  recht- 
zeitig zu  erhalten,  oder  wenn  er  bevollmächtigt  ist,  nach  seinem  Ermessen 
2a  handeln,  oder  ein  unvorhergesehenes  Ereigniss  eintritt,  kann  ei* 
den  Auftrag  in  der  Weise  ausführen,  dass  er  dabei  verfährt,  als  ob  es 
sich  um  sein  eigenes  Geschäft  handelte,  und  sich  zugleich  nach  dem 
Handelsbräuche  in  ähnlichen  Fällen  richtet. 

239.  Die  Kommission  ist  untheilbar.  In  einem  Theile  ange- 
nommen, wird  sie  als  im  Ganzen  angenommen  betrachtet,  und  dauert 
so  lange,  bis  das  übertragene  Geschäft  vollständig  ausgeführt  ist. 

240.  Welche  Worte  der  Kommittent  in  seiner  Korrespondenz  auch 
gebraucht  haben  mag,  so  wird,  sobald  er  von  seinem  Korrespondenten, 
der  eine  Sache  in  Händen  hat,  etwas  verlangt  oder  ihm  etwas  aufträgt, 
angenommen,  dass  er  ihm  zu  AUem,  was  sich  auf  das  übertragene  Geschäft 
bezieht,  die  ausreichende  Befugniss  ertheilt. 


54  Argentinien. 

241.  Der  Kommissionär,  welcher  es  übernommen  hat,  die  für  die 
Erledigung  des  ihm  übertragenen  Auftrages  nöthigen  GTeldmittel  unter  einer 
bestimmten  Form  der  Erstattung  vorzuschiessen,  ist  verpflichtet,  dem 
naclizukommen  und  den  Auftrag  auszufuhren,  ohne  einen  Mangel  an 
Geldmitteln  vorschützen  zu  dürfen,  ausgenommen  wenn  der  Kommittent 
notorisch  in  Vermögensverfall  geräth. 

242.  Der  Kommissionär,  welcher  von  den  empfangenen  Vor- 
schriften abweicht  oder  bei  der  Ausführung  der  Kommission  nicht  thut, 
was  Handelsbrauch  ist,  hat  dem  Kommittenten  für  die  Schäden  und 
Nachtheile  zu  haften. 

Jedoch  ist  die  Ueberschreitung  des  Auftrages  gerechtfertigt: 

1.  wenn  dem  Kommittenten  ein  Vortheil  erwächst; 

2.  wenn  das  aufgetragene  Geschäft  keine  Verzögerung  zulässt 
oder  aus  derselben  Schaden  entstehen  könnte,  sofern  der 
Kommissionär  nach  dem  allgemein  üblichen  Handelsbrauche 
verfahren  würde; 

3.  wenn  eine  Billigung*)  des  Kommittenten  oder  eine  Ge- 
nehmigung bei  vollständiger  Kenntniss  der  Sache  erfolgt  ist. 

243«  Alle  schädlichen  Folgen  eines  von  einem  Kommissionär 
gegen  die  Vorschriften  seines  Kommittenten  oder  unter  Missbrauch 
seiner  Befugnisse  geschlossenen  Vertrages  gehen  für  Rechnung  des 
Kommissionärs  selbst,  unbeschadet  der  Gültigkeit  des  Vertrages. 

In  Konsequenz  dieser  Vorschrift  hat  der  Kommissionär,  welclier 
für  fremde  Eechnung  eine  Veräusserung  zu  niedrigerem  Preise,  als  dem 
Marktpreise  vorgenommen ,  seinem  Kommittenten  den  Nachtheil  zu 
ersetzen,  welchen  derselbe  in  Folge  der  Preisdifferenz  erlitten  hat,  wobei 
trotzdem  der  Verkauf  seine  Gültigkeit  behält. 

Sofern  der  Kommissionär,  welcher  einen  Kauf  abzuschliessen  beauf- 
tragt ist,  den  ihm  von  dem  Kommittenten  vorgeschriebenen  Preis  über- 
schritten hat,  steht  es  diesem  frei,  den  Vertrag  so,  wie  er  abgeschlossen 
ist,  anzunehmen  oder  solchen  für  Eechnung  des  Kommissionärs  zu 
lassen,  es  sei  denn,  dass  dieser  sich  damit  einverstanden  erklärt,  uur 
den  ilim  vorgeschriebenen  Preis  zu  empfangen,  in  welchem  Falle 
der  Kommittent  den  in  seinem  Auftrage  gemachten  Kauf  nicht  ab- 
lehnen darf. 


*)  Nach  früherem    Recht   war   ausdrückliche   Billigaag   erforderlich, 
Art.  346  AI.  3  HO  B. 
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Wenn  die  Ueberschreitung  des  Kommissionärs  darin  besteht,  dass 
die  gekaufte  Sache  nicht  von  der  ihm  vorgeschriebenen  Qualität  ist,  so 
so  hat  der  Kommittent  keine  Verpflichtung,  dieselbe  abzunehmen. 

244.  £s  liegt  dem  Kommissionär  ob,  die  durch  die  Gesetze  und 
die  fiskalischen  Verordnungen  vorgeschriebenen  Pflichten  bezüglich  der 
Geschäfte,  welche  ihm  aufgetragen  sind,  zu  erfüllen. 

Wenn  er  gegen  dieselben  verstösst  oder  in  deren  Erfüllung  nach- 
lässig ist,  so  hat  er  die  Verantwortlichkeit  dafür  zu  tragen,  auch  wenn 
er  einwendet,  dass  er  auf  ausdrückliche  Anweisung  des  Kommittenten 
gehandelt  habe. 

345.  Der  Kommissionär  muss  seinem  Kommittenten  alle  geeigneten 
Nachrichten  über  die  seiner  Sorgfalt  anvertrauten  Geschäfte  pünktlich 
mittheilen,  damit  dieser  seine  Anordnungen  bestätigen,  ergänzen  oder 
modifiziren  kann ;  und,  falls  das  Geschäft  abgeschlossen  ist,  muss  er  ihm 
ohne  Verzug  innerhalb  24  Stunden  oder  mit  der  nächsten  unnuttelbar 
nach  dem  Tage,  an  welchem  der  Vertrag  zu  Stande  gekommenen  ist, 
abgehenden  Post  Nachricht  davon  zukommen  lassen. 

Im  Unterlassungsfalle  trelfen  ihn,  abgesehen  von  den  gewöhnlichen 
Verbindlichkeiten,  alle  Nacbtheile,  welche  aus  irgend  einer,  von  dem 
Kommittenten  in  der  Zwischenzeit  getrofienen  Abänderung  der  Instruk- 
tionen entstehen  mögen. 

246.  Bezüglich  des  Kommittenten,  welcher  nicht  binnen  24  Stunden 
oder  mit  der  zweiten  Post  auf  den  Avisbrief  antwortet,  in  dem  ihn  der 
Kommissionär  von  dem  Resultat  der  Kommission  in  Kenntniss  setzt, 
wird  vermuthet,  dass  er  das  Verfahren  des  Kommissionärs  billige,  auch 
wenn  dieser  die  Grenzen  des  Auftrages  überschritten  hat. 

247.  Der  Kommissionär  haftet  für  die  gute  Erhaltung  der 
Waaren,  sei  es,  dass  diese  an  ihn  konsignirt  worden  sind,  sei  es,  dass 
er  sie  gekauft  oder  als  Depositum  empfangen  hat,  sei  es,  dass  er  sie 
an  einen  andern  Ort  schicken  soll,  ausgenommen  bei  zufälligem  £r- 
eigniss  oder  höherer  Gewalt,  oder  wenn  die  Verschlechterung  aus  einem 
in  der  Sache  liegenden  Fehler  herrührt. 

248.  Der  Kommissionär  ist  verpflichtet,  dem  Kommittenten  binnen 
24  Stunden  oder  mit  der  zweiten  Post  von  jedem  Schaden,  den  die  in 
seinem  Besitze  befindlichen  Waaren  erlitten  haben,  Mittheilung  zu 
machen  und  in  gesetzlicher  Form  den  wahren  Ursprung  des  Schadens 
feststellen  zu  lassen. 

249.  Die  nämlichen  Maassregeln  muss  der  Kommissionär  er- 
greifen, sobald  er  beim   Empfange   der  konsignirten   Waaren   bemerkt, 


56  Argentinien. 

dass  dieselben  beschädigt  oder  vermindert  sind  oder  sich  in  einem  Zu- 
stande befinden,  welcher  von  dem  in  den  Frachtbriefen  oder  Konnosse- 
menten, Fakturen  oder  Avisbriefen  angegebenen  Zustand  verschieden  ist. 

Wenn  der  Kommissionär  nachlässig  ist,  so  hat  der  Kommittent 
einen  klagbaren  Anspruch  darauf,  dass  der  Kommissionär  für  den  Zustand 
der  Waaren,  wie  solcher  in  den  Konnossementen,  Frachtbriefen,  Fakturen 
oder  Avisbriefen  augegeben  ist,  hafte,  ohne  dass  ein  anderer  Einwand 
zulässig  ist,  als  nur  der  Beweis,  die  erwähnten  Maassregeln  getroffen 
zu  haben. 

360.  Wenn  bei  den  konsignirten  Waaren  irgend  eine  Yeränderung 
eintritt,  welche  den  Verkauf  derselben  dringend  nothwendig  macht,  um 
einen  so  grossen  Theil  als  möglich  von  ihrem  Werthe  zu  retten,  so  mnss 
der  Kommissionär  zum  Verkauf  der  beschädigten  Waaren  in  öffentlicher 
Versteigerung  zu  Gunsten  und  für  Rechnung  desjenigen,  dem  sie  ge- 
hören, schreiten. 

251.  Der  Kommissionär  kann  einen  andern  bei  der  Kommission 
substituiren ,  auch  wenn  er  dazu  keine  ausdi*&ckliche  Befugniss  hat. 
falls  die  Natur  des  Geschäftes  es  so  verlangt,  oder  wenn  es  wegen 
eines  unvorhergesehenen  oder  ungewöhnlichen  Zufalles   unerlässlich  ist. 

Die  Substitution  kann  in  seinem  Namen  oder  in  dem  des 
Kommittenten  geschehen.  Im  ersteren  Falle  besteht  die  Kommission 
Mittelst  des  Unterkommissionärs  weiter.  Im  zweiten  geht  sie  ganz  auf 
den  letzteren  über. 

352.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Substitution  kraft  seiner 
hierzu  erhaltenen  Befugnisse  oder,  weil  es  die  Natur  des  Geschäftes 
erforderte,  oder  in  Folge  eines  unvorhergesehenen  Zufalles  vorge- 
nommen hat,  haftet  nicht  für  die  Handlungen  des  Unterkommissionärs, 
wenn  er  nachweist,  dass  er  demselben  die  Anweisungen  des  Kommittenten 
gewissenhaft  übermittelt  hat,  und  dass  derselbe  in  der  Handelswelt 
einen  guten  Kredit  geniesst. 

Wenn  die  Substitution  ohne  Nothwendigkeit  oder  ohne  vorliegende 
Ermächtigung  erfolgt  ist,  so  hat  der  Kommittent  eine  direkte  Klage 
gegen  den  Substituten  und  den  Substituenten. 

253.  In  keinem  Falle  hat  der  Kommittent  mehr  als  eine 
Kommissionsgebtthr  zu  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  ver- 
schiedene Geschäfte  gehandelt  hat,  oder  um  Untemehmungen,  welche  an 
verschiedenen  Plätzen  ausgeführt  werden  mussten. 

254.  Der  Kommissionär  daii  die  Marken  der  Waaren,  welche  er 
für  fremde  Rechnung  gekauft  oder  verkauft  hat,  nicht  verändern,  es  sei 
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<lenn ,    dass    er    hierzu    ausdrückliche    Ordre    Seitens     des    Kommit- 
tenten hat. 

255.  Alle  Ersparnisse  und  Yortheile,  welche  ein  Kommissionär  bei 
den  Verträgen,  die  er  für  fremde  Rechnung  abschliesst,  erzielt,  kommen 
dem  Kommittenten  zu  Gute. 

256.-  Wenn  ein  Kommissionär  ausser  der  gewöhnlichen  Kommissions- 
gebühr eine  zweite,  nämlich  eine  sogenannte  Garantiegebühr^)  erhält,  so 
laufen  für  seine  Rechnung  die  Gefahren  der  Deckung,  und  er  ist 
unmittelbar  verpflichtet,  dem  Kommittenten  den  Saldo  auszuantworten, 
welcher  sich  zu  seinen  Gunsten  an  eben  den  verabredeten  Verfalltagen 
ergiebt,  als  ob  der  Kommissionär  selbst  der  Käufer  gewesen  wäre. 

Wenn  die  Garantiegebuhr  nicht  schriftlich  festgesetzt  ist,  und  der 
Kommittent  sie  dessen  ungeachtet  zugestanden  oder  bewilligt,  jedoch  der 
Höhe  nach  bestritten  hat,  so  ist  die  Gebühr  festzusetzen,  welche  an  dem 
Orte,  wo  der  Kommissionär  wohnt,  gebräuchlich  ist,  und  in  Ermangelung 
eines  Ortsgebrauchs  diejenige,  welche  durch  Sachverständige  be- 
stimmt wird. 

357.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  Ermächtigung  seines 
Kommittenten  Darlehne  giebt,  Vorschüsse  gewährt  oder  auf  Kredit  ver- 
kauft, übernimmt  zu  seinen  Lasten  alle  Gefahren  der  Deckung,  deren 
Betrag  der  Kommittent  würde  baar  verlangen  können,  jedoch  hat  letzterer 
dem  Konmiissionär  alle  Zinsen  oder  Vortheile  und  jeden  Gewinn  zu 
cediren,  die  sich  aus  dem,  (dem  Dritten)  von  dem  Kommissionär  be- 
Tvilligten  und  von  dem  Kommittenten  abgelehnten  Kredite  ergeben. 

Es  wird  jedoch  vermuthet,  dass  der  Kommissionär  ermäclitigt  ist, 
Fristen,  die  am  Platze  üblich  sind,  zu  bewilligen,  falls  er  nicht  eine  ent- 
gegengesetzte Ordre  von  dem  Kommittenten  erhalten  hat. 

258.  Der  Kommissionär  haftet  nicht  im  Falle  von  Zahlungs- 
unfähigkeit der  Personen,  mit  denen  er  in  Ausführung  seiner  Kommission 
kontrahirt  hat,  sofern  dieselben  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  noch 
für  zahlungsfähig  gehalten  worden  sind,  vorbehaltlich  der  Fälle  des 
Art.  256,  oder  wenn  er  schuldbar  oder  arglistig  gehandelt  hat. 

259.  Sobald  der  Kommissionär  auf  Zeit  verkauft,  muss  er  in  den 
Rechnungen  und  Avis,  welche  er  dem  Kommittenten  giebt,  die  Namen 
nnd  Wohnorte  der  Käufer,  sowie  die  verabredete  Zeit  angeben. 


^)  Delcredere-Pro Vision. 
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Wenn  er  eine  solche  genaue  Angabe  unterlässt,  so  wird  Termutket, 
dass  die  Verkäufe  gegen  baar  erfolgt  sind,  ohne  dass  ihm  der  Gegen- 
beweis gestattet  wird. 

260.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Einziehung  der  Gelder  seines 
Kommittenten  zu  der  Zeit,  in  welcher  dieselben  nach  den  Bedingungen 
und  Abreden  eines  jeden  Geschäftes  eintreibbar  sind,  nicht  vomimmU 
haftet  für  die  Folgen  seiner  Unterlassung. 

261.  Bei  den  Kommissionen  von  Wechseln  oder  anderen  in- 
dossirbaren  Kreditpapieren  wird  immer  angenommen,  dass  der  Kom- 
missionär für  diejenigen,  welche  er  für  fremde  Rechnung  erwirbt  oder 
negocirt,  Bürgschaft  übernimmt,  sobald  er  sein  Indossament  auf  dit^- 
selben  setzt. 

Er  darf  sich  aber  begründeterweise  nur  dann  weigern,  dieselben 
zu  indossiren,  wenn  eine  ausdrückliche  Abrede  zwischen  ihm  und  dem 
Kommittenten  vorangegangen  ist,  welche  ihn  von  dieser  Verpflichtung 
befreit;  in  diesem  Falle  muss  der  Wechsel  auf  den  Namen  des  Kom- 
mittenten ausgestellt  oder  mit  dem  Indossament  desselben  versehen 
werden. 

262.  Die  Kommissionäre  dürfen  Waaren ,  deren  Veräusserung 
ihnen  übertragen  ist,  weder  selbst,  noch  durch  eine  Zwischenperson 
erwerben,  es  sei  denn,  dass  eine  ausdrückliche  Einwilligung  Seitens 
des  Kommittenten  vorliegt*). 

263.  Die  ausdrückliche  Einwilligung  des  Kommittenten  Lst  eben- 
falls unerlässlich,  damit  der  Kommissionär  einen  ihm  übertragenen  Ankauf 
von  Waaren  (durch  Waaren)  effektuirt,  welche  sich  in  seinem  Besitz  be- 
finden, mögen  es  seine  oder  fremde  Waaren  sein. 


1)  Nach  dem  neuen  Spanischen  Becht  darf  kein  Kommissionär  für  sich 
selbst,  oder  einen  Andern  d^para  si  ni  para  otro**)  ohne  £riaubnis8  des  Kom- 
mittenten kaufen,  was  er  verkaufen  soll,  noch  dasjenige  verkaufen,  mit  dessen 
Ankauf  er  beauftragt  ist,  Art.  267  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  V.  1  S.  46 » 
Das  neue  Portugiesische  Hecht  dagegen  gestattet  das  £intrittsrecht 
des  Kommissionärs  —  vorbehaltlich  entgegenstehender  Abrede  —  bei  der  Kom- 
mission zum  Kauf  un  l  Verkauf  von  Wechseln,  öffentlichen  Werthen  und 
Schuld  titeln,  welche  im  Handel  einen  Cours  haben,  sowie  von  Waaren  und 
Boden-Erzeugnissen  jeder  Art,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  Art.  274 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I.  S.  83.)  Wesentlich  mit  letzterem  überein- 
stimmend das  Deutsche  Recht,  Art.  376  H.G.B.  (cf.  B.  d.  E.  Band  II 
S.  377),  und  das  Italinnische  Recht,  Art.  386  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Band  III 
S.  259). 
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364.  In  den  Fällen,  auf  welche  sich  die  beiden  vorhergehenden 
Artikel  beziehen,  hat  der  Kommissionär  kein  Eecht,  die  gewöhnliche 
Kommissionsgebühr  zu  beanspruchen,  sondern  nur  diejenige,  welche  aus- 
drücklich vereinbart  worden  ist. 

Liegt  keine  Vereinbarung  noch  eine  Abrede  der  Parteien  vor,  so 
ist  die  Eommissionsgebühr  auf  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  zu  reduciren. 

265.  Die  Kommissionäre  dürfen  nicht  Waaren  derselben  Art, 
welche  verschiedenen  Eigenthümern  gehören,  unter  der  nämlichen  Marke 
halten,  ohne  sie  durch  eine  Kontremarke  zu  unterscheiden,  um  Ver- 
wirruDg  zu  vermeiden  und  das  betreffende  Eigenthum  zu  bezeichnen. 

266.  Wenn  in  dem  nämlichen  Geschäft  Waaren  von  verschiedenen 
Kommittenten  oder  solche  vom  Kommissionär  selbst  und  irgend  einem  Korn- . 
mittenten  zusammen  einbegriffen  sind,  so  muss  die  gehörige  Unterscheidung 
in  den  Fakturen  durch  Angabe  der  Marken  und  Kontremarken,  welche  den 
Ursprung  eines  jeden  Kollis  bezeichnen,  gemacht  werden,  und  es  ist  das, 
was  auf  jeden  Eigenthümer  Bezug  hat,  in  die  Bücher  in  getrennten 
Abschnitten  einzutragen. 

Wenn  der  geringste  Unterschied  in  der  Qualität  der  Waaren  vor- 
handen ist,  so  darf  der  Vertrag  nur  zu  verschiedenen  Preisen  abge- 
schlossen werden. 

267.  Der  Kommissionär,  welcher  gegen  die  nämliche  Person 
Forderungen  aus  Geschäften  hat,  die  er  für  Rechnung  verschiedener 
Kommittenten  oder  auch  für  eigene  und  für  fremde  Rechnung  ausgeführt 
hat,  muss  bei  allen  Zahlungen,  die  der  Schuldner  leistet,  den  Namen  des 
Interessenten,  für  dessen  Rechnung  er  jede  einzelne  dieser  Leistungen 
empfängt,  angeben  und  dies  gleichfalls  in  der  Quittung,  welche  er  dem 
Schuldner  giebt,  bemerken. 

268.  Wenn  in  den  Empfangsbescheinigungen  und  in  den  Büchern 
unterlassen  ist,  die  Zutheilung  der  Zahlung,  welche  von  dem  Schuldner 
far  verschiedene  Geschäfte  und  Eigenthümer  geleistet  ist ,  auszudrücken, 
wie  es  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschrieben  ist,  so  ist  die  Zu- 
theilung pro  rata  des  exigiblen  Betrages  jeder  Forderung  gleichmässig 
zu  bewirken,  ausgenommen  eine  etwaige  Forderung  des  Kommissionärs. 

269.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Gelder  seines  Kommittenten 
der  vorgeschriebenen  Bestimmung  entzieht,  hat  für  die  Zinsen  von  dem 
Tage,  an  welchem  besagte  Gelder  in  seinen  Besitz  kamen,  und  für  die 
aus  der  unterlassenen  Erfüllung  des  Auftrages  entstehenden  Schäden 
zu  haften,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Verfolgung,  zu  der  etwa  im 
Falle  von  Arglist  oder  Betrug  Anlass  gegeben  sein  mag. 
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270.  Jeder  Kommissionär  ist  für  den  Verlust  oder  das  Abhanden- 
kommen von  baarem  Gteld  oder  gangbarer  Münze,  welche  er  als  dem 
Kommittenten  gehörig  in  seinem  Besitze  hat,  verantwortlich,  auch  wenn 
der  Schaden  oder  Yerlnst  dorch  snifälliges  Ereigniss  oder  Gewalt  ent- 
standen ist,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ausdrücklich  verabredet 
worden  ist,  und  vorbehaltlich  der  Einwendungen,  welche  aus  besonderen 
Umständen  sich  ergeben,  deren  Beurtheilung  dem  Ermessen  und  der 
Einsicht  der  Gerichte  überlassen  bleibt. 

271.  Die  Gefahren,  welche  den  Geldmitteln  bei  der  Rückerstattung 
aus  dem  Besitz  des  Kommissionärs  an  den  Kommittenten  zustossen 
mögen,  gehen  für  Rechnung  des  letzteren,  es  sei  denn,  dass  der  erstere 
in  der  Art,  wie  er  die  Rücksendung  bewirkt ^  von  den  empfangenen 
Vorschriften,  oder,  wenn  er  solche  nicht  erhalten  hat,  von  der  am  Orte 
der  Rücksendung  üblichen  Art  abweicht. 

372.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung 
des  Kommittenten  ein  Geschäft  zu  ungünstigeren  Preisen  und  Be- 
dingungen, als  sie  an  dem  Platze  und  zu  der  Zeit  des  Abschlusses  üblich 
sind,  ausfährt,  hat  fflr  die  Nachtheile  zu  haften,  ohne  sich  damit 
entschuldigen  zu  können,  dass  er  gleiche  Geschäfte  fflr  eigene  Rechnnng 
gemacht  habe. 

273.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Ordre  empfängt,  eine  Ver- 
sicherung zu  nehmen,  ist  im  Unterlassungsfalle  fiir  die  sich  ergebenden 
Nachtheile  verantwortlich,  sobald  er  Seitens  des  Kommittenten  genügende 
Geldmittel,  um  die  Versicherungsprämie  zu  bezahlen,  in  Händen  hat, 
oder  es  unterlässt,  dem  Kommittenten  die  Gründe,  welche  ihn  an  der 
Erfüllung  seines  Auftrages  verhindert  haben,  rechtzeitig  mitzutheilen. 

Wenn  der  Versicherer  während  der  Dauer  des  Risikos  fallirt,  so 
erwächst  dem  Kommissionär  die  Verpflichtung,  die  Versicherung  zu  er- 
neuem, falls  ihm  etwas  Anderes  nicht  vorgeschrieben  ist. 

Der  Auftrag  wird  dahin  verstanden ,  dass  die  erwähnte  Ver- 
sicherung nur  nach  Maassgabe  der  Bestimmung  des  Art.  512  abge- 
schlossen werden  darf^). 


^)  Art.  512  bestimmt:  „Wenn  Jemand  eine  Sache  fQr  Bechung  eines  Dritten 
versichern  lässt,  muss  in  der  Police  festgesetzt  werden,  ob  die  Versicherung 
auf  Grund  eines  Auftrages  oder  ohne  Wissen  des  Versicherten  stattfindet. 

In  diesem  zweiten  FalL  ist  der  Vertrag  nichtig,  selbst  nach  dessen  Ge- 
nehmigung Seitens  des  Dritten,  wenn  derjenige,  welcher  die  Versicherung  be- 
sorgt hat,  nicht  die  Prämie  gezahlt  oder  sich  nicht  persönlich  verpflichtet  hat, 
sie  zu  zahlen^. 


Vom  Mandat  und  von  den  Kommissionen  oder  Konsignationen.  ßl 

374.  Jeder  Kommissionär  hat  das  Kecht,  yon  dem  Kommittenten 
für  seine  Bemühung  eine  Kommissionsgebübr  zu  verlangen,  deren  Höhe^ 
falls  sie  nicht  ausdrücklich  vereinbart  ist,  nach  dem  Handelsgebrauche  des 
Ortes,  wo  die  Kommission  ausgeführt  wurde,  zu  bestimmen  ist. 

275.  Wenn  das  Geschäft  oder  der  Auftrag  beendigt  ist,  wird  die 
Provision  voll  geschuldet;  aber  im  Falle  von  Tod  oder  Ausscheiden  des 
Kommissionärs  wird  nur  die  Quote  geschuldet,  welche  den  schon  aus- 
geführten Handhingen  entspricht. 

Falls  der  Kommittent  jedoch  den  Auftrag  ohne  gerechtfertigte 
Ursache  und  ohne  Schuld  des  Konunissionärs  vor  der  Beendigung  wider- 
ruft, darf  er  nie  weniger  als  die  Hälfte  der  Provision  bezahlen,  auch 
wenn  diese  nicht  genau  den  ausgeführten  Leistungen  entspricht. 

276.  Der  Kommittent  ist,  falls  keine  entgegenstehende  Abrede  ge- 
troffen ist,  verpflichtet,  den  Betrag  aller  Ausgaben  und  Voi^schüsse, 
welche  bei  der  Ausführung  der  Kommission  geleistet  sind,  mit  den 
betreffenden  Zinsen  für  die  Zeit,  welche  zwischen  dem  Vorschuss  und  der 
wirklichen  Zahlung  liegt,  baar  zu  erstatten. 

277.  Der  Konunissionär  ist  seinerseits  verpflichtet,  sobald  die 
Kommission  erledigt  ist,  dem  Kommittenten  eine  detaillirte  und  mit  Be- 
legen versehene  Rechnung  über  alle  Geschäfte  und  übergebenen  oder 
empfangenen  Gelder  vorzulegen,  indem  er  dem  Kommittenten  in  der  Art^ 
welche  jener  ihm  vorschreibt,  den  zu  seinen  Gunsten  sich  ergebenden 
Ueberschuss  zurückerstattet. 

Im  Falle  des  Verzuges  haftet  der  Kommissionär  für  die  Zinsen 
vom  Tage  der  Mahnung  an. 

278.  Der    Kommissionär,    dem    nachgeiviesen    wird,    dass    seine 
Rechnungen   mit   den  Eintragungen   in   seinen  Büchern   nicht   überein-' 
stimmen,  oder  welcher  die  verauslagten  Preise  oder  Unkosten  übertrieben 
oder  verändert  hat,  ist  als  eines  Vergehens  schuldig,  entsprechend  den 
Strafgesetzen  zu  strafen. 

279.  Diejenigen  Waaren,  welche  für  Rechnung  des  Kommittenten 
konsignirt  oder  auch  erworben  sind,  werden  als  speziell  verhaftet  an- 
gesehen für  die  Zahlung  der  geleisteten  Vorschüsse,  der  Transport-  und 
der  Konservirungs-Kosten  und  sonstiger  gesetzlicher  Kosten,  sowie  für 
die  Kommissionsgebühren  und  die  betreffenden  Zinsen. 

Folgen  besagter  Verpflichtung  sind: 

1.  dass    kein    Kommissionär    gezwungen    werden    kann,     die 
Waaren,  welche  er  in  Kommission  empfangen  oder  erworben 


^2  Argentinien. 

hat.  abzuliefern,  ohne  dass  ihm  vorher  seine  Vorschüsse,  Aus- 
lagen,  Kommissionsgeb&hren   und   etwaige   Zinsen    erstattet 
worden  sind; 
2.  dass  er  im  Falle  des   Falliments   aus   dem  Erlös   der   näm- 
lichen Waaren  mit  dem  im  Art.  1500  festgesetzten  Vorzugs- 
recht zu  befriedigen  ist. 
380.    Um  den    im   vorhergehenden   Artikel   festgesetzten   Vorzug 
gemessen  zu  können,  ist  es  nothwendig,  dass  die  Waaren  in  dem  Besitze 
des  Konsignatars  sind,   oder  sich  zu   seiner   Verfügung  befinden,    oder 
dass  wenigstens  die  Absendung  derselben  an  die  Adresse  des    Eonsig- 
natars stattgefunden  und  dieser  ein  Duplikat  des    Konnossements   oder 
des  Frachtbriefes  empfangen  hat. 

Ebenso  hat  er  das  Eetentionsrecht,  wenn  sich  die  Waaren  an  die 
Adresse  des  Falliten  unterwegs  befinden,  und  die  Sendung  durch 
Konnossemente  oder/  Frachtbriefe  von  früherem  Datum,  als  das  der 
Falliments-Erklärung  nachgewiesen  wird. 

281.    Nicht  einbegriffen  in  die  Verfügungen  des  Art.  279  sind  die 
Vorschüsse,   welche  auf  Waaren  geleistet  sind,   die   von  einer  an  dem- 
selben Orte,  als  der  Kommissionär,  wohnenden  Person  konsignirt  sind. 
Sie  sind  als  Darleline  mit  Unterpfand  anzusehen,  wenn  die  in  dem 
Titel:  „Vom  Pfände",  angegebenen  Umstände  vorliegen. 


Titel  III. 
Von  den  Kompagnien  oder  (Gesellschaften. 

KAPITEL  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

282.  Die  Handels- Kompagnie  oder  -Gesellschaft  ist  ein  Vertrag, 
durch  welchen  zwei  oder  mehrere  Personen  sich  vereinigen,  indem  sie 
ilir  Vermögen  und  ihre  Thätigkeit  oder  eins  von  beidem,  zusammenthun, 
um  Handelsakte  vorzunehmen'),  mit  der  Absicht,  den  sich  etwa  daraus 
ergebenden  Gewinn  zu  theilen. 

Gleichfalls  Haudels-Gesellscliaften  sind  die  namenlosen  (anonymen) 
Gesellschaften,  auch  wenn  sie  nicht  Handelsakte  als  Gegenstand  haben-). 


^)  Der  Passus   „um  Handelsakte  vorzunehmen*'  (para   practicar    actos    de 
comercio)  ist  in  die  Definition  des  früheren  Eechts  eingeschaltet. 
^  Diese  Bestimmung  ist  ebenfalls  neu. 
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288.  Der  Vertrag,  durch  welchen  ein  Darleiher  von  Geldmitteln 
sich  eine  BetheiUgnng  am  Gewinn  aasbedingt,  ohne  für  die  Ver- 
pflichtungen als  Gesellschafter  zu  haften,  ist  ungesetzlich  und  nichtig. 

Gleichfalls  nichtig  ist  die  Bestimmung,  dass  der  Darleiher,  ohne 
für  die  Verluste  zu  haften,  ausser  den  Zinsen  einen  Gewinnantheil  erhält. 

Dessenungeachtet  kann  festgesetzt  werden,  dass  aus  dem  liquiden 
Nutzen  ein  fester  Zins  auf  ein  vor  den  andern  bevorrechtigtes  Kapital 
vorweg  zu  zahlen  ist^). 

284.  In  keiner  Gesellschaft  darf  den  Gesellschaftern  das  Recht 
verweigert  werden,  die  Bücher,  die  Korrespondenzen  und  die  übrigen 
Urkunden,  welche  den  Stand  der  Gesellschaftsverwaltung  nachweisen, 
zu  prüfen. 

285.  Die  im  Ausland  gesetzmässig  begründeten  Gesellschaften, 
wefche  in  der  Bepublik  nicht  einen  Sitz,  eine  Succursale  oder  irgend 
eine  Art  von  gesellschaftlicher  Vertretung  haben,  können  darin  dessen- 
ungeachtet die  betreffenden  Handelsakte  vornehmen,  welche  nicht  gegen 
das  Landesgesetz  Verstössen. 

286.  Die  Gesellschaften,  welche  im  Ausland  begründet  werden, 
um  ihren  hauptsächlichen  Handel  in  der  Republik  auszuüben,  sind  Behufs 
aller  ihrer  Wirkungen  als  inländische  Gesellschaften  anzusehen,  und  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  unterworfen. 

287.  Die  im  Ausland  gesetzmässig  begründeten  Gesellschaften, 
welche  in  der  Republik  eine  Succursale  oder  irgend  eine  Art  von 
gesellschaftlicher  Verti*etung  errichtet  haben,  sind  als  inländische  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  in  Betreff  der  Registrirung  und 
Publikation  aller  gesellschaftlichen  Akte  und  der  Vollmachten  der  bezüg- 
lichen Repräsentanten,  sowie  im  Falle  des  Falliments  der  Bestimmung 
des  Art.  1385  2)  unterworfen. 


^)  Diese  Bestimmung  ist  neu. 

2)  Dieser  Artikel  lautet:  Die  im  Auslande  ausgesprochene  Falliments - 
erklärung  ist  nicht  geeignet,  gegen  die  Gläubiger,  welche  der  Fallit  in  der 
Republik  hat,  herangezogen  zu  werden,  um  ihnen  die  Rechte,  welche  sie  an 
dem  im  Inlande  befindlichen  Vermögen  zu  besitzen  behaupten,  zu  bestreiten, 
noch  um  die  Akte,  welche  diese  mit  dem  Falliten  abgeschlossen  haben,  un- 
wirksam zu  machen. 

Ist  das  Falliment  auch  durch  die  Gerichte  der  Eepublik  erklärt  worden, 
so  kommt  dies  für  die  Gläubiger,  welche  zu  der  im  Auslande  gebildeten  Gläubiger- 
gemeinschafl  (Konkurs)  gehören,  nur  dann  in  Betracht,  wenn  nach  vollständiger 
Befriedigung  der  inländischen  Gläubiger  noch  ein  Ueberschuss  verbleibt. 
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Die  Repräsentanten  besagter  Gesellscliaften  haben  Dritten  gegen- 
über die  nämliche  Haftbarkeit,  wie  die  Verwalter  inländischer  Gesell- 
schaften. 

288.  Alle  diejenigen,  weiche  im  Namen  von  nicht  errichteten 
Gesellschaften  kontrahirt  haben,  oder  welche  ihre  Funktionen  nicht 
entsprechend  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  ausgettbt  haben, 
sind  bezüglich  der  respektiven  Akte  persönlich,  unbegrenzt  und  soli- 
darisch verpflichtet. 

289.  Jeder  Gesellschafts  vertrag  muss  schriftlich  abgefasst  werden, 
sobald  derselbe  sich  auf  einen  Gegenstand  bezieht,  dessen  Werth 
1000  Pesos*)  überschreitet. 

Die  Gesellschaftsurkunde  kann  eine  öffentliche  oder  private  sein. 

Die  namenlosen  (anonymen)  Gesellschaften  und  die  Eommandit- 
Gesellschaften  auf  Aktien  müssen  in  öffentlichen  Urkunden  erriclitet 
werden. 

290.  Sobald  eine  Gesellschaftsurkunde  abgefasst  worden  ist,  wird 
kein  Zeugenbeweis  gegen  den  Inhalt  oder  neben  dem  Inhalt  der  Urkunde, 
noch  über  das,  was  vor,  zur  Zeit,  oder  nach  der  Abfassung  der  Urkunde 
angeblich  verabredet  worden  sei,  zugelassen,  auch  wenn  es  sich  um  einen 
Betrag  oder  einen  Werth  handelt,  der  1000  Pesos ^)  nicht  eiTeicht. 

291.  Die  Urkunde  muss  enthalten: 

1.  die  Namen  und  Wohnorte  der  Aussteller,  sowie  die  Zahl  und 
den  Werth  der  Aktien,  wenn  solche  vorhanden  sind; 

2.  die  Gesellschaftsfirma  oder  die  ihrem  Gegenstand  entnommene 
Benennung  der  Gesellschaft  und  iliren  Wohnsitz; 

3.  die  Organisation  der  Verwaltung  und  der  Aufsicht,  sowie  die 
Namen  der  Gesellschafter,  welche  die  Gesellschaftsfirma 
fuhren  dürfen; 

Mangels  dieser  letzten  Erklärung  wird  angenommen, 
dass  alle  Gesellschafter  die  Gesellschaftsfirma  führen  und  im 
Namen  der  Gesellschaft  handeln  dürfen; 

4.  eine  genaue  Bezeichnung  des  Handelszweiges,  welcher  den 
Gegenstand  der  Gesellschaft  bildet,  sowie  des  Kapitals,  welches 
jeder  Gesellschafter  in  Geld,  Forderungen  oder  Waaren,  ein- 
legt, mit  Angabe  des  Werthes,  welcher  letzteren  gegeben 
wird,  oder  der  Grundsätze,  nach  welchen  die  Abschätzung 
oder  Werthbestimmung  derselben  erfolgen  soll; 

^)  Pesos  nacioDales;  der  Werth  eines  solchen  beträgt  unge^Üir  4  Mk. 
2)  cf.  Note  1 
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5.  den  Antheil,  welcher  jedem  der  Kapital  einlegenden  Gesell- 
schafter und  den  etwa  vorhandenen  arbeitenden  Gesellschaftern 
an  Gewinn  und  Verlust  zukommt; 

6.  die  Form  der  Liquidation  und  Theilung,  und,  wenn  die  Gesell- 
schaft nicht  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen  ist,  die  Zeit, 
in  welcher  sie  anfangen  und  endigen  soll; 

7.  alle  sonstigen  Klauseln  und  Bedingungen,  welche  nöthig  sind, 
um  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gesellschafter  untereinander 
oder  Dritten  gegenüber  genau  festzusetzen. 

Jede  Yorbehaltene  Klausel  oder  Bedingung,  die  den  in  der  Gesell* 
Schaftsurkunde  enthaltenen  Klauseln  oder  Bedingungen  entgegensteht,  ist 
nichtig  und  wirkungslos. 

292.  Wenn  die  Gesellschaft  eine  namenlose  (anonyme)  Gesellschaft 
oder  eine  Kommandit  -  Gesellschaft  auf  Aktien  ist,  muss  die  Urkunde 
ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen  Umständen  ent- 
halten: 

1.  den  Betrag  des  gezeichneten  Kapitals,  und  davon  getrennt, 
den  Betrag  des  eingezahlten  Kapitals  und  die  Art,  dasselbe 
zu  bilden; 

2.  die  Eigenart  der  Aktien,  deren  Zahlungsmodus  und  die  übrigen 
Bedingungen  der  Emission  derselben; 

3.  die  Grundsätze  für  die  Aufstellung  der  Bilanzen,  sowie  die 
Berechnung  und  Vertheiluüg  des  Nutzens; 

4.  die  speziellen  Vortheile  oder  Rechte,  welche  gegebenen  Falls 
den  Gründern  gewährt  sind; 

5.  die  Zahl  der  Aufsichtsräthe  und  Verwalter,  sowie  deren 
Rechte  und  Pflichten; 

6.  die  Befugnisse  der  Generalversammlung  und  die  Bedingungen 
für  die  Gültigkeit  ihrer  Beschlüsse,  für  die  Ausübung  des 
Stimmrechts  und  die  Art  der  Vertretung  der  Gesellschafter; 

7.  ob  die  Aktien  auf  den  Namen  lauten,  indossirbar  oder  auf 
den  Inhaber  gestellt  sein  sollen. 

293.  Die  in  das  öffentliche  Handelsregister  zu  bewirkende  Ein- 
tragung hat  die  respektiven,  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vorge- 
schriebenen Umstände,  und  im  Allgemeinen  alle  Bedingungen  des  Ver- 
trages, welche  die  Rechte  Dritter  gegenüber  den  Gesellschaftern  be- 
stimmen können,  zu  enthalten. 
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Die  EintragUDg  in  das  Register  bat  das  Datmn  des  Tages  zu 
tragen,  an  welchem  die  Urkunde  oder  der  Gesellschaftsvertrag  vor  dem 
Handelsgericht  vorgelegt  wird. 

304.  Wenn  die  Gesellschaft  mehrere  Händeisniederlassangen  an 
verschiedenen  Orten  besitzt,  welche  nicht  demselben  Gericht  unterstehen. 
so  ist  bei  jedem  derselben  die  Föimlichkeit  der  Eintragung  zu  erfüllen. 

So  lange  die  Vertragsurkunde  oder  deren  Modifikation  nicht  ein- 
jgetragen  ist,  hat  sie  gegen  Dritte  nur  soweit  Giltigkeit,  um  von 
denselben,  wenn  diese  ihre  Verpflichtung  nicht  erfüllen,  die  Erstattung 
des  Empfangenen  zu  fordern;  aber  sie  gewährt  Dritten  eine  Klage 
gegen  alle  Gesellschafter  solidarisch. 

295.  Jede ,  bezuglich  des  Gesellschaftsvertrages  vorgenommene 
Abänderung  oder  Erweiterung  muss  unter  den  nämlichen  SolennitäteD, 
die  für  den  Abschluss  vorgeschrieben  sind,  erfolgen  und  eingetragen 
werden. 

Im  Unterlassungsfalle  vermögen  die  Gesellschafter  sich  auf  dieselbe 
nicht  zu  stützen,  weder  unter  einander  noch  Dritten  gegenüber. 

296.  Es  wird  zwischen  den  Gesellschaftern  oder  von  diesen  gegen 
Dritte  keine  Klage,  welche  ihren  Antrag  auf  das  Vorhandensein  der 
Gesellschaft  gründet,  vor  Gericht  zugelassen,  falls  ihr  nicht  die  Beweis- 
urkunde von  dem  Vorhandensein  der  Gesellschaft  und  deren  Eintragung 
beigefügt  ist. 

Die  Gesellschaft,  welche  nicht  schriftlich  konstituirt,  und  deren 
Beweisurkunde  nicht  eingetragen  worden  ist,  ist  für  die  Zukunft  nichtig 
in  dem  Sinne,  dass  jeder  der  Gesellschafter  austreten  kann,  wann  es 
ihm  gutscheint;  jedoch  erzeugt  sie  bezüglich  der  Vergangenheit  Wirkung 
insoweit,  als  die  Gesellschafter  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen 
Kechts  über  die  von  ihnen  ausgeführten  Geschäftsuntemehmungen,  sowie 
über  die  sich  ergebenden  Gewinne  oder  Verluste  gegenseitig  Rechnung 
legen  müssen. 

Wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Rechte  der  Gesellschafter  in 
Betreff  "der  Vergangenheit  festzustellen,  so  können  diese  unter  sich  anf 
den  Zeugenbeweis,  sowie  auf  alle  übrigen  in  Handelssachen  zulässigen 
Beweismittel  zurückgreifen. 

297.  Es  sind  —  unabhängig  von  der  Vorlegung  des  Gesellschafts- 
vertrages —  die  Klagen  zulässig,  welche  Dritte  gegen  die  Gesell- 
schaft im  Allgemeinen  oder  gegen  irgend  einen  der  Gesellschafter  im 
Besonderen  anstellen. 
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t)ie  Dritten,  welche  ihrerseits  nicht  erfüllt  haben,  müssen  das,  was 
sie  empfangen  haben,  zurückgewähren. 

Das  Vorhandensein  der  Gesellschaft  kann,  falls  Seitens  der  Ge- 
sellschafter die  Urkunde  nicht  vorgelegt  wird,  durch  alle  im  Handels- 
recht zulässigen  Beweismittel  nachgewiesen  werden. 

298.  Es  wird  vermuthet,  dass  eine  Gesellschaft  besteht  oder  be- 
standen bat,  sobald  Jemand  Handlungen  vornimmt,  welche  einer  Gesell- 
schaft eigenthümlich  sind,  und  welche  in  der  Begel  ohne  Vorhandensein 
einer  Gesellschaft  nicht  ausgeführt  zu  werden  pflegen. 

Zu  dieser  Art  von  Handlungen  gehören  besonders: 

1.  ein  gemeinsamer  und  gemeinschaftlicher  Geschäftsbetrieb; 

2.  eine  gemeinschaftlich  bewirkte  Veräusserung,  Erwerbung  oder 
Zahlung ; 

3.  wenn  einer  der  Associirten  sich  als  Gesellschafter  bezeichnet 
und  die  Uebrigen  nicht  öffentlich  Widerspruch  dagegen 
erheben ; 

4.  wenn  zwei  oder  mehr  Personen  einen  gemeinschaftlichen 
Verwalter  oder  Gereuten  erwählen; 

5.  der  Gebrauch  des  Fürwortes  „wir^  oder  „unser"  in  der 
Korrespondenz,  in  den  Büchern,  Fakturen  oder  anderen 
Handelspapieren  ; 

6.  die  Tbatsache,  dass  Briefe,  welche  an  den  Namen  oder  die 
Firma  einer  Gesellschaft  gerichtet  sind,  angenommen  oder 
beantwortet  werden; 

7.  der  Gebrauch  des  Namens  mit  dem  Zusatz  „und  Compagnie"; 

8.  die  Auflösung  der  Vereinigung  unter  der  bei  einer  Gesell- 
schaft vorgeschriebenen  Form; 

Die  Haftbarkeit  der  heimlichen  (ocultos)  Gesellschafter 
ist  persönlich  und  solidarisch  in  der  im  Artikel  302  fest- 
gesetzten Form. 

299.  Derjenige,  welcher  seinen  Namen  als  den  eines  Gesellschafters 
hergiebt,  oder  duldet  oder  erlaubt,  dass  derselbe  in  die  Gesellschafts- 
firma aufgenommen  oder  darin  fortgeführt  wird,  haftet,  auch  wenn  er 
keinen  Antheil  an  dem  Gewinne  der  Gesellschaft  hat,  für  alle  Ver- 
pflichtungen derselben,  die  unter  der  Gesellschaftsfirma  eingegangen  sind, 
unbeschadet  seines  Anspruchs  gegen  die  Gesellschafter,  und  ohne  diesen 
für  die  Schäden  und  Verluste  haftbar  zu  sein. 

5* 
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.  300.  Die  Gesellschaftsiirma  oder  die  Bezeichnung  jeder  Gesellschaft, 
welche  klar  von  derjenigen  jeder  andern  unterschieden  sein  muss,  stellt 
ihr  besonderes  Eigenthum  dar  und  darf  von  keiner  andern  angenommen 
werden. 

KAPITEL  II. 

Von  den  Gesellschaften  unter  Kollektiv-Namen 
(offenen  Handelsgesellschaften). 

301.  Gesellschaft  nnter  Kollektiv-Namen  heisst  diejenige,  welche 
von  zwei  oder  mehreren  unbeschränkt  und  solidarisch  haftenden  Personen 
gebildet  wird,  die  sich  vereinigen,  um  gemeinschaftlich  unter  einer  Ge- 
sellschaftsfirma Handel  zu  treiben. 

Die  Namen  von  Personen,  welche  nicht  handeltreibende  Gesell- 
schafter sind,  dürfen  nicht  in  die  Gesellschaftsfirma  autgenommen  werden. 

802.  Alle  diejenigen,  welche  Mitglieder  einer  Handels-Gesellschaft 
unter  Kollektiv-Namen  sind,  mögen  sie  Verwalter  des  Gesellschafts  Vermögens 
sein  oder  nicht,  übernehmen  aktiv  und  passiv  die  unbeschränkte  soli- 
darische Verpflichtung  für  die  Resultate  der  Geschäfte,  welche  im 
Namen  und  für  Rechnung  der  Gesellschaft  unter  der  von  ihr  ange- 
nommenen Firma  und  von  einer  zur  Führung  und  Leitung  ihrer  Ge- 
schäfte ermächtigten  Pei-son  ausgeführt  werden. 

Ausgenommen  sind  allein  die  Fälle,  in  denen  die  Gesellschafts- 
firma zu  Transaktionen  verwendet  worden  ist,  welche  notorisch  mit  den 
im  Gesellschafts  vertrage  bezeichneten  Geschäften  fremd  sind. 

303.  Die  Zeichnung  der  Gesellschaftsfirma  ersetzt  vollständig  die 
Unterschrift  eines  jeden  einzelnen  Gesellschafters.  Dieselbe  verpflichtet 
sie  alle,  als  ob  alle  thatsächlich  unterzeichnet  hätten. 

Wenn  alle  Gesellschafter  persönlich  eine  Verpflichtung  unter- 
schreiben, so  sind  sie  ebenso  solidarisch  verpflichtet,  als  ob  sie  es  unter 
der  Gesellschaftsftrma  gethan  hätten. 

304.  Die  Gesellschafter  dürfen  untereinander  nicht  verabreden, 
dass  sie  nicht  solidarisch  verpflichtet  werden. 

305.  Diejenigen  Gesellschafter,  welche  durch  eine  ausdrückliche 
Klausel  des  Gesellschaft  «Vertrages  davon  ausgeschlossen  sind,  im  Namen 
der  Gesellschaft  zu  kontrahiren  und  deren  Firma  zu  gebrauchen ,  vei- 
pflichten  dieselbe  durch  ihre  persönlichen  Handlungen  nicht,  auch  wenn 
sie  sich  zur  Ausführung  derselben  des  Namens  der  Gesellschaft 
bedienen. 
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AVenn  jedoch  die  Namen  dieser  Gesellschafter  in  die  Gesellschafts- 
firnia  mit  aufgenommen  sind,  so  hat  die  Gesellschaft  die  Ergebnisse  der 
Handlungen  derselben  zu  tragen,  unbeschadet  ihres  Entschädigungs- 
anspruches gegen  das  Privatvermögen  desjenigen  Gesellschafters,  -der 
ohne    Ermächtigung  gehandelt  hat. 

306.  Der  Gesellschafter  oder  die  Gesellschafter,  welche  eine 
Gesellschaft sfirma  führen ,  dürfen  dieselbe  weder  übertragen  noch 
cediren. 

AVenn  sie  es  thun,  so  geht  die  von  dem  Substituten  eingegangene 
YerpiUchtung  nur  für  Rechnung  des  Mandanten  und  des  Mandat<ars,  und 
die  übrigen  Gesellschafter  sind  nur  im  Verhältnisse  zum  Gewinn,  welchen 
die  Gesellschaft  aus  dem  Geschäfte  erhalten  hat,  verpflichtet,  aus- 
genommen den  Fall  des  zweiten  Alineas  des  vorhergehenden  Artikels. 

307.  Gegen  den  Gesellschafter,  welcher  die  Gesellschaftsfinna 
nüssbraucht;  ist,  ausser  der  Klage  wegen  der  Schäden  und  Nachtheile, 
die  den  übrigen  Gesellschaftern  zusteht,  auch  noch  zu  Gunsten  Dritter 
die  entsprechende  strafrechtliche  Klage  im  Falle  von  Betrug  oder  Arglist 
zulässig. 

308.  Bei  den  Gesellschaften,  welche  keinen  bestimmten  Handels- 
zweig erwählt  haben,  dürfen  die  Gesellschafter  nur  dann  Geschäfte  für 
eigene  Rechnung  machen,  wenn  sie  vorher  die  ausdrückliche  Einwilligung 
der  übrigen  Gesellschafter  erhalten  haben. 

Die  Gesellschafter,  welche  gegen  diese  Bestimmung  fehlen,  haben 
zum  gemeinscliaftlichen  Fonds  den  aus  diesen  Geschäften  sich  er- 
gebenden Gewinn  abzufiihren,  während  sie  die  etwa  vorkommenden  Ver- 
luste persönlich  zu  tragen  haben. 

309.  Wenn  die  Gesellschaft  in  ihrem  Vertrage  den  Handelszweig 
festgesetzt  hat,  in  welchem  sie  Geschäfte  vornehmen  will,  so  greift  die 
Vorschrift  des  vorhergehenden  Artikels  nicht  Platz,  und  die  Gesell- 
schafter können  jedes  ihnen  angemessen  erscheinende  Handelsunter- 
nehmen betreiben,  sofern  dasselbe  nicht  zu  der  Art  von  Geschäften 
gehört,  welche  sich  die  Gesellschaft,  deren  Mitglieder  sie  sind,  erwählt 
hat,  und  sofern  keine  besondere  Abrede  getroifen  ist,  die  es  verbietet. 

310.  Die  Handlungsgehülfen ,  denen  ein  Antheil  am  Gewinn  als 
Vergütung  für  ihre  Arbeiten  gewährt  wird,  steht  keine  Vertretung  der 
Gesellschafter  bei  irgend  einer  Angelegenheit  des  gesellschaftlichen  Ge- 
schäftsbetriebes zu. 
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311«  Die  zwischen  der  Gesellschaft  und  einem  Gesellschafter  in 
dieser  Eigenschaft  kontrahirten  Geschäfte  und  Verpflichtungen  begründen 
keilte  Solidarität  zwischen  den  übrigen  Gesellschaftern. 

Sie  begründen  aber  Solidarität,  wenn  der  kontrahirende  Gesell- 
schafter als  eine  fremde  Person  aufgetreten  ist. 

312.  Die  Gesellschaften  unter  Kollektiv-Namen  können  einen 
Kpn^manditgesellschafter  aufnehmen,  Betreffs  dessen  die  für  die  Kom- 
manditgesellschaften  aufgestellten  Bestimmungen  gelten,  während  die 
übrigen  Gesellschafter  den  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Gesell- 
schaften unter  Kollektiv-Namen  unterworfen  bleiben. 


KAPITEL  IIP). 

Von  den    namenlosen    (anonymen)    Gesellschaften    (Aktien- 
Gesellschaften). 

Abschnitt  I. 
Vom  Wesen  derselben. 

313.  Die  namenlose  Gesellschaft  ist  die  blosse  Vereinigung  von 
Kapitalien  zu.  irgend  einem  Unternehmen  oder  irgend  einer  Arbeit. 

314.  Die  namenlosen  Gesellschaften  haben  keine  Gesellschaftsfirina ; 
sie  werden  auch  nicht  nach  dem  Namen  eines  oder  mehrerer  ihrer 
Gesellschafter  benannt,  sondern  nach  dem  Gegenstand  oder  den  Zwecken, 
für  Welche  sie  gebildet  sind. 

315.  Die  aus  dem  Gesellschaftsfonds  und  dem  angesammelten 
Gewinne  zusammengesetzte  Gesellschaftsmasse  haftet  bei  den  namenlosen 
Gesellschaften  nur  für  diejenigen  Verpflichtungen,  welche  bei  ihrer 
Geschäftsführung  und  Verwaltung  von  einer  legitimirten  Person  und 
unter  der  in  den  Verordnungen  der  Gesellschaft  vorgeschriebenen  Form 
eingegangen  sind,  unbeschadet  der  Rechte  Dritter  gegen  die  Verwalter. 

316.  Ebenso  haften  die  Gesellschafter  für  die  Verpflichtungen 
der  namenlosen  Gesellschaft  nur  bis  zum  AVerthe  der  Aktien  oder  der 
Antheile.  welche  sie  an  der  Gesellschaft  haben. 

317.  Nachdem  die  Gesellschaft  mit  der  entsprechenden  Ge- 
nehmigung ins  Leben  getreten  ist,  ist  jeder  spätere  Beschluss  der  Aktionäre 
gegen  die  Gesellschafcsstatuten  oder  ein  Beschluss,  welcher  die  Wirkung 


1)  Dies<*8   Kapitel   beruht  wesentlich   auf  dem  neuen  Portugiesischen 
H.G.B.;  die  Abschnitte  2—7  sind  fast  wörtlich  daraus  übertragen. 
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hätte,  dass  dieselben  verletzt  würden,  oder  dass  den  Gesellschaftsfonds 
eine  andere  Bestimmung  gegeben,  oder  dass  die  namenlose  Gesellschaft 
in  eine  andere  Art  von  Handelsvereinigung  umgewandelt  würde,  nichtig 
und  wirkungslos.  Der  Verwalter,  welcher  in  Gemässheit  obigen  Be- 
schlusses gehanddt  hat,  haftet  persönlich  den  Dritten ,  mit  denen  er 
kontrahirt  hat. 

Abschnitt  II. 
Von  der  Errichtung  der  namenlosen  Gesellschaften. 

3 18.  Die  namenlosen  Gesellschaften  können  endgiltlg  nur  errichtet 
werden,  wenn  die  folgenden  Bedingungen  erfüllt  sind: 

1.  dass  die  Zahl  der  Mitglieder  mindestens  10  beträgt; 

2.  dass  das  Gesellschaftskapital  oder  dessen  erste  Serie,  welche 
nicht  geringer  als  2ö  pCt.  sein  darf,  vollständig  gezeichnet  ist ; 

3.  dass  die  .  Zeichner  10  pCt  des  gezeichneten  Kapitals  in 
baarem  Geld  eingezahlt,  haben,  indem  sie  es  bei  der  National- 
bank, bei  der  Prozinzbank  oder,  in  deren  Ermangelung,  bei 

4  • 

einer  Privatbank  hinterlegen^); 

4.  dass  die  Gesellschaft  auf  eine  bestimmte  Zeit  errichtet  und 
von  der  Exekutivgewalt  genehmigt  ist. 

Die  Exekutivgewalt  hat  die  Genehmigung  zu  gewähren,  sobald 
die  Gründung,  die  Organisation  und  die  Statuten  der  Gesellschaft,  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  entsprechen,  und  ihr  Gegenstand  dem 
öffentlichen  Interesse  nicht  zuwiderläuft. 

319.  Wenn  diejenigen,  welche  eine  namenlose  Gesellschaft  zu 
gründen  beabsichtigen,  das  erforderliche  Kapital  vollständig  gezeichnet 
haben^  so  können  sie,  sobald  sie  alle  in  dem  vorhergehenden  Artikel 
geforderten  Bedingungen  erfüllt  haben,  endgiltig  die^Gesellschaft  errichten, 
indem  sie  die  betr.  Urkunde  ausstellen,  sie  mit  dien  Statuten,  der  Ge- 
nehmigung und  den  übrigen  Errichtungsurkunden,  bevor  die  Gesellschaft^- 
geschäfte  begonnen  werden,  eintragen  und  vierzehn  Tage  lang  publiciren 
lassen. 

320.  Wenn  Behufs  der  endgiltigen  Errichtung  der  namenlosen 
Gesellschaften  öfifentliche  Subskriptionen   veranstaltet  werden  sollen,  so 


^)  Uebereinstimmend  mit  dem  neuen  Fortugieijischen  Kecht.  Art.  162 
Nr.  3  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  50).  Nach  Italienischem  Hecht  Vio 
Art.  131  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  III  S.  231);  nach  Deutschem  Recht  Vi  des 
Nominalbetrages,  Art.  77,  Ges.  vom  18.  Juli  1884.  . 
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müssen  die  Gründer  die  Gesellschaft  provisorisch  errichten,  indem  sie 
die  resp.  Urkunde  ausstellen,  welche  eiazutragen  und  10  Tage  lang  in 
dem  zuständigen  Gerichtsbezirk  zu  publiciren  ist. 

Nachdem  diese  Erfordernisse  erfüllt  sind,  kann  der  Plan  für  die 
Subskription  aufgestellt  werden,  welcher  ergeben  muss: 

1.  das  Datum  der  provisorischen  Errichtung,  sowie  die  Geschäfts- 
räume und  die  Zeitungen,  in  denen  die  Urkunde  ausgelegt, 
registrirt  und  publicirt  ist; 

2.  den  Gegenstand  der  Gesellschaft,  das  Qesellschaftskapital, 
die  Zahl  der  Aktien,  sowie  die  Bedingungen  ihrer  Zeichnung 
und  Zahlung; 

3.  die  ausnahmsweise  gewährten  Vortheile,  welche  den  Gründern 
zugebilligt  werden  mögen; 

4.  falls  sie  ernannt  werden  sollen,  die  Mitglieder  der  ersten 
Direktion,  ihre  Namen  und  Wohnorte; 

5.  die  Einberufung  der  Zeichner  zu  der  Versammlung,  welche 
innerhalb  der  Frist  von  3  Monaten  zur  endgiltigen  Errichtung 
der  Gesellschaft  abgehalten  werden  muss. 

321.  Die  Gründer  dürfen  sich  keine  Prämie  oder  irgend  einen 
Vortheil,  Vergünstigungs-  (Beneficiar-)  Aktien  oder  -Obligationen,  oder 
solche,  welche  nicht,  wie  die  bei  der  Zeichnung  bedungenen,  bezahlt 
werden  müssen,  reserviren,  selbst  wenn  dies  gegen  unentgeltlich  von  den 
Behörden  ausgestellte  Koncessionen  geschähe,  ausser  bis  zu  einem 
Maximum  von  10  pCt.  des  Kapitals  oder  der  realisirten  und  liquiden 
Gewinne  für  eine  Zeit,  die  10  Jahre  nicht  überschreiten  darf. 

322.  Sind  die  Zeichnungen  abgeschlossen,  so  haben  die  Gründer 
an  dem  bestimmten  Tage  der  Versammlung  die  Beweis -Urkunden  vor- 
zulegen, dass  sie  die  im  Art.  318  aufgestellten  Erfordernisse  erfüllt 
haben,  sowie  einen  den  Grundsätzen  der  Zeichnung  entsprechenden  Ent- 
wurf der  Statuten  zu  unterbreiten,  falls  dieselben  noch  nicht  bei  der 
Yolbdehung  der  Zeichnung  genehmigt  sind. 

In  dieser  Versammlung  hat  jeder  Zeichner  nur  eine  Stimme,  welches 
auch  die  Zahl  der  gezeichneten  Aktien  sein  mag. 

323.  Die  Versammlung  hat  nach  Stimmenmehrheit  zu  entscheiden, 
ob  die  Gesellschaft  definitiv  errichtet  werden  soll;  im  Fall  der  Bejahung 
kann  sie  in  der  nämlichen  Sitzung  die  Statuten  berathen  und  die  erste 
Direktion  ernennen,  wenn  dieselbe  nicht  in  der  im  Art.  319  erwähnten 
Urkunde  im  voraus  bezeichnet  ist. 


Von  den  Kompagnien  oder  Gesellschaften.  73 

Nach  Anfertigung  der  betr.  Akte  ist  dieselbe  Behufs  der  nöthigen 
Genehmignng  der  Exekutivgewalt  mit  den  Statuten  und  Beweis-Urkunden, 
dass  die  in  dem  Art.  318  aufgestellten  Erfordernisse  erfüllt  sind,  vor- 
zulegen. 

Ist  die  Genehmigung  erlangt,  so  sind  die  besagten  Urkunden  mit 
derselben  einzutragen  und  14  Tage  lang  zu  publiciren;  hiermit  ist  die 
Gesellschaft  definitiv  errichtet. 

324-.  Die  Gründer  oder  Verwalter  jeder  namenlosen  Gesellschaft 
sind  solidarisch  und  unbeschränkt  haftbar  für  die  bis  zur  definitiven 
Errichtung  der  Gesellschaft  vorgenommenen  Akte,  vorbehaltlich  ihres 
Regresses  gegen  diese,  wenn  dazu  Anlass  ist. 

Wenn  die  Gesellschaft  nicht  definitiv  gemäss  dem  vorhergehenden 
Artikel  errichtet  wird,  so  fallen  die  Kosten  und  Folgen  der  zu  diesem 
Zweck  xon  den  Gründern  vorgenommenen  Akte  ausschliesslich  diesen 
zur  Last,  ohne  Regress  gegen  die  Zeichner. 

Bei  den  nicht  gehörig  errichteten  namenlosen  Gesellschaften  sind 
die  Gründer,  Verwalter  und  Vertreter  unbeschränkt  und  solidarisch 
haftbar  für  die  Wiedererstattung  aller  Beträge,  welche  sie  fiir  emittirte 
Aktien  empfangen  haben  mögen,  sowie  gleichzeitig  für  die  Zahlung  der 
Gesellschaftsschulden  und  für  die  Nachtheile,  welche  sich  für  Dritte 
aus  der  Nichtausführung  der  Namens  der  Gesellschaft  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  ergeben  mögen. 

325.  Die  Gesellschaften  können  nur  mit  Bestätigung  der  Behörde, 
welche  ihre  Errichtung  genehmigt  hat,  verlängert  werden,  indem  zu  einer 
neuen  Eintragung  und  Publikation,  entsprechend  der  Bestimmung  in 
diesem  Abschnitt,  zu  schreiten  ist. 

Abschnitt  III. 
Von  den  Aktien. 

326.  Das  Kapital  der  namenlosen  Gesellschaften  muss  immer  in 
Aktien  von  gleichem  Werthe  eingetheilt  und  dargestellt  werden;  indessen 
kann  der  nämliche  Titel  mehr  als  eine  Aktie  darstellen.  Die  Titel, 
welche  mit  den  von  den  Statuten  festgesetzten  Förmlichkeiten  aus-r 
gestellt  sind,  können  auf  den  Inhaber  oder  auf  Namen  lauten,  indossirbar 
sein  oder  nicht. 

So  lange  die  Aktien  nicht  vollständig  gezahlt  sind,  dürfen  sie  nur 
auf  individuellen  Namen,  und  nicht  als  Titel  auf  den  Inhaber  ausgestellt 
werden. 
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327.  Der  Betrag  der  Aktien  kann  unmittelbar  voll  oder  in  Katen 
gezahlt  werden. 

Nach  vollständiger  Zahlung  können  die  Interessenten  fordern,  dass 
ihnen  Titel  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden,  wenn  die  Statuten  nicht 
das  Gegentheil  bestimmt  haben. 

328.  Die  Aktien,  welche  von  einem  oder  mehreren  der  Direktoreb 
zu  unterzeichnen  sind,  müssen  mindestens  enthalten: 

1.  die  Benennung  der  Gesellschaft,   sowie   das  Datum  und  den 
.    Ort  ihrer  Errichtung  und  Veröffentlichung; 
.'  2.  den    Betrag    des    Gesellscbaftskapitals    und    die    Zahl   der 
Aktien ; 

3.  den  Nennwerth  des  Titels  und  die  gezählten  Katen; 

4.  die  Ordnujigs-(Reihe-)Nummer  jedes  Titels. 

'  329.  Ausser  den  allgemeinen  Büchern  muss  an  dem  Sitz  der  Ge- 
sellschaft ein  Registerbuch,  mit  den  Förmlichkeiten,  welche  für  die  drei 
als  unerlässlich  (Art.  53)  erklärten  Handelsbüdier^),  vorgeschlichen  sind, 
geführt  werden ;  dasselbe  ist  zur  freien  Einsichtnahme  aller  Aktionäre 
auszulegen  und  darin  zu  vermerken: 

1.  die  Namen  der  Zeichner   und   die   betreffende  Zahl   der   ge« 
'  zeichneten  Aktien  und  der  geleisteten  Zahlungen; 

2.  die  Uebertragung  der  Namens-Aktien  und  das  Datum,  an 
welchem  sie  erfolgt; 

3.  die  besondere  Bezeichnung  der  Aktien,  welche  in  Inhaber- 
Aktien  verwandelt  werden,  und  der  Titel,  welche  im  Tausch 
für  dieselben  ausgegeben  werden; 

4.  die  Zahl  der  Aktien,  mit  denen  Sicherheit  für  gute  Geschäfts-* 
besorgung  durch  die  Beamten  der  Gesellschaft  bestellt  ist, 
für  den  Fall,  dass  es  die  Statuten  erfordern. 

330.  Das  Eigenthum  und  die  Uebertragung  der  Namens-Aktien 
werden  gegenüber  der  Gesellschaft  und  gegenüber  Dritten  erst  mit  dem 
Datum  ihrer  Eintragung  in  das  Kegisterbuch  wirksam. 

Falls  der  Namenstitel  nicht  indossirbar  ist,  kann  die  Cession  nur 
durch  eine  Erklärung  erfolgen,  welche- sich  an  die  Eintragung  anschliesst, 
und  von  dem  Cedenten  oder  seinem  Bevollmächtigten  zu  unterschreiben 
ist,  vorbehaltlich  des  Falles  der  gesetzlichen  Zwangsvollstreckung. 

331.  Wenn  mehrere  Personen  Miteigenthümer  einer  Aktie  werden, 
so  ist  die  Gesellschaft  nicht  verpflichtet,   sie   anzuerkennen,    sofern   sie 


^)  Das  Tagebuch,  das  Inventarienbuch  und  das  Briefcopirbuch. 
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nicht  eine  einzelne  Person  wählen,  welche  sie  bei  der  Ausübung  ihrer 
Eechte  und  bei  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  ihr  gegenüber  vertritt. 

333.  Die  Cedenten,  welche  nicht  die  volle  Einzahlung  des  Betrages 
jeder  Aktie  geleistet  haben,  bleiben  haftbar  für  die  Zahlung,  welche  die 
Cessionare  leisten  müssen,  wenn  die  Verwaltung  nach  den  Statuten  oder 
Reglements  das.  Recht  hat,  dies  zu  fordern. 

Die  Cedenten,  welche  Kraft  dieser  Haftung  eine  Zahlung  leisten, 
werden  Miteigenthümer  der  Aktie  in  dem  Verhältniss  dessen,  was  sie 
gezahlt  haben. 

333»  Die  Statuten  können  die  Strafbestimmungen  aufstellen,  denen 
die  säumigen  Zeichner  verfallen. 

Den  Verwaltern  kann  die  Befugniss  ertheilt  werden,  aussergerichtlich 
in  öffentlicher  Versteigerung  die  Aktien  der  säumigen  Zeichner  zu  ver- 
kaufen, denen  alsdann  die  Kosten  der  Versteigerung  und  die  Verzugs- 
zinsen gegebenen  Falles  in  Rechnung  gestellt  werden. 

334*  Nicht  gestattet  ist  es,  irgend  welchen  Zins  den  Aktionären 
auf  den  Betrag  ihrer  Aktien  zu  versprechen  oder  zu  zahlen,  ausser  in 
dem  Fall,  dass  es  sich  um  Vorzugs-Aktien  mit  einem  bestimmten  Zins 
handelt,  welcher  mit  Vorzug  aus  dem  Betrage  der  realisirten  und  flüssigen 
Erträge  gezahlt  werden  muss. 

Abschnitt  IV. 
Von  der  Leitung  und  Ueberwachung  (Aufsicht). 

335.  Die  Leitung  und  Ueberwachung  der  namenlosen  Gesellschaften 
liegen  beziehungsweise  einem  oder  mehreren  Direktoren  und  einem  oder 
mehreren  Aufsichtsräthen  (sindicos),  welche  von  der  Generalversammlung 
gewählt  werden,  ob. 

Die  erste  Direktion  kann  in  der  Errichtungsurkunde  der  Gesell- 
schaft bestimmt  werden,  olme  indessen  länger  als  drei  Jahre  dauern  zu 
dürfen,  und  unbeschadet  des  Rechtes  auf  Absetzung. 

336.  Die  Wahl  der  Direktoren  hat  aus  den  Gesellschaftern  auf 
eine  bestimmte  und  festgesetzte  Zeit  zu  erfolgen,  welche  drei  Jahre  nicht 
übersteigen  soll,  unbeschadet  der  Widerruflichkeit  des  Mandats. 

Die  Statuten  haben  zu  bestimmen,  ob  nach  Ablauf  der  Zeit  des 
Mandats  Wiederwahl  erfolgen  kann  oder  nicht;  diese  ist,  Mangels  einer 
ausdrücklichen  Bestimmung,  ausgeschlossen. 

Die  Statuten  haben  ebenfalls  die  Art  anzugeben,  wie  die  Direktoren 
beim  Fehlen  zu  ersetzen  sind,  und  Mangels  einer  Bestimmung  steht  den 
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Aufsichtsräthen  die  Ernennung  des  zu  Ersetzenden  bis  zum  Zusammentritt 
der  Generalversammlung  zu. 

337.  Die  Direktoren  der  gehörig  errichteten  namenlosen  Gesell- 
schaften übernehmen  keinerlei  persönliche  oder  solidarische  Verbindlich- 
keiten anlässlich  der  Geschäfte  der  Gesellschaft ;  aber  sie  haften  ihr  und 
Dritten  gegenüber  persönlich  und  solidarisch  für  die  Nichtausführung 
oder  schlechte  Erledigung  ihres  Mandats  und  für  die  Verletzung  der 
Gesetze,  Statuten  oder  Reglements. 

Befreit  bleiben  von  dieser  Haftbarkeit  die  Direktoren,  welche  an 
dem  betreffenden  Beschluss  nicht  theilgenommen  oder  welche  gegen 
die  EntSchliessungen  der  Mehrheit  Verwahrung  eingelegt  haben^  ehe  die 
Verwirklichung  ihrer  Haftbarkeit  beansprucht  wurde. 

338.  Die  Direktoren  dürfen  für  Rechnung  der  Gesellschaft  keine 
deren  Gegenstand  fremde  Geschäfte  schliessen,  bei  Strafe,  dass  dies  als 
Verletzung  ihres  Mandats  anzusehen  ist. 

Ebenso  ist  ihnen  verboten,  für  eigene  Rechnung  direkt  oder  indirekt 
mit  der  Gesellschaft,  welche  sie  leiten,  Geschäfte  zu  machen  oder  Ver- 
träge zu  schliessen. 

339.  Die  Direktoren  haben  für  die  gute  Erledigung  ihrer  Ver- 
richtungen die  Sicherheit  zu  leisten,  welche  durch  die  Statuten  oder  die 
Generalversammlung  bestimmt  wird, 

340.  Die  Aufsichtsräthe  sind,  mindestens,  jährlich  durch  die  General- 
vers ammlnng  zu  wählen,  und  können  zu  jeder  Zeit  abgedankt  werden. 

Zu  ihren  Befugnissen  gehören,  unbeschadet  der  anderweiten  Be- 
fugnisse, welche  ihnen  die  Statuten  übertragen: 

1.  die  Bücher  und  Urkunden  der  Gesellschaft  zu  prüfen,  so  oft 
sie  es  für  angemessen  halten,  mindestens  aber  alle  drei 
Monate ; 

2.  eine  ausserordentliche  Generalversammlung  einzuberufen,  wenn 
sie  es  für  nothwendig  halten,  und  die  ordentliche  General- 
versammlung, wenn  die  Direktion  dieses  unterlassen  hat; 

3.  mit  berathender  Stimme  den  Sitzungen  der  Direktion  bei- 
zuwohnen, so  oft  sie  es  für  angemessen  erachten; 

4.  die  Leitung  der  Gesellschaft  zu  überwachen,  indem  sie  häufig 
den  Kassenbestand  und  das  A^orhandensein  der  Titel  und 
Werthe  jeder  Art  priifen; 

5.  die  Erfüllung  der  Statuten  Betreffs  der  Bedingungen  zu  priifen, 
welche  über  die  Anwesenheit  der  Gesellschafter  in  den  Ver- 
sammlungen aufgestellt  sind; 
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6.  die  Liquidationsgesehäfte  der  Gesellschaft  zu  überwachen; 

7.  Gutachten  über  den  Bericht,  das  Inventar  und  die  Bilanz, 
welche  von  der  Direktion  vorgelegt  werden,  abzugeben; 

8.  im  Allgemeinen  darüber  zu  wachen,  dass  die  Direktion  die 
Gesetze,  die  Statuten  und  die  Reglements  der  Gesellschaft 
erfüllt. 

Die  Aufsichtsräthe  haben  ihre  Thätigkeit  sorgfältig  derart  aus- 
zuüben, dass  sie  den  regelmässigen  Geschäftsgang  der  gesellschaftlichen 
Verwaltung  nicht  stören. 

341.  Die  Thätigkeit  der  Direktoren  und  Aufsichtsräthe  erfolgt 
gegen  Eemuneration,  wenn  die  Statuten  nicht  das  Gegentheil  bestimmen. 
Wenn  die  Remuneration  durch  die  Statuten  nicht  bestimmt  ist,  so  ist 
sie  durch  die  Generalversammlung  festzusetzen 

342.  Die  namenlosen  Gesellschaften,  welche  Koncessionen,  die 
ihnen  durch  Behörden  ertheilt  sind,  ausnutzen  oder  zu  ihren  Gunsten 
em  Privileg  erhalten  haben,  können  auch  durch,  von  den  betreffenden  Be- 
hörden beauftragte  Agenten  —  denen  von  den  Gesellschaften  Remuneration 
zu  gewähren  ist  —  beaufsichtigt  werden,  selbst  wenn  in  der  Enichtungs- 
urkunde  solche  Beaufsichtigung  nicht  ausdrücklich  festgesetzt  ist. 

Letztere  hat  sich  auf  die  Erfüllung  der  Gesetze  und  Statuten  und 
besonders  auf  die  Erfüllung  der  Bedingungen  der  Koncession  und  der  zu 
Gunsten  des  Gemeinwohles  aufgestellten  Verpflichtungen  zu  beschränken. 

Die  Agenten  können  allen  Sitzungen  der  Direktion  und  der 
Generalversammlung  beiwohnen  und  in  die  Protokolle  ihre  Monita  Behufs 
der  sich  daraus  ergebenen  Wirkungen  aufnehmen  lassen. 

Sie  haben  beständig  die  betreffende  Behörde  von  allen  Versehen  der 
Gesellschafter  zu  unterrichten,  und  derselben  am  Ende  eines  jeden  Jahres 
einen  eingehenden  Bericht  über  das,  was  sie  zu  bemerken  für  ange- 
messen halten,  vorzulegen. 

Sie  haben  sorgfältig  ihre  Thätigkeit  derart  auszuüben,  dass  sie  den 
regelmäs>igen  Geschäftsgang  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  nicht 
stören. 

343.  Die  Leiter  und  Direktoren  dürfen  keine  Aktien  der  Gesell- 
schaft für  Rechnung  derselben  erwerben,  ausgenommen  den  Fall,  dass 
auf  Grund  einer  Ermächtigung  der  Generalversammlung  die  Erwerbung 
aus  den  gewonnenen  Erträgen  (dem  Reingewmn)  bewirkt  wird  und  die 
Aktien  voll  eingezahlt  waren. 

In  keinem  Fall  dürfen  sie  auf  die  von  der  Gesellschaft  emittirten 
Aktien  hin  negociren,  Geld  aufnehmen  oder  ausleihen. 
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344.  Wenn  nach  der  Bestimmung  der  Statuten  oder  dem  Be- 
ßchluss  der  Ueneralversammlung  die  ausführende  Thätigkeit  bei  den 
Gesellschafts-Geschäften  allein  einem  Gereuten,  auch  wenn  dieser  nicht 
Mitglied  der  Direktion  ist,  übertragen  ist,  so  ist  der  Gereut,  wie  die 
Direktoren,  den  Gesellschaftern  und  Dritten  gegenüber  iür  die  Erfüllung 
seiner  Pflichten  verantwortlich,  unbeschadet  einer  entgegenstehenden 
Abrede,  und  selbst  dann,  wenn  er  der  Beeinflussung  und  Beaufsichtigung 
der  Direktion  untersteht. 

346.  Der  Direktor,  welcher  bei  einer  bestünmten  Unternehmung, 
sei  es  für  sich  selbst  oder  als  Vertreter  eines  Anderen,  ein  Interesse 
hat,  welches  dem  der  Gesellschaft  zuwiderläuft,  muss  davon  den  anderen 
Direktoren  und  den  Aufsichtsrätben  Anzeige  machen  und  sich  jeder  Be- 
theiligung an  der  besagten  Unternehmung  enthalten. 

346.  In  Allem,  was  nicht  im  vorliegenden  Titel  oder  in  den 
Statuten  und  Beschlüssen  der  Generalversammlung  vorgesehen  ist,  be- 
stimmen sich  die  Rechte  und  Pflichten  der  Direktoren  und  Aufsichts- 
räthe  nach  den  Vorschriften  über  das  Mandat. 

Abschnitt  V. 
Von  den  Generalversammlungen. 

347.  Die  Generalversammlungen  der  Aktionäre  sind  ordentliche 
und  ausserordentliche. 

Die  ordentlichen  haben  mindestens  einmal  im  Jahre  innerhalb  der 
ersten  vier  Monate  nach  Beendigung  der  vorangehenden  Geschäftsperiode 
stattzufinden  und  müssen: 

1.  die  Inventarien,  Bilanzen  und  Berichte,  welche  die  Direktoren 
jährlich  vorlegen  müssen,  ebenso  die  Gutachten  der  Aufsichts- 
räthe  erörtern,  genehmigen  oder  abändern; 

2.  gegebenenfalls  die  Diiektoren  und  Aufsichtsräthe  wählen, 
welche  die  austretenden  ersetzen  sollen; 

3.  jede  andere  Angelegenheit  erledigen,  die  in  der  Einberufung 
erwähnt  ist. 

348.  Die  ausserordentlichen  Generalversammlungen  sind  zu  be- 
rufen, so  oft  es  die  Direktoren  oder  Aufsichtsräthe  für  nothwendig  halten, 
oder  wenn  sie  von  Aktionären  verlangt  werden,  welche  den  zwanzigsten 
Theil  ^)  des  Kapitals  repräsentiren,  falls  die  Statuten  nicht  eine  geringere 
Repräsentation  erfordern. 


^)  Uebereinstimmend  das  neue   Portugiesische   Hecht,  Art.  ISO  H.6.B, 
(cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  59)  und   das  Deutsche   Recht,    Art.  237    Ges.   vom 
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349.  Die  Berafimg  der  Generalversammlnngen  liat  mittels  öffent«' 
lieber  Ankündigungen  mindestens  15  Tage  im  voraus  und  ferner 
unter  den  durch  die  Statuten  festgesetzten  Förmlichkeiten  zu  erfolgen, 
wobei  immer  die  Tagesordnung,  mit  der  sie  sich  zu  beschäftigen  haben, 
erwählet  werden  muss. 

Nichtig  ist  jede  Berathung  über  Gegenstände,  welche  in  der  Ein- 
berufung nicht  erwähnt  sind. 

350.  Die  Beschlüsse  der  Generalversammlungen  sind  immer  mit 
Majorität  der  Stimmen  der  Anwesenden  zu  fassen,  vorbehaltlich  der 
Fälle,  in  denen  die  Statuten  eine  grössere  Zahl  erfordern. 

Kein  Aktionär,  welches  auch  die  Zahl  seiner  Aktien  sein  mag, 
darf  mehr  als  den  zehnten  Theil  der  Stimmen  repräsentiren,  zu  welchen 
alle  emittirten  Aktien  berechtigen,  noch  mehr  als  zwei  Zehntel^)  der  in 
der  Generalversammlung  vertretenden  Stimmen. 

Zu  führen  ist  ein  Protokollbuch  (Buch  der  Beschlüsse),  in  welches 
die  Protokolle  der  Versammlungen  und  der  Direktion  aufzunehmen  sind, 
unterschrieben  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Sekretär. 

351.  Wenn  eine  ordnungsmässig  berufene  General-Versammlung 
wegen  ungenügender  Anzahl  von  Aktionären  oder  wegen  ungenügender 
Bepräsentation  des  Kapitals  beschlnssimfähig  ist,  so  ist  sie  mit  zehn 
Tagen  Frist  zu  einer  neuen  Sitzung  zu  berufen,  welche  innerhalb  dreissig 
Tagen  stattzufinden  hat,  und  deren  Beschlüsse  wirksam  sind,  welches 
auch  die  Zahl  der  anwesenden  Aktionäre  oder  der  Betrag  des  repräsen- 
tirten  Kapitals  sein  mag. 

352.  Die  Aktionäre,  welche  nach  den  Statuten  keine  Stimme  in 
den  Generalversammlungen  haben,  oder  die  Inhaber  von  Gutscheinen 
oder  Obligationen  können  den  Sitzungen  beiwohnen  und  haben  das  Wort 


18.  Juli  188d.    Nach  Italienischem  Becht  müssen  sie  den   fünften  Theil  des 
Kapitals  repräsentiren,  Art.  159  H.G.B,  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  III.  S.  237). 

^)  Uebereinstimmend  das  Portugiesische  Hecht,  Art.  183  §  3  H.G.B. 
<cf.  H.  d.  E.  Nachtrg.  1.  S.  60.  Nach  Deutschem  Becht  — Art.  221  Ges.  vom 
18.  Juli  1884  —  gewährt  jede  Aktie  eine  Stimme;  doch  kann  der  Gesellschafts- 
vertrag  für  den  Fall,  dass  ein  Aktionär  mehrere  Aktien  besitzt,  die  Ausiibung 
des  Stimmrechts  für  dieselben  durch  einen  Höchstbetrag  oder  in  Abstufungen 
oder  nach  Gattungen  beschränken.  Nach  Italienischem  Becht  —  Art.  157. 
H.G.B.  (cf.  H.  d.E.  Band  III  S.  236)  —  hat  jeder  Gesellschafter  eine  Stimme,  und 
Jeder  Aktionär  eine  Stimme  bis  zu  fünf  von  ihm  besessenen  Aktien;  der 
Aktionär,  welcher  mehr  als  fünf  bis  hundert  Aktien  besitzt,  hat  eine  Stimme 
für  je  fünf  Aktien,  und  wenn  er  mehr  als  hundert  besitzt,*  hat  er  eine  Stimme 
für  je  25  Aktien. 
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ZU  erhalten,  um  Anträge  zu  stellen  und  die  Gegenstände  der  Tages- 
ordnung zu  erörtern;  vorbehaltlich  einer  ^^Bt^egengesetzt^n  Bestimmung 
der  Statuten. 

353.  Jeder  Aktionär  hat  das  Recht,  gegen  die  Beschlässe,  welche 
den  Bestimmungen  der  Gesetze  und  der  Statuten  zuwider  gefasst  werden« 
Verwahrung  einzulegen,  und  kann  bei  dem  zuständigen  Richter  die 
Suspension  ihrer  Ausführung  und  ihre  Nichtigkeitserklärung  beantragen. 

Solche  Beschlüsse  machen  die  Gesellschafter,  die  sie  ausdrücklich 
angenommen  haben,  unbeschränkt  haftbar. 

Die  von  den  Direktoren  den  Vorschriften  des  Gesetzes,  der 
Statuten  oder  der  Generalversammlungen  zuwider  gefassten  Beschlüsse 
und  vorgenommenen  Akte  verpflichten  die  Gesellschaft  nicht,  sondern  es 
bleiben  ihre  Urheber  Behufs  ihrer  Folgen  persönlich  und  solidarisch 
haftbar,  vorbehaltlich  des  Falles  eines  Protestes  ihrerseits  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches. 

354.  Vorbehaltlich  einer  entgegengesetzten  Bestimmung  der 
Statuten  wird  immer  die  Anwesenheit  einer  Anzahl  von  Gesellschaftern, 
welche  mindestens  Dreiviertel  des  Kapitals  repräsentiren,  sowie  die  Zu- 
stimmung einer  Anzahl  von  anwesenden  Gesellschaftern ,  welche 
mindestens  die  Hälfte  des  Kapitals  repräsentiren,  erfordert,  um  über 
Folgendes  Beschluss  zu  fassen; 

1.  über  eine  vorzeitige  Auflösung  der  Gesellschaft; 

2.  Verlängerung  ilirer  Dauer; 

3.  Fusion  mit  einer  anderen  Gesellschaft; 

4.  Herabsetzung  des  Gesellschaftskapitals; 

5.  Erneuerung  oder  Erhöhung  des  nämlichen  Kapitals; 

6.  Wechsel  eines  Zweckes  der  Gesellschaft; 

7.  jede  fernere  Abänderung  der  Errichtungsurkunde. 

Die  Gesellschafter,  welche  bezüglich  der  Beschlüsse  über  die 
Nummern  3,  5  und  6  und  bezüglich  des  Beschlusses  über  die  Nummer  2, 
wenn  die  Verlängerung  nicht  durch  die  Statuten  genehmigt  ist,  ab- 
weichender Meinung  sind,  haben  das  Kecht,  sich  von  der  Gesellschaft 
zu  trennen,  mit  dem  Anspruch  auf  Gewährung  des  Werthes  ihrer  Aktien 
im  Verhältniss  zum  Gesellschaftskapital ,  nach  Massgabe  der  letzten 
genehmigten  Bilanz. 

Von  diesem  Recht  können  die  in  ihrer  Meinung  abweichenden 
Gesellschafter,  welche  in  der  Versammlung  anwesend  waren,  nur  inner- 
halb vierundzwanzig  Stunden  nach  deren  Scbluss,  und  diejenigen,  welche 
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ihr   nicht   beigewohnt   hatten,   nur  innerhalb   eines   Monats  nach  Ver- 
öffentlichung des  betreffenden  Beschlusses  Oebrauch  machen. 

355.  Die  Gesellschafter  können  sich  in  den  Versammlungen  durch 
Bevollmächtige,  Gesellschafter  oder  Nichtgesellschaf ter,  vertreten  lassen. 
Die  Ausübung  dieses  Rechtes  kann  in  den  Statuten  beschränkt 
werden. 

Die  Direktoren  dürfen  nicht  Bevollmächtigte  sein. 

356.  Die  Direktoren  dürfen  bei  der  Genehmigung  der  Bilanzen 
nicht  mitstimmen,  ebensowenig  bei  den  Beschlüssen,  die  sich  auf  ihre 
Verantwortlichkeit  beziehen. 

357.  Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung,  welche  dem  Gesetze 
und  den  Statuten  entsprechen,  binden  alle  abwesenden  oder  dissentirenden 
Gesellschafter,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Art.  354. 

358.  Wenn  eine  namenlose  Gesellschaft  im  Auslande  wohnhafte 
Aktionäre  hat,  welche  mindestens  den  fünfundzwanzigsten  Theil  des  ge- 
zeichneten Kapitals  repräsentiren,  so  haben  diese  die  Befugniss,  sich  zu 
vereinigen,  um  die  Rechnungen  und  Berichte  der  Direktoren  und  Auf- 
sichtsräthe  zu  prüfen,  und  eine  oder  mehrere  Personen  zu  wählen,  durch 
welche  sie  in  der  ordentlichen  Generalversamndung  vertreten  werden;  in 
letzterer  haben  sie  soviel  Stimmen,  als  den  vereinigten  Aktionären  nach 
den  Statuten  zukommen. 

In  einem  solchen  Falle  haben  sie  einen  Vorsitzenden  zu  wählen, 
welcher  die  betreffenden  Exemplare  der  Berichte  und  Rechnungen  ent- 
gegennimmt, die  ihnen  die  Centralverwaltung  gehöriger  Weise  zu- 
senden muss;  derselbe  beruft  die  Aktionäre  zu  den  Besprechungen  und 
korrespondirt  mit  der  Centralverwaltung. 

Diese  Bestimmungen  präjudiziren  keineswegs  der  persönlichen  Aus- 
übung der  Rechte  der  Aktionäre,  wenn  sie  nicht  vorziehen,  kollektiv 
nach  Maassgabe  dieses  Artikels  vorzugehen. 

359.  Ausser  dem  im  vorstehenden  Artikel  vorgesehenen  Fall,  oder 
vorbehaltlich  einer  entgegengesetzten  Bestimmung  der  Statuten,  stehen 
die  im  Auslande  wohnhaften  Aktionäre  in  allen  Punkten  den  in  der 
Republik  wohnhaften  Aktionären  gleich. 


Borcbardt,  Argealinischea  Handelsgesetzbach. 
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Abschnitt  VI. 
Von  den  Rechnungen. 

360.  Jedes  Vierteljahr^)  müssen  die  Direktoren  den  Aufsichts- 
räthen  eine  Bilanz  der  Gesellschaft  vorlegen  und  dieselbe  während  dreier 
Tage  mit  dem  genehmigten  Visum   der  Aufsichtsräthe  bekannt  machen. 

361.  Am  Schlüsse  jedes  Jahres  haben  die  Direktoren  den  Auf- 
sichtsräthen  ein  genaues  Inventar  und  eine  genaue  Bilanz  der  Aktiva 
und  Passiva  der  Gesellschaft  vorzulegen,  ebenso  die  Rechnung  über  Ge- 
winne und  Verluste  und  einen  Bericht  über  die  Bewegung  und  Lage  der 
Gesellschaft,  mit  Angabe  der  erledigten  oder  im  Gange  befindlichen 
Unternehmungen,  und  gegebenen  Falls  den  Vorschlag  Betreffs  der  Dm- 
dende  und  des  Reservefonds. 

363.  Die  Aufsichtsräthe  haben  die  Prüfung  vorzunehmen  und  ein 
schriftliches,  auf  besagte  Urkunden  sich  stützendes  Gutachten  zu  formu- 
liren,  nachdem  sie  dasselbe  mit  der  Liste  der  Aktionäre,  welche  die 
Generalversammlung  bilden  sollen,  der  freien  Einsichtnahme  aller  Inter- 
essenten offengelegt  haben.  Zugleich  sind  diese  Urkunden  zu  drucken 
und  an  die  Aktionäre  zu  vertheilen,  und  zwar  mindestens  zehn  Tage  vor 
dem  für  die  Generalversammlung  bestimmten  Termine. 

Nach  der  Genehmigung  durch  letztere  sind  sie  in  einer  Tages- 
zeitung am  Sitz  der  Gesellschaft  zu  veröffentlichen. 

363.  Von  dem  realisirten  und  flüssigen  Reingewinn  der  Gesell- 
schaft müssen  mindestens  zwei  Prozent  Behufs  Bildung  eines  Reserve- 
fonds abgesondert  werden,  bis  derselbe  mindestens  zehn  Prozent  des 
Gesellschaftskapitals  erreicht'"^). 

Dieser  Fonds  muss  wieder  ergänzt  werden,  so  oft  er  aus  irgend 
einem  Grunde  vermindert  ist. 

364.  Eine  Vertheilung  darf,  unter  welchem  Namen  auch  immer, 
an  die  Aktionäre  nur  aus  den  unwiderruflich  realisirten  und  flüssigen 
Gewinnen,  die  in  der  durch  dieses  Gesetzbuch  und  die  Statuten  der  Ge- 
sellschaft festgesetzten  Form  genehmigt  sind,  erfolgen. 


^)  Hier  abweichend  vom  Portugiesischen  Recht,  in  welchem  die  Bilanz 
nur  jedes  Halbjahr  vorzulegen  ist,  Art.  188  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I.  S.  63). 

^)  Abweichend  vom  Portugiesischen  Becht,  nach  welchem  min- 
destens Vso  des  Beingewinns  zum  Beservefonds  zurückzulegen  ist,  bis  derselbe 
mindestens  Vö  des  Gesellscbafiskapitals  erreicht,  Art.  191  H,G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Nachtrag  I  S.  64)  und  dem  damit  übereinstimmenden  Italienischen  Becbt 
Art.  182  H.a.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  Ul  S.  240). 
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Die  Verwalter  haften  persönlich  und  solidarisch  für  jede  VertheQung, 
lYelche  ohne  Genehmignng  und  yorgängige  Inventarisirung  des  Rein- 
gewinnes, oder  in  einem  den  letzteren  übersteigenden  Betrage,  oder  auf 
Onmd  eines  mit  Arglist  oder  grobem  Versehen  aufgestellten  Inventars 
erfolgt  ist. 

Abschnitt  VII. 
Von  der  Emission  von  Obligationen^). 

365.  Die  namenlosen  Gesellschaften  können  Gutscheine  odei* 
Obligationen,  die  auf  Namen  oder  Inhaber  lauten,  bis  zur  Höhe  des 
eingezahlten  und,  gemäss  der  letzten  genehmigten  Bilanz,  vorhandenen 
Kapitals  ausgeben. 

366.  Ist  die  Emission  von  Obligationen  nicht  durch  die  Statuten 
genehmigt,  so  kann  sie  nur  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  General- 
versammlung erfolgen. 

367.  Wenn  Behufs  der  Emission  von  Obligationen  der  Weg  der 
<)ffentlichen  Zeichnung  eingeschlagen  werden  soll,  so  sind  in  den  An- 
zeigen aUe  umstände  bezüglich  des  Standes  der  Gesellschaft,  sowie  des 
Zweckes  und  der  Bedingungen  der  Emission,  die  für  ein  genaues  Urtheil 
der  Zeichner  nothwendig  sind,  anzugeben. 

368.  Die  Gesellschaften,  welche  gemäss  den  vorstehenden  Artikeln 
Obligationen  ausgeben,  müssen  monatlich  eine  Bilanz  ihrer  Aktiva  und 
Passiva  veröffenüichen. 

Abschnitt  VIII. 
Von  der  Auflösung. 

369.  Sobald  die  Direktoren  oder  Verwalter  Kenntniss  davon  er- 
langen, dass  das  Gesellschaftskapital  einen  Verlust  von  50  Prozent  er- 
litten hat,  haben  sie  die  Verpflichtung,  dies  vor  dem  zuständigen 
Handelsgericht  zu  erklären,  und  ihre  Erklärung  in  den  Zeitungen  des 
Platzes  zu  veröffentlichen. 

Wenn  der  Verlust  75  Prozent^)  beträgt,   so   gilt  die   Gesellschaft 
ipsojureals  aufgelöst,  und  die  Direktoren  haften  Dritten  gegenüber  per- 


1)  Das  „Gesetz  über  Zettelbanken**  vom  3.  November  1887  hat,  wie  bereits 
Keyssnerin  Goldschmidt,  Zeitschrift  Bd.  XXXV  S.  168  Note  1  ausgeführt  hat, 
einen  tauschenden  Namen;  dasselbe  betrifiPb  nicht  Zettelbanken,  sondern  die 
Unterbringung  Argentinischen  Staatspapiergeldes  durch  Banken. 

^)  Hierin  abweichend  von  dem  Portugiesischen!  Becht,  nach  welchem 
die    Auflösung    von    Hechts  wegen   schon  stattfindet,    wenn    mehr   als    ^/s  des 

6* 
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sönlich  und  solidarisch  far  alle  Verbindlichkeiten,  welche  sie  eingegangen 
sind,  nachdem  das  Vorhandensein  jenes  Defizits  zn  ihrer  Kenntnis» 
gelangt  ist  oder  hätte  gelangen  müssen. 

370.  Die  namenlosen  Gesellschaften  können  nur  aufgelöst  werden : 

1.  durch  den  Ablauf  der  Zeit  ihrer  Dauer,  oder  in  Folge  der 
Beendigung  des  Unternehmens,  welches  den  besonderen 
Zweck  ihrer  Gründung  gebildet  hatte; 

2.  durch  Falliment; 

3.  durch  Liquidation,  gemäss  den  Bestimmungen  des  vor- 
stehenden Artikels; 

4.  durch  die  Darlegung  des  Umstandes,  dass  die  Gesellschaft 
den  Zweck,  für  den  sie  errichtet  ist,  nicht  erreichen  kann. 

Letzteres  ergiebt  sich  entweder  aus  dem  Beschluss  der  Majorität 
der  Gesellschafter  in  der  GeneralversammluDg  oder  aus  der  Erklärung^ 
welche  die  Exekutivgewalt  bei  der  Zurücknahme  der  Genehmigung  ab- 
giebt,  auf  die  sich  der  Art.  318  bezieht. 

371.  Nach  Auflösung  der  Gesellschaft  erfolgt  die  Liquidation 
durch  die  Direktoren  oder  Verwalter,  wenn  nicht  etwas  Anderes  durch 
die  Statuten  angeordnet  ist. 

KAPITEL  IV. 
Von  den  Kommanditgesellschaften. 

373.  Kommanditgesellschaft  heisst  diejenige  Gesellschaft,  welche 
gebildet  wird,  wenn  zwei  oder  mehrere  Personen,  von  denen  mindestens 
eine  Kaufmann  ist,  sich  für  einen  Handelszweck  vereinigen,  indem  sich 
einer  oder  einige  als  solidarisch  haftende  Gesellschafter  verpflichten,  und 
der  andere  oder  die  anderen  lediglich  Kapital  gewährende  Gesellschafter 
bleiben,  unter  der  Bedingung,  nur  für  die  im  Vertrage  angegebenen  Geld- 
mittel zu  haften.  Wenn  mehr  als  ein  solidarisch  haftender  Gesell- 
schafter vorhanden  ist,  so  ist,  mögen  mit  der  Geschäftsführung  mehrere 
beauftragt   sein  oder  einer,    die  Gesellschaft   gleichzeitig  in  Bezug   auf 


Gesellschaftskapitals  verloren  ist,  und  die  Gesellschafter  nicht  sofort  Einlagen 
machen,  um  wenigstens  V3  des  Gesellschaftskapitals  zu  erhalten,  Art.  120- 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  £.  Nachtrag  I.  S.  38).  Dasselbe  gilt  nach  Italienischem 
Becht  mit  der  Massgabo,  dass  der  Verlust  von  V^  des  Kapitals  die  Auflösung 
ohne  Weiteres  ipso  jure  herbeiführt,  Art.  146  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  IIL 
S.  233). 
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sie  eine  Eollektivgesellschaft  und  bezüglich   der   Gesellschafter,   welche 
nur  Kapital  eingelegt  haben,  eine  Kommanditgesellschaft. 

373.  Bei  der  Kommanditgesellschaft  ist  es  nicht  erforderlich ,  dass 
der  Name  des  Kommanditisten  in  das  Handelsregister  eingetragen 
werde,  aber  es  ist  ein  wesentliches  Erfordemiss,  dass  in  dem  Register 
die  genaue  Sunmie  der  sämmtlichen  als  Kommanditantheile  eingezahlten 
Kapitalien  angegeben  ist. 

374.  Bei  den  Kommanditgesellschaften  sind  für  die  Folgen  aller 
Handelsuntemehmungen  derjenige  oder  diejenigen  Gesellschafter  soli- 
darisch haftbar,  welche  die  Geschäftsführung  oder  Leitung  der  Gesell- 
schaft in  Händen  habeh  oder  in  den  Namen  oder  die  Firma  der  Gesell- 
schaft aufgenommen  sind. 

375.  Die  Kommanditisten  dürfen  ihre  Namen  niclit  in  die  Gesell- 
schaftsflrma  aufnehmen  lassen.  Wenn  sie  es  thun,  so  machen  sie  sich 
solidarisch  haftbar,  als  ob  sie  Verwalter  wären. 

376.  Die  Haftbarkeit  der  Kommanditisten  in  Betreff  der  Ver- 
pHichtungen  und  Verluste  der  Gesellschaft  beschränkt  sich  auf  die  Geld- 
mittel, welche  sie  als  Kommanditantheil  eingezahlt  oder  einzulegen  sich 
Terpflichtet  haben. 

377.  Die  Kommanditisten  dürfen  persönlich  keinen  Akt  von 
<jeschäitsführnng,  Mitwirkung,  oder  Verwaltung  yomehmen,  welcher  für 
die  Gesellschaft  Pflichten  oder  Rechte  erzeugt,  sogar  nicht  in  der  Eigen- 
schaft als  BeToUmächtigte  der  verwaltenden  Gesellschafter. 

Noch  dürfen  sie  in  ihren  Beschlüssen  irgend  einen  Akt  vollziehen 
oder  irgend  eine  Maassregel  treffen,  wodurch  der  Vollmacht,  die  dem 
ordentlichen  Gesellschafter  oder  den  ordentlichen  Gesellschaftern  Kraft 
des  Gesetzes  oder  auf  Grund  der  Gesellschaftsstatuten  gewährt  ist,  eine 
weitere  Vollmacht  hinzugefügt  wird,  durch  welche  die  Gesellschafter 
«twas  vornehmen  könnten,  was  ihnen  sonst  nicht  gestattet  wäre. 

Noch  dürfen  sie  irgend  einen  Akt  ausfuhren,  welcher  in  sich  den 
Beweis  enthält,  dass  derselbe  von  den  fiir  das  vorgenommene  Geschäft 
ormächtigten  ordentlichen  Mitgliedern  hätte  ausgeführt  werden  müssen, 
sei  es,  dass  durch  diesen  Akt  die  eingegangenen  oder  die  einzugehenden 
Verpflichtungen  gebilligt,  gestattet  oder  anerkannt  werden.  Im  Falle 
der  Uebertretung  irgend  einer  der  vorhergehenden  Bestimmungen  sind 
die  Kommanditisten  zij^ammen  mit  den  ordentlichen  Mitgliedern  für  die 
Schulden  der  Gesellschaft  solidarisch  verpflichtet. 

378.  Nicht  als  Akte  der  Geschäftsführung,  Mitwirkung  oder 
Verwaltung  werden  angesehen,  noch  demzufolge  in  die  Bestimmung   des 
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vorhergehenden  Artikels  einbegriffen  die  Akte  von  Prüfung,  Inspektion, 
Beaufsichtigung  y  Yerifizirung,  Meinungsäusserung  oder  Rathsertheilung 
bei  den  EntSchliessungen  der  Gesellschaft,  sofern  sie  nicht  die  Handlungs- 
freiheit der  ordentlichen  Mitglieder  beschränken. 

379.  Die  Kommanditisten  haben  in  ihrer  Eigenschaft  als  solche 
kein  Recht,  den  verwaltenden  Gesellschaftern  irgend  welche  Ordres  zu 
ertheilen,  noch  sie  zu  verhindern,  das  zu  thun,  was  sie  für  sich  allein 
ausfuhren  dürfen. 

380.  Die  Kommanditgesellschaft  kann  Aktien  auf  einen  per- 
sonlichen Namen  oder  auf  den  Inhaber  ausgeben,  welche  in  der  in  ihren 
Statutien  bestimmten  Weise  übertragbar  aind^). 

381.  Wenn  die  Aktionäre  der  Zahl  nach  wenigstens  zehn  sind  und 
sie  ein  grösseres  Aktienkapital  repräsentiren.  als  dasjenige  der  solidarisch 
und  unbeschränkt  haftenden  Gesellschafter,  so  sind  auf  die  Gesellschaft 
die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Kapitals  betr.  namenlose  Ge- 
sellschaften anzuwenden,  mit  den  in  diesem  Kapitel  festgesetzten 
Modifikationen. 

In  solchem  Falle  haben  die  solidarisch  haftenden  verwaltenden 
Gesellschafter  ausser  den  Pflichten  als  solche  noch  diejenigen  der 
Direktoren  der  namenlosen  Gesellschaft. 

383.  In  allen  Fällen  gelten  für  die  Kommanditgesellschaften  die 
Art.  334  und  364. 


KAPITEL  V. 

Von    den    Habilitationen*)     oder    den    Gesellschaften    von 

Kapital  und  Arbeit. 

383.  Habilitation  oder  Gesellschaft  von  Kapital  und  Arbeit  heisst 
die  Gesellschaft,  die  eingegangen  wird  einerseits  zwischen  einer  oder 
mehreren  Personen,  welche  die  für  einen  Geschäftsbetrieb  im  Allgemeinen 
oder  für  ein  Handelsgeschäft  im  Besonderen  nöthigen  Geldmittel  ge- 
währen, und  andererseits  einer  oder  mehreren  Personen,  welche  in  die 
Vereinigung  nur  mit  ihrer  Arbeit  eintreten. 


^)  Nach  froherem  Beeht  keimten  die  Aktien  nur  in  Höhe  des  Kapitals 
der  Kommanditisten  ausgegeben  werden.  Ait.  433  H.G.R 

2)  Diese  Gesellschafl  stammt  aus  dem  alten  Portugiesischen  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Bd.  IV.  S.  180)  und  ist  daraus  auch  in  das  Brasilianische  H.G.B. 
übergegangen,  (cf.  H,  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl.  S.  579). 
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Wenn  die  Habilitation  mit  festem  Kapital  gebildet  ist,  welches 
der  arbeitende  Gesellschafter  yerwalten  soll,  und  zwar  ganz  allein,  so 
ist  dieser  als  solidarisch  haftender  Gesellschafter,  nnd  die  Eapitalisten- 
Gesellscbafter  (habilitadores) ,  deren  Firma  nicht  in  der  Gesellschafts- 
firma  figurirt,  sind  als  Kommanditisten  anzusehen,  wobei  die  betr.  Be- 
stimmungen anzuwenden  sind^). 

384.  Der  arbeitende  Gesellschafter  darf  sich,  vorbehaltlich  einer 
entgegenstehenden  Abrede,  an  keinem  der  Gesellschaft  fremden  Handels- 
geschäft betheiligen,  bei  Strafe  zu  Gunsten  des  oder  der  Kapitalisten* 
Gesellschafter  den  Gewinn,  welcher  sich  daraus  ergeben  mag,  zu  ver- 
lieren und  aus  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  zu  werden. 

385.  Die  Habilitation  kann  unter  einer  Gesellschaftsörma  gebildet 
werden  oder  auch  ohne  eine  solche  bestehen. 

Wenn  sie  eine  Gesellschaftsfirma  hat,  so  sind  alle  Bestimmungen 
des  Kapitel  II  „Von  den  Gesellschaften  unter  Kollektiv-Namen," 
hierauf  anwendbar. 

386.  Die  Verpflichtung  der  Kapitalisten-Gesellschafter  ist  aktiv 
und  passiv  solidarisch  und  erstreckt  sich  über  das  Kapital  hinaus,  mit 
welchem  sie  sich  verpflichtet  haben,  in  die  Gesellschaft  einzutreten. 

387.  Die  Gesellschaftsurkunde  muss ,  ausser  den  im  Art.  291 
enthaltenen  Angaben,  die  Verpflichtungen  des  arbeitenden  Gesellschafters 
oder  der  arbeitenden  Gesellschafter  sowie  die  Gewinnquote,  welche  ihnen 
bei  der  Vertheilung  zukommen  soll,  genau  bezeichnen.  Mangels  dieser 
Angabe  hat  der  arbeitende  Gesellschafter  vom  Gewinn  einen  gleichen 
Anthefl  für  sich  zu  entnehmen,  wie  derjenige  Gesellschafter,  welcher 
die  geringste  Kapitaleinlage  gemacht  hat. 

388.  Der  arbeitende  Gesellschafter  kann  im  Namen  der  Gesell- 
schaft keine  Verträge  eingehen,  noch  haftet  er  den  Gesellschaftsgläubigern 
mit  seinem  eigenen  Vermögen. 

Wenn  er  jedoch  ausser  seiner  Arbeit  irgendwie  Kapital  in  Geld 
oder  abgeschätzten  Gegenständen  in  die  Gesellschaft  eingelegt  hat,  so 
wird  die  Gesellschaft  als  eine  Kollektiv-Gesellschaft  angesehen,  und  der 
arbeitende  Gesellschafter  hat,  wie  auch  die  Abrede  lauten  möge,, 
solidarisch  zu  haften^). 

389.  Der  ausschliesslich  arbeitende  Gesellschafter  ist  in  keinem. 
Falle  verpflichtet,   die    Beträge,    welche    er   als    seinen   Gewinnantheil 


h  Die  Bestimmung  ist  neu. 

2)  Diese  eigenthOmliche  Bestimmung  ist   dem  Art.  562  des  alten  Portu- 
giesischen H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  IV.  S.  181)  entlehnt. 
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empfangen  hat,  an  die  Masse  zorückzaerstatten,  ausgenommen  wenn  ein 
Betrug  oder  eine  Arglist  seinerseits  nachgewiesen  wird. 

390.  Die  Oesellschaftsfonds  können  in  keinem  Falle  wegen 
privater  Schulden  oder  Verpflichtungen  der  arbeitenden  Mitglieder  in 
Anspruch  genommen  oder  exequirt  werden;  jedoch  ist  der  Gewinn- 
antheil,  welcher  ihnen  bei  der  Vertheilung  zukommt,  exequirbar. 

391.  Sowohl  den  Eapitalisten-Gesellschaftem  als  den  Gesellschafts- 
gläubigem stehen  gegen  den  arbeitenden  Gesellschafter  alle  Klagen  zu, 
welche  das  Gesetz  gegen  den  untreuen,  nachlässigen  oder  schuldbaren 
Verwalter  oder  Mandatar  gestattet. 

KAPITEL  VI'). 
Von  den  Kooperativ-Gesellschaften  (Genossenschaften). 

392.  Die  Kooperativ-Gesellschaften  müssen  Behufs  ihrer  Errichtung 
irgend  eine  der  in  den  Torhergehenden  Kapiteln  vorgeschriebenen  Formen 
annehmen,  und  sind  den  bezüglichen  Vorschriften  unterworfen,  mit  den 
Modifikationen  des  gegenwärtigen  Kapitels^. 

Sie  müssen  ihre  Gesellschaftsfirma  oder  -Benennung  stets  mit  dem 
Zusatz  versehen.  Kooperativ- Gesellschaft,  beschränkt  oder 
unbeschränkt,  je  nachdem. 

393,  In  der  Errichtungs-Urkunde  müssen  stets  die  Bedingungen 
der  Zulassung  und  des  Ausscheidens  oder  der  Ausschliessung  der 
Gesellschafter  angegeben  werden,  ebenso  wie  das  Minimum  des  Gesell- 
schafts-Kapitals und  die  Art,  wie  dasselbe  gebildet  wird. 

Das  Kapital  kann  entsprechend  der  Errichtungs-Urkunde  vermehrt 
werden. 

394.  Die  Aktien  müssen  stets  auf  den  Namen  lauten  und  jeder 
Gesellschafter  hat  nur  eine  Stimme,  welches  auch  die  Zahl  der  Aktien 
sein  mag,  die  er  besitzt. 


1)  Dieser  Abschnitt  ist  neu. 

^)  Nach  dem  Vorbild  des  f  ranz  ös  is che  n  Rechts,  Gesetz  vom  24.  Juli  1867, 
rrit.  III  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  II  S.  544).  des  Italienischen  Rechts.  Art.  219  H:.G.B. 
<cf.  H.  d.  E.  Bd.  III.  S.  247)  und  des  neuen  Portugiesisoheu  Rechts  — 
Art.  207  H.G.B.  (cf.  H.  d  E.  Nachtrag!  S.  68)  —  werden  die  Kooperativ-Gesell- 
schaften nicht  als  eine  besondere  Form  der  Handelsgesellschafc  behandelt, 
sondern  als  eine  Nebenart,  welche  unter  diejenige  Klasse  der  Handelsgesell- 
schaften fällt,  deren  Porm  sie  im  konkreten  Fall  angenommen  hat. 
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Yorbehahlich  entgegenstehender  Vereinbarung  haben  die  Gesell- 
schafter das  Becht,  zu  den  festgesetzten  Zeiten  oder,  Mangels  einer  Fest- 
setzung, am  Schluss  eines  jeden  Gesellschaftsjahres  aus  der  Gesellschaft 
auszutreten,  wenn  sie  es  10  Tage  vorher  anzeigen. 

KAPITEL  VII. 

^on  den  Gelegenheitsgesellschaften  oder  den  Gesellschaften 
für  gemeinschaftliche  Rechnung  (en  participacion^). 

395.  Die  Gesellschaft  für  gemeinschaftliche  Rechnung  ist  die 
gelegentliche  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  Personen^)  zur  Aus- 
fuhrung eines  oder  mehrerer  bestimmter  und  vorübergehender  Handels- 
geschäfte, indem  einer,  einige  oder  alle  nur  unter  ihrem  persönlichen 
Namen,  ohne  Gesellschaftsfirma  und  ohne  Festsetzung  eines  Domizils 
thätig  sind. 

396.  Die  Gelegenheitsgesellschaft  oder  Gesellschaft  für  gemeinschaft- 
liche Rechnung  kann  sich  auf  eine  oder  mehrere  Handelsunternehmungen 
beziehen  und  findet  hinsichtlich  der  Gegenstände,  in  den  Formen,  in  dem 
Verhältniss  der  Antheile  und  unter  den  Bedingungen,  welche  die  Be- 
theiligten festsetzen,  statt. 

397.  Diese  Gesellschaften  sind  den  für  die  Bildung  anderer  Gesell- 
schaften vorgeschriebenen  Föimlichkeiten  nicht  unterworfen,  und  ihr 
Vorhandensein  kann  vermittelst  aller  bei  Handelsverträgen  zulässigen 
Beweismittel  dargethan  werden. 

398.  Diejenigen,  welche  mit  der  Person,  die  ihren  Namen  zu  dem 
Geschäfte  hergiebt ,  kontrahiren ,  haben  nur  einen  Anspruch  gegen 
letztere  und  nicht  gegen  die  übrigen  Theilnehmer,  auch  wenn  das  Geschäft 
zu  ihrem  Nutzen  ausgefallen  ist,  selbst  nicht  für  den  Antheil,  welcher 
ihnen  an  der  Gesellschaft  zustehen  mag. 


^)  Dieser  Abschnitt  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem  Brasilianischen 
H.G.B.  überein.  Während  hier  die  beiden  Gesellschaften  promiscue  behandelt 
AVerden,  sind  im  Belgischen  Recht,  die  »association  momentanee",  und 
die  „association  en  participation,"  unterschieden;  bei  der  »Gelegen- 
heitsgesellschaft'' dürfen  nur  bestimmte  Geschäfte  den  Gegenstand  der 
Oesellschaftszwecke  bilden,  während  das  Merkmal  der  „Vereinigung  auf  gemein- 
schaftliche Rechnung**  darin  gefunden  wird,  dass  der  „stille  Socius**  nach  Aussen 
hin  nicht  auftritt  (cf.  H.  d.  E   Bd.  I  zweite  Aufl.  S.  341). 

2)  «Personas**;  nach  früherem  Recht  comerciantes,  Art.  444  H.G.B. 
Nach  Brasilianischem  Recht  muss  mindestens  e i n  Gesellschafter  Kaufmann 
sein.  Art.  325  H.G.B.   (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl.  S  579). 
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Diese  (die  übrigen  Theilnehmer)  haben  ebensowenig  eine  Klage 
gegen  den  Dritten,  welcher  mit  dem  das  Geschäft  leitenden  Gesell- 
schafter unterhandelt  hat,  es  sei  denn,  dass  eine  Cession  der  Rechte 
stattgefunden  hätte. 

399.  Wenn  die  Gesellschafter  gemeinschaftlich  die  Verträge  mit 
Dritten  abgeschlossen  haben,  ohne  die  Theilhaberschaft,  welche  ein  jeder 
hat,  auszudrücken,  so  sind  sie  alle  solidarisch  verpflichtet,  auch  wenn 
ihre  Antheüe  an  der  Gesellschaft  verschiedene  und  getrennte  sind. 

Wenn  einer  oder  mehrere  der  Theilhaber  eine  Verpflichtung  ein- 
gehen, indem  sie  die  Namen  der  andern  bekannt  geben,  und  zwar  niit 
Einwilligung  derselben,  so  sind  sie  alle  solidarisch  verpflichtet. 

400.  Der  kontrahirende  Gesellschafter  macht  das  ganze  Gesell- 
schaftskapital haftbar,  sogar  für  persönliche  Verpflichtungen,  wenn  der 
Dritte,  mit  dem  er  den  Vertrag  eingegangen  ist,  von  dem  Vorhanden- 
sein der  Gesellschaft  keine  Kenntniss  hatte,  unbeschadet  des  Bechtes 
der  geschädigten  Gesellschafter  gegen  den  kontrahirenden  Gesellschafter. 

401.  Im  Falle  des  Falliments  des  geschäftsfdhrenden  Gesell- 
schafters steht  es  dem  Dritten,  mit  dem  er  kontrahirt  hat,  frei,  alle 
auf  ihn  laufenden  Conten,  auch  wenn  solche  unter  verschiedenen  Be- 
zeichnungen eröffnet  worden,  mit  den  zu  irgend  einer  dieser  Sech- 
nungen gehörigen  Beträgen  zu  saldiren. 

Die  übrigen  Gesellschafter  können  dies  nicht  verhindern,  wenn 
sie  auch  nachweisen,  dass  jene  Beträge  ihnen  ausschliesslich  gehören, 
sofern  sie  nicht  auch  darthun,  dass  der  besagte  Dritte  vor  dem 
Fallimente  von  dem  Vorhandensein  der  Gesellschaft  auf  gemeinschaftliche 
Rechnung  Kenntniss  hatte  ^). 

403.  Die  Liquidation  dieser  Gesellschaft  ist  durch  denselben  Gesell- 
schafter zu  bewirken,  welcher  das  Geschäftsunternehmen  geleitet  hat; 
derselbe  muss  auch,  sobald  das  Geschäft  beendigt  ist,  über  die  Er- 
gebnisse eine  belegte  Rechnung  geben. 

KAPITEL  Vm. 
Von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Gesellschafter. 

403.  Die  Pflichten  der  Gesellschafter  beginnen  vom  Datuui  des 
Vertrages,  es  sei  denn,  dass  ausdrücklich  ein  anderer  Zeitpunkt  in  der 
Gesellschaftsurkunde  festgesetzt  worden  ist. 


1)  Wesentlich  übereinstimmend  mit  Art  328  des  Brasilianischen  RG3 
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Diese  Pflichten  dauern,  bis  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  alle 
gesellschaftlichen  Haftbarkeiten  derselben  erledigt  und  erloschen  sind. 

iOi.  Unterlässt  es  ein  Gesellschafter,  den  Kapitalsantheil,  zu 
welchen  er  sich  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  verpflichtet  hat,  zu  der 
vereinbarten  Zeit  in  die  gemeinschaftliche  Masse  einzuzahlen,  so  hat 
die  Gesellschaft  die  Wahl,  entweder  zwangsweise  gegen  sein  Vermögen 
vorzugehen,  um  den  Kapitalsantheil,  dessen  Einlieferung  er  unterlassen 
hat,  beizutreiben,  oder  den  Vertrag  in  Betreff  des  säumigen  Gesell- 
schafters unter  den  im  Art.  420  festgesetzten  Umständen^)  aufzuheben. 

405.  Der  Gesellschafter,  welcher  aus  irgend  einem  Grunde  den 
Theil,  zu  dem  er  sich  verpflichtet  hat,  nicht  innerhalb  der  bestimmten 
Frist  und  in  der  im  Vertrage  festgesetzten  Weise  an  die  Gesellschaft 
abgeführt  hat,  oder  welcher,  Mangels  einer  Festsetzung,  dies  vom  Zeit- 
punkt der  Eröffnung  der  Kasse  nicht  gethan  hat,  muss  die  üblichen 
Zinsen  des  Betrages,  welchen  er  einzuzahlen  unterlassen  hat,  vergüten'^). 

Wenn  das,  was  er  einzulegen  hatte,  nicht  in  Geld  bestand,  so 
hat  er  der  Gesellschaft  für  die  aus  dem  Verzuge  sich  ergebenden 
Schäden  und  Nachtheile  zu  haften. 

406.  Wenn  das  ganze  Kapital  oder  ein  Theil  des  Kapitals,  welches 
ein  Gesellschafter  einlegen  muss,  in  Waaren  besteht,  so  ist  die  Abschätzung 
derselben  in  der  in  dem  Gesellschafts  vertrag  vorgesehenen  Art,  oder  in 
Ermangelung  einer  solchen  Bestinunung,  durch  Sachverständige  nach 
den  Platzpreisen  zu  bewirken,  wobei  spätere  Erhöhungen  oder  Ver- 
minderungen für  Rechnung  der  Gesellschaft  gehen. 

407.  Uebergiebt  ein  Gesellschafter  der  Gesellschaft  zur  Deckung 
des  Kapitals,  welches  er  einlegen  muss,  Forderungen,  so  sind  ihm  die- 
selben nicht  eher  im  Conto  gutzuschreiben,  als  bis  sie  eingegangen  sind. 

Wenn  dieselben  nicht  beizutreiben  sind,  nachdem  die  Exekution 
in  das  Vermögen  des  Schuldners  vollstreckt  ist,  oder  wenn  der  Ge- 
sellschafter nicht  darin  willigt,  die  Exekution  zu  vollstrecken,  so  hat  er 
so  lange  für  den  Betrag  besagter  Forderungen  zu  haften,  bis  er  den 
von  ihm  einzulegenden  Kapitalantheil  gedeckt  bat,  in  der  im  Art.  405 
vorgeschriebenen  Art. 


1)  d.  b.  insbesondere  das  Becht,  von  dem  säumigen  Gesellschafter  den  ihn 
treffenden  Verlus tantheil  einzufordern,  dagegen  den  zustehenden  Gewinnantheii 
zu  verweigern. 

')  Nach  früherem  Becht  musste  er  zuvor  „gehörig  aufgefordert  sein*", 
Art  467  H.G.B. 
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408.  Der  Gewinn  und  Verlust  wird  unter  die  Gesellschafter  im 
Yerhältniss  ihrer  betreffenden  Kapitalseinlagen  vertheilt,  es  sei  denn, 
dass  etwas  Anderes  im  Vertrage  verabredet  ist. 

Wenn  zwar  der  Antheil  am  Gewinn  ausgedrückt,  aber  nicht  des 
Verlustes  Erwähnung  gethan  ist,  so  ist  letzterer  in  der  nämlichen  Weise 
wie  ersterer  zu  vertheilen,  und  umgekehrt. 

409.  Der  durch  eine  besondere  Klausel  des  Vertrages  mit  der 
Verwaltung  beauftragte  Gesellschafter  kann  trotz  des  Widerspruches 
seiner  Mitgesellschafter  alle  Akte^  ausführen,  welche  von  seiner  Ver- 
waltung abhängen,  sofern  es  ohne  Betrug  geschieht. 

Diese  Vollmacht  kann  ohne  gesetzlichen  Grund,  so  lange  die  Ge- 
seUschaft  dauert,  nicht  widerrufen  werden;  wenn  sie  aber  nach  der 
Errichtung  derselben  ausgestellt  ist,  so  ist  sie  wie  ein  einfaches  Mandat 
widerruflich. 

410.  Wenn  mehrere  Gesellschafter  mit  der  Verwaltung  beauftragt 
sind,  ohne  dass  ihre  Funktionen  bestimmt  werden,  und  ohne  auszu- 
drucken, dass  der  eine  nicht  ohne  den  andern  handeln  darf,  so  kann 
jeder  einzelne   alle  Akte  von  Verwaltung  ausfuhren. 

Wenn  festgesetzt  worden  ist,  dass  der  eine  ohne  den  andern 
nichts  vornehmen  darf,  so  kann  keiner,  ohne  eine  neue  Vereinbarung, 
in  Abwesenheit  des  andern  handeln,  selbst  nicht  in  dem  Falle,  dass  der 
eine  persönlich  verhindert  ist,  bei  den  Verwaltungshandlungen  mitzuwirken. 

411.  Wenn  über  die  Art  der  Verwaltung  keine  Abrede  getroffen 
ist,  so  wird  angenommen,  dass  die  Gesellschafter  sich  gegenseitig  das 
Recht  zuertheilt  haben,  einer  fiir  den  anderen  Verwaltungshandlungen 
vorzunehmen. 

412.  Die  Mehrheit  der  Gesellschafter  hat,  wenn  nicht  das  Gegen- 
theil  verabredet  ist,  keine  Befugniss,  die  gesellschaftlichen  Vereinbarungen 
zu  verändern  oder  zu  modifiziren,  noch  darf  sie  in  Handelsunter- 
nehmnngen,  welche  von  den  im  Vertrage  festgesetzten  abweichen,  ohne 
die    einstimmige   Genehmigung    aller    übrigen    Gesellschafter    eintreten. 

In  den  übrigen  Fällen  sind  alle  gesellschaftlichen  Geschäfte  nach 
Stinunenmehrheit  zu  entscheiden. 

Die  Stimmen  werden  nach  dem  Verhältniss  der  Einlagen  berechnet, 
indem  der  geringsten  Einlage  eine  Stimme  beigemessen  und  die  Zahl 
der  Stimmen  jedes  Einzelnen  durch  Multiplikation  der  geringsten  Einlage 
festgesetzt  wird. 

Bei  den  namenlosen  Gesellschaften  ist  entsprechend  den  in  dem 
betr.  Abschnitt  gegebenen  Bestimmungen  zu  verfahren. 
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413.  Jeder  dnrch  Betrug,  Missbrauch  der  Befugnisse,  Versehen 
oder  Nachlässigkeit  Seitens  eines  der  Gesellschafter  den  Interessen  der 
Gesellschaft  zugef&gte  Schaden  begründet  für  seinen  Urheber  die  Ver- 
pflichtung zur  Schadloshaltung,  ohne  dass  dieser  eine  Kompensation  mit 
dem  Gewinne,  den  seine  Thätigkeit  bei  anderen  Geschäften  herbeigeführt 
haben  mag,  geltend  machen  kann. 

414.  Jeder  Gesellschafter  hat  Anspruch  gegen  die  Gesellschaft, 
nicht  nur  bezüglich  der  Summen,  welche  er  zu  ihrem  Nutzen  verauslagt 
bat,  nebst  den  Platzzinsen,  sondern  auch  bezüglich  der  Verpflichtungen, 
welche  er  in  gutem  Glauben  in  den  Geschäften  der  Gesellschaft  kon- 
trahirt  hat. 

Wenn  er  in  Betreff  seiner  geschäftlichen  Verrichtungen  als  Ge- 
sellschafter irgend  einen  Verlust  oder  Schaden  erleidet,  so  muss  er  für 
Alles,  was  er  unmittelbar  oder  direkt  verloren  hat,  oder  für  den  Schaden, 
den  er  bezüglich  der  Gesellschaft  gehabt  hat,  entschädigt  werden. 

415.  Der  Gesellschafter,  welcher  ohne  schriftliche  Einwilligung 
seiner  Mitgesellscbafter  Geld  oder  Waaren  der  Gesellschaft  für  den 
eigenen  Gebrauch  oder  für  ein  Geschäft  auf  seine  eigene  Rechnung  oder 
die  eines  Dritten  verwendet,  ist  verpflichtet,  den  ganzen  sich  daraus 
ergebenden  Gewinn  an  die  Gesellschaftsmasse  abzuliefern. 

Wenn  Verluste  oder  Schäden  eintreten,  so  gehen  diese  aus- 
schliesslich auf  seine  Rechnung,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Ver- 
folgung, zu  der  er  Anlass  gegeben  haben  mag. 

416.  Kein  Gesellschafter  kann  aus  dem  gemeinschaftlichen  Fonds 
einen  grösseren  Betrag  entnehmen,  als  einem  jeden  für  seine  Privat- 
ausgaben zugewiesen  worden  ist. 

Wenn  er  es  thut,  so  kann  er  zur  Rückerstattung  gezwungen 
werden,  ebenso  als  ob  er  den  Kapitalsantheil,  welchen  er  sich  verpflichtete, 
in  die  Gesellschaft  einzulegen  ^);  nicht  vollständig  eingezahlt  hätte,  oder  in 
Ermangelung  der  Rückzahlung  ist  es  den  übrigen  Gesellschaftern  gestattet, 
einen  Betrag  herauszuziehen ,  der  ihrem  Antheil  an  der  Gesellschaftsmasse 
entspricht. 

417.  Der  Privatgläubiger  eines  einzelnen  Gesellschafters  kann  nur 
die  Aktientitel  oder  liquiden  Fonds,  welche  sein  Schuldner  bei  der  Ge- 
sellschaft hat ,  exequiren  lassen,  falls  derselbe  kein  sonstiges  freies  Ver- 
mögen hat  oder  wenn,  nachdem  das  vorhandene  exequirt  ist,  letzteres 
nicht  zur  Zahlung  ausreicht. 


1)  cf.  oben  Art.  405 
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Wenn  die  nämliche  Person  Mitglied  verschiedener  Gesellschaften, 
mit  verschiedenen  GFesellschaftern  ist,  so  können  ihm  Gläubiger,  falls  eine 
derselben  fallirt,  nur  den  liquiden  Antheil,  welchen  der  gemeinschaftliche 
Gesellschafter  bei  den  zahlungsfähigen  Gesellschaften  hat,  exequiren 
lassen,  nachdem  die  Gläubiger  der  letzteren  befriedigt  worden  sind. 

Diese  Vorschrift  greift  Platz,  wenn  die  nämlichen  Personen  ver- 
schiedene Kompagnien  oder  Gesellschaften  bilden;  fallirt  eine  derselben, 
so  haben  die  Gläubiger  des  falliten  Handelshauses  erst  dann  einen 
Anspruch  gegen  die  zahlungsfähigen  Handelsetablissements,  nachdem  deren 
Gläubiger  befriedigt  worden  sind. 

418.  Kein  Gesellschafter  darf  einer  anderen  Person,  welche  nicht 
Mitglied  der  Gesellschaft  ist,  seinen  Antheil  an  der  Gesellschaft  über- 
tragen, noch  dieselbe  an  seiner  Stelle  substituiren,  um  die  Funktionen 
zu  verrichten,  welche  ihm  bei  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  zu- 
kommen, ohne  die  ausdrückliche  Einwilligung  aller  übrigen  Gesellschafter, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des  Vertrages. 

Jedoch  kann  er  sich  mit  der  Person  auf  seinen  Antheil  verbinden 
und  ihr  denselben  sogar  vollständig  cediren,  ohne  dass  durch  eine  solche 
Thatsache  der  Mittheilhaber  Mitglied  der  Gesellschaft  wird. 


KAPITEL  IX. 

Von  der  Auflösung  der  Gesellschaft. 

419.    Der  Gesellschaftsvertrag  kann  theilweise  aufgehoben  werden, 
sofern  die  Gesellschaftsfirma  nicht  modifizirt  wird:^) 

1.  Wenn  ein  Gesellschafter  sich  der  gemeinschaftlichen  Kapitalien 
und  der  Gesellschaftsfirma  zu  Geschäften  für  eigene  Rechnung 
bedient ;    • 

2.  wenn  ein  Gesellschafter,  welchem  dies  nach  dem  GeseUtschaf ts- 
vertrage nicht  zusteht,  sich  in  die  Ausübung  von  Venvaltungs- 
massregeln  der  Gesellschaft  einmischt; 

3.  wenn  ein  verwaltender  Gesellschafter  einen  Betrug  oder  eine 
Arglist  bei  der  Verwaltung  oder  Rechnungspflicht  begeht; 


1)  Die  Einschränkung,  „sofern  die  Gesellschaftsfirma  nicht  modifizirt  wird**, 
war  im  früheren  Gesetzbuch  nicht  ausgedruckt. 
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4.  wenn  ein  Gesellschafter  es  unterlässt,  den  Kapitalsantheil,.  zu 
dem  ein  jeder  sich  im  Vertrage  verpflichtet  hat,  in  die  Ge- 
seUschaftskasse  einzulegen,  nachdem  er  aufgefordert  worden, 
dies  zu  thun; 

5.  wenn  ein  Gesellschafter  fttr  seine  Rechnung  Handelsgeschäfte 
ausfuhrt,  welche  ihm  nach  den  VerfbguDgen  der  Art.  308  bis 
384  nicht  gestattet  sind; 

6.  wenn  ein  Gesellschafter,  der  verpflichtet  war,  persönliche 
Dienste  zu  leisten,  sich  entfernt  und,  nachdem  er  zur  Rückkehr 
und  Erf&Uung  seiner  Pflichten  aufgefordert  worden  ist,  nicht 
zur&ckkehrt,  oder  in  Ermangelung  der  Rückkehr  keinen 
triftigen  Grund  nachweist,  der  ihn  daran  zur  Zeit  verhinderte ; 

7.  wenn  der  Gegenstand,  welchen  der  Gesellschafter  sich  ver- 
pflichtet hat,  in  specie  zu  liefern,  vollständig  zu  Grunde  ge- 
gangen ist; 

8.  wegen  Todes  eines  der  Gesellschafter,  wenn  die  Gesellschafts- 
Urkunde  nicht  eine  ausdrückliche  Abrede  enthält,  dass  die 
Gesellschaft  theil weise  unter  den  überlebenden  Gesellschaftern 
fortbestehe; 

9.  wegen  Wahnsinns  oder  eines  andern  Grundes,  welcher  die 
Unfähigkeit  eines  Gesellschafters  zur  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens bewirkt; 

10.  auf  Grund  des  einfachen  Willens  eines  der  Gesellschafter, 
wenn  für  die  Gesellschaft  keine  bestimmte  Frist  fest- 
gesetzt ist^). 

420.  Die  Folge  der  theilweisen  Aufhebung  besteht  in  der 
Unwirksamkeit  des  Vertrages  bezüglich  des  schuldbaren  Gesellschafters, 
der  als  ausgeschlossen  zu  betrachten  ist,  während  der  ihn  treffende 
Verlustantheil  von  ihm  eingefordert  werden  kann,  und  die  Gesellschaft 
die  Befugniss  hat,  ihm  die  Betheiligung  am  Gewinn  zu  verweigern,  so- 
wie den  Antheil,  welcher  ihm  aus  der  Gesellschaftsmasse  etwa  zustehen 
mag,  zurückzubehalten,  bis  alle  zur  Zeit  der  Vertragsaufhebung  noch 
schwebenden  Geschäfte  liquidiit  sind. 

421.  So  lange  die  Eintragung  von  der  theilweisen  Aufhebung  des 
Gesellschaftsvertrages    in    das   öffentliche   Register    nicht   bewirkt  ist. 


^)  Die  Nummern  8 — LG  sind  neu. 
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besteht  die  solidarische  Haftung  des  schuldigen  Gesellschafters  für  alle 
Akte  fort,  welche  im  Namen  und  für  Rechnung  der  Gesellschaft  vor- 
genommen  werden. 

433.    Die  Handelsgesellschaften  werden  gänzlich  aufgelöst: 

1.  durch  den  Ablauf  der  im  Gesellschaftsvertrage  festgesetzten 
Dauer  oder  durch  Beendigung  des  Unternehmens,  welches  den 
besonderen  Zweck   der  Bildung   der  Gesellschaft  ausmachte; 

2.  durch  Einwilligung  sämmtlicher  Gesellschafter; 

3.  durch  den  Verlust  des  Gesellschaftskapitals,  und  bei  namen- 
losen Gesellschaften  durch  den  Verlust  von  fünfiindsiebenzig 
Prozent ') ; 

4.  durch  das  Falliment  der  Gesellschaft; 

5.  durch  die  einfache  Willensäusserung  eines  der  Gesellschafter^ 
dessen  Namen  in  der  Gesellschaftsfirma  figurirt,  wenn  die 
Gesellschaft  nicht  auf  eine  .bestimmte  Zeit,  oder  für  einen 
bestimmten  Zweck  eingegangen  ist; 

6.  durch  das  gesetzmässige  Ausscheiden  irgend  eines  der  Gesell- 
schafter, welche  in  der  Gesellschafts-Firma  figuriren; 

7.  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter,  dessen  Namen  in  der 
Gesellschafts-Firma  figurirt. 

In  allen  Fällen  darf  die  Gesellschaft  lediglich  fortgeführt  werden^ 
um  die  schwebenden  Geschäfte  zu  beendigen,  und  dann  ist  zur  Liqui- 
dation der  beendigten  zu  schreiten. 

423.  Im  Falle  der  theüweisen  Auflösung  der  Gesellschaft  durch 
den  Tod  eines  Gesellschafters,  haben  die  Erben  des  Verstorbenen  nur 
ein  Eecht  auf  Theilung,  nach  dem  Stande  der  Gesellschaft  zur  Zeit  des 
Todes,  und  sie  partizipiren  an  späteren  Rechten  nur  insoweit,  als  die- 
selben eine  nothwendige  Folge  dessen  sind,  was  vor  dem  Tode  des 
Gesellschafters,  den  sie  beerbt  haben,  geschehen  ist. 

424.  Die  Gesellschaften  werden  nach  Ablauf  des  im  Vertrage 
festgesetzten  Zeitpunktes  durch  den  präsumptiven  Willen  der  Gesell- 
schafter als  verlängert  nicht  angesehen. 

Wenn  letztere  die  Gesellschaft  fortsetzen  wollen,  so  müssen  sie 
dieselbe   durch  einen   neuen  Vertrag,   welcher  allen  für  die  Errichtung 


^)   Ueber    das    neue   Portugiesische   und    das    ItalieDisclie   Recht 
cf.  oben  Note  2  S.  83. 
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von  Gesellschaften  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  unterworfen  ist, 
erneuern, 

425.  Die  Auflösung  einer  nicht  auf  bestimmte  Zeit  geschlossenen 
Gesellschaft  findet  durch  den  Willen  eines  ihrer  Mitglieder  nicht  eher 
statt,  als  bis  die  übrigen  Gesellschafter  sie  acceptirt  haben,  und  diese 
können  sie  verweigern,  sobald  die  Kündigung  in  bösem  Glauben  (mala  fide) 
geschieht  oder  eine  unzeitige  ist. 

Die  Kündigung  geschieht  in  bösem  Glauben,  wenn  der  Gesellschafter 
sie  bewirkt,  um  den  Gewinn,  der  ein  gemeinschaftlicher  sein  soll,  sich 
persönlich  anzueignen. 

Sie  ist  unzeitig,  wenn  die  Sachen  sich  nicht  mehr  in  dem  unver- 
sehrten Zustande  befinden^),  und  wenn  es  für  die  Gesellschaft  von  Be- 
deutung ist,  dass  die  Kündigung  aufgeschoben  werde. 

436.  Der  Gesellschafter,  dessen  Kündigung  eine  arglistige 
oder  unzeitige  ist,  haftet  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  er 
durch  sein  Ausscheiden  verursacht. 

427.  Der  Gesellschafter,  welcher  nach  seinem  Willen  aus  der 
Gesellschaft  scheidet,  oder  deren  Auflösung  veranlasst,  kann  nicht  ver- 
hindern, dass  die  schwebenden  Geschäfte  in  der  für  die  gemeinschaft- 
lichen Interessen  vortheilhaftesten  Weise  zu  Ende  geführt  werden;  bis 
dies  stattgefunden  hat,  darf  die  Vertheilung  der  Vermogensstücke  und 
der  Objekte  der  Gesellschaft  nicht  erfolgen. 

428.  Stirbt  ein  Gesellschafter,  ohne  anwesende  Erben  zu  hinter- 
lassen^), so  kann,  — ,  mag  nun  die  Gesellschaft  durch  seinen  Tod  aufgelöst 
werden  sollen,  oder  weiter  fortbestehen,  — ,  der  Richter,  welchem  es  ob- 
liegt, für  die  Sicherheit  des  Vermögens  der  Abwesenden  Sorge  zu  tragen, 
bezüglich  des  in  der  Gesellschaftsmasse  befindlichen  Erbschaftsvermögens 
nicht  dazwischen  treten,  noch  in  irgend  einer  Weise  sich  in  die  Ver- 
waltung, Liquidation  und  Theilung  der  Gesellschaft  einmischen,  sondern 
er  hat  sich  darauf  zu  beschränken,  den  liquiden  Antheil  einzuziehen, 
der  sich  als  zur  besagten  Erbschaft  gehörig  ergiebt. 

Falls  der  verstorbene  Gesellschafter  der  Gereut  oder  Verwalter 
der  Gesellschaft  gewesen  ist,  oder  auch  im  Falle,  wenn  er  dies  zwar 
nicht  gewesen  ist,  jedoch  nicht  mehr  als  ein  Gesellschafter  übrig  bleibt,  — 


^)  Be  non  iam  integra,  z.  B.  wenn  bei  Verträgen  ein  Theil  schon  mit  der 
Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  begonnen  hat. 

^  Im  entsprechenden  Artikel  des  früheren  Gesetzbuchs  (Art.  491)  war 
noch  der  Zusatz  „intestado*'. 
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und  selbst  ausser  diesen  beiden  Fällen  muss,  sofern  es  eine  solche  Anzahl 
der  Gläubiger,  welche  die  Hälfte  sämmtlicher  Foi-derungen  repräsentirt, 
verlangt,  ein  neuer  Verwalter  zur  Beendigung  der  schwebenden  Greschäfte 
ernannt  und  zur  Liquidation  in  der  im  folgenden  Kapitel  vorgeseheneu 
Weise  geschritten  werden. 

Die  Ernennung  des  neuen  Verwalters  oder  Gereuten  hat  mit 
Stimmenmehrheit  der  Gesellschafter^),  welche  sich  unter  dem  Vorsitze 
eines  der  Mitglieder  des  Handelsgerichtes  zu  einer  Sitzung  versammelt 
haben,  zu  erfolgen,  und  die  Wahl  darf  nur  auf  einen  Gesellschafter, 
welcher  Kaufmann  ist,  fallen. 

439«  Die  Auflösung  einer  Handelsgesellschaft  erzeugt,  sofern  sie 
aus  irgend  einem  andern  Grunde  erfolgt,  als  dem  des  Ablaufes  der  Zeit, 
für  welche  sie  eingegangen  wurde,  keine  Wirkung  zum  Nachtheile  eines 
Dritten,  bis  dieselbe  in  dem  Handelsregister  vermerkt  und  an  dem  Orte, 
wo  die  Gesellschaft  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  feste  Niederlassung  hat, 
veröffentlicht  worden  ist. 

4S0.  Nach  Auflösung  der  Gesellschaft  kann  kein  Gesellschafter 
von  der  Gesellschaftsfirma  bei  irgend  einer  Verpflichtung  rechtsgültig 
Gebrauch  machen,  auch  wenn  diese  Verpflichtung  vor  der  Zeit  der  Auf- 
lösung eingegangen  ist,  oder  sich  auf  die  Zahlung  von  Gesellschafts- 
schulden bezieht. 

431.  Ein  von  einem  Gesellschafter  nach  ordnungsmässig  veröffent- 
lichter Auflösung  der  Gesellschaft  ausgestellter  oder  acceptirter  Wechsel 
kann  den  anderen  Gesellschaftern  gegenüber  nicht  zur  Einziehung  gebracht 
werden,  auch  wenn  der  Inhaber  nachweisen  kann,  dass  er  denselben, 
in  gutem  Glauben  aus  Mangel  an  Kenntniss  empfangen  hat,  oder  dass 
der  Wechsel  von  dem  ihn  trassirenden  oder  acceptirenden  Gesellschafter 
zur  Liquidation  der  Gesellschaftsschulden  verwendet  worden  ist,  oder 
dass  er  (der  Gesellschafter)  während  der  Dauer  der  Gresellschaft,  das 
Geld  zum  Gebrauche  für  die  Firma  vorgeschossen  hat,  unbeschadet  der 
Eechte,  welche  dem  trassirenden  od£r  acceptirenden  Gesellschafter  gegen 
die  übrigen  Gesellschafter  zustehen  mögen. 

433.  Sobald  den  Schuldnern  mitgetheilt  worden  ist,  dass  nach 
der  Auflösung  der  Gesellschaft  ein  bestimmt  bezeichneter  Gesellschafter, 
mit  der  Einziehung  der  Forderungen  beauftragt  worden  ist,  entlastet  die 
Quittung  irgend  eines  andern  Gesellschafters,  auch  wenn  er  zu  den  Ver- 
waltern gehört,  den  Schuldner  nicht. 

^)  Nach  dem  entsprechenden  Artikel  des  früheren  Gresetzbnchs  hatten 
auch  die  Gläubiger  an  der  Versammlung  theilzunehmen. 
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133.  Wenn  einer  der  Gesellschafter  zur  Zeit  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  die  Einziehung  der  Forderungen  und  die  Bezahlung  der 
Schulden  übernommen  und  den  übrigen  Gesellschaftern  für  jede 
künftige  Haftung  Bürgschaft  geleistet  hat,  so  präjudicirt  diese  Bürg- 
schaft den  Interessen  Dritter  nicht,  es  sei  denn,  dass  letztere  aus- 
drücklich vereinbart  hätten,  die  übrigen  Gesellschafter  ihrer  Verant- 
wortlichkeit zu  entbinden,  oder  dass  sie  mit  jenem  eine  Novation  des 
Vertrages  vorgenommen  hätten. 

Wenn  der  Gesellschafter  ^  welcher  die  Bürgschaft  geleistet  hat, 
den  Geschäftsbetrieb  oder  das  Geschäft,  das  den  Zweck  der  erloschenen 
Gesellschaft  bildete,  unter  der  nämlichen  oder  unter  einer  anderen  Firma 
fortsetzt,  so  sind  die  früheren  Gesellschafter  vollständig  von  ihren  Ver- 
pflichtungen entbunden,  sobald  der  Gläubiger  mit  dem  das  Geschäft, 
unter  der  nämlichen  oder  unter  einer  anderen  Firma,  fortsetzenden  Gesell- 
schafter spätere  Transaktionen  vornimmt,  welche  darthun,  dass  er  dessen 
Kredit  vertraut. 

KAPITEL  X. 
Von  der  Liquidation. 

134.  Nach  Auflösung  einer  Gesellschaft  müssen  die  während  ihres 
Bestehens  zu  der  Verwaltung  ermächtigten  Gesellschafter  zur  Liquidation 
unter  der  nämlichen  Firma  mit  dem  Zusätze  „in  Liquidation^  schreiten, 
es  sei  denn,  dass  etwas  Anderes  im  Vertrage  verabredet,  oder  dass  mit 
einstimmiger  Einwilligung  aller  Gesellschafter,  oder  im  Falle  von 
Meinungsverschiedenheit  mit  Stimmenmehrheit,  die  Liquidation  einem  der 
andern  Gesellschafter  oder  einer  ausserhalb  der  Gesellschaft  stehenden 
Person  fibertragen  worden  ist 

435.  Die  Gesellschaft  wird  nur  noch  als  zum  Zwecke  der  Liqui- 
dation bestehend  angesehen. 

Der  Gebrauch  der  Gesellschaftsfirma  Seitens  des  Liquidators  er- 
streckt sich  nur  auf  die  Befugniss,  die  Liquidation  vorzunehmen  und 
Verpflichtungen  einzugehen,  welche  eine  natürliche  und  unmittelbare 
Folge  der  Liquidation  sind. 

436.  Die  Liquidatoren  sind  verpflichtet: 

1.  binnen  den  auf  ihre  Ernennung  folgenden  15  (14)  Tagen  ein 
Inventar  und  eine  Bilanz  des  gemeinschaftlichen  Vermögens 
aufzustellen,  deren  Ergebniss  sie  zur  Eenntniss  der  Gesell** 
schafter  bringen  müssen,  bei  Strafe,   dass   auf  ihre    Kosten 
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gerichtlich  andere  Liquidatoren  ernannt  werden,  mögen  sie 
nun  Gesellschafter  gewesen  sein  oder  nicht,  und  dass  sie  das 
Recht  auf  irgend  eine  Remuneration  für  die  etwa  geleistete 
Arbeit  verlieren; 

2.  jedem  Gesellschafter  den  Status  der  Liquidation  monatlich 
mitzutheilen,  bei  derselben  Strafe; 

3.  unYerzüglich  zur  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  zu 
schreiten,  sobald  die  Liquidation  beendigt  ist,  oder  vorher, 
wenn  die  Gesellschafter  ausgemacht  haben,  dass  die  Divi- 
denden nach  Prozenten  zu  zahlen  sind,  im  Yerhältniss  der 
fortschreitenden .  Liquidation  des  Vermögens  und  nach  Er- 
füUuDg  aller  Verpflichtungen  der  Gesellschaft. 

437.  Reichen  die  Gesellschaftsfonds  zur  Zahlung  der  fälligen 
Schulden  nicht  aus,  so  ist  es  Pflicht  der  Liquidatoren,  von  den  Gesell- 
schaftern die  nöthigen  Beträge  in  den  Fällen  einzufordeni,  in  welchen 
diese  nach  den  festgesetzten  Vorschriften  verpflichtet  sind,  sie  zu  ge- 
währen. 

438.  Wenn  der  Liquidator  im  Namen  der  Gesellschaft  kontrahirt 
hat,  ohne- hierzu  einen  allgemeinen  oder  besonderen  Auftrag  zu  haben, 
und  es  sich  nicht  um  den  im  Artikel  435  vorgesehenen  Fall  handelt,  so 
sind  die  Gesellschafter  nur  f&r  den  Theil  des  Gewinnes  haftbar, 
welchen  der  Liquidator  nach  dem  Vertrage  erhalten  haben  würde. 

Wenn  der  Liquidator  eine  von  allen  Gesellschaftern  ausgestellte 
General- Vollmacht  hat,  die  aufgelöste  Gesellschaft  zu  vertreten,  oder 
wenn  es  sich  um  den  im  Art.  435  vorgesehenen  Fall  handelt,  so  sind 
die  Gesellschafter  Dritten  gegenüber  solidarisch  verpflichtet. 

439.  Wenn  der  Liquidator  zu  seiner  Thätigkeit  einer  besonderen 
Vollmacht  bedarf,  so  ist  jeder  Gesellschafter  nur  für  seinen  Antheil 
verpflichtet,  auch  wenn  der  Liquidator,  seiner  Spezialvollmacht  gemäss^ 
unter  der  Gesellschaftsfirma  kontrahirt  hat. 

440.  Die  Liquidatoren  haften  den  Gesellschaftern  für  jeden  Nach- 
theil, welcher  die  Gesellschaftsmasse  durch  Nachlässigkeit  in  der  Aus- 
übung ihrer  Funktionen  oder  durch  Missbrauch  mit  den  Vermögens- 
stücken oder  den  Waaren  der  Gesellschaft  trifft. 

Im  Falle  der  schuldbaren  Unterlassung  oder  Nachlässigkeit  können 
sie  mit  Verlust  ihres  Anspruches  auf  Entgelt  fttr  ihre  Arbeit  abgesetzt 
werden.  Wenn  ihnen  Betrug  nachgewiesen  wird,  findet  gegen  sie  ausser- 
dem die  betreffende  strafrechtliche  Verfolgung  statt. 
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441.  Nach  beendeter  Liquidation  und  nach  erfolgtem  Vorschlag 
tiber  die  Art,  wie  die  Vertheilung  vorzunehmen  sei,  erlischt,  wenn 
Beides  von  den  übrigen  Gesellschaftern  angenommen  worden  ist,  jeder 
Anspruch  irgend  welcher  Art  Seitens  der  letzteren,  sowohl  gegen  einander, 
als  auch  gegen  die  Liquidatoren.  Der  Gesellschafter,  welcher  die 
Liquidation  oder  die  Art  der  Vertheilung  nicht  billigt,  ist  verpflichtet, 
binnen  10  Tagen  nach  erhaltener  Mittheilung  Einspruch  zu  erheben,  bei 
Strafe,  dass  er  sonst  nicht  gehört  und  die  Liquidation  und  Vertheilung 
als  richtig  befunden  wird. 

Die  rechtzeitig  erhobenen  Einsprüche  sind,  vorbehaltlich  entgegen- 
:gesetzter  Vereinbarung,  durch  sachverständige  Schiedsrichter  zu  ent- 
scheiden, welche  von  den  Parteien  in  den  auf  die  Präsentation  der- 
selben folgenden  10  Tagen  zu  ernennen  sind.  In  Ermangelung  dieser 
Ernennung  ist  dieselbe  von  Amtswegen  [durch  das  kompetente  Gericht 
zu  bewirken. 

442.  Kein  Gesellschafter  kann  die  Auslieferung  seines  ihm  bei 
der  Vertheilung  der  Gesellschaftsmasse  zukommenden  Guthabens  fordern, 
so  lange  nicht  die  sämmtlichen  Gesellschaftsschulden  gedeckt  siod  oder 
nicht  ein  zu  ihrer  Zahlung  hinreichender  Betrag  hinterlegt  ist;  er  kann 
jedoch  die  Hinterlegung  der  Beträge,  welche  durch  die  Liquidation  sich 
i^rgeben,  verlangen. 

Diese  Verfügung  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Gesellschafter,  welche 
der  Gesellschaft  Darlehne  gegeben  haben;  diese  müssen  in  derselben 
Weise,  wie  die  übrigen  Gläubiger,  befriedigt  werden. 

443.  Das  Privatvermögen  der  Gesellschafter,  welches  nicht  bei 
der  Bildung  der  Gesellschaft  in  dieselbe  eingeschossen  wurde,  kann 
erst  dann  zur  Zahlung  der  Gesellschaftsschulden  in  Anspruch  genommen 
werden,  nachdem  das  gesammte  Vermögen  der  Gesellschaft  in  Anspruch 
genommen  worden  ist. 

444.  Die  Liquidatoren  dürfen,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  ohne 
besondere  schriftliche  Ermächtigung  der  Gesellschafter  keine  Vergleiche 
über  die  Gesellschaftsinteressen  abschliessen  oder  unterschreiben. 

445.  Bei  den  Liquidationen  von  Gesellschaften,  an  welchen  Minder- 
jährige betheiligt  sind,  haben  deren  Vormünder  unter  dem  vollen  Umfang 
von  Befugnissen  zu  verfahren,  als  ob  sie  in  eigenen  Geschäften  handelten. 
Alle  Akte,  welche  sie  im  Namen  ihrer  Mündel  ausführen,  sind  gültig 
und  unwiderruflich,  und  es  bleibt  den  Minderjährigen  nur  das  Eecht  vor- 
behalten, von  ihren  Vormündern  oder  Kuratoren  die  Entschädigung  für 
die  Nachtheile  zu  fordern,  welche  ihnen  erwachsen  sein  mögen. 
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446.  Nach  der  definitiven  Liquidation  nnd  Vertheilong  sind  die 
Bbcher  und  die  übrigen  Dokumente  der  Gesellschaft  in  dem  Geschäfts- 
hause eines  der  Gesellschafter,  welcher  durch  Stimmenmehrheit  bezeichnet 
wird,  niederzulegen. 

447.  Auf  die  Vertheilung  unter  Gesellschaftern  sind  die  Vor- 
schriften beziiglich  der  Erbschaftstheilung,  der  Art  der  Theilnng  und  der 
für  die  Erben  daraus  entstehenden  Verbindlichkeiten  anwendbar. 


KAPITEL  XI. 

Von  der  Art,    die  Streitigkeiten    unter  den  Gesellschaftern 

zu  schlichten. 

448.  Alle  die  Gesellschaft  betreffenden  Streitfragen,  welche  unter 
den  Gesellschaftern  während  der  Dauer  der  Gesellschaft,  ihrer  Liquidation 
oder  Theilung  erhoben  werden,  sind  durch  sachverständige  Schiedsrichter 
zu  entscheiden,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  im  Gesellschaftsyer- 
trage  festgesetzt  worden  ist 

449.  Die  interessirten  Parteien  haben  sie  in  der,  durch  die  Gesell- 
schaftsurkunde vorher  festgesetzten  Frist,  und  in  deren  Ermangelung, 
in  derjenigen  Frist,  welche  das  kompetente  Gericht  bezeichnet,  zu 
ernennen. 

Erfolgt  die  Ernennung  nicht  innerhalb  der  bezeichneten  Frist  und 
besteht  keine  Nothwendigkeit  der  Prorogation,  so  hat  sie  von  Amts- 
wegen durch  das  Gericht  zu  erfolgen,  und  zwar  aus  der  Zahl  der 
Personen,  welche  nach  dem  Eimessen  des  Gerichts  sachverständig  und 
unparteiisch  sind,  um  über  das  streitige  Geschäft  entscheiden  zu  können. 


Titel  IV. 
Vom  Handels -Rauf  (und  -Verkauf). 

460.  Der  Handels -Kauf  (und  -Verkauf  ist  ein  Vertrag,  durch 
den  sich  Jemand  — -,  mag  er  Eigenthfimer  oder  Besitzer  der  Sache,  die 
den  Q^enstand  des  Vertrages  bildet,  sein  oder  nicht  — ,  verpflichtet,  diese 
Sache  einem  Anderen  zu  äbergeben  oder  zu  Eigenthum  zu  verschaffen^ 
während  dieser  sich  seinerseits  verpflichtet,  einen  verabredeten  Preis  zu 
zahlen,  und  die  Sache  kauft,  um  sie  wieder  zu  verkaufen  oder  deren  Ge- 
brauch zu  vermiethen. 
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451.  Als  Handels-Kauf  (und  -Verkauf)  wird  nur  der  Kauf  (und 
Verkauf)  von  beweglichen  Sachen  angesehen,  welcher  zu  dem  Zwecke 
geschieht,  dieselben  en  gros  oder  en  detail  wieder  zu  verkaufen,  sei  es 
nun  in  der  nämlichen  Form,  in  welcher  sie  gekauft  worden  sind  oder 
in  einer  von  dieser  verschiedenen,  oder  um  ihren  Gebrauch  zu  ver- 
miethen;  hierin  einbegriffen  sind  das  Metallgeld,  die  Titel  von  öffent- 
lichen Werthen,  die  Aktien  der  Gesellschaften  und  die  kaufmännischen 
Kreditpapiere. 

453.    Nicht  als  handelsrechtlich  werden  angesehen: 

1.  die  Ankäufe  von  Immobilien  und  deren  accessorischen  Mobilien; 
jedoch  gelten  als  handelsrechtlich  die  Ankäufe  von  acces- 
sorischen Gegenständen,  welche  zum  Handel  gehören,  um 
denselben  vorzubereiten  oder  zu  erleichtem,  auch  wenn  die- 
selben Accessorien  eines  Immobile  sind; 

2.  die  Ankäufe  von  Gegenständen,  die  für  den  Verbrauch  des 
Käufers  oder  desjenigen  bestimmt  sind,  in  dessen  Auftrage 
die  Erwerbung  geschieht; 

3.  die  Verkäufe,  welche  die  Ackerwirthe  und  Gutsbesitzer  über 
die  Eiträge  ihrer  Ernten  und  Heerden  abschliessen ; 

4.  die  Verkäufe,  welche  die  Eigenthümer  oder  irgend  welche 
andere  Personen  aber  die  Erträge  und  Gegenstände  ab- 
schliessen, welche  sie  als  Beute,  Schenkung,  Besoldung, 
Emolumente  oder  aus  irgend  einem  andern  entgeltlichen  oder 
unentgeltlichen  Titel  empfangen; 

5.  der  Wiederverkauf,  welchen  Jemand  von  dem  Ueberschusse 
der  Vorräthe  macht,  die  er  zu  seinem  eigenen  Bedarf  an- 
geschafft hat. 

Wenn  jedoch  die  verkaufte  Menge  grösser,  als  die  ver- 
brauchte ist,  so  wird  vermuthet,  dass  die  Person  den  Kauf 
mit  der  Absicht,  wieder  zu  verkaufen  vorgenommen  hat, 
und  darum  wird  der  Kauf  (und  Verkauf)  als  Handels-Eauf 
(und  -Verkauf)  erachtet. 

453.  Der  Verkauf  einer  fremden  Sache  ist  gältig.  Der  Verkäufer 
ist  verpflichtet,  dieselbe  zu  liefern  oder,  in  Ermangelung,  Schäden  und 
Nachtheile  zu  vergüten,  sofern  der  Käufer  nicht  gewnsst  hat,  dass  die 
Sache  eine  fremde  ist 
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Wenn  der  Käufer  beim  Abschluss  des  Vertrages  weiss,  dass  die 
Sache  eine  fremde  ist,  so  ist  der  Kaut  nichtig*). 

Das  Versprechen  des  Verkaufes  einer  fremden  Sache  ist  g&ltig. 
Der  Verkäufer  ist  vei-pflichtet,  sie  zu  erwerben  und  dem  Käufer  zu 
liefern,  bei  Strafe  für  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften. 

454.  Die  unbestimmten  Offerten,  die  in  einem  Prospekte  oder 
Cirkulare  enthalten  sind,  verpflichten  denjenigen,  der  sie  gemacht 
hat,  nicht. 

455.  Bei  allen  Käufen,  bei  denen  es  sich  um  Gegenstände  handelt, 
welche  nicht  zur  Ansicht  vorliegen,  noch  sich  nach  einer  bestimmten  and 
im  Handel  bekannten  Qualität  klassifiziren  lassen,  wird  bezüglich  des 
Käufers  der  Vorbehalt  vermuthet,  dieselben  prüfen,  und  frei  von  dem 
Vertrage  zurücktreten  zu  dürfen,  falls  ihm  die  Waaren  nicht  kon- 
veniren  sollten. 

Dieselbe  Befugniss  steht  ihm  zu,  wenn  er  durch  eine  ausdrück- 
liche Klausel  sich  vorbehalten  hat,  die  Waare,  über  die  kontrahirt  ist, 
zu  proben. 

Wenn  jedoch  in  dem  einen  oder  andern  Falle  die  Prüfung  oder 
die  Probe  Seitens  des  Käufers  mehr  als  3  Tage  nach  der  Seitens  des 
Verkäufers  erfolgten  Mahnung  verzögert  werden  sollte,  so  wird  das 
Geschäft  als  wirkungslos  angesehen. 

456.  Wenn  der  Verkauf  nach  Muster  stattgefunden  hat  oder  mit 
Bestimmung  einer  in  den  Handelsgebräuchen  bekannten  Qualität,  so 
kann  der  Käufer  die  Annahme  der  Waaren,  über  die  kontrahirt  ist, 
nicht  verweigern,  sobald  sie  den  betreffenden  Mustern  oder  der  in  dem 
Vertrage  festgesetzten  Qualität  entsprechen. 

Falls  sich  der  Käufer  wegen  Mangel  an  dieser  Uebereinstimmung 
weigert,  die  Waaren  anzunehmen,  so  sind  dieselben  durch  Sachverständige 
zu  prüfen.  Diese  haben,  unter  Beachtung  der  Vertragsbedingungen  und 
nach  Vergleichung  der  Waaren  mit  den  Mustern,  wenn  letztere  Behufs  des 
Vertragsabschlusses  zur  Ansicht  vorlagen,  zu  erklären,  ob  die  Waaren 
empfangbar  sind  oder  nicht. 

Im  ersteren  Falle  ist  der  Kauf  als  vollzogen  anzusehen,  und  die 
AVaaren  bleiben  für  Rechnung  des  Käufers;  im  zweiten  ist  der  Vertrag 


^)  Nach  früherem  Recht  verlor  er  in  diesem  Fall  den  gezahlten  Preis, 
wenn  nicht  das  Gegentheil  ausdrücklich  verabredet  war,  Art.  517  AI.  2.  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl.  S.  152).)- Auch  nach  dem  neuen  Portugiesischen 
Recht  ist  —  abweichend  vom  alten  —  der  Verkauf  einer  fremden  Sache  ge- 
stattet Art.  467  Nr.  2  H.G.B.  (cf.  H.  d,  E.  Nachtrag  I  S.  129). 
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aufzuheben,  unbeschadet  der  Ansprüche  auf  Schadloshaltung,  auf  welche 
der  Käufer  nach  den  besonderen,  mit  dem  Verkäufer  getroffenen  Verein- 
barungen ein  Anrecht  hat. 

457.  Bei  dem  Verkaufe  von  Gegenständen,  welche  nicht  zur  An- 
sicht vorliegen,  und  welche  dem  Käufer  durch  den  Verkäufer  übersendet 
werden  müssen,  wird  die  Resolutivbedingung  immer  für  den  Fall  als 
festgesetzt  verstanden,  dass  der  Gegenstand  der  verabredeten  Qualität 
nicht  entspricht. 

458.  Wenn  der  verkaufte  Gegenstand  übergeben  wird,  ohne  dass 
aus  der  Vertragsurkunde  der  Preis  ersichtlich  ist,  so  wird  angenommen, 
dass  die  Parteien  sich  dem  laufenden  Tagespreis  des  Lieferungsplatzes 
unterworfen  haben.  In  Ermangelung  eines  Einverständnisses  ist,  wenn 
an  eben  dem  Tage  und  Platze  der  Preis  ein  verschiedener  gewesen  ist, 
der  Durchschnittspreis  massgebend. 

459.  Der  Verkaufspreis  kann  dem  Ermessen  eines  Dritten  über- 
lassen werden.  Wenn  dieser  jedoch  die  Bestimmung  desselben  nicht 
treffen  kann  oder  will,  so  ist  der  Vertrag  wirkungslos,  vorbehaltlich 
entgegengesetzter  Vereinbarung  ^). 

460.  Ist  keine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen,  so  gehen  die 
Kosten  der  Ablieferung  des  verkauften  Gegenstandes,  bis  derselbe,  ge- 
wogen und  gemessen,  zur  Verfügung  des  Käufers  gestellt  ist,  für  Rechnung 
des  Verkäufers. 

Die  Kosten  der  Empfangnahme,  sowie  diejenigen  der  Zuführung 
oder  des  Transportes  gehen  für  Rechnung  des  Käufers. 

461.  Die  Uebergabe  des  verkauften  Gegenstandes  muss  Mangels 
ausdrücklicher  Abrede  an  dem  Orte  erfolgen,  wo  sich  der  Gegenstand 
2Xir  Zeit  des  Verkaufes  befand,  und  sie  kann  köi-perlich  oder  symbolisch 
oder  durch  Aushändigung  des  Titels  oder  durch  das,  was  an  dem  Orte, 
wo  sie  stattzufinden  hat,  Handelsbrauch  kt,  bewirkt  werden. 

462.  In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Käufer,  dem  die  Waaren 
übersendet  werden  müssen,  nicht  einen  bestimmten  Lieferungsort  oder 
eine  gewisse  Person,  welche  dieselben  in  seinem  Namen  in  Empfang 
nehmen  soll,  stipulii't,  gilt  die  Uebersendung,  welche  nach  seinem  Wohn- 
sitze bewirkt  wird,  als  wirkliche  Uebergabe  der  verkauften  Waaren. 

Ausgenommen  ist  der  Fall,  wenn  der  Verkäufer  bei  noch  nicht 
bezahltem   Preise   die   Waaren   an   einen    seiner  Konsignatare   sendet. 


^  Nach  früh o rem   Recht  war  dann  der  Preis  dui-ch  Schiedsrichter  fest- 
zusteilen,  Art.  524  H.G.B. 
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damit  dieser  sie  nur  gegen  Zahlung  des  Preises  oder  Bürgschaftsleistung^ 
abliefere. 

463.  Als   symbolische   Uebergabe   wird  angesehen,   vorbehaltlich 
des  Gegenbeweises  im  Falle  von  Irrthum,  Betrug  oder  Arglist: 

1.  die  Uebergabe  der  Schlüssel  des  Waarenlagers.  des  Ladens 
oder  des  Kastens,  in  welchen  sich  die  verkaufte  Waare  oder 
der  verkaufte  Gegenstand  befindet; 

2.  die  Thatsache,  dass  der  Käufer  in  Gegenwart  des  Verkäufers 
oder  mit  dessen  Einwilligung  die  gekauften  Waaren  mit  seiner 
Marke  versehen  hat; 

3.  die  Uebergabe  oder  der  Empfang  der  Faktura  ohne  unmittel- 
baren Widerspruch  des  Käufers; 

4.  die  Klausel —  „für  Rechnung *'  —  auf  das  Konnossement 
oder  den  Frachtbrief  gesetzt,  sofern  Seitens  des  Käufers  nicht 
innerhalb  24  Stunden  oder  mit  der  zweiten  Post  Einspruch 
dagegen  erhoben  ist; 

5.  die  in  das  Buch  oder  die  Expedition  der  öffentlichen  Aemter^ 
mit  Einwilligung  beider  Parteien  zu  Gunsten  des  Käufei-s 
erfolgte  Erklärung  oder  Eintragung. 

464.  Wenn  die  Kontrahenten  für  die  Lieferung  der  verkauften 
Waaren  und  die  Zahlung  des  Preises  keine  bestimmte  Frist  verabredet 
haben,  so  ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  den  verkauften  Gegenstand 
innerhalb  der  dem  Abschluss  des  Vertrages  folgenden  24  Stunden  zur 
Vertagung  des  Käufers  zu  halten. 

Dem  Käufer  steht  die  Frist  von  10  Tagen  zur  Zahlung  des  Preises 
der  Waaren  zu,  aber  er  kann  die  Uebergabe  nicht  verlangen,  ohne  in  dem 
Moment,  wann  letztere  stattfindet,  dem  Verkäufer  den  Preis  zu  zahlen. 

465.  Von  dem  Zeitpunkt  ab,  in  welchem  der  Verkäufer  den 
Gegenstand  zur  Verfugung  des  Käufers  stellt  und  letzterer  sich  mit 
dessen  Qualität  zufrieden  erklärt,  entsteht  die  Verpflichtung,  den  Preis 
baar  (Zug  um  Zug)  oder  in  der  festgesetzten  Frist  zu  zahlen ;  der 
Verkäufer  wird  zum  Depositar  der  verkauften  Waaren  und  ist  zu  deren 
Erhaltung  nach  den  Gesetzen  über  das  Depositum  verpflichtet. 

466.  So  lange  die  verkauften  Waaren  im  Besitz  des  Verkäufers 
sind,  sei  dies  auch  nur  als  Depositum,  hat  dieser  bezüglich  des  Betrages 
des  Preises  und  der  Verzugszinsen  ein  Vorrecht  auf  dieselben  vor  jedem 
anderen  Gläubiger  des  Käufers,  in  der  in  dem  Art.  1500  Nr.  2  fest- 
gesetzten Art. 
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467.  Wenn  der  Verkäufer  die  verkauften  Waaren  nicht  in  der 
verabredeten  Frist  oder  nach  Vorschrift  des  Art.  464  liefert,  so  kann 
der  Käufer  die  Aufhebung  des  Vertrages  nachsuchen  oder  die  Erfüllung 
desselben  fordern,  nebst  den  aus  dem  Verzuge  erwachsenden  Schäden 
und  Nachtheilen,  oder  auch  die  Ermächtigung  verlangen,  am  Platze  ffir 
Rechnung  des  Verkäufers  eine  gleiche  Anzahl  der  nämlichen  Waaren  zu 
kaufen. 

Wenn  jedoch  die  Unterlassung  der  Lieferung  der  verkauften  Waaren 
davon  herrührt,  dass  dieselbe  durch  unvorhergesehene  Zufälle,  ohne 
Verschulden  des  Verkäufers,  zu  Grunde  gegangen  oder  verdorben  sind, 
so  erlischt  jede  Haftbarkeit  des  letzteren,  und  der  Vertrag  ist  von 
Rechtswegen  aufgehoben,  sofern  der  Preis  dem  Käufer  zurückerstattet 
wird  *). 

468.  Der  Käufer,  welcher  im  Ganzen  über  eine  bestimmte  Anzahl 
Waaren  kontrahirt  hat,  —  sei  dies  auch  für  verachiedene  Preise^),  — jedoch 
ohne  Bezeichnung  von  Theilen  oder  Posten,  die  zu  verschiedenen  Zeiten 
geliefert  werden  sollen,  kann  nicht  gezwungen  werden,  einen  Theil 
davon  in  Empfang  zu  nehmen,  gegen  das  Versprechen,  dass  ihm  der 
Rest  später  nachgeliefert  werde. 

Wenn  er  jedoch  freiwillig  darauf  eingegangen  ist,  einen  Theil 
anzunehmen,  so  ist  der  Verkauf  bezüglich  der  Waaren,  welche  er  schon 
empfangen  hat,  unwiderruflich  und  vollzogen,  auch  wenn  der  Verkäufer 
die  Lieferung  der  übrigen  Waaren  unterlässt,  vorbehaltlich  der  Wahl, 
die  ihm  in  Bezug  hierauf  der  vorhergehende  Artikel  bewilligt. 

469.  Wenn  zwei  oder  mehr  Sachen,  von  welchen  eine  nicht  ver- 
kauft werden  kann,  zusammen  für  einen  einzigen  Preis  verkauft  worden 
sind,  so  ist,  falls  der  Käufer  dies  weiss  ^),  der  Verkauf  in  seinem  ganzen 
Umfange  ohne  Gültigkeit;  wenn  er  es  aber  nicht  weiss,  kann  er  die 
Aufhebung  des  Vertrages  nebst  Ersatz  für  Schäden  und  Nachtheile  oder 
dessen  Fortbestehen  in  Bezug  auf  den  verkäuflichen  Theil  verlangen, 
indem  er  vom  Preis  den  Werth  in  Abzug  bringt,  der  durch  Taxation 
des  nicht  verkäuflichen  festgesetzt  wird. 

470.  Wenn  der  Käufer  die  gekaufte  Sache  zurückgiebt  und  der  Ver- 
käufer sie  annimmt  oder  wenn  dieser  sie  nicht,  falls  sie  ihm  wider  seinen 


^)  „I^evolviendose  el  precio  al  comprador".  Dies  ist  dem  entapreohenden 
Art.  534  des  fraheren  H.6.B.  hinzugefttgt. 

^)  „aunque  sea  por  distintos  precios"  eingeschaltet  in  den  entsprechenden 
Art.  537  des  früheren  H.GB. 

3)  Nach  frQherem  Recht  war  der  Vertrag  stets  ungültig,  Art.  469H.G.B. 
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Willen  übergeben  worden  ist,  für  Rechnung  desjenigen,  dem  sie 
gehört,  gerichtlich  hinterlegen  lässt,  unter  Benachrichtigung  des  Käufers 
von  der  erfolgten  Hinterlegung,  so  wird  vermuthet,  dass  er  in  die  Auf- 
hebung des  Vertrages  gewilligt  hat. 

471.  Der  Verkäufer,  welcher  nach  abgeschlossenem  Verkaufe  den 
verkauften  Gegenstand  veräussert,  verbraucht  oder  verderben  lässt,  ist 
veipflichtet  dem  Käufer  einen  andern,  nach  Art,  Qualität  und  Quantität 
gleichen  Gegenstand  zu  übergeben  oder,  in  Ermangelung  eines  solchen, 
den  Werth  zu  zahlen,  welcher  dem  verkauften  Gegenstande  nach  dem 
ürtheile  von  sachverständigen  Schiedsrichtern  beizumessen  ist,  unter 
Berücksichtigung  des  Gebrauchs,  den  der  Käufer  von  demselben  zu 
machen  beabsichtigte,  und  des  Gewinns,  welchen  ihm  derselbe  bringen 
konnte,  indem  davon  der  Verkaufspieis  in  Abzug  zu  bringen  ist,  falls 
der  Käufer  solchen  noch  nicht  gezahlt  hat. 

472.  Wenn  die  Waaren  in  Ballen  oder  Hüllen,  welche  ihre 
Prüfung  und  Feststellung  verhindern,  geliefert  sind,  so  kann  der  Käufer 
binnen  3  Tagen  nach  der  Ablieferung  jeden  Maugel  in  der  Quantität 
oder  Fehler  in  der  Qualität  geltend  machen,  indem  er  im  ersten  Falle 
nachweist,  dass  die  Enden  oder  die  Aussentheile  der  Stücke  unver- 
sehrt sind,  und  im  zweiten,  dass  die  Mängel  oder  Fehler  weder  durch 
Zufall,  noch  in  betrügerischer  Weise,  während  die  Waaren  in  seinem 
Besitze  waren,  haben  eintreten  können. 

Der  Verkäufer  kann  immer  bei  der  Uebergabe  verlangen,  dass 
eine  vollständige  Prüfung  der  Waaren,  welche  der  Käufer  empfängt, 
nach  Qualität  und  Quantität  stattfinde;  in  diesem  Falle  ist  besagte 
Eeklamation,  nachdem  die  Waaren  übergeben  sind,  nicht  mehr 
statthaft. 

473.  Die  Folgen  von  inneren  Fehlem  einer  verkauften  Sache, 
welche  bei  der  Prüfung  zur  Zeit  der  Uebergabe  nicht  haben  bemerkt 
werden  können,  gehen  für  Rechnung  des  Verkäufers  während  einer  Frist, 
deren  Festsetzung  nach  dem  Ermessen  der  Gerichte  stattfindet,  welche 
aber  nie  6  Monate  vom  Tage  der  Lieferung  an  übersteigen  darf. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  der  Verkäufer  von  aller  Haftbarkeit 
in  dieser  Hinsicht  befreit. 

474.  Kein  Verkäufer  kann  dem  Käufer  eine  Faktura  über  die 
verkauften  und  übergebenen  Waaren  mit  der  Quittung  darunter  über 
den  Preis  oder  den  Theil  desselben,  der  etwa  bezahlt  sein  mag,  ver- 
weigern. 


Von  den  Bürgschaften  und  den  Kreditbriefen.  X09 

l8t  in  der  Faktura  die  Frist  fiir  die  Zahlung  nicht  angegeben,  so 
wird  yermuthet,  dass  der  Verkauf  gegen  (sofortige)  Baarzahluug  geschlossen 
worden  sei. 

Ist  gegen  die  erwähnten  Fakturen  nicht  binnen  10  Tagen  nach 
der  Uebergabe  und  Annahme  vom  Käufer  reklamirt  worden,  so  wird 
vermuthet,  dass  die  Kechnungen  einwandsfrei  sind. 

476.  Die  Beträge,  welche  unter  dem  Namen  von  Haftgeld  oder 
Arrha  bei  den  Verkäufen  gegeben  zu  werden  pflegen,  sind  immer  als 
eine  Zahlung  auf  Eechnung  des  Preises  und  als  Zeichen  der  Bestätigung 
des  Vertrages  anzusehen,  ohne  dass  eine  der  beiden  Parteien,  gegen 
Verlust  der  Arrha,  vom  Vertrage  zurücktreten  kann. 

Wenn  der  Verkäufer  und  der  Käufer  übereinkommen,  dass  es  ihnen 
frei  stehen  solle,  gegen  Verlust  der  Arrha  oder  des  geleisteten  Vor- 
schusses zurückzutreten  und  den  Vertrag  unerfüllt  zu  lassen,  so  müssen 
sie  dies  in  einer  besonderen  Klausel  des  Vertrages  ausdrucken. 

476.  Ueber  die  Mängel  oder  Fehler,  welche  den  verkauften  Sachen 
zugeschrieben  werden,  sowie  über  die  Abweichung  in  den  Qualitäten 
müssen  immer  sachverständige  Schiedsrichter  urtheileu,  falls  keine  ent- 
gegenstehende Abrede  getroffen  ist. 

477.  Wer  in  gutem  Glauben  eine  bewegliche  entwendete  oder  ver- 
lorene Sache  drei  Jahre  lang  in  Besitz  gehabt  hat,  erlangt  das  Eigen- 
thum  durch  VerjähruDg,  mag  der  wirkliche  Eigenthümer  abwesend  oder 
anwesend  gewesen  sein. 

Titel  V. 
Von  den  Bürgschaften  und  den  Kreditbriefen. 

KAPITEL  I. 
Von  den  Bürgschaften. 

478.  Damit  eine  Bürgschaft  als  eine  handelsrechtliche  angesehen 
werde,  genügt  es,  dass  sie  die  Sicherung  der  Erfüllung  eines  handels- 
rechtlichen Aktes  oder  Vertrages  zum  Zweck  hat,  auch  wenn  der 
Bürge  kein  Kaufmann  ist. 

479.  Wenn  der  von  dem  Gläubiger  freiwillig  oder  auf  gerichtliche 
Anordnung  angenommene  Bürge  in  Zahlungsunfähigkeit  geräth,  so  besteht 
kein  Recht,  einen  andern  zu  fordern,  falls  der  Bürge  nur  auf  Grund 
einer  Abrede  bestellt  ist,  nach  welcher  der  Gläubiger  diese  bestimmte 
Person  für  die  Burgschaft  verlangt  hat. 
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480.  Der  Bürge  oder  die  Bürgen  haften,  wie  der  Haut)tschaldner, 
solidarisch,  ohne  dass  sie  auf  die  Eechtswohlthat  der  Theilung  oder  die 
der  Vorausklagung,  welche  in  Handelssachen  unzulässig  sind,  Anspruch 
erheben  können^). 

Die  Bürgen  können  nur  verlangen,  dass  der  Gläubiger  nachweist, 
den  Schuldner  gerichtlich  gemahnt  zu  haben. 

481.  Wenn  der  Bürge  mit  Vorzug  vor  dem  Hauptschuldner 
exequirt  worden  ist,  so  kann  er  das  Vermögen  des  letzteren,  falls  es 
frei  ist,  zur  Beschlagnahme  anbieten;  wenn  dasselbe  jedoch  schon  mit 
Beschlag  belegt  worden  oder  nicht  hinreichend  ist,  so  ist  die  Exekution 
in  das  eigene  Vermögen  des  Bürgen  zu  vollstrecken,  bis  der  Gläubige)* 
vollständig  befriedigt  ist. 

482.  Der  Bürge  kann,  selbst  bevor  er  bezahlt  hat,  seine  Be- 
freiung fordern: 

1.  wenn  gegen  ihn  gerichtlich  auf  Zahlung  der   Schuld  Wider- 
klage erhoben  ist; 

2.  wenn   der  Schuldner  anfängt,   sein  Vermögen   zu  vergeuden, 
oder  in  Konkurs  verfällt; 

3.  wenn  die  Schuld  durch   den  Verfall   der  verabredeten   Frist 
exigibel  wird; 

4.  wenn   5  Jahre   seit   Uebernahme   der  Bürgschaft  verflossen 
sind,  falls  dieselbe  auf  eine  unbegrenzte  Zeit  geleistet  ist. 

483.  Wenn  der  Bürge  eine  Entschädigung  für  seine  Bürgschafts- 
leistung erhält,  kann  er  die  Anwendung  der  Bestimmung  der  Nr.  4  des 
vorhergehenden  Artikels  nicht  verlangen. 


KAPITEL  II. 
Von  den  Kreditbriefen. 

484.  Die  Kreditbriefe  müssen  auf  eine  bestimmte  Summe  als 
„Maximum^'  dessen  ausgestellt  sein,  was  dem  Inhaber  zu  zahlen  ist. 
Diejenigen,  welche  keine  bestimmte  Summe  enthalten,  sind  als  einfache 
Empfehlungsbriefe  anzusehen. 

486.  Die  Kreditbriefe  können  nicht  „an  Ordre"  ausgestellt  werden, 
sondern   müssen   sich  auf  eine  bestimmte  Person  beziehen.    Wenn  der 


1)  Diese  aus  dem  alten  Portugiesischen  H.G.B.  —  Art.  851  H.G.6. 
(cf.  H.  d.  E.  Bd.  IV.  S.  212)  herrührenden  Bestimmung  ist  unverändert  bei- 
behalten (Art.  611  des  früheren  H.G.B). 
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Inhaber  davon  Gebrauch  macht,  ist  er  verpflichtet,   die  Identität  seiner 
Person  nachzuweisen,  falls  ihn  der  Zahler  nicht  kennt. 

486.  Der  Aussteller  des  Kreditbriefes  haftet  demjenigen,  zu 
dessen  Lasten  er  den  Kreditbrief  ausstellt,  für  die  Summe,  welche  der- 
selbe hierauf  bezahlt  hat,  wenn  diese  Summe  die  im  Kreditbriefe  fest- 
gesetzte nicht  übersteigt,  sowie  für  die  betreffenden  Zinsen,  gerechnet 
vom  Tage  der  Zahlung. 

487.  Die  Kreditbriefe  können  in  keinem  Falle  protestirt  werden, 
noch  erlangt  der  Inhaber  durch  sie  eine  Klage  gegen  den  Aussteller, 
-auch  wenn  sie  nicht  bezahlt  werden,  vorbehaltlich  des  Anspruches  auf 
Wiedererstattung  im  Fall  einer  Zahlung^). 

488.  Der  Aussteller  eines  Kreditbriefes,  welcher  von  dem  Nehmer 
kein  Geld  erhalten  hat^ ,  kann  ohne  irgend  welche  Haftbarkeit 
denselben  wirkungslos  machen,  indem  er  dem  zur  Zahlung  Angewiesenen 
^ine  Kontreordre  sendet. 

Wenn  jedoch  bewiesen  wird,  dass  er  ohne  begründete  Ursache 
und  mit  Arglist  gehandelt  hat,  so  haftet  er  für  die  sich  etwa  ergebenden 
Nachtheile. 

489.  Der  Inhaber  eines  Kreditbriefes  muss  dem  Aussteller  ohne 
Verzug  die  Summe,  welche  er  auf  Grund  desselben  empfangen  hat,  sowie 
-die  Zinsen,  welche  etwa  bezahlt  worden  sind,  zurückerstatten,  falls  er 
diesen  Betrag  nicht  vorher  im  Besitz  des  Ausstellers  zurückgelassen  hat. 

Wenn  er  es  nicht  thut,  kann  der  Aussteller  die  Zahlung  der  Summe 
nebst  den  Zinsen  und  den  üblichen  Wechselcours  von  dem  Platze,  wo 
die  Zahlung  geleistet  wurde,  auf  den,  wo  die  Rückerstattung  stattfinden 
soll,  verlangen. 

490.  Wenn  der  Inhaber  eines  Kreditbriefes  von  demselben  in  der 
mit  dem  Aussteller  vereinbarten  Zeit  oder,  Mangels  einer  Vereinbarung, 
in  der  Zeit,  welche  das  Handelsgericht  unter  Berücksichtigung  der 
Umstände  als  genügend  erachtet,  keinen  Gebrauch  macht,  so  muss  er, 
sobald  er  dazu  aufgefordert  worden  ist,  ihn  dem  Aussteller  zurückgeben 
oder  für  seinen  Betrag  bärgen,  bis  der  Widerruf  des  Kreditbriefes  dem- 
jenigen gegenüber,  der  ihn  einzulösen  hatte,  festgestellt  ist. 

491.  Die  Streitigkeiten,  welche  bezüglich  des  Sinnes  von  Kredit- 
oder Empfehlungsbriefen  und  bezüglich  der  daraus  folgenden  Verpflichtungen 
entstehen,  sind  immer  durch  sachverständige  Schiedsrichter  zu  entscheiden. 


^)  Die  Worte  »salvo  la  accion  de  reembolso    en  caso  de  pago**  sind  dem 
entsprechenden  Art.  629  des  früheren  H.G.B.  hinzug^efQgt. 

^)  Eingeschaltet  in  den  entsprechenden  Art.  629  des  früheren  H.G.B. 
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Titel  VI. 
Von  den  Vepsichcrnngcn. 

KAPITEL  I. 
Von  den  Versicherungen  im  Allgemeinen. 

492.  Die  Versicherung  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  die  eine 
Partei  sich  verpflichtet,  der  andern  gegen  eine  bestimmte  Prämie  einen 
Verlust  oder  Schaden  oder  die  Entziehung  eines  erhofften  Grewinnes,  die 
sie  durch  ein  ungewisses  Ereigniss  erleiden  könnte,  zu  ersetzen. 

493.  Die  Versicherung  kann  jedes  in  Geld  schätzbare  Interesse, 
und  jede  Art  von  Gefahren,  sofern  nicht  ein  ausdrückliches  gesetzliches 
Verbot  eintritt,  zum  Gegenstand  haben. 

Unter  Anderem  kann  sie  zum  Gegenstand  haben: 

1.  die  Feuersgefahren; 

2.  die  Ernten-Gefahren; 

3.  die  Lebensdauer  einer  oder  mehrerer  Personen; 

4.  die  Seegefahren; 

5.  die  Gefahren  von  Transporten  zu  Lande  und  auf  Flüssen  und 
Binnengewässern. 

494.  Die  Vorschriften  der  folgenden  Artikel  sind  auf  alle  Ver- 
sicherungen, seien  dies  Land-  oder  Seeversicherungen,  anwendbar. 

495.  Der  Versicherungsvertrag  ist  nichtig,  wenn  derjenige,  welcher 
für  sich  versichert  hat,  oder  derjenige,  für  dessen  Rechnung  ein  anderer 
die  Versicherung  bewirkt  hat,  zur  Zeit  der  Versicherung  kein  Interesse 
an  dem  versicherten  Gegenstande  hat,  es  sei  denn,  dass  der  Vertrag 
unter  der  Bedingung  geschlossen  worden  ist,  dass  der  Versicherungs- 
nehmer später  Interesse  an  der  versicherten  Sache  haben  werde. 

496.  Die  Versicherung,  welche  verbotene  Geschäfte  zum  Gegen- 
stand hat,  ist  nichtig.  Die  bezahlten  Beträge  und  die  versicherten 
Kapitalien  werden  konfiszirt,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen. 

497.  Der  Versicherer  haftet  in  keinem  Falle  für  die  Schäden  oder 
die  Beschädigungen,  welche  direkt  durch  eigene  Fehler  oder  durch  die 
Natur  der  versicherten  Gegenstände  verursacht  sind,  falls  nicht  aus- 
drücklich eine  gegentheilige  Abrede  getroffen  ist. 

Ebensowenig  haftet  er  für  die  Schäden  oder  Beschädigungen,  welche 
durch  eine  Handlung  des  Versicherten  oder  derjenigen,  die  ihn  vertraten, 
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yernrsacht  sind.  Sowohl  in  diesem  als  in  dem  vorhergehenden  Falle 
kann  er  die  Pr&mie  verlangen  oder  sie  zurückbehalten ,  wenn  die  Ge- 
fahren zu  laufen  begonnen  haben. 

Der  Versicherer  wird  seiner  Verpflichtung  nicht  enthoben,  wenn 
die  Schäden  oder  Havarien  durch  seine  Kommissionäre  oder  Vertreter 
verursacht  worden  sind. 

498.  Jede,  selbst  in  gutem  Glauben  erfolgte  falsche  Erklärung 
oder  Verschweigung  von,  dem  Versicherten  bekannten  Umständen,  welche 
nach  dem  Urtheile  Sachverständiger,  —  falls  der  Versicherer  von  der 
wahren  Sachlage  unterrichtet  gewesen  wäre,  —  den  Vertrag  verhindert 
oder  dessen  Bedingungen  modilizirt  hätten,  macht  die  Versicherung 
nichtig. 

499.  Es  dürfen  nicht,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des  zweiten  Ver- 
trages, zum  zweiten  Male  für  dieselbe  Zeit  und  gegen  dieselben  Gefahren 
Gegenstände  versichert  werden,  deren  ganzer  Werth  schon  versichert 
worden  ist,  vorbehaltlich  der  in  diesem  Gesetzbuch  vorgesehenen  Fälle  ^). 

Wenn  die  erste  Versicherung  nicht  den  ganzen  Werth  des  Gegen- 
standes begreift,  oder  wenn  sie  mit  Ausnahme  einer  oder  mehrerer  be- 
stimmter Arten  von  Gefahren  stattgefunden  hat,  so  besteht  die  Ver- 
sicherung bezüglich  des  ausgeschlossenen  Theils  oder  der  ausgenommenen 
Gefahren. 

500.  Wenn  mehrere  in  gutem  Glauben  geschlossene  Versicherungs- 
verträge vorliegen,  von  denen  der  erste  den  vollen  Werth  der  Sache 
versichert,  sind  die  folgenden  als  annullirt  anzusehen. 

Wenn  die  Versicherung  nicht  ^)  den  ganzen  Werth  der  Sache  be- 
greift, so  haften  die  folgenden  Versicherer  nur  für  den  Eest  bis  zur  Höhe 
des  Preises  nach  der  Reihenfolge  der  Daten ;  wenn  jedoch  verschiedene 
Versicherungen  über  die  nämliche  Sache  für  dieselbe  Zeit  mittelst  ver- 
schiedener Policen  am  nämlichen  Tag  und  zu  derselben  Stunde  auf  den 
ganzen  Werth  stattgefunden  haben,  so  haften  alle  Versicherer  nach 
Verhältniss. 


^)  Nftmlicb,  wenn  der  Versicherte  duroh  seinen  dem  Versicherer  noti- 
fizirien  Bücktritt  von  den  Verbindlichkeiten  des  ersten  Vertrages  befreit  ist 
(Art  518  K.G3.);  und  femer,  wenn  die  zweite  Versicherang  einen  Ansprach  auf 
Schadloshaltung  nur  insoweit  begründet,  als  die  Entschädigungssumme  durch 
die  erste  Versicherung  nicht  gedeckt  ist,  Art.  521  H.G.B. 

^  Im  Original  ist  das  „no*^  ausgefallen. 

Borchardt,  Air^entinischeB  HandelBgeBetebncli.  8 
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Die  Versicherer,  deren  Verträge  wirkungslos  bleiben,  sind  ver- 
pflichtet, die  empfangene  Prämie  zurückzuerstatten,  können  aber  die 
Hälfte  der  Prämie  als  Entschädigung  zurückbehalten. 

601.  Der  Versicherte  darf  in  dem  im  vorigen  Artikel  vorher- 
gesehenen Falle  eine  frühere  Versicherung  nicht  annulliren,  um  die 
späteren  Versicherer  haftbar  zu  machen. 

Die  von  dem  Versicherten  zu  Gunsten  eines  oder  mehrerer  der 
gesetzmässig  verpflichteten  Versicherer  bewirkte  Entlastung  erzeugt  die 
Wirkung  der  Zahlung  in  Bezug  auf  den  Theil,  welcher  auf  diese  nach 
Verhältniss  entfallen  würde,  und  der  Versicherte  hat  nur  Anspruch 
gegenüber  den  übrigen  Versicherern  auf  den  Theil,  welcher  auf  sie 
entfällt. 

Falls  eine  Nachversicherung  stattflndet,  so  kann  dieselbe  nicht 
geltend  gemacht  werden,  wenn  der  Versicherte  den  Versicherer  entlastet 
hat.  Die  Nachversicherung  ist  eine  Bürgschaft  und  die  Entlastung  ist 
gleichbedeutend  mit  der  Zahlung  Seitens  des  Hauptverpflichteten. 

602.  Wenn  die  Ver^jicherung  den  Werth  des  versicherten  Gegen- 
standes übersteigt^  so  ist  sie  nur  bis  zu  dem  dem  Werthe  entsprechenden 
Betrage  gültig. 

Wenn  nicht  der  ganze  Werth  des  Gegenstandes  versichert  worden 
ist,  so  haftet  der  Versicherer  im  Falle  von  Schäden  nur  im  Verhältniss 
von  dem,  was  versichert  worden  ist,  zu  dem,  was  zu  versichern  unter- 
lassen ist. 

Jedoch  steht  es  den  Parteien  frei,  ausdrücklich  zu  vereinbaren, 
dass  die  Schäden  ohne  Rücksicht  auf  den  grösseren  Werth  des  ver- 
sicherten Gegenstandes,  bis  zu  der  ganzen  Summe  des  versicherten  Be- 
trages ersetzt  werden. 

603.  Der  beim  Abschluss  oder  während  der  Dauer  eines  Ver- 
sicherungsvertrages stattfindende  Verzicht  in  Betreff  der  Bestimmungen 
des  Gesetzes,  mögen  dieselben  gebietende  oder  verbietende  sein,  ist 
nichtig. 

604.  Jede  Police  oder  jeder  Versicherungsvertrag,  mit  Ausnahme 
der  Lebensversicherungsverträge,  muss  enthalten: 

1.  das  Datum  des  Tages,  an  welchem  der  Vertrag  abgeschlossen  ist: 

2.  den  Namen  desjenigen,  welcher  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  versichern  lässt; 

3.  eine  genügend  deutliche  Bezeichnung  des  versicherten  Gegen- 
standes und  des  genauen  Werthes,  welchen  er  hat,  oder  der 
ihm  zuertheilt  wird; 
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4.  die  Summe,  für  welche  versichert  wird; 

5.  die  Gefahren,  welche  der  Versicherer  übernimmt; 

6.  die  Zeit,  innerhalb  welcher  für  den  Versicherer  die  Gefahren 
zu  laufen  beginnen  oder  aufhören  sollen; 

7.  die  Versicherungsprämie; 

8.  im  Allgemeinen  alle  Umstände,  deren  Kenntniss  von  wirk- 
lichem Interesse  für  den  Versicherer  sein  könnte,  sowie  alle 
übrigen   von   den  Parteien   getroffenen   Bestimmungen. 

Die  Police  muss  von  dem  Versicherer  unterzeichnet  sein. 
Bei  allen  Versicherungen,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen,  haben 
die  Kontrahenten  das  Eecht,  bezüglich  der  genauen  Zeit,  zu  welcher  die 
Gefahren  beginnen  und  endigen  sollen,  alle  Abreden  und  Bedingungen, 
welche  sie  für  angemessen  halten,  festzusetzen  und  in  die  Police  auf- 
zunehmen. 

606.  Der  Versicherungsvertrag  wird  durch  einfachen  Konsens 
perfekt^),  und  die  gegenseitigen  Eechte  und  Pflichten  des  Versicherers 
und  des  Versicherten  beginnen,  sobald  der  Vertrag  geschlossen  ist, 
sogar  vor  der  Unterzeichnung  der  Police. 

Der  Vertrag  bedingt  die  Verpflichtung  für  den  Versicherer,  die 
Police  zur  verabredeten  Zeit  zu  unterschreiben  und  dem  Versicherten 
auszuhändigen. 

506.  Der  Versicherungsvertrag  kann  nur  durch  Schriftstücke  be- 
wiesen werden;  jedoch  sind  auch  alle  übrigen  Beweismittel  zulässig, 
wenn  nur  der  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  vorliegt. 

Wenn  über  die  besonderen  Klauseln  und  Bedingungen  des  Ver- 
trages vor  Aushändigung  der  Police  Zweifel  entstehen,  so  können  die 
Thatsachen  durch  alle  in  Handelssachen  zulässigen  Beweismittel  dar- 
gethan  werden.  Jedoch  können  die  Dinge,  von  welchen  das  Gesetz  eine 
ausdrückliche  Erwähnung  in  der  Police  gewisser  Versicherungen  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  verlangt,  nur  durch  schriftliche  Beweismittel  dar- 
gethan  werden. 

607,  Wenn  die  Versicherung  direkt  zwischen  dem  Versicherer 
und  dem  Versicherten  oder  dessen  Mandatar  abgeschlossen  ist,  so  muss 
die  von  dem  Versicherer  dem  Versicherten  oder  seinem  Vertreter  vor- 
gelegte Police  binnen  24  Stunden  unterzeichnet  und  ausgehändigt 
werden. 


^)  Hierin  abweichend  vom  alten  und  neuon  Portugiesischen,   sowie 
vom  alten  und  neuen  Spanischen  Recht. 

8* 
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508.  Wenn  der  Vertrag  durch  Vermittelung  eines  Handelsmäklers 
zum  Abschlass  gekommen  ist,  mnss  die  unterzeichnete  Police  binnen 
6  Tagen,  vom  Vertragsabschluss  an  gerechnet,  ausgehändigt  werden. 

509.  Falls  der  Versicherer  oder  der  Handelsm&kler  die  in  den 
beiden  vorhergehenden  Artikel  festgesetzten  Bestimmungen  nicht  befolgt, 
hat  er  dem  Versicherten  für  alle  Schäden  und  Nachtheile,  die  sich 
daraus  ergeben  könnten,  zu  haften. 

510.  Wenn  derjenige,  welcher  beauftragt  ist,  eine  bestimmte  Sache 
versichern  zu  lassen,  diese  für  seine  eigene  Rechnung  versichert,  so  wird 
angenommen,  dass  er  die  in  dem  Auftrage  angegebenen  Bedingungen 
annimmt,  und  in  Ermangelung  einer  solchen  Angabe,  dass  er  die  Sache 
versicheit,  unter  den  Bedingungen  des  Ortes,  wo  er  den  Auftrag  aus- 
geführt haben  musste  und,  wenn  der  Ort  nicht  bezeichnet  worden  ist, 
unter  denen  seines  Wohnortes  oder  der  nächst  gelegenen  Börse. 

611.  Wechselt  die  versicherte  Sache  während  der  Dauer  des 
Vertrages  ihren  Eigenthümer,  so  geht,  selbst  wenn  keine  Cession  oder 
Uebergabe  der  Police  stattgefunden  hat,  die  Versicherung  auf  den  neuen 
Eigenthümer  bezüglich  der  Schäden  über,  welche  vorgekonmien  sind, 
seitdem  die  Sache  für  Rechnung  des  neuen  Eigenthümers  läuft,  es  sei 
denn,  dass  zwischen  dem  Versicherer  und  dem  ursprünglichen  Ver- 
sicherten etwas  anderes  ausdrücklich  verabredet  worden  ist. 

Wenn  der  neue  Eigenthümer  sich  weigert,  die  Versicherung  zur 
Zeit  der  Eigenthumsübertragung  anzunehmen,  so  läuft  die  Versicherung 
zu  Gunsten  des  früheren  Eigenthümers  weiter,  und  zwar  für  den  Theil, 
welchen  er  an  der  versicherten  Sache  behalten  hat,  oder  für  den  An- 
spruch, welcher  ihm  für  den  Fall  zusteht,  dass  die  Zahlung  des  Erwerbs- 
Preises  nicht  stattfindet. 

612.  Wenn  Jemand  eine  Sache  für  Rechnung  eines  Dritten  ver- 
sichern lässt,  so  muss  in  der  Police  festgestellt  werden,  ob  die  Ver- 
sicherung auf  Grund  eines  Aufti-ages  oder  ohne  Wissen  des  Ver- 
sicherten stattfindet. 

In  diesem  zweiten  Falle  ist  der  Vertrag  nichtig,  selbst  nach 
dessen  (Genehmigung  Seitens  des  Dritten,  wenn  derjenige,  welcher  die 
Versicherung  besorgt  hat,  nicht  die  Prämie  gezahlt  oder  sich  nicht  per- 
sönlich verpflichtet  hat,  sie  zu  zahlen. 

513.  Von  demjenigen,  welcher  eine  Versicherung  abschliesst,  wii'd 
angenommen,  dass  er  für  sich  gehandelt  hat,  falls  in  der  Police  nicht 
ausgedrückt  ist,  dass  er  es  für  Rechnung  eines  Dritten  gethan  hat. 
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514.  Die  Yersicherang  von  Sachen,  welche  zur  Zeit  des  Vertrages 
schon  von  der  Gefahr,  mn  deren  Gewährleistung  es  sich  handelte,  frei 
waren,  oder  von  Sachen,  deren  Verlnst  oder  Beschädigung  schon  ein- 
getreten war,  ist  nichtig,  sobald  die  Vermnthnng  vorliegt,  dass  der 
Versicherer  von  dem  Aufhören  der  Gefahr  oder  der  Versicherte  von 
deni^  Vorbandensein  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  der  ver- 
sicherten Gegenstände  Eenntniss  hatte. 

515.  Die  Vermuthung,  dass  diese  Kenntniss  vorhanden  gewesen 
ist,  liegt  vor,  wenn  der  Richter  nach  den  Umständen  erklärt,  dass  seit 
dem  Aufhören  der  Gefahr  oder  seit  dem  Eintritt  der  Beschädigung  eine 
Zeit  verstrichen  ist,  welche  genügt,  dass  die  betreifende  Nachricht  zur 
Kenntniss  des  Versicherers  oder  des  Versicherten  gelangen  konnte.  Im 
Falle  des  Zweifels  kann  das  Gericht  anordnen,  dass  der  Versicherer, 
der  Versicherte  oder  ihre  betreffenden  Mandatare  einen  Eid  leisten,  dass 
sie  von  dem  Aufhören  der  Gefahr  oder  von  dem  Eintritt  der  Be- 
schädigung oder  des  Verlustes  nichts  gewusst  haben.  Der  einer  Partei 
2Ugeschobene  Eid  muss  immer  durch  das  Gericht  angeordnet  werden. 

516.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Vermuthung  greift 
nicht  Platz,  wenn  in  der  Police  ausgedrückt  ist,  dass  die  Versicherung 
auf  gute  oder  schlechte  Nachrichten  hin  abgeschlossen  worden  ist. 

In  solchem  Falle  kann  die  Versicherung  nur  annuUirt  werden, 
wenn  ein  hinreichender  Beweis  dafür  vorliegt,  dass  der  Versicherte  oder 
sein  Mandatar  von  dem  Schaden  oder  Verluste,  oder  der  Versicherer 
von  dem  Aufhören  der  Gefahren  vor  der  Vollziehung  des  Vertrages 
Eenntniss  gehabt  hatten. 

517.  Der  Versicherer  kann  zu  jeder  Zeit  die  Gegenstände,  welche 
er  versichert  hat,  von  anderen  versichern  lassen. 

Die  Prämie  der  Rückversicherung  kann  geriuger,  gleich  oder 
grösser,  als  die  Versicherungsprämie  sein. 

Die  Bedingungen,  Klauseln  oder  Gefahren  können  dieselben  oder 
andere  sein. 

518.  Wenn  der  Versicherte  durch  einen  dem  Versicherer  mit- 
getheilten  Verzicht  letzteren  von  jeder  späteren  Verpflichtung  entbunden 
hat,  kann  er  seine  Sache  oder  sein  Interesse  von  neuem  versichern 
lasseu,  und  zwar  für  dieselbe  Zeit  und  gegen  dieselben  Gefahren. 

In  solchem  Falle  muss  in  der  neuen  Police,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit,  die  vorhergehende  Versicherung,  sowie  sein  Verzicht  und 
die  dem  Versicherer  davon  gemachte  Mittheilung  erwähnt  werden. 
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619.  Wenn  der  Werth  der  versicherten  Gegenstände  ihrer  Natur 
nach  nicht  festgesetzt  werden  konnte,  so  wird  angenommen,  dass  die 
Kontrahenten  auf  den  Preis  Bezug  genommen  haben,  den  die  Gegen- 
stände zur  Zeit  des  Unglücksfalles  haben  mögen;  derselbe  kann  durch 
alle  Beweismittel  dargethan  werden. 

620.  Sobald  bewiesen  wird,  dass  der  Versicherte  bei  der  Werth- 
bestimmung  der  Waaren  in  arglistiger  oder  betrügerischer  Absicht  ver- 
fahren ist,  so  hat  der  ßichter  ihn  zu  verurtheilen,  dem  Versicherer  das 
Doppelte  der  vereinbarten  Prämie  zu  zahlen,  wobei  vorbehalten  bleibt,, 
dass  der  deklarirte  Werth  auf  den  wirklichen  Werth  der  versicherten 
Sache  reduzirt  wird. 

631.  Es  ist  gestattet,  eine  schon  für  ihren  ganzen  Werth  ver- 
sicherte Sache  von  neuem  zu  versichern,  und  zwar  ganz  oder  zum  Theil, 
sofern  ausdrücklich  bedungen  wird,  dass  Bechte  gegen  die  Versicherer 
nur  insoweit  geltiend  gemacht  werden  können,  als  aus  der  ersten  Ver- 
sicherung eine  Entschädigung  nicht  zu  erlangen  ist. 

Im  Falle  einer  solchen  Abrede  müssen  die  vorhergehenden  Ver- 
träge bei  Strafe  der  Nichtigkeit  deutlich  bezeichnet  sein,  und  es  ist  als- 
dann die  Bestimmung  des  Art.  500  anwendbar.  j 

622.  Wenn  der  Versicherungsvertrag  im  Ganzen  oder  theil- 
weise  nichtig  ist,  und  der  Versicherte  in  gutem  Glauben  gehandelt 
hat,  so  muss  der  Versicherer  die  Prämie  oder  den  etwa  empfangenen 
Theil  derselben  bis  zur  Höhe  der  Summe,  welche  den  nicht  bestandenen 
Gefahren  entspricht,  zurückerstatten. 

In  gleicher  Weise  kann  die  Prämie  zurückgefordert  werden,  wenn 

i 

die  versicherte  Sache  zwar  nach  der  Vollziehung   des   Vertrages,    aber  \ 

vor  dem  Momente  untergegangen  ist,  von  welchem  an  die  Gefahren  für 
Rechnung  des  Versicherers  zu  laufen  anfingen. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Versicherte  Entschädigung  für  den  , 

Schaden  oder  Verlust  erhält,  hat  er  die  Prämie  ganz  zu  bezahlen. 

623.  Wenn  der  Vertrag  wegen  Arglist,  Betruges  oder  bösen 
Glaubens  des  Versicherten  annullirt  wird,  gewinnt  der  Vei'sicherer  die 
volle  Prämie,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Klage,  zu  welcher  Ver- 
anlassung vorliegen  könnte. 

624.  Abgesehen  von  den  besonderen  Vorschriften,  welche  für  be- 
stimmte Versicherungen  gelten,  hat  der  Versicherte  seinerseits  die  grösst- 
mögliche  Sorgfalt  darauf  zu  verwenden,  dass  Schäden  verhütet  oder 
vermindert  werden,  und  er  ist  verpflichtet,  dieselben,   sobald   sie   vorge- 
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kommen  sind,  dem  Versicherer  mitzatheilen,  bei  Strafe,  die  etwaigen 
Schäden  und  Nachtheile  tragen  zu  miisseD. 

Die  von  dem  Versicherten  zur  Verhütung  oder  Verminderung  der 
Schäden  gemachten  Ausgaben  fallen  dem  Versicherer  zur  liast,  auch 
wenn  sie,  nebst  dem  stattgehabten  Schaden,  den  Betrag  der  versicherten 
Summen  überschreiten,  oder  sich  die  getroffenen  Massregeln  als  unge- 
eignet erwiesen  haben. 

'  526.  Die  Versicherer,  welche  den  der  versicherten  Sache  zuge- 
stossenen  Schaden  oder  Verlust  bezahlt  haben,  treten  in  die  Rechte  der 
Versicherten  eiu,  um  von  den  lYachtführeni  oder  andern  dritten  Per- 
sonen ihrerseits  die  den  Waaren  zugestossenen  Schäden  ersetzt  zu  ver- 
langen; der  Versicherte  haftet  persönlich  für  jede  Handlung,  welche 
die  Rechte  der  Versicherer  jenen  dritten  Personen  gegenüber  schädigen 
könnte. 

626.  Wenn  der  Versicherer  bei  schwebendem  Risiko  der  ver- 
sicherten Sachen  fallit  erklärt  wird,  kann  der  Versicherte  die  Auf- 
liebung  des  Vertrages  oder  eine  geuägende  Sicherheit  dafür  verlangen, 
dass  die  Verpflichtungen  des  Versicherers  im  Falliment  voll  erfüllt 
werden. 

Der  Versicherer  hat  dasselbe  Recht  dem  Versicherten  gegenüber, 
wenn  er  die  Versicherungsprämie  nicht  empfangen  hat. 

Falls  ausreichende  Sicherheit  im  Falliment  nicht  geleistet  wird, 
kann  der  Versicherte  die  unentgeltliche  Cession  der  Rechte  verlangen, 
welche  aus  irgend  einer  etwa  stattgefundenen  Rückvei-sicherung  sich  er- 
geben mögen. 

627.  Die  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  werden 
durch  ihre  Statuten  und  Reglements  und,  falls  diese  nicht  genügen, 
durch  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  geregelt. 

Auf  sie  ist  besonders  das  im  letzten  Alinea  des  Art.  536  ent- 
haltene Verbot  anwendbar. 

628.  Die  ausländischen  Versicherungsgesellschaften  dürfen  ohne 
Ermächtigung  der  zuständigen  Exekutivgewalt  keine  Agenten  in  der 
Republik  anstellen.  Wenn  sie  es  dennoch  thun,  so  sind  die  Agenten 
persönlich  ebenso  haftbar,  wie  im  Falle  einer  Uebertretung  der  Statuten 
ihrer  Gesellschaft. 
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KAPITEL  II. 
Von  den  verschiedenen  Arten  der  Landversicherungen. 

Abschnitt  I. 
Von  den  Versicherungen  gegen  Fenersgefahr. 

529.  Die  Policen  von  Versicherungen  gegen  Feuersgefahr  müssen, 
ausser  den  im  Art.  504  vorgeschriebenen  Angaben  enthalten: 

1.  den  Ort,  wo  die  Gebäude,  welche  versichert  werden,  liegen, 
mit  Bezeichnung  ihrer  Abgrenzung; 

2.  die  Bestimmung  oder  Benutzung  dieser  Gebäude; 

3.  die  Bestimmung  oder  Benutzung  der  angrenzenden  Gebäude, 
insoweit  diese  Umstände  auf  den  Vertrag  von  Einfluss  sein 
können ; 

4.  die  Lage  mit  Bezeichnung  der  Abgrenzung  und  der  Benutzung 
oder  Bestimmung  derjenigen  Gebäude,  wo  die  beweglichen 
Vermögensobjekte ,  die  Gegenstand  der  Versicherung  sein 
sollen,  untergebracht  oder  gelagert  sind. 

530.  Die  Versicherung  gegen  Feuersgefahr  muss  für  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Monaten  oder  Jahren  abgeschlossen  werden,  sei  es 
für  eine  monatliche  oder  jährliche  Prämie. 

Die  Prämie  muss  am  Anfange  eines  jeden  Monats  oder  Jahres 
bezahlt  werden. 

Wenn  die  Versicherung  hinfällig  wird,  so  wird  für  die  Monate 
und  Jahre,  welche  nicht  zu  laufen  angefangen  haben,  nichts  geschuldet; 
auch  kann  der  bezahlte  Betrag  nicht  zurückgefordert  werden. 

631.  Wenn  mit  Einwilligung  der  Parteien  die  Prämien  künftiger 
Monate  oder  Jahre  discontirt  worden  sind,  so  hebt  diese  Discontirung 
die  jährliche  Eintheilung  der  Prämienzahlung  auf,  und  es  muss  ange- 
nommen werden,  dass  die  Parteien  eine  einmalige  Versicherung  gegen 
eine  einzige  Prämie  und  für  eine  bestimmte  Anzahl  Jahre  substitnirt 
haben. 

632.  Wenn  die  Prämie  nicht  am  Anfange  eines  jeden  Jahres  be- 
zahlt wird,  so  hören  die  Gefahren  auf,  zu  Lasten  des  Versicherers 
zu  laufen. 

Wenn  der  Versicherte  später  die  Zahlung,  mit  welcher  er  säumig 
gewesen  ist,    anbietet,    so   hat   der  Versicherer  die  Wahl  zwischen  der 
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Fortsetzung  der  Versichenmg  oder  ihrer  Aufhebongy  und  zwar  von  dem 
Tage  ab,   an   welchem   die  Prämie  hätte  bezahlt  werden  müssen. 

533.  Auch  wenn  der  Versicherer  gerichtliche  oder  aussergericht- 
liche  Schritte  thut,  um  die  Zahlung  der  Prämie  zu  erlangen,  so  laufen 
deswegen  doch  nicht  die  Gefahren  für  seine  Eechnung,  so  lange  die 
Prämie  nicht  gezahlt  ist. 

534.  Bei  den  Versicherungen  von  Grundstücken  ist  die  Abschätzung 
des  Schadens  dadurch  zu  bewirken,  dass  der  Werth,  welchen  die  ver- 
sicherte Sache  vor  dem  Brande  gehabt,  mit  denyenigen^  den  sie  un- 
mittelbar nach  demselben  hat,  verglichen  wird. 

536.  "Wenn  verabredet  ist,  dass  der  Versicherte  ^)  verpflichtet  sein 
soll,  das  abgebrannte  Gebäude  bis  zu  der  dem  versicherten  Betrage 
entsprechenden  Summe  wieder  aufzubauen  oder  wieder  herzustellen,  so 
hat  der  Versicherer  das  Becht,  zu  verlangen,  dass  die  Summe,  welche 
er  zahlen  muss,  auch  wirklich  innerhalb  einer  vom  Gericht  bestinunten 
Zeit  für  diesen  Zweck  verwendet  werde,  und  das  Gericht  kann  auf 
Antrag  des  Versicherers  anordnen,  dass  hierfür,  wenn  es  für  nöthig 
gehalten  wird,  Sicherheit  geleistet  werde. 

536.  Die  Gegenstände  können  für  ihren  ganzen  Werth  versichert 
werden. 

Wenn  die  Wiedererbauung  oder  Wiederherstellung  vereinbart 
worden  ist,  so  ist  festzusetzen,  dass  die  nothwendigen  Kosten  für 
Eechnung  des  Versicherers  gehen. 

Liegt  eine  solche  Abrede  vor,  so  darf  die  Versicherung  in  keinem 
Fall  mehr  als  drei  Viertel  der  Kosten  betragen.  Wenn  sie  höher 
ist,  so  ist  sie  bezüglich  des  Ueberschusses  nichtig,  und  begründet  gegen 
den  Versicherten  die  Vermuthung  eines  Betruges. 

637.  Die  aus  der  Versicherung  hervorgehende  Verpflichtung  er- 
lischt, sobald  einem  versicherten  Gebäude  eine  andere  Bestimmung  ge- 
geben wird,  welche  dieses  der  Feuersgefahr  mehr  aussetzt,  so  dass  der 
Versicherer  es  entweder  gar  nicht  oder  doch  unter  anderen  Bedingungen 
versichert  haben  würde,  wenn  das  Gebäude  vor  dem  Vertrage  diese 
Bestimmung  gehabt  hätte. 

538.  Dieselbe  Vorschrift  ist  für  den  Fall  anwendbar,  dass  die 
versicherten  Gegenstände  nach  einem  andern,  als  dem  in  der  Police  an- 
gegebenen Orte  der  Hinterlegung  gebracht   worden   sind.    Wenn  nicht 

^)  Im  Original  allerdings  »asegurador**. 
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alle  Gegenstände  fortgeschaflEt  worden  sind,  so  wird  die  Prämie  im  Ver- 
hältniss  restitairt. 

539.  Wenn  die  yersi<ihei*te  Sache  in  das  Eigenthum  eines  Anderen 
übergeht,  so  hat  der  Versicherer  das  Recht,  den  Vertrag  aufisoheben^ 
sofern  nicht. etwas  Anderes  vereinbart  worden  ist^). 

Der  Versicherer  mnss  von  dem  Recht,  den  Vertrag  anfzuheben, 
binnen  dreissig  Tagen,  seit  er  von  dem  Wechsel  des  Eigenthmners 
Kenntniss  erhalten  hat,  Grebranch  machen^). 

540.  Falls  bewegliche  Sachen  oder  Waaren  in  einem  Hause,  Lager 
oder  in  einer  anderen  Niederlage  versichert  worden  sind,  kann  das 
Gericht  beim  Mangel  oder  bei  Unzulänglichkeit  des  Beweises,  welcher 
im  Art.  520  gefordert  worden  ist,  dem  Versicherten  den  Eid  auferlegen. 

541.  Alle  aus  der  Feuersbrunst  herrührenden  Schäden,  welches 
auch  die  Ursache  sein  mag,  die  sie  herbeigeführt  hat,  fallen  dem  Ver- 
sicherer zur  Last,  es  sei  denn,  dass  er  beweist,  dass  das  Feuer  durch 
ein  grobes  Verschulden  von  Seiten  des  Versicherten  selbst  ent- 
standen ist. 

542.  Der  Schaden,  welcher  als  eine  Folge  der  Feuersbrunst  an- 
zusehen ist,  wird  dem  direkt  durch  das  Feuer  verursachten  gleich  erachtet^ 
auch  wenn  derselbe  von  der  Feuersbrunst  anstossender  Gebäude  her- 
rühren sollte,  wie  z.  B.  die  Verschlechterungen,  welche  die  versicherte 
Sache  durch  das  Wasser  oder  durch  ein  anderes  zum  Hemmen  des 
Feuers  angewendetes  Mittel  erleiden  mag,  ferner  der  Verlust  durch 
Raub  oder  auf  andere  Weise,  während  das  Feuer  gelöscht  wurde  oder 
die  Verwirrung  andauerte,  sowie  der  Schaden,  der  durch  die  auf  höheren 
Befehl  erfolgte  gänzliche  oder  theüweise  Zerstörung  der  versicherten 
Sache  veranlasst  worden  ist,  um  das  Fortschreiten  des  Feuers  zu  ver- 
hindern. 

543.  Den  durch  die  Feuersbrunst  verursachten  Schäden  ist  auch 
derjenige  gleich  zu  achten,  der  aus  einer  Explosion  von  Pulver  oder 
einer  Dampfmaschine,  aus  einem  Erdbeben,  einem  Blitzschlag  u  s.  w. 
herrührt,  auch  wenn  dadurch  eine  Feuersbrunst  nicht  veranlasst  ist. 

^)  Uebereinstimmend  mit  dem  Italienischen  Recht,  Art. 439  H.O.B.  (cf 
H.  d.  £.  Bd.  III  S.  260),  dagegen  abweichend  vom  neuen  Portugiesischen 
Becht,  nach  welchem  die  Versicherung  beim  Wechsel  des  Eigenthümers  fort- 
besteht, wenn  nicht  das  Gegentheil  verabredet  ist,  Art.  431  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Nachtrag  I  S.  120.) 

^)  Diese  Bestimmung  ist  neu. 
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Abschnitt  II. 

Von  den  Versicherungen  gegen  die  Gefahren,  denen  die  Er- 
zeugnisse der  Landwirthschaft  unterworfen  sind^). 

544.  Die  Police  muss,  unabhängig  von  den  im  Art.  504  vor- 
geschriebenen Angaben  enthalten: 

1.  die  Lage  und  die  Grenzzeichen  derjenigen  Ländereien,  deren 
Erzeugnisse  versichert  werden; 

2.  die  Art  der  Saaten  oder  Pflanzungen. 

546.  Die  Versicherung  kann  auf  ein  Jahr  oder  mehrere  Jahre  ab- 
geschlossen werden.  Wenn  keine  Zeit  angegeben  ist,  so  wird  sie  als  auf 
ein  Jahr  eingegangen  angesehen. 

546.  Um  den  Schaden  abzuschätzen,  ist  der  Werth  zu  berechnen, 
den  die  Früchte  zur  Zeit  der  Ernte  g-ehabt  haben  würden,  falls  kein 
Unfall  stattgefunden,  sowie  der  Gebrauch,  zu  dem  sie  verwendet  werden 
konnten,  und  der  Werth,  welchen  sie  nach  erlittenem  Schaden  haben. 
Der  Versicherer  hat  den  Unterschied  als  Entschädigung  zu  zahlen. 

547.  Der  Betrag  der  Versicherung  dient  der  Entschädigung  als 
Grundlage. 

Wenn  jedoch  der  Ertrag  in  Folge  von  Ereignissen,  die  ausserhalb 
des  Versicherungsgrundes  liegen,  an  Werth  verloren  hat,  so  ist  die 
Berechnung  der  Entschädigung  zu  bewirken,  indem  der  Preis  der  Ver- 
sicherung verhältnissmässig  vermindert  wird. 

548.  Weder  bei  dieser  Art  von  Versicherungen  noch  bei  den- 
jenigen gegen  Feuersgetahr  ist  der  Abandon  zulässig. 

Abschnitt  III. 
Von  den  Lebensversicherungen. 

549.  Das  Leben  einer  Person  kann  zu  Gunsten  irgend  eines 
Interessenten  für  eine  Zeit  versichert  werden,  welche  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  der  Versicherung  im  Vertrage  bestimmt  sein  muss. 

560.  Der  Interessent  kann  selbst  ohne  Einwilligung  oder  Kenntniss 
der  Person,  deren  Leben  versichert  wird,  die  Versicherung  eingehen. 
Jedoch  muss  derjenige,  welcher  die  Versicherung  abschliesst,  Interesse 
an  der  Lebensdauer  der  versicherten  Person,  wenigstens  im  Zeitpunkte 
des  Vertragsabschlusses  haben. 


^)  Die  Viehversicherung  ist  hier  nicht  behandelt. 
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551.  Die  Police  hat  za  enthalten: 

1.  den  Tag  des  Abschlusses  des  Vertrages; 

2.  den  Namen  des  Versicherten; 

3.  den  Namen  der  Person,  deren  Leben  versichert  wird; 

4.  die  Zeit,  zu  welcher  das  Bisiko  für  den  Versicherer  anfangen 
und  aufhören  soll; 

5.  die  Summe,  auf  welche  versichert  wird; 

6.  die  Versicherungsprämie  oder  die  Versicherungsvergütung. 

552.  Die  Abschätzung  der  Summe  und  die  Bestimmung  der  Ver- 
sicherungsbedingungen  sind  dem  Ermessen  der  Parteien  überlassen. 

553.  Wenn  derjenige,  dessen  Leben  versichert  wird,  schon  zur 
Zeit  des  Vertragsabschlusses  gestorben  ist,  so  ist  der  Vertrag  nichtig, 
selbst  wenn  der  Tod  nicht  zur  Kenntniss  des  Versicherten  hat  gelangen 
können,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ausdrucklich  verabredet 
worden  ist. 

554.  Die  Versicherung  ist  ebenfalls  nichtig,  wenn  derjenige, 
welcher  sein  Leben  hat  versichern  lassen,  sich  selbst  tödtet,  wenn  er 
mit  der  Todesstrafe  belegt  ist,  oder  sein  Leben  im  Zweikampfe  oder  in 
einem  andern  strafbaren  Unternehmen  verliert. 

555.  Die  Versicherung  ist  ebenfalls  nichtig,  wenn  derjenige, 
welcher  den  Versicherungsbetrag  beansprucht,  der  Urheber  des  Todes 
der  versicherten  Person  oder  der  daran  Mitschuldige  ist. 

556.  Die  Aenderung  des  Wohnsitzes,  der  Beschäftigung,  des 
Standes  und  der  Lebensweise  auf  Seiten  des  Versicherten  begründet 
nicht  die  Aufhebung  der  Wirkungen  der  Versicherung,  ausgenommen 
wenn  die  Aenderung  solcher  Art  ist,  dass  der  Versicherer  den  Vertrag 
überhaupt  nicht  oder  nicht  unter  den  nämlichen  Bedingungen  geschlossen 
hätte,  wenn  die  neue  Sachlage  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  wäre*). 

557.  Wenn  die  Person,  deren  Leben  versichert  wurde,  abwesend 
ist  unter  Umständen,  welche  die  Präsumtion  ihres  Todes  begründen,  so 
macht  dies  den  versicherten  Betrag  nicht  einziehbar,  es  sei  denn,  dass 
die  Interessenten  etwas  Anderes  vereinbart  haben. 

Wenn  jedoch  die  vermuthlichen  Erben  des  unter  Präsumtion  des 
Todes  Abwesenden  in  den  definitiven  Besitz  (des  Vermögens  desselben) 
gelangen,    so   können    sie  die  Zahlung  der  versicherten  Summen  gegen 


^)  entspricht   wesentlich    dem   Art.    459    des    neuen    Portugiesischen 
HG.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  127). 
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die  Sicherheitsleistung  dafür,  dass  sie  sie,  falls  der  Abwesende  erscheinen 
würde,  restitoiren  wärden,  fordern,  sofern  die  Mitwirkung  des  Versicherers 
Zwecks  Erkläruog  der  Präsumtion  des  Todes  und  Zwecks  Verfügung  be- 
treifend den  definitiven  Besitz  unter  gehöriger  Citation  nachgesucht 
worden  ist. 

Titel  VII. 
Vom  Darlehn  und  von  den  Erträgen  oder  Ziuseo. 

558.  Das  Darlehn  oder  die  Darleihe  ist  den  Handelsgesetzen 
unterworfen,  wenn  die  dargeliehene  Sache  als  Handelswaare  oder  als 
zum  Handelsgebrauche  bestimmt  angesehen  werden  kann,  und  der  Ver- 
trag zwischen  Kaufleuten  stattfindet,  oder  wenn  mindestens  der 
Schuldner  diese  Eigenschaft  besitzt. 

569,  Wenn  über  die  Zeit  und  den  Ort  der  Rückgabe  Nichts  ver- 
einbart worden  ist,  so  muss  dieselbe,  sobald  es  der  Darlehnsgeber  ver- 
langt, nach  Ablauf  von  10  Tagen  nach  dem  Vertragsabschlüsse  und  am 
Wohnorte  des  Schuldners  erfolgen. 

560.  In  den  Fällen,  in  welchen  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  den 
Zinsenlauf  zulässt,  oder  wenn  diese  Zinsen  im  Vertrage  nicht  bedungen 
sind,  bat  die  Verzögerung  in  der  Erfüllung  der  Verpflichtung  die 
Folge,  dass  die  Zinsen  vom  Tage  der  Klage  an  laufen,  auch  wenn 
letztere  den  Betrag  der  Forderung  überschritten  hat,  sowie  auch  wenn 
der  Gläubiger  einen  Verlust  oder  Nachteil  nicht  nachweisen  kann,  und 
der  Vei-pflichtete  in  gutem  Glauben  annimmt,  nicht  Schuldner  zu  sein. 

561.  Bei  den  illiquiden  Schulden  laufen  die  Zinsen  vom  Tage  der 
gerichtlichen  Mahnung  für  die  Summe  der  Forderung,  welche  sich  bei 
der  Liquidirung  ergiebt. 

562.  Bestehen  die  Darlehne  in  Naturalgegenständen  (Waaren),  so 
ist  deren  Werth  zur  Berechnung  der  Zinsen  nach  den  Preisen  abzu- 
schätzen, welche  die  geliehenen  Waaren  am  Tage  der  Fälligkeit  der 
Obligation  am  Orte,  wo  die  Rückgabe  erfolgen  soll,  haben. 

563.  Die  Zinsen  der  Darlehne  unter  Kaufleuten  sind  inuner  in 
Geld  festzusetzen,  selbst  wenn  das  Darlehn  in  Handels-Gütem  oder 
-Waaren  besteht 

Die  Zinsen  sind  in  der  nämlichen  Münzsorte  wie  diejenige  des 
Kapitals  oder  der  Hauptsumme,  zu  zahlen. 

564.  Die  Verzugszinsen  müssen  nach  dem  Werthe  der  geliehenen 
Sache    zur   Zeit  und   an   dem   Orte  der   Rückgabe   berechnet  werden» 
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Wenn  die  Zeit  und  der  Ort  nicht  bestimmt  sind,  muss  die  ZaMong 
nach  dem  zu  der  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Darlehnshingabe  geltenden 
Preise  geleistet  werden. 

565.  Ist  eine  Zinsenabrede  ohne  Angabe  der  Summe,  bis  zu 
welcher  die  Zinsen  sich  zu  erheben  haben,  oder  der  Zeit,  von  der  ab  sie 
zu  laufen  anfangen  sollen,  getroffen,  so  wird  vermuthet,  dass  sich  die 
Parteien  dem  Zinsfuss,  welchen  die  öffentlichen  Banken  zahlen,  unter- 
worfen haben,  und  zwar  nur  für  die  Zeit,  welche  nach  dem  Verzuge 
noch  verstreicht. 

So  oft  im  Gesetz  oder  im  Vertrage  von  Platzzinsen  oder  laufenden 
Zinsen  die  Eede  ist,  werden  darunter  diejenigen  verstanden,  welche  die 
Nationa]-Bank  zahlt 

566.  Der  Schuldner,  der  aus  freien  Stücken  nicht  verabredete 
Zinsen  gezahlt  hat,  kann  dieselben  weder  zurückfordern,  noch  auf  das 
Kapital  anrechnen. 

567.  Die  über  später  fällige  Zinsen  ohne  Bedingung  noch  Vor- 
behalt gegebene  Quittung  begründet  die  Vermuthung,  dass  die  früheren 
Zinsen  gezahlt  sind. 

568.  Der  Vertrag,  der  über  Zahlung  von  Zinsen  während  der  vorher 
festgesetzten  Frist,  während  welcher  der  Schuldner  die  dargeliehene  Sache 
gebrauchen  soll,  geschlossen  wird,  wird  nach  Ablauf  der  Frist  als  auf 
diejenige  Zeit  verlängert  angesehen,  um  welche  sich  die  Rückerstattung 
des  Kapitals  verzögert,  falls  keine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist. 

569.  Die  fälligen  Zinsen  können  wiederum  Zinsen  infolge  gericht- 
licher Klage  oder  auf  Grund  besonderer  Abrede  erzeugen.  Im  Falle 
der  Klage  ist  es  nothwendig,  dass  die  Zinsen  mindestens  für  ein  Jahr 
geschuldet  werden. 

Gleicherweise  tragen  Zinsen  die  liquiden  Saldos  der  am  Ende  jeden 
Jahres  erledigten  Geschäfte. 

570.  Nachdem  die  gerichtliche  Klage  wegen  des  Kapitals  nebst 
Zinsen  angestellt  ist,  dürfen  die  fällig  werdenden  Zinsen  nicht  zum 
Kapital  geschlagen  werden,  um  dadurch  eine  Vermehrung  des  zinstragenden 
Kapitals  herbeizuführen. 

571.  Die  Verfügungen  dieses  Titels  sind  zu  beachten,  unbeschadet 
dessen,  was  speziell  für  das  Kontokorrent  bestimmt  ist. 
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Titel  Vm. 
Von  der  Hinterle^ng  (Depositum)  ^), 

573.  Nur  diejenige  Hinterlegung  wird  als  eine  handelsrechtliche 
angesehen,  welche  in  Bezug  auf  einen  Kaufmann  oder  für  Bechnung 
eines  Kaufmannes  bewirkt  wird,  und  welche  ein  Handelsgeschäft  zum 
Gegenstand  oder  als  Ursprung  hat. 

573.  Der  Depositar  kann  für  die  Aufbewahrung  der  deponirten 
Sache  eine  Gebühr  fordern,  wie  sie  im  Vertrage  festgesetzt  oder  durch 
den  Platzgebrauch  bestimmt  ist. 

Wenn  eine  Gebühr  nicht  verabredet  noch  durch  den  Platzbrauch  be- 
stimmt ist,  muss  dieselbe  durch  sachverständige  Schiedsrichter  festgesetzt 
werden.  Die  unentgeltliche  Deponirung  wird  nicht  als  ein  Handels- 
Vertrag  angesehen. 

574.  Das  Depositum  wird  in  derselben  Art,  wie  das  Mandat  oder 
die  Kommission,  aufgetragen  und  angenommen,  und  die  wechselseitigen 
Verpflichtungen  des  Deponenten  und  Depositars  sind  die  nämlichen, 
welche  für  die  Mandanten,  Mandatare  und  Kommissionäre  in  dem  Titel. 
,,Vom  Mandat  und  von  den  Kommissionen  und  Konsigna- 
tionen", vorgeschrieben  sind. 

575.  Der  Depositar  einer  Geldsumme  darf  von  derselben  keinen 
Gebrauch  machen.  Wenn  er  es  thut,  so  fallen  alle  NachtheUe,  welche 
der  deponirten  Summe  widerfahren,  auch  wenn  sie  aus  einem  zufälligen 
Ereigniss  herrühen^),  ihm  zur  Last  und  er  muss  dem  Deponenten  die 
laufenden  Zinsen  erstatten. 

576.  Wenn  das  Depositum  mit  Bezeichnung  der  Geldsorte  erfolgt 
ist,  welche  dem  Depositar  übergeben  wird,  so  geht  die  Cours-Steigerung 
oder  -Verminderung;  die  sie  in  ihren  Nominalwerth  erleiden  mag,  für 
Rechnung  des  Deponenten. 

577.  Besteht  das  Depositum  in  Krediturkunden,  welche  Zinsen 
tragen,  so  fällt  deren  Einziehung,  sowie  jede  andere  zur  Erhaltung  ihres 
Werthes  und  ihrer  gesetzlichen  Wirkung  nöthige  Massnahme  dem  De- 
positai*  zur  Last,  bei  Strafe,  für  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften. 

578.  Der  Depositar,  dem  die  Sache  mit  Gewalt  entrissen  worden 
ist,  und  dem  dafür  Geld  oder  eine  andere  Entschädigung  gegeben  wird  . 


^)  lieber  das  Gesetz  betr.  Warrants  vgl.  oben  Note  1  S.  26. 

^  eingeschaltet  in  den  entsprechenden  Art.  724  des  früheren  H.G.B. 
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ist  verpflichtet,  dem  Deponenten  das,  was   er  dagegen  empfangen  hat, 
anszuliefem. 

579.  Die  in  öffentlichen  Banken  bewirkten  Deponimngen  sind 
den  Verfügungen  der  Gesetze,  sowie  den  bei  ihrer  Errichtung  gegebenen 
Statuten  oder  Reglements  unterworfen;  in  Allem,  was  in  diesen  letzteren 
nicht  speziell  vorgesehen  ist,  sind  die  Verf&gungen  dieses  Titels 
massgebend. 

Titel  IX, 
Vom  Pfände. 

580.  Der  Handelspfandvertrag  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen 
der  Schuldner  oder  ein  Dritter  in  seinem  Namen  dem  Gläubiger 
zur  Sicherheit  und  Garantie  einer  Handelsverpflichtung  eine  bewegliche 
Sache  übergiebt. 

581.  Der  Mangel  einer  schiiftlichen  Urkunde  bei  der  Bestellung 
des  Pfandes  kann  von  dem  Schuldner  nicht  als  Einwand  entgegen- 
gestellt werden,  sobald  die  üebergabe  der  Sache  stattgefunden  hat,  wohl 
aber  von  dessen  Gläubigem. 

583.  Das  Pfand  gewährt  dem  Gläubiger  die  Befugniss,  sich  mit 
der  als  Pfand  übergebenen  Sache  mit  Vorrecht  und  Vorzug  vor  allen 
übrigen  Gläubigem  in  der  in  diesem  Gesetzbuch  festgesetzten  Form 
bezahlt  zu  machen. 

683.  Als  Pfand  können  gegeben  werden:  bewegliche  Sachen, 
Waaren  und  andere  Gegenstände,  Titel  der  öffentlichen  Schuld,  Aktien 
von  Gesellschaften  oder  Unternehmungen  und  im  Allgemeinen  alle  im 
Handel  vorkommenden  negocirbaren  Kreditpapiere. 

584.  Die  Üebergabe  kann  eine  wirkliche  oder  symbolische  sein, 
in  der  für  die  Üebergabe  einer  verkauften  Sache  vorgeschriebenen 
Form. 

Falls  das  Pfand  in  Schuldtiteln,  Gesellschaftsaktien  oder  Kredit- 
papieren besteht,  wird  die  Üebergabe  durch  die  einfache  Auslieferung- 
des  Titels  bewirkt,  ohne  Nothwendigkeit  einer  Benachrichtigung  an 
den  Schuldner. 

686.  Der  Gläubiger  darf  bei  mangelnder  Zahlung,  wenn  nicht 
eine  besondere  Art  der  Veräusserung  vereinbart  ist,  zum  Verkauf  der 
in  Pfand  gegebenen  Sache  im  Wege  der  Versteigerang  schreiten,  nach 
gehöriger  zehn  Tage  vorher  erfolgter  Ankündigung. 

Wenn  das  Pfand  in  Rententiteln,  Aktien  von  Gesellschaften  oder 
einem  an  der  Börse  oder   öffentlichen   Märkten   negocirbaren    Handels- 
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papiere  besteht,  so  kann  der  Verkauf  mittelst  Mäkler  zum  Courswerth 
des  auf  den  Verfalltag  folgenden  Tages  bewirkt  werden. 

586.  Wenn  indossirbare  Papiere  als  Pfand  gegeben  werden,  so 
muss  bemerkt  werden,  dass  sie  als  Werth  zur  Sicherheit  gegeben  werden. 

Jedoch  kann  der  Indossant,  auch  wenn  das  Indossament  so  aus- 
gestellt ist,  dass  daraus  die  EigenthumsQbertragung  hervorgeht,  be- 
weisen, dass  er  die  Forderung  nur  als  Pfand  oder  zur  Sicherheit  über- 
tragen hat. 

587.  Der  Gläubiger,  welcher  Krediturkunden  als  Pfand  erhalten 
hat,  wird  als  von  dem  Schuldner  ermächtigt  angesehen,  alle  Handlungen 
vorzunehmen,  die  nothwendig  sind,  um  die  Bechtsbeständigkeit  dieser 
Forderung,  sowie  auch  alle  Hechte  des  Schuldners,  dem  gegenüber  er 
in  dieser  Beziehung  für  jede  Unterlassung  seinerseits  haftet,  zu  erhalten. 

Der  Pfandgläubiger  ist  gleichfalls  berechtigt,  die  Hauptsumme  und 
die  Zinsen  des  als  Pfand  erhaltenen  Kreditpapiers  einzuziehen,  ohne  dass 
von  ihm  eine  allgemeine  oder  besondere  VoUmacht  des  Schuldners  ver- 
langt werden  kann. 

588.  Der  Pfandgläubiger,  welcher  die  als  Pfand  gegebene  Sache 
in  irgend  einer  Weise  veräussert  oder  negocirt,  ohne  die  im  Art.  585 
festgesetzten  Vorschriften  zu  beachten,  verfällt  in  die  Strafen  des  Ver- 
gehens des  Stellionats,  unbeschadet  der  Schadenersatzpflicht. 


Titel  X. 
Vom  Wechselvertrag  und  den  Wechseln. 

KAPITEL  I. 
Vom  Wechselvertrag. 

689.  Der  Wechselvertrag  ist  ein  üebereinkommen,  durch  welches 
eine  Person  sich  verpflichtet,  gegen  einen  versprochenen  oder  einge- 
händigten Werth,  einer  anderen  Person  durch  einen  Dritten  eine  be- 
stimmte Sunmie  zahlen  zu  lassen,  indem  sie  ihr  eine  schriftliche  An- 
weisung übergiebt. 

590.  Der  Wechselvertrag  erfordert  keine  besondere  Form.  Der- 
selbe wird  durch  die  üebergabe  der  schriftlichen  Anweisung  oder  des 
Wechsels  perfekt  und  kann  durch  alle  in  Handelssachen  zulässigen 
Beweismittel  bewiesen  werden. 

BorcliATdt,  Argentinisclies  Handelsgesetftbnch.  9 
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591.  Liegt  nicht  eine  entgegengesetzte  Abrede  vor,  so  darf  der 
Aussteller  dem  Nehmer  einen  von  dem  Aussteller  selbst  oder  von  einem 
Dritten  unterschriebenen,  indossirten  oder  nicht  indossirten  Wechsel,  und 
zwar  einen  Prima-Wechsel,  Sekunda- Wechsel  oder  noch  mehr  Wechsel- 
exemplare einhändigen. 

592.  Die  Aussteller  dürfen  sich  nicht  weigern,  den  Wechsel- 
nehmern eine  Sekunda,  Tertia  und  so  viele  Wechselexemplare  als  gefordert 
werden,  von  gleichem  Inhalte  wie  die  Prima  auszufertigen,  sofern  sie 
solche  vor  Verfall  der  Wechsel  fordern.  Von  der  Sekunda  an,  dieselbe 
eingerechnet,  haben  alle  Exemplare  die  Angabe  zu  enthalten,  dass  sie  noi* 
insofern  als  giiltig  angesehen  werden,  als  nicht  auf  die  Prima  oder  ein 
anderes  früher  ausgefertigtes  Exemplar  Zahlung  geleistet  ist. 

593.  Jedes  Exemplar  hat  die  gleiche  Kraft  wie  das  Original. 
Die  auf  eines  derselben  geleistete  Zahlung  vernichtet  die  Wirkung  der 
andern. 

594.  Der  Aussteller,  welcher  die  verschiedenen  Exemplare  eines 
Wechsels  nicht  genau  bezeichnet,  der  Nehmer,  welcher  dieselben  an 
verschiedene  Personen  indossirt,  und  der  Bezogene,  welcher  verschiedene 
Exemplare  acceptirt,  haften  dem  Inhaber  für  allen  Schaden,  vorbehaltlich 
des  Rückgriffes,  gegen  wen  derselbe  stattfinden  mag. 

595.  In  Ermangelung  mehifacher  Exemplare  des  vom  Aussteller 
selbst  ausgefertigten  Wechsels  kann  jeder  Inhaber  eines  Wechsels  seinem 
Nehmer  eine  Abschrift  der  Prima  geben,  in  welcher  nothwendigerweise 
alle  darauf  befindlichen  Indossamente  enthalten  sein  müssen  und  in  der 
er  anzugeben  hat,  dass  dieselbe  in  Ermangelung  eines  zweiten  Exemplare> 
des  Wechsels  ausgefertigt  wird. 

696.  Der  Aussteller  ist  verpfiichtet,  nach  Wahl  des  Nehmers,  den 
Wechsel  zahlbar  an  den  Nehmer  selbst  und  an  dessen  Ordre,  oder  an 
die  Person,  welche  der  Nehmer  bezeichnet,  und  an  deren  Ordre  zu 
stellen. 

697.  Wenn  der  Nehmer  vor  der  Einhändigung  des  Wechsels 
fallirt  oder  notorisch  sein  Vermögen  verringert,  so  ist  der  Aussteller  zur 
Einhändigung  nur  gegen  Zahlung  oder  genügende  Sicherheit  verpflichtet 
auch  wenn  der  Werth  lediglich  versprochen  worden  ist. 

Wenn  der  Aussteller  failirt  oder  notorisch  sein  Vermögen  verringert 
bevor  ihm  der  Werth  des  Wechsels  eingehändigt  ist,  so  kann  der  Nehmer 
den  Betrag  gerichtlich  hinterlegen.    Um  das  Depositum  an  sich  nehmen 
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ZU  können,  muss  der  Aussteller  die  Zahlung  des  Wechsels  nachweisen 
oder  genügende  Sicherheit  leisten,  dass  derselbe  bei  Verfall  bezahlt 
werden  wird. 

KAPITEL  II. 
Vom  Wechsel  und  seinen  wesentlichen  Erfordernissen. 

598.  Der  Wechsel  ist  eine  schriftliche,  mit  den  in  diesem  Gesetz- 
buch vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  versehene  Anweisung,  durch  welche 
eine  Person  einer  andern  die  Zahlung  einer  Geldsumme  aufträgt.  Der 
Wechsel  kann  einen  andern  Ursprung  und  einen  anderen  Eechtsgrund 
haben,  als  einen  Wechselvertrag. 

599.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  eines  Wechsels  sind: 

1.  die  Bezeichnung  von  Ort,  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Aus- 
stellung des  Wechsels. 

Der  Mangel  des  Datums  bewirkt  jedoch  keine  Nichtig- 
keit der  zwischen  Aussteller  und  Nehmer  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten. 

2.  die  Summe,  welche  gezahlt  werden  soll,  und  die  Münzsorte, 
in  welcher  dies  geschehen  soll; 

3.  die  Zeit  und  der  Ort  der  Zahlung; 

4.  der  Name  der  Person,  welche  zahlen  soll,  und  derjenigen, 
an  welche  die  Zahlung  erfolgen  soll.  Wenn  der  Name  der 
Person,  an  welche  gezahlt  werden  soll,  unausgefullt  gelassen  ist, 
so  kann  der  gutgläubige  Inhaber  den  seinigen  hineinschreiben ; 

5.  der  Vermerk,  ob  der  Wechsel  als  Prima,  Sekunda,  Tertia 
oder  in  mehr  Exemplaren  ausgefertigt  ist,  sofern  es  nicht  ein 
Solawechsel  ist. 

Fehlt  diese  Erklärung,  so  wird  jedes  Exemplar  als  be- 
sonderer Wechsel  angesehen. 

6.  die  Unterschrift  des  Ausstellers  mit  seinem  Namen  oder  dem 
Namen  seines  Handelshauses,  oder  die  Unterschrift  der  Person, 
welche  mit  hierzu  genügender  Vollmacht  für  ihn  zeichnet. 

Der  Mangel  der  Unterschrift  dessen,  der  einen  Wechsel  an  seine 
Ordre  ausstellt,  wird  jedoch  als  ergänzt  angesehen  durch  die  Unter- 
schritt, welche  er  unter  das  Indossament  setzt. 

600.  Jeder  Wechsel  muss  an  die  Ordre  gestellt  sein,  um  durch 
Indossament  weiter  übertragen  werden  zu  können.  Wenn  dersdbe 
nicht   an  Ordre   gestellt  ist,  so   kann   er   nur  in  der  Form  übertragen 

9* 
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werdeD,   welche    in   dem     Civil -Gesetzbuch   für    die    Abtretung    nicht 
indossirbarer  Forderungen^)  vorgeschrieben  ist. 

601.  Die  Wechsel,  welche  erdichtete  Personen-  oder  Ortsnamen 
enthalten,  gelten  nur  als  einfache  Fromessen  zu  Gunsten  des  Nehmers 
und  zu  Lasten  des  Ausstellers. 

Indessen  können  die  Personen,  welche  in  das  Wechselverhältniss 
eingetreten  sind  und  von  der  Erdichtung  der  Person  oder  des  Ortes 
£enntniss  hatten,  diesen  Mangel  nicht  gegen  Dritte,  welche  davon  nicht 
benachrichtigt  waren,  vorschützen. 

602.  Die  Angabe  des  empfangenen  Werthes  ist  für  die  Gültigkeit 
eines  Wechsels  nicht  unerlässlich.  *  Das  Fehlen  desselben  ist  Dritten 
gegenüber  wirkungslos  und  die  Angabe  dient  nur  dazu,  das  Rechts- 
verhältniss  zwischen  Aussteller  und  Nehmer  zu  bestimmen,  wobei  immer 
der  Gegenbeweis  als  vorbehalten  verstanden  wird. 

603.  Die  Ausdrücke  „Werth  in  Rechnung  und  „Werth  ver- 
standen'^ (nach  Abrede)  machen  den  Wechselnehmer  dem  Aussteller 
für  den  Betrag  haftbar,  zur  Aufrechnung  oder  zur  Einforderung  in  be- 
dungener Form  und  Frist. 

Diese  Ausdrücke  begründen  für  den  Aussteller  die  Vermuthung, 
dass  er  den  Werth  nicht  empfangen  habe,  bis  der  Nehmer  seine  Rechnung 
mit  dem  Aussteller  geordnet  hat.  Diese  Vermuthung  kann  Dritten  nicht 
entgegengesetzt  und  durch  Gegenbeweis  entkräftet  werden. 

604.  Ein  Wechsel  kann  ausgestellt  werden: 

1.  an  die  Ordre  des  Ausstellers; 

2.  auf  eine  Person,  damit  sie  am  Wohnort  eines  Dritten  Zahlung: 
leiste ; 

3.  in  eigenem  Namen,   für  Ordre   und  Rechnung  eines  Dritten, 
mit  Angabe  dieses  ümstandes  im  Wechsel. 

Die  Haftung  des  Ausstellers  gegenüber  dem  Nehmerv  und  den 
Indossanten  ist  immer  die  gleiche;  demjenigen,  auf  welchen  gezogen 
wurde,  haftet  er  aber  nicht  für  die  Deckung;  noch  auch  erlangt  der 
Inhaber  irgend  ein  Recht  gegen  den  Dritten,  für  dessen  Rechnung  ge- 
zogen wurde. 

Wenn  jedoch  bei  in  dieser  Weise  ausgestellten  Wechseln  Aus- 
steller und  Acceptant  falliren,  so  hat  der  Nehmer  einen  Anspruch 
gegen   den  Dritten,   für  dessen  Rechnung   gezahlt  werden  sollte,   wenn 


1)  Lib.  n  See.  III.  Tit.  IV  Cödigo  Civil. 
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aus  dem  Wechsel  selbst  oder  einer  schriftlichen  Ordre  sich  ei^iebt,  dass 
der  Aussteller  als  dessen  Bevollmächtigter  gehandelt  hatte. 

605.  Weder  der  Aussteller  noch  der  Nehmer  des  Wechsels  hat 
nach  Aushändigung  desselben  ein  Becht,  zu  fordern,  dass  an  der  Wechsel- 
summe^  dem  Zahlungsort,  der  Bezeichnung  des  Zahlers,  oder  irgend 
einem  andern  umstände  etwas  geändert  werde.  Nur  mit  üebereinstimmung 
Beider  kann  eine  von  solchen  Aenderungen  stattfinden. 

606.  Der  Wechsel  kann  an  dem  nämlichen  Orte,  wo  er  aus* 
gestellt,  oder  am  Wohnsitze  eines  Dritten  zahlbar  sein. 

Wenn  er  keinen  bestimmten  Ort  angiebt,  so  gilt  er  als  am  Orte 
zahlbar,  wo  er  ausgestellt. 

607.  Der  Aussteller  kann  einen  Wechsel  auf  das  Handelshaus, 
dessen  Theilnehmer  er  ist,  oder  auf  eine  Gesellschaft,  an  welcher  er 
betheiligt  ist,  ziehen. 

606.  Alle,  welche  im  Namen  Anderer  als)  Aussteller,  Acceptanten 
oder  Indossanten,  ihre  Unterschrift  auf  Wechsel  setzen,  müssen  hierzu 
mit  besonderer  Vollmacht  von  der  Person,  in  deren  Vertretung  sie 
handeln,  versehen  sein  und  dies  auch  erklären.  Die  Wechselnehmer  und 
-inhaber  sind  berechtigt,  vom  Unterzeichner  die  Vorlegung  der  Vollmacht 
zu  verlangen. 

KAPITEL  III. 
Von  den  Fristen  der  Wechsel  und  deren  Verfall. 

609.  Die  Wechsel  können  ausgestellt  werden: 

1.  auf  Sicht  oder  Vorzeigung; 

2.  auf  Tage  oder  Monate  nach  Sicht; 

3.  auf  Tage  oder  Monate  nach  Dato; 

4.  auf  einen  festen  oder  bestimmten  Tag^). 

Ist  im  Wechsel  die  Zeit  der  Zahlung  nicht  angegeben,  so  wird  er 
als  auf  Sicht  zahlbar  angesehen. 

610.  Die  Zahlung  eines  Sichtwechsels  kann  bei  seiner  Vorzeigung 
sofort  gefordert  werden;  und  sie  darf  nur  um  vierundzwanzig  Stunden 
verschoben  werden,  sofern  der  Inhaber  einwilligt^). 

611.  Die  Frist  der  auf  Tage  oder  Monate  nach  Sicht  gestellten 
AVechsel  beginnt  von  dem  der  Annahme  oder  dem  Proteste  Mangels 
Annahme  unmittelbar  folgenden  Tage  zu  laufen. 

1)  Mess-  und  Uso- Wechsel  sind  nicht  erwähnt. 

')  üebereinstimmend  mit  dem  Brasilianischen  Becht,  Art.  357  H.G.B. 
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Die  Frist  der  auf  Tage  oder  Monate  nach  Dato  gestellten  Wechsel 
beginnt  mit  dem  Tage  nach  der  Ausstellung  zu  laufen. 

612.  Die  auf  einen  festen  oder  bestimmten  Tag  gestellten  Wechsel 
müssen  an  dem  bezeichneten  Verfalltage  bezahlt  werden. 

613.  Bei  Berechnung  der  Fristen  der  Wechsel  werden  die  Tage, 
Monate  und  Jahre  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Civilgesetz- 
buchs  berechnet. 

Die  Fristen  laufen  ohne  Unterbrechung  und  werden  von  Datum  zu 
Datum  gerechnet,  Wenn  der  Verfalltag  ein  Feiertag  ist,  so  wird  der 
Wechsel  als  am  unmittelbar  vorhergehenden^)  Werktage  fällig  erachtet 

Uli.  Alle  Fristwechsel  müssen  am  Verfalltage  vor  Sonnenunter- 
gang bezahlt  werden,  ohne  dass  irgend  eine  Respekt-  oder  Nachsidits- 
frist  gefordert  werden  kann. 

615.  Ist  die  in  Ziffern  über  dem  Wechsel  ausgedrückte  Werth- 
summe  von  der  im  Context  desselben  ausgeschriebenen,  verschieden,  so 
ist  immer  die  letztere  als  die  richtige  anzusehen. 

r 

Wenn  die  Summe  mehrfach  in  Buchstaben  oder  mehrfach  in  Zilfern 
(verschieden)  angegeben  ist,  so  braucht  (nur)  die  geringei^  Summe  gezahlt 
zu  werden. 

KAPITEL  IV. 
Von  den  Verbindlichkeiten  des  Ausstellers. 

616.  Der  Aussteller  eines  Wechsels  aus  dem  Staatsgebiet  haftet 
nicht  nur  für  Zahlung  des  Betrages  des  Wechsels,  sondern  a«cfa  für 
dessen  Annahme,  auch  wenn  diese  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in 
welchem  sie  vorgenommen  werden  muss,  nicht  obligatorisch  ist 

617.  Der  Aussteller  ist  verpflichtet,  zur  Verfallzeit  des  Wechsels 
bei  derjenigen  Person,  auf  welche  derselbe  ausgestellt  ist,  genugende 
Deckung  bereit  zu  halten,  unter  Strafe  der  Haftung  für  den  Betrag  des 
Wechsels  und  die  erwachsenden  Schäden  und  Nachtheile,  auch  wenn 
nicht  in  gehöriger  Zeit  und  Form  protestirt  ist. 

618.  Wenn  der  Wechsel  für  Bechnung  eines  Dritten  ausgestellt  ist, 
so  liegt   diesem  die   rechtzeitige   Beschaffung   der  Deckung  ob,  bei  der 


^)  Uebereinstimmend  auch  das  neue  Spanische  Heoht,  Art.  455 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1  S.  74;  dagegen  abweichend  (nach  dem  Vorbild 
des  Deutschen  Eechts)  das  neue  Italienische  Becht,  Art.  288  H.G.B.  und 
das  neue  Portugiesische  Becht,  Art.  314  §  2  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag! 
S.  92). 
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im  vorigen  Artikel  gedachten  Strafe,  immer  nnd  in  allen  Fällen  unbe- 
schadet der  unmittelbaren  Haftung  des  Ausstellers  gegenüber  dem  Inhaber 
des  Wechsels. 

619.  Die  Deckung  ist  als  gewährt  zu  erachten,  wenn  bei  der 
Fälligkeit  des  Wechsels  der  Bezogene  dem  Aussteller  oder  dem  Dritten, 
für  dessen  Rechnung  gezogen  wurde,  eine  dem  Wechselbetrage  mindestens 
gleiche  Summe  schuldet,  oder  wenn  einer  von  beiden  bei  dem  Bezogenen 
zur  Zahlung  des  Wechsels  genügenden  offenen  Kredit  hatte. 

630.  Die  Kosten,  welche  durch  Nichtannahme  oder  Nichtzahlung 
des  Wechsels  verursacht  werden,  fallen  dem  Aussteller  oder  dem  Dritten, 
iür  dessen  Rechnung  gezogen  wurde,  zur  Last,  vorbehaltlich  seines 
Recht sj  sie  von  dem  Bezogenen  zu  beanspruchen,  sofern  er  beweist,  da^s 
er  rechtzeitig  Deckung  gewährt  hatte. 

In  diesem  Falle  kann  der  Aussteller  von  dem,  welcher  die  An- 
nahme oder  Zahlung  unterliess,  den  Ersatz  der  daraus  folgenden  Kosten, 
Schäden  und  Nachtheile  fordern. 

631.  Der  Aussteller  haftet  für  die  Ergebnisse  seines  Wechsels 
allen  Personen,  welche  denselben  nach  einander  erwarben  und  indossirten, 
bis  zum  letzten  Inhaber. 

Indessen  hört  die  Verbindlichkeit  des  Ausstellers  auf,  wenn  der 
Inhaber  des  Wechsels  denselben  nicht  präsentirt  hat,  oder  ihn  recht- 
zeitig und  in  gehöriger  Form  zu  protestiren  versäumt  hat,  sofern  er 
beweist,  dass  er  zur  Verfallzeit  des  Wechsels  Deckung  für  die  Zahlung 
bei  dem  Bezogenen  bereit  hatte,  und  dass  dieser  als  zahlungsfähig  an- 
gesehen wurde. 

633.  Besass  der  Bezogene  Deckung  und  wurde  der  Wechsel  nicht 
angenommen,  —  mag  derselbe  nun  protestirt  worden  sdn  oder  nicht,  —  so 
hat  der  Inhaber  die  Befagniss,  vom  Aussteller  zu  verlangen,  dass  er  ihm 
seine  Ansprüche  gegen  den  Bezogenen  in  einer  dem  Wechselbetrage 
gleichkommenden  Höhe  abtrete  und  ihm  auf  Kosten  des  Inhabers  die 
die  Rechte  des  Ausstellers  beweisenden  Urkunden  übergebe,  um  sie 
in  der  ihm  passenden  Form  geltend  zu  machen. 

633.  Erhält  der  Nehmer  einen  Wechsel  an  seine  Ordre,  um 
dessen  Einziehung  für  Rechnung  des  Ausstellers  oder  eines  Dritten  zu 
besorgen,  so  enthält  dieser  Auftrag  die  Befugniss,  das  Eigenthum  des 
Wechsels  durch  Indossament  zu  übertragen. 
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KAPITEL  V. 
Von  den  Indossamenten. 

624.  Das  Indossament,  durch  welches  das  Eigenthum  eines 
Wechsels  übertragen  wird,  ist  eine  wirkliche,  in  ihren  Formen  und 
Wirkungen  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Kapitels  unterliegende 
Rechtsabtretung. 

Nur  die  an  Ordre  zahlbaren  Wechsel  sind  als  solche  durch  ein 
vom  Nehmer  oder  sonstigen  Inhaber  auf  den  Wechsel  selbst  gesetztes 
Indossament  übertragbar. 

Die  vorhergehenden  Indossanten  haften  allen  späteren  Indossataren 
bis  zum  Inhaber  für  das  Ergebniss  des  Wechsels. 

625.  Der  Indossant  ist  im  Verhältniss  zu  den  Personen,  welchen 
er  das  Eigenthum  des  Wechsels  überträgt,  ein  wirklicher  Aussteller. 

626.  Um  yollständig  zu  sein,  muss  das  Indossament  enthalten: 

1.  das  Datum  des  Tages,  an  welchem  es  erfolgt  ist; 

2.  den  Namen  der  Person,  auf  welche  der  Wechsel  über- 
tragen wird; 

3.  die  Erklärung,  dass  der  Werth  empfangen,  verstanden 
(nach  Abrede)  oder  in  Rechnung  ist; 

4.  den  Namen  der  Person,  von  welcher  derselbe  erhalten,  oder 
auf  deren  Rechnung  er  gesetzt  ist,  wenn  es  nicht  die  nämliche 
Person  ist,  auf  welche  der  Wechsel  übertragen  wird; 

5.  die  Unterschrift  des  Indossanten  oder  seines  gehörig  Bevoll- 
mächtigten, welcher  für  ihn  unterzeichnet. 

627.  Wenn  der  Indossant  sich  darauf  beschränkt,  mit 
seinem  Namen  oder  der  Firma  seiner  Gesellschaft  zu  unterzeichnen,  so 
wird  vermuthet,  dass  er  an  Ordre  des  Inhabers  indossirt,  und  dass 
dieses  Indossament  die  Anerkennung  des  empfangenen  Werthes  enthält. 

628.  Ist  das  Indossament  weder  in  blanco  noch  mit  den  im 
Art.  626  aufgestellten  Erfordernissen  versehen,  so  gilt  es  als  einfacher 
Auftrag  mit  der  Wirkung,  den  Inhaber  zu  ermächtigen,  die  Zahlung  zu 
fordern  oder  den  Wechsel  protestiren  zu  lassen. 

Wenn  es  an  Ordre  gestellt  ist,  so  kann  der  Inhaber  dui^ch  ein 
neues  Indossament  einen  anderen  Bevollmächtigten  mit  den  nämlichen 
Wirkungen  substituiren,  zu  denen  seine  Vollmacht  berechtigt. 

Wenn  das  unvollkommene  Indossament  im  Auslande  vorgenommen 
wurde,  so  kann  der  Inhaber  des  Wechsels  ausserdem  die  Zahlung  des 
Wechsels  gerichtlich  fordern. 
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639.  Das  falsche  Indossament  überträgt  das  Eigenthum  des 
Wechsels  nicht,  nnd  macht  alle  folgenden  Indossamente  ungültig,  unbe- 
schadet des  Klagerechts  des  Inhabers  gegen  seinen  Indossanten,  des 
Klagerechts  dieses  letzteren  gegen  seinen  unmittelbaren  Vormann,  und 
so  fort  bis  zu  demjenigen,  welcher  das  falsche  Indossament  ausgestellt 
hat.  Die  dem  falschen  Indossamente  vorhergehenden  Indossamente  be- 
halten alle  ihre  gesetzlichen  Wirkungen. 

630.  Das  Eecht,  einen  zu  Gunsten  einer  unverheiratheten  Frau, 
welche  später  eine  Ehe  schloss,  ausgestellten  oder  indossirten  Wechsel 
zu  indossiren,  steht  dem  Ehemanne  zu. 

631.  Dißjenigen,  welche  in  die  Eechte  eines  zahlungsunfähigen 
Inhabers  eintreten,  sowie  auch  die  Testamentsvollstrecker  oder  gesetz- 
lichen Vertreter  eines  verstorbenen  Gläubigers  haben  die  Ermächtigung, 
zu  indossiren. 

632.  Wenn  der  Wechsel  an  ein  aus  mehreren  Gesellschaftern  be- 
stehendes Handelshaus  zahlbar  ist,  so  wird  das  Indossament  eines  ein- 
zigen Gesellschafters,  dessen  Namen  in  der  Firma  steht,  oder  welchem 
dei*  Gebrauch  der  Firma  zusteht,  als  von  der  Gesellschaft  vorgenommen 
angesehen. 

633.  Es  ist  verboten,  die  Indossamente  zurückzudatiren.  Der 
Fälscher  haftet  für  den  Schaden,  vorbehaltlich  der  Strafe,  in  welche  er 
für  das  Vergehen  der  Fälschung  verfällt. 

634.  Der  Wechsel  kann  nicht  für  einen  Theil  seines  Betrages 
indossirt  werden,  ohne  für  den  übrigen  Theil  zu  erlöschen. 

635.  Die  verfallenen  Wechsel  können  nicht  indossirt  werden.  Ihr 
Eigenthum  wird  in  der  im  Civilgesetzbuch  für  die  Abtretung  nicht  in- 
dossirbarer  Forderungen  vorgeschriebenen  Form  übertragen. 


KAPITEL  VI. 

Von  den  Personen,  auf  welche  Wechsel  gezogen  werden, 

und  von  der  Annahme  (Acceptation). 

636.  Der  Kaufinann,  welcher  einen  anderen  schriftlich  ermächtigt, 
auf  ihn  zu  ziehen,  ist  zur  Annahme  und.  Zahlung  verpflichtet,  und  jeder 
Haftung  und  Schadloshaltung  unterworfen,  als  ob  er  der  wirkliche  Aus- 
steller wäre. 

Das  Versprechen,  den  Wechsel,  wenn  er  gezogen  würde,  anzu- 
nehmen, ohne  ausdrückliche  Ermächtigung  zur  Ziehung,  gewährt  nur  einen 


138  Argentinieo« 

Anspruch  auf  Schadenersatz  gegen  den  Versprechenden,  welcher  Annahme 
oder  Zahlung  verweigert. 

687.  Das  schriftliche  oder  mündliche  Versprechen,  einen  Wechsel 
anzunehmen,  steht  lediglich  zu  Gunsten  der  Person,  welcher  das  Ver- 
sprechen gegeben  wurde,  der  Annahme  gleich. 

688.  Derjenige,  auf  welchen  ein  Fristwechsel  gezogen  ist,  in 
welcher  Form  auch  immer  die  Frist  ausgedräckt  sein  mag,  muss  an 
demselben  Tage,  an  welchem  der  Inhaber  ihn  zu  diesem  Behufe  präsentirt, 
entweder  den  Wechsel  annehmen  oder  dessen  Annahme  verweigern. 

689.  Die  Annahme  muss  auf  dem  Wechsel  selbst  schriftlich  ge- 
schehen. Die  auf  den  Wechsel  gesetzte  blosse  Unterschrift  des  Be- 
zogenen gilt  als  Annahme. 

Die  Annahmen  in  anderer  Form,  durch  Briefe  oder  öffentliche  Urkunden 
oder  Privaturkunden,  begründen  nur  zu  Gunsten  dessen,  für  den  sie  er- 
folgen, einen  Anspruch,  welcher  im  Wege  der  regelmässigen  Wechsel- 
begebnng  nicht  übertragen  werden  kann. 

Derjenige,  auf  welchen  gezogen  wird,  kann  nach  der  Unterzeichnung 
sein  Accept  weder  ausstreichen  noch  zurücknehmen. 

In  den  Fällen  einer  Annahmefälschung  hat  der  Inhaber  den  Rück- 
griff gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten. 

640.  Wenn  der  Wechsel  auf  einen  oder  mehrere  Tage  oder  Monate 
nach  Sicht  gestellt  ist,  so  hat  der  Acceptant  das  Datum  der  Annahme 
hinzuzusetzen.  Wenn  er  es  verweigert,  so  ist  der  Wechsel  zu  protestiren, 
und  die  Fälligkeitsfrist  soll  dann  vom  Datum  des  Protestes  an  laufen. 

641.  Die  Annahme  eines  Wechsels,  welcher  an  einem  vom 
Wohnsitz  des  Acceptanten  verschiedenen  Orte  zahlbar  ist,  hat  die 
genaue  Angabe  des  Wohnortes  zu  enthalten,  an  welchem  die  Zahlung 
bewirkt  werden  soll. 

642.  Die  Uebertragung  des  Eigenthums  eines  Wechsels  auf  deu 
Acceptanten  oder  Bezogenen  tilgt  alle  aus  dem  Wechsel  sich  ergebenden 
Verpflichtungen,  mit  Ausnahme  des  im  Art.  649  vorgesehenen  Falles. 

643.  Die  Wechsel  können  nicht  bedingungsweise  acceptirt  werden; 
jedoch  kann  sich  die  Annahme  auf  eine  geringere  als  die  im  Wechsel 
enthaltene  Summe  beschränken,  in  welchem  Falle  letzterer  für  den  in 
die  Annahme  nicht  einbegriffenen  Betrag  zu  protestiren  ist. 

Der  Inhaber  kann  die  Annahme  zurückweisen,  welche  die  Be- 
dingungen des  Wechsels,  sei  es  in  Betreff  der  Summe,  oder  der  Fälligkeit 
oder  des  Ortes  oder  der  Art  der  Zahlung  verändert. 
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644.  Derjenige,  welcher  zur  Annahme  aufgefordert  wird,  darf  den 
Wechsel  unter  keinem  Vorwande  bei  sich  zurückbehalten.  Wenn  der- 
selbe mit  Einwilligung  des  Inhabers  in  seine  Hände  gelangt,  und  er, 
ohne  denselben  zurückzugeben,  den  Tag  der  Präsentation  verstreichen 
lässt,  so  wird  er  zur  Zahlung  desselben  verpflichtet,  als  ob  er  ihn 
acceptirt  hätte. 

645.  Derjenige,  auf  welchen  ein  Wechsel  gezogen  wurde,  braucht, 
selbst  wenn  er  Deckung  erhalten,  denselben  nicht  zu  acceptiren,  wenn  er 
weiss,  dass  der  Aussteller  fallirt  hat. 

Acceptirt  er  ihn,  so  hat  er  kein  Becht,  die  Deckung  des  Aus- 
stellers zu  behalten,  und  muss  ihn  zahlen,  als  ob  es  seine  eigene  Schuld 
wäre,  vorbehaltlich  meines  Eechts,  mit  den  übrigen  Gläubigem  klagend 
aufzutreten,  als  ob  er  der  Inhaber  des  Wechsels  wäre. 

646.  Wenn  die  Nachricht  von  dem  Falliment  des  Ausstellers 
nach  Annahme  des  Wechsels  eintrifft,  so  hat  der  Acceptant  das 
Recht,  die  Deckung  zu  behalten. 

647.  Die  Annahme  des  Wechsels  verpflichtet  den  Acceptanten, 
den  W  echsel  zur  Yerfallzeit  zu  bezahlen,  ohne  dass  ihn  von  der  Zahlungs- 
leistun g  der  Einwand  befreien  kann,  dass  der  Aussteller  ihm  keine 
Deckung  gewährt  habe,  noch  ist  gegen  die  in  gehöriger  Form  ge- 
schriebene Annahme  Restitution  oder  ein  anderes  Rechtsmittel  zulässig. 
Nur  wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Wechsel  falsch  ist,  bleibt  die 
Annahme  wirkungslos. 

648.  Im  Falle  des  Todes  des  Bezogenen  ist  der  Wechsel  zur 
Annahme  oder  Zahlung  dem  gesetzlichen  Erbschaftsverwalter  zu  prä- 
sentiren. 

649.  Der  Acceptant,  welcher  keine  Deckung  hatte,  hat  den 
Anspiuch,  vom  Aussteller  die  geleistete  Zahlung  zurückzufordem. 

Die  Annahme  begründet  keine  Yermuthung  für  die  Deckung. 

650.  Falls  die  Annahme  verweigert  wird,  ist  der  Wechsel 
Mangels  Annahme  zu  protestiren. 

651.  Kraft  des  Protestes  Mangels  Annahme  hat  der  Inhaber  das 
Recht,  vom  Aussteller  oder  irgend  einem  der  Indossanten  zu  fordern, 
dass  sie  ihm  für  den  Werth  des  Wechsels  genügende  Sicherheit  ge- 
währen oder  dass  sie  in  Ermangelung  solcher  Sicherheit  den  Betrag, 
nebst  den  Kosten  des  Protestes  oder  des  Rückwechsels,  unter  Abzug 
der  laufenden  Zinsen  für  die  bis  zur  Fälligkeit  des  Wechsels  fehlende  Zeit, 
hinterl^en  oder  ersetzen. 
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KAPITEL  VII. 
Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Inhabers. 

662.  Der  Inhaber  eines  Wechsels  auf  Sicht,  oder  auf  Tage  oder 
Monate  nach  Sicht,  ist  verpflichtet,  bei  der  ersten  passenden  Gelegenheit, 
die  sich  bietet,  ein  Exemplar  zur  Annahme  zu  versenden,  und  darf  nie 
die  Frist  bis  zum  Abgang  der  zweiten  Land-  oder  Seepost,  welche  nach 
dem  Wohnort  des  Bezogenen  oder  Acceptanten  Briefe  befördert,  über- 
schreiten, widrigenfalls  die  Haftbarkeit  aller  früheren  Indossanten 
erlischt. 

In  Betreff  des  Rechtes,  welches  der  Inhaber  eines  präjndicirten 
Wechsels  gegen  den  Aussteller  behalten  kann,  verbleibt  es  bei  den  Be- 
stimmungen der  Art.  621  und  622. 

653.  Die  Vorschrift  des  vorstehenden  Artikels  befreit  den  Bezogenen, 
falls  er  hierzu  verpflichtet  ist,  nicht  von  der  Verbindlichkeit,  den  Wechsel, 
sobald  er  ihm  vorgezeigt  wird,  zu  acceptiren. 

664.  Die  auf  Tage  oder  Monate  nach  Dato  gestellten  Wechsel 
müssen  innerhalb  der  darin  angegebenen  Frist,  bei  der  im  Art.  652 
festgesetzten  Strafe  zur  Annahme  präsentirt  werden. 

Ist  der  Wechsel  zu  genügender  Zeit  abg('.sendet,  um  nach  dem 
gewöhnlichen  Laufe  vor  der  Fälligkeit  an  dem  Orte,  wo  er  zu  bezahlen 
ist,  anzukommen,  und  trifft  er  in  Folge  einer  entschuldbaren,  durch  höhere 
Gewalt  oder  Zufall  herbeigeführten  Veraögerung,  erst  nach  Fälligkeit 
ein,  so  behält  der  Inhaber  alle  seine  Rechte,  sofern  er  den  Wechsel  am 
Tage  nach  seiner  Ankunft  präsentirt  und  bei  mangelnder  Annahme  oder 
Zahlung  protestiren  lässt. 

665.  Der  Inhaber  des  Wechsels  ist  verpflichtet,  denselben  inner- 
halb vierundzwanzig  Stunden  vom  Tage  des  Empfangs,  sofern  dies  kein 
Feiertag  ist,  dem  Bezogenen  zu  präsentiren,  um  die  Annahme  zu  verlangen. 
Wird  die  Annahme  oder  Zahlung  verweigert,  so  muss  der  Inhaber  nach 
der  im  Kapitel  „von  den  Protesten"  vorgeschriebenen  Form  den  ent- 
sprechenden Protest  erheben. 

Sind  mehr  Bezogene  vorhanden  als  einer  und  ihre  Namen  durch  das 
Bindewort  „und"  verbunden,  so  ist  der  Inhaber  verpflichtet,  von  allen  die 
Annahme  und  Zahlung  zu  verlangen  und  allen  gegenüber  den  Wechsel  zu 
protestiren,  wenn  einer  von  ihnen  sich  weigert.  Falls  die  Namen  durch 
das  Bindewort  „oder"  getrennt  sind,  ist  der  erste  als  Bezogener  an- 
zu>ehen,   die   anderen  in   seiner   Ermangelung   oder    Abwesenheit.    Bei 


Vom  Wechsel  vertrag  und  den  Wechseln.  141 

mangelnder  Annahme  oder  Zahlung,  oder  bei  Abwesenheit  der  zuerst 
stehenden,  muss  sich  der  Inhaber  an  alle  nacheinander  wenden  und  die 
betreffenden  Proteste  erheben. 

666.  Bei  den  Wechseln ,  welche  von  dem  Aussteller  oder  den 
Indossanten  mit  Adressen  versehen  sind,  welche  wegen  Annahme  oder 
Zahlung,  sofern  der  Bezogene  zu  acceptiren  oder  zu  zahlen  ermangelt, 
anzugehen  sind,  muss  der  Inhaber,  nach  erhobenem  Proteste,  die  Annahme 
oder  Zahlung  von  den  in  den  Adi*essen  erwähnten  Personen  fordern, 
indem  er  sich  zuerst  an  den  vom  Aussteller  bezeichneten,  hierauf  an  die 
von  den  Indossanten  beigefügten,  nach  der  Reihenfolge  der  Indossamente 
wendet. 

Die  Unterlassung  dieser  Maassregel  macht  den  Inhaber  fiir  alle 
Protest-  und  Rückwechsel- Kosten  haftbar,  und  bis  zum  Nachweis  ihrer 
Erfüllung  unfähig,  sein  Rückforderungsrecht  gegen  denjenigen  auszuüben, 
welcher  die  Adresse  beigefügt  hat. 

657.  Bei  den  Wechseln,  welche  von  einem  Orte  nach  einem 
andern  zu  spät  versendet  werden,  als  dass  sie  rechtzeitig  präsentirt 
und  protestirt  werden  könnten,  triflft  der  entstehende  Nachtheil  die  Ver- 
sender, und  die  Indossamente  werden  als  einfache  Kommissionen  zur 
Gelderhebung  (Inkasso- Kommissionen)  erachtet. 

658.  Derjenige,  welcher  einen  Wechsel  auf  eigene  Rechnung  nimmt, 
ohne  dass  genügende  Zeit  bleibt,  um  ihn  am  Verfalltage  zur  Zahlung 
zu  präsentiren  oder  die  Annahme  innerhalb  der  bezeichneten  Fristen 
zu  verlangen,  muss  vom  Indossanten,  um  sein  Recht  gegen  ihn  unge- 
schmälert zu  erhalten,  eine  besondere  Verpflichtung  fordern,  für  Zahlung 
des  Wechsels  zu  haften,  auch  wenn  derselbe  ausser  der  Zeit  präsentirt 
und  protestirt  werde. 

659.  Der  Wechsel  muss  dem  Bezogenen  oder  Acceptanten  in 
dessen  Wohnhause  oder  Geschäftszimmer,  oder  an  dem  etwa  bezeichneten 
besonderen  Wohnsitze  präsentirt  weiden. 

Wenn  weder  Wohnung  noch  Geschäftszimmer  bekannt  ist,  so  ist 
dieser  Umstand  im  Proteste  zu  erwähnen,  und  ist  nach  der  in  Artikel  715 
und  716  vorgeschriebenen  Form  zu  verfahren. 

660.  Der  Inhaber,  welcher  in  eine  bedingte  Annahme  willigt,  ohne 
zu  protestiren,  nimmt  alle  Gefahren  des  Wechsels  auf  sieh. 

Wenn  die  Annahme  unbedingt,  aber  in  Betreff  der  gezogenen 
Summe  beschränkt  ist,  so  steht  es  dem  Inhaber  frei,  unter  Protest  für 
den  Rest  die  theilweise  Annahme  zuzulassen,  oder  unter  Protest  für 
das  Ganze  sie  zurückzuweisen.    Falls  er  einen  Theil  empfängt   und  für 


142  Argenlinien. 

den  Rest  protestirt,  behält  der  Inhaber  den  Wechsel  in  seinem  Besitze, 
indem  er  darauf  die  bezahlte  Summe  bemerkt  und  besondere  Quittung 
ausstellt. 

661.  Wenn  der  Inhaber  des  Wechsels  die  zum  Einfordern  der 
Annahme  und  Erhebung  des  Protestes  Mangels  Annahme  festgesetzten 
Fristen  verstreichen  lässt,  so  verliert  er  das  Recht,  von  dem  Aussteller 
oder  den  Indossanten  die  Sicherheitsbestellung,  Hinterlegung  oder  die 
Zahlung  zu  fordern. 

662.  Der  Inhaber  eines  Wechsels,  mag  derselbe  acceptirt  sein 
oder  nicht,  ist  verpflichtet,  die  Zahlung  am  Verfalltage  zu  fordern  und 
in  Ermangelung  der  Zahlung  den  entsprechenden  Protest  zu  erheben. 
Der  Protest  Mangels  Annahme  befreit  den  Inhaber  des  Wechsels  nicht 
von  der  nochmaligen  Protesterhebung,  wenn  derselbe  nicht  bezahlt  wird. 

Die  Zahlung  muss  gefordert  und  der  Protest  erhoben  werden  an 
dem  Orte,  wo  der  Wechsel  einzuziehen  ist. 

663.  Der  Inhaber  eines  protestirten  Wechsels  ist  vei-pflichtet,  bei 
der  ersten  sich  bietenden  passenden  Gelegenheit  demjenigen,  von  weichem 
er  ihn  erhalten,  Nachricht  zu  geben  und  die  Protesturkunde  zuzustellen, 
widrigenfalls  alle  Klagerechte,  welche  er  gegen  den  Aussteller  und  die 
Indossanten  etwa  hatte,  erlöschen. 

Wenn  der  Wechsel  von  Personen  desselben  Ortes  ausgestellt  ist, 
oder  wenn  einer  der  daran  Betheiligten  an  demselben  Orte  seinen 
Wohnsitz  hat,  so  hat  die  Notifikation  des  Protestes  innerhalb  dreier 
Tage  bei  der  gleichen  Strafe  zu  geschehen. 

664.  Alle  Indossatare  sind  verpflichtet,  innerhalb  der  gleichen, 
im  vorigen  Artikel  bezeichneten  Frist  den  empfangenen  Protest  ihren 
betreffenden  Indossanten  zu  notifiziren,  bei  Strafe  für  alle  aus  dem  Ver- 
zuge entstehenden  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften. 

Der  Beweis  der  Notifikation  kann  durch  eine  Bescheinigung  der 
Post-  oder  Telegraphenverwaltung  vom  Datum  der  abgesendeten  Nach- 
richt erbracht  werden. 

666.  Wenn  der  Protest  lediglich  Mangels  Annahme  erhoben  ist 
so  hat  der  Inhaber  nur  gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten  und 
alle  anderen  Wechselgaranten  ein  Klagerecht.  Wenn  der  Protest  Mangels 
Zahlung  erhoben  ist,  nachdem  der  Wechsel  acceptirt  war,  so  kann 
der  Inhaber  auch  gegen  den  Acceptanten  und  die  etwa  vorhandenen 
Bürgen  vorgehen. 
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666.  Der  Inhaber,  welcher  den  Wechsel  nicht  in  gehöriger  Zeit 
und  Form  Mangels  Annahme  protestiren  lässt,  verliert  jedes  Klagerecht 
gegen  die  Indossanten  und  behilt  es  nur  gegen  den  Aussteller. 

Wenn  es  sich  um  den  Protest  Mangels  Zahlung  handelt,  so  ver- 
liert er  jeden  Anspruch  gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten,  und 
behält  ihn  nur  gegen  den  Acceptanten,  ausgenommen  den  im 
Artikel  621  vorgesehenen  Fall,  in  welchem  er  auch  gegen  den  Aus- 
steller und  gegen  deiijenigen,  auf  dessen  Rechnung  der  Wechsel  ge- 
zogen wurde,  seine  Rechte  behält. 

667.  Der  Inhaber  eines  Mangels  Zahlung  gehörig  protestirten 
Wechsels,  welcher  binnen  einem  Jahre,  vom  Datum  des  Protestes  an 
gerechnet,  sofern  der  Wechsel  im  Inlande  gezogen  und  zahlbar  war, 
oder  binnen  zwei  Jahren,  sofern  er  im  Auslande  gezogen  oder  begeben 
war,  die  Zahlung  beizntreiben  versäumt,  verliert  sein  ganzes  Recht 
gegen  die  Indossanten. 

668.  Der  blosse  Inhaber  eines  Wechsels  kann  und  muss,  auch 
wenn  er  nicht  ein  Indossament  oder  einen  sonstigen  Rechtstitel  besitzt, 
in  Betreff  desselben  alle  nothwendigen  Schritte  und  Proteste  vornehmen 
und  am  Verfalltage  die  Hinterlegung  des  Wechselbetrages  fordern. 

669.  In  Ermangelung  der  Zahlung  eines  in  gehöriger  Zeit  und 
Form  präsentirten  und  protestirten  Wechsels  ist  der  Inhaber  berechtigt 
von  dem  AussteUer,  den  Acceptanten  und  Indossanten,  welche  alle  soli- 
darisch für  den  Erfolg  des  Wechsels  haften,  die  Bezahlung  nebst  den 
Protest-  und  Räckwechselkosten  zu  fordern. 

Der  Inhaber  kann  seine  Klage  gegen  denjenigen  richten,  welcher 
ihm  unter  den  erwähnten  Personen,  Aussteller,  Indossanten  oder  Accep- 
tanten, am  besten  passt;  hat  er  sie  aber  gegen  einen  derselben  angestellt, 
80  darf  er  nur  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Beklagten  gegen 
die  übrigen  klagen. 

Wenn  sich  die  Klage  gegen  den  Aussteller  richtet  und  der  Wechsel 
bezahlt  ist,  so  hat  der  Aussteller  nur  ein  Klagerecht  gegen  den  Accep- 
tanten, sofern  Deckung  geliefert  worden  war,  und  gegen  den  Dritten, 
für  dessen  Rechnung  gezogen  wurde,  im  Falle  des  Art.  604  Nr.  8. 

670.  Wenn  durch  eine  in  das  Vermögen  des  wegen  Zahlung  oder 
Einlösung  eines  Wechsels  exequirten  Schuldners  vorgenommene  Aus- 
pfändung der  Inhaber  nur  einen  Theil  seiner  Forderung  erlangen  konnte, 
so  darf  er  sich  wegen  des  Restes  nacheinander  gegen  die  Uebrigen 
wenden,  bis  er  gänzlich  befriedigt  ist. 
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671.  Wird  der  Schuldner,  gegen  welchen  wegen  Einlösung  eine.^ 
Wechsels  vorgegangen  wird,  fallirt  erklärt,  so  kann  der  Inhaber  seine 
Klage  gegen  die  übrigen  ihm  Haftenden  richten.  Wenn  alle  sich 
als  zahlungsunfähig  erweisen,  so  hat  er  das  Recht,  von  jeder  Masse  den 
Antheil  zu  beziehen,  welcher  seiner  ganzen  Forderung  entspricht,  bis 
dieselbe  gänzlich  bezahlt  ist. 

672.  Das  Erlöschen  der  Kraft  (Caducität)  eines  Maugels  Prä- 
sentation, Erhebung  und  Mittheilung  des  Protestes  in  den  vorgeschriebenen 
Fristen  präjudizirten  Wechsels,  hat  demjenigen  Aussteller  oder  Indossanten 
gegenüber  keine  Wirkung,  welcher  sich  nach  Ablauf  der  betreffenden 
Fristen  lür  den  Betrag  des  Wechsels  in  seiner  Rechnung  mit  dem 
Schuldner  oder  mit  demselben  gehörenden  Werthen  oder  Vermögens- 
stücken gedeckt  findet. 

673.  Die  Wechsel  begründen  Exekutivklagen,  um  in  den  betreffenden 
Fällen  Zahlung,  Erstattung,  Hinterlegung  oder  Sicherstellnng  seines  Be- 
trages von  dem  Aussteller,  den  Acceptanten  und  Indossanten  zu  fordern. 

674.  Bei  den  Platzwechseln,  welche  unvollkommen  sind,  weil  sie 
nur  eine  Unterschrift  tragen,  hat  der  Inhaber  die  Exekutivklage,  von 
der  der  vorige  Artikel  handelt,  gegen  den  Acceptanten. 

675.  Die  Vollstreckung  ist  auf  Vorlegung  des  Wechsels  und 
Protestes,  und  ohne  weiteres  Erforderniss,  als  dass  der  wegen  Zahlung 
belangte  Aussteller  oder  Indossant  seine  Unterschrift  gerichtlich  an- 
erkenne, zu  verfugen. 

Die  Anerkennung  vor  Gericht  soll  nicht  nothwendig  sein  und'  die 
Exekution  sofort,  auf  Vorlegung  des  acceptirten  Wechsels  und  des  die 
Nichtbezahlung  feststellenden  Protestes,  gegenüber  demjenigen  Acceptanten 
verfügt  werden,  welcher  bei  der  Protestaufnahme  nicht  die  Einrede  der 
Fälschung  seiner  Annahme  erhoben  hat.  Dasselbe  findet  gegenüber  jedem 
der  andern  solidarisch  Haftenden  statt,  gegen  welchen  protestirt  worden, 
oder  welchem  der  Protest  gehörig  notifizirt  worden  ist. 

676.  Gegen  die  Exekutivklage  aus  Wechseln  wird  keine  weitere 
Einrede  zugelassen,  als  die  der  Fälschung,  Zahlung,  Kompensation  mit 
liquider  und  eintreibbarer  Forderung,  der  Verjährung  oder  Erlöschung 
(Caducität)  des  Wechsels  und  eines  vom  Kläger  bewilligten  Aufschubes 
oder  Nachlasses,  was  durch  öffentliche  oder  gerichtlich  anerkannte  Privat- 
urkunde zu  beweisen  ist. 

Jede  andere  Einrede,  welcher  Art  sie  auch  sei,  hindeit  den  Fort- 
gang des  Exekutivverfahrens  nicht. 
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677.  Der  Betrag,  welchen  ein  (iläubiger  dem  von  ihm  wegen 
Zahlung  oder  Einlösung  eines  Wechsels  belangten  Schuldner  erlässt, 
oder  nachlässt^  wird  als  erlassen  auch  gegenüber  den  übrigen  angesehen, 
welche  für  Eingang  des  Wechsels  haften. 

Diese  Bestimmung  ist  auf  den  Fall  des  erzwungenen  Nachlasses 
nicht  anwendbar.  Ungeachtet  des  mit  einem  der  falliten  Schuldner  ge- 
schlossenen Nachlassyertrages  behält  der  Gläubiger  sein  Elagerecht 
gegen  die  nicht  zahlungsunfähigen  Mitschuldner  für  den  ganzen  Wechsel- 
betrag. 

678.  Ohne  Zustimmung  des  Gläubigers  dürfen  die  Richter  keine 
Frist  für  die  Erfüllung  der  durch  Wechsel  eingegangenen  Verpflichtungen 
bewilligen. 

KAPITEL  Vm. 
Vom  Aval. 

679.  Der  Aval  ist  die  schriftliche  Verpflichtung,  welche  ein  Dritter 
auf  sich  nimmt,  für  Zahlung  eines  Wechsels  am  Verfalltage  einzustehen 
(zu  garantiren). 

Der  Aval  ist  eine  besondere  Verpflichtung,  unabhängig  von  der- 
jenigen, welche  der  Indossant  und  Acceptant  eingeht. 

680.  Der  Aval  muss  schriftlich  abgefasst  und  auf  dem  Wechsel 
selbst  oder  in  besonderer  Urkunde  niedergeschrieben  werden. 

681.  Deijenige,  welcher  einen  Aval  unterzeichnet  hat,  kann  dem 
Wechselinhaber  alle  Einreden  entgegensetzen,  die  jedem  der  Haupt- 
schuldner, für  die  er  sich  verbürgt  hat,  zustehen. 

682.  Der  Aval  kann  unbeschränkt  oder  beschränkt  sein. 
Deijenige,  welcher    unbeschränkten  Aval  ttbeminunt,   haftet  für 

Zahlung  des  Wechsels  solidarisch  in  derselben  Weise  wie  der  Aussteller 
und  die  Indossanten. 

Der  beschränkte  Aval  ist  ein  solcher,  welcher  die  Haftung  auf 
ausdrücklich  bestimmte  Zeiten,  Fälle,  Beträge  oder  Personen  begrenzt. 
In  diesen  Grenzen  gegeben,  erzeugt  er  nur  jene  Haftbarkeit,  welche 
der  Unterzeichner  übernahm,  verleiht  diesem  auch  keine  weiteren  Rechte, 
als  gegen  die  Person,  für  welche  er  gebürgt  hat,  und  gegen  die  firüheren 
Indossanten. 

683.  Im  Falle  des  Protestes  Mangels  Zahlung  hat  sich  der  Inhaber 
innerhalb   der  im  Art.   663   vorgeschriebenen   Fristen  an   den   Unter- 
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Zeichner   des  Avals  zu  wenden,  widrigenfalls  er  sein  Elagerecht  gegen 
denselben  verliert. 

684.  Frauen,  welche  nicht  Handel  treiben,  können  sich  fdr  einen 
Wechsel  nur  in  der  von  den  bürgerlichen  Gesetzen  vorgeschriebenen 
Form  verbürgen. 

KAPITEL  IX. 
Von  der  Zahlung. 

685.  Die  Wechsel  müssen  in  der  Münzsorte  bezahlt  werden, 
auf  welche  sie  lauten. 

Wenn  jedoch  die  angegebene  Münze  im  Handelsverkehr  der  Republik 
keinen  Cours  hat,  so  ist  der  Wechselbetrag  in  Landeswährung  nach 
dem  Wechselcourse  des  Verfalltages  am  Zahlungsort  umzurechnen. 

686.  Der  Bezogene,  welcher  den  Wechsel  vor  der  Verfallzeit 
zahlt,  haftet  für  dessen  Betrag,  wenn  sich  ergiebt,  dass  er  nicht  an  eine 
berechtigte  Person  gezahlt  hat. 

Tritt  inzwischen  in  dem  Geschäftsbetrieb  des  Zahlers  Falliment 
ein,  so  bleibt  die  im  voraus  geschehene  Zahlung  wirkungslos,  vom  Tage, 
an  welchem  nach  Ausspruch  des  Gerichts  die  wirkliche  Zahlungseinstellung 
stattgefunden  hat,  und  der  Wechselinhaber  hat  den  vom  Falliten  erhaltenen 
Betrag  an  die  Fallimentsmasse  zurückzuzahlen,  wogegen  ihm  der  Wechsel 
zur  Geltendmachung  seines  Rechts  zurückzugeben  ist. 

687.  Der  Inhaber  eines  Wechsels  ist  in  keinem  Falle  verpflichtet, 
den  Betrag  vor  der  Verfallzeit  anzunehmen. 

688.  Die  auf  eine  Sekunda,  Tertia,  Quarta  u.  s.  w.  geleistete 
Zahlung  eines  Wechsels  ist  gültig,  wenn  die  Sekunda,  Tertia,  Quarta  u.  s.w 
besagt,  dass  die  Zahlung  geschehen  möge,  sofern  sie  nicht  gegen  ein 
anderes  Exemplar  geleistet  wurde. 

689.  Wer  einen  Wechsel  auf  Grund  einer  Sekunda,  Tertia, 
Quarta  u.  s.  w.  zahlt,  ohne  das  Exemplar,  welches  seine  Annahme 
trägt,  zurückzunehmen,  hat  dem  Inhaber  des  angenommenen  Exemplars 
nochmals  zu  zahlen,  vorbehaltlich  seines  Rückgriffs  auf  denjenigen, 
welchem  er  ohne  Grund  (indebite)  gezahlt  hatte. 

690.  Der  Mitmiterzeichner  eines  Wechsels  ist  zur  Zahlung  des 
Betrages  verpflichtet,  auch  wenn  der  Wechsel  betrügerischerweise  durch 
irgend  einen  Mittelsmann  übertragen  wurde,  sofern  der  Inhaber  ihn  gnt- 
gläubig,  im  Verlauf  seiner  gewöhnlichen  Geschäfte,  von  einer  zur  Ueber- 
tragung  befugten  Person  erhalten  hat. 
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691.  Die  dem  Inhaber  des  fälligen  Wechsels  geleistete  Zahlung 
wird  als  gültig  yermnthet,  fsofem  nicht  sein  Betrag  Kraft  eines  Befehls 
der  zuständigen  Behörde  vorher  mit  Beschlag  belegt  worden  war. 

692.  Die  Beschlagnahme  des  Wechselbetrages  kann  nur  verfügt 
werden,  falls  der  Wechsel  verloren  oder  gestohlen  wurde,  oder  der 
Inhaber  in  Falliment  gerathen  ist. 

693.  Sobald  Seitens  einer  bekannten  Person  an  den  Zahler  eines 
"Wechsels  das  Ersuchen  gestellt  wird,  den  Wechselbetrag  wegen  einer 
der  im  vorigen  Artikel  erwähnten  Ursachen  zurückzubehalten,  muss  die 
Auszahlung  für  den  Rest  des  Tages  der  Präsentation  verschoben  werden; 
ivenn  aber  innerhalb  desselben  nicht  die  f[)rmlicbe  Beschlagnahme  zu- 
gestellt wird,  ist  zur  Zahlung  zu  schreiten. 

694.  Der  Inhaber  des  Wechsels,  welcher  dessen  Zahlung  verlangt, 
ist  verpflichtet,  die  Identität  seiner  Person  dui'ch  Urkunden  oder  durch 
Personen,  welche  für  dieselbe  bürgen,  nachzuweisen. 

695.  Die  auf  Rechnung  des  Wechselbetrages  durch  den  Bezogenen 
geleisteten  Zahlungen  werden  auf  dem  Wechsel  selbst  vermerkt  und  ver- 
mindern um  ebensoviel  die  Haftung  des  Ausstellers  oder  Indossanten. 

KAPITEL  X. 
Yon  der  Intervention  bei  der  Annahme  und  Zahlung. 

696.  Nachdem  ein  Wechsel  Mangels  Annahme  oder  Zahlung  pro- 
testirt  ist,  kann  jeder  Dritte  zugelassen  werden,  den  Wechsel  für 
Rechnung  oder  zu  Ehren  des  Ausstellers  oder  irgend  eines  der  zur 
Zahlung  Verpflichteten  anzunehmen  oder  zu  zahlen,  obgleich  er  zu  diesem 
■Schritte  nicht  bevollmächtigt  worden  ist. 

Der  Aussteller  selbst  oder  irgend  ein  anderer  für  das  Ergebniss 
des  Wechsels  Haftender  kann  sich  zur  Acceptation  oder  Zahlungsleistung 
erbieten. 

697.  Die  Intervention  bei  der  Annahme  oder  bei  der  Zahlung  ist  in 
Fortsetzung  des  Protestes  zu  beurkunden,  mit  Unterschrift  des  Inter- 
venienten  und  des  Notars,  sowie  unter  Angabe  des  Namens  desjenigen, 
für  dessen  Rechnung  jener  intervenirt. 

698.  Wer  einen  Wechsel  durch  Intervention  acceptirt,  haftet  für 
dessen  Zahlung,  als  ob  der  Wechsel  auf  ihn  gezogen  wäre,  und  muss 
•innerhalb  vierundzwanzig  Stunden   oder  mit   zweiter   Post    von   dessen 

Annahme  Nachricht  geben. 
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699.  Der  durch  Intervention  unter  Protest  acceptirte  Wechsel 
kann  ausserdem  durch  einen  andern  im  Namen  eines  der  andern  fiir  da» 
Ergebniss  des  Wechsels  Haftenden  acceptirt  werden. 

700.  Die  Intervention  bei  der  Annahme  hindert  den  Wechselinhaber 
nicht,  von  dem  Aussteller  oder  dem  Indossanten  Sicherheit  f&r  den  Er- 
folg des  Wechsels  zu  fordern. 

Der  Inhaber  ist  nicht  verpflichtet,  die  Annahme  durch  Intervention 
sich  gefallen  zu  lassen,  wohl  aber  die  Zahlung,  welche  durch  Inter* 
vention  geschieht.  In  beiden  Fällen  müssen  die  betreffenden  Proteste 
erhoben  werden. 

701.  Der  Inhaber  des  Wechsels  hat,  auch  wenn  schon  eine  An- 
nahme durch  Intervention  stattfand,  die  Annahme,  welche  der  Bezogene 
vornehmen  will,  zuzulassen;  aber  er  ist  nicht  verpflichtet,  den  Inter- 
venienten  von  der  übernommenen  Verpflichtung  zu  entbinden. 

702.  Wenn  derjenige,  welcher  die  Annahme  des  Wechsels  ver- 
weigert und  den  Protest  Mangels  Annahme  veranlasst  hat,  sich  zur 
Verfallzeit  erbietet,  ihn  zu  zahlen,  so  ist  er  vor  demjenigen,  welcher  durch 
Intervention  angenommen  hat,  und  vor  jedem  Andern,  welcher  bei  der 
Zahlung  interveniren  wollte,  zur  Zahlung  zuzulassen;  er  ist  aber  ver- 
pflichtet, alle  durch  seine  unterlassene  Annahme  verursachten  Kosten 
und  Schäden  ebenfalls  zu  ersetzen. 

703.  Wenn  mehrere  zugleich  sich  melden,  um  bei  der  Zahlung  eines 
Wechsels  zu  interveniren.  so  ist  demjenigen  der  Vorzug  zu  geben^ 
welcher  für  den  Bezogenen  oder  den  Aussteller  intervenirt,  und  wenn 
alle  für  Indossanten  interveniren  wollen,  so  ist  derjenige  zuzulassen^ 
welcher  t&r  den  von  älterem  Datum  eintreten  will. 

704.  Wer  einen  Wechsel  durch  Intervention  unter  dem  be- 
treffenden Proteste  zahlt,  tritt  in  alle  Rechte  und  Pflichten  des  In- 
habers ein.  Wenn  er  für  den  Bezogenen  zahlt,  so  hat  er  allein  gegen 
diesen  den  Bückgriff.  Auch  gegen  den  Aussteller  hat  er  ihn,  wenn  der 
Bezogene  keine  Deckung  besass;  in  keinem  Falle  jedoch  hat  er  ihur 
gegen  die  Indossanten. 

Zahlt  er  für  Rechnung  oder  zu  Ehren  der  Unterschrift  des  Aus- 
stellers, so  haftet  ihm  dieser  allein  fiir  den  bezahlten  Betrag,  ob 
Deckung  vorlag  oder  nicht;  und  alle  Indossanten  bleiben  frei. 

Wenn  er  für  Rechnung  eines  Indossanten  zahlt,  so  hat  er  daa 
gleiche  Rückforderungsrecht  gegen  den  Aussteller,  und  ausserdem  gegen 
den  Indossanten,  für  welchen  er  intervenirte,  und  gegen  die  übrigen^ 
welche  demselben  in   der   Reihe   der  Indossamente   vorausgehen;   aber 
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nicht  gegen  die    Späteren   Indossanten,   welche  von  ihrer  Haltbarkeit 
l)efTeit  sind. 

Ueberhaupt  befreit  die  für  Rechnung  des  Bezogenen  oder  des 
Ausstellers  geschehene  Zahlung  durch  Intervention  die  nachfolgenden 
Indossanten. 

705.  Der  Bezogene ,  welcher  nach  verweigerter  Annahme  des 
Wechsels  zu  Ehren  der  Unterschrift  des  Ausstellers  oder  irgend  eines 
Indossanten  zahlt,  wird  wie  ein  fremder  Intervenient  angesehen,  und 
«s  sind  auf  ihn  die  Vorschriften  des  vorigen  Artikels  anwendbar. 

706,  Wer  einen  präjudicirten  Wechsel  durch  Intervention  zahlt, 
hat  nur  das  Klagerecht,  welches  dem  Inhaber  gegen  den  Aussteller,  der 
nicht  rechtzeitig  Deckung  geliefert  hatte,  zustehen  würde. 


KAPITEL  XI. 
Von  den  abhanden  gekommenen  oder  verlorenen  Wechseln. 

707.  Wer  Inhaber  eines  vor  der  Annahme  oder  nach  dem 
Protest  Mangels  Annahme,  verlorenen  oder  abhanden  gekommenen  Wechsels 
gewesen  ist,  hat  das  Recht,  Mittelst  der  gewöhnlichen  Klage  vom  Aus- 
steller die  Zahlung  zurückzufordern,  indem  er  sich  als  Eigenthümer  des 
Wechsels  ausweist  und  genügende  Sicherheit  stellt. 

Wenn  der  Verlust  nach  der  Annahme  eintritt,  so  ist  der  Acceptant 
verpflichtet,  den  Wechselbetrag  für  Rechnung  dessen,  dem  er  gebührt, 
2U  hinterlegen.  Der  Inhaber  kann  die  Herausgabe  des  Hinterlegten  nur 
fordern,  indem  er  dem  Accep tauten  genügende  Sicherheit  leistet. 

708.  Der  Acceptant  eines  Wechsels,  von  welchem  die  Zahlung 
gegen  ein  anderes,  als  das  von  ihm  angenommene  Exemplar  gefordert 
wird,  ist  nur  dann  verpflichtet,  sie  zu  leisten,  wenn  der  Inhaber  für  den 
Werth  des  Wechsels  genügende  Sicherheit  bestellt.  Wenn  er  trotz  der 
Sicherheit  die  Zahlung  verweigert,  so  findet  der  Protest  Mangels 
Zahlung  statt. 

709.  Die  in  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  be- 
istellte Sicherheit  kann  erst  dann  wieder  freigegeben  werden,  wenn  der 
abhanden  gekommene  Wechsel  präsentirt  wird,  oder  nachdem  die  Ver- 
jährung vollendet  ist. 

710.  Der  Eigenthümer  eines  abhandengekommenen  Wechsels  oder 
dessen  Bevollmächtigter  muss  dem  Aussteller  und  dem  letzten  Indos- 
santen sofort  Nachricht    geben   und   dem   Bezogenen   gerichtliche   Mit- 
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theilung  machen,  damit  er  nicht  acceptire,  oder  wenn  er  schon  ac- 
ceptirt  hatte,  nicht  zahle,  ohne  Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung 
zu  fordeni. 

711,  Die  Einforderung  des  Exemplars,  welches  an  Stelle  des  ver- 
lorenen Wechsels  treten  soll,  muss  durch  den  letzten  Inhaber  an  seinen 
Cedenten,  und  so  weiter  von  Indossant  zu  Indossant  bis  zum  Aussteller 
eingehen. 

Keiner  darf  seinen  Namen  und  seine  Beihülfe  zur  Ausfertigung 
des  neuen  Exemplars  verweigern,  sofern  derjenige,  welcher  den  Wechsel 
verloren  hatte,  die  zu  dessen  Erlangung  erwachsenden  Kosten  trägt. 


KAPITEL  XII. 
Von  den  Protesten. 

712.  Die  Proteste  der  Wechsel,  sei  es  Mangels  Annahme  oder 
Jtfangels  Zahlung,  sind  durch  einen  Notar  und  vor  zwei  Zeugen  aufzu- 
nehmen, welche  Ortseinwohner,  aber  weder  Familienglieder*)  noch  Be- 
dienstete des  Notars  sind. 

713.  Jeder  Mangels  Annahme  oder  Mangels  Zahlung  zu  protestirende 
Wechsel  muss  innerhalb  24  Stunden  nach  dem  Tage,  an  welchem  der- 
selbe hätte  acceptirt  oder  gezahlt  werden  sollen*^),  zum  Notar  ge- 
bracht werden.  Der  Protest  muss  an  dem  unmittelbar  folgenden  Tage, 
welcher  kein  Feiertag  ist,  förmlich  aufgenommen  werden. 

Die  Proteste  sind  nothwendiger weise  vor  drei  Uhr  Nachmittags 
zu  erheben  und  die  Notare  haben  die  Wechsel  in  Gewahrsam  zu  be- 
halten, ohne  diese  selbst  oder  die  Protesturkunde  bis  nach  Sonnenunter- 
gang des  Tages  der  Aufnahme  dem  Inhaber  einzuhändigen.  Wenn  sich 
inzwischen  der  Zahler  meldet,  um  den  Wechsel  zu  acceptiren  und  die 
Protestkosten  zu  zahlen,  oder  um  den  Wechselbetrag  und  die  Kosten 
des  Protestes  zu  berichtigen,  so  bleibt  dieser  wirkungslos. 

1)  „comensales"  (wörtlich:  Tischgenossen). 

^)  Nach  dem  neuen  Portugiesischen  H.G.B.  muss  der  Protest  Mangels 
Zahlung  am  folgenden  oder  nächstfolgenden  Tage  erhoben  werden,  Art.  327 
H.G.B.  (cfr.  H.  d.E.  Nachtrag  I  S.  95).  Ueber  den  Protest  Mangels  Annahme 
vergl.  Art.  293  H.G.B.  Nach  dem  neuen  Spanischen  Becht  ist  der  Protest  am 
nächstfolgenden  Tage  und  zwar  bis  Sonnenuntergang  zu  erheben,  Art.  504  H.G.B. 
(cfr.  H.  d.E.  Bd.  V,  1  S.  81);  über  Protest  bei  Nothadressen  vergl.  Art.  507  H.G.B. 
Nach  Deutschem  Etcht  ist  die  Protesterhebung  am  Zahlungstage  zulässig» 
muss  aber  spätestens  am  zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlangstage  geschehen, 
Arr.  41  A.  d.  W.  0* 
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714.  Die  Wechsel,  welche  nicht  am  Verfalltage  zur  Einziehung 
präsentirt  und  Mangels  Zahlung  nicht  in  der  Frist  des  vorher- 
gehenden Artikels  protestirt  werden,  gelten  als  präjudicirt,  und  jedes 
Elagerecht  gegen  Aussteller  und  Indossanten  geht  verloren,  ausgenommen 
folgende  Fälle: 

bezüglich  des  Ausstellers,  wenn  er  nicht  Deckung  zur  Ver- 
fügung des  Acceptanten  gehalten  hatte,  oder  wenn  er  sie  hielt, 
dieser  (aber)  vor  Verfall  in  Falliment  gerathen  war. 

bezüglich  der  Indossanten,  wenn  der  Acceptant,  der  Aus- 
steller und  die  vorhergehenden  Indossanten  vor  Verfall  des 
Wechsels  in  Falliment  gerathen  waren. 

bezuglich  beider,  im  Falle  des  Artikels  672  ^),  oder  wenn  die 
Gesetze  des  Landes,  in  welchem  der  Wechsel  gezahlt  werden 
sollte,  der  Erhebung  des  Protestes  unmittelbar  oder  mittelbar  ein 
Hinderniss  entgegensetzen. 

715.  Die  Verhandlungen  betr.  den  Protest  müssen  mit  demjenigen 
in  Person  aufgenommen  werden,  auf  den  der  Wechsel  gezogen  ist. 
Falls  er  nicht  in  seiner  Wohnung  anzutreflfen  ist,  sind  sie  mit  seinen 
Bediensteten,  oder  in  deren  Ermangelung  mit  seiner  Ehefrau  oder  seinen 
volljährigen  Söhnen  aufzunehmen,  wobei  demjenigen,  mit  welchem  die 
Verhandlung  aufgenommen  wurde,  sofort  Abschrift  des  Protestes  selbst 
zurückzulassen  ist. 

Hat  er  weder  Bedienstele,  noch  Ehefrau  oder  volljährige  Söhne, 
so  sind  die  Verhandlungen  mit  der  Gemeinde-Behörde  des  Ortes,  in  der 
im  folgenden  Artikel  vorgeschriebenen  Form  aufzuehmen. 

716.  Das  gesetzliche  Domizil  zur  Aufnahme  des  Protestes  ist: 

1.  dasjenige,  welches  im  Wechsel  angegeben  ist; 

2.  in  Ermangelung  einer  Angabe  dasjenige,  welches  der  Zahler 
gegenwärtig  inne  hat; 

3.  in  Ermangelung  beider  sein  letztbekanntes  Domizil. 

Ist  das  Domizil  des  Zahlers  auf  keine  der  erwähnten  drei  Arten 
zu  ermitteln,  so  haben  die  Protestverhandlungen  mit  dem  Vorsteher 
oder  dem  Sekretär  der  Gemeindebehörde  des  Ortes  oder  in  deren  Er- 
mangelung mit  der  Gerichtsbehörde  des  Ortes  ■^)  stattzufinden. 


1)  cf.  üben  S.  144. 

-)  Die  Worte  „oder  in  deren  Ermangelung  mit  der  Grerichtsbehörde 
des  Ortes"  sind  dem  entsprechenden  Artikel  (892)  des  früheren  Gesetzbuchs 
hinzugefügt. 
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717,  Die  Protesturkande  müss  nothwendigerweise  enthalten: 

1.  die  wörtliche  Abschrift  des  Wechsels,  der  Annahmeerklftnmg, 
der  Indossamente,  des  etwa  vorhandenen  Ayals  und  der 
Nothadressen,  in  derselben  Reihe  und  Form,  wie  sie  aas  dorn 
Wechsel  sich  ergeben; 

2.  die  Angabe  über  die  an  den  Bezogenen  und  die  sonst  dabei 
betheiligten  Personen  gerichtete  Aufforderung,  dass  sie  accep- 
tiren  oder  zahlen ,  oder  den  Grund  der  Nichtannahme  oder 
Nichtzahlung  angeben  möchten,  und  die  ertheilte  Antwort 
oder  die  Versicherung,  dass  keine  gegeben  wurde ; 

3.  die  Aufforderung  an  denjenigen,  gegen  welchen  protestirt 
wird,  die  Urkunde  zu  unterzeichnen,  und  die  Grunde,  ans 
welchen  er  sich  dessen  weigerte; 

4.  die  Androhung  von  Kosten  und  Schadenersatz  bezfiglich 
aller  Wechselverpflichteten; 

5.  die  Unterschrift  desjenigen,  welcher  protestirt,  oder  die  Er- 
klärung, dass  er  zu  schreiben  nicht  verstand  oder  nicht  ver- 
mochte ; 

6.  die  Angabe  von  Stunde,  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Aufnahme 
des  Protestes. 

718,  Der  Notar  hat  den  Betheiligten,  welche  es  fordern,  beglaulMgte 
Abschrift  des  Protestes  zuzufertigen  und  den  protestirten  Wechsd  in 
Urschrift  mit  entsprechendem  Vermerk  zurückzugeben,  und  haftet,  neben 
den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Strafen,  für  den  aus  irgend  welcher 
Unregelmässigkeit  des  Protestes  erfolgenden  Schaden  und  Nachtheil. 

719,  Nachdem  der  Protest  gegenüber  dem  direkten  Zahler  des 
Wechsels  aufgenommen,  ist  in  fortlaufender  Handlung  an  die  auf  dem- 
selben angegebenen  Nothadressen  zurückzugehen,  und  es  sind  im  Proteste 
die  von  den  Adressen  abgegebenen  Erklärungen  und  ihre  Annahme  oder 
Zahlung,  sofern  sie  sich  dazu  verstanden,  festzustellen. 

720,  Wenn  derjenige,  welcher  im  Falle  der  Noth  den  Wechsel 
zahlen  sollte,  Zahlung  leistet,  so  hat  er  nur  gegen  denjenigen,  der  die 
Adresse  beifügte,  und  gegen  keinen  anderen  Wechselverpflichteten,  ein 
Klagerecht. 

721,  Der  Wechselinhaber  ist  nicht  verpflichtet,  bei  der  Noth- 
adresse  Protest  zu  erheben;  wenn  er  es  aber  unterlässt,  so  dürfen  der 
Indossant,  welcher  die  Nothadresse  beisetzte,  und  dessen  Cessionare  (Nach- 
männer) die  Zahlung  so  lange  verweigern,  als  der  Inhaber  sich  nicht  an 
die  Adresse  wendet,  sofern  sie  beweisen,  dass  vom  Datum  des  bei  dem 
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Haiiptschaldner  aufgenommenen  Protestes  die  Adresse  für  die  Zahlang 
des  Wechsels  und  der  Kosten  des  bei  dem  Acceptanten  aufgenommenen 
Protestes  Deckung,  welche  dem  Indossanten  gehört,  besass  und  zu  be- 
sitzen nicht  aufgehört  hat. 

733.  Alle  Verhandlungen  über  den  Protest  eines  Wechsels  sind 
fortlaufend  und  in  der  eingehaltenen  Beihenfolge  in  eine  einzige  Urkunde 
aufzunehmen,  von  welcher  der  Notar  in  der  im  vorhergehenden  Artikel 
vorgeschriebenen  Form  Abschrift  zu  ertheilen  hat. 

733.  Keine  Handlung  und  keine  Urkunde  kann  die  Unterlassung 
und  den  Mangel  des  Protestes  ersetzen,  um  die  Klagerechte  zu 
wahren,  welche  dem  Inhaber  gegen  die  ilir  das  Ergebniss  des  Wechsels 
haftenden  Personen  zustehen,  ausgenommen  die  in  Art.  710  und  1411 
vorgesehenen  Fälle  0. 

734.  Weder  durch  den  Tod,  noch  durch  das  Falliment  des  Be- 
zogenen wird  der  Inhaber  der  Pflicht  enthoben,  den  Wechsel  Mangels 
Annahme  oder  Zahlung  protestiren  zu  lassen. 

726.  Der  Wechsel  kann  vor  Verfall  Mangels  Zahlung  protestirt 
werden,  wenn  der  Zahler  in  Falliment  geräth,  und  sobald  dies  geschehen, 
steht  dem  Inhaber  sein  Anspruch  sofort  gegen  diejenigen  zu,  welche  für 
das  Ergebniss  des  Wechsels  haften. 

Der  Aussteller  und  die  Indossanten  können  im  Falle  der  Inanspruch- 
nahme die  Zahlung  bis  zum  Verfalltage  verschieben,  wenn  sie  die  in 
Art.  651  vorgeschriebene  Sicherheit  bestellen. 

KAPITEL  XIII. 

Von  dem  Rückwechsel  oder  der  Rücktratte. 

726.  Der  Inhaber  eines  gehörig  protestirten  Wechsels  kann  auf 
eine  der  folgenden  Arten  sich  bezahlt  machen: 

1.  indem  er  vom  Orte,  wo  der  ursprüngliche  Wechsel  gezahlt 
werden  sollte,  auf  den  Aussteller  oder  einen  der  Indossanten 
einen  neuen  Wechsel  oder  einen  Riickwechsel  zieht,  und  zwar 
für  die  Hauptsumme,  die  Zinsen,  Bicambiospesen  und  ge- 
setzlichen Kosten,  in  der  Weise,  dass  er,  nach  Deckung  der 
Kosten  und    Zinsen,   am   Orte,   wo   die   Zahlung  zu  leisten 


^)  Der  erste  Fall  betriffc  den  abhanden  gekommenen  Wechsel,  der 
zweite  das  Fal lim  ent;  hier  ersetzt  die  Entscheidung,  welche  den  Inhaber  ver- 
urtheilt  hat,  das  unter  Kenntniss  der  Zahlungseinstellung  Empfangene  zurück- 
zuerstatten, den  Protest. 
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war,  genau  dasselbe  erhält,  was  er  empfangen  hätte,  wenn 
der  Wechsel  gezahlt  worden  wäre; 
2.  indem  er  den  Wechsel  nebst  Protesturkunde  nach  dem  Orte, 
wo  derselbe  ausgestellt  oder  indossirt  war,  zurücksendet,  damit 
der  Wechsel  daselbst  durch  den  Aussteller  oder  Indossanten 
gezahlt  werde,  in  dem  nämlichen  Betrage,  auf  welchen  er  lautet, 
in  Landesmünze  umgerechnet,  zum  Course  des  Tages,  an 
welchem  die  Zahlung  geleistet  wird,  und  wenn  an  demselben 
kein  Cours  stattfand,  m  dem  letztfestgestellten,  mit  den 
Zinsen  seit  dem  Tage,  an  welchem  das  Geld  für  den  Wechsel 
gegeben  wurde,  bis  zum  Tage  der  Einziehung,  und  mit  den 
gesetzlichen  Spesen  oder  Kosten. 

727.  Der  Indossant,  welcher  den  protestirten  Wechsel  gezahlt 
hat,  ist  berechtigt,  sich  von  dem  Aussteller  oder  irgend  einem  der  vor- 
stehenden Indossanten  in  der  durch  den  vorigen  Artikel  festgesetzten 
Form  Zahlung  auf  die  nämliche  Weise  zu  verschaffen,  wie  er  selbst  sie 
geleistet  hat. 

728.  Wenn  der  Aussteller  oder  irgend  einer  der  Indossanten  bei 
Begebung  des  Wechsels  durch  eine  auf  den  Wechsel  selbst  geschriebene 
Erklärung  die  Plätze  beschränkt  hat,  an  welche  derselbe  begeben  werden 
könnte,  so  hat  er  nur  für  Coursunterschied,  Eommissions-  und  Makler- 
gebühr der  Rückwechsel  oder  der  Rücksendungen  des  Wechsels  von  jenen 
Plätzen  zu  haften,  welche  seine  Erklärung  umfasst. 

729.  Dem  Rückwechsel  oder  der  Rücktratte  ist  beizulegen: 

1.  der  protestirte  Wechsel  selbst  und  die  Protesturkunde; 

2.  eine  Retour-Rechnung,  welche  den  Namen  dessen,  auf  welchen 
der  Rückweclisel  gezogen  wird,  den  Ricambio  (Rückwechsel- 
cours),  zu  welchem  derselbe  begeben  wurde,  und  den  Betrag 
des  Wechsels,  der  Zinsen  und  Kosten  enthalten  muss. 

Wird  der  Rückwechsel  auf  irgend  einen  Indossanten  gezogen, 
so  muss  ihm  ausserdem  eine  Urkunde  beigefügt  werden,  welche  den 
Wechselcours  vom  Orte,  wo  der  Wechsel  zaldbar  war,  auf  den  Ort, 
wo  er  ausgestellt  wurde,  oder  auf  jenen,  wo  die  Wiedereinlösung  er- 
folgte, nachweist. 

Der  Ricambio  soll  nicht  gefordert  werden ,  wenn  die  erwähnten 
Urkunden  nicht  der  Retourrechnung  beiliegen. 

730.  Der  Ricambio  hat  sich  nach  dem  laufenden  Course  zu  richten, 
welcher  an  dem  Orte  der  Ausstellung  auf  den  Ort  der  Zahlung  des 
Rtickwechsels  stattfindet. 
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Diese  UebereiDStimmung  in  den  verschiedenen  Fällen  des  vor- 
stehenden Artikels  ist  in  der  KetoniTechnung  selbst  durch  Bescheinigung 
von  Seiten  zweier  Mäkler,  oder,  wo  keine  Mäkler  sind,  zweier  Kaufleute, 
zu  bestätigen. 

731.  Die  Bicambios  dürfen  nicht  gehäuft  werden;  vielmehr 
hat  jeder  Indossant,  wie  auch  der  Aussteller,  nur  einen  einzigen  zu 
tragen. 

Der  ßioambio  hat  sich  hinsichtlich  des  Ausstellers  nach  dem 
Wechselcourse  zwischen  dem  Orte  der  Ausstellung  und  jenem  der 
Zahlung  zu  richten;  und  hinsichtlich  der  Indossanten  nach  dem 
Course,  welcher  am  Orte,  wo  die  Wiedereinlösung  erfolgt,  auf  jenen 
besteht,  wo  die  Indossirung  geschah. 

732.  Besteht  zwischen  den  verschiedenen  Orten  kein  Wechsel- 
cours,  so  hat  sich  der  Eicambio  nach  dem,  in  der  vorgeschriebenen 
Form  bescheinigten  W^echselcourse  zu  richten,  welchen  der  nächste  Platz 
mit  dem  Orte  hat,  wo  der  Rückwechsel  bezahlt  werden  soll. 

733.  Die  Eückwechsel  müssen  bei  der  ersten,  nach  dem  Proteste 
sich  bietenden  Gelegenheit  gezogen  und  es  darf  niemals  die  im  Art.  652 
bezeichnete  Zeit  *)  überschritten  werden. 

734.  Die  Rückwechsel  oder  Rücktratten  dürfen  nur  nach  jenem 
Platz  begeben  werden,  wo  die  ursprünglichen  Wechsel  ausgestellt  oder 
begeben  wurden. 

KAPITEL  XIV. 
Allgemeine  Vorschriften. 

735.  Der  Wechsel  begründet  bezüglich  eines  jeden  Unter- 
zeichners eine  für  sich  bestehende  und  persönliche  Verpflichtung. 
Alle  Indossanten  haften  tür  die  Zahlung  der  ganzen  Summe  nicht  nur 
dem  Inhaber,  sondeni  auch  den  Indossanten ;  und  sie  können  sich  im  Ver- 
hältniss  zu  einander  nur  durch  Zahlung  der  ganzen  Forderung  befreien, 
auch  dürfen  sie  nicht  verlangen,  dass  der  Inhaber  vorher  die  in  der 
Reihe  der  Indossamente  näheren  Mitschuldner  belange. 

736.  Alle,  welche  Wechsel  ausstellen  oder  zur  Ausstellung  Auftrag 
geben,  Wechsel  indossiren  oder  acceptiren,  oder  Wechselbürgschaft  zeichnen, 
haften,  auch  wenn  sie  nicht  Kaufleute  sind,  solidarisch  für  die  Wechsel, 
und    sind    zu    deren   Zahlung    nebst   Zinsen   und   etwaigen   Ricambio- 


1)  D.  h.  die  Zeit  bis  zum  Abgang  der  zweiten  Land-,  oder  See-Post,  welche 
nach  dem  Wohnorte  des  Bezogenen  oder  des  Acceptanten  Briefe  befördert. 
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Spesen  und  allen  Kosten  oder  gesetzlichen  Auslagen  yerpflichtet,  mit 
dem  Begressrecht  vom  letzten  Indossanten  bis  zum  Aussteller,  sofern 
der  Wechsel  präsentirt  und  gehörig  protestirt  worden  ist. 

Sie  können  dem  Wechselinhaber  weder  die  Einrede  eigenen  Irrthums 
noch  die  des  Betruges  oder  Zwanges  Seitens  der  ursprfinglichen  Ver- 
tragschliessenden  entgegensetzen. 

737.  Die  Zinsen  des  Mangels  Zahlung  protestirten  Wechsels  sind 
vom  Tage  des  Protestes,  und  die  Zinsen  der  Kosten  vom  Tage,  an 
welchem  sie  entstanden  sind,  zu  entrichten. 

738.  Die  Rechtsstreitigkeiten,  welche  sich  auf  die  wesentlichen 
Erfordernisse  der  Wechsel,  auf  deren  Präsentation,  Acceptation,  Zahlung, 
Protestirung  und  Notificirung  beziehen,  sind  nach  den  Gesetzen  und 
Handelsbräuchen  des  Ortes,  wo  diese  Handlungen  vorgenommen  wurden, 
zu  entscheiden. 

Wenn  jedoch  die  in  ausländischen  Wechseln  enthaltenen  Angaben 
nach  den  Gesetzen  der  Bepublik  genügen,  so  kann  der  Umstand,  dass 
sie  nach  dem  ausländischen  Gesetze  mangelhaft  sind,  gegen  die  in  der 
Bepublik  später  beigefügten  Indossamente  keine  Einrede  begründen. 


Titel  XIV. 

Ton  Ontseheinen,  Billets  oder  Verpflichtnngsscheinen 
(Zahlnnssversprechen,  eigenen  Wechseln). 

739.  Ein  Gutschein,  Zahlungsversprechen  oder  Billet  an  Ordi-e 
ist  ein  schriftliches  Versprechen,  durch  welches  eine  Person  sich  ver- 
pflichtet, selbst  eine  bestimmte  Geldsumme  zu  zahlen. 

740.  Die  Gutscheine,  Zahlungsversprechen  oder  andere  Urkunden, 
welche  die  Verpflichtung  enthalten,  eine  festgesetzte  Summe  in  gewisser 
Fi'ist  an  eine  bestimmte  Person  zu  zahlen,  sind,  sobald  sie  „an  Ordre*' 
gestellt  sind,  als  Wechsel  anzusehen.  Wenn  sie  nicht  an  Ordre  gestellt 
sind,  so  werden  sie  nicht  als  Handelspapiere  erachtet,  sondern  als  blosse 
Zahlungsversprechen,   welche  dem  bürgerlichen  Recht  unterworfen  sind. 

741.  Alles,  was  im  vorhergehenden  Titel  hinsichtlich  der  gezogenen 
Wechsel  bestimmt  ist,  hat  in  gleicher  Weise  als  Regel  für  die  Gut- 
scheine, Billets  oder  Zahlungsversprechen  und  sonstige  Handelspapiere 
zu  dienen,  soweit  es  anwendbar  erscheint. 
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KAPITEL  II»). 
Von  anderen  Handelspapieren  auf  den  Inhaber.    • 

743.  Die  Inhaberpapiere  sind  durch  die  einfache  Uebergabe  über- 
tragbar, und.  der  Inhaber  kann  die  Eechte  ausflben,  welche  ihm  zukämen, 
wenn  sie  (die  Inhaberpapiere)  auf  seinen  eigenen  Namen  ausgestellt 
wären. 

743.  Die  Titel  der  öffentlichen  Rente,  welche  von  dem  Staat,  von 
den  Provinzen  oder  Gemeinden  ausgegeben  werden,  unterliegen,  was 
die  aus  ihrem  Wesen  hervorgehenden  (organischen)  Wirkungen  an- 
betrifft, den  für  ihre  Creation  gegebenen  Gesetzen  und  den  Bestimmungen 
dieses  Titels,  soweit  nicht  die  erwähnten  Spezialgesetze  Vorschriften 
enthalten. 

744.  Die  Titel,  welche  för  Rechnung  oder  mit  Genehmigung  der 
Staatsgewalten,  der  privaten  Gesellschaften  oder  Unternehmungen  aus- 
gegeben werden,  müssen  in  Gemässheit  der  Gesetze,  Dekrete,  Ver- 
ordnungen oder  Statuten,  durch  welche  sie  genehmigt  werden,  abgefasst, 
numerirt  und  gedruckt  werden. 

Die  Zahlungs  -  Veipflichtungen  und  -Bedingungen,  welche  für  die 
Emittenten  bestehen,  sind  auf  ihnen  klar  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
auch  sind  auf  der  Rückseite  die  Stellen  der  Gesetzestexte,  Dekrete, 
Verordnungen  oder  Reglements,  durch  welche  sie  creirt  sind,  abzudrucken. 

Die  Unterlassung  dieser  Massnahmen  verpflichtet  die  Emittenten 
zur  Zahlung  der  Schäden  und  Nachtheile>  welche  daraus  entstehen. 

745.  Ebenso  müssen  die  besagten  Titel  eine  Numerirung  und  die 
wesentlichen  Angaben  enthalten,  welche  die  Gesetze,  Dekrete,  Ver- 
ordnungen oder  Reglements,  um  die  Rechte  der  Inhaber  zu  schützen, 
angeordnet  haben. 

Wenn  einer  dieser  Umstände  mangelt,  überkommen  die  Emittenten 
die  in  dem  vorstehenden  Artikel  festgesetzten  Verbindlichkeiten. 

KAPITEL  m^). 
Von  der  Entwendung,  dem  Verlust  oder  der  Unbl-auchbar- 

machung  der  Titel  und  Coupons. 

746.  Die  Besitzer  von  Inhaberpapieren  sind  verpflichtet,  alle  zu 
deren  Erhaltung  nothwendigen  Vorsichtsmassregeln  zu  beobachten,  und 
haben   die  Folgen   des   Verlustes  derselben,    deren    Entwendung,    der 

1)  Dies  Kapitel  ist  neu. 
*)  Dies  Kapitel  ist  neu. 
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Prellerei,  des  Vertrauensmissbrauchs  und  der  theilweisen  oder  voll- 
ständigen Vernichtung  zu  tragen,  wenn  die  Nichtbeobachtung  dieser 
Vorschrift  nachgewiesen  ist. 

747.  Jeder  Eigenthümer  von  Titeln,  deren  Besitz  ihm  infolge  von 
Entwendung,  Vertrauensmissbrauch,  Prellerei,  Abhandenkommen  oder 
Unbrauchbarmachung  genommen  ist,  hat  die  in  den  folgenden  Artikeln 
angegebenen  Rechte  und  Pflichten. 

748.  Wenn  der  Werth  der  Titel  geringer  ist  als  1000  pesos 
nacionales  ^),  oder  wenn  es  sich  um  Coupons  handelt,  deren  Betrag  die 
nämliche  Summe  nicht  übersteigt,  so  hat  sich  der  Eigenthümer,  der  den 
Besitz  in  irgend  einer  Weise  verloren  hat,  schriftlich  an  die  zuständige 
öffentliche  Behörde  oder  das  Bureau  der  emittirenden  Unternehmung  zu 
wenden,  indem  er  die  Thatsache  anzeigt,  und  alle  Einzelheiten  angiebt, 
welche  nothwendig  sind,  um  die  Titel  zu  recognosciren.  Mitzutheilen 
ist  die  Thatsache  auch  allen  Börsen  und  Märkten  der  Republik,  welche 
sie  während  eines  Monats  in  ihren  Geschäftsräumen  und  in  ihren  ge- 
schäftlichen Bekanntmachungen  zu  veröffentlichen  haben. 

749.  Die  Anmeldung,  welche  dem  Interessenten  sogleich  bei  der 
Eingabe  zu  bescheinigen  ist,  hemmt  die  regelrechte  Wirksamkeit  der 
Titels  oder  Coupons,  welche  diese  zu  Gunsten  des  neuen  Besitzers,  falls 
ein  solcher  vorhanden  ist,  haben  würden. 

750.  Der  Emittent  hat  sofort  dazu  zu  schreiten,  das  von  dem 
Anmeldenden  behauptete  Eigenthum  an  den  Titeln  oder  Coupons  fest- 
zustellen, und  hat,  wenn  der  Beweis  erbracht  wird,  eine  Anzeige  in 
zwei  Amtsblättern  zu  >  eröffentlichen,  wodurch  vorläufig  die  besagten 
Titel  für  nichtig  erklärt  werden;  er  hat  auch  dem  Interessenten  einen 
provisorischen  Ausweis  zu  übergeben,  welcher  nach  zwei  Jahren  gegen 
einen  definitiven  Titel  einzutauschen  ist,  dessen  Ausfertigung  die  näm- 
lichen gesetzlichen  und  handelsüblichen  Wirkungen  erzeugt,  wie  der 
ursprüngliche  Titel,  wenn  während  des  besagten  Zeitraumes  sich  nicht 
ein  Dritter  mit  Gegenansprüchen  gemeldet  hat.  Wenn  das  Kapital  des 
Titels  bereits  zahlbar  war,  so  ist  es  bis  zum  Ablauf  des  bestimmten 
Zeitraumes  oder  gegebenen  Falles  bis  zur  gerichtlichen  Entscheidung  zu 
hinterlegen. 

761.  In  dem  Fall  eines  Widerspruches  eines  Dritten  sind  die 
Vorschriften  anzuwenden,  welche  im  Folgenden  für  Sachen  von  höherem 
Betrage  gegeben  sind. 


^)  Der  Werth  eines  peso  nacional  ist  ungeftJir  4  Mk. 
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752,  Wenn  die  Titel  oder  Coupons  einen  höheren  Werth  haben, 
als  den  in  dem  Art.  748  festgesetzten,  so  hat  der  Interessent  einen 
Notar  anzugehen  und  eine  Urkunde  auszustellen,  welche  enthält: 

1.  die  Bezeichnung,  die  Art,  den  Nennwerth,  die  Nummer  und 
Serie  der  Titel,  wenn  alle  jene  Erfordernisse  vorliegen,  oder 
diejenigen,  welche  zutreffen; 

2.  die  Art,  wie  er  die  Titel  erworben  hat,  und  wenn  möglich, 
das  Datum  oder  die  Zeit  des  Erwerbes; 

3.  die  Zeit,  zu  welcher  er  zuletzt  Dividende  oder  Zinsen  be- 
zogen hat; 

4.  die  Art,  wie  der  Verlust  eingetreten  ist; 

5.  die  Begründung  eines  gesetzlichen  Domizils,  wenn  der  Antrag- 
steller ein  solches  nicht  notorisch  hat. 

753.  Binnen  vierundzwanzig  Stunden  nach  Unterzeichnung  der 
Urkunde,  ist  dieselbe  der  zuständigen  öffentlichen  Behörde  oder  der 
emittirenden  Unternehmung  mitzutheilen ,  auch  ist  dem  Interessenten 
die  Bescheinigung  zu  gewähren,  welche  er  fordert. 

764.  Diese  Mittheilung  suspendirt  die  Wirkung  der  Titel  oder 
Coupons,  die  sie  zu  Gunsten  des  neuen  Inhabers  haben  würden,  nach 
Massgabe  der  Vorschriften  der  folgenden  Artikel;  und  der  Emittent  hat 
eine  Nachricht  einen  Monat  hindurch  mit  einem  Auszug  aus  der  erfolgten 
Anmeldung  in  zwei  Orts-Tagesblättem  zu  veröffentlichen;  auch  hat  er 
den  Börsen  und  Mäklern  die  betreffende  Anzeige  Behufs  der  erforderlichen 
Veröffentlichung  gemäss  Art.  748  zu  machen. 

755.  Fortan  sind  die  fälligen  und  nicht  gezahlten,  und  auch  die 
künftig  fällig  werdenden  Dividenden  oder  Zinsen  in  der  betreffenden 
öffentlichen  Bank  in  den  für  die  Zahlung  festgesetzten  Zeitpunkten  zu 
hinterlegen. 

Nachdem  zwei  Jahre  verstrichen  sind,  ohne  dass  sich  ein  neuer 
Inhaber  der  Titel  oder  Coupons  gemeldet,  hat  der  Interessent  von 
dem  Emittenten  die  Zahlung  der  deponirten  und  der  zukünftig  fällig 
werdenden  Dividenden  und  Zinsen  und  das  Kapital  selbst,  wenn  es  zu 
der  Zeit  einziehbar  ist,  zu  fordern. 

766,  Der  Emittent  hat  die  Zahlungen  unter  Erfordern  einer  ge- 
nügenden Sicherheit  zu  leisten,  welche  nach  zwei  Jahren  heimfällt,  wenn 
während  derselben  keine  Gegenansprüche  erhoben  worden  sind. 

757.  Wenn  innerhalb  der  vier  Jahre,  welche  durch  die  vor- 
stehenden Artikel  bewilligt  sind,  der  neue  Inhaber  der  Titel  oder  Coupons 
sich  nicht  meldet,  so  wird  vermuthet,  dass  diese  nicht  mehr  vorhanden  sind 
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und  es  wird  kein  Widersprach  gegen  die  Anspräche  ihres  urspitinglichen 
Eigenthümers  zugelassen,  indem  der  Emittent  ihm  Duplikate  der  Titel 
ausstellen  muss  und  Anzeigen  zu  veröffentlichen  hat,  durch  welche  die 
Kraftlosigkeit  der  ursprünglichen  Titel  erkläi't  wird. 

Die  Duplikate  haben  alle  gesetzlichen  und  handelsüblichen  Wirkungen, 
welche  jenen  zukamen. 

758.  Die  Emittenten,  welche  die  Zahlungen  nach  Massgabe  der 
Vorschriften  dieses  Titels  geleistet  haben,  werden  von  jeder  Haftbarkeit 
gegenüber  dem  dritten  Besitzer,  welcher  sich  melden  könnte,  befreit 
Wenn  die  Zahlungen  zum  Schaden  des  besagten  dritten  Besitzers  erfolgt 
sind,  so  kann  dieser  eine  persönliche  Ellage  gegen  denjenigen  anstrengen, 
welcher  die  Ansprüche  unter  Anführung  des  Charakters  eines  gesetz- 
massigen  Eigenthümers  der  Papiere  erhoben  hat,  und  gegebenen  Falles 
gegen  die  Sicherheit. 

769,  Wenn  innerhalb  der  Fristen  von  zwei  oder  vier  Jahren, 
welche  in  den  Art.  750  und  757  bestimmt  sind,  sich  ein  dritter  Besitzer 
meldet,  so  hat  dieses  der  Emittent  sofort  und  schriftlich  den  Antragsteller 
wissen  zu  lassen,  unter  gleichzeitiger  Suspendirung  der  Wirkungen  der 
Art.  748  und  753,  wenn  diese  noch  nicht  eingetreten  sind,  oder  ge- 
gebenen Falles  unter  Zurückhaltung  der  Sicherheit,  bis  das  zuständige 
Gericht  über  den  Punkt  entschieden  hat. 

760,  Die  verlorenen  oder  entwendeten  Titel  oder  Coupons  sind 
nach  der  Veröffentlichung  der  Anzeigen,  auf  die  sich  die  Art.  748  und 
754  beziehen,  nicht  begebbar. 

761.  Jede  Begebung  nach  dem  letzten  Tage  der  Veröffentlichung, 
wenn  die  Begebung  an  dem  Platze,  wo  die  Anzeige  veröflEentlicht 
worden  ist,  erfolgt  ist,  oder  nach  15  Tagen,  gerechnet  von  dem  letzten 
Tage  der  Veröffentlichung,  wenn  sie  an  einem  anderen  inländischen 
Platze  bewirkt  ist,  ist  nichtig,  unbeschadet  der  Rechte  des  Käufers 
gegen  den  Verkäufer  und  gegen  den  Mäkler  oder  Versteigerer, 
w^elche  mitgewirkt  haben,  wegen  des  Ersatzes  und  der  Verluste  und 
Nachtheile. 

Der  Käufer  kann  auch  vor  dem  Emittenten  die  Rechte,  welche 
der  erste  Eigenthümer  in  Anspruch  nimmt,  bestreiten. 

763.  Alle  Kosten,  welche  durch  die  in  diesem  Titel  angeordneten 
Massnahmen  verursacht  werden,  gehen  auf  Rechnung  des  an  der  Er- 
haltung seiner  Rechte  Interessirten;  und  in  den  Fällen  eines  Rechts- 
streites hat  sie  derjenige  zu  tragen,   den  die  Prozessgesetze  bestimmen. 
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-  763.  In  allen  Fällen,  in  denen  die  Verniclitung  eines  Titels  den 
Emittenten  gegenüber  erwiesen  ist,  haben  sie  die  VerpflicJitung,  unter  Ver- 
otfentlichnng  von  Anzeigen,  Duplikate  auszustellen. 

764.  Der  durch  irgend  welchen  Anlass  verursachte  Besitzverlust 
eines  Bankbillets  berechtigt  nicht,  ein  anderes  an  seiner  Stelle  zu 
fordern.  Das  theilweise  zerstörte  Billet  ist  nach  Massgabe  der  Gesetze 
und  Eeglements  der  emittirenden  Bank  umzutauschen. 

765.  Der  Eigenthnmer  kann  seinen  Titel  von  einem  dritten 
schlechtgläubigen  Besitzer  innerhalb  der  bezw.  in  den  Art.  750  und 
757  festgesetztten  Fristen  von  zwei  und  vier  Jahren  vindiciren. 


KAPITEL  IV. 
AUgemeine  Bestimmungen. 

766.  In  den  Fällen  von  Fälschung  müssen  die  emittirenden 
Banken,  Behörden  und  Privatuntemehmungen  Anzeigen  mit  allen  zum 
Schutze  des  Publikums  nothwendigen  Angaben  veröffentlichen,  wobei, 
soweit  die  Wirkungen  des  strafrechtlichen  Thatbestandes  in  Frage 
kommen,  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches^)  und 
der  Gesetze ,  Dekrete ,  Verordnungen  oder  Reglements ,  welche  die 
Fälschung  zum  Gegenstande  haben,  zu  verfahren  ist. 

767.  In  allen  Streitfragen  betreffend  Bankbillets  finden  die 
allgemeinen  Vorschriften  dieses  Gesetzbuches  Anwendung,  sofern  sie 
nicht  mit  den  besonderen  Gesetzen  über  diesen  Gegenstand  im  Wider- 
spruch stehen.  Im  Fall  eines  Konflikts  zwischen  beiden  Gesetzen  sind 
die  Spezialgesetze  anzuwenden. 

768.  Die  Bestimmungen  des  Titels  über  die  Wechsel  finden 
auf  die  Inhaberpapiere  Anwendung,  soweit  nicht  in  diesem  Titel  aus- 
drückliche Verordnungen  ergangen  sind. 

769.  Die  Erträge,  die  aus  den  Dividenden,  den  Zinsen  und  dem 
Kapital  erwachsen,  welche  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses 
Titels  nothwendigerweise  hinterlegt  werden  müssen,  laufen  für  Rechnung 
des  wahren  Eigenthümers  der  fraglichen  Rechte. 

770.  Wenn  die  Banken  Operationen  mit  den  Papieren,  über 
welche  dieser  Titel  Anordnungen  trifft,  vornehmen,  so  sind  sie  dessen 
Bestimmungen  unterworfen. 


1)  Strafgesetzbuch  vom  25.  November  1886  mit  Gesetzeskraft  vom  l.  März  1887. 

Borehardt,  Argentinisches  Handelsgesetzbuch.  11 
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Titel  XII. 
Von  dem  Kontokorrent. 

KAPITEL  10. 
Von  dem  kaufmännischen  Kontokorrent. 

77 !•  Das  Kontokorrent  ist  ein  zweiseitiger  und  wechselseitiger 
Vertrag,  dui*ch  welchen  die  eine  Partei  der  anderen  Geldbeträge  oder 
andere  Werthe  Übermacht  oder  von  derselben  als  Eigenthum  empfangt,  ohne 
Bestimmung  für  eine  bezeichnete  Verwendung  und  ohne  die  Verpflichtuno;, 
einen  gleichen  Betrag  oder  Werth  zur  Verfügung  zu  halten ,  jedodi 
unter  der  Bedingung,  den  Uebersender  für  seine  Kimessen  zu  er- 
kennen (kreditiren,)  dieselben  zu  den  vereinbarten  Zeitpunkten  zu 
liquidiren,  sie  auf  einmal  bis  zu  der  Höhe  des  Debet  und  Kredit 
zu  kompensiren  und  den  Saldo  zu  zahlen. 

773.  Die  Eechnungen,  welche  nicht  die  sämmtlichen  in  dem  vor- 
hergehenden Artikel  angegebenen  Bedingungen  in  sich  vereinigen,  sind 
einfache  oder  Geschäftsrechnungen  und  den  Vorschriften  dieses  Titels 
nicht   unterworfen. 

773.  Alle  Negociationen  zwischen  Kauflenten  —  mögen  letztere  in 
dem  nämlichen  Orte  domicilirt  sein  oder  nicht  —  oder  zwischen  einem  Kauf- 
mann und  einem  Nichtkaufmann,  sowie  alle  Werthe,  deren  Eigenthum 
übertragbar  ist,  können  Gegenstand  des  Kontokorrents  sein. 

774.  Vor  dem  Abschluss  des  Kontokorrents  wird  keiner  der 
Interessenten  als  Gläubiger  oder  Schuldner  angesehen. 

776.  Die  Aufnahme  von  Werthen  in  das  Kontokorrent,  welche 
früher  von  einem  der  Kontrahenten  dem  anderen  geschuldet  wurden, 
bewirkt  Schuldemeuerung  (Novation).  Letztere  wird  gleichfalls  bewirkt 
bei  jedem  Kredit  des  einen  gegen  den  anderen,  aus  welchem  Titel  und 
aus  welcher  Zeit  es  auch  sei,  weDn  das  Kredit  in  das  Kontokorrent 
übergeht. 


^)  Dieses  Kapitel  beruht  wesentlich  —  zum  Theil  wörtlich  —  auf  dem 
Chilenischen  H.aB.,  Art.  602—619  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl.  S.  764  ttg.). 
welches  zuerst  vor  allen  anderen  Gesetzbüchern  den  Kontokorrentvertrag  ge- 
setzgeberisch eingehend  geregelt  hat;  es  ist  ein  Irrthum,  wenn  der  Italienische 
Gesetzgeber  diese  Priorität  fUr  sich  in  Anspruch  nimmt:  cf.  auch  meine  Note  1 
zu  Tit.  VII.  Lit.  II  des  neuen  Portugiesischen  H.G.B.  (H.  d.  E.  Nachtrag  I. 
S.  99). 
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Um  die  Novation  zu  verhindern,  wird  ein  spezieller  Vorbehalt  der 
Interessenten  oder  eines  derselben  verlangt. 

Mangels  ausdrücklichen  Vorbehalts  wird  die  Aufnalune  eines  Werthes 
in  das  Kontokorrent  als  einfach  und  bedingungslos  vermuthet. 

r 

776.  Die  im  Kontokorrent  übermachten  und  empfangenen  Werthe 
sind  nicht  zur  theilweisen  Zahlung  der  Posten,  welche  das  Kontokorrent 
in  sich  schliesst,  zu  benutzen,  noch  während  der  Dauer  des  Kontokorrents 
einziehbar. 

777,  Es  gehört  zum  Wesen  des  Kontokorrents: 

1.  dass  die  Übermächten  Werthe  und  Effekten  (Waaren)  dem- 
jenigen  zu  Eigenthum  übertragen  werden,  der  sie  empfängt; 

2.  dass  der  für  Uebermachung  von  Handels -Effekten,  -Werthen 
oder  -Papieren  gewährte  Kredit  die  Bedingung  in  sich  schliesst, 
dass  dieselben  bei  Verfall  bezahlt  werden; 

3.  dass  die  kaufmännische  Kompensation  zwischen  Debet  und 
Kredit  obligatorisch  ist; 

4.  dass  alle  Werthe  des  Debet  und  Kredit  die  gesetzlichen 
Zinsen  oder  diejenigen  Zinsen  tragen,  welche  die  Parteien 
vereinbart  haben: 

5.  dass  der  endgültige  Saldo  von  dem  Momente  seiner  Aner- 
kennung ab  einziehbar  ist,  es  sei  denn,  dass  eventuelle 
Beträge,  welche  den  Saldobetrag  ausgleichen  oder  über- 
schreiten, Übermacht  sind,  oder  dass  die  Interessenten  überein- 
gekommen sind,  denselben  auf  neue  Rechnung  vorzutragen. 

778.  Das  Bestehen  des  Kontokorrents  schliesst  nicht  die  An- 
«I)rüche  auf  Provision  und  die  Widererstattung  der  Auslagen  für  die 
Geschäfte,  welche  sich  darauf  beziehen,  aus. 

779,  Solange  nicht  die  Bedingung  des  AI.  2  Art.  777  erfüllt 
wird,  ist  die  Operation  als  eine  provisorische  anzusehen,  bis  der  Ein- 
gang der  Werthe  in  die  Kasse  stattgefunden  hat,  es  sei  denn^  dass  eine 
ausdrückliche  entgegengesetzte  Abmachung  vorliegt. 

Wenn  der  üebermachende  vor  der  Realisirung  der  im  Kontokorrent 
übermachten  Werthe  fallit  erklärt  wird,  kann  derjenige,  welcher  sie 
empfing,  den  Kredit,  welchen  er  etwa  eröffnet  hat,  aufheben,  und 
die  in  die  Kasse  eingegangenen  Werthe,  sowie  die  gesetzmässigen  Aus- 
gaben, und  die  Kosten  des  Protestes,  den  er  etwa  verpflichtet  gewesen 
ist,  zu  erheben,  kreditiren,  indem  er  das  Kontokorrent  schliesst,  um  die 
Eechtsbeziehungen  von  Schuldner  und  Gläubiger  festzustellen. 

11* 
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780.  Die  Summen  oder  Werthe,  welche  zu  einem  bestimmten 
Zwecke  verwendet  worden  sind,  oder  welche  zur  Verfügung  des  üeber- 
machenden  gehalten  werden  müssen,  sind  nicht  in  das  Kontokorrent  auf- 
zunehmen und  sind  als  solche  nicht  der  lediglich  kaufmännischen  Korn* 
pensation  unterworfen. 

781.  Die  Beschlagnahme  oder  Eetention  von  in  das  Kontokorrent 
aufgenommenen  Werthen  ist  niu-  bezüglich  des  Saldos  von  Wirkung,. 
welcher  beim  Abschluss  des  Kontos  zu  Gunsten  des  Schuldners,  gegen 
den  dieselbe  gerichtet  war,  sich  ergiebt. 

782.  Das  Kontokorrent  endigt: 

1.  durch  gegenseitige  Einwilligung  der  Parteien; 

2/  durch  den  Ablauf  der  vereinbarten  Zeit; 

3.  durch  Tod,  Interdiction,  Geisteskrankheit,  Falliment  oder 
irgend  ein  anderes  gesetzliches  Ereigniss,  welches  einem  der 
Kontrahenten  die  freie  Verfügung  über  sein  Vermögen 
entzieht^). 

783.  Der  Abschluss  des  Kontokorrents  ist  ein  ^dgnltiger,  wenn 
darauf  keine  weitere  Geschäftsoperation  folgen  soll,  und  ein  theil weiser 
in  dem  entgegengesetzten  Falle. 

784.  Der  endgültige  Abschluss  des  Kontokorrents  setzt  in  un- 
veränderlicher Weise  den  Stand  der  Eechtsbeziehungen  der  Parteien 
fest,  bewirkt  von  Rechtswegen,  unabhängig  von  dem  Abschluss  des 
Kontos,  die  Ausgleichuog  des  ganzen  Betrages  des  Debet  und  Kredit^ 
bis  zu  dem  entsprechenden  Betrag,  und  stellt  die  Pei'son  des  GläulHgers 
und  des  Schuldners  fest. 

786.  Der  endgültige  oder  theilweise  Saldo  ist  als  ein.  zinsen- 
tragendes Kapital  anzusehen. 

786.  Der  Saldo  kann  gemäss  der  von  den  Parteien  getroffenen 
Abrede  mit  Hypotheken,  Bürgschaft  oder  Pfand  sichergestellt  werden. 

787.  Derjenige,  welcher  als  Gläubiger  aus  dem  Kontokorrent 
hervorgeht,  kann  den  Saldobetrag  auf  den  Schuldner  trassiren  und  hat, 
wenn  dieser  die  Tratte  nicht  acceptirt,  die  Exekutivklage,  um  die  Zahlung 
zu  verlangen,  unbeschadet  der  Fälle  des  vorstehenden  Artikels. 


^)  Uebereinstimmend  das  neue  Portugiesisclie  Recht,  Art.  349  H.G.B^ 
(cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  100),  während  nach  Italienischem  Eecht  der  Tod. 
die  Interdiction  und  die  Unfähigkeit  der  Parteien  nur  das  Recht  zur  Aufhebung 
des  Kontokorrentvertrages  geben,  Art.  348  Schluss-Alinea  H.Ö.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Bd.  III  S.  254.) 
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788.  Die  Parteien  könDen  die  Zinsen  in  Zeitabschnitten,  welche 
nicht  weniger  als  drei^)  Monate  betragen  dürfen,  zum  Kapital  schlagen, 
den  Zeitpunkt  der  partiellen  Bilanzen,  die  Höhe  der  Zinsen  and  die 
Provision  bestimmen  nnd  alle  übrigen  accessorischen  Bedingungen  fest- 
setzen, welche  nicht  gesetzlich  verboten  sind. 

789.  Das  Vorhandensein  des  Kontokorrent-Vertrages  kann  durch 
jedes  der  in  diesem  Gesetzbuch  gestatteten  Beweismittel^)  festgestellt 
werden. 

790.  Das  Klagerecht,  welches  dahin  geht,  die  Regulirung  des  Konto- 
korrents, die  Zahlung  des  gerichtlich  oder  aussergerichtlich  anerkannten 
Saldos  oder  die  Richtigstellung  des  Kontos  wegen  Rechenfehler,  Aus- 
lassungen, fremder  oder  ungehöriger  Weise  auf  die  Debet-  oder  Kredit- 
seite gebrachter  Posten  oder  doppelter  Eintragungen,  zu  beantragen, 
verjährt  in  dem  Zeitraum  von  5  Jahren. 

In  derselben  Zeit  verjähren  die  Zinsen  des  Saldos,  wenn  sie  jährlich 
oder  in  kürzeren  Zeitabschnitten  zahlbar  sind. 


KAPITEL  II. 
Bank  -  Kontokorrent. 

791.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Bank-Kontokorrent:  ohne  Deckung 
(offenes  Kontokoirent),  wenn  die  Bank  Geldvorschüsse  leistet;  und  gegen 
Deckungsleistung,  wenn  der  Kunde  Fonds  bei  ihr  deponirt  hat, 

792.  Das  Bank-Kontokorrent  kann  beendigt  werden,  wenn  es  die 
Bank  oder  der  Kunde  fordert,  nach  vorgängiger  Kündigung  von  zehn 
Tagen,  vorbehaltlich  einer  Vereinbarung  des  Gegentheils. 

798.  Mindestens  acht  Tage  nach  dem  Ablauf  eines  jeden  Viertel- 
jahres oder  des  für  die  Abrechnung  vereinbarten  Zeitabschnittes  müssen 
die  Banken  den  Kunden  ihre  Kontokorrente  ausstellen  und  deren  schrift- 
liche Bestätigung  verlangen ;  letztere  oder  die  Bemerkungen,  zu  welchen 
Anlass  vorliegt,  müssen  innerhalb  fünf  Tagen  überreicht  werden. 

Wenn  der  Kunde  innerhalb  dieser  Frist  keinen  Widerspruch  erhebt, 
so  gelten  die  Conti  in  der  vorgelegten  Gestalt   als   genehmigt  und  ihre 


^)  Nach  ChileDischem  Recht  mindestens  sechs  Monate,  Art.  617  H.G.B 
<cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  zweite  Aufl.  S.  765). 

^)  Im  Chilenischen  Recht  sind  Zeugen  ausgeschlossen,  Art.  617  H.G.B. 
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Saldi,  ob  zu  Gunsten  oder  zu  Lasten,  werden  mit  dem  Datum  des  Konto- 
,  auszugs  endgültige. 

794.  Jeder,  der  ein  Kontokorrent  bei  einer  Bank  hat,  moss  ein 
Heft  erhalten,  in  welchem  durch  die  Bank  die  deponirten  Summen  und 
das  Datum,  sowie  die  Summen  der  Giros  oder  der  Entnahmen,  und  ihr 
Datum  zu  vermerken  sind. 

795.  Bei  dem  Bank-Eontokorrent  kapitalisiren  sich  die  Zinsen 
alle  Vierteljahre,  vorbehaltlich  einer  ausdrucklichen  Vereinbarung  des 
Gegentheils. 

796.  Die  Parteien  haben  den  Zinsfuss,  die  Provision  und  alle 
übrigen  Punkte,  durch  welche  die  Rechtsbeziehungen  zwischen  dem 
Kunden  und  der  Bank  bestimmt  werden,  festzusetzen. 

797.  Jede  Bank  ist  verpflichtet,  ihre  Kontokorrente  alle  Tage  zu 
ziehen,  um  ihre  Lage  gegenüber  dem  Kunden  festzustellen. 

Titel  XIII. 
Von  den  Cheeks'). 

KAPITEL  I. 
Von  den  Checks  im  Allgemeinen. 

798.  Dfr  Check  ist  eine  Zahlungsanweisung,  gezogen  auf  eine 
Bank^),  in  welcher  der  Aussteller  hinterlegte  Fonds  zu  seiner  Verfügung 
stehen  hat,  auf  laufende  Eechnung  mit  einem  Saldo  zu  seinen  Gunsten 
oder  auf  offenen  Kredit. 

799.  Die  Checks  können  auf  den  nämlichen  Platz  oder  zwischen 
verschiedenen   Plätzen   der   Republik   gezogen   werden;    nicht   dagegen 


^)  Vgl.  auch  Oohn,  Zur  Lehre  vom  Check,  in  der  Zeitschrift  für 
vergleichende  Rechtswissenschaft  Bd.  I,  II  u.  111(1880—1882),  wo  das 
auijländische  Hecht  eingehend  berücksichtigt  ist. 

^)  Auch  nach  Englischem  Recht,  nach  welchem  der  Check  als  ein  ge- 
zogener Wechsel  angesehen  wird,  muss  der^  Bezogene  ein  Bankier  sein,  Art.  73 
Wechsel'OrdnuDg  vom  18.  August  1882  (cf.  meine  ,, Wechselgesetze  des  letzten 
Decennlums**  S.  363);  nach  dem  neuen  Portugiesischen  Recht  niuss  der 
Bezogene  ein  Bankinstitut,  ein  Kaufmann,  (Art.  341  H.G.B.  (cf.  H.  d.  £. 
Nachtrag  I  S.  98),  nach  Italienischem  Recht  ein  Kaufmann  oder  ein  Kredit- 
institut sein,  (Art.  339  H.G.B.).  Nach  Französischem  Recht  —  (Art.  1  Ges. 
vom  14.  Juni  1865),  Belgischem  Recht  —  (Ges.  vom  20.  Juni  1873),  — 
Schweizerischem  Recht  —  (Art.  830  Bundesobligationsreoht)  und  dem  neuen 
Spanischem  Recht  —  Art.  534  H.G.B.)  kann  auf  jede  beliebige  Person  ge- 
zogen werden. 
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können  sie  auf  das  Ausland,   noch  von   diesem  auf  inländische  Banken 
gezogen  werden. 

800.  Der  Check  muss   die  folgenden  wesentlichen  Angaben  ent- 
halten : 

1.  die  Ordnungsnummer,  gedruckt  auf  den  Talon  und  auf  den 
Check; 

2.  das  Datum  ^); 

3.  den  Platz,  an  welchem  er  ausgestellt  ist; 

4.  den  Namen  der  Bank,  auf  welche  er  gezogen  ist; 

5.  den  Vermerk,  ob  er  an  Ordre,  auf  den  Inhaber  oder  zu 
Gunsten  einer  bestimmten  Person  lautet; 

6.  die  gezogene  Summe,  welche  mit  Worten,  und  zwar  unter 
Ausschluss  der  Verwendung  einer  Schreibmaschine  oder  einer 
anderen  Druckvorrichtung,  ohne  Rasuren  oder  Verbesserungen 
zu  schreiben  ist,  unter  gleichzeitiger  Angabe  der  Mttnzsorte. 
Ausserdem  ist  die  Summe  in  Ziffern  in  einer  Ecke  des  Checks 
anzugeben. 

7.  die  Unterschrift  des  Ausstellers. 

801,  Die  Banken  haben  sich  gedruckte  und  mit  Talons  veisehene 
Hefte  von  Checks  zu  beschaffen,  mit  der  entsprechenden  Numerirung, 
nnd  sie  gegen  Empfangsbescheinigung  zu  begeben.  Letztere  muss  die 
Nummer  des  Heftes  oder  der  Hefte  und  die  fortschreitende  Nummer  der 
Checks  (Ordnungsnummer)  enthalten  (Art.  800  Absatz  1). 

803.  Im  Fall  eines  Abhandenkommens  oder  einer  Entwendung 
des  Checkheftes  hat  der  Inhaber  unverzüglich  der  Bank  Nachricht  zu 
geben,  und  diese  darf  die  in  den  entwendeten  oder  in  Verlust  gerathenen 
Foimularen  präsentirten  Checks  nicht  zahlen. 

803.  Die  Aussteller  haben  die  Talons  der  ausgestellten  Checks 
aufzubewahren. 

Als  wesentlich  haben  die  Talons  anzugeben: 

1.  die  Nummer  des  Checks; 

2.  das  Datum  der  Ausstellung; 


^)  Nach  Italienischem  Becht  wird  derjenige,  welcher  eine  Bankanweisung 
ohne  Datum  oder  mit  falschem  Datum  ausstellt  (oder  ohne  dass  er  bei 
dem  Bezogenen  die  Summe  verfQgbar  hat),  mit  einer  Geldstrafe  belegt,  die  dem 
zehnten  Theil  der  in  der  Bankanweisung  angegebenen  Summe  gleichkommt, 
Art  344  H.G.B.  (cf.  meine  „Wechselgesetze  des  letzten  Decenniums*"  Nachtrag 
S.  26.)  Nach  Schweizerischem  Becht  beträgt  diesfalls  die  Strafe  5  pCt.  der 
angewiesenen  Summe,  Art.  857  Bundes-Obligationenrecht. 
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3.  die  gezogene  Samme  unter  Angabe  der  Münzsorte; 
,     4.  den  Namen   des  Inhabers,   wenn   auf  eine  bestimmte  Person 
gezogen  worden  ist; 
5.  den  Vermerk  von  dem  ünbrauchbarwerden  des  Checks,  wenn 
dies  vorkommt. 

804.  Die  Banken  sind  verpflichtet,  die  Checks  unmittelbar  bei 
ihrer  Präsentation  zu  zahlen,  wenn  sie  aber  Irrthümer  bemerken^  oder 
Betrug  oder  Fälschung  argwöhnen,  können  sie  dieselben  unter  unverzüg- 
licher Benachrichtigung  des  Ausstellers  beschlagnahmen. 

805.  Wenn  eine  Bank  sich  ohne  gesetzlichen  Grund  weigert, 
einen  formgerechten  Clieck  zu  zahlen,  haftet  sie  dem  Aussteller  für  die 
Schäden  und  Zinsen,  die  ihre  Weigerung  verursacht;  aber  der  Inhaber 
kann  sie  nicht  zur  Zahlung  zwingen,  unbeschadet  seiner  Rechte  gegen 
den  Aussteller. 

806.  Der  Inhaber  eines  Checks,  welcher  durch  eine  Bank  zurück- 
gewiesen ist,  muss  diesen  Thatumstand  dem  Aussteller,  wenn  er  an  dem 
nämlichen  Platze  ist,  an  dem  nämlichen  Tage,  oder  wenn  er  sich  au  einem 
anderen  Platz  befindet,  mit  der  zweiten  Post  anzeigen  und  kann  von  ihm 
die  Zahlung  des  Checks  und,  gegebenen  Falles,  der  Zinsen  verlangen. 
Alsdann  muss  die  Zahlung,  wenn  es  an  dem  nämlichen  Platze  geschieht, 
innerhalb  24  Stunden  nach  der  Benachrichtigung,  wenn  an  einem  anderen, 
innerhalb  der  Zeit  bis  zum  Abgang  der  zweiten  Post  stattfinden. 

Der  Aussteller  haftet  auch  für  den  entstandenen  Schaden;  wenn 
nach  Ablauf  der  obigen  Fristen  der  Check  nicht  gezahlt  wird,  so  kann 
ihn  der  Inhaber  protestiren  lassen. 

807.  Wenn  der  Inhaber  die  ^'achricht  nicht  in  der  in  dem  vor- 
stehenden Artikel  festgesetzten  Zeit  giebt,  so  kann  er  von  dem  Aus- 
steller nur  die  Zahlung  des  Checks  fordern,  und  dieser  haftet  für  die 
Schäden  und  Zinsen,  welche  ihm  der  Mangel  der  besagten  Nachricht 
verursachen  mag. 

808.  Die  Banken  haben  die  Zahlung  des  Checks  zu  verweigern, 
wenn  sie  Kenntniss  erhalten: 

1.  von  dem  Falliment  des  Ausstellers  oder  Inhabers  des  Checks, 
falls  letzterer  an  Ordre  oder  auf  eine  bestimmte  Person  gesteDt 
ist,  ausgenommen,  wenn  ein  gerichtlicher  Befehl  vorgelegt 
wird; 

2.  vop  dem  Tode  des  Ausstellei^s,  dessen  Flucht  oder  dessen 
Seitens  einer  öffentlichen  Behörde  erklärten  Unfähigkeit; 
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3.  wenn  es  scheint^  dass  der  Check  bezüglich  seines  Datums, 
seiner  Ordnnngsnummer,  Summe,  MUnzsorte,  des  Namens  des 
Ausstellers  falsch  angefertigt,  verfälscht,  radirt,  mit  Zwischen- 
schreibungen versehen  oder  durchgestrichen  ist,  oder  wenn 
ihm  eines  seiner  wesentlichen  Erfordernisse  fehlt; 

4.  wenn  der  Aussteller  und  der  berechtigte  Besitzer  zuvor 
schriftlich  den  Bankier  angewiesen  haben,  die  Zahlung  nicht 
zu  leisten,  und  diese  Anweisung  bei  ihm  vor  der  Präsen- 
tation des  Checks  eingegangen  ist. 

509.  Im  Fall  des  Falsifikats  eines  Checks  hat  die  Bank  die 
Folgen  zu  tragen:     r 

1.  wenn  die  Unteracbrift  des  Ausstellers  augenscheinlich  falsch  ist; 

2.  wenn  der  Check  Veränderungen  der  Art  zeigt,  wie  sie  in 
dem  vorstehenden  Artikel  aufgezählt  sind; 

3.  wenn  der  Check  nicht  zu  den  dem  Aussteller  gemäss  dem 
Art.  801  übergebenen  gehört. 

510.  Der  Aussteller  haftet  für  die  Schäden  im  Fall  eines  Falsifikats : 

1.  wenn  seine  Unterschrift  auf  einem  oder  mehreren  der  Checks, 
die  die  Bank  empfangen  hat,  gefälscht  ist,  und  die  Fälschung 
nicht  sichtlich  erkennbar  ist: 

2.  wenn  der  Check  von  einem  Angestellten  oder  einer  Person 
unterschrieben  ist,  die  von  seiner  Firma  auf  echten  Checks 
Gebrauch  macht. 

811,  Die  Vergleichung  der  Talons  der  Checkhefte  macht  vollen 
Beweis,  wenn  es  sich  darum  handelt,  festzustellen,  ob  die  Formulare  des 
Checks  aus  dem  Checkheft  dessen,  der  als  Aussteller  erscheint,  gefälscht 
sind,  oder  nicht. 

813.  Wenn  nur  die  Unterschrift  des  Indossanten  gefälscht  ist,  so 
trifit  den  Bankier  nicht  die  im  Art.  809  bestimmte  Haftbarkeit. 

813.  Die  Checks  müssen  Behufs  ihrer  Zahlung  binnen  15  Tagen 
nach  ihrer  Empfangnahme  durch  den  Inhaber,  wenn  sie  auf  eine  an 
dem  nämlichen  Platze  belegenen  Bank  gezogen  sind,  und  binnen  einem 
Monat  nach  ihrem  Datum,  wenn  sie  von  einem  anderen  Platz  aus  ge- 
zogen sind,  präsentirt  werden*). 


^)  Nach  dem  neuen  Portugiesischen H.G.B.  binnen  8  Tagten,  wenn  dor 
Check  am  Zahlort  ausgestellt  ist  und  binnen  15  Tagten,  wenn  dies  nicht  der 
Fall.  Art.  341  §  3  H.O.B.  (cf.  H.  d.  £.  Nachtrag  I  S.  99).  desgleichen  nach 
Italienischem  Becht,  Art.  342  H.G.B.  (cf.  meine  „Wechselgesetze  des  letzten 
Decenniums"  Nachtrag  S.  25);  nach  Spanischem  Recht  binnen  5  Tagen,  wenn 
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Die  Unterlassung  dieser  Massregel  präjudicirt  die  CheckSy  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen,  welche  in  dem  Art.  714  dieses  Gesetz- 
buches über  den  Mangel  des  Wechselprotestes  getroffen  sind,  soweit 
dem  nicht  die  besonderen  Gesetzesvorschriften  dieses  Titels  entgegen- 
stehen. 

814.  Wird  ein  Check  zu  seiner  Zahlung  nicht  innerhalb  der  in 
dem  vorstehenden  Artikel  festgesetzten  Fristen  präsentirt,  so  wird  der 
Aussteller  —  oder  derjenige,  für  dessen  Sechnung  die  AussteUung 
erfolgt  war  — ,  welcher  Anspruch  darauf  hatte,  dass  der  Bankier  innerhalb 
der  Präsentationsfrist  Zahlung  leistete,  und  in  Folge  des  Verzuges 
Schaden  erlitt,  bis  zum  Betrage  dieses  Schadens  befreit  und  tritt  in 
die  Anspräche  des  Inhabers  gegen  den  Bankier  bis  zum  Betrage  des 
nämlichen  Werthes. 

815.  Die  Banken  können  die  nach  Ablauf  der  festgesetzten 
Fristen  präsentirten  Checks  zahlen,  wenn  noch  nicht  die  doppelte  Zeit 
verflossen  ist. 

816.  Wenn  die  Bank  sich  weigert,  einen  nach  Ablauf  der  Frist 
präsentirten  Check  zu  zahlen,  so  kann  der  Inhaber  verlangen,  dass  ihm 
der  Check  mit  einem  auf  denselben  geschriebenen  Vermerk  über  Tag 
und  Stunde  der  Präsentation  wieder  ausgehändigt  werde. 

817.  Die  Banken  können  die  Werthe  der  Checks  kreditiren, 
wie  hinterlegtes  Geld. 

818.  Die  Checks  können  in  Zahlung  angenommen  werden,  und 
ihre  Tilgungskraft  hat  sich  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Rechts  zu  bestimmen. 

KAPITEL  II. 
Von  den  gekreuzten  Checks  (cheques  cruzados)^). 

819.  Gekreuzte  Checks  sind  solche,  die  parallele,  quer  über  den 
Text  gezogene  Linien  mit  den  schriftlichen  Angaben  tragen,  welche 
dieser  Titel  zulässt. 

an  demselben  Platze,  und  binnen  8  Tagen,  wenn  an  einem  anderen  aiisgestellt 
(verlängert  auf  12  för  das  Ausland),  Art.  537  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1  S.  18), 
ebenso  nach  Schweizerischem  Recht,  Art.  834  H.G.B. 

1)  Dies  Kapitel  beruht  vollständig,  nahezu  in  wOrtliober  Uebersetsang, 
auf  dem  Englischen  Recht,  Art.  76—82  „Akte  vom  10  August  1882,  (45  und  46 
Victor.),  cf.  meine  „Wechselgesetze  des  letzten  Decenniums**  S.  364  ff.  (Selbst 
der  überaus  schwerfällige  Satzbau  der  Englischen  Gesetze  ist  insbesondere 
in  den  Artt.  830  u.  831  beibehalten ) 
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820.  Allgemein  (en  general)  gekreuzt  ist  ein  Check,  wenn  er 
parallele  Querlinien  mit  den  Worten:  „nicht  begebbar"  (no  nego- 
ciable)  trägt. 

821.  Der  Bankier,  auf  welchen  ein  nur  allgemein  gekreuzter 
Check  gezogen  ist,  darf  denselben  an  einen  anderen  Bankier  zahlen. 

822.  Speziell  (especialmente)  gekreuzt  ist  der  Check,  zwischen 
dessen  Querlinien  der  Name  eines  Bankiers  zu  lesen  ist,  gefolgt, 
oder  auch  nicht,  von  den  Worten  „nicht  begebbar".  Der  Bankier, 
auf  den  der  Check  gezogen  ist,  darf  denselben  nur  an  den  genannten 
Bankier  oder  an  einen  anderen  zur  Einkassirung  gehörig  bevollmächtigten 
Bankier  zahlen. 

823.  Die  Checks,  welche  ausgestellt  sind,  um  innerhalb  der  Bank 
selbst  Giro-  oder  Kontokorrent-Operationen  auszuführen,  sind  allgemein 
zu  kreuzen  und  tragen  zwischen  ihren  Querlinien  die  Worte:  „Behufs 
Verrechnung"  „(para  contabilidad") ;  in  diesem  Falle  darf  der  Bankier 
keine  Zahlungen  in  Geld  leisten. 

824.  Die  Checks  können  allgemein  oder  speziell  durch  die  Aus- 
steller oder  durch  die  Inhaber  gekreuzt  werden. 

825.  Der  Inhaber  eines  allgemein  gekreuzten  Checks  kann  ihn 
zugleich  speziell  kreuzen. 

826.  Der  Inhaber  eines  bereits  speziell  gekreuzten  Checks  kann 
die  Worte  „nicht  begebbar"  hinzufügen.  Diese  Worte  drücken  als- 
dann aus,  dass  der  Empfänger  des  besagten  Checks  nicht  mehr  Eechte 
bezüglich  desselben  erhält  noch  übertragen  kann,  als  derjenige  besass, 
welcher  ihn  übergeben  hatte. 

827.  Wenn  ein  Check  speziell  gekreuzt  ist,  so  kann  der  Bankier, 
auf  dessen  Namen  er  lautet,  ihn  von  neuem  und  speziell  auf  den  Namen 
eines  anderen  Bankiers  kreuzen,  um  seinen  Betrag  zu  hinterlegen. 

828.  Der  Bankier,  bei  welchem  ein  nicht  gekreuzter  oder  ein 
allgemein  gekreuzter  Check  deponiii;  wird,  kann  ihn  zugleich  speziell 
auf  seinen  eigenen  Namen  kreuzen. 

829.  Wenn  ein  Check  speziell  auf  den  Namen  verschiedener 
Bankiers  gekreuzt  ist,  so  hat  derjenige,  auf  welchen  er  gezogen  war, 
die  Zahlung  zu  verweigern,  wenn  er  nicht  Seitens  eines  von  allen  ge- 
hörig zur  Einkassirung  des  Betrages  ermächtigten  Bankiers  präsentirt 
wird.  Falls  die  Zahlung  nach  Massgabe  des  vorstehenden  Satzes  dieses^) 
Artikels  unterbleibt,  so  muss  der  Inhaber  einen  neuen  Check  vom  Aus- 


^)  Im  Original  irrthümlicherweise  ^anterior**. 
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steller  verlangen,    oder   von    den  ihm    zustehenden  Rechten  Gebrauch 
machen. 

830.  Der  Bankier,  welcher  einen  gekreuzten,  auf  seine  Kasse  ge- 
zogenen Check  zahlt,  oder  an  denjenigen,  welcher  nicht  Bankier  ist, 
einen  allgemein  gekreuzten  Ch^ck  zahlt,  oder  einen  speziell  gekreuzten 
Check  an  einen  Bankier  zahlt,  welcher  nicht  identisch  mit  demjenigen 
ist,  auf  dessen  Namen  der  Check  gekreuzt  ist,  oder  welcher  nicht  der 
besonders  zur  Einkassirung  ermächtigte  Bankier  ist,  haftet  dem  Aus- 
steller für  den  Betrag  des  Checks,  für  Schäden  und  Zinsen. 

831.  Wenn  der  Check  in  dem  Augenblick  der  Präsentation  als 
nicht  gekreuzt  erscheint,  oder  wenn,  sofern  er  gekreuzt  ist,  unmerklich 
die  Linien  ausgelöscht  sind  oder  irgend  einen  Zusatz  oder  irgend  eine 
Abänderung  in  solchen  Punkten,  die  nicht  genehmigt  sind,  erlitten  haben, 
und  der  Bankier  den  Check  in  gutem  Glauben  und  ohne  eine  Nach- 
lässigkeit zu  begehen,  zahlt,  so  haftet  er  nicht  für  dessen  AVerth. 
Ebensowenig  kann  die  Gültigkeit  der  Zahlung  durch  die  Anfährung 
bestritten  werden,  dass  der  Check  gekreuzt  sei,  oder  dass,  sofern  er 
gekreuzt  ist,  die  Kreuzung  auf  eine  Weise  ausgelöscht,  erweitert  oder 
geändert  sei,  wie  sie  in  diesem  Titel  nicht  erlaubt  ist,  oder  auch  dass 
die  Zustellung  an  eine  Person,  die  nicht  Bankier  war,  oder  an  einen 
Bankier,  welcher  nicht  derjenige  war,  auf  dessen  Namen  der  Check 
gekreuzt  wai*,  oder  an  einen  Bankier,  der  zur  Einkassirung  nicht  eimächtigt 
war,  geschehen  sei,  je  nach  den  Fällen. 

833.  Wenn  ein  gekreuzter  Check  in  die  Hände  eines  Dritten 
übergeht^  und  der  Bankier  ^  auf  den  er  ausgestellt  ist,  ihn  in  gutem 
Glauben  und  ohne  Nachlässigkeit  an  einem  anderen  Bankier  zahlt,  falls 
die  Kreuzung  eine  allgemeine  ist,  oder  an  den  benannten  oder  an  einen 
zur  Einkassirung  ermächtigten  Bankier,  falls  sie  eine  spezielle  ist,  so 
wird  der  Bankier,  der  gezahlt  hat,  von  der  Haftung  frei,  und  die 
Zahlung  ist  als  an  den  wahren  Eigenthümer  des  Checks  geleistet  anzu- 
sehen.   Der  Aussteller  befindet  sich  in  der  nämlichen  Lage. 

833.  Den  Bankier,  welcher  in  gutem  Glauben  und  ohne  eine 
Nachlässigkeit  zu  begehen,  in  dem  Konto  eines  Kunden  einen  allge- 
mein oder  einen  speziell  auf  seinen  Namen  gekreuzten  Check  kreditirt, 
trifft,  wenn  dieser  Kunde  einen  Rechtsanspruch  aus  dem  Check  nicht 
hat,  oder  wenn  sein  Anspruch  mangelhaft  ist,  auf  Grund  des  üm- 
standes,  dass  er  die  Zahlung  angenommen  hat,  keine  Haftung  gegen- 
über dem  wahren  Eigenthümer. 
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KAPITEL  III. 
Kompensations-Kammem  (cämaras  compensadoras). 

834.  Die  Banken  können  ihre  Checks  in  der  Art,  wie  sie  es 
vereinbaren,  gemäss  den  voi*stehenden  Vorschriften  verrechnen,  zn  welchem 
Behufe  sie  ermächtigt  werden,  Kompensations-Kammern  (Abrechnungs- 
stellen) an  den  Plätzen  der  Republik  zn  bilden. 

835.  Die  Kompensations  -  Kammern  dürfen  erst  in  Thätigkeit 
treten,  nachdem  durch  die  nationale  Exekntiv-Gewalt  ihre  Genehmigung 
und  die  Bestätigung  ihrer  Statuten  erfolgt  ist. 

KAPITEL  IV. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

836.  Auf  die  Checks  sind  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buchs betreffend  die  Wechsel  anwendbar,  soweit  sie  nicht  im  Besonderen 
durch  diesen  Titel  abgeändert  sind. 

837.  Die  Zeit  zur  Aufnahme  des  Protestes  ist  zu  rechnen  von 
dem  Ablauf  der  dem  Aussteller  im  Art.  806  bewilligten  Fristen. 

838.  Falls  Checks  nicht  protestirt  sind,  ist  der  Aval  und  die 
Zahlung  durch  Intervention  zulässig,  nach  Massgabe  der  Vorschriften 
dieses  Gesetzbuches  betreffend  diese  Akte. 

839.  In  den  Prozessen  oder  Streitigkeiten  über  Checks  sind  alle 
durch  dieses  Gesetzbuch  genehmigten  Beweismittel,  die  für  die  Aus- 
steller zurückbcjhaltenen  Check-Talon-Hefte  und  die  Untersuchungen  der 
Kompensationskammem  zuzulassen. 

840.  Die  Checks  bedürfen  keiner  Acceptation  und  ihre  Indossimng 
ist  zulässig,  wenn  sie  an  Ordre  oder  auf  den  Namen  einer  bestimmten 
Person  ausgestellt  sind. 

841.  Der  Besitz  des  Checks  ermächtigt  zu  dessen  Einkassining 
in  der  durch  diesen  Titel  festgesetzten  Form,  und  beweist  für  die  Bank, 
auf  die  er  gezogen  war,  endgültig  die  Zahlung. 

842.  In  den  Fällen  von  gekreuzten  Checks  gehören  die  ver- 
schiedenen Formen  der  Kreuzung,  wie  sie  durch  diesen  Titel  genehmigt 
sind,  abgesehen  von  den  durch  den  Art.  800  angeordneten  Erfordernissen 
zu  den  wesentlichen  Theilen  des  Checks. 

843.  Verboten  ist  es,  die  parallelen  Linien  und  die  Schrift  zwischen 
denselben  auszulöschen;  und  es  dürfen  nur  die  Abänderungen  oder  Zu- 
sätze, wie  sie  durch  das  2.  Kapitel  dieses  Titels  genehmigt  sind, 
stattfinden. 
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Titel  XIV. 
Vou  der  befreienden  Verjährung. 

844.  Die  handelsrechtliche  Verjährung  unterliegt  den  für  die  Ver- 
jährungen in  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  aufgestellten  Vorschriften^), 
soweit  diese  den  Bestimmungen  der  folgenden  Artikel  nicht  widersprechen. 

845.  Alle  zur  Anstellung  einer  Klage  oder  zur  Vornahme  irgend 
welchen  Aktes  gesetzten  Fristen,  sind  Nothfristen  und  unprorogirbar, 
laufen  auch  ohne  Unterschied  gegen  jede  Klasse  von  Personen,  vor- 
behaltlich des  Regresses,  welcher  dem  Handlungsunfähigen  gegen  seinen 
gesetzlichen  Vertreter  zusteht,  und  vorbehaltlich  der  Bestimmung  im 
Art.  3980^)  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 

846.  Die  ordentliche  Verjährung  in  Handelssachen  vollzieht  sich 
in  zehn  Jahren^),  ohne  Unterschied  zwischen  Anwesenden  und  Ab- 
wesenden, sofern  nicht  in  diesem  Gesetzbuch  oder  in  Spezialgesetzen 
eine  kürzere  Verjährungszeit  bestimmt  ist. 

847.  Es  verjähren  in  vier  Jahren: 

1.  die  Schuld-Forderungen,  welche  durch  acceptirte  Rechnungen 
über  Kaufgeschäfte  bewiesen  worden,  liquide  sind  oder  als 
liquide  vermuthet  werden,  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
der  Art.  73  und  474.  Die  Verjährungszeit  läuft  von  der 
Präsentation  der  betreflfenden  Rechnung;  im  Zweifel  ist  zu 
vermuthen,  dass  sie  am  Tage  ihres  Datums  präsentirt 
worden  ist; 

2.  die  Zinsen  des  als  Darlehn  gegebenen  Kapitals  und  Alles, 
was  jährlich  oder  in  kürzeren  periodischen  Fristen  gezahlt 
werden  muss; 

Die    Verjähningszeit    läuft,    sobald    die    Leistung    ein- 
ziehbar ist. 


1)  Lit.  IV  See,  m  Codigo  Civil 

2)  Art.  3980  C6d.  Civ.  bestimmt: 

„Wenn  die  Ausübung  eines  Klagerechts  in  Folge  von  Schwierig- 
keiten oder  thatsächDcher  Unmöglichkeit  zeitweise  verhindert  wordea  ist. 
so  ist  das  Gericht  berechtigt,  den  Gläubiger  oder  den  Eigeathümer  von 
den  Folgen  der  während  des  Hindernisses  y ollendeten  Verjährung  zu  b«'- 
freien,  sofern  der  Gläubiger  oder  der  Eigenthümer  nach  der  Beseitigung 
des  Hindernissos  seine  Eechte  sofort  geltend  gemacht  hat. 
«)  Nach  früherem  Recht  in  20  Jahren,  Art.  1002  H.G.B. 


Von  der  befreienden  Verjährung.  175 

3.  die  Klage  auf  Nichtigkeit  oder  Aufhebung  eines  handels- 
rechtlichen Aktes,  sofern  nicht  in  diesem  Gesetzbuch  oder 
in  Spezialgesetzen  eine  kürzere  Verjährungszeit  bestimmt 
worden  ist. 

848.    Es  verjähren  in  drei  Jahren^): 

1.  die  Klagen,  welche  aus  dem  GeseUschafts vertrag  und  den 
GeselLschaftsgeschäften  hergeleitet  werden,  sofern  die  in  dem 
betreffenden  Titel  vorgeschriebenen  Veröffentlichungen  in  der 
regelrechten  Form  erfolgt  sind; 

Die  Verjährungsfrist  läuft  vom  Tage  der  Fälligkeit  der 
Forderung  oder  vom  Tage  der  Veröffentlichung  der  Urkunde 
betreffend  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  oder  der  Erklärung 
der  Liquidation,  wenn  die  Forderung  nicht  fällig  war. 

Bezüglich  der  Forderungen,  welche  aus  der  Liquidation 
der  Gesellschaft  hergeleitet  werden,  läuft  die  Zeit  von  dem 
Datum  der  Genehmigung  der  Schlussbilanz  der  Liquidatoren; 

2.  die  Klagen,  welche  aus  irgend  einer  indossirbaren  oder  auf 
den  Inhaber  lautenden  Urkunde  herrühren,  wenn  sie  kein 
Bankbillet  ist,  und  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  iür  gewisse 
Urkunden. 

Die  Verjährungszeit  läuft  von  dem  Tage  der  Fälligkeit 
der  Forderung. 

"Wenn  jedoch  yier  Jahre  verflossen  sind,  gerechnet  von 
dem  Tage  beziehungsweise  der  AussteDung  der  Urkunde, 
ihrer  Indossirung  oder  ihrer  Unterzeichnung  durch  den  als 
Acceptanten  oder  Avalisten  Verpflichteten,  so  ist  die  Ver- 
jährung vollendet. 

Die  Verjährung  lässt  die  Hinfälligkeit  solcher  Klagen 
in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  völlig  unberührt. 

Wenn  die  aus  einer  indossirbaren  oder  auf  den  Inhaber 
lautenden  Urkunde  erwachsene  Schuld  in  einer  besonderen 
Urkunde  anerkannt  worden  ist,  mit  der  Absicht,  eine  Novation 
vorzunehmen,  so  findet  die  Bestimmung  im  ersten  Alinea  dieser 
Nummer  keine  Anwendung. 

Die  Akte,  welche  die  Verjährung  bezüglich  eines  der 
durch  die  Urkunde  Mitverpflichteten  unterbrechen,  haben 
diese  Wirkung  nicht  bezüglich  der  anderen. 


1)  Nach  früherem  Eecht  in  4  Jahren,  Art.  1003  H.G.B. 
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849.  Die  Klage  auf  Zahlung  von  auf  Kredit  gegebenen  Waaren, 
worüber  keine  schriftliche  Urkunde  besteht,  verjährt  in  zwei  Jahren. 

850.  Es  verjähren  ebenfalls  in  zwei  Jahren,  gerechnet  von  dem 
Tage  der  Fälligkeit  der  Verpflichtung,  die  Klagen,  welche  aus  einem  Ver- 
trage über  Bodmerei  oder  die  Verhypothekirung  des  Schiffes  erwachsen- 

851.  Es  verjähren  ebenfalls  in  zwei  Jahren,  gerechnet  von  dem 
Datum,  an  welchem  das  Rechtsgeschäft  abgeschlossen  ist,  die  Klagen 
der  Mäkler  auf  Zahlung  der  Vermittelungsgebühr. 

Es  verjährt  in  der  nämlichen  Zeit  die  Klage  auf  Nichtigkeit  des 
Akkordes  im  Falliment.  Die  Frist  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Arglist  entdeckt  worden  ist. 

862.  Es  verjähren  in  einem  Jahre ,  gerechnet  von  dem  Tage  des 
Protestes  oder  der  in  dem  betreffenden  Artikel  angegebenen  Eeklamaüon 
die  Klagen  auf  Ersatz  der  Schäden,  welche  durch  den  Zusammenstoss 
der  Schiffe  entstanden  sind;  und  in  einem  Jahre,  gerechnet  von  dem 
Tage  der  vollständigen  Löschung  des  Schiffes,  die  Klagen  wegen  Ver- 
theilung  der  gemeinschaftlichen  Havarien. 

853.  Die  Klagen,  welche  aus  dem  Frachtverträge  erwachsen, 
verjähren  nach  Ablauf  eines  Jahres,  gerechnet  von  der  Beendigung  der 
Reise;  und  diejenigen  Klagen,  welche  aus  dem  Vertrage  betreffend 
Heuerung  der  Seeleute  en Istehen,  verjähren  nach  Ablauf  eines  Jahres 
seit  der  Endigung  der  vereinbarten  Frist  oder  dem  Ende  der  letzten 
Reise,  wenn  der  Vertrag  verlängert  worden  war. 

Es  verjähren  in  einem  Jahre  die  Klagen,  welche  aus  dem  Ver- 
sicherungsvertrage erwachsen. 

Bei  den  Seeversicherungen  läuft  die  Frist  von  der  Ausführung^ 
der  versicherten  Reise  und  bei  den  Versicherungen  auf  (bestimmte)  Zeit 
von  dem  Tage,  an  welchem  die  Versicherung  endet.  Im  Fall,  dass  der 
Verlust  des  Schiffes  in  Folge  des  Mangels  von  Nachrichten  vermuthet 
wird,  beginnt  das  Jahr  am  Ende  der  für  die  Vermuthung  des  Ver- 
lustes bestimmten  Frist.  Es  bleiben  indessen  unberührt  die  übrigen 
für   den  Abandon  bei  den  ,, Seeversicherungen"  bestimmten  Fristen. 

Bei  den  übrigen  Versicherungen  läuft  die  Frist  von  dem  Augen- 
blick, in  welchem  das  Ereigniss  eintritt,  aus  dem  die  Klage  erwächst. 

854.  Es  verjähren  ebenfalls  in  einem  Jahre: 

1.  die  Klagen,  welche  erwachsen  aus  der  Lieferung  von  Vor- 
räthen,  von  Holz,  Feuerung  und  anderen  Sachen,  die  zur 
Reparatur   und  Ausrüstung  des  Schiffes   für  die  Reise  noth- 
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wendig  sind,  oder  aus  den  Arbeiten,  welche  diese  nämlichen 
Gegenstände  betreffen; 
2.  die  Klagen,  welche  aus  Liefeningen  für  die  Seeleute  und  die 
übrigen  Personen  der  Mannschaft,  welche  unter  dem  Befehl 
des  Kapitäns  steht,  erwachsen. 

Die  Frist  läuft  von  dem  Datum  der  Lieferungen  oder 
der  Erledigung  der  Arbeiten,  wenn  nicht  eine  Frist  bestimmt 
ist.  In  diesem  Fall  wird  die  Verjährung  während  der  verein- 
barten Frist  imterbrochen. 

Wenn  die  Lieferungen  oder  Arbeiten  verschiedene  Tage 
dauern,  ist  das  Jahr  von  dem  letzten  Tage  an  zu  rechnen. 
855.    Die  Klagen    gegen  den  Frachtführer,    welche  aus  dem  See- 
oder Fiuss-Transportvertrage  erwachsen,  verjähren: 

1.  in  sechs  Monaten,  wenn  die  Unternehmungen   im  Binnenland 

und  auf  den  Binnenflüssen  erledigt  werden; 
2-  in  einem  Jahre,   wenn   die  Unternehmungen   nach  einem  be- 
liebigen anderen  Orte  gerichtet  wei-den. 
Im  Fall  eines  theilweisen  oder  vollständigen  Verlustes  beginnt  die 
Verjährung  an  dem  Tage  der  Uebergabe  der  Ladung  zu  laufen  oder  an 
demjenigen,    an    welchem    sie   nach    den    Transportbedingungen    hätte 
erfolgen  müssen;  und  im  Fall  einer  Havarie  oder  Verzögerung  von  dem 
Tage  der  Uebergabe  der  beförderten  Gegenstände. 
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Buch  III. 

Yon  den  Eechten  und  Pflichten,  welche  aus  der 

Schiffahrt  entstehen. 

Titel  I. 
Von  den  Schiffen^). 

856.  Das  "Wort  „Schiff"  begreift  ausser  dem  Kumpf  und  Kiel,  die 
Ausrüstung  und  die  sonstigen  Accessorien ,  damit  dasselbe  die  See 
befahren  kann. 

Unter  dem  Namen  „Ausrüstung"  werden  bezeichnet  die  zum  Schiff 
gehörigen  Kähne,  Boote  und  Kanoes,  die  Armirung,  die  Munition  und  der 
Proviant,  die  Mäste,  die  Raaen,  das  Takelwerk,  das  Segelwerk,  die 
grossen  und  kleinen  Anker,  das  Tauwerk,  die  Geräthe  und  alle  übrigen 
festen^)  oder  losen  Gegenstände,  welche  für  den  Schiffsdienst,  die 
Manöver  und  die  Schiffahrt  nöthig  sind,  auch  wenn  sie  zeitweise  von 
dem  Schiff  getrennt  sind. 

857.  Die  Schiffe  werden  Behufs  aller  rechtlichen  Wirkungen  als 
bewegliche  Sachen  angesehen,  sofern  sich  nicht  in  diesem  Gesetzbuche 
eine  ausdrückliche  Modifikation  oder  Beschränkung  findet. 

868.  Nachdem  die  Erbauung  oder  Wiederaufbauung  eines  Schiffes 
beendigt  ist,  darf  dessen  Eigenthümer  es  nicht  die  See  befahren  lassen, 
solange  es  nicht  durch  Sachverständige,  welche  die  zuständige  Behörde 
zu  ernennen  hat,  besichtigt,  geprüft  und  als  zur  Schiffahrt  in  gutem 
Zustande  befindlich  erklärt  worden  ist. 


1)  „Buques*'  genannt»  wie  in  den  Gesetzbüchern  von  Guatemala. 
Uruguay  und  jetzt  auch  Spanien.  Im  alten  Spanischen  H.G.B.  waren  die 
Schiffe  mit  „naves*'  bezeichnet,  desgl.  in  den  Gesetzbüchern  von  Chile. 
Columbien,  Costa-Rica,  Honduras,  Mexico  (wo  auch  der  Ausdruck 
„embarcaciones"  angewendet  wird)  und  Nicaragua, 

2)  Im  Original  irrthümlich  fioos  statt  fijos. 
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859.  Die  Schiffe  werden  auf  dieselbe  Weise  erworben ,  wie 
Betreffs  der  Erwerbung  der  im  Handelsverkehr  befindlichen  Gegenstände 
veroi*dnet  ist. 

Jedoch  kann  das  Eigenthum  eines  Schiffes  oder  Fahrzeuges  von 
mehr  als  6  Tonnen  Gehalt,  ganz  oder  zum  Theil,  nur  vermittelst  einer 
schriftlichen  Urkunde  übertragen  werden.  Diese  Urkunde  ist  in  ein  be- 
sonders zu  diesem  Zwecke  bestimmtes  Register  einzutragen. 

860.  Das  Eigenthum  der  Fahrzeuge  wird  nach  den  Gesetzen 
und  den  Gebräuchen  des  Vertragsortes  übertragen. 

Wenn  jedoch  ein  der  inländischen  Matrikel  zugehöriges  Schiff  im  Aus- 
lande veräussert  worden  ist,  so  soll  die  Veräusserung  gegenüber  Dritten 
nicht  gelten,  noch  Wirkung  üben,  sofern  nicht  eine  vor  dem  Argentini- 
schen Konsul  ausgestellte  Urkunde  vorgelegt  wird ,  welche  in  das 
Konsulatsregister  übertragen  ist.  Der  Konsul  muss  in  diesen  Fällen  be- 
glaubigte Bescheinigungen  über  den  yeräusserung.<^akt  derjenigen  Marine- 
behörde übersenden,  bei  welcher  das  Schiff  eingetragen  ist. 

861.  Bei  dem  Verkauf  eines  Schiffes  wird  stets,  auch  wenn  es 
nicht  ausdrücklich  eiiclärt  wird,  die  ganze  zugehörige  Ausrüstung, 
welche  an  Bord  vorhanden  ist,  als  mit  einbegriffen  verstanden,  es  sei 
denn,    dass  eine  besondere  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist. 

862.  Wenn  ein  Schiff,  welches  sich  zur  Zeit  auf  der  Reise  be- 
findet, veräussert  wird,  so  stehen  dem  Käufer  die  Frachtgelder  voll- 
ständig zu,  welche  auf  derselben  Reise  verdient  werden,  seit  das  Schiff 
seine  letzte  Ladung  aufgenommen  hat. 

Wenn  aber  das  Schiff  zur  Zeit  der  Veräusserung  in  den  Hafen 
seiner  Bestimmung  schon  eingelaufen  ist,  so  kommen  die  Frachtgelder 
dem  Verkäufer  zu;  jedoch  können  dit^  Betheiligten,  sowohl  in  dem 
einen,  als  auch  in  dem  anderen  Falle,  über  diesen  Gegenstand  die  ihnen 
gut  scheinenden  Abreden  treffen. 

863.  Das  Eigenthum  der  Schiffe  wird  im  Falle  des  freiwilligen 
Verkaufes,  mag  derselbe  im  Inlande  oder  im  Auslande  erfolgt  sein, 
dem  Käufer  nur  mit  allen  ihren  Lasten  und  mit  Vorbehalt  der  in  dem 
entsprechenden  TiteP)  speziell  aufgeführten  Rechte  und  Vorrechte 
übertragen. 

864.  Die  gerichtlichen  Verkäufe  von  Schiffen  haben  unter  den 
nämlichen  Förmlichkeiten   stattzufinden,    wie   diejenigen  von  Immobilien. 

1)  cf.  unten  Tit.  XVI. 
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Bei  den  gerichtlichen  Verkäufen  erlischt  vom  Tage  des  Zuschlags^ 
jede  Haftung  des  Schiffes  zu  Gunsten  der  Gläubiger,  mögen  ihre  Vor- 
rechte sein,  welche  sie  wollen. 

Das  Vorrecht  bezüglich  des  Preises  ist  in  der  im  Titel:  „Von  den 
maritimen  Vorrechten*'  vorgeschriebenen  Keihenfolge  auszuüben. 

865.  Der  Verkäufer  eines  Schiffes  ist  verpflichtet,  dem  Käufer 
eine  unterzeichnete  Aufstellung  aller  bevorrechtigten  Forderungen,  für 
die  das  Schiff  haften  mag,  zu  übergeben ;  dieselbe  muss  in  die  Verkaufs- 
urkunde aufgenommen  werden. 

Der  Mangel  der  Angabe  irgend  einer  bevorrechtigten  Fordening  be- 
gründet die  Vermuthung  der  böswilligen  Absicht  von  Seiten  des  Verkäufers. 

866.  Das  Eigenthum  des  durch  Vertrag  erworbenen  Schiffes  kann 
einem  Dritten  gegenüber  nur  durch  die  öffentliche  Urkunde  bewiesen 
werden,  welche  in  dem  speziellen  Register,  von  dem  der  Art.  859  handelt« 
ausgestellt  werden  muss. 

Die  nämliche  Bestimmung  findet  Anwendung  auf  das  Eigenthum 
eines  Schiffes,  welches  Jemand  für  eigene  Rechnung  baut  oder  bauen  lässt. 

Ist  das  Eigenthum  durch  testamentarische  oder  Intestat-Erbfolge 
oder  durch  Prise  erworben,  so  kann  es,  je  nach  dem  Falle,  nur  durch 
beglaubigte  Testamentsakte,  durch  die  Zuschlagsakte  oder  durch  Er- 
kenntniss  des  zuständigen  Gerichtes  bewiesen  werden. 

Die  Bestimmungen  der  beiden  ersten  Alineas  des  gegenwärtigen 
Ai-tikels  sind  auf  die  Schiffe,  welche  weniger  als  6  Tonnen  Gehalt 
haben,  nicht  anwendbar. 

867.  Um  das  Schiff  durch  VerjähruDg  zu  erwerben,  ist  der 
Besitz  von  5  Jahren  mit  rechtem  Titel  und  gutem  Glauben  erforderlich. 

Fehlt  der  übertragende  Eigenthumstitel,  so  kann  das  Eigenthum 
des  Schiffes  nur  durch  Verjährung  von  20  Jahren  erworben  werden. 

Der  Kapitän  kann  das  Eigenthum  des  Schiffes,  welches  er  im 
Namen  eines  andern  befehligt,  durch  Verjährung  nicht  erwerben. 

868.  Die  mit  der  Haftbarkeit  privilegirter  Forderungen  belasteten 
Schiffe  können  auf  den  Antrag  jedes  Gläubigers  in  dem  Hafen,  in  welchem 
sie  betroffen  werden,  gerichtlich  mit  Beschlag  belegt  und  verkauft 
werden. 

In  Abwesenheit  des  Eigenthümers  des  Schifies  oder  des  Korre- 
spondentrheders  hat  der  Kapitän  mitzuwirken. 

869.  Ein  Schiff  darf  wegen  einer  nicht  bevorrechtigten  Forderung 
nur  im  Hafen  seiner  Matrikel  detinirt  oder  mit  Beschlag  belegt  werden» 
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Selbst  im  Hafen  seiner  Matrikel  kann  es  nur  in  denjenigen  Fällen 
detinirt  oder  mit  Beschlag  belegt  werden,  in  welchen  die  Schuldner  nach 
den  allgemeinen  Gesetzen  die  Yei^pflichtnng  haben,  durch  Liegenschaften 
Sicherheit  zu  leisten ,  und  nachdem  die  betreffenden  Klagen  ange- 
strengt sind. 

870.  Kein  beladenes  und  zum  Antritt  der  Reise  fertiges  Schiff 
kann  wegen  Schulden  seines  Eigenthflmers  oder  Korrespondentrheders 
detinirt  oder  mit  Beschlag  belegt  werden,  welches  auch  die  Art  und 
das  Vorrecht  dieser  Schulden  sein  mag,  es  sei  denn,  dass  sie  zur  Aus- 
rüstung und  Verproviantirung  des  Schiffes  für  diese  Reise,  aber  nicht 
für  die  fiuhere  Reise   oder  die  früheren  Reisen  kontrahirt  worden  sind. 

Selbst  in  diesem  Falle  hören  die  Wirkungen  der  Beschlagnahme 
auf,  wenn  ein  bei  der  Unternehmung  Betheili«»ter  genügende  Sicherheit 
dafür  bestellt,  dass  das  Schiff  nach  Beendigung  der  Reise  nach  dem 
Hafen  zurückkehren  werde,  oder  dass  er,  im  Falle  dies  wegen  irgend 
eines  auch  unverschuldeten  Zufalls,  oder  infolge  höherer  Gewalt  nicht 
geschehen  kann,  die  eingeklagte  Schuld,  soweit  sie  rechtmässig  ist,  be- 
zahlen werde. 

871.  Die  ausländischen  Schiffe,  welche  in  den  Häfen  der  Republik 
vor  Anker  liegen,  können,  selbst  wenn  sie  keine  Ladung  haben,  wegen 
Schulden,  die  nicht  im  Staatsgebiete  und  zum  Nutzen  der  Schiffe  selbst 
oder  ihrer  Ladungen  kontrahirt  worden  oder  in  der  Republik  zahlbar 
sind,  weder  detinirt  noch  mit  Beschlag  belegt  werden. 

872.  Wegen  der  Privatschulden  eines  Schiffstheilhabers  kann  das 
Schiff  nicht  detinirt,  mit  Beschlag  belegt  oder  gerichtlich  im  Ganzen 
versteigert  werden;  das  Verfahren  muss  sich  vielmehr  auf  den  Antheil 
des  Schuldners  an  demselben  beschränken,  ohne  dass  dies  eine  Störung 
der  Fahrt  des  Schiffes  veranlassen  darf,  sofern  die  übrigen  Theilhaber 
für  den  Theil,  welcher  dem  Theilhaber  nach  Beendigung  der  Fahrt 
zukommen  könnte,  genügende  Sicherheit  leisten. 

873.  Sobald  ein  Schiff  mit  Beschlag  belegt  worden  ist,  muss  ein 
genaues  Inventar  seiner  ganzen  Ausrüstung  und  seiner  Vorräthe  auf- 
genommen werden,  falls  diese  dem  Schiffseigner  gehören. 

874.  Die  Kapitäne,  Schiffsmeister  oder  Patrone  sind  auf  Grund 
ihi^es  Amtes  nicht  ermächtigt,  die  unter  ihrem  Befehl  stehenden  Schiffe 
zu  veräussern. 

Wenn  jedoch  das  Schiff,  welches  sich  auf  der  Reise  befindet,  see- 
untüchtig wird,  können  sie  dessen  Verkauf  vor  dem  Handelsrichter  des 
ersten  Skalahafens  oder  des  Ankunftshafens  beantragen,  indem  sie  sich 
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zum  Beweise  des  Schadens,  welchen  dasselbe  erlitten  haben  mag,  unc' 
dafür,  dass  es  zur  Fortsetzung  der  Reise  nicht  wieder  in  Stand  gesetzt 
werden  kann,  erbieten. 

Nachdem  dieser  Beweis  geführt  ist,  hat  der  Handelsrichter  die 
Ermächtigung  zum  gerichtlichen  Verkauf  zu  geben,  und  dieser  ist  in 
der  für  die  gerichtlichen  Verkäufe  vorgeschriebenen  Form  zu  bewirken, 
sofern  sich  das  Schilf  in  einem  Hafen  der  Republik  befindet. 


Titel  II. 

Von  den  Eigenthiimern  ^)  der  Schiffe,  den  Theilhahern  und  den 

Korrespoudentrhedern  (armadores)  ^). 

875.  Das  Eigenthum  der  Handelsschiffe  kann  ohne  Unterschied 
auf  jeden  übergehen,  der  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  die  Fähigkeit, 
eine  Sache  zu  erwerben,  besitzt;  aber  die  Unternehmung  muss  noth wendiger- 
weise unter  dem  Namen  und  der  direkten  Verantwortlichkeit  eines 
Eigenthümers,  Theilhabers  oder  Korrespondentrheders,  welcher  die  zum 
Handelsbetriebe  erforderlichen  Eigenschaften  hat ,  zur  Ausfuhrimg 
kommen. 

876.  Wenn  die  Theilhaber  von  dem  Schiffe  gemeinschaftlich 
Gebrauch  machen,  so  ist  diese  Gesellschaft  den  allgemeinen,  für  die 
Gesellschaften  aufgestellten  Vorschriften  unterworfen,  vorbehaltlich  der 
im  gegenwärtigen  Titel  enthaltenen  Bestimmungen. 

877.  Die  Meinung  der  Majorität  der  Interessenten,  dem  Werthe 
nach,  überwiegt  diejenige  der  Minorität,  auch  wenn  letztere  durch  die 
grössere  Anzahl  von  Gesellschaftern  vertreten  wird  und  erstere  nur 
durch  einen  einzigen. 

Die  Stimmen  werden  in  der  im  Titel  „Von  den  Kompagnien 
oder  Gesellschaften"    aufgestellten  Art  berechnet. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  hat  das  Loos  zu  entscheiden,  es 
sei  denn,  dass  die  Gesellschafter  vorziehen,  die  Entscheidung  einem 
Dritten  zu  überlassen. 

878.  Der  Eigenthümer  oder  die  Theilhaber  eines  Schiffes  sind, 
jeder  im  Verhältniss  seines  Antheils,   civilrechtlich   für  die  Handlungen 

1)  Hier  „dueflos  de  los  buques"  genannt,  im  neuen  Spanischen  H.G.B. 
(,.proprietarios"). 

^)  Armador  entspricht  dem  Schiifsdi&ponenten  des  Art.  459  des  Deuts clien 
H.G.B.  (cf.  H.  d,  E.  Bd.  II.  S.  396). 
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des  Kapitäns  in  Allem  haftbar,  was  sich  auf  das  Schiff  oder  dessen 
Fahrt  bezieht. 

Sie  haften  demgemäss  für  die  Schulden  und  Verpflichtungen,  welche 
der  Kapitän  zur  Ausbesserung,  Ausrüstung  und  Verproviantirung  des 
Schiffes  kontrahirt,  ohne  dass  sie  sich  dieser  Haftung  durch  den  Ein- 
wand entziehen  können,  dass  der  Kapitän  die  Grenzen  seiner  Befugnisse 
überschritten  und  gegen  ihre  Befehle  und  Instruktionen  gehandelt  habe, 
sofern  der  Gläubiger  nachweist,  dass  die  Summe,  welche  er  beansprucht, 
für  das  Schiff  verwendet  worden  ist. 

Sie  haften  in  gleicher  Weise  für  die  Entschädigungen  zu  Gunsten 
eines  Dritten,  welche  durch  die  Schuld  des  Kapitäns  bei  der  Bewachung  und 
Aufbewahrung  der  an  Bord  befindlichen  Waaren  verursacht  worden  sind. 

Sie  haften  nicht  für  die  ungesetzlichen  Handlungen,  welche  von 
den  Abladern  zur  Umgehung  der  Gesetze  verübt  sind,  mögen  dieselben 
auch  mit  Kenntniss  und  Genehmigung  des  Kapitäns  geschehen  sein, 
unbeschadet  der  persönlichen  Haftbarkeit  des  letzteren. 

879.  Der  Eigenthümer  oder  die  Theilhaber  eines  Schiffes  haften 
gleichfalls,  innerhalb  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen 
Grenzen,  sowohl  für  das  Versehen,  als  auch  für  die  bezüglich  des 
Schiffes  oder  dessen  Fahrt  eingegangenen  Verpflichtungen  Seitens  des- 
jenigen, der  an  die  Stelle  des  Kapitäns  getreten  ist,  auch  wenn  diese 
Vertretung  sich  ohne  Kenntniss  des  Schiffseigners  oder  der  Theilhaber 
vollzogen  und  der  Kapitän  keine  Befugniss,  sich  vertreten  zu  lassen, 
gehabt  hätte,  unbeschadet  der  persönlichen  Haftbarkeit  desselben  in 
einem  solchen  Falle. 

880.  Die  Haftung,  auf  welche  sich  die  beiden  vorhergehenden 
Artikel  beziehen,  erlischt  in  allen  Fällen  durch  den  Abandon  des  Schiffes 
mit  allem  Zubehör  und  den  verdienten  oder  auf  derjenigen  Reise,  auf 
welche  sich  die  erwähnten  Handlungen  des  Kapitäns  beziehen,  noch 
einzunehmenden  Frachtgeldern. 

Der  Abandon  muss  vermittelst  öffentlicher  Urkunde  festgestellt 
werden. 

Jeder  Theihaber  ist  seiner  Haftbarkeit  durch  den  Abandon  seines 
Antheils,  wenn  derselbe  in  der  vorgeschriebenen  Form  erfolgt  ist, 
enthoben. 

Wenn  der  Eigenthümer  oder  einer  der  Theilhaber  seinen  Antheil 
am  Schiffe  oder  an  der  Fracht  hat  versichern  lassen,  so  ist  seine  Klage 
gegen  den  Versicherer  in  den  Abandon  nicht  als  miteinbegriffen  an- 
zusehen. 
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881.  Dem  Eigenthümer  oder  Theilhaber,  der  gleichzeitig  Kapitän 
des  Schiffes  ist,  ist  der  Abandon  nicht  gestattet. 

Ebensowenig  ist  der  Abandon  gestattet,  wenn  der  Kapitän  mit 
seiner  Eigenschaft  als  solcher  diejenige  eines  Faktors  oder  eines  mit 
der  Verwaltung  der  Ladung  Beauftragten  verbindet,  oder  dieses  oder 
jenes  Handelsuntemehmen  auszuführen  ermächtigt  ist. 

882.  Jeder  Eigenthümer  oder  Theilhaber  eines  Schiffes  haftet 
persönlich  im  Verhältniss  seines  Antheiles  für  die  Kosten  der  Wieder- 
instandsetzung des  Schiffes  und  für  alle  anderen  Kosten,  welche  in  seinem 
oder  im  gemeinschaftlichen  Auftrage  aufgewendet  Werden. 

883.  Jeder  Theilhaber  muss  im  Verhältniss  seines  Antheiles,  wel- 
eher  speziell  für  die  Zahlung  haftet,  zur  Ausrüstung  und  Armimng  des 
Schiffes  beitragen. 

884.  Bedarf  das  Schiff'  einer  Ausbesserung  und  beschliesst  die 
Majorität  eine  solche,  so  muss  die  Minorität  darin  willigen,  oder  auf 
den  Theil,  welcher  ihr  zukommt,  zu  Gunsten  der  anderen  Theilhaber 
verzichten,  welche  denselben  der  Abschätzung  gemäss  annehmen  oder 
den  Verkauf  des  Schiffes  in  öffentlicher  Versteigerung  veranlassen 
müssen. 

Die  Abschätzung  ist,  bevor  mit  der  Ausbesserung  begonnen  wird, 
durch  Sachverständige  zu  bewirken,  welche  von  beiden  Parteien  oder, 
falls  eine  derselben  es  unterlassen  hat,  von  Amts  wegen  durch  den  Richter 
ernannt  werden. 

885.  Wenn  die  Minorität  der  Meinung  ist,  dass  das  Schiff  einer 
Ausbesserung  bedarf,  und  die  Majorität  sich  dem  widersetzt,  so  hat 
erstere  das  Eecht,  zu  verlangen,  dass  zu  einer  gerichtlichen  Untersuchung 
geschritten  werde.  Wird  alsdann  entschieden,  dass  die  Ausbesserang 
nothwendig  ist,  so  sind  alle  Theilhaber  verpflichtet,  zu  derselben  bei- 
zutragen. 

886.  Die  Theilhaber  geniessen  das  Recht  des  Eintritts  in  den 
Verkauf  (Näherrecht),  welchen  einer  von  ihnen  hinsichtlich  seines 
Antheiles  vorzunehmen  beabsichtigt,  wenn  sie  innerhalb  der  bestimmten 
Frist  von  3  Tagen  nach  Abschluss  des  Verkaufes  dies  Recht  geltend 
machen  und  den  Preis  dafür  sofort  erlegen^). 


^)  üebereinstimmend  mit  dem  alten  Spanischen  H.G.B.;  nach  dem  neuen 
Spanischen  Becht  beträgt  die  Frist  ftlr  die  Ausübung  des  Eintrittsrechtes 
neun  Tage  seit  der  Eintragung  in  das  Register.  Art.  575  H.Q.B.  (cf.  H.  d.  £. 
Bd.  V.  l.  S.  95.) 
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Der  Verkäufer  kann  sich  gegen  dieses  Eintrittsrecht  schützen , 
indem  er  von  dem  Verkauf,  welchen  er  beabsichtigt,  jeden  einzehien 
seiner  Mittheilhaber  in  Kenntniss  setzt;  falls  sie  von  ihrem  Rechte  binnen 
der  nämlichen  Frist  von  3  Tagen  keinen  Gebrauch  machen,  haben  sie 
nach  dem  Abschluss  des  Verkaufes  jede  Befügniss  zum  Eintritt  verloren. 

887.  Wird  nach  dem  Willen  der  Majorität  der  Verkauf  des  Schiffes 
beschlossen,  so  kann  die  Minorität  verlangen,  dass  der  Verkauf  in 
öffentlicher  Versteigerung  geschehe. 

Jedoch  kaiiU  die  Gesellschaft  sich  erst  nach  Beendigung  der  Reise 
auflösen. 

888.  Die  Theilhaber  haben  das  Recht ,  bei  der  Befrachtung 
jedem  Dritten  bei  Gleichheit  der  Bedingungen  vorgezogen  zu  werden. 
Wenn  für  die  nämliche  Reise  zwei  oder  mehr  Theilhaber  zugleich 
dieses  Recht  für  sich  beanspruchen,  so  hat  derjenige  den  Vorzug,  der  den 
grösseren  Äntheil  am  Schiffe  bat.  Im  Falle  gleicher  Antheile  entscheidet 
das  Loos. 

Jedoch  verleiht  dieser  Vorzug  nicht  das  Recht,  zu  verlangen,  dass 
der  Bestimmungsort  geändert  werde,  der  nach  dem  Beschlnss  der 
Majorität  für  die  Reise  festgesetzt  wurde. 

889.  Damit  die  Wahl  als  Korrespondentrheder  auf  eine  Person 
falle,  die  nicht  Theilhaberin  des  Schiffes  ist,  ist  es  nothwendig,  dass  die 
Wahl  durch  einstimmigen  Beschlnss  aller  Theilhaber  erfolge*). 

Die  Ernennung  zum  Korrespondentrheder  ist  widerruflich  nach  dem 
Ermessen  der  Theilhaber. 

89().  Der  Korrespondentrheder  repräsentirt  alle  Gesellschafter  und 
kann  in  ihrem  Namen  gerichtlich  und  aussergerichtlich  handehi,  vor- 
behaltlich der  Einschränkungen  dieses  Gesetzbuches  und  der  besonderen, 
ausdrücklich  in  den  Gesellschaftsvertrag  aufgenommenen  Bestimmungen. 

891.  Dem  Korrespondentrheder  steht  es  zu,  den  Kapitän  zu  er- 
nennen und  den  Vertrag  mit  ihm  abzuschliessen. 

Es  steht  ihm  ebenfalls  zu,  den  Kapitän  zu  entlassen,  ohne  zur 
Angabe  eines  Grundes  benöthigt  zu  sein,  wenn  nicht  eine  schriftliche 
(entgegenstehende  Abrede  getroffen  ist. 

Wenn  der  Kapitän  aus  rechtmässigem  Grunde  entlassen  worden 
ist,  hat  er  keinen  Anspruch  auf  irgend  welche  Entschädigung,  mag  die 
Entlassung  vor  oder  nach  Beginn  der  Reise  stattgefunden  haben. 


1)  Uebereinstimmend  mit  dem  Deutschen  Recht,  Art.  459  H.U.B.  (cf.  H. 
a   E.  Bd.  II  8.  397). 
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Wenn  er  ohne  rechtmässigen  Grund  oder  ohne  Angabe  eines  Grundes 
entlassen  ist,  so  hat  er  Anspruch  auf  die  im  Art.  993  festgesetzte  Ent- 
schädigung. 

892.  Wenn  der  entlassene  Kapitän  Theilhaber  des  Schiffes  ist. 
so  kann  er  auf  die  Gemeinschaft  verzichten  und  die  Auszahlung  des 
Werthes  seines  Antheils  fordern,  welcher  durch  Sachverständige  fest- 
zusetzen ist. 

Wenn  der  Kapitän,  welcher  Theilhaber  ist,  den  Oberbefehl  übt^r 
das  Schiff  vermittelst  einer  besonderen  Klausel  der  Gesellschaftsurkunde 
erhalten  hat,  so  kann  er,  ohne  einen  gewichtigen  Grund,  seines  Amtes 
nicht  entsetzt  werden. 

893.  Der  Korrespondentrheder  ist  für  keinen  Vertrag  haftbar, 
welchen  der  Kapitän  zu  seinem  besonderen  persönlichen  Vortheil  ab- 
schliesst,  auch  wenn  er  sich  zu  dessen  Erfüllung  des  Schiffes  bedient. 

Ebensowenig  haftet  er  für  die  Vei^pflichtungen,  welche  der  Kapitän 
über  die  Grenzen  seiner  Befugnisse  hinaus  ohne  besondere  schriftliehe 
Vollmacht  kontrahirt  hat; 

noch  für  diejenigen,  welche  nicht  mit  den  durch  die  Gesetze  vor- 
geschriebenen, zu  ihrer  Gültigkeit  wesentlichen  Förmlichkeiten  kontrahirt 
worden  sind. 

Ebensowenig  ist  er  für  die  Exzesse  verantwortlich,  welche  vun 
dem  Kapitän  oder  den  Leuten  der  Mannschaft  während  der  Dienstleiston? 
begangen  werden.  Bezüglich  derselben  kann  nur  gegen  die  Personen  und 
das  Vermögen  derjenigen,  deren  Schuld  sich  ergiebt,  vorgegangen  werden. 

894.  Ausschliesslich  dem  Korrespondentrheder  steht  es  zu.  alle 
auf  das  Schiff,  dessen  Ausrüstung,  Verwaltung,  Befrachtung  und  Reisen 
bezüglichen  Verträge  abzuschliessen,  indem  er  immer  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  Beschluss  der  Majorität  oder  in  deren  Auftrage  handeln  muss. 
imter  persönlicher  Haftbarkeit  den  Theilhabern  gegenüber  für  Alles 
was  er  gegen  diesen  Beschluss  oder  Auftrag  ausführt 

Er  kann  ohne  die  Einwilligung  der  Majorität  der  Theilhaber 
keine  neue  Reise  unternehmen  noch  einen  neuen  Frachtvertrag  eingehen, 
es  sei  denn,  dass  ihm  durch  den  Gesellschaftsvertrag  ausgedehntere 
Befugnisse  in  dieser  Hinsicht  eingeräumt  worden  sind. 

896.  Der  Korrespondentrheder  ist  den  Theilhabern  am  Schiffe 
für  alle  Schäden  und  Nachtheile  verantwortlich,  welche  dieselben  durch 
seine  Schuld  oder  durch  seine  Arglist  erleiden.  Der  Antheil,  welchen 
er  am  Schiffe  hat,  ist  speziell  für  diese  Haftbarkeit  verpfändet. 
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896.  Die  Handlungen  des  Korrespondentrheders  verpflichten  alle 
Theilhjiber  im  Verhältniss  ihrer  bezüglichen  Antheile  am  Schiffe  nach 
den  im  Art.  878  festgesetzten  Vorschriften. 

897.  Alle  Theilhaber  haften  persönlich  im  Verhältniss  ihres 
betreffenden  Antheiles  am  Schiffe  für  die  von  dem  Korrespondentrheder 
angeordneten  Ausbesserungen  und  anderen  Ausgaben,  wenn  ihm  dazu 
ein  besonderer  Auftrag  ertheilt,  oder  er  von  den  Theilhabern  hierzu  er- 
mächtigt worden  ist. 

Die  allgemeinen  Ausdrücke  des  Gesellschaftsvertrages  werden  nicht 
als  besonderer  Auftrag  angesehen,  noch  gelten  sie  als  Ermächtigung. 

898.  Der  Korrespondentrheder  kann  nicht  über  eine  grössere 
Ladung  kontrahiren,  noch  mehr  einnehmen,  als  dem  in  der  Matrikel  an- 
gegebenen Rauminhalte  seines  Schiffes  entspricht 

Wenn  er  es  thut,  so  muss  er  persönlich  die  Ablader,  deren  Ver- 
träge er  nicht  hat  erfüllen  können,  für  alle  Nachtheile,  welche  denselben 
durch  die  unterlassene  Erfüllung  entstehen,  schadlos  halten. 

899.  Jeder  Vertrag  zwischen  dem  Korrespondentrheder  und  dem 
Kapitän  wird  hinfällig,  falls  das  Schiff  verkauft  wird,  doch  behält  der 
Kapitän  seinen  Entschädigungsanspruch  nach  den  mit  dem  Korespondent- 
rheder  getroffenen  Vereinbarungen  und  nach  den  im  Art.  891  fest- 
gesetzten Bestimmungen. 

900.  Der  Korrespondentrheder  kann  nur  mit  ausdrücklicher  Be- 
wUigung  aller  Theilhaber  das  Schiff  versichern  lassen. 

Jedoch  ist  er  verpflichtet,  die  während  der  Reise  für  Ausbesserung 
aufgewendeten  Auslagen  versichern  zu  lassen,  es  sei  denn,  dass  der  Kapitän 
den  Betrag  dieser  Kosten  in  Bodmerei  genommen  hat. 

901.  Der  Korrespondentriieder  ist  verpflichtet,  sobald  es  die 
Majorität  oder  einer  der  Theilhaber  fordert,  alle  nöthigen  Mittheilungen 
bezüglich  des  Schiffes,  dessen  Reise  und  Ausrüstung  zu  machen,  sowie 
die  Bücher,  Briefe,  Dokumente  und  alles  übrige  seine  Verwaltung 
Betreffende  vorzulegen. 

902.  Er  ist  am  Ende  einer  jeden  Reise  verpflichtet,  den  Eigen- 
thümern  oder  Theilhabern  Rechenschaft  über  seine  Verwaltung  und 
über  den  Stand  des  Schiffes  und  der  Gesellschaft,  sowie  über  die 
vollendete  Reise  abzulegen,  indem  er  die  betreffenden  Beläge  beifügt  und 
ohne  Verzug  den  flüssigen  Betrag,  der  jedem  zukommt,  auszahlt. 

903.  Die  Eigenthümer  oder  Theilhaber  sind  verpflichtet,  die 
Rechnung  des  Korrespondentrheders,  sobald  sie  ihnen  vorgelegt  ist,   zu 
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prüfen  und  die  Quote,  welche  sie  im    Verhältniss   ihrer   Antheile  trifft, 
ohne  Verzug  auszuzahlen. 

Die  Seitens  der  Majorität  ertheilte  Genehmigung  der  Rechnungen 
des  Korrespondentrheders  verhindert  nicht,  dass  die  Minorität  die  Rechte 
geltend   macht,  welche  sie  gegen  denselben  zu  haben  glaubt. 


Titel  m. 
Von  deu  Kapitänen  (Schiffern). 

904.  Der  Kapitän  ist  die  mit  der  Leitung  und  dem  Oberbefehl 
eines  Schiffes,  gegen  ein  verabredetes  Gehalt  oder  einen  festgesetzten 
Gewinnantheil,  beauftragte  Person. 

Der  Kapitän  ist  der  Chef  des  Schiftes;  die  ganze  Mannschaft  ist 
ihm  Gehorsam  schuldig  in  Allem,  was  sich  auf  den  Dienst  des  Schiffes 
bezieht. 

906.  Der  Kapitän  ist  von  der  staatlichen  Obrigkeit  für  die  Auf- 
rechterhai tun  g  der  Ordnung  auf  dem  Schiffe  und  die  Sicherheit  der 
Passagiere,  der  Schiffsmannschaft  und  der  Ladung  delegirt. 

Die  Mannschaft  und  die  Passagiere  schulden  ihm  Respekt  und 
Gehorsam,  soweit  es  sich  auf  den  Dienst  des  Schiffes  und  die  Sicher- 
heit der  Personen  und  der  Ladung,  welche  es  fuhrt,  bezieht. 

906.  Zu  den  Befugnissen  des  Kapitäns  gehört  es: 

1.  die  Befehle  zu  ertheilen,  welche  für  die  Führung  und  Leitung 
des  Schiffes  nöthig  sind; 

2.  an  Bord  die  durch  das  Gesetz  oder  die  Reglements  be- 
stimmten Disziplinarstrafen  den  Personen  aufzuerlegen,  weldie 
die  Ordnung  des  Schiffes  Btoren,  Disziplinarfehler  begehen 
oder  die  Leistung  des  ihnen  obliegenden  Dienstes  verweigern 
oder  unterlassen; 

3.  diejenigen ,  welche  sich  eines  Vergehens  schuldig  machen, 
zu  verhaften,  die  Untersuchung  des  Thatbestandes  auf- 
zunehmen und  die  Delinquenten  der  zuständigen  Behörde  zu 
übergeben. 

907.  Es  steht  dem  Kapitän  zu,  die  Mannschaft  des  Schiffes  zu 
bilden,  indem  er  die  Offiziere,  Matrosen  und  sonstigen  Leute  der 
Bemannung  aussucht  und  anwirbt,  sowie  dieselben  in  den  Fällen,  in 
denen  er  es  thun  darf^),  wieder   zu   entlassen;    er   muss  jedoch  hierin 

1)  8    nnt*»n  Art.  9ÖI. 
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immer  in  Uebereinstimmung  ^)  mit  dem  Schiffseigenthümer,  dem  Korre- 
spondentrheder  oder  EoDsignatar  des  SchiiSes  an  den  Orten,  wo  die- 
selben sich  befinden,  verfahren. 

Der  Kapitän  ist  haftbar,  wenn  er  die  Beise  unternimmt,  ohne  dass 
das  Schiff  mit  der  nötbigen  Schiffsmannschaft  versehen  ist. 

In  keinem  Falle  kann  der  Kapitän  gezwangen  werden,  Jemand,  der 
ihm  nicht  genehm  ist,  in  seine  Mannschaft  aufzunehmen. 

908.  Der  Kapitän  muss  auf  das  Sorgfältigste  die  Pflichten  eines  guten 
Seemanns  erfüllen  und  den  Schiffseigner  oder  die  Gesellschaft  für  die 
Schäden  und  Kosten,  welche  durch  seine  Unerfahrenheit,  Nachlässigkeit 
oder  Untreue  entstanden  sind,  schadlos  halten,  unbeschadet  der  etwaigen 
strafrechtlichen  Verantwortlichkeit. 

909.  Er  haftet  für  die  Schäden,  welche  die  Ladung  erleidet,  es 
sei  denn,  dass  dieselben  aus  (inneren)  eigenen  Fehlem  der  Sache, 
durch  höhere  Gewalt  oder  durch  Schuld  des  Abladers  entstanden  sind, 
einschliesslich  der  Diebstähle  oder  jeglicher  von  Leuten  der  Mannschaft 
an  Bord  begangenen  Beschädigungen. 

910.  Er  haftet  ebenso  für  die  Schäden,  welche  von  der  schlechten 
Stauung  der  Ladung  oder  aus  dem  Uebermasse  dereelben  herrühren. 

911.  Er  haftet  gleichfalls  für  alle  Schäden,  welche  diejenigen 
Waaren  erleiden,  die  er  ohne  schriftliche  Einwilligung  des  Abladers  auf 
Deck  gelassen  hat. 

Ausgenommen  ist  die  kleinere  Schiffahrt  an  den  Küsten  oder  in 
den  Flüssen  und  diejenige  Ladung,  die  gebräuchlicherweise  auf  Deck 
verladen  wird. 

912.  Ausser  der  persönlichen  Haftbarkeit  des  Kapitäns  gegen- 
über den  Abladern,  haften  das  Schiff  und  die  Frachten  für  alle 
der  Ladung  durch  Arglist  oder  Verschulden  des  Kapitäns  zugefügten 
Schäden,  unbeschadet  der  Klage  auf  Schadloshaltung,  welche  den 
Eigenthümem  und  Theilhabern  des  Schiffes  gegen  letzteren  zusteht. 


^)  „de  acuerdo'S  nach  Italienischem  Eecht  muss  der  Kapitän  ebenfalls 
im  Einverständniss  (di  conceito)  mit  den  Schififseignern  und  Korrespondent- 
rhedem  handeln.  Art. 499  H.G.B.  (cf.H.d.  E.Bd.lUS. 277):  nach  Portugiesischem 
Hecht  steht  dem  Kapitän  das  Recht  zu,  die  Mannschaft  zu  bilden,  doch  sind 
die  gegenwärtigen  Schiffseigner  oder  die  Konsignatare,  wenn  solche  vorhanden, 
zu  hören,  Art.  498  H.G.B.  (cf.  H.  d.E.  Nachtrag  I  S.  140).  Nach  Spanischem 
Recht,  endlich  hat  der  Kapitän  bei  Anwesenheit  des  Rheders  nur  ein  Vorschlags- 
recht  (Hacer  la  propuesta);  doch  darf  ihm  ein  Seemann  gegen  tr einen  Willen 
nicht  aufgezwungen  werden,  Art.  610  No.  1  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1.  S.  102). 
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913.  Der  Kapitän  muss  dafiir  Sorge  tragen,  dass  er  nicht  Waaren. 
deren  Beschädigung,  schlechter  Zustand  oder  Mangelhaftigkeit  sichtbar  ist, 
ladet,  ohne  dies  ausdrücklich  in  den  Empfangsscheinen  oder  Konnossementen 
zu  erwähnen.  In  Ermangelung  dieser  Erwähnung  wird  vermutbet,  dass 
die  Waaren,  in  so  weit  dies  ihrem  äussern  Ansehen  nach  beurtheilt 
werden  konnte,  in  gutem  Zustande  und  guter  Beschaffenheit  ver- 
laden worden  sind. 

914.  Der  Kapitän  ist  verpflichtet,  einen  Empfangsschein  über  alle 
verladenen  Waaren  mit  Bezeichnung  ihrer  Menge,  Marken  oder 
Nummern  zu  geben,  um  dieselben  bei  Gelegenheit  gegen  die  betreffenden 
Konnossemente  auswechseln  zu  können  0. 

916.  Der  Kapitän  oder  jede  andere  Person  der  Mannschaft,  welche, 
selbst  unter  dem  Vorgeben,  dass  dies  in  ihrer  Koje  oder  Hängematte 
geschieht,  Waaren  für  ihre  Privatrechnung  ohne  schriftliche  Einwilligang 
des  Schiffeigners  oder  der  Befrachter  verladet,  kann,  wenn  das  Schiff 
im  Ganzen  verfrachtet  worden  ist,  zur  Zahlung  der  entsprechenden 
doppelten  Fracht  angehalten  werden. 

916.  Der  Kapitän,  welcher  auf  gemeinschaftliche  Fracht  oder  mit 
Antheil  an  dem  etwa  sich  ergebenden  Gewinn  der  Ladung  fährt,  darf 
kein  Geschäft  für  seine  eigene  Rechnung  machen,  es  sei  denn,  dass 
eine  entgegengesetzte  schriftliche  Abrede  getroffen  ist. 

Wenn  er  es  thut,  so  gebührt  der  etwa  sich  ergebende  Nutzen  den 
übrigen  Interessenten,  während  die  Verluste  ausschliesslich  für  seine 
Rechnung  gehen. 

917.  Es  ist  dem  Kapitän  verboten,  offen  oder  heimlich  irgend 
einen  Vertrag  mit  den  Abladern  einzugehen,  der  zu  seinem  besonderen 
persönlichen  Vortheile  gereicht,  unter  welchem  Titel  oder  Vorwand  es 
auch  sei. 

Wenn  er  es  thut,  so  sind  alle  etwa  dadurch  entstehenden  Nach- 
theile für  seine  und  der  Ablader  Rechnung,  während  der  etw^aige  Gewinn 
dem  Schiffseigner  gebührt. 

918.  Der  Kapitän  wird  als  wirklicher  Depositar  der  Ladung  und 
aller  Waaren,  welche  er  an  Bord  aufgenommen  hat,  angesehen,  und  als 
solcher  ist  er  zu  der  Bew'achung,  guten  Verstauung  und  Erhaltung  der- 
selben, sowie  zu  ihrer  unverzüglichen  Auslieferung  bei  Vorlegung  der 
Konnossemente  verpflichtet. 


1)  vergl.  unten  Art.  1031  und  1032. 


Von  den  Kapitänen  (Schiflern).  191 

Die  Haftbarkeit  des  Kapitäns  bezüglich  der  Waareii  beginnt 
vom  Momente  ihrer  Aufnahme  und  dauert  bis  zu  demjenigen  der  Aus- 
lieferang an  dem  vereinbarten  Orte  oder  an  dem,  welcher  im  Löschungs- 
hafen gebräuchlich  ist,  vorbehaltlich  der  im  Vertrage  enthaltenen  ent- 
gegengesetzten Abreden. 

919.  Der  Kapitän,  welcher  für  eine  Reise  engagirt  ist,  und  den 
Vertrag  zu  erfüllen  unterlässt  —  sei  es,  dass  er  die  Reise  nicht  antritt, 
oder  dass  er  das  SchiflF  während  derselben  verlässt  — ,  wird,  abgesehen 
von  seiner  Haftbarkeit  gegenüber  dem  Korrespondentrheder  oder  den 
Abladern  für  alle  etwa  entstehenden  Schäden  und  Nachtheile,  unfähig, 
irgend  ein  Schiff  auf  die  Zeit  von  5  bis  10  Jahren^)  gemäss  der 
Schwere  des  Falles,  nach  Ermessen  des  Richters,  zu  befehligen. 

Er  ist  nur  dann  entschuldigt,  wenn  ihn  das  Dazwischentreten 
eines  physischen  oder  moralischen  Hinderungsgrundes  von  der  Erfüllung 
seines  Amtes  abgehalten  hat. 

920.  Sobald  sich  der  Kapitän  mit  allem  zur  Reise  Nöthigen  ver- 
sehen hat,  ist  er  verpflichtet,  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  ab- 
zufahren. 

Es  ist  ihm  nicht  gestattet,  wegen  Krankheit  von  einigen  der 
Offiziere  oder  der  Leute  der  Mannschaft  die  Reise  hinauszuschieben. 

Seine  Pflicht  ist  es  in  solchem  Falle,  unverzüglich  für  den  Ersatz 
der  Kranken  oder  Behinderten  zu  sorgen. 

921.  Wenn  den  Kapitän  im  Momente  der  Abreise  eine  Krankheit 
befällt,  welche  ihn  zum  Oberbefehl  über  das  Schiff  unfähig  macht,  so 
muss  er  sich  durch  einen  anderen  Kapitän  in  der  Ausübung  seines 
Amtes  vertreten  lassen,  vorausgesetzt,  dass  der  andere  im  Stande  ist, 
seine  Stellung  ohne  Gefahr  für  das  Schiff  oder  die  Ladung  zu  über- 
nehmen. 

Wenn  der  Eigenthümer  des  Schiffes  oder  der  Korrespondentrheder 
sich  am  Orte  der  Abfahrt  befinden,  so  kann  die  Substitution  nicht  ohne 
ihre  Einwilligung  erfolgen. 

922.  Ist  das  Schiff  befrachtet  und  zum  Antritt  der  Reise  fertig, 
so  können  weder  der  Kapitän,  noch  die  Leute  der  Schiffsmannschaft 
wegen  Privatschulden  zurückgehalten  werden,  es  sei  denn,  dass  die 
Schuld  aus  für  die  beabsichtigte  Reise  gelieferten  Gegenständen  herrührt. 

Selbst  in  solchem  Falle  ist  die  im  Art.  870  vorgeschriebene 
Sieherheitsbestellung  zulässig. 

1)  Nach  früherem  Recht  wurde  er  dauernd  unfähig  zur  SchiflFsbefehli- 
gung,  Art.  1077  H.G.B. 
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933.  Der  Kapitän  ist  yerpflichtet,  vor  Einnahme  der  Ladung  uod 
im  Falle  eines  Antrages  von  betheiligter  Seite  durch  Sachverständige 
untersuchen  zu  lassen,  ob  das  Schiff  sich  in  einem  seetüchtigen  Zustande 
befindet,  d.  h.  ob  es  mit  allem  Nöthigen  versehen  und  im  Stande  ist, 
die  Reise  zu  unternehmen. 

934.  Am  Tage  vor  der  Abfahrt  vom  Ladnngshafen  hat  der  Kapitän 
in  Gegenwart  des  Steuermannes  oder  Hochbootsmannes  ein  Inventar  der 
Mundvorräthe,  Taue,  Anker,  Segel  und  der  übrigen  Ausrttstungsgegeii- 
stände  mit  Angabe  des  Zustandes,  in  dem  dieselben  sich  befinden,  auf- 
zunehmen. Dieses  Inventar  ist  vom  Kapitän,  Steueimann  und  Hoch- 
bootsmann zu  unterschreiben. 

Alle  Veränderungen,  welche  während  der  Reise  irgend  einer  der 
oben  erwähnten  Gegenstände  erleidet,  sind  in  das  Schiffahrtstagebuch 
(Logbuch)  mit  der  Unterschrift  der  drei  erwähnten  Personen  einzu- 
tragen. 

926.  Der  Kapitän  ist  verpflichtet,  an  Bord  seines  Schiffes  zu 
haben : 

1.  die  Urkunde  über  das  Eigenthum  des  Schiffes  oder  eine 
ordnungsmässig  beglaubigte  Abschrift  derselben; 

2.  den  Seepass  des  Schiffes  oder  den  Seebrief; 

3.  die  Musterrolle  der  Mannschaft; 

4.  die  Bescheinigung  über  die  Gesundheitsverhältnisse  ^) ; 

5.  die  den  Gesetzen,  Verordnungen  und  fiskalischen  Vorschriften 
gemäss  ausgefertigten  Passir-  oder  Abfertigungsscheine  der 
Zollbehörde  des  Hafens  des  Staates,  von  welchem  er  abge- 
fahren ist; 

6.  die  Frachtpolicen  (Chartepartien)  in  den  Fällen,  in  welchen 
solche  vorhanden,  und  die  Konnossemente  der  an  Bord  be- 
findlichen Ladung; 

7.  ein  Exemplar  des  Handelsgesetzbuches. 

926.  Die  Schiffsrolle  oder  Matrikel  muss  im  Hafen  der  Erbauung 
des  Schiffes  angefertigt  sein  und  enthalten: 

1.  die  Namen  des  Schiffes,  des  Kapitäns,  der  Offiziere  und  der 
Leute  der  Mannschaft  mit  Angabe  ihres  Alters,  ihres  Standes, 
der  Abstammung,  des  Wohnortes  und  der  Stellung  jedes 
einzelnen  an  Bord; 


1)  Nr.  4  ist  dem  entsprechenden  Artikel  (1033)  des  früheren  H.G.B.  hin- 
zugefügt. 
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2.  den  Hafen  der  Abfahrt  und  den  des  Bestimmungsortes  des 
Schiffes ; 

3.  die  vereinbarten  Gehälter  mit  spezieller  Angabe,  ob  dieselben 
fnr  die  Reise,  monatsweise  oder  in  einer  bestimmten  Summe, 
entweder  im  Verhältniss  zur  Fracht  oder  als  Antheil  am 
Gewinne,  zu  zahlen  sind; 

4.  die  vorgeschossenen  Summen,  deren  Zahlung  etwa  auf  Rech- 
nung der  Gehaltsforderungen  erfolgt  oder  versprochen  ist; 

5.  die  Unterschrift  des  Kapitäns,  der  Offiziere  und  derjenigen 
Leute,  welche  zu  unterzeichnen  verstehen. 

927.  Die  Kapitäne  haben  die  Verpflichtung,  über  Alles,  was  sich 
auf  die  Leitung  des  Schiffes  und  die  Begebenheiten  der  Fahrt  bezieht, 
förmlich  Buch  zu  fuhren,  und  zu  diesem  Behufe  drei  verschiedene, 
gebundene  und  folürte  Bücher,  deren  Blätter  von  der  Behörde,  welche 
die  Matrikel  für  die  Schiffe  auszustellen  hat,  zu  rubriciren  sind,  zu 
halten,  bei  Strafe,  für  die  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften,  die  aus 
der  Unterlassung  der  regelmässigen  Eintragungen  entstehen. 

In  das  erste  Buch,  welches  „Ladungsbuch"  zu  benennen  ist,  ist 
der  Eingang  und  Ausgang  aller  Waaren,  die  in  das  Schiff  verladen 
werden,  einzutragen,  mit  genauer  Angabe  der  Marken  und  Nummern  der 
Stücke,  der  Namen  der  Ablader  und  Konsignatare,  der  Ladungs-  und 
Löschungshäfen,  der  vereinbarten  Frachtsätze  und  aller  übrigen  vor- 
kommenden Umstände,  die  zu  späteren  Aufklärungen  dienen  können. 
In  dasselbe  Buch  sind  auch  die  Namen  der  Passagiere,  mit  Angabe  des 
Bestimmungsortes,  des  Preises  und  der  Bedingungen  der  Ueberfahrt, 
sowie  mit  Erwähnung  ihrer  Gepäckstücke  einzutragen. 

In  das  zweite  Buch  mit  dem  Titel  „Konto-  und  Rechnungs- 
buch" sind  in  der  Form  von  Kontokorrenten  alle  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Kapitäns  bezüglich  des  Schiffes,  welche  zu  einer  Rechnungs- 
legung oder  zur  Anstellung  oder  Beantwortung  einer  Klage  Veranlassung 
geben  könnten,  einzutragen;  für  jeden  Einzelnen  der  Mannschaft  ist 
ein  Konto  zu  eröffnen  mit  Angabe  ihrer  Heuer,  der  auf  Grund 
derselben  erhobenen  Beträge  und  der  an  ihre  Familien  bewirkten  Ueber- 
weisungen. 

]n  das  dritte  Buch,  welches  „Schiffahrtstagebuch"  (Logbuch) 
zu  nennen  ist,  sind  einzutragen: 

1.  der  tägliche  Stand  des  Wetters  und  der  Winde; 

2.  das  tägliche  Fortschreiten  und  Aufgehalten  werden  des  Schiffes; 
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3.  der  Längen-  und  Breitengrad,   unter  welchen  sicli  das  Schill 
Tag  für  Tag  befindet; 

4.  der  Gesundheitszustand  der  Passagiere  und  der  Mannschaft; 

5.  die  Geburten  und  Todesfälle,  welche  an  Bord  sich  ereignen; 

6.  die  ausserordentlichen  Dienste,  die  von  Mitgliedern  der  Mann- 
schaft geleistet  sind; 

7.  die   etwa   auferlegten   Disciplinarstrafen,   mit  Angabe   ihrer 
Gründe; 

8.  die   an   Bord   nach  Massgabe   des   Civilgesetzbuches    aufge- 
nommenen Testamente^); 

9.  alle  Schäden,  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung  treffen,  und 
ihre  Ursachen; 

10.  soweit  möglich,  der  Zustand  alles  dessen,  was  durch  einen 
Unfall  verloren  gegangen  ist,  sowie  alles  dessen,  was  gekappt 
oder  aufgeopfert  werden  musste; 

11.  der  eingeschlagene  Kurs  und  die  Gründe  der  Abweichungeu, 
mögen  dieselben  freiwillig  oder  erzwungen  gewesen  sein; 

12.  alle  von  dem  Schiffsrathe  gefassten  Beschlüsse; 

13.  die  Entlassungen  von  Offizieren  oder  Leuten  der  Mannschaft 
und  deren  Gründe. 

Dieses  Buch  muss  täglich  von  dem  Kapitän  und  dem  Zweiten  im 
Kommando,  wenn  das  Wetter  und  die  Umstände  es  zulassen,  datiit 
und  unterschrieben  werden.  Die  beiden  ersten  Bücher  sind  nur  vom 
Kapitän  zu  unterschreiben. 

928.  Der  Kapitän  ist  verpflichtet,  von  dem  Augenblick,  in  welchem 
die  Reise  begonnen  wird,  bis  zu  demjenigen  der  Ankunft  des  Schiffes 
im  sichern  Hafen  an  Bord  zu  bleiben^  ohne  dass  es  ihm  gestattet  ist. 
während  der  Reise  eine  Nacht  ausserhalb  des  Schiffes  zuzubringen,  es 
sei  denn  wegen  wichtiger  Beschäftigung,  welche  aus  seinem  Amt  ent- 
springt, aber  nicht  ^)  in  eigenen  Geschäften. 

Ebenso  ist  er  verpflichtet,  die  nöthigen  Steuerleute  oder  Lootsen 
an  allen  den  Orten,  an  welchen  es  die  Verordnungen  oder  der  Brauch 
und   die  Vorsicht   vorschreiben,   an  Bord   zu   nehmen,   bei   Strafe,    für 


1)  Die  Nummern  4—8  sind  dem  entsprechenden  Artikel  (1085)  des  früheren 
Gesetzbuches  hinzugefügt. 

2)  Im  Originaltext  ist  das  ,no"  wohl  ausgefallen ;  (es  befindet  sich 
auch  in  dem  entsprechenden  Artikel  (1086)  des  früheren  Gesetzbuches, 
wie  ferner  in  dem  Art.  659  des  alten  Spanischen  H.G.B.,  dem  die  BestimmuDg 
entnommen  ist). 
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die  etwa  durch  seine  Unterlassang  entstehenden  Schäden  und  Nachtheile 
zu  haften. 

939.  Es  ist  dem  Kapitän  verboten,  das  Schiff  zu  verlassen,  welche 
Gefahr  auch  eintreten  möge,  ausser  im  Falle  eines  Schiffbruchs. 

Wird  das  Verlassen  des  Schiffes  für  unabweisbar  gehalten,  so  ist 
der  Kapitän  verpflichtet,  die  grösstmögliche  Sorgfalt  darauf  zu  verwenden, 
dass  alle  Gegenstände  des  Schiffes  und  der  Ladung,  besonders  aber  die 
Schiffs- Papiere  und  -Bücher,  das  Geld  und  die  Waaren  von  grösserem 
Werthe  gerettet  werden. 

Wenn  trotz  aller  seiner  Sorgfalt  die  aus  dem  Schiffe  heraus- 
genommenen Gegenstände  oder  diejenigen,  welche  noch  an  fiord  geblieben 
waren,  zu  Grunde  gehen,  oder  ohne  ein  Verschulden  seinerseits  geraubt 
worden  sind,  so  ist  er  jeder  Verantwortlichkeit  enthoben. 

930.  Der  Kapitän  ist  verpflichtet,  während  der  Reise  alle  sich 
ihm  bietenden  Gelegenheiten  zu  benutzen,  um  den  Schiffseigner  oder 
Korrespondentrheder  vom  Zustande  des  Schiffes  zu  unterrichten. 

Der  Kapitän  ist  verpflichtet,  vor  der  Ausfahrt  aus  dem  Hafen,  in 
welchen  anzulaufen  er  sich  gezwungen  gesehen  hatte,  oder  bevor  er  die 
Rückreise  antritt,  dem  Korrespondentrheder  eine  unterschriebene  Ab- 
rechnung zu  senden,  welche  den  Zustand  der  Ladung,  den  Preis  der  für 
Rechnung  des  Schiffes  geladenen  Waaren,  die  Ausbesserungs-  und  sonst 
etwa  entstandenen  Kosten,  die  auf  Bodmerei  genommenen  Beträge  und 
die  Namen  und  den  Wohnort  der  Darleiher  enthält. 

931.  Es  ist  dem  Kapitän  gestattet,  vor  Antritt  der  Rückreise 
den  Betrag  der  für  Rechnung  des  Schiffes  geladenen  Waaren  und  die 
ebenfalls  für  Rechnung  desselben  aufgewendeten  Beträge  versichern  zu 
lassen;  aber  er  muss  hiervon  bei  üebersendung  seiner  Abrechnungen 
den  Korrespondentrheder  in  Kenntniss  setzen. 

932.  Wenn  ein  oder  mehrere  Theilhaber  am  Schiffe,  welche 
ordnungsmässig  dazu  aufgefordert  sind,  es  unterlassen  haben,  verhältniss- 
mässig  zu  den  für  die  Ausrüstung  und  Armirung  des  Schiffes  nöthigen 
Kosten  beizutragen,  und  begonnen  ist,  die  Ladung  einzunehmen^),  so 
kann  der  Kapitän  mit  gerichtlicher  Ermächtigung  24  Stunden  nach  der 
Aufforderung  an  die  sich  weigernden  Theilhaber  auf  den  Antheil,  welcher 
ihnen  am  Schiffe  zukommt,  Geld  aufnehmen,  sogar  durch  Bodmerei- 
vertrag. 


1)  Die  Worte  ,,und  begonnen  ist,  die  LaduDg  einzunehmen''  sind  in  den 
«entsprechenden  Art.  (1090)  des  früheren  H.G.B.  eingeschaltet. 
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033.  Der  Kapitän  ist  verpflichtet,  sobald  es  sich  um  eiuen  wichtigen 
Vorfall  handelt,  die  Meinung  der  Eigenthümei*  des  Schiffes,  der  Ablader 
oder  ihrer  etwa  anwesenden  Mandatare  einzuholen  und  in  allen  Fällen 
die  Offiziere  des  Schiffes  um  Bath  zu  fragen. 

Keine  Entschuldigung  kann  denjenigen  Kapitän  seiner  Yerant- 
woriung  entheben,  welcher  den  Kurs,  zu  dessen  Einhaltung  er  verpflichtet 
war,  ändert  oder  irgend  eine  andere  aussergewöhnliche  Handlung,  aus 
der  fftr  die  Personen  oder  das  Schiff  oder  die  Ladung  Schaden  hervor- 
gehen könnte,  begeht,  ohne  dass  eine  Berathung  in  einer  Versammlung 
aller  Offiziere  des  Schiffes  und  in  Gegenwait  der  an  dem  Schiffe  oder  an 
der  Ladung  Betheiligten,  falls  solche  sich  an  Bord  befinden,  voran- 
gegangen ist. 

Bei  solchen  Berathungen  und  bei  allen  übrigen  Beschlüssen,  welche 
der  Kapitän  in  Uebereinstimmung  mit  den  Schiffsoffizieren  zu  fassen 
verpflichtet  ist,  kann  er,  sofern  er  es  für  angemessen  erachtet,  unter 
seiner  persönlichen  Verantwortlichkeit  gegen  die  Meinung  der  Majorität 
handeln  ^). 

934.  Es  ist  dem  Kapitän  verboten,  willkürlich  in  einen  von  dem 
des  Bestimmungsortes  verschiedenen  Hafen  einzulaufen,  und,  falls  er 
sich  hierzu  durch  höhere  Gewalt  gezwungen  sehen  sollte,  muss  er  bei 
der  ersten  sich  darbietenden  günstigen  Gelegenheit  wieder  abfahren^ 
bei  Strafe,  tür  die  durch  die  Verzögerung  dem  Schiffe  oder  der  Ladung 
verursachten  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften. 

935.  Wenn  der  Kapitän,  nach  seiner  Abfahrt  in  Erfahrung  bringt,, 
dass  Kriegszustand  eingetreten  und  seine  Flagge  oder  die  Ladung*^) 
nicht  mehr  frei  ist,  so  ist  er  verpflichtet,  in  den  ersten  neutralen  Hafen 
einzulaufen  und  dort  zu  verbleiben,  bis  zur  Wiederherstellung  des 
Friedens,  oder  bis  er  unter  Bedeckung  (Convoy)  oder  in  einer  andei-en 
sicheren  Weise   wieder  auslaufen  kann,   oder  bis  er  bestimmte  Befehle 


1)  Nach  dem  Deutschen  H.G.B.  Art.  485.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  IL  S.  101)  ist  es 
in  das  Ermessen  des  Schifiers  gestellt,  ob  er  einen  Schiffsrath  halten  will;  und 
er  ist,  wenn  dies  im  Falle  der  Gefahr  geschieht,  gleichwohl  an  die  gefassten 
Beschlüsse  nicht  gebunden,  wie  er  andererseits  fUr  die  getroffenen  Massregeln 
(auch  wenn  solche  in  Uebereinstimmung  mit  den  Beschlüssen  des  Schiffsrathes- 
ergriffen  sind)  yerantwortlich  bleibt.  Nach  dem  neuen  Portugiesischen  Recht 
hat  der  Kapitän  bei  jedem  wichtigen  Ereigniss  den  Schiffsrath  zu  berufen,  doch 
ist  er  nicht  an  den  Beschluss  gebunden,  Art.  508.  No.  6  H.G.B.  (cf.  H.  d.  £. 
Nachtrag  I  S.  U3). 

8)  Die  Worte  „6  la   carga"  sind  in    den   betreffenden  Artikel    (1092)    des. 
früheren  Gesetzbuches  eingeschaltet. 
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sowohl  von   dem  Schiffseigner  oder  dem  Korrespondentiheder,   als  auch 
von   den   Ladungsinteressenten  erhalten  hat. 

Ebenso  hat  er  zu  verfahren,  —  es  sei  denn,  dass  er  besondere  ent- 
gegengesetzte Befehle  erhalten  hat,  —  wenn  er  in  Erfahrung  bringt, 
dass  der  Hafen  seiner  Bestimmung  sich  im  Blokadezustand  befindet. 

936.  Der  Kapitän,  welcher  unter  Bedeckung  von  Staatsschiffen 
fährt,  haftet  für  die  das  Schiff  oder  die  Ladung  treffenden  Nachtheile, 
wenn  er  sich  von  diesem  Convoy  trennt. 

Unter  derselben  Verantwortlichkeit  muss  er  den  Befehlen  und 
Zeichen  des  Befehlshabers  des  Convoy  gehorchen. 

937.  Es  ist  Pflicht  des  Kapitäns,  sich  mit  allen  Mitteln,  welche 
ihm  die  Klugheit  eingiebt,  jeder  Gewalt,  welche  gegen  das  Schiff  oder 
die  Ladung  versucht  werden  kann,  zu  widersetzen.  Wenn  er  ge- 
zwungen wird,  alles  oder  einen  Theil  auszuliefern,  so  hat  er  die  ent- 
sprechende Eintragung  darüber  in  das  Schiffahrtstagebuch  vorzunehmen 
und  die  Tliatsache  in  dem  ersten  Hafen,  in  welchen  er  einläuft,  zu  ver- 
klaren. 

Im  Falle  der  Aufbringung,  Beschlagnahme  oder  Detinirung  liegt 
dem  Kapitäne  die  Verpflichtung  ob,  das  Schiff  und  die  Ladung  zu 
reklamiren,  indem  er  unverzüglich  sowohl  dem  Korrespondentrheder  oder 
dem  Schiffseigner,  als  auch  den  Abladern  oder  den  Konsignataren  der 
Ladung  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  von  dem  Zustande 
des  Schiffes  und  der  Ladung  Mittheilung  machen  muss.  Bis  er  end- 
gültige Befehle  erhält,  muss  er  vorläufig  die  zur  Erhaltung  des  Schiffes 
und  der  Ladung  absolut  nothwendigen  Massregeln  treffen. 

In  solchem  Falle  entscheidet  die  Majorität  der  Theilhaber  und 
ihr  Beschluss  ist  für  die  Minorität  bindend.  Wenn  die  Majorität  be- 
schliesst,  nicht  zu  reklamiren,  so  kann  die  Minorität  auf  ihre  eigenen 
Kosten  die  R^klamation  aufnehmen,  vorbehaltlich  des  Rechtes,  zu  ver- 
langen, dass  die  Majorität  zu  den  Koi^ten  im  Verhältniss  zu  dem  durch 
die  Reklamationen  erlangten  Vortheile  beizutragen  habe. 

938.  Im  Falle  eines  Seewurfs  ist  der  Kapitän  verpfiichtet,  wenn 
möglich,  zuerst  die  am  wenigsten  nothwendigen,  die  schwerstwiegenden 
und  geringstwerthigen  Gegenstände  auszuwerfen;  alsdann  nach  seiner 
Wahl,  nachdem  er  die  Meinung  der  Schiffsofftziere  gehört  hat,  die 
Waaren  des  ersten  Decks. 

Der  Kapitän  muss,  sobald  ihm  dies  möglich  ist,  die  in  dieser 
Hinsicht  gefassten  Beschlüsse  schriftlich  aufzeichnen. 
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Die  Eintragung  hat  zu  enthalten: 

1.  die  Gründe,  welche  für  den  Seewurf  bestimmend  gewesen  sind; 

2.  die  Bezeichnung  der  über  Bord  geworfenen  oder  beschädigten 
Gegenstände; 

3.  die  Unterschriften  derjenigen,  welche  um  Bath  gefragt  sind, 
oder  die  Angabe  der  Gründe,  aus  welchen  dieselben  nicht 
unterzeichnet  haben. 

939.  Alle  an  Bord  Zwecks  des  Beweises  von  Seewurf,  von 
Havarien  oder  anderen  Verlusten  irgend  welcher  Art  aufgenonamenen 
Proteste  müssen  eidlich  von  dem  Kapitän  innerhalb  24  utiliter  ge- 
rechneten Stunden  vor  der  zuständigen  Behörde  des  ersten  Hafens,  in 
welchen  er  einläuft,  bestätigt  (verklart)  werden.  Ist  dies  eine  Behörde  der 
Republik,  so  muss  sie  den  Kapitän  selbst,  die  Offiziere,  die  Leute  der 
Mannschaft  und  die  Passagiere  über  die  Wahrheit  der  Thatsachen  ver- 
hören, wobei  das  Schiffahrtstagebuch,  falls  es  gerettet  ist,  vor- 
zulegen ist.  Den  betheiligten  Parteien  bleibt  der  Gegenbeweis  vorbehalten. 

940.  Welches  auch  der  Ort  ist,  wo  der  Kapitän  seinen  Protest 
bestätigt,  so  ist  er  verpflichtet,  von  der  Behörde,  welche  den  Pro- 
test entgegennimmt,  sein  Schiffalirtstagebuch  visiren  zu  lassen.  Der 
Kapitän  ist  verpflichtet,  dieses  Tagebuch  zu  jeder  Zeit  den  betheiligten 
Parteien  vorzulegen  und  zu  gestatten,  dass  Abschriften  oder  Auszüge 
aus  demselben  angefertigt  werden. 

941.  Der  Kapitän  ist  verpflichtet,  binnen  den  auf  seine  Ankunft 
in  irgend  einem  Hafen  folgenden,  24  utiliter  gerechneten  Stunden  sein 
Schiflahrtstagebuch  vorzulegen  und  anzugeben: 

1.  den  Ort  und  die  Zeit  seiner  Abfahrt; 

2.  den  Kurs,  welchen  er  eingeschlagen  hat; 

3.  die  Gefahren,  welchen  er  ausgesetzt  gewesen  ist,  die  dem 
Schifi:  oder  der  Ladung  zugestossenen  Schäden  und  die  übrigen 
bemerkenswerthen  Vorkommnisse  seiner  Reise. 

942.  Die  Vorlegung  des  Tagebuches  und  die  Abgabe  der  Er- 
klärung (Verklarung)  müssen  erfolgen: 

1.  in  einem  ausländischen  Hafen  vor  dem  Konsul  der  Republik 
oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  vor  der  zuständigen 
Ortsbehörde ; 

2.  in  einem  Hafen  der  Republik  vor  dem  Handelsgericht  oder 
vor  der  in  den  Verordnungen  bezeichneten  Behörde. 

943.  Bei  der  Rückkehr  des  Schiffes  in  seinen  Abfahrtshafen  oder 
in  den  Hafen,    wo  der  Kapitän  sein  Amt  niederlegt,  ist  er  verpflichtet 
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binnen  24  ntiliter  gerechneten  Stnnden,  nachdem  er  Anker  geworfen 
Iiat,  die  ScIüffsroUe  oder  die  Matrikel  im  Original  der  mit  der  Matri- 
kulirnng  des  Schiffes  beauftragten  Abtheilung  vorzulegen,  indem  er  die 
nämlichen  im  vorhergehenden  Artikel  angeordneten  Erklärungen  abzu- 
geben hat. 

Nach  Verlauf  von  8  Tagen  seit  der  angegebenen  Zeit  ist  jede 
Klage  verjährt,  welche  gegen  den  Kapitän  wegen  eines  Versehens,  das  er 
in  der  Matrikel  auf  der  Reise  begangen  haben  mag,  Platz  greift. 

Der  Kapitän,  welcher  nicht  alle  in  die  Musterrolle  eingetragenen 
Leute  präsentirt  oder  nicht  ordnungsmässig  den  Grund  des  Fehlens 
feststellen  kann,  ist  von  der  mit  der  Matrikulirung  der  Schiffe  beauf- 
tragten Behörde  mit  einer  Geldstrafe  von  200  Pesos  ^)  fuertes  filr  jede 
Person  zu  belegen,  welche  er  weniger  präsentirt,  mit  Berufung  an  das 
betreffende  Handelsgericht. 

944.  Sind  die  Eigenthümer  des  Schiffes,  ihre  Mandatare  oder 
Kon  Signatare  nicht  gegenwärtig,  so  ist  der  Kapitän  ermächtigt,  nach 
den  Anweisungen,  welche  er  erhalten  hat,  die  Frachtverträge  allein  abzu- 
schliessen,  indem  er  dabei  nach  Möglichkeit  den  grössten  Nutzen  des 
Korrespondentrheders  ins  Auge  fasst. 

945.  Der  Kapitän  darf  in  den  Häfen,  in  welchen  der  Kor- 
respondentrheder,  die  Mandatare  oder  Konsignatare  wohnen,  ohne  ihre 
ausdrückliche  Einwilligung,  keine  aussergewöhnliche  Ausgabe  für  das 
Schiff  machen. 

946.  Wenn  während  der  Dauer  der  Reise  Ausbesserungen  oder 
Ankäufe  von  Ausrüstungsgegenständen  nothwendig  werden,  und  die 
Umstände  oder  die  Entfernung  vom  Wohnsitze  der  Eigenthümer  des  Schiffes 
oder  der  Ladung  es  unmöglich  machen,  ihre  Anweisungen  einzuholen, 
so  kann  der  Kapitän,  nachdem  die  Nothwendigkeit  in  einer  von  den 
Schiffsoffizieren  unterzeichneten  Eintragung  dargelegt  ist,  die  Aus- 
besserungen oder  den  Ankauf  der  nöthigen  Ausrüstungsgegenstände 
selbst  besorgen. 

947.  Wenn  der  Kapitän  während  der  Reise  sich  nicht  im  Besitz 
von  Geldmitteln  befindet,  welche  dem  Scliiffe  oder  dessen  Eigenthümern 
gehören,  und  weder  einer  von  diesen,  noch  deren  Mandatare  oder 
Konsignatare,  oder  in  deren  Ermangelung  ein  Ladungsinteressent  gegen- 
wärtig sind,  oder  auch,  wenn  sie  trotz  ihrer  Anwesenheit  ihm  nicht  die 
nöthigen  Geldmittel  gewähren,  so   kann   er  Schulden  kontrahiren,   auf 

1)  Nach  früherem  Becht  100  Pesos  fuertes,  Art.  1101  H.Ö.B.;  ein  Peso 
fuerte  ungefikhr  gleich  4  Mark. 
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Bumpf,  Kiel  und  Takelwerk  Bodmereigelder  aufnehmen  und,  in  gänz- 
licher Ermangelung  irgend  eines  anderen  Hülfsmittels,  Waaren  der 
Ladung  verkaufen,  wobei  er  auf  den  von  ihm  unterschriebenen  Ver- 
pflichtungsurkunden den  Grund  ihrer  Entstehung  angeben  muss. 

Die  Waai'en,  welche  in  solchen  Fällen  verkauft  sind,  werden  den 
Abladern  mit  dem  Preise  bezahlt,  welche  andere  Waaren  von  gleicher 
Qualität  im  Löschungshafen  zur  Zeit  der  Ankunft  des  Schiffes  haben  oder, 
falls  der  Verkauf  alle  Waaren  derselben  Qualität  begriffen  haben  sollte, 
mit  dem  von  sachverständigen  Schiedsrichtern  festzusetzenden  Preise. 

Wenn  der  laufende  Preis  geringer  als  der  Verkaufspreis  ist,  so 
gebülirt  der  Gewinn  dem  Eigenthümer  der  Waaren.  Wenn  das  Schiff 
in  den  Hafen  seiner  Bestimmung  nicht  einlaufen  kann,  so  richtet  sich 
die  Bechnung  nach  dem  Verkaufspreise. 

948.  Damit  eine  der  im  vorhergehenden  Artikel  bewilligten  Mass- 
regeln stattfinden  kann,  ist  es  unerlässlich : 

1.  dass  der  Kapitän  den  absoluten  Mangel  an,  dem  Schiffe  oder        1 
dessen  Eigenthümem  gehörigen,  Geldmitteln  in  seinen  Händen 
nachweist; 

2.  dass  der  Eigenthümer  des  Schiöes,  seine  Mandatare  oder 
Eonsignatare  oder  in  deren  Ermangelung  ein  Ladungs- 
interessent nicht  gegenwärtig  sind ,  oder  dass  sie,  ungeachtet 
ihrer  Anwesenheit,  vergeblich  um  Geld  angegangen  sind; 

3.  dass  der  Beschluss  in  Uebereinstimmung  mit  den  Schiffs- 
offizieren gefasst  und  die  betreffende  Eintragung  in  das 
Schiffahrtstagebuch  gemacht  worden  ist. 

Der  Nachweis  dieser  Erfordernisse  hat  vor  dem  Handelsgerichte 
des  Hafens,  in  welcliem  das  Geld  auf  Bodmerei  genommen  oder  die 
Waaren  verkauft  worden  sind,  und  im  Auslande  vor  den  Konsuln  der 
Eepublik,  oder,  in  deren  Ermangelung,  vor  der  Ortsbehörde  zu  erfolgen. 

949.  Die  Wechsel,  welche  über  das  Geld  ausgestellt  sind,  das  der 
Kapitän  für  unerlässliche  Ausgaben  für  das  Schiff  oder  die  Ladung  in 
den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen  Fällen,  erhalten  hat,  so- 
wie die  Prämien  der  betreffenden  Versicherung,  sofern  ihr  Betrag  wirklich 
versichert  worden  ist,  haben  das  Vorrecht  der  Seewechsel,  wenn  sie 
die  ausdruckliche  Erklärung  enthalten,  dass  ihr  Betrag  zu  den  erwähnten 
Ausgaben  bestimmt  war,  und  sie  sind  exigibel,  selbst  wenn  solche  Gegen- 
stände durch   ein  späteres  Ereigniss  verloren   gehen,    sobald  der  Geber 
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nachweist,    dass   das  Geld  wirklich   zum  Nutzen   des   Schiffes   oder  der 
Ladung  verwendet  worden  ist^). 

950.  Die  Verpflichtungen,  welche  der  Kapitän  zum  Zwecke  der 
Ausbesserung,  Ausrüstung  und  Verproviantiruog  des  Schiffes  eingelit, 
machen  ihn  nicht  persönlich  haftbar,  sondern  fallen  auf  den  Korrespondent- 
rheder  zurück,  es  sei  denn,  dass  der  Kapitän  seine  persönliche  Haftung 
ausdrücklich  versprochen  oder  Wechsel  oder  Zahlungsscheine  im  eigenen 
Namen  unterzeichnet  hat 

Der  Kapitän  jedoch,  welcher  in  den  Urkunden  über  die  Ver- 
pflichtungen, die  aus  den  yon  ihm  für  die  Ausrüstung,  Ausbesserung 
oder  Verproviantirung  des  Schiffes  gemachten  Ausgaben  herrühren,  unter- 
lassen hat,  die  Entstehungsursache  anzugeben,  ist  denjenigen  gegenüber, 
mit  welchen  er  kontrahirt  hat',  persönlich  haftbar,  unbeschadet  der 
Klage,  welche  letztere  gegen  die  Schiffseigenthümer  richten  können, 
Avenn  sie  nachweisen,  dass  die  vorgeschossenen  Summen  in  der  That 
zum  Nutzen  des  Fahrzeuges  verwandt  worden  sind. 

951.  Mangeln  dem  Schiffe  während  der  Reise  die  Vorräthe,  so 
kann  der  Kapitän  in  Uebereinstimmung  mit  den  übrigen  Schiffsofftzieren 
diejenigen,  welche  Lebensmittel  für  ihre  private  Rechnung  besitzen,  zwingen, 
solche  für  den  gemeinschaftlichen  Verbrauch  aller  an  Bord  befindlichen 
Personen  herauszugeben,  indem  er  den  Betrag  derselben  sogleich  oder 
später  in  dem  ersten  Hafen,  in  den  er  einläuft,  vergütet. 

952.  Der  Kapitän  hat  den  Anspruch,  dass  er  von  den  Eigenthümern 
für  alle  nothwendigen  Ausgaben,  welche  er  zum  Nutzen  des  Schiffes  mit 
eigenen  oder  fremden  Geldmitteln  gemacht  hat,  schadlos  gehalten  werde, 
sofern  er  ihren  Instruktionen  gemäss  gehandelt  oder  von  den  Befugnissen, 
welche  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Kapitän  zustehen,  Gebrauch  ge- 
macht hat. 

953.  Der  Kapitän  darf  für  seine  eigenen  Geschäfte   weder  Geld 

auf  Bodmerei  nehmen  noch  das  Schiff  verhypotheciren. 

Ist  er  Theilhaber  am  Rumpfe  und  am  Takelwerk,  so  kann  er  seinen 
persönlichen  Antheil  verpfänden,  sofern  er  nicht  etwa  vorher  Bodmerei- 
geld  auf  das  ganze  Schiff  genommen  hat ,  noch  sonst  eine  andere 
Art  der  Vei-pfändung  zu  Lasten  des  letzteren  vorliegt. 

In  dem  Verpflichtungsscheine  über  das  Geld,  welches  der  Kapitän, 
als  Theilhaber,  in  der  angegebenen  Weise  aufnimmt,  hat  derselbe 
seinen  Antheil,  welcher  für  die  Zahlung  der  Schuld  haftet,  noth- 
wendigerweise  anzugeben. 

^)  Diese  Bestimmungen  sind  neu. 
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Im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmung  dieses 
Artikels  fällt  die  Zahlung  des  Kapitals,  der  Zinsen  und  Kosten  dem 
Kapitän  allein  zur  Last. 

964.  Der  Kapitän,  welcher  auf  den  Rumpf  und  das  Takelwerk  des 
Schiffes  Geld  aufnimmt,  Waaren  oder  Lebensmittel,  ausser  in  den  Fällen 
und  in  der  Weise,  welche  in  diesem  Gesetzbuch  festgesetzt  sind,  ver- 
pfändet oder  verkauft,  sowie  derjenige,  welcher  in  seinen  Rechnungen 
einen  Betrug  begeht,  ist  abgesehen  davon,  dass  er  zur  Schadloshaltnng 
für  die  Schäden  und  Nachtheile  verpflichtet  ist,  der  betreffenden  straf- 
rechtlichen Verfolgung  unterworfen. 

955.  Der  Kapitän,  welcher  ausser  dem  Falle  der  gesetzmässig 
nachgewiesenen  Seeuntüchtigkeit  das  Schiff  ohne  besondere  Ermächtigung 
der  Eigenthümer  verkauft,  ist  für  die  Schäden  und  Nachtheile  verant- 
wortlich  und  der  betreffenden  strafrechtlichen  Verfolgung  unterworfen. 

956.  Der  Kapitän,  welcher  für  eine  bestimmte  Reise  engagirt  ist 
und  dieselbe  ohne  gerechte  Ursache  nicht  vollendet,  haftet  den  Eigen- 
thümem  und  Abladern  gegenüber  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche 
durch  diese  Unterlassung  entstehen. 

957.  Der  Kapitän  haftet  ausschliesslich  für  alle  diejenigen  Geld- 
strafen, welche  dem  Schiffe  wegen  Nichtbeachtung  der  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen der  Zollbehörde  und  Hafenpolizei  auferlegt  worden  sind,  sowie 
für  die  Nachtheile,  welche  aus  Streitigkeiten  unter  den  Leuten  der 
Schiffsmannschaft  entstehen,  es  sei  denn,  dass  er  nachwiese,  alle  mög- 
lichen Mittel  angewandt  zu  haben,  um  dieselben  zu  vermeiden. 

Der  Kapitän  haftet  ebenfalls  persönlich  wegen  derjenigen  Nachtheüe. 
welche  die  x^blader  dadurch  treffen,  dass  er  sich  nicht  mit  den  nöthigen 
Papieren  bezüglich  der  Ladung  versehen,  oder  dass  er  nicht  im  Löschnngs- 
oder  Anlandungshafen  die  erforderlichen  Deklarationen  gemacht  bat. 

958.  Der  Kapitän  daif  an  Bord  die  Waaren  der  Ladung  als 
Sicherheit  für  die  Fracht  nicht  zurückbehalten ;  aber  er  hat  das  Recht  von 
den  Eigenthümern  oder  Konsignataren  im  Momente  der  Ablieferung  der 
Waaren  zu  fordern,  dass  sie  den  Betrag  der  Fracht,  der  grossen  Havaiie 
und  der  für  ihre  Rechnung  gehenden  Kosten  deponiren  oder  dafür 
Sicherheit  leisten;  und  Mangels  sofortiger  Zahlung,  Deponirung  oder 
Sicherheitsleistung  5  kann  er  wegen  der  Frachtgelder,  Havarien  und 
Kosten  die  Beschlagnahme  der  Ladungsgüter  beantragen,  so  lange  sich 
dieselben  in  dem  Besitz  der  Eigenthümer  oder  Konsignatare  befinden, 
mögen  sie  in  den  öffentlichen  der  Deponirung  dienenden  Magazinen  oder 
ausserhalb  derselben  lagern;   er  kann  sogar  den  unverzüglichen  Verkauf 
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beantragen,  wenn  die  Waaren  leicht  dem  Verderben  ausgesetzt  sind,  oder 
ihre  Aufbewahrung  schwierig  oder  kostspielig  ist. 

Der  Anspruch  auf  Beschlagnahme  verjährt  in  30  Tagen,  vom  letzten 
Tage  der  Löschung  an  gerechnet. 

959.  Der  Kapitän  hat  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  er  für  die 
Anzahl,  das  Gewicht  oder  das  Maass  der  Waaren  verantwoitlich  ist, 
das  fiecht,  zu  verlangen,  dass  sie  vor  der  Löschung  an  Bord  des  Schiifes 
gezählt,  gemessen  oder  gewogen  werden. 

960.  Wenn  wegen  Abwesenheit  des  Konsignatars,  wegen  seiner 
Weigerung,  die  Ladung  in  Empfang  zu  nehmen,  oder  wegen  Ausbleibens 
des  legitimirten  Inhabers  der  an  Ordre  ausgestellten  Konnossemente 
der  Kapitän  nicht  weiss,  an  wen  er  die  Auslieferung  der  Ladung  rechts- 
gültig vorzunehmen  hat,  so  hat  er  dieselbe  zur  Verfügung  des  Handels- 
gerichts oder,  in  dessen  Ermangelung,  der  gerichtlichen  Ortsbehörde  zu 
stellen,  damit  diese  das  zu  ihrer  Hinterlegung,  Aufbewahrung  und  Sicher- 
heit Erforderliche  anordnen. 

Sowohl  in  diesem  Falle,  als  in  dem  des  Art.  958  ist  es,  wenn 
die  grosse  Havarie  nicht  sofort  regulirt  werden  kann,  dem  Kapitän 
gestattet,  die  gerichtliche  Hinterlegung  der  abgeschätzten  Summe  zu 
verlangen. 

961.  Der  Kapitän,  welcher  vor  Empfangnahme  der  Frachtgebühr, 
des  Betrages  der  grossen  Havarie  und  der  Kosten  die  Ladung  aus- 
liefert, ohne  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  oder  die  durch 
die  am  Löschungsorte  geltenden  Gesetze  vorgeschriebenen  Mittel  ange- 
wendet zu  haben,  hat  keinen  Anspruch,  die  Zahlung  vom  Befrachter  zu 
verlangen,  wenn  dieser  nachweist,  dass  er  nicht  für  eigene  Rechnung, 
sondern  in  der  Eigenschaft  als  Kommissionär  oder  für  Rechnung  eines 
Dritten  verladen  hat. 

963.  Ist  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet,  so  darf  der  Kapitän, 
ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Befrachters,  keine  Ladung  von  einer 
anderen  Person  annehmen.  Wenn  er  es  thut,  so  kann  der  Befrachter  dieselbe 
wieder  ausladen  lassen  oder  die  Fracht  verlangen,  sowie  die  Ent- 
schädigung für  die  ihm  in  beiden  Fällen  entstandenen  Nachtheile. 

963.  Nachdem  das  Schiff  nach  einem  bestimmten  Hafen  gefrachtet 
ist,  darf  der  Kapitän  sich  nicht  weigern,  die  Ladung  aufzunehmen  und 
die  verabredete  Reise  anzutreten,  es  sei  denn,  dass  Seuche,  Krieg,  Blokade 
oder  sonst  ein  gesetzmässiger  Hinderungsgrund  für  das  Schiff  auf  un- 
bestimmte Zeit  eingetreten  wäre. 
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964.  Wenn  während  der  Fahrt  ein  Passagier  oder  eine  Person 
der  Mannschaft  stirbt,  so  hat  der  Kapitän  alle  Papiere  nnd  das 
ganze  Vermögen  des  Verstorbenen  wohl  in  Verwahrung  zu  nehmen  und 
über  dasselbe  ein  genaues  Inventar  in  Gegenwart  der  Schiifsoföziere  und 
zweier  Zeugen,  welche  er  vorzugsweise  aus  den  etwa  anwesenden 
Passagieren  auszuwählen  hat,  zu  fertigen.  Sobald  er  den  Abfahrts- 
hafen erreicht,  hat  er  das  Inventar  und  das  Vermögen  an  die  zuständigen 
Behörden  zu  übergeben. 

966.  Nach  vollendeter  Beise  ist  der  Kapitän  verpflichtet,  dem 
Eigenthümer  oder  Korrespondentrheder  des  SchiflFes  ohne  Verzug  Rech- 
nung über  seine  Verwaltung  zu  legen  nnd  ihm  dabei  gegen  Quittung 
das  etwa  vorhandene  Geld,  sowie  die  Bücher  und  übrigen  Papiere  zu 
übergeben. 

Der  SchiflFseigner  oder  Korrespondentrheder  ist  verpflichtet,  die 
Keclmungen  des  Kapitäns,  sobald  er  sie  in  Empfang  genommen  hat, 
abzuschliessen  und  ihm  die  Summen,  die  er  etwa  zu  fordern  hat,  aas- 
zuzahlen. 

966.  Wenn  Streitigkeiten  über  die  Rechnung  entstehen,  so  ist  der 
Schiffseigner  oder  der  Korrespondentrheder  verpflichtet,  dem  Kapitän  die 
verabredeten  Gehälter  provisorisch  auszuzahlen,  wenn  dieser  für  die  etwa 
nöthige  Rückerstattung  derselben  Sicherheit  leistet;  der  Kapitän  ist 
verpflichtet,  sein  Tagebuch,  die  Bücher  und  die  übrigen  Dokumente 
im  Sekretariat  des  Handelsgerichts  des  betreöenden  Hafens  nieder- 
zulegen. 

967.  Ist  der  Kapitän  der  alleinige  Eigenthümer  des  Schiffes,  so 
haftet  er  den  Befrachtern  und  Abladern  gegenüber  gleichzeitig  wegen  aller 
den  Kapitänen  und  Korrespondentrhedern  auferlegten  Verpflichtungen. 

968.  Jede  Verbindlichkeit,  für  welche  der  Kapitän  als  Theilhaber 
am  Schiffe  der  Gesellschaft  haftet,  hat  ein  Vorrecht  an  dem  Antheil 
und  dem  Gewinn,  welchen  der  Kapitän  am  Schiffe  und  an  der 
Fracht  hat. 

969.  Ausser  den  in  diesem  Gesetzbuche  angegebenen  Verpflich- 
tungen sind  die  Kapitäne  allen  Pflichten,  welche  ihnen  durch  die 
Verordnungen  der  Marine-  und  Zollbehörden  auferlegt  werden,  unter- 
worfen. 
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Titel  IV. 
Von  den  Stenerlenten  und  Hoehbootslenten. 

970.  Der  Steuermann  muss  die  Eigen schaft€fn,  betreflFend  Alter, 
Prüfung,  Praktik  der  Schiflahrt  und  das  entsprechende  Patent  besitzen, 
um  das  Amt  zu  verwalten. 

971.  Wenn  der  Steuermann  es  für  nöthig  hält,  den  Kurs  zu 
ändern,  so  hat  er  dem  Kapitän  die  Gründe,  die  dies  erfordern,  aus- 
einanderzusetzen. Wenn  dieser  widerspricht  und  die  Vorstellungen, 
welche  in  solchem  Fall  der  Steuermann  in  Gegenwart  der  übrigen 
Schiffsoffiziere  zu  wiederholen  hat,  ausser  Acht  lässt,  so  hat  der  Steuer- 
mann in  das  Schifffahrtstagebuch  den  von  Allen  zu  unterzeichnenden 
entsprechenden  Protest  einzutragen  und  den  Befehlen  des  Kapitäns  zu 
gehorchen,  auf  den  alsdann  alle  Verantwortlichkeit  fällt. 

972.  Der  Steuermann,  welcher  aus  ünerfahrenheit,  Nachlässigkeit 
oder  böswilliger  Absicht  das  Schiff  zu  Grunde  gehen  lässt,  oder  dem- 
selben Sehaden  oder  Havarien  zufugt,  ist  zur  Entschädigung  des  Nach- 
theils, den  das  Schiff  oder  die  Ladung  erleidet,  verpflichtet,  abgesehen 
davon,  dass  er  in  die  Strafen  verfällt,  welche  eventuell  Platz  greifen. 

Die  Haftbarkeit  des  Steuermannes  schliesst  diejenige  des  Kapitäns 
in  den  Fällen  des  Art.  908  nicht  aus. 

973.  Der  Hochbootsmann,  welcher  bei  dem  Empfange  oder  bei  der 
Ablieferung  von  Waaren  oder  Gegenständen  die  Anweisungen,  Quit- 
tungen oder  andere  Beweisdokumente  über  solche  Handlungen  nicht 
einfordert  und  dem  Kapitän  aushändigt,  haftet  für  die  Schäden  und 
Nachtheile,  die  durch  seine  Unterlassung  entstehen. 

974.  Die  Eigenschaften,  welche  die  Steuerleute  und  Hochboots- 
leute besitzen  müssen,  sowie  deren  betreffende  Pflichten,  müssen  in 
den  Verordnungen  oder  Verfügungen  der  Matrikel  der  Seeleute  vor- 
geschrieben werden. 

976.  Im  Falle  des  Todes  oder  der  Behinderung  des  Kapitäns  geht 
der  Oberbefehl  über  das  Schiff  auf  den  Steuermann  und,  beim  Fehlen  oder 
bei  Behinderung  dieses,  auf  den  Hochbootsmann  über,  mit  allen  den 
Vorrechten,  Befugnissen,  Pflichten  und  Verantwortlichkeiten,  welche  dem 
Amte  des  Kapitäns  anhaften. 

976.  Im  Falle  des  Todes  oder  der  Behinderung  der  Beamten,  auf 
die  sich  der  vorhergehende  Artikel  bezieht,  geht  der  Oberbefehl  des 
Schiffes  auf  den  Seemann  über,  den  die  Mannschaft  durch  Abstimmung 
bezeichnet. 
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Titel  V. 
Von  den  Superkargos. 

977.  Die  von  den  Korrespondentrhedem  oder  den  Eigenthümem 
der  Ladung  ernannten  Superkargos  (Ladungsyerwalter)  haben  in  Betreif 
des  Schiffes  und  dessen  Ladung  den  Antheil  an  der  ökonomischen  Ver- 
waltung auszuüben,  der  ihnen  in  ihren  Instruktionen  ausdrucklich  zuge- 
wiesen ist;  aber  selbst  in  dem  Falle,  dass  sie  von  den  Korrespondent- 
rhedem ernannt  worden  sind,  dürfen  sie  sich  nicht  in  die  ausschliess- 
lichen Vorrechte  der  Kapitäne  in  Betreff  der  ihm  zustehenden  Leitung 
des  Schiffes  und  des  Oberbefehls  über  dasselbe  einmischen,  möge  die 
ihnen  ertheilte  Vollmacht  sein,  welche  sie  wolle. 

978.  Die  dem  Superkargo  in  Betreff  des  Kurses  der  Reise  und 
des  Transportes  der  Waaren  ertheilten  Vollmachten  müssen  dem  Kapitän 
mitgetheilt  werden.  Wenn  diese  Mittheilung  nicht  erfolgt  ist,  so  sind 
dieselben  in  den  Punkten,  welche  den  Kapitän  betreffen,  als  nicht  vor- 
handen^) zu  erachten. 

979.  Ist  ein  Superkargo  vorhanden,  so  hört  in  Betreff  der  ihm 
anvertrauten  Waaren  die  Haftbarkeit  des  Kapitäns  auf,  vorbehaltlich 
des  Falles  von  Arglist  oder  Verschulden. 

In  solchem  Falle  steht  es  dem  Superkargo  zu,  das  Ladungsbuch 
und  das  Konto-  und  Eechnungsbuch  in  der  im  Art.  927  angegebenen 
Form  zu  führen. 

980.  Wenn  der  Superkargo  Auftrag  erhalten  hat,  an  eine  be- 
stimmte Person  die  Waaren,  welche  nicht  verkauft  worden  sind,  abzu- 
liefern, und  der  Konsignatar  sich  weigert,  dieselben  in  Empfang  zu 
nehmen,  so  muss  er  letzterem  einen  Protest  einhändigen  lassen,  der  ihm 
als  Beweisdokument  dient.  Wenn  er  in  dieser  Hinsicht  keine  weiteren 
Instruktionen  erhalten  hat,  so  bleibt  es  seinem  Ermessen  überlassen, 
den  Waaren  diejenige  Bestimmung  zu  geben,  welche  ihm  als  die  für 
die  Eigenthümer  derselben  vortheilhafteste  erscheint,  indem  er  je  nach 
den  Umständen  die  im  Art.  960  festgesetzten  Vorschriften  zu  be- 
folgen hat. 

981.  Es  ist  den  Superkargos  verboten,  während  der  Reise  Geschäfte 
irgend    welcher   Art  für   eigene   Rechnung   zu   machen,    ausgenommen 


^)  entspricht  wesentlich  dem  alten  Portugiesischen  Kecht  (Art.  1425 
H.G.B.). 
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die  Pakotille,  welche  ihnen  nach  ausdrücklicher  Vereinbarung^)  für  die 
Hin-  und  Rückreise  bewilligt  worden  ist. 

983.  In  Ermangelung  besonderer  Abreden  steht  dem  Saperkargo 
einerseits  den  Kommittenten  gegenüber  der  Anspruch  auf  Unterhalt 
während  der  Reise  und  auf  eine  durch  sachverständige  Schiedsrichter 
zu  bestimmende  Provision,  und  andererseits  dem  Kapitän  gegenüber  der 
Anspruch  zu,  mit  seinem  ganzen  Gepäcke  befördert  zu  werden. 

983.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  in  Betreff  der  Fähig- 
keit, der  Art,  Verträge  abzuschliessen,  und  der  Haftbarkeit  der  Faktoren 
oder  Handlungsbevollmächtigten  sind  in  gleicher  Weise  auf  die  Super- 
kargos anwendbar. 


Titel  VI. 

Von  den  Verträgen  und  den  Gehältern  der  Offiziere  und  der 
Seeleute;  sowie  von  deren  Rechten  und  Pflichten. 

984.  Der  Vertrag,  welcher  zwischen  dem  Kapitän  einerseits  und 
den  Offizieren  und  den  Leuten  der  Mannschaft  andererseits  abge- 
schlossen wird,  besteht  Seitens  letzterer  darin,  ihre  Dienste  für  eine  See- 
reise oder  deren  mehrere  gegen  ein  vereinbartes  Gehalt  (Heuer)  zu 
leisten,  und  Seitens  des  Kapitäns  in  der  Verpflichtung,  denselben  alles, 
was  ihnen  Kraft  des  Vertrages  oder  des  Gesetzes  zusteht,  zu  Theil 
werden  zu  lassen. 

Die  Bedingungen  der  Anwerbung  (Heuerung)  zwischen  dem  Kapitän 
und  den  Leuten  der  Mannschaft  werden  Mangels  anderer  Urkunden 
durch  die  Matrikel  oder  die  Mannschaf  tsrolle  bewiesen. 

985.  Erhellt  weder  aus  dieser  Matrikel,  noch  aus  irgend  einer 
anderen  schriftlichen  Urkunde  die  bestimmte  Dauer  des  Vertrages,  so 
wird,  auch  wenn  dieser  monatsweise  abgeschlossen  worden  ist,  immer 
angenommen,  dass  die  Anwerbung  für  die  volle  Reise  erfolgt  ist,  d.  h.  für 
die  Hinreise  und  für  die  Rückreise  nach  dem  Ort,  wo  die  Matrikulirung 
stattgefunden  hat. 

986.  Der  Kapitän  ist  verpflichtet,  den  Leuten  der  Mannschaft, 
welche  es  verlangen,  eine  unterschriebene  Bescheinigung  zu  übergeben, 
in  welcher  die  Art  des  Abkommens  und  die  festgesetzte  Heuer  vermerkt 


1)  entspricht  wesentlich  dem  alten  Portugiesischen  Recht,  Art.  1429 
H  G  B.).  Nach  dem  Spanischen  Recht,  Art.  651  H.G.B,  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  I. 
S.  116)  ist  in  Betreif  der  Pakotille  der  Brauch  des  Hafens  entscheidend. 
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ist,  mit  Angabe  der   Summen,   welche   auf  Rechnung  derselben  gezahlt 
worden  sind. 

987.  Wenn  das  Konto-  und  Rechnungsbuch  regelrecht  in  der 
im  Art.  927  festgesetzten  Form  gefuhrt  worden  ist,  so  kommt  dem- 
selben in  Ermangelung  der  Urkunden  und  Feststellungen,  auf  welche 
sich  der  Art.  984  bezieht,  vollständiger  Glaube  Zwecks  Beseitigung  aller 
Zweifel  zu,  welche  über  die  Vertragsbedingungen  entstehen  mögen. 

Jedoch  prävalieren  in  Betreff  der  auf  Rechnung  gegebenen  Be- 
träge, im  Falle  eines  Zweifels,  die  auf  der  Bescheinigung  gemachten 
Feststellungen,  von  welchen  der  vorhergehende  Artikel  handelt. 

988.  Die  gegenseitigen  Verpflichtungen  des  Kapitäns,  der  Offiziere 
und  der  Leute  der  Mannschaft  beginnen  mit  dem  Momente,  in  welchem 
sie  beziehungsweise  die  Rolle  oder  Matrikel  unterschreiben. 

Die  Verpflichtung,  die  Offiziere  und  Leute  der  Mannschaft  wähi-end 
der  Reise  oder  der  Zeit  ihrer  Dienstleistung  zu  unterhalten,  wird  immer 
ausser  der  verabredeten  Heuer  als  im  Vertrage  mit  einbegriflFen  ver- 
standen. 

989.  Verpflichtungen  der  Offiziere  und  der  Leute  der  Mann- 
schaft sind: 

1.  mit  ihrem  Gepäck  und  zur  Reise  ausgerastet  am  festgesetzten 
Tage  oder,  in  Ermangelung  einer  Festsetzung,  an  dem  vom 
Kapitän  bestimmten  Tage  an  Bord  zu  gehen,  um  biei  der  Aus- 
riistung  und  Beladung  des  Schifles  behülflich  zu  sein,  bei 
Strafe  der  Entlassung  und  unbeschadet  der  im  folgenden 
Artikel  getroffenen  Bestimmungen; 

2.  ohne  Erlaubniss  des  Kapitäns  weder  das  Schiff  zu  verlassen, 
noch  jemals  die  Nacht  ausserhalb  desselben  zuzubringen,  bei 
Strafe,  einen  Monat  ihrer  Heuer  zu  verlieren; 

3.  ihr  Gepäck  nicht  ohne  Besichtigung  desselben  von  Seiten  des 
Kapitäns  oder  des  Hochbootsmannes  aus  dem  Schiffe  zu 
schaffen,  bei  der  nämlichen  Strafe  des  Verlustes  einer  Monats- 
heuer ; 

4.  ohne  Widerspruch  dem  Kapitän  und  den  übrigen  Offizieren- 
in  ihren  betreffenden  Amtsbefugnissen  zu  gehorchen  und  sich 
der  Streitigkeiten  und  der  Trunkenheit,  sowie  jeder  anderen 
Unordnung,  bei  den  in  den  Art.  906  und  991  festgesetzten 
Strafen,  zu  enthalten; 

5.  den  Kapitän ,  falls  das  Schifl  angegriffen  wird  oder  dem 
Schifte  oder  der  Ladung  ein  Unglücksfall  irgend  welcher  Art 
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zastössty  zn  unterstützen,  bei  Strafe  des  Verlustes  der  schon 
verdienten  Heuer; 

6.  nach  Beendigung  der  Reise  bei  der  Abrüstung  des  Schiffes 
behälflich  zu  sein,  dasselbe  an  einen  sichern  Ankerplatz  zu 
bringen  und  es  dort  zu  befestigen,  sofern  es  der  Kapitän 
verlangt; 

7.  die  zur  Bestätigung  der  an  Bord  aufgenommenen  Urkunden 
und  Proteste  nöthigen  Erklärungen  abzugeben,  indem  sie  tür 
die  Tage  des  Aufenthalts  eine  ihrem  sonstigen  Sold  entsprechende 

'  Entschädigung  erhalten;   verabsäumen   sie   diese  Pflicht,   so 
verlieren  sie  ihren  Ansprach  auf  die  verdiente  Heuer. 

990.  Diejenigen  Offiziere  und  die  anderweiten  Leute  der  Mannschaft, 
welche  nach  ihrer  Matrikulirang  vor  Anfang  der  Beise  das  Schiff  ver- 
lassen oder  vor  Beendigung  derselben  sich  entfernen,  können  zur  Erfüllung 
des  Vertrages  mit  Gefängnissstrafe  belegt  werden,  und  müssen  den 
Betrag,  welchen  sie  als  Vorschuss  empfangen  haben,  zurückgeben  und 
einen  Monat  ohne  Heuer  dienen. 

Die  in  solchen  Fällen  entstandenen  Kosten  sind  von  der  Heuer 
der  Widerspenstigen  in  Abzug  zu  bringen,  weldie  ausserdem  tür  die  etwa 
erwachsenden  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften  haben. 

991.  Der  Seemann  darf  nach  der  Matrikulirung  ohne  gerechten 
Grund  nicht  entlassen  werden. 

Gerechte  Gründe  zur  Entlassung  sind: 

1.  die  Begehung  irgend  eines  Vergehens  oder  einer  Handlung, 
welche  die  Ordnung  auf  dem  Schiff  stört,  der  Bückfall  in  die 
Insubordination  und  der  Mangel  an  Disziplin  oder  die  Nicht- 
erfüllung des  ihm  zukommenden  Dienstes; 

2.  gewohnheitsmässige  Trunkenheit; 

3.  Unkenntniss  des  Dienstes,  für  welchen  er  angeworben  ist; 

4.  jeder  Vorfall,  welcher  den  Seemann  zur  Erfüllung  seiner 
Pflichten  unfähig  macht,  mit  Ausnahme  der  im  Art.  1010  vor- 
gesehenen Fälle. 

993.  Die  aus  einem  gesetzlichen  Grande  entlassenen  Offiziere  oder 
Leute  der  Mannschaft  haben  den  Anspruch,  bis  zum  Tage  der  Entlassung 
im  Verhältniss  der  schon  zurückgelegten  Bdsestrecke  die  verabredete 
Heuer  gezahlt  zu  erhalten. 

Hat  die  Entlassung  vor  Beginn  der  Reise  stattgefunden,  so 
haben  sie  den  Ansprach,  für  die  Tage,  welche  sie  im  Dienste  waren,  Be- 
zahlung zu  erhalten. 
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993.  Jeder  Offizier  oder  Mann  der  Schiffsmannschaft,  welcher 
nachweist,  dass  er  ohne  gesetzlichen  Grund  entlassen  worden  ist,  hat 
den  Ansprach,  von  dem  Kapitän  Entschädigung  zu  erhalten. 

Diese  Entschädigung  —  mag  der  Entlassene  monatsweise  oder  auf 
die  Reise  geheuert  sein  —  hat,  wenn  er  vor  der  Abfahrt  aus  dem 
Matrikelhafen  entlassen  ist,  in  einem  Drittel  der  Heuer,  welche  er  wahr- 
scheinlich während  der  Reise  verdient  haben  würde,  und,  wenn  die  Ent- 
lassung während  der  Reise  erfolgt  ist,  in  demjenigen  Betrage  der  Heuer 
zu  bestehen,  welchen  er  von  der  Zeit  der  Entlassung  an  bis  zur  Be- 
endigung der  Reise  erhalten  haben  würde.  In  solchen  Fällen  hat 
der  Kapitän  keinen  Anspruch  darauf,  von  dem  Eigenthümer  des  Schifies 
die  Entschädigungen,  zu  deren  Zahlung  er  verpflichtet  gewesen  ist,  er- 
stattet zu  erhalten,  es  sei  denn,  dass  er  mit  ausdrücklicher  Ermächtigung 
desselben  gehandelt  hätte. 

994.  Die  Offiziere  oder  Leute  der  Mannschaft  können  vor  Beginn 
der  Reise  in  den  folgenden  Fällen  zurücktreten: 

1.  wenn  der  Kapitän  den  festgesetzten  Bestimmungsort  wechselt; 

2.  wenn,  nach  Abschluss  des  Vertrages,  die  Republik  in  einen 
Seekrieg  verwickelt  wird  oder  eine  bestimmte  Nachricht 
darüber  eingetroffen  ist,  dass  am  Bestimmungsorte  eine 
Seuche  ausgebrochen  ist; 

3.  wenn  sie  angeworben  sind,  unter  Convoy  zu  fahren,  dies  aber 
nicht  stattfindet; 

4.  wenn  der  Kapitän  stirbt  oder  entlassen  wird; 

5.  wenn  das  Schiff  gewechselt  wird. 

995.  Wenn  der  Korrespondentrheder  vor  Beginn  der  Reise  dem 
Schiff  eine  andere  als  die  in  der  Matrikel  oder  im  Vertrage  fest- 
gesetzte Bestimmung  giebt,  hat  eine  neue  Anwerbung  stattzufinden. 

Die  Seeleute,  welche  nicht  für  die  neue  Bestimmung  angeworben 
sind,  haben  nur  das  Recht,  die  verdiente  Heuer  zu  fordern  oder  diejenige 
zu  behalten,  welche  sie  schon  im  Voraus  erhalten  haben. 

996.  Wenn  der  Kapitän  nach  Ankunft  des  Schiffes  im  Hafen 
seiner  Bestimmung  und  nach  Beendigung  der  Löschung,  anstatt  die  Rück- 
reise oder  die  ferner  festgesetzte  Reise  anzutreten,  das  Schiff  nach  einem 
anderen  Bestimmungsort  verfrachtet,  so  steht  es  den  Seeleuten  frei,  ent- 
weder sich  von  neuem  anwerben  zu  lassen  oder  zurückzutreten,  falls  nicht 
im  Vertrage  ausdrücklich  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist 

Wenn  der  Kapitän  sich  jedoch  ausserhalb  der  Republik  befindet 
und  es  für  angemessen  erachtet,  nach  einem  anderen  Freihafen  zu  fahren. 
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um  doit  LadoDg  emziinehmen  oder  za  löschen,  so  darf  die  Mannschaft 
nicht  zurilcktreten ,  auch  wenn  sich  die  Beise  über  die  festgesetzte 
Zeit  ausdehnt;  aber  die  für  die  Reise  angeworbenen  Seeleute  haben 
einen  Zuschnss  zu  ihrer  Heuer  im  Verhält  niss  dieser  Verlängerung  zu 
erhalten. 

Wenn  die  Beise  in  Folge  der  Veränderung  nach  einem  näheren 
Hafen  unternommen,  oder  durch  irgend  eine  andere  Ursache  verkürzt 
wird,  so  sind  die  für  die  Reise  angeworbenen  Seeleute  voll  zu  be- 
zahlen und  die  monat weise  geheuerten  haben  die  verdiente  Heuer  zu 
erhalten. 

997.  Wenn  nach  Matrikulirung  der  Mannschaft  die  Reise  im 
Matrikel-Hafen  von  dem  Eorrespondentrheder,  dem  Kapitän  oder  den 
Abladern  rückgängig  gemacht  wird,  so  ist  allen  monatweise  angeworbenen 
Seeleuten,  ausser  der  etwa  schon  verdienten  Heuer,  für  einen  vollen  Monat 
die  entsprechende  Heuer  als  Entschädigung  auszuzahlen.  Denjenigen, 
welche  für  die  Reise  angeworben  worden  sind,  gebührt  die  Haltte  der 
vereinbarten  Heuer. 

998.  Wenn  die  Rückgängigmachung  der  Reise,  im  Falle  des  vor- 
hergehenden Artikels,  erst  nach  Abfahrt  des  Schiffes  aus  dem  Matrikel- 
Hafen  stattfindet,  so  haben  die  monatweise  angeworbenen  Leute  die 
ihrer  Dienstzeit  entsprechende  Heuer  und  femer  denjenigen  Betrag  zu 
empfangen,  welchen  sie  zur  Rückreise  nach  dem  Abfahrtshafen  oder,  je 
nach  ihrer  Wahl,  zur  Fahrt  bis  zum  Bestimmungshafen  gebrauchen.  Den 
für  die  Reise  angeworbenen  ist  das  nämliche  zu  zahlen,  was  sie  zu 
fordern  hätten,  wenn  die  Reise  beendigt  worden  wäre. 

999.  In  dem  Falle  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  haben  so- 
wohl die  für  die  Reise,  als  die  monatweise  geheuerten  Seeleute  den 
Anspruch,  dass  ihnen  die  Ueberfahrtskosten  von  dem  Hafen  der  Ent- 
lassung nach  dem  der  Matrikel  oder,  je  nach  ihrer  Wahl,  nach  dem  der 
Bestimmung  gezahlt  werden. 

1000.  Wenn  die  Reise  im  Matrikel-Hafen  wegen  höherer  Gewalt 
rückgängig  gemacht  wird,  so  haben  die  Seeleute  nur  auf  die  verdiente  Heuer 
Anspnich,   ohne  dass   sie  irgend  eine  Entschädigung  verlangen  können. 

Gründe  höherer  Gewalt  sind: 

1.  die  Kriegserklärung  oder  das  Verbot,  Handel  zu  treiben, 
gegenüber  der  Macht,  durch  deren  Gebiet  das  Schiff  die  Reise 
zu  machen  hätte; 

2.  der  Zustand  der  Blockade  des  Bestimmungshafens  oder  einer 
etwa  dort  ausgebrochenen  Seuche; 

14* 
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3.  das  Verbot,  in  dem  nämlichen  Hafen  die  auf  dem  Schiffe  ver* 
ladenen  Waaren  in  Empfang  zu  nehmen; 

4.  die  Detinirung  oder  Beschlagnahme  des  Schiffes,  falls  keine 
Sicherheitsbestellung  zugelassen  wird  oder  es  nicht  möglich  ist. 
eine  solche  zu  leisten; 

5.  jeder  Unglücksfall,  welcher  das  Schiff  zu  der  Schiffahrt  voll- 
ständig unfähig  macht. 

1001.  Wenn  nach  Beginn  der  Reise  einer  der  drei  ersten  im  vor» 
hergehenden  Artikel  bezeichneten  Fälle  eintritt,  so  sind  die  Seeleute  in 
demjenigen  Hafen  abzulehnen,  in  welchem  zu  landen  der  Kapitän  zum 
Besten  des  Schiffes  und  der  Ladung  am  vortheilhaftesten  hält,  und  zwar 
entsprechend  ihrer  Dienstzeit,  wodurch  ihre  Anwerbcmg  aufgehoben  ist. 
Wenn  das  Schiff  die  Fahrt  fortsetzen  muss,  so  können  sowohl  der 
Kapitän,  als  die  Mannschaft  gegenseitig  die  Erfüllung  der  Verträge  für  die 
festgesetzte  Zeit  verlangen. 

Im  Falle  ad  4  muss  den  Seeleuten  die  Hälfte  der  Heuer  weiter- 
gezahlt werden,  wenn  sie  monatweise  angeworben  worden  sind,  sofern 
die  Detinirung  oder  Beschlagnahme  des  Schiffes  8  Monate  nicht  über- 
steigt. Sollte  sie  länger  dauern,  so  ist  der  Heuervertrag  aufgehoben, 
und  zwar  ohne  Anspruch  auf  irgend  welche  Entschädigung. 

Sind  sie  für  die  Beise  angeworben,  so  müssen  sie  bis  zur  Voll- 
endung der  Reise  ihre  Verträge  in  allen  festgesetzten  Funkten  er- 
füllen. 

Wenn  jedoch  der  Eigenthümer  des  Schifies  eine  Entschädigung  für 
die  Beschlagnahme  oder  Detinirung  empfängt,  so  hat  er  die  Verpflichtung, 
den  monatweise  Angeworbenen  die  Heuer  voll  und  den  für  die  Reise 
Angeworbenen  je  nach  Verhältniss  auszuzahlen. 

Im  Falle  ad  5  hat  die  Mannschaft  dem  Korrespondentrheder 
gegenüber  keinen  anderen  Anspruch,  als  den  auf  die  verdiente  Heuer; 
wenn  jedoch  die  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  durch  Arglist  des  Kapitäns 
oder  des  Steuermannes  venirsacht  worden  ist,  so  hat  der  Schuldige  die 
Entschädigung  für  die  Nachtheile,  welche  die  Leute  der  Mannschaft 
erlitten  haben,  für  seine  Rechnung  zu  tragen. 

1002.  Fahren  die  Seeleute  auf  Gewinnantheil  oder  als  Mitbetheiligte 
an  der  Fracht,  so  wird  ihnen  keine  Entschädigung  irgend  welcher  Art 
in  Folge  der  Rückgängigmachung,  der  Verzögerung  oder  Verlängerung 
der  Reise,  welche  durch  höhere  Gewalt  verursacht  worden  sind,  ge- 
schuldet; wenn  jedoch  die  Rückgängigmachung,  die  Verzögerung  oder 
Verlängerung   aus   der  Schuld   der   Ablader  entspringen,  so  haben  die 
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Seeleute  einen  Anspruch  auf  die  Entschädigungen,  welche  dem  Schiffe 
gewährt  werden,  und  die  Vertheilung  derselben  unter  die  Eigenthümer  des 
Schiffes  und  'die  Leute  der  Mannschaft  hat  in  denselben  Verhältnissen 
stattzufinden,  als  wenn  die  Frachtgelder  yertheilt  worden  wären. 

Wenn  die  R&ckgängigmachung,  die  Verzögerung  oder  Verlängerung 
von  dem  Kapitän  oder  dem  Eigenthümer  des  Schiffes  ausgegangen  ist, 
so  sind  diese  zu  den  betreffenden  verhältnissmässigen  Entschädigungen 
verpflichtet. 

1003.  Wenn  die  Offiziere  oder  Leute  der  Mannschaft  sich  für 
yerschiedene  Beisen  haben  anwerben  lassen,  so  können  sie  ihre  ent- 
sprechende Heuer  nach  Beendigung  einer  jeden  Beise  verlangen. 

1004.  Im  Falle  von  Aufbringung,  Konfiskation  oder  Schiffbruch 
unter  vollständigem  Verlust  des  Schiffes  und  der  Ladung  haben  die  Seeleute 
kein  Recht,  irgend  welche  Heuer  für  die  Reise,  auf  welcher  sich  der 
Unglücksfall  ereignet  hat,  zu  beanspruchen,  noch  kann  der  Korrespon- 
dentrheder  die  Rückgabe  der  Vorschüsse  fordern,  welche  er  ihnen  ge- 
geben hat. 

1005.  Wenn  das  gekaperte  Schiff  wieder  zurückerobert  wird,  und 
die  Mannschaft  sich  noch  an  Bord  befindet,  so  ist  ihr  die  volle  Heuer 
auszuzahlen. 

1006.  Wenn  ein  Theil  des  Schiffes  gerettet  wird,  so  hat  die 
Mannschaft  Anspruch  auf  die  Zahlung  der  auf  der  letzten  Reise  ver- 
dienten Heuer,  mit  Vorzug  vor  jeder  anderen  früheren  Schuld,  soweit 
der  Werth  des  geretteten  Schiffstheils  reicht.  Reicht  dieser  nicht  aus 
oder  wird  von  dem  Schiffe  überhaupt  nichts  gerettet,  so  hat  die  Mann- 
schaft denselben  Anspruch  auf  die  Frachtgelder,  welche  für  die  etwa 
geretteten  Waaren  eingenommen  werden. 

In  beiden  Fällen  ist  der  Kapitän  in  die  Vertheilung  für  die  auf 
ihn  entfallende  Quote  seines  Gehalts  miteinzubegreifen. 

Unter  der  letzten  Reise  wird  die  Zeit  verstanden,  welche  verflossen 
ist,  seit  das  Schiff  anfing,  die  Last  oder  Ladung  aufzunehmen,  die  es 
zur  Zeit  der  Aufbringung  oder  des  Schiffbruches  an  Bord  hatte. 

1007.  Die  Leute  der  Mannschaft,  welche  auf  Frachtantheil  fahren, 
haben  keinen  Anspruch  irgend  welcher  Art  auf  die  geretteten  Schiffs- 
reste,  sondern  nur  auf  die  Fracht  des  etwa  geretteten  Ladungstheiles, 
und  zwar  im  Verhältniss  zu  dem,  was  der  Kapitän  erhält. 

1008.  Welches  auch  die  Art  der  Heuerung  der  Leute  der  Mann- 
schaft ist,  es  müssen  ihnen  die  für  das  Einsammeln  der  Trünuner  des 
gestrandeten   Schiffes   verwendeten   Tage  vergütet    werden.    Wenn  sie 
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bei  dieser  Arbeit  eine  besondere,  von  gutem  Erfolge  belohnte  Thätigkeit 
entwickeln,  so  haben  sie  eine  ausserordentliche  Belohnung  unter  dem 
Titel  vom  Bergelohn  zu  erhalten. 

1009.  Jeder  von  den  Offizieren  oder  den  Leuten  der  Mann- 
schaft geleistete  aussergewöhnliche  Dienst  ist  in  das  Schiffahrtstage- 
buch einzutragen  und  kann  zu  einer  besonderen  Belohnung  Yeran- 
lassung  geben. 

1010.  Jeder  Mann  der  Mannschaft,  welcher  im  Verlauf  der  Heise 
erkrankt,  oder  im  Schiffsdienste  oder  im  Kampfe  gegen  Feinde  oder 
Seeräuber  verwundet  oder  verstümmelt  worden  ist,  hat  die  vereinbarte 
Heuer  weiterzubeziehen,  muss  auf  Rechnung  des  Schiffes  verpflegt  und, 
im  Falle  der  Verstümmelung  —  wenn  ein  Streit  entsteht,  nach  richter- 
lichem Ermessen  —  entschädigt  werden. 

Die  Kosten  für  die  Verpflegung  und  Heilung  fallen  dem  Schiffe 
und  der  Fracht  zur  Last,  wenn  die  Krankheit,  Verwundung  oder  Ver- 
stümmelung im  Schiffsdienste  vorgekommen  ist.  Wenn  dies  im  Kampfe 
zur  Vertheidigung  des  Schiffes  geschehen  ist,  so  sind  die  Kosten  und 
die  Entschädigung  im  Verhältniss  auf  das  Schiff,  die  Fracht  und  die 
Ladung,  als  grosse  Havarie,  zu  vertheilen. 

1011.  Wenn  bei  der  Abfanrt  des  Schiffes  der  Kranke,  Verwundete 
oder  Verstümmelte  die  Reise  nicht  ohne  Gefahr  fortsetzen  kann,  so 
ist  die  Verpflegung  und  Behandlung  bis  zu  ihrer  Beendigung  auf  dem 
Lande  fortzusetzen.  Der  Kapitän  ist  vor  der  Abfahrt  verpflichtet,  für 
diese  Kosten  Sorge  zu  tragen*,  und  alle  zur  Erhaltung  des  Kranken  oder 
Verwundeten  erforderlichen  Vorkehrungen  zu  treffen. 

1012.  Der  Kranke,  Verwundete  oder  Verstümmelte  hat  nicht 
allein  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  vollständig  wiederhergestellt  ist, 
sondern  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  nach  dem  Matrikel-Hafen 
zurückgekehrt  sein  kann,  Anspruch  auf  die  volle  Heuer,  und  er  erhält 
ausserdem  eine  Entschädigung  für  die  Kosten  der  Rückreise. 

1013.  Wenn  ein  Mann  der  Mannschaft,  welcher  ohne  Erlaubniss 
das  Schiff  verlassen  hat,  am  Lande  erkrankt  oder  verwundet  worden  ist, 
so  hat  er  die  Kosten  der  Behandlung  für  seine  eigene  Rechnung  zu 
tragen  und  kann,  solange  die  Verhinderung  dauert,  keine  Heuer  be- 
anspruchen. 

1014.  Stirbt  ein  Mann  der  Mannschaft  während  der  Reise,  so 
sind  die  Kosten  seiner  Bestattung  mit  den  im  Art.  1010  festge- 
stellten Unterscheidungen  für  Rechnung  des  Schiffes  zu  zahlen,  und  es 
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ist  seinen  Erben   bis   zom  Todestage  die  Heuer   auszuzahlen,  weun  die 
Anwerbung  monatweise  erfolgt  war. 

Wenn  er  für  die  Reise  geheuert  worden  ist,  so  ist  die  Hälfte 
der  bedungenen  Heuer  als  verdient  anzusehen,  sofern  der  Seemann  auf 
der  Hinreise  stirbt,  und  die  ganze,  wenn  der  Tod  auf  der  Rückreise  er- 
folgt ist. 

Wenn  der  Seemann  auf  Prachtantheil  geheuert  worden  ist,  so  ist 
den  Erben  der  ganze  ihm  zukommende  Betrag  zu  entrichten,  falls  der 
Tod  nach  Beginn  der  Reise  stattgefunden  hat;  sie  haben  auf  nichts 
Anspruch,   wenn  der  Tod   vor  Anfang  der  Reise  eingetreten  ist. 

1015.  Welcher  Art  auch  die  Heuerung  gewesen  sein  mag,  es 
wird  derjenige  Mann  der  Mannschaft,  der  bei  der  Vertheidigung  des 
Schiffes  gefallen  ist,  bezüglich  seines  Anspruches  auf  die  Heuer  und  seines 
Antheiles  an  den  den  Leuten  seines  Ranges  zukommenden  Vortheilen 
bis  zui*  Ankunft  des  Schiffes  in  seinem  Bestimmungshafen  als  lebend 
angesehen. 

Derselben  Wohlthat  wird  der  Seemann  theilhaftig,  welcher  anläss- 
lich der  Vertheidigung  des  Schiffes  gefangen  worden  ist,  wenn  letzteres 
gerettet  wurde. 

1016.  Kein  Mann  der  Mannschaft  kann  vor  Beendigung  der  Reise 
eine  Klage  gegen  das  Schiff  oder  den  Kapitän  erheben,  bei  Strafe  des 
Verlustes  der  verdienten  Heuer. 

Befindet  sich  jedoch  das  Schiff  in  einem  sicheren  Hafen,  so  können 
die  übel  behandelten  Leute  oder  diejenigen,  denen  der  Kapitän  den  ihnen 
zukommenden  Lebensunterhalt  nicht  verabreicht  hat,  die  Aufhebung  des 
Vertrages  verlangen. 

1017.  Nach  Beendigung  der  Reise  hat  die  Mannschaft  das 
Recht,  binnen  den  auf  die  vollendete  Löschung  folgenden  3  utiliter  ge- 
rechneten Tagen  die  Auszahlung  ihrer  Heuer  zu  verlangen,  mit  den 
laufenden  Zinsen  im  Falle  von  Verzug. 
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Titel  VII. 
Von  den  Frachtvertr&gen, 

KAPITEL  I. 
Von  der  Art  und  der  Form  des  Frachtvertrages. 

1018.  Der  Frachtvertrag  ist  der  Vertrag  über  die  Miethe  eines 
Schiffes  zum  Transport  von  Waaren  oder  Personen.^) 

Unter  Verfrachter  wird  derjenige  verstanden,  welcher  das  Schiff 
venniethet,  und  unter  Befrachter  derjenige,  welcher  es  miethet 

1019.  Der  Frachtvertrag  über  ein  Schiff  muss  durch  eine  Urkunde 
bewiesen  werden,  sei  es,  dass  die  Befrachtung  im  Ganzen  oder  zu 
einem  Theile,  für  eine  Reise  oder  deren  mehrere,  oder  auf  allgemeine 
Ladung  (Stückgüter)  erfolgt,  was  geschieht,  wenn  der  Kapitän  von  Allen, 
die  sich  bei  ihm  melden,  Waaren  in  Empfang  nimmt. 

In  dem  ersten  Falle  muss  die  Urkunde,  welche  Frachtpolice 
(Chartepartie)  genannt  wird,  von  dem  Befrachter  und  Verfrachter  und 
von  allen  anderen  Personeu,  welche  am  Vertrage  betheiligt  sind,  unter- 
schrieben werden,  indem  jede  der  Parteien  ein  Exemplar  erhält;  in  dem 
zweiten  Falle  heisst  die  Urkunde  Konnossement,  und  es  genügt,  dass 
dieselbe  von  dem  Kapitän  und  dem  Ablader  unterschrieben  ist. 

Abschnitt  I. 
Von  der  Frachtpolice^)  (Chartepartie). 

1030.  In  der  Frachtpolice  ist  jeder  einzelne  der  folgenden  Punkte 
ausdrücklich  zu  erwähnen: 

1.  der  Name  des  Schiffes,  seine  Tragfähigkeit,  die  Nation,  der 
es  angehört,  der  Hafen  seiner  Matrikel  sowie  der  Name  und 
Wohnort  des  Kapitäns; 


1)  Die  —  aus  dem  alten  Fortugieaischen  Recht,  Art.  149S  H.G.B. 
herrührende  —  Definition  des  früheren  Gesetzbuchs,  wonach  der  Frachtvertrag 
als  Vertrag  über  die  Miethe  eines  Schiffes  angesehen  wird,  ist  beibehalten  und 
dem  entsprechenden  Art.  (1184)  nur  der  Zusatz  gegeben  „para  el  transporte  de 
mercaderias  6  personas.** 

^)  ,,P61]za  de  fletamento.**  Im  Portugiesischen  H.G.B.  (541)  „cartapar- 
tida"  (Chartepartie)  oder  „carta  de  fretamento'*  genannt. 
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2.  die  Namen  des  Verfrachters  und  Befrachters  und  ihre  bezüg- 
lichen Wohnorte  und,  falls  der  Befrachter  in  Kommission 
handelt,  der  Name  und  Wohnort  desjenigen,  fiir  dessen  Eech- 
nung  er  den  Vertrag  abschliesst; 

8.  die  Bezeichnung  der  Eeise,  ob  dieselbe  als  eine  festbestimmte 
oder  auf  den  Monat,  für  eine  oder  mehrere  Fahrten  verabredet 
ist;  ob  letztere  Hin-  und  Rückfahrten  oder  nur  Hinfahrten  oder 
Rückfahrten  sind,  und  schliesslich,  ob  das  Schiff  im  Ganzen 
oder  zu  einem  Theile  verfrachtet  ist; 

4.  die  Art  und  Menge  der  Ladung,  welche  das  Schiff  ein- 
nehmen soll,  mit  Angabe  des  Tonnengehaltes,  der  Anzahl 
der  Stücke,  des  Gewichts  oder  Masses,  und  für  wessen 
Rechnung  dieselbe  an  Bord  zu  bringen  und  wieder  auszu- 
laden ist; 

5.  die  für  die  Ladung  und  Löschung  festgesetzten  Tage,  die 
Liege-  und  Ueberliegetage,  welche  nach  Verlauf  der  ersteren 
noch  gerechnet  werden  müssen,  und  die  Art,  in  welcher  sie 
ablaufen  und  gerechnet  werden  sollen; 

6.  der  zu  entrichtende  Frachtsatz,  sei  es  in  einer  festgesetzten 
Summe  für  die  Reise,  oder  für  ein  Bestimmtes  monatlich,  oder 
für  den  zu  belegenden  Raum,  oder  für  das  Gewicht  oder  das 
Mass  der  Waaren,  in  welchen  die  Ladung  besteht; 

7.  die  Art,  die  Zeit  und  der  Ort,  in  denen  die  Zahlung  der 
Fracht  erfolgen  soll,  was  der  Kapitän  als  Kaplaken  oder 
Gratifikation  zu  erhalten  hat  und  die  Liege-  und  Ueber- 
liegetage ; 

8.  ob  einige  Räume  im  Schiffe,  ausser  den  für  die  Mannschaft 
und  das  Dienstmaterial  nöthigen,  reservirt  werden; 

9.  alle  übrigen  besonderen  Abreden,  welche  die  Parteien  ge- 
troffen haben. 

1021.  Die  Frachtpolice  gilt  als  öffentliche  Urkunde,  wenn  sie 
unter  Mitwirkung  eines  Schiffsmäklers,  oder  in  Ermangelung  eines 
Mäklers,  vor  einem  Notar  aufgenommen  ist,  welcher  beglaubigt,  dass 
sie  in  seiner  und  zweier  Zeugen  Gegenwart,  welche  unterschreiben,  aus- 
gestellt worden  ist,  auch  wenn  sie  nicht  protokoUirt  ist. 

Die  Police,  welche  nicht  die  angegebene  Form  hat,  verpflichtet  die 
Betheiligten,  sobald  sie  die  darauf  gesetzten  Unterschriften  als  die  ihrigen 
anerkennen,  aber  sie  giebt  ihnen  kein  Recht  einem  Dritten  gegenüber, 
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ausgenommen,  wenn  einer  der  im  Art  1035  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs vorgesehenen  Umstände  vorliegt^). 

1033.  Die  von  dem  Kapitän  unterschriebenen  Frachtpolicen  sind 
gültig,  auch  wenn  derselbe  die  Befugnisse,  welche  er  in  seinen  In- 
struktionen erhalten,  überschritten  hätte,  unbeschadet  des  Anspruches  der 
Eigenthümer  des  Schiffes  gegen  den  Kapitän  auf  Ersatz  der  Schäden 
und  Nachtheile,  die  aus  dem  von  ihm  begangenen  Missbrauche  ent- 
stehen. 

1023.  In  gleicher  Weise  sind  gültig  die  von  dem  Stellvertreter 
des  Kapitäns  unterschriebenen  Erachtpolicen,  selbst  wenn  letzterer  keine 
Befugniss  gehabt  hatte,  sich  durch  jenen  vertreten  zu  lassen,  und  die  Be- 
frachtung auch  gegen  den  Willen  der  Korrespondentrheder  stattgefunden 
hätte,  unbeschadet  der  Rechte  derselben  gegen  den  Kapitän. 

1024.  Nachdem  die  Frachtpolice  unterschrieben  ist,  behält  sie 
ihre  Kraft,  auch  wenn  das  Schiff  an  einen  dritten  Besitzer  übergeht,  and 
die  neuen  Eigenthümer  haben  die  Verpflichtung,  sie  zu  erfüllen. 

1025.  Ist  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  worden,  so  sind  nur 
die  Kajüte  des  Kapitains  und  die  für  die  Mannschaft  und  das  Schiflfs- 
material  nothwendigen  Bäume  als  reservirt  anzusehen. 

1026.  Auch  wenn  eine  Frachtpolice  ausgestellt  ist,  müssen  doch 
die  Ladungs-Konnossemente  in  der  im  folgenden  Abschnitte  vorge- 
schriebenen Art  übergeben  werden.  Das  Konnossement  ersetzt  die 
Police,  aber  die  Police  ersetzt  nicht  das  Konnossement. 

1027.  Wenn  die  Ladung  ohne  Ausstellung  der  betreffenden  Police 
eingenommen  ist,  so  wird  die  Befrachtung  als  nach  Massgabe  des  In- 
haltes des  Konnossement  abgeschlossen  angesehen. 


1)  Art.  1035  Cod.  Civ.  lautet: 

„Auch  wenn  eine  Privaturkunde  anerkannt  ist,  soll  ihr  bestimmtes 
Datum  in  Bezug  auf  Singular  -  Successoren  der  Parteien  oder  in  Bezug  auf 
Dritte     sein: 

1.  dasjenige  ihrer  Vorlegung  vor  Gericht  oder  an  einer  anderen  öffentlichen 
Stelle  zu  irgend  welchem  Zweck,  wenn  die  Urkunde  dort  im  Archiv 
aufbewahrt  wird; 

2.  das  ihrer  Anerkennung  vor  einem  Notar  und  zwei  Zeugen,  die  sie 
unterzeichnen ; 

3.  das  ihrer  Uebertragung  in  ein  öffentliches  Register; 

4.  das  des  Todes  der  Partei,  die  sie  unterzeichnete,  oder  dessen,  der  sie 
aufnahm,  oder  dessen,  der  sie  als  Zeuge  unterzeichnete. 
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Abschnitt  U. 
Vom  Konnossement. 

1028.  Das  Konnossement  muss  enthalten: 

1.  den  Namen   des  Kapitäns,   den  Namen  des  Schiflfes,   seinen 
Matrikel-Hafen  und  seine  Tragfähigkeit; 

2.  den  Namen  des  Befrachters  oder  Abladers; 

3.  den  Namen   des  Konsignatars,  im   Falle   das  Konnossement 
nicht  auf  den  Inhaber  oder  an  Ordre  ausgestellt  ist; 

4.  die  Qualität,   die  Quantität,   die  Anzahl  der  Stücke  und  die 
Marken  der  Waaren; 

5.  den  Ladungs-  und  Löschungshafen  mit  Angabe  der  etwaigen 
Skalahäfen; 

6.  den   Frachtsatz  und  die  Gratifikation  (Kaplaken),  wenn  eine 
solche  verabredet  ist,  sowie  den  Ort  und  die  Art  der  Zahlung; 

7.  das  Datum   und   die  Unterschriften   des    Kapitäns   und   des 
Abladers, 

1029.  Auch  wenn  eine  Frachtpolice  ausgestellt  ist,  haftet  der 
Inhaber  des  Konnossements  für  keine  in  der  Police  enthaltene  Be- 
dingung oder  besondere  Verpflichtung,  es  sei  denn,  dass  in  dem  Kon- 
nossement  die  Klausel   aufgenommen  ist:  gemäss  der  Frachtpolice. 

1030.  Der  Kapitän  hat  soviele  Exemplare  des  Konnossementes, 
als  der  Ablader  verlangt,  zu  unterschreiben;  alle  müssen  denselben  Inhalt 
und  dasselbe  Datum  haben  und  die  Nummer  des  Exemplars  angeben. 
Ein  Exemplar  bleibt  in  den  Händen  des  Kapitäns  und  die  übrigen  ge- 
bühren dem  Ablader. 

Wenn  der  Kapitän  gleichzeitig  Ablader  ist,  oder  wenn  es  einer 
seiner  Verwandten  war,  so  sind  die  betreffenden  Konnossemente  von 
denjenigen  Leuten  der  Mannschaft  zu  unterzeichnen,  welche  ihm 
unmittelbar  im  Oberbefehl  des  Schiffes  folgen,  und  ein  Exemplar  verbleibt 
in  den  Händen  des  Korrespondentrheders  oder  des  Konsignatars. 

1031.  Die  Konnossemente  sind  binnen  24  Stunden  nach  der  Be- 
endigung der  Verladung  zu  unterschreiben  und  zu  übergeben,  unter 
Austausch  gegen  die  provisorischen  Empfangsscheine,  bei  Strafe,  dass  für 
alle  durch  die  Verzögerung  der  Reise  entstehenden  Schäden  sowohl  der 
Kapitän,  als  auch  die  Ablader,  welche  in  der  Uebergabe  der  Kon- 
nossemente säumig  gewesen  sind,  haften  müssen. 

1033.  Kein  Kapitän  darf  Konnossemente  unterschreiben,  solange 
ihm  nicht  die  im  vorhergehenden  Artikel   erwähnten  Empfangsscheine 
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ausgehändigt  worden  sind.  Wenn  er  es  tliut,  so  ist  ^er,  abgesehen  davon, 
dass  er  für  diese  Handlang  civilrechüich  haftbar  ist,  für  einen  Fälscher 
oder  einen  Mitschuldigen  an  dem  Vergehen  anzusehen,  falls  yon  dem 
vorzeitigen  Konnossemente  Gebrauch  gemacht  wird. 

1033.  Das  in  der  im  Art.  1028  vorgeschriebenen  Form  abgefasste 
Konnossement  macht  Beweis  zwischen  allen  an  der  Ladung  und  der 
Fi^acht  Betheiligten  und  zwischen  diesen  und  den  Versicherern;  letzteren 
und  den  Schiflfseigenthtimem  bleibt  der  Gegenbeweis  vorbehalten. 

1034.  Besteht  eine  Abweichung  unter  den  Konnossementen  der 
nämlichen  Ladung,  so  ist  dasjenige  massgebend,  welches  am  meisteD 
ordnungsmässig  abgefasst  ist.  Wenn  die  nicht  übereinstimmenden 
Konnossemente  allen  im  Art.  1028  vorgeschriebenen  Erfordernissen  ent- 
sprechen, so  ist,  betreffs  der  von  einander  abweichenden  Punkte  das 
Ergebniss  des  Beweises,  welcher  von  den  Betheiligten  erbracht  wird, 
massgebend. 

1035.  Wenn  die  Konnossemente  an  Ordre  lauten,  werden  auf  die 
Person,  zu  deren  Gunsten  das  Indossament  erfolgt  ist,  alle  Rechte  und 
Ansprüche  des  Indossanten  bezüglich  der  Ladung  übertragen. 

1036.  Der  Inhaber  eines  Konnossementes  an  Ordre  muss  dasselbe 
dem  Kapitän  vorlegen,  bevor  mit  der  Löschung  begonnen  wird,  damit 
dieser  ihm  die  Waaren  direkt  ausliefere. 

Wenn  er  es  nicht  vorlegt,  so  gehen  die  Kosten,  welche  die 
gerichtliche  Hinterlegung  veranlasst,  für  seine  Rechnung. 

1037.  Mag  das  Konnossement  an  Ordre,  oder  auf  den  Inhaber, 
oder  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person  ausgestellt  sein,  es  darf 
weder  der  Bestimmungsort,  noch  die  Konsignation  der  Waaren  verändert 
werden,  wenn  nicht  der  Ablader  dem  Kapitän  vorher  alle  von  diesem 
unterschriebenen  Exemplare  übergeben  hat. 

Der  Kapitän,  welcher  neue  Konnossemente  unterzeichnet,  ohne  alle 
Exemplare  des  ersten  zurückerhalten  zu  haben,  haftet  den  rechtmässigen 
Inhabern  gegenüber,  die  irgend  eines  jener  Exemplare  vorlegen,  unbe- 
schadet seines  eventuellen  Rechtes  gegen  irgend  einen  Anderen. 

103S.  Wenn  ein  Abhandenkommen  der  ersten  Konnossemente 
behauptet  wird,  so  ist  der  Kapitän  in  dem  Falle  des  vorhergehenden 
Artikels  nicht  verpflichtet,  andere  zu  unterschreiben,  es  sei  denn,  dass 
der  Ablader  eine  dem  Kapitän  genügende  Sicherheit  für  die  in  den 
Konnossementen  deklarirte  Ladung  leistet. 

1039.  Wenn  vor  Beginn  der  Reise  der  Kapitän  eines  Schiffes 
stirbt,  oder  durch  irgend  ein  anderes  Ereigniss  seinen  Posten  verliert,  so 
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haben  die  Ablader  das  Recht,  von  dem  Nachfolger  zu  verlangen,  dass 
er  die  von  dem  früheren  Kapitän  unterzeichneten  Konnossemente  von 
Neuem  mit  seiner  Unterschrift  bestätige,  indem  er  die  Ladung  mit  den 
Konnossementen  vergleicht.  Wenn  sie  dies  nicht  thun,  so  haftet  der 
neue  Kapitän  nur  f&r  das,  wovon  der  Ablader  nachweist,  dass  es  auf 
dem  Schifie  vorhanden  gewesen  ist,  als  derselbe  seinen  Posten  antrat, 
unbeschadet  der  Ansprüche  des  Abladers  gegen  den  Korrespondent- 
rheder  und  des  letzteren  gegen  den  früheren  Kapitän  oder  gegen  dessen 
Rechtsnachfolger. 

Der  Kapitän,  welcher  die  Konnossemente  seines  Vorgängers  unter- 
zeichnet, ohne  vorher  die  Ladung  damit  verglichen  zu  haben,  haftet  für 
das  Fehlende,  es  sei  denn,  dass  die  Ablader  ihre  Einwilligung  dazu  ge- 
geben haben,  dass  der  Kapitän  auf  den  Konnossementen  erklärt,  er  habe 
die  Ladung  nicht  verglichen. 

Die  Kosten,  welche  bei  der  Prüfung  der  eingeschifften  Ladung  ent- 
stehen, gehen  für  Rechnung  des  Korrespondentrheders,  wenn  der  Kapitän 
gestorben  oder  ohne  gerechten  Grund  entlassen  ist,  und  für  die  des 
Kapitäns,  wenn  die  Entlassung  durch  eine  Handlung  seinerseits  ver- 
anlasst worden  ist. 

1040.  Wenn  die  verladenen  Waaren  nicht  nach  Anzahl,  Gewicht 
oder  Mass  übergeben  sind,  oder  falls  ein  Zweifel  bezüglich  der  Rechnung 
entsteht,  kann  der  Kapitän  in  den  Konnossementen  erklären,  dass  das 
Gewicht,  die  Anzahl  oder  das  Mass  ihm  nicht  bekannt  sind.  Wenn  der 
Ablader  mit  dieser  Erklärung  nicht  zufrieden  ist,  muss  er  eine  neue 
Zählung,  Wägung  oder  Messung  vornehmen  lassen,  deren  Kosten  für 
Rechnung   desjenigen  gehen,   der  die  Veranlassung   dazu  gegeben  hat. 

Ist  der  Ablader  mit  der  erwähnten  Erklärung  zufrieden,  so  ist 
der  Kapitän  nur  verpflichtet,  in  dem  Löschungshafen  die  Waaren,  welche 
sich  als  Eigenthum  des  Abladers  an  Bord  des  Schiffes  befinden,  aus- 
zuliefern, es  sei  denn,  dass  letzterer  nachweist,  dass  eine  Arglist  von 
Seiten  des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft  vorliegt. 

1041.  Wenn  dem  Kapitän  bekannt  wird,  dass  verschiedene  Inhaber 
von  verschiedenen  Exemplaren  des  Konnossements  über  ein  und  dieselbe 
Ladung  vorhanden  sind,  oder  wenn  eine  Beschlagnahme  erfolgt,  so  ist 
der  Kapitän  verpflichtet,  die  gerichtliche  Hinterlegung  zu  fordern. 

1042.  Die  Betheiligten  oder  der  Depositar  können  den  Verkauf 
derjenigen  Waaren  verlangen,  welche  leicht  dem  Verderben  ausgesetzt 
sind,  oder  deren  Aufbewahrung  kostspielig  ist.  Der  Erlös  des  Verkaufes 
ist  nach  Abzug  der  Kosten  gerichtlich  zu  hinterlegen. 
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1043.  Keine  fieschlagnahme  eines  Dritten,  welcher  nicht  Inhaber 
eines  der  Exemplare  des  Konnossementes  ist,  kann  mit  Ausnahme  des 
Falles  der  Vindikation  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  dieses  Gesetz- 
buchs, dem  Inhaber  des  Konnossementes  die  Befagniss  entziehen,  den 
gerichtlichen  Verkauf  der  Waaren  zu  verlangen,  unbeschadet  des  An- 
spruches des  Exequirenden  oder  des  Dritten  auf  den  Erlös  des  Ver- 
kaufes. 

1044.  Das  in  der  im  Art.  1028  vorgeschriebenen  Form  abgefasste 
Konnossement  hat,  als  ob  es  eine  öffentliche  Urkunde  wäre,  sofortige 
Vollstreckbarkeit  zur  Folge,  sobald  die  Unterschrift  anerkannt  ist. 

Den  Kapitänen  ist  der  Einwand  nicht  gestattet,  dass  sie  die 
Konnossemente  nur  im  Vertrauen  und  auf  das  Versprechen  hin  unter- 
zeichnet haben,  dass  ihnen  die  darin  deklarirte  Ladung  übergeben  werden 
würde. 

Jedoch  hat  der  Kapitän  in  allen  Fällen  das  Recht,  zu  beweisen, 
dass  sein  Schiff  die  in  dem  Konnossemente  verzeichnete  Waarenmenge 
nicht  aufnehmen  konnte.  Trotz  dieses  Beweises  ist  der  Kapitän  ver- 
pflichtet, die  Konsignatare  schadlos  zu  halten,  wenn  diese  auf  Grand  der 
Konnossemente  dem  Ablader  mehr  gezahlt  haben,  als  das  Schiff  fassen 
konnte,  unbeschadet  der  Klage  des  Kapitäns  gegen  den  Ablader. 

Diese  Entschädigungen  können  nicht  den  Korrespondentrhedem  in 
Rechnung  gestellt  werden. 

1046.  Vor  Gericht  ist  keine  Klage  zwischen  dem  Kapitän  und 
den  Abladern  oder  den  Versicherem  zulässig,  wenn  derselben  nicht  ein 
Exemplar  des  Originalkonnossementes  beigefügt  ist. 

Die  üebergabe  der  Ladung  kann  dessenungeachtet  durch  die 
provisorischen  Empfangscheine  und  die  übrigen  in  Handelssachen  zu- 
lässigen Beweismittel  bewiesen  werden*). 

1046.  Bei  der  Ablieferung  der  Ladung  sind  dem  Kapitän  die 
Konnossemente  zurückzugeben,  indem  der  Empfang  auf  einem  der  Ex- 
emplare bescheinigt  wird.  Derjenige  Konsignatar,  welcher  diese  Rück- 
gabe verzögert,  haftet  für  die  Schäden  und  Naclitheile. 


1)  Abweichend  vom  früheren  Recht,  Art.  1211  AI.  2.  H  G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Bd.  I.  2.  zweite  AuH.  S.  2271). 
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KAPITEL  II. 

Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Verfrachters 

und  Befrachters. 

1047.  Der  Verfrachter  ist  yerpflichtet^  das  Schiff  zu  dem  Empfang 
der  Ladung  bereit  zn  halten,  and  der  Befrachter,  dieselbe  zu  liefern, 
innerhalb  der  in  der  Frachtpolice  festgesetzten  Zeit. 

1048.  Ist  in  der  Frachtpolice  die  Zeit,  zu  welcher  die  Verladung 
beginnen  muss,  nicht  angegeben,  so  wird  verstanden,  dass  sie  mit  dem 
Tage  anzufangen  hat,  an  welchem  der  Kapitän  die  Mittheilung  macht, 
dass  das  Schiff  zum  Empfang  der  Waaren  bereit  ist. 

Wenn  aus  der  Frachtpolice  nicht  die  Frist,  bis  zu  welcher  das 
Laden  und  Löschen  des  Schiffes  stattgefunden  haben  muss,  noch  wieviel 
für  Gratifikation  (Kaplaken),  Liege-  oder  üeberliegetage  zu  zahlen  ist, 
noch  die  Zeit  und  die  Art  der  Zahlung  erhellt,  so  ist  alles  nach  dem 
Brauche  im  Hafen,  wo  die  Verladung  respektive  die  Löschung  erfolgt, 
zu  bestimmen. 

1049.  Ist  die  Frist  für  die  Verladung  und  die  der  etwa  verab- 
redeten Liege-  und  Üeberliegetage  und,  Mangels  einer  Abrede,  die  der 
üblichen  (Liege-  und  üeberliegetage)  verstrichen,  ohne  dass  der  Be- 
frachter irgend  welche  Waaren  verladen  hätte,  so  hat  der  Verfrachter, 
falls  wegen  des  Verzuges  in  der  Frachtpolice  keine  Entschädigung  fest- 
gesetzt ist,  die  Wahl,  entweder  den  Vertrag  aufzuheben,  indem  er  die 
Hälfte  der  verabredeten  Frachten  und  der  Spesen  tlir  die  Liege-  und 
Üeberliegetage  fordert,  oder  die  Eeise  ohne  Ladung  anzutreten  und 
nach  Beendigung  derselben  die  ganze  Fracht  und  die  Gratifikation 
(Kaplaken),  sowie  die  etwa  schuldigen  Havarien  und  die  Spesen  für  die 
Liege-  und  Üeberliegetage  zu  verlangen. 

1050.  Wenn  der  Befrachter  in  der  verabredeten  Zeit  nur  einen 
Theil  der  Fracht  verladet,  so  hat  der  Verfrachter,  nachdem  die  Frist 
für  die  Liege-  und  üeberliegetage  verstrichen  ist,  falls  in  der  Fracht- 
police keine  Entschädigung  festgesetzt  ist,  die  Wahl,  entweder  den 
empfangenen  Theil  lür  Rechnung  des  Befrachters  unter  Erfordern  des 
halben  Frachtsatzes  wieder  auszuladen,  oder  die  Reise  mit  dem  an  Bord 
befindlichen  Theile  der  Ladung  anzutreten,  um  im  Bestimmungshafen  die 
volle  Fracht  mit  den  übrigen  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten 
Kosten  zu  beanspruchen. 

1051.  Erleidet  das  Schiff,  welches  in  dem  in  den  beiden  vorher- 
gehenden Artikeln  angegebenen  Falle  ohne  Ladung  oder  nur  mit  einem 
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Theile  der  Ladung  abgefahren  ist,  während  der  Beise  Havarie,  welche, 
falls  das  Schiff  die  volle  Ladung  erhalten  hätte,  als  gemeinschaftliche 
Havarie  angesehen  werden  müsste,  so  ist  der  Verfrachter  berechtigt, 
vom  Befrachter  den  entsprechenden  Betrag  für  zwei  Drittel  der  nicht 
verladenen  Waaren  zu  fordern. 

1052.  Tritt  der  Befrachter  von  dem  Vertrage  zurück,  bevor  die 
Liegetage  zu  laufen  angefangen  haben,  so  hat  er,  falls  keine  entgegen- 
stehende Abrede  getroffen  ist,  nur  die  Hälfte  der  Fracht  und  dei* 
Gratifikation  (Kaplaken)  zu  zahlen.  Wenn  der  Frachtvertrag  für  die 
Hin-  und  Kückreise  geschlossen  ist,  so  ist  nur  die  Hälfte  der  Fracht  für 
die  Hinreise  zu  zahlen. 

Bei  den  Befrachtungen  auf  allgemeine  Ladung  (Stttckgfiter)  kann 
jeder  der  Ablader  oder  derjenige,  der  seine  Bechte  vertritt,  die  einge- 
schifften Waaren  wieder  ausladen,  wenn  die  halbe  Fracht,  die  Spesen 
für  das  An-  und  Von-Bordschaffen  der  Waaren  und  jeder  Schaden  gezahlt 
wird,  welcher  hierdurch  den  übrigen  Abladern  verursacht  wird.  Diese, 
oder  jeder  derselben  einzeln,  haben  die  Befugniss,  der  Ausladung  zu  wider- 
sprechen, wenn  sie  die  Waaren,  deren  Ausladung  beansprucht  wird,  für 
ihre  Rechnung  übernehmen  und  den  Betrag  derselben  nach  dem  Preise 
der  Konsignationsfaktura  entrichten. 

1053.  In  den  Fällen,  in  welchen  der  Verfrachter  das  Recht  hat, 
die  Reise  ohne  Ladung  oder  nur  mit  einem  Theile  der  Ladung  anzu- 
treten, kann  er  zur  Sicherheit  wegen  der  Fracht  und  der  übrigen  etwaigen 
Entschädigungen,  ohne  Einwilligung  des  Befrachters,  von  andern  Per- 
sonen, auch  gegen  einen  geringeren  Frachtsatz  Ladung  aufnehmen,  in- 
dem die  Differenz  f&r  Rechnung  des  Befrachters  ist. 

In  solchen  Fällen  hat  der  Befrachter  Anspruch  auf  den  Gewiun 
der  neuen  Fracht,  und  im  Falle  von  gemeinschaftlicher  Havarie  haftet 
er  nicht  für  den  Beitrag,  welcher  die  ihm  nicht  gehörenden  Waaren 
trifft;  aber  er  ist  zur  Zahlung  aller  Schäden  verpflichtet,  die  aus  seiner 
Unterlassung  herrühren. 

1054.  Ist  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet,  so  kann  der  Befrachter 
den  Kapitän  zwingen,  die  Reise  zu  unternehmen,  sobald  derselbe  die  znr 
Zahlung  der  Fracht,  der  Gratifikation  (Kaplaken),  der  Liege-  und  Ueber- 
liegetage  hinreichende  Ladung  an  Bord  hat,  oder  wenn  eine  genügende 
Sicherheit  für  die  Zahlung  geleistet  worden  ist. 

Der  Kapitän  kann  in  solchem  Falle  ohne  schriftliche  Einwilligung 
des  Befrachters  keine  Ladung  eines  Dritten  einnehmen,  noch  sich  weigern« 
abzufahren,  sofern  nicht  ein  unüberwindliches  Hindemiss  eintritt. 
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1055.  Derjenige,  welcher  ein  Schiff  im  Ganzen  befrachtet  und  die 
Ladung  nicht  vervollständigt,  hat  trotzdem  die  volle  Fracht  zu  zahlen, 
indem  ihm  das  abgerechnet  wird,  was  der  Verfrachter  für  eine  andere 
Ladung  erhalten,  die  er  etwa  an  Bord  genommen  hat. 

1056.  Wenn  das  Schiff  zu  der  im  Vertrage  festgesetzten  Zeit 
nicht  bereit  ist,  die  verabredete  Ladung  einzunehmen,  so  haftet  der  Ver- 
frachter dem  Betrachter  für  alle  etwa  daraus  entstehenden  Schäden 
und  Nachtheile. 

1057.  Der  Befrachter  ist  verpflichtet,  dem  Verfrachter  oder  dem 
Kapitän  innerhalb  48  Stunden  nach  der  Beendigung  des  Ladens  alle, 
für  den  Transport  der  Waaren  nach  den  Gesetzen  erforderlichen  Papiere 
und  Dokumente  einzuhändigen^  es  sei  denn,  dass  eine  besondere  Abrede 
über  die  Zeit  dieser  üebergabe  getroffen  ist. 

1058.  Es  ist  dem  Verfrachter  oder  Kapitän  gestattet,  wenn  es 
sich  um  allgemeine  Ladung  handelt,  die  Zeit  festzusetzen,  welche  das 
Verladen  zu  dauern  hat. 

Nach  Ablauf  der  bezeichneten  Frist  hat  der  Kapitän  die  Vei - 
pflichtung,  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  abzufahren,  bei  Strafe, 
für  die  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften,  welche  aus  der  Verzögerung 
entstehen,  es  sei  denn,  dass  die  nach  dem  Werthe  der  Fracht  zu  be- 
rechnende Majorität  der  Ablader  in  die  Veraögerung  gewilligt  hätte. 

1059.  Wenn  für  die  Abfahrt  keine  bestimmte  Frist  festgesetzt 
ist,  so  ist  der  Kapitän  verpflichtet,  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit 
die  Reise  anzutreten,  nachdem  er  mehr  als  zwei  Drittel  der  Ladung, 
welche  der  Tragfähigkeit  seines  Schiffes  entspricht,  an  Bord  genommen 
hat,  sofern  es  die  nach  dem  Werthe  der  Fracht  zu  berechnende  Majorität 
der  Ablader  verlangt. 

In  solchem  Falle  darf  keiner  der  Ablader  die  an  Bord  befindlichen 
Waaren  wieder  ausladen. 

1060.  Wenn  das  Schiff,  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels, 
binnen  einem  Monate,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  es  zur 
Aufnahme  von  allgemeiner  Ladung  bereit  war,  nicht  mehr  als  zwei 
Drittel')  der  Ladung  erhalten  kann,  so  darf,  um  die  Ladung,  die  sich 
an  Bord  befindet,  zu  befördern,  das  Schiff  dui*ch  ein  anderes  ersetzt 
werden,   sofern    das   neue   Schiff  in   gleicher  Weise   zum   Antritt   der 


1)  Nach  Spanischem  Recht   drei  Fünftel,    Art.  670  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Bd.  V.  1.  S.  122). 
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Reise    fertig    ist,   indem   die    Kosten    der   Ueberführung,    der    Fracht- 
zuschlag und  die  Spesen  der  Versicherungsprämie  zu  zahlen  sind. 

Jedoch  ist  es  den  Abladern  gestattet,  ihre  Waaren,  ohne  die 
Fracht  zu  zahlen,  zurückzunehmen,  indem  die  Spesen  der  Fortschaffdug 
aus  dem  Laderaum  und  des  Ausladens  für  ihre  Kechnuug  gehen;  die 
provisorischen  Empfangsscheine  oder  die  Konnossemente  sind  von  ihnen 
zurückzugeben,  und  für  die  etwa  schon  versandten  ist  Sicherheit  zu 
leisten. 

Wenn  der  Kapitän  kein  Schiff  findet  und  die  Ablader  ihre  Waaren 
nicht  ausladen  wollen,  so  ist  derselbe  verpflichtet,  die  Reise  mit  der  etwa 
an  Bord  befindlichen  Ladung  —  mag  dieselbe  sein,  welche  sie  wolle  — 
(spätestens)  60  Tage  nach  Eröffnung  des  Ladungsregisters  anzutreten. 

1061.  Wenn  bezüglich  des  in  der  Frachtpolice  (Chartepartie)  an- 
gegebenen Rauminhalts  des  Schiffes  ein  Betrug  oder  ein  Irrthum  vor- 
gekommen ist,  so  hat  der  Befrachter  die  Wahl :  entweder  vom  Vertrage 
zurückzutreten,  oder  zu  verlangen,  dass  die  vereinbarte  Fracht  im  Ver- 
hältniss  zu  der  Ladung,  welche  das  Schiff  nicht  aufgenommen  hat,  er- 
mässigt  wird ,  wobei  der  Verfrachter  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen 
Falle  die  etwa  entstandenen  Schäden  zu  ersetzen  hat. 

Es  wird  nicht  angenommen,  dass  Irrthum  oder  Betrug  stattgefunden 
hat,  wenn  der  Unterschied  zwischen  dem  von  dem  Verfrachter  angt^- 
gebenen  Rauminhalte  und  der  wirklichen  Tragfähigkeit  den  vierzigsten  M 
Theil  der  letzteren  nicht  übersteigt,  und  ebensowenig,  wenn  die  be- 
hauptete Tragfähigkeit  diejenige  ist,  welche  aus  der  Schiffsmatrikel  henror- 
geht,  obgleich  weder  in  dem  einen,  noch  in  dem  anderen  Falle  der  Be- 
frachter gezwungen  werden  kann,  mehr  Fracht  zu  zahlen,  als  dem  wirk- 
lichen Rauminhalte  des  Schiffes  entspricht. 


1)  ITebereinstimmend  mit  dem  Französischen  Recht,  Art.  290  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Band  II  S.  570);  und  dem  Chilenischen  Recht.  Art.  983  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Bd.  I,  zweite  Auflage  S.  801).  Nach  dem  neuen  Portugiesischeu 
Recht  muss  die  Differenz ,  um  geltend  gemacht  zu  werden ,  mehr  als  eiu 
Zwanzigstel  des  wirklichen  Raumes  betragen,  Art.  542  H.G.B.  (cfr.  H.  d.  £. 
Nachtrag  I  S.  153),  ebenso  nach  Italienischem  Recht,  Art.  562  H.G.B.  (cf. H. 
d.  E.  Bd.  III  S.  290).  Nach  Spanischem  Recht  muss  die  Differenz  zwei  Pro- 
zent zwischen  dem  angegebenen  und  dem  wirklichen  Raum  betragen,  Art.  669 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V,  1  S.  121).  Nach  Aegyptischem  Recht  drei  Prozent 
des  Tonnengehalts,  Art  109  See  H.G  B.  (cfr.  H.  d.  E.  Bd.  I,  zweite  Auflage  8.  55). 
nach  Brasilianischem  Recht  endlich  ein  Zehntel  des  Tonnengebalts,  Art  597 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I,  S.  613). 
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1062.  Verladet  der  Befrachter  mehr  Waaren,  als  in  der  Police 
verabredet  ist,  so  hat  er  den  Frachtzuschlag,  welcher  nach  der  Bestim- 
mung seines  Vertrages  diesem  Ueberschusse  entspricht,  zu  zahlen,  mag 
inzwischen  die  Fracht  gestiegen  oder  gefallen  sein;  wenn  jedoch  der 
Kapitän  diese  vermehrte  Ladung  unter  Deck  und  in  guter  Stauung 
nicht  unterzubringen  vermag,  ohne  gegen  die  übrigen  abgeschlossenen 
Verträge  zu  Verstössen,  so  hat  er  die  Ausladung  derselben  auf  Kosten 
des  Eigenthümers  zu  bewirken. 

1063.  Ebenso  kann  der  Kapitän,  bevor  er  den  Hafen  verlässt, 
auch  wenn  das  Schilf  nicht  überladen  ist,  alle  heimlich  und  ohne  seine 
Einwilligung  eingeschifften  Waaren  ans  Land  schafien  lassen  oder  sie 
auch  mitbefördem,  indem  er  den  höchsten  Frachtsatz,  den  er  auf  dieser 
Reise  für  Waaren  derselben  oder  ähnlicher  Art  erhalten  hat,  dafür 
fordert. 

1064.  Nach  Antritt  der  Reise  darf  der  Kapitän  die  heimlich  oder 
ohne  seine  Einwilligung  verladenen  Waaren  nicht  ans  Land  schaffen 
lassen,  es  sei  denn,  dass  das  Schiff  sich  als  überladen  erweist.  Diesen 
Umstand  muss  der  Kapitän  vor  den  Behörden  des  Hafens,  in  welchem 
er  beabsichtigt,  die  Ladung  zu  lassen,  beweisen. 

In  solchem  Falle  muss  er  alle  mögliche  Sorgfalt  anwenden,  damit  die 
Ladung  in  Sicherheit  kommt,  indem  er  dem  Ablader  sofort  Mittheilung 
hiervon  macht. 

1065.  Ist  ein  Schiff  fiir  allgemeine  Ladung  bestimmt,  so  darf 
der  Kapitän,  nachdem  er  einen  Tlieil  der  Ladung  angenommen  hat,  sich 
nicht  weigern,  andere  Waaren,  welche  ihm  unter  gleicher  Fracht  ange- 
boten werden,  anzunehmen,  falls  er  keine  vortheilhaftere  Fracht  erlangt, 
bei  Strafe,  dass  er  von  den  Abladern  der  schon  erhaltenen  Waaren  ge- 
zwungen werden  kann,  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  mit  der 
^n  Bord  befindlichen  Ladung  die  Reise  anzutreten  und  die  aus  der  Ver- 
zögerung etwa  entstehenden  Schäden  und  Nachtheile  zu  ersetzen. 

1066.  Reicht  der  Rauminhalt  des  Schifies  für  die  Aufnahme  der 
ganzen  von  verschiedenen  Abladern  oder  Befrachtern  vertragsmässig  ge- 
lieferten Ladung  nicht  aus,  so  hat  diejenige  Ladung  den  Vorzug,  welche 
sich  an  Bord  befindet,  und  die  andern  erhalten  denjenigen  Platz,  der 
ihnen  nach  den  betreffenden  Daten  der  Policen  zusteht. 

Wenn  die  Verträge  alle  dasselbe  Datum  haben,  so  muss  der  Baum 
nach  Verhältniss  vertheilt  werden,  indem  der  Kapitän  in  allen  Fällen 
für  die  etwaigen  Schäden  und  Nachtheile  haftet. 

15* 
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1067.  Derjenige,  welcher  ein  Schiff  im  Ganzen  befrachtet  hat, 
kann  sein  Becht  an  einen  Andern,  damit  dieser  das  Schiff  ganz  oder  za 
einem  Theile  befrachtet,  cediren,  ohne  dass  der  Kapitän  es  hindern  kann. 

Wenn  der  Frachtvertrag  gegen  eine  feste  Summe  geschlossen 
worden  ist,  so  kann  der  Befrachter  ebenfalls  für  seine  Eechnnng  za 
den  ihm  am  vortheilhaftesten  scheinenden  Preisen  weiter  verfrachten, 
aber  seine  Haftbarkeit  dem  Verfrachter  gegenüber  bleibt  nnberührt,  und 
es  tritt  keine  Aenderung  in  den  Bedingungen,  unter  welchen  der  Fracht- 
vertrag geschlossen  worden  ist,  ein. 

1068.  Die  Ablader  oder  Befrachter  haften  für  die  verursachten 
Schäden,  wenn  sie  ohne  Eenntniss  oder  Einwilligung  des  Kapitäns 
Waaren  in  das  Schiff  hineinschaffen,  deren  Ausfuhr  oder  Einfuhr  ver- 
boten ist,  und  für  jede  andere  ungesetzliche  Handlung,  welche  sie  zur 
Zeit  des  Ladens  oder  Löschens  begehen. 

Auch  wenn  die  Waaren  gerichtlich  mit  Beschlag  belegt  wurden^ 
sind  die  Ablader  dennoch  zur  vollen  Zalüung  der  Fracht,  der  Kaplaken 
und  der  etwaigen  grossen  Havarie  verpflichtet. 

1069.  Wird  bewiesen,  dass  der  Kapitän  die  Hineinschaffung  ver- 
botener Gegenstände  bewilligt  hat,  oder  dass  er,  obwohl  er  davon  recht- 
zeitig Kenntniss  hatte,  dieselben  nicht  wieder  hat  ausladen  lassen,  oder 
dass  er  nach  Antritt  der  Reise,  sobald  er  dies  erfahren  hat,  bei  der 
ersten  Visitation  der  Zollbeamten  am  Bestimmungshafen  die  Erklärung 
über  den  Empfang  nicht  abgegeben  hat,  so  haftet  er  solidarisch  allen 
Betheiligten  gegenüber  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  das 
Schiff  oder  die  erlaubte  Ladung  ti  offen,  und  fr  verliert  die  Klage  auf 
Zahlung  der  Fracht  oder  auf  irgend  welche  Entschädigung  Seitens  des 
Abladers,  auch  wenn  dies  ausdrücklich  verabredet  ist. 

1070.  Ist  das  Schiff  gefrachtet,  um  die  Ladung  in  einem  anderen 
Hafen  einzunehmen,  so  hat  sich  der  Kapitän  bei  dem  in  seinem  Ver- 
trage bezeichneten  Konsignatar  zu  melden,  und,  wenn  dieser  ihm  die 
Ladung  nicht  übergiebt,  dem  Befrachter,  dessen  Instruktion  er  abzu- 
warten hat,  Anzeige  zu  machen;  inzwischen  laufen  die  verabredeten 
oder  die  in  dem  Hafen  gebräuchlichen  Liegetage,  wenn  nicht  hierüber 
ausdrücklich  eine  entgegenstehende  Abrede  getroffen  ist. 

Erhält  der  Kapitän  in  der  dafür  nothwendigen  Frist  keinen  Be- 
scheid, so  hat  er  sich  zu  bemühen,  Fracht  zu  erlangen,  und  wenn  er 
solche  nicht  nach  Ablauf  der  Liege-  und  Ueberliegetage  findet,  hat  er 
Protest  zu  erheben  und  in  den  Hafen,  wo  er  die  Befrachtung  contrahirte, 
zurückzukehren. 
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Der  Befrachter  hat  die  Fracht  voll  zu  zahlen  unter  Abzug  dessen, 
was  er  etwa  für  die  Waaren  verdient  hat,  die  er  auf  der  Hin-  und 
Rückfahrt  befördert  hat,  wenn  dieselben  für  Rechnung  von  Dritten  ver- 
laden waren. 

1071.  Die  Verfügung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  auch  an- 
wendbar, wenn  das  Schiff,  welches  für  die  Hin-  und  Rückfahrt  getrachtet 
ist,  keine  Rückladung  erhalten  hat. 

1072.  Ist  ein  Schiff  im  Abfahrtshafen,  während  der  Reise  oder 
am  Orte  der  Löschung  wegen  der  Person  des  Befrachters  oder  wegen 
€iner  Handlung  oder  Nachlässigkeit  desselben  oder  Seitens  der  Ablader 
oder  wegen  der  Art  der  Ladung  gerichtlich  mit  Beschlag  belegt,  so 
haftet  der  Befrachter  oder  der  Ablader  dem  Kapitän  und  den  übrigen 
Abladern  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  diese  Thatsache  dem 
Schiffe  oder  der  gesetzlich  gestatteten  Ladung  bringt. 

1073.  Der  Kapitän  haftet  dem  Eigenthfimer  des  Schiffes,  dem 
Befrachter  und  den  Abladern  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  wenn 
das  Schiff  seinetwegen  oder  wegen  einer  Handlung  oder  Unterlassung 
seinerseits  im  Abfahrtshafen,  wärend  der  Reise  oder  im  Bestimmungs- 
hafen gerichtlich  mit  Beschlag  belegt  oder  aufgehalten  worden  ist. 

Sowohl  in  diesem  Falle,  als  auch  in  dem  Falle  des  vorhergehenden 
Artikels,  sind  die  Schäden  und  Nachtheile  von  sachverständigen  Schieds- 
richtern festzusetzen. 

1074.  Wenn  der  Kapitän  sich  gezwungen  sieht,  während  der 
Reise  dringende  an  dem  Schiffe  durch  Stürme  oder  höhere  Gewalt  ent- 
standene Schäden  oder  solche,  die  nicht  durch  seine  Schuld  verursacht 
worden  sind,  auszubessern,  so  ist  der  Befrachter  oder  der  Ablader  ver- 
pflichtet, zu  warten,  bis  diese  Ausbesseiiing  geschehen  ist,  oder  er  kann 
seine  Waaren  zurücknehmen,  wenn  er  die  volle  Fracht,  die  Spesen  für 
Liege-  und  Ueberliegetage,  die  etwaige  gemeinschaftliche  Havarie  und 
die  Kosten  des  Fortschaffens  der  Ladung  aus  dem  Laderaum  und  der 
Wiederverstauung  zahlt. 

1075.  Wenn  das  Schiff  keine  Ausbesserung  zulässt,  so  ist  der 
Kapitän  verpflichtet,  für  seine  Rechnung,  und  ohne  einen  Frachtzuschlag 
verlangen  zu  können,  ein  Scliiff  oder  deren  mehrere,  für  die  Beförderung 
der  Ladung  nach  ihrem  Bestimmungsort  zu  frachten. 

Wenn  der  Kapitän  keine  anderen  Schiffe  finden  kann,  so  muss  die 
Ladung  für  Rechnung  der  Befrachter  in  dem  Nothhafen  (Hafen  der  ge- 
zwungenen Anlandung)  hinterlegt  und  die  Fracht  des  unbrauchbar  gewor- 
denen Schiffes  im  Yerhältniss  des  zurückgelegten  Weges  entrichtet  werden. 
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In  diesem  letzten  Falle  liegt  der  Transport  der  Waaren  den  A\^ 
ladern  ob,  vorbehaltlich  der  Verpflichtung  des  Kapitäns,  ihnen  die  La^f. 
in  der  er  sich  befindet,  mitzutheilen ;  auch  muss  er  in  der  Zwischenz*-it 
alle  nöthigen  Massregeln  zur  Erhaltung  der  Ladung  trefien. 

1076.  Wenn  die  Ablader  beweisen,  dass  das  Schiff,  welches  zr.r 
Seefahrt  untauglich  befunden  wurde,  schon  bei  der  Einnahme  der  Ladung 
nicht  mehr  im  seetüchtigen  Zustande  war,  so  besteht  kein  Ansprach 
auf  die  Fracht  ihnen  gegenüber,  und  sie  haben  das  Recht,  zu  verlangen. 
dass  der  Verfrachter  sie  für  alle  Schäden  und  Nachtheile  schadlos  halte. 

Dieser  Beweis  ist  zulässig  trotz  des  Attestes  betreifend  die 
Besichtigung  des  Schiffes  auf  Brauchbarkeit  zum  Antritt  der  Keise. 

1077.  Wenn  die  Fracht  nach  dem  Gewichte  vereinbart  ist,  ohne 
Angabe,  ob  es  Brutto-  oder  Nettogewicht  sei,  so  muss  immer  angenommen 
werden,  dass  es  Bruttogewicht  sei,  einschliesslich  der  Umhüllungrn. 
Gebinde  oder  jeder  Art  von  Behältern,  in  welchen  die  Ladung  ein- 
geschlossen ist,  falls  etwas  Anderes  nicht  ausdrücklicli  vereinbai: 
worden  ist 

1078.  Wenn  die  Fracht  nach  Anzahl,  Gewicht  oder  Mass  ver- 
einbart und  festgesetzt  ist,  dass  die  Ladung  an  die  Seite  des  Sehiite> 
gebracht  werde,  so  hat  der  Kapitän  das  Recht,  zu  verlangen,  dass 
die  Waaren  vor  der  Löschung  an  Bord  gezählt,  gewogen  und  ge- 
messen werden;  nachdem  diese  Vorsichtsmassregel  getroffen,  ist  er  lur 
das  am  Lande  etwa  bemerkte  Manko  nicht  verantwortlich. 

Wenn  die  Waaren,  ohne  dass  sie  gezählt,  gemessen  oder  gewogen 
sind,  ausgeladen  werden,  so  hat  der  Konsignatar  das  Recht,  auf  dem 
Lande  die  Identität  der  Waaren,  die  Richtigkeit  der  Anzahl,  des  Ge- 
wichts oder  des  Masses  festzustellen,  und  der  Kapitän  muss  sich  dem 
Ergebniss  dieser  Feststellung  unterwerfen. 

1079.  Liegt  die  Vermuthung  vor,  dass  die  Waaren  beschädigt 
oder  beraubt  sind,  oder  dass  sie  sich  vermindert  haben,  so  hat  der 
Kapitän  die  Verpflichtung,  und  der  Konsignatar  oder  jeder  andere 
Interessent  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die  Waaren  gerichtlich  unter- 
sucht werden,  und  dass  die  Abschätzung  der  Schäden  an  Bord  vor  dtr 
Löschung  oder  innerhalb  24  Stunden  nach  derselben  geschehe.  Auch 
wenn  diese  Massnahme  Aon  dem  Kapitän  beantragt  ist,  präjudicirt  si- 
dennoch  seinen  Vertheidigungsmitteln  nicht. 

Wenn  die  Waaren  ohne  die  erwähnte  Untersuchung  oder  mit  einem 
Empfangsscheine,  in  welchem  der  Schaden,  die  Beraubung  oder  die  Ver- 
minderung vermerkt  ist,  ausgeliefert  worden    sind,    so   haben  die  Köh- 
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Signatare  das  Recht,  die  gerichtliehe  Prüfung  innerhalb  48  Stunden  nach 
der  Löschung  zu  verlangen.  Ist  diese  Frist  verstrichen,  so  ist  keine 
Reklamation  irgend  welcher  Art  zulässig. 

1080.  Ist  die  Beschädigung  oder  Verminderung  von  aussen  nicht 
sichtbar,  so  kann  die  gerichtliche  Untersuchung  noch  nach  3  Tagen, 
nachdem  die  Waaren  in  die  Hände  des  Konsignatars  gelangt  sind,  gültig 
vorgenommen  werden,  wenn  die  Identität  der  Waaren  bewiesen  wird. 

1081.  Die  Fracht  kann  erst  nach  Beendigung  der  Reise  ge- 
fordert werden,  falls  in  der  Frachtpolice  über  die  Zeit  und  Art  der 
Zahlung  nicht  eine  besondere  Abrede  enthalten  ist. 

1082.  Die  Reise  beginnt,  falls  etwas  Anderes  nicht  ausdrücklich 
festgesetzt  ist,  Behufs  aller  Wirkungen  der  Fälligkeit  der  Fracht  von 
dem  Momente  an  zu  laufen,  in  welchem  die  Ladung  sich  unter  der  Ver- 
antwortlichkeit des  Kapitäns  befindet. 

Ist  das  Schiflf  monat-  oder  tageweise  gefrachtet,  so  laufen  die 
Frachten  von  dem  Tage,  an  welchem  das  Schiff  zur  Einnahme  der 
Ladung  bereit  war,  falls  nicht  ausdrücklich  eine  entgegengesetzte  Abrede 
getroffen  ist. 

1083.  Der  Verfrachter  oder  der  Kapitän  hat  das  Recht,  von  dem 
Befrachter  oder  dem  Konsignatar  die  Ausladung  des  Schiffes  und  die 
Zahlung  der  Fracht,  Havarien  und  Kosten  zu  verlangen,  nachdem  die 
Zeit  für  die  Ausladung  abgelaufen  ist. 

Entstehen  in  Betreff  der  Ausladung  Schwierigkeiten,  so  kann  der 
Richter  die  Ermächtigung  zur  Hinterlegung  der  Waaren  ertheilen, 
indem  dem  Verfrachter  das  ihm  an  denselben  zustehende  Recht  vor- 
behalten bleibt. 

1084.  Der  Befrachter  kann  in  keinem  Falle  eine  Ermässigung  der 
vereinbarten  Fracht  beanspruchen,  wenn  der  Verfrachter  oder  der 
Kapitän  seinerseits  den  Frachtvertrag  erfüllt  hat. 

1085.  Es  zahlen  die  volle  Fracht  gemäss  der  Abrede  in  der  Fracht- 
police diejenigen  Waaren,  welche  eine  Beschädigung  oder  Verminderung 
durch  eine  Thatsache  erleiden,  für  die  der  Kapitän  nicht  verant- 
wortlich ist. 

Diejenigen  Waaren ,  welche  ihrer  Natur  nach  eine  Gewichts- 
Vermehrung  oder  -Verminderung  erleiden,  vermehren  oder  vermindern 
sich  tür  Rechnung  ihrer  Eigenthümer.  In  dem  einen  und  dem  anderen 
Falle  ist  die  Fracht  für  das  zu  zahlen,  was  im  Momente  der  Löschung 
gezählt,  gemessen  oder  gewogen  wird. 
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1086.  Die  volle  Fracht  zahlen  die  Waaren,  zu  deren  Verkauf 
der  Kapitän  in  den  im  Artikel  947  vorgesehenen  Fällen  sich  gezwungen 
gesehen  hat. 

Die  Fracht  der  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  des  SchiflFes  oder 
der  Ladung  üher  Bord  geworfenen  Waaren  wird  als  grosse  Havarie 
voll  bezahlt. 

1087.  Die  Fracht  wird  nicht  für  die  Waaren  geschuldet,  welche 
durch  Schiffbruch,  Strandung  oder  Beraubung  durch  Seeräuber  oder 
Feinde  verloren  gegangen  sind ;  wenn  dieselbe  im  Voraus  bezahlt  ist,  so 
ist  die  Fracht  zurückzuerstatten,  falls  nicht  eine  entgegenstehende  Ab- 
rede getroffen  ist. 

1088.  Ist  das  Schiff  und  die  Ladung  wieder  ausgelöst,  für  schlechte 
Prise  erklärt,  oder  aus  dem  Schiftbruch  geret-tet,  so  wird  die  Fracht  bis 
zum  Ort  der  Aufbringung  oder  des  Schiffbruches  im  Verhältniss  zu  der 
festgesetzten  Fracht  geschuldet;  wenn  der  Kapitän  die  Waaren  bis  zum 
Bestimmungshafen  befördert,  so  ist  die  volle  Fracht  zu  zahlen,  indem  ein 
Beitrag  für  den  erlittenen  Schaden  oder  den  geschehenen  Loskauf  als 
grosse  Havarie  zu  entrichten  ist. 

Wenn  der  Kapitän  die  Waaren  nach  einem  anderen  Hafen,  als 
dem  der  Bestimmung  bringt,  weil  er  nicht  weiter  zu  fahren  im  Stande 
ist,  so  wird  die  Fracht  nur  bis  zu  diesem  Hafen  geschuldet. 

1089.  Werden  im  Meere  oder  an  den  Küsten,  ohne  Mitwirkung 
der  Mannschaft,  ausser  dem  im  Artikel  1086  vorgesehenen  Falle  Waaren, 
welche  einen  Theil  der  Schiffsladung  gebildet  haben,  gerettet  und 
von  fremden  Personen  ausgeliefert,  so  wird  keine  Fracht  für  dieselben 
geschuldet. 

1090.  Der  Ablader  darf  die  Waaren  nicht  in  Zahlung  der  Fracht 
abandoniren,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Flüssigkeiten  handelt,  deren 
Gebinde  mehr  als  die  Hälfte  ihres  Inhalts  verloren  haben*). 

1091.  Der  Frachtvertrag  mit  einem  ausländischen  Schiffe,  welcher 
in  der  Republik  zur  Ausführung  kommen  soll,  muss  nach  den  in  diesem 
Gesetzbuche  festgesetzten  Vorschriften  beurtheilt  werden,  mag  derselbe 
innerhalb  oder  ausserhalb  der  Kepublik  abgeschlossen  sein. 


^)  üebereinstimmend  mit  dem  Deuen  Portugiesischen  Hecht,  Art.  562 
§  1  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  157).  Nach  Spanischem  Recht  ist  der 
Abandon  zulässig,  wenn  in  den  Gebinden  nur  Vi  des  Inhalts  geblieben  ist 
Art.  687  H.G.B.  (cfr.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1.  S.  124). 
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KAPITEL  III. 
Von  der  Aufhebung  der  Frachtverträge. 

1092.  Der  Frachtvertrag  wird  aufgehoben,  ohne  dass  irgend  ein 
Anspruch  einer  Partei  an  die  andere  stattfindet: 

1.  wenn  vor  Antritt  der  Reise  die  Abfahrt  des  Schiffes  durch 
höhere  Gewalt  auf  unbegrenzte  Zeit  verhindert  worden  ist; 

2.  wenn  vor  Anfang  der  Reise  die  Ausfuhr  aller  nur  in  einer 
einzigen  Police  enthaltenen  Waaren  oder  eines  Theiles  der- 
selben von  dem  Abfahrtsorte  des  Schiffes  oder  die  Einfuhr 
derselben  nach  dem  Bestimmungsorte  verboten  worden  ist; 

3.  wenn  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  ein  Verbot  erlassen  worden 
ist,  mit  der  Nation,  zu  welcher  das  Schiff  zu  fahren  hatte, 
Handel  zu  treiben; 

4.  wenn  eine  Blokadeerklärung  des  Ladungs-  oder  Bestimmungs- 
Hafens  vor  Abfahrt  des  Schifies  erfolgt. 

In  allen  den  erwähnten  Fällen  gehen  die  Kosten  des  Ladens  und 
Löschens  für  Rechnung  des  Befrachters  oder  der  Ablader. 

1093.  Der  Frachtvertrag  kann  auf  Antrag  einer  der  Parteien 
aufgehoben  werden,  wenn  vor  Antritt  der  Reise  der  Krieg  eintritt,  in 
Folge  dessen  das  Schiff  und  die  Ladung,  oder  eines  von  beiden,  auf- 
gehört hat,  als  neutrales  Eigenthum  angesehen  zu  werden. 

Ist  weder  das  Schiff,  noch  die  Ladung  frei,  so  kann  weder  der 
Verfrachter  noch  der  Befrachter  einer  von  dem  andern  irgend  welche 
Entschädigung  fordern,  und  die  Kosten  für  das  Laden  und  Löschen 
gehen  für  Rechnung  des  Befrachters. 

Wenn  nur  die  Ladung  nicht  frei  ist,  so  hat  der  Befrachter  dem 
Verfrachter  alle  zur  Ausrüstung  des  Schiffes  aufgewendeten  Kosten 
sovne  die  Heuer  und  den  Unterhalt  der  Mannschaft  zu  zahlen,  bis  zu  dem 
Tage,  an  welchem  er  die  Aufhebung  des  Vertrages  verlangt  oder,  falls 
sich  die  Waaren  schon  an  Bord  befinden,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem 
sie  wieder  ausgeladen  worden  sind. 

Wenn  nur  das  Schiff  nicht  frei  ist,  so  hat  der  Verfrachter  oder  der 
Kapitän  alle  Kosten  des  Ladens  und  Löschens  zu  tragen. 

1094.  In  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  hat  der 
Verfrachter  oder  Kapitän  das  Recht,  die  verabredeten  Spesen  für  die 
Liege-  und  Ueberliegetage  und  die  etwaige  durch  einen  vor  der  Unter- 
brechung der  Reise  vorgekommenen  Schaden  entstandene  gemeinschaftliche 
Havarie  zu  fordern. 
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1095.  Wenn  ein  Scliifi  nach  mehreren  Bestimmungsorten  gefi'achtet 
ist,  und  wenn,  während  dasselbe  sich  nach  Beendigung  einer  Beise  in 
einem  Hafen,  von  dem  aus  es  eine  andere  antreten  sollte,  befindet,  vor  dem 
Beginn  der  neuen  Reise  Krieg  eintritt,  so  sind  folgende  Vorschriften  zu 
beobachten : 

1.  wenn  weder  das  SchiflF,  noch  die  Ladung  frei  ist,  muss  das 
Schiff  im  Hafen  bis  zum  Friedensschluss  verweilen  oder,  bis 
es  unter  Bedeckung  oder  in  einer  anderen  sicheren  Weise 
abfahren  kann,  oder  bis  der  Kapitän  neue  Anweisungen  von 
den  Eigenthümem  des  Schiffes  und  der  Ladung  erhält.  Ist 
das  Schiff  beladen,  so  kann  der  Kapitän  die  Ladung  an 
einem  sicheren  Orte  hinterlegen,  bis  er  die  Reise  fortsetzen 
kann  oder  andere  Massregeln  getroffen  werden.  Die  Heuer 
und  die  Unterhaltungskosten  der  Mannschaft,  die  Lagermiethen 
und  sonstige  durch  den  Aufenthalt  veranlasste  Kosten  siiid 
in  diesem  Fall  wie  in  dem,  dass  das  Schiff  nicht  beladen  ist, 
als  grosse  Havarie  zwischen  dem  Verfrachter  und  Befrachter  zu 
vertheilen;  wenn  das  Schiff  nicht  vollständig  beladen  worden 
ist,  so  gehen  zwei  Drittheile  der  Kosten  für  Rechnung  des  Be- 
frachters ; 

2.  wenn  nur  das  Schiff  nicht  frei  ist,  so  wird  auf  Antrag  des 
Verfrachters  der  Vertrag  fiir  die  Reise,  die  unternommen 
werden  sollte,  aufgehoben.  Ist  das  Schiff  beladen,  so  bat  der 
Verfrachter  oder  Kapitän  die  Kosten  des  Ladens  und  Löschens 
zu  zahlen.  In  solchem  Falle  kann  er  die  Fracht  niu*  im  Ver- 
hältniss  zu  der  schon  zurückgelegten  Reise  und  die  Spesen 
für  die  Liege-  und  Ueberliegetage  und  die  etwaige  grosse 
Havarie  beanspruchen; 

3.  wenn  dagegen  das  Schiff  frei  ist,  die  Ladung  aber  nicht,  so 
hat  der  Befrachter  das  Recht,  den  Vertrag  aufzuheben,  indem 
er  die  Kosten  des  Ladens  und  Löschens  und  die  übrigen  in 
den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  erwähnten  Spesen  zahlt; 
der  Kapitän  kann  gegebenenfalls  nach  den  Vorschriften  der 
Art.  1049  und  1058  verfahren. 

1006.  Ist  ein  Schiff  nach  einem  anderen  Hafen,  wo  es  Ladung  ein- 
zunehmen hat,  mit  Ballast  befrachtet,  so  wird  der  Vertrag  aufgehoben , 
wenn  nach  Ankunft  in  jenem  Hafen  eines  der  im  Art.  1092  bezeichneten 
Hindernisse  eintritt,  ohne  dass  irgend  Avelche  Entschädigung  beanspniclit 
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werden  kann,  mag  nun  das  Hinderniss  in  dem  Schiff  allein  oder  in  dem 
Schiff  und  der  Ladung  begründet  sein. 

Wenn  das  Hinderniss  von  der  Ladung  und  nicht  von  dem  Schiff 
herrührt,  so  muss  der  Befrachter  die  Hälfte  der  vereinbarten  Fracht 
zahlen. 

1097.  Der  Frachtvertrag  kann  ebenfalls  auf  Antrag  des  Be- 
frachters aufgehoben  werden,  wenn  ihm  der  Kapitän  die  wirkliche 
Flagge  des  Schiffes  verheimlicht  hatte. 

Der  Kapitän  haftet  dem  Befrachter  persönlich  für  alle  Kosten  des 
Ladens  und  Löschens  und  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  wenn  der 
Werth  des  Schiffes  nicht  zur  Deckung  derselben  hinreicht. 

1098.  Wenn  das  Verbot,  mit  dem  Bestinunungshafen  des  Schiffes 
Handel  zu  treiben,  während  der  Reise  eintritt  und  aus  diesem  Grunde 
oder  wegen  Unwetter  oder  Gefahr  vor  Seeräubern  oder  Feinden  das 
Schiff  sich  gezwungen  sieht,  mit  der  Ladung  im  Abfahrtshafen  anzu- 
landen und  die  Ablader  die  Ausladung  beschliessen ,  so  ist  nur  die 
Fracht  für  die  Hinreise  zu  bezahlen,  auch  wenn  das  Schiff  für  die  Hin- 
und  Eückreise  gefrachtet  worden  ist. 

Wenn  die  Befrachtung  monatweise  verabredet  worden  ist,  so  wird 
die  Fracht  nur  für  die  Zeit,  während  welcher  das  Schiff  gebraucht  worden 
ist,  geschuldet. 

1099.  Wenn  vor  Antritt  der  Reise  oder  während  derselben  die 
Ausfahrt  des  Schiffes  durch  Schliessung  des  Hafens  oder  durch  irgend 
ein  anderes  Ereigniss  höherer  Gewalt  zeitweise  verhindert  wird,  so  be- 
steht die  Befrachtung  fort,  ohne  dass  irgend  eine  Entschädigung  für  die 
Schäden  und  Nachtheile  in  Folge  der  Verzögerung  gefordert  werden  kann. 

Der  Ablader  kann  in  solchem  Falle  seine  Waaren  während  des 
Aufenthalts  ausladen,  indem  er  die  Kosten  zahlt  und  Sicherheit  dafür 
leistet,  dass  er  dieselben  sofort  nach  Aufhebung  des  Hindernisses  wieder 
verladen  oder,  falls  er  die  Waaren  nicht  wieder  einschiffen  sollte,  die 
ganze  Fracht  und  die  Spesen  für  die  Liege-  und  Ueb  erliege  tage  zahlen 
werde. 

1100.  Die  Kosten,  welche  durch  die  Ausladung  und  Wiederein- 
ladung der  Waaren  in  irgend  einem  Nothhafen  (Hafen  der  gezwungenen 
Anlandung)  entstehen,  gehen  für  Rechnung  der  Ablader,  wenn  nach 
ihrer  Bestimmung  oder  auf  Anordnung  des  Gerichtes  verfahren  worden 
ist,  welches  diese  Massnahmen  zur  Vermeidung  von  Schaden  oder  Havarie 
zur  Erhaltung  der  Waaren  für  angemessen  erachtet  hat. 
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1101.  Wenn  das  Schiff  wegen  Kriegserklärung,  Handelsverbots 
oder  Blokade  in  den  Bestimmungshafen  nicht  einlaufen  kann,  so  ist  der 
Kapitän  verpflichtet,  die  Reise  nnverzüglich  nach  demjenigen  Hafen  fort- 
zusetzen, welcher  ihm  in  seinen  Instruktionen  bezeichnet  worden  ist. 
Wenn  ihm  kein  Hafen  angegeben  worden  ist,  so  mnss  er  zum  nächsten 
neutralen  und  sicheren  Hafen  steuern  und  im  Uebrigen  in  Gemässheit 
der  Bestimmungen  des  Art.  935  verfahren.  Von  dort  hat  er  die  be- 
treffenden Nachrichten  dem  Korrespondentrheder  und  den  Befrachtern 
zukommen  zu  lassen,  deren  Befehle  er  so  lange  Zeit  abwarten  muss,  als 
zum  Empfange  der  Antwort  nöthig  ist.  Wenn  er  keine  Antwort  erhält, 
so  muss  er  den  entsprechenden  Protest  erheben  und  mit  der  Ladung 
nach  dem  Abfahrtshafen  zurückkehren. 

1103.  Ist  das  Schiff  während  der  Reise  auf  Befehl  ii'gend  einer 
Macht  detinirt  worden,  so  wird  für  die  Zeit  der  Detinirung  keine  Fracht 
geschuldet,  wenn  die  Befrachtung  monatweise,  und  kein  Frachtzuschlag, 
wenn  sie  für  die  Reise  vereinbart  worden  ist. 


KAPITEL  IV. 
Von  den  Passagieren. 

1103.  Der  Transportvertrag  zur  Beförderung  von  Passagieren 
regelt  sich  in  Ermangelung  von  besonderen  Abreden  nach  den  folgenden 
Bestimmungen : 

1104.  Ist  der  Preis  der  Fahrt  nicht  vereinbart,  so  hat  ihn 
die  Gerichtsbehörde  nach  Einholung  eines  Gutachtens  von  Sachver- 
ständigen summarisch  festzusetzen. 

1105.  Das  Billet  oder  der  Fahrschein  kann,  wenn  derselbe  auf 
den  Namen  gestellt  ist,  ohne  Zustimmung  des  Kapitäns  oder  Konsignatars 
nicht  tibertragen  werden^). 

1106.  Der  Passagier  hat  Anspruch,  von  dem  Verfrachter  oder 
Kapitän  verpflegt  zu  werden,  vorbehaltlich  entgegenstehender  Abrede. 
Diese  Abrede  kann,  sobald  sie  nicht  als  mit  der  ständigen  Praxis  des 
Abfahrtshafens  übereinstimmend  vermuthet  werden  darf,  nicht  mittels 
Zeugenbeweis  dargethan  werden. 


1)  Uebereinstimmend  mit  dem  früheren  Recht,  dem  Deutschen  Becht 
(Art.  665  H.G.B.)  und  dem  neuen  Spanischen  Recht  (Art.  695  H.G.B.)  ist  die 
Nichtübertragbarkeit  der  auf  den  Namen  gestellten  Fahrkarten  ausdrücklich 
im  Gesetz  erwähnt,  während  das  Italienische  und  das  neue  Portugiesische 
Hecht  darüber  schweigen. 
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Wenn  die  Verpflegung  in  dem  Vertrage  ausgeschlossen  worden  ist, 
so  muss  der  Kapitän  während  der  Fahrt  dem  Passagier,  welcher  keine 
Nahrungsmittel  mit  sich  fuhrt,  solche  zum  angemessenen  Preis  ge- 
währen. 

Bei  den  Seereisen  nach  ausländischen  Häfen  haben  die  Passagiere 
das  Hecht,  noch  während  48  Stunden  nach  der  Ankunft  des  Schiffes  im 
Bestimmungshafen  an  Bord  zu  bleiben  und  verpflegt  zu  werden,  es  sei 
denn,  dass  das  Schiff  sich  gezwungen  sieht,  vor  dieser  Zeit  abzufahren. 

1107.  Wenn  der  Passagier  vor  Antritt  der  Reise  stirbt,  so  sind 
seine  Erben  nur  verpflichtet,  den  dritten  Theil  des  vereinbarten  Fahrgeldes 
zu  zahlen^). 

1108.  Falls  an  Stelle  des  verstorbenen  ein  anderer  Passagier 
aufgenommen  ist,  so  haben  die  besagten  Erben  keine  Entschädigung 
zu  zahlen.  Wenn  jedoch  der  Tod  während  der  Eeise  eintrat,  so  sind 
dieselben  verpflichtet,  volle  Vergütung  für  die  Fahrt  zu  entrichten. 

Kein  Fahrgeld  wird  von  den  Erben  desjenigen  Passagiers  ge- 
schuldet, welcher  bei  einem  Schiffbruch  oder  bei  Vertheidigung  des 
Schiffes  starb;  aber  die  vorher  gezahlte  Fracht  wird  ihnen  ebensowenig 
wiedererstattet. 

1109.  Wenn  der  Passagier  zur  festgesetzten  Stunde  nicht  an 
Bord  kommt,  oder  das  Schiff  ohne  Erlaubniss  des  Kapitäns  verlässt, 
obwohl  das  Schiff  zur  Abfahrt  von  irgend  einem  Hafen  bereit  ist,  so 
kann  der  Kapitän  die  Heise  antreten  und  den  vereinbarten  Preis  fordern. 

1110.  Wenn  der  Passagier  freiwiUig  von  der  Reise  absteht,  bevor 
das  Schiff  abfährt,  oder  die  Ausführung  derselben  wegen  Krankheit  oder 
einer  anderen  in  seiner  Person  liegenden  Ursache,   welche  ihn  an   der 


1)  Nach  früherem  Hecht  wurde  die  Hälfte  des  Fahrpreises  geschuldet, 
Art.  1274  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I  2.  Auff.  S.  237).  Wesentlich  übereinstimmend 
mit  dem  früheren  Recht  ist  das  Deutsche  Becht,  Art.  667HG.B.  (cf.  H.d.E. 
Bd.  II  S.  445),  das  Italienische  Hecht,  Art.  583  H.G.B.  (,,nach  Abzug  der 
Kosten  des  Lehensunterhalts  für  die  präsumtive  Dauer  der  Reise,  wenn  die- 
selben in  dem  Fahrgeld  einbegriffen  sind«,  cf.  H.  d.  E.  Bd.  III  S.  202),  das 
neue  Portugiesische  Recht,  Art.  564  §  l  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I 
S.  154)  und  das  Chilenische  Recht  mit  der  Massgabe,  dass  im  Todesfalle 
event.  die  Verpflegungskosten  in  Abzug  zu  bringen  sind,  Art.  1073  und  1079 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I,  2.  Aufl.  S.  812,  813).  Mit  dieser  Modifikation  wird 
auch  nach  Spanischem  Recht  im  Todesfalle  das  halbe  Fahrgeld  geschuldet. 
Nach  Belgisc h  em  Recht,  Art.  128  des  Gesetzes  vom  21.  August  1879  (cf.  H.  d.  E. 
Bd.  I,  2.  Aufl.  S.  370),  wird  ein  Viertel  des  Preises  geschuldet. 
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Verwirklichung  der  Reise  hindert,  unterlässt,  so  muss  er  die  Hälfte  des 
vereinbarten  Fahrpreises  zahlen. 

Wenn  die  Reise  in  Folge  einer  Schuld  des  Kapitäns  oder  de^i 
Verfrachters  nicht  beendet  wird,  so  hat  der  Passagier  Anspruch  auf 
Entschädigung  für  Schäden  und  Nachtheile  und  Erstattung  des  Fahr- 
geldes. 

Wenn  die  Ausführung  der  Reise  wegen  eines  zufälligen  Ereignisses 
oder  höherer  Gewalt,  welche  das  Schiff  betreffen,  unterbleibt,  so  wird 
der  Vertrag  aufgehoben  und  dem  Passagier  das  vorher  gezahlte  Fahr- 
geld wiedererstattet,  ohne  irgend  eine  Entschädigung  zwischen  den 
Kontrahenten. 

1111.  Sofern  die  Reise  nach  der  Abfahrt  nicht  vollendet  wird. 
so  hat: 

1.  der  Passagier,  wenn  er  freiwillig  in  einem  Nothhafen  (Hafen 
der  gezwungenen  Anlandung)  das  Schiff  verlässt,  das  volle 
Fahrgeld  zu  zahlen; 

2.  der  Kapitän,  wenn  er  sich  weigert,  die  Reise  fortzusetzen 
oder  in  anderer  Weise  die  Ausschiffung  des  Passagiers  in  einem 
Nothhafen  (Hafen  der  gezwungenen  Anlandung)  verschuldet, 
für  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften; 

3.  der  Passagier ,  wenn  die  Reise  wegen  eines  zufälligen 
Ereignisses  oder  höherer  Gewalt,  betreffend  das  Schiff  oder 
die  Person  des  Passagiers,  nicht  fortgesetzt  wird,  die  üeber- 
fahrt  nach  Verhältniss  des  zurückgelegten  Weges,  zu  zahlen. 

1112.  Im  Fall  einer  Verzögerung  bei  der  Abfahrt  hat  der  Passagier 
Anspruch  auf  Quartier  und  Beköstigung  an  Bord  auf  die  ganze  Zeit, 
welche  jene  währt,  wenn  der  Unterhalt  in  das  Fahrgeld  eingeschlossen 
war,  und  ausserdem  Anspruch  auf  Entschädigung  für  Schäden  und 
Nachtheile,  wenn  der  Verfrachter  oder  Kapitän  für  die  Verzögerung 
verantwortlich  ist  und  nicht  einem  zufälligen  Ereignisse  oder  höherer 
Gewalt  unterliegt. 

Wenn  die  Verzögerung  den  dritten  Theil  der  gewöhnlichen  Zeit  der 
Fahrt  übersteigt,  so  kann  der  Passagier  ausserdem  den  Vertrag  auf- 
heben und  hat  Anspruch  darauf,  dass  ihm  das  Fahrgeld  voll  wieder- 
erstattet wird. 

Wenn  bei  einer  Seefahrt  die  Verzögerung  durch  schlechtes  Wetter 
veranlasst  ist,  so  kann  der  Passagier  den  Vertrag  gegen  Verlust  eines 
Drittels  des  Fahrgeldes  aufheben. 
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1113.  Wenn  die  Fahrt  unterbrochen  wird,  weil  das  Schiff  reparatur- 
bedürftig ist,  und  der  Passagier  zu  warten  beschliesst,  so  ist  er  nicht 
verpflichtet,  ein  höheres  Fahrgeld  zu  zahlen,  als  vereinbart  ist. 

In  diesem  nämlichen  Falle  kann  der  Passagier  seine  Reise  in  einem 
anderen  Schiffe  fortsetzen,  wenn  er  das  Fahrgeld  nach  Verhältniss  des 
zurückgelegten  Weges  vergütet. 

Wenn  der  Kapitän  dem  Passagier  eine  gleich  gute  Gelegenheit 
anbietet,  nach  dessen  Bestimmungshafen  in  einem  anderen  Schift  und 
ohne  irgend  welchen  Nachtheil  für  den  Passagier  zu  gelangen,  so  hat 
dessen  Weigerung,  das  Anerbieten  anzunehmen,  zu  Folge,  dass  er  ver- 
pflichtet ist,  Quartier  und  Beköstigung  zu  zahlen,  bis  die  Reise  fort- 
gesetzt wird. 

1114.  Die  Passagiere  sind  verpflichtet,  den  Befehlen  des  Kapitäns 
zu  gehorchen,  soweit  es  sich  auf  die  Polizei  und  die  Erhaltung  der 
Ordnung  auf  dem  Schiffe  bezieht. 

1116.  Der  Kapitän  ist  nicht  verpflichtet,  sich  irgendwo  im  Interesse 
oder  auf  Antrag  der  Passagiere,  aufzuhalten  oder  zu  verweilen,  vor- 
behaltlich entgegenstehender  Abrede;  der  Kapitän  ist  für  die  ungerecht- 
fertigte Verzögerung  verantwortlich. 

1116.  Das  ausschliesslich  für  den  Transport  von  Passagieren  ver- 
frachtete Schiff  muss  dieselben,  welches  auch  ihre  Zahl  sei,  direkt  nach 
dem  Bestimmungshafen  befördern,  indem  es  die  in  dem  Transportvertrage 
angekündigten  oder  die  sonst  gemeinhin  üblichen  Skalas  macht. 

Wenn  das  Schiff  von  der  Route  abweicht  oder  aus  Willkür  oder 
auf  Veranlassung  des  Kapitäns  Skala  macht,  so  erhalten  die  Passagiere 
Quartier  und  Beköstigung  auf  Kosten  des  Schiffes  und  haben  Anspruch 
auf  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile,  mit  der  Befugniss,  den  Vertrag 
aufzuheben. 

1117.  Der  Kapitän  hat  Vorrecht  wegen  der  Zahlung  des  Fahr- 
geldes an  allen  Gegenständen,  welche  der  Passagier  an  Bord  hat,  und 
Anspruch,  sie  zurückzubehalten,  solange  dasselbe  nicht  gezahlt  ist. 

1118.  Im  Falle  des  Todes  eines  Passagieres  während  der  Fahrt, 
ist  der  Kapitän  ermächtigt,  bezüglich  des  Leichnames  diejenigen  Be- 
stimmungen zu  treffen,  welche  die  Umstände  erfordern,  und  hat  im  Uebrigen 
^u  verfahren,  wie  es  im  Art.  964^)  bestimmt  ist. 


1)  D.  h.  er  ist  verpflichtet,  die  Papiere  und  Alles,  was  dem  Verstorbenen 
sonst  gehört,  in  Verwahrung  zu  nehmen  und  ein  genaues  Verzeicfaniss  unter  dem 
Beistand  der  Schiifsbeamten  und  der  Zeugen,  (welche  er,  wenn  möglich,  aus  den 
Passagieren  auszuwählen  hat),  aufzustellen. 
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1119.  Der  Passagier  wird  bezüglich  des  Gepäckes,  welches  er  an 
Bord  hat,  als  Ablader  angesehen. 

Der  Kapitän  haftet  nur  für  den  Schaden,  welcher  die  Gegenstände 
trifft,  die  der  Passagier  in  seinem  unmittelbaren  Gewahrsam  hat,  soweit 
der  Schaden  aus  einer  Handlung  des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft 
herrührt. 


Titel  VIII. 
Von  den  Bodmereiverträgen  oder  den  Darlehen  auf  Seegefahr  ^). 

1120.  Ein  Bodmerei-Darlehn  oder  Darlehn  auf  Seegefahr  ist  ein 
Vertrag,  durch  welchen  eine  Person  einer  anderen  eine  bestimmte  Geld- 
summe auf  Gegenstände,  welche  den  Seegefahren  ausgesetzt  sind,  unter 
der  Bedingung  leiht,  dass,  wenn  diese  Gegenstände  zu  Grunde  gehen, 
der  Geber  die  geliehene  Summe  verlieren  und,  wenn  dieselben  wohl- 
behalten in  den  sichern  Hafen  kommen,  der  Nehmer  die  Summe  mit  einer 
verabredeten  Prämie  zurückgeben  soll. 

Das  Bodmerei-Darlehen  darf  nicht  den  Zweck  haben,  der  Mann- 
schaft oder  dem  Geldnehmer  jedes  Interesse  an  dem  Ausgang  der  Beise 
zu  nehmen,  noch  den  Geber  der  Willkür  des  Nehmers  des  Geldes  zu 
überlassen. 

1121.  Der  Bodmereivertrag  kann  nur  durch  eine  Urkunde  be- 
wiesen werden. 

Wenn  derselbe  innerhalb  der  Republik  geschlossen  worden  ist,  so 
ist  er  binnen  8  Tagen,  von  dem  Datum  der  öffentlichen  oder  privaten 
Urkunde  an  gerechnet,  in  das  öffentliche  Seeamtsregister  einzutragen. 

Wenn  derselbe  im  Auslande  von  Bürgern  der  Republik  geschlossen 
worden  ist,  so  muss  die  Urkunde  von  dem  Argentinischen  Konsul,  falls 
ein  solcher  vorhanden  ist,  beglaubigt  werden;  sowohl  in  dem  einen,  wie 
in  dem  anderen  Falle  ist  er  in  der  Schiffsmatrikel  einzutragen,  sofern 
sich  das  Darlehn  auf  das  Schiff  oder  die  Frachten  bezieht. 

Wenn  in  der  Vertragsurkunde  (dem  Bodmereibrief)  irgend  eine  der 
erwähnten  Förmlichkeiten  fehlt,  so  gilt  sie  zwar  zwischen  den  Parteien» 
welche  sie  vollzogen  haben,  aber  sie  begründet  keine  Rechte  gegen  Dritte. 


1)  Die  Auffassung  des  früheren  —  dem  Französischen,  Spanischen 
und  alten  Portugiesischen  Recht  entsprechenden  —  G-esetzbuches,  derzu- 
folge  die  im  Heimat^hhaf  en  vom  Hheder  oder  Befrachter  genommene  Bodmerei 
die  Regel  bildete,  ist  beibehalten.  Ueber  die  veränderte  Stellung  des  neuen 
Portugiesischen  Rechts  vgl.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S  162  Note  1  und  S.  173 flg. 
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1132*    Der  Bodmereibrief  muss  angeben : 

1.  das  Datum  und  den  Ort,  an  welchem  das  Darlehn  aufgenommen 
wird; 

2.  das  geliehene  Kapital  und  die  vereinbarte  Prämie; 

3.  die  Klasse,    den  Namen   und   die  Matrikel  des  Schiffes  und 
den  Namen  des  Kapitäns; 

4.  die  Namen  des  Gebers  und  des  Nehmers  des  Darlehns; 

5.  den  Gegenstand  oder  die  Waaren,   auf  welche   das  Darlehn 
Bezug  hat; 

6.  die  Gefahren,  welche  übernommen  werden,  unter  genauer  Er- 
wähnung jeder  einzelnen,  und  für  welche  Zeit  dies  geschieht ; 

Wenn  in  der  Vertragsurkunde  die  Gefahren  nicht  be- 
sonders, mit  Vorbehalt  irgend  einer,  angegeben  sind,  oder 
unterlassen  worden  ist,  die  Zeit  festzusetzen,  so  ist  anzu- 
nehmen, dass  der  Geldgeber  alle  Gefahren  zur  See  übernimmt, 
welche  die  Versicherer  im  Allgemeinen  übernehmen,  und  zwar 
für  dieselbe  Zeitdauer,  welche  für  jene  gilt. 

7.  die  Reise,  für  welche  die  Gefahr  übernommen  wird; 

8.  die   Frist    der   Rückzahlung    und    den   Ort,    wo    sie    statt- 
finden soll; 

i).  alle   übrigen   Bedingungen,   welche   die   Parteien  festsetzen, 
sofern  dieselben  nicht  vom  Gesetze  verboten  oder  dem  Wesen 
des  Vertrages  zuwider  sind. 
Diejenige  Urkunde,  welcher  irgend  eines  der  erwähnten  Erforder- 
nisse mangelt,  gilt  nur  als  für  ein  einfaches  Gelddarlehn  zum  laufenden 
Zinse  ausgestellt,  ohne  irgend  ein  Vorrecht  auf  die  Waaren,  auf  welche 
€S  gegeben  worden  ist. 

1123.  Das  Bodmereidarlehn  kann  nicht  nur  in  Geld,  sondern  auch 
in  Gegenständen,  welche  sich  für  den  Dienst  und  Verbrauch  des  Schiffes 
eignen  oder  Handelswaaren  sind,  gegeben  werden;  in  solchen  Fällen  ist 
nach  Verabredung  der  Parteien,  ein  bestimmter  Werth  festzusetzen, 
damit  die  Zahlung  in  Geld  bewirkt  werden  kann. 

1124.  Das  auf  ein  Schiff  oder  auf  eine  Ladung  gegebene  Darlehn 
wird  nicht  als  ein  Bodmereidarlehn  angesehen,  noch  hat  es  die  gesetz- 
lichen Wirkungen  eines  solchen,  wenn  der  Geber  nicht  irgend  eine  der 
Seegefahren  übernimmt. 

1125.  Nichtig  ist  der  Bodmereivertrag  über  schon  anderweitig 
übernommene  Gefahren  und  über  schon  für  ihren  ganzen  Werth  ver- 
sicherte Gegenstände.  Im  Falle  des  Zuwiderhandelns  haftet  der  Nehmer 
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dem  Geber  für  das  geliehene  Kapital  persönlich,  auch  wenn  die  Sache, 
welche  den  Gegenstand  des  Vertrages  bildet,  zu  der  Zeit  nnd  an  dem 
Orte  der  festgesetzten  Bisikos  zu  Grunde  geht. 

1126.  Wenn  nicht  alle,  sondern  nur  einige  Gefahren  oder  nar 
ein  Theil  des  Schiffes  oder  der  Ladung  versichert  sind,  kann  ein 
Bodmereidarlehn  für  die  übrigen  Gefahren  oder  für  den  nicht  yer- 
sicherten  Theil  bis  zu  der  seinem  vollen  Werthe  entsprechenden  Summe 
genommen  werden. 

1127.  Es  steht  den  Kontrahenten  frei,  die  Höhe  der  Prämie  und 
die  Art  und  Weise  der  Zahlung  nach  ihrem  Belieben  festzusetzen;  aber 
es  giebt  ihnen  das  Hinzutreten  oder  Verschwinden  von  Gefahren,  nach- 
dem die  Abrede  getroffen  ist,  kein  Recht,  eine  Erhöhung  oder  Ver- 
minderung der  Prämie  zu  fordern,  es  sei  denn,  dass  etwas  Anderes  aus- 
drücklich vereinbart  worden  ist. 

1128.  Die  Policen  der  Bodmereiverträge  sind,  falls  sie  an  Ordre 
lauten,  durch  Indossament  in  derselben  Weise  und  mit  denselben  Rechten 
und  Klagerechten  übertragbar,  wie  die  Wechsel 

Der  Cessionar  nimmt  die  Stelle  des  Indossanten  ein,  sowohl  be- 
züglich des  Kapitals,  als  auch  der  Prämien  und  der  Gefahren;  aber  die 
Garantie  in  Betreff  der  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  erstreckt  sich 
nur  auf  das  Kapital,  die  laufenden  Platzzinsen  und  die  Protestkosteo, 
ohne  Einschluss  der  Prämien,  es  sei  denn,  dass  etwas  Anderes  aus- 
drücklich verabredet  worden  ist. 

1129.  Der  Inhaber  muss,  falls  er  keine  Zahlung  erlangt,  einen 
Protest  erheben ,  und  in  Allem  so  verfahren,  wie  es  für  die  Inhaber  von 
Wechseln  vorgeschrieben  ist. 

1130.  Ist  im  Vertrage  die  Zeit  für  die  Zahlung  nicht  angegeben, 
so  ist  anzunehmen,  dass  sie  eintritt,  sobald  die  Gefahren  aufhören.  Von 
diesem  Tage  an  laufen,  im  Falle  des  Verzuges,  die  gesetzlichen  Zinsen 
für  das  Kapital  und  die  Prämie.  Der  Verzug  wird  durch  den  Protest 
nachgewiesen. 

1131.  Wenn  die  Police  nicht  an  Ordre  lautet,  kann  sie  nur  ver- 
mittelst Cession  in  der  Weise  und  mit  den  Wirkungen  übertragen 
werden,  welche  in  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch^)  für  die  Cession 
von  Forderungen  festgesetzt  sind. 

1132.  Ist  in  der  Police  nicht  erklärt,  dass  das  Darlehn  nur  für 
die  Hinreise  oder  nur  für   die   Rückreise   oder    für    beide   gilt,    so   er- 


1)  Cödjgo  Civil  Lib.  II  Seccion  III  Tit.  IV. 
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strecken  sich  die  Yerbindlichkeiten,  wenn  es  sich  um  Waaren  handelt, 
bis  zn  dem  Augenblick,  in  welchem  diese  ihren  Bestimmungsort  erreicht 
haben,  wie  er  in  dem  Konnossemente  oder  der  Frachtpolice  deklarirt 
worden  ist. 

Wenn  es  sich  nm  das  Schiff  handelt,  so  wird  angenommen,  dass 
das  Darlehn  die  Hin-  und  Kückreise  betrifft. 

In  solchem  Falle  muss  die  Zahlung  binnen  zwei  Monaten  nach  der 
Ankunft  des  Schiffes  im  Bestimmungshafen  erfolgen,  wenn  das  Schiff 
nicht  zur  Bäckreise  ausgrastet  ist. 

1133.  Die  Bodmereidarlehne  können  genommen  werden: 

1.  auf  den  Kumpf  und  Kiel  des  Schiffes; 

2.  auf  die  Segel  und  das   Takelwerk,   die   Armirung   und   den 
Proviant ; 

3.  auf  die  verladenen  Waaren; 

4.  auf  alle  diese  Gegenstände  zusammen  oder  getrennt  auf  einen 
bestimmten  Theil  irgend  eines  derselben. 

1134.  Wenn  das  Darlehn  auf  den  Kumpf  und  Kiel  des  Schiffes 
genommen  wird,  so  gelten  die  Frachtgelder^)  der  betreffenden  Reise 
als  mityerhaftet. 

Wenn  es  auf  das  Schiff  im  Allgemeinen  ohne  nähere  Bezeichnung 
genommen  ist,  so  gilt  aasser  der  Fracht  das  Takelwerk ^)  als  ein- 
begriffen. 

Wenn  auf  das  Schiff  und  die  Ladung,  so  haften  beide  dem  Geber 
für  das  Ganze. 

Wenn  es  nur  auf  die  Ladung  oder  einen  besonderen  Gegenstand 
des  Schiffes  oder  der  Ladung  genommen  ist,  so  ersti*ecken  sich  seine 
Wirkungen  nicht  über  die  Ladung  oder  den  bestimmten  Gegenstand 
hinaus. 

1135.  Damit  der  Bodmereivertrag  seine  gesetzlichen  Wirkungen 
hervorbringe,  ist  es  nothwendig,  dass  sich  auf  dem  Schiffe,  und  zwar 
hauptsächlich  in  dem  Momente  des  Verlustes,  ein  Werth  befindet,  welcher 
der  auf  Bodmerei  genommenen  Summe  gleichkommt. 

Dem  Nehmer  liegt  der  Beweis  ob,  dass  im  Moment  des  Verlustes 
die  Gegenstände,  auf  welche  sich  der  Vertrag  bezieht,  sich  auf  dem 
Schiffe  befunden  haben. 


1)  Nach   dem    neuen   Portugiesischen    Recht    kann    das    SchiiF   nicht 
mehr  verbodmet  werden.    Art.  628  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  17^1.) 

>j  Nach    früherem   Hecht    auch    dio    Segel,    die    Ausrüstung   und    der 
Proviant,    Art.  1134  H.G.B  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I,  zweite  Aufi.  S.  240). 
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1136.  Wenn  sich  zur  Zeit  des  Verlustes  ein  Theil  der  Waaren, 
auf  welche  sich  das  Darlehn  bezogen  hat,  schon  in  Sicherheit  befunden 
hat,  so  vermindert  sich  der  Verlust  des  Gebers  im  Verhältniss  zu  dem, 
was  auf  dem  Schiffe  geblieben  war;  und  wenn  die  geretteten  Waaren 
nach  dem  ursprünglichen  Bestimmungshafen  auf  einem  anderen  Schiffe 
befördert  worden  sind,  so  dauern  für  dieses  die  Risikos  des  Gebers  fort. 

1137.  Das  Bodmereidarlehn  darf  keine  Veranlassung  zu  einem 
Gewinn  für  den  Geldnehmer  bilden. 

Jedes  Bodmereidarlehn  über  eine  Summe,  welche  den  Werth  der 
Gegenstände,  auf  die  es  sich  bezieht,  übersteigt,  kann  auf  Antrag  des 
Gebers  für  ungültig  erklärt  werden,  wenn  Betrug  des  Nehmers  bewiesen 
wird;  in  solchem  Falle  muss  das  Kapital  mit  den  gesetzlichen  oder 
laufenden  Zinsen  zurückgegeben  werden,  auch  wenn  die  verpfändeten 
Gegenstände  zu  Grunde  gegangen  sind. 

Liegt  kein  Betrug  vor,  so  ist  der  Vertrag  bis  zur  Höhe  des 
Werthes  der  Gegenstände  zur  Zeit  des  Vertrages  gültig,  und  der 
Ueberschuss  ist  mit  den  gesetzlichen  Zinsen  zurückzuzahlen. 

1138.  Wenn  die  Gegenstände,  auf  welche  Bodmerei-G-eld  genommen 
worden  ist,  wegen  Rückgängigmachung  der  Beise  nicht  dazu  gelangen, 
den  Gefahren  ausgesetzt  zu  werden,  bleibt  der  Vertrag  ohne  Wirkung, 

Der  Geber  hat  in  solchem  Falle  das  Becht,  das  Kapital  mit  den 
gesetzlichen  Zinsen,  vom  Tage  der  Hingabe  des  Geldes  an,  zu  verlangen, 
indem  er  bezüglich  des  Kapitals  ein  Vorrecht  geniesst. 

1139.  Es  wird  immer  angenommen,  dass  das  Geld,  welches 
auf  Bodmerei  gegeben  ist,  zur  Erlangung  der  als  Sicherheit  für  das 
Geld  haftenden  Gegenstände  oder  dazu  verwandt  worden  ist,  um  sie  in 
den  Zustand  zu  bringen,  dass  sie  ihre  Bestimmung  erfüllen  können. 

Wenn  derjenige ,  welcher  ein  Bodmerei  -  Darlehn  nahm ,  nicht 
Waaren  bis  zu  dem  gesammten  Betrag  der  empfangenen  Summe  ver- 
laden hat,  so  hat  er  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  den  Ueberschuss  dem 
Geber  zurückzuerstatten.  Wenn  er  dies  nicht  thut,  so  ist  gegen  ihn 
eine  persönliche  Klage  wegen  des  Theiles  zulässig,  den  er  nicht  ver- 
laden hat,  auch  wenn  der  verladene  Theil  in  Folge  der  vorgesehenen 
Gefahren  verloren  gegangen  ist. 

Dasselbe  findet,  sobald  das  Geld  zur  Ausrüstung  des  Schiffes  aut 
Bodmerei  genommen  ist,  statt,  wenn  der  Nehmer  nicht  dazu  gelangt,  ganz 
oder  zum  Theil  davon  Gebrauch  zu  machen. 

1140.  Wenn  in  der  Vertragspolice  betr.  Waaren  die  Befngniss 
ertheilt   ist,   anzulanden   oder   Skala   zu   machen,    so  sind   nicht  allein 
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das  in  specie  zur  Verwendung  während  der  Eeise  mitgenommene  Geld 
und  die  im  Abfahrtshafen  verladenen  Waaren,  sondern  auch  diejenigen 
Waaren  dem  Vertrage  unterworfen,  welche  für  Rechnung  des  Nehmers 
während  der  Reise  oder,  falls  der  Vertrag  für  die  Hin-  und  Rückreise 
abgeschlossen  worden  ist,  auch  auf  der  Rückreise  verladen  sind. 

Der  Nehmer  hat  alsdann  das  Recht,  in  jedem  der  Skalahäfen  die- 
selben zu  verkaufen,  umzutauschen  und  andere  zu  kaufen. 

1141.  Das  von  dem  Kapitän  am  Wohnorte  des  Schiffseigners 
oder  des  Korrespondentrheders  ohne  schriftliche  Ermächtigung  derselben 
auf  das  Schiff  genommene  Bodmereidarlehn  erzeugt  nur  eine  Klage  und 
ein  Vorrecht  bezüglich  desjenigen  Antheiles,  welchen  der  Kapitän  etwa 
am  Schiffe  und  an  der  Fracht  hat.  Der  Korrespondentrheder  wird  nicht 
vei-pflichtet,  auch  wenn  der  Beweis  angeboten  wird,  dass  das  Geld  zum 
Nutzen  des  Schiffes  verwandt  worden  ist. 

1142.  Es  haften  für  die  in  Bodmerei  zur  Ausrüstung  und 
Armirung  des  Schiffes  in  dem  Falle  des  Art.  932  genommenen  Summen 
die  Antheile  der  Theilhaber,  auch  wenn  der  Vertrag  am  Wohnorte  der 
Eigenthümer  des  Schiffes  abgeschlossen  worden  ist. 

1143.  Der  Bodmereigeber,  welcher  sich  mit  dem  Kapitän  ins  Ein- 
vernehmen setzt,  die  Korrespondentrheder  oder  Befrachter  zu  schädigen, 
haftet  diesen  solidarisch  mit  dem  Kapitän  für  alle  Schäden  und  Nach- 
theile und  ist  der  betreffenden  strafrechtlichen  Klage  unterworfen. 

1144.  Es  begeht  das  Vergehen  des  Stellionats  derjenige  Nehmer, 
welcher  Geld  in  Bodmerei  zu  einem  höheren  Betrag  empfängt,  als  die 
verpfändete  Sache  Werth  besitzt,  oder  welcher  diese  Sache  überhaupt 
nicht  verladen  hat. 

Dasselbe  Vergehen  begeht  derjenige  Geber,  welcher,  falls  er  sich 
nicht  in  ünkenntniss  über  diesen  Umstand  befinden  kann,  es  unterlässt, 
ihn  demjenigen  mitzutheilen,  an  welchen  er  die  Police  indossirt. 

Im  ersten  Falle  ist  der  Nehmer,  und  im  zweiten  der  Geber  für 
den  Betrag  der  Police  solidarisch  haftbar,  auch  wenn  die  Sache,  welche 
als  Sicherheit  dienen  sollte,  zu  Grunde  gegangen  ist. 

1145.  In  den  Konnossementen  oder  in  dem  Ladungsmanifest  muss 
das  auf  Waaren  genommene  Bodmereidarlehn,  welches  vor  Beginn  der 
Reise  kontrahirt  worden  ist,  mit  Angabe  desjenigen  erwähnt  werden, 
welchem  der  Kapitän  die  glückliche  Ankunft  im  Bestimmungshafen 
mitzutheilen  hat.  Wenn  diese  Erwähnung  fortgelassen  ist,  so  hat  der 
Konsignatar,  welcher  auf  Grund  der  Konnossemente  Wechsel  acceptirt 
oder  Vorschüsse  gegeben  hat,  den  Vorzug  vor  dem  Inhaber  der  Police. 
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Wenn  derjenige,  welchem  die  Ankunft  mitgetheilt  werden  mnss, 
nicht  angegeben  ist^  kann  der  Kapitän,  ohne  irgend  welchem  persönliche 
Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  Inhaber  der  Police  zur  Löschang 
schreiten. 

1146.  Die  Ansprüche  des  Bodmereigebers  erlöschen  voUstandig 
mit  dem  absoluten  Verluste  der  Waaren,  auf  welche  das  Darlelin  ge- 
geben worden  ist,  falls  der  Verlust  zu  der  Zeit  und  an  dem  Orte,  welche 
tür  das  Risiko  festgesetzt  waren,  stattgefunden  hat,  und  aus  einer 
Ursache  hervorgegangen  ist,  welche  weder  durch  eine  ausdrnckliche 
Abrede  der  Kontrahenten,  noch  durch  eine  Verfügung  dieses  Gesetz- 
buches ausgenommen  war. 

1147.  Wenn  ein  Theil  der  Gegenstände,  auf  welche  sich  das 
Darlehn  bezogen  hat,  gerettet  wird,  so  behält  der  Geber  den  Ansprach 
für  das  Kapital  und  die  Prämien  Zahlung  zu  erhalten  bis  zur  Höhe  des 
Werthes  der  geretteten  Gegenstände  nach  Abzug  der  Bettungskosten 
und  der  während  jener  Reise  fällig  gewordenen  Heuer. 

Wenn  das  Darlehn  auf  das  Schiff  gegeben  ist,  so  umfasst  das 
Vorrecht  des  Gebers  nicht  allein  die  Schiffstrümmer,  sondern  auch  die 
durch  die  geretteten  Waaren,  verdiente  Fracht,  falls  nicht  in  Betreff 
<ler  Fracht  eine  Versicherung  oder  ein  besonderer  Bodmereivertrag  ab- 
geschlossen ist. 

1148.  Die  Ansprüche  des  Bodmereigebers  erlöschen,  auch  wenn 
die  haftenden  Gegenstände  gänzlich  zu  Grunde  gehen,  nicht,  sofern  der 
eingetretene  Schaden  aus  einer  der  folgenden  Ursachen  herrührt: 

1.  aus  einem  eigenen  Fehler  des  Schiffes,  der  Waaren  oder  des 
versicherten  Gegenstandes; 

2.  aus  Arglist  oder  Schuld  des  Nehmers; 

3.  aus  Treulosigkeit  (Baratterien)  des  Kapitäns  oder  der 
Mannschaft ; 

4.  wenn  die  Waaren  in  ein  von  dem  imVei-trage  angegebenen 
verschiedenes  Schiff  verladen  sind,  es  sei  denn,  dass  ein 
Ereigniss  von  unüberwindlicher  Gewalt  die  Ueberführung  der 
Ladung  auf  ein  anderes  Schiff  noth wendig  gemacht  hat; 

5.  wenn  der  Bestimmungsort  des  Schiffes  verändert  worden  ist. 

In  jedem  dieser  Fälle  hat  der  Bodmereigeber  Anspruch  auf  Rück- 
zahlung seines  Kapitals  und  die  Prämie,  es  sei  denn,  dass  in  den 
Fällen  der  Nummern  3,  4  und  5  etwas  Anderes  ausdrücklich  verabredet 
worden  ist. 
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1149.    Der  Bodmereivertrag  ist  nichtig: 

1.  wenn  derselbe  mit  Leuten  der  Mannschaft  bezüglich  ihrer 
Heuer  abgeschlossen  worden  ist; 

2.  wenn  derselbe  nicht  verdiente  Frachtgelder  oder  den  ans 
einem  Geschäfte  erhofften  Gewinn  oder  das  eine  und  das 
andere  gleichzeitig  oder  ausschliesslich  zum  Gegenstande  hat; ') 

3.  wenn  der  Geber  überhaupt  kein  Risiko  irgend  welcher  Art 
läuft; 

4.  wenn  er  sich  auf  Gegenstände  bezieht,  deren  Eisikos  schon 
YoUständig  von  anderen  Personen  übernommen  worden  sind. 

In  allen  erwähnten  Fällen  erzeugt  der  Vertrag  nur  insoweit  ge- 
setzliche Wirkung,  als  der  Nehmer  für  das  erhaltene  Kapital  und  die 
gesetzlichen  Zinsen  haftet,  auch  wenn  die  Sache  oder  der  Gegenstand 
des  Vertrages  zur  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Risikos  zu  Grunde  ge- 
gangen ist. 

1160.  Ist  über  dieselbe  Sache  ein  Bodmerei-  und  ein  Ver- 
sicherungs-Vertrag abgeschlossen,  so  ist  der  Erlös  der  geretteten  Waaren 
unter  den  Versicherer  und  den  Bodmereigeber  im  Verhältniss  ihrer  be- 
züglichen Antheile  zu  yertheilen. 

1151.  Wenn  der  Bodmereivertrag  das  Schiff  und  die  Ladung 
ohne  eine  andere  besondere  Bezeichnung  umfasst,  so  haften  die  geretteten 
"Waaren  dem  Geber  für  das  Ganze,  auch  wenn  das  Schiff  auf  der  Rück- 
reise untergeht. 

Dasselbe  findet  statt,  wenn  das  Schiff  einen  sicheren  Hafen  er- 
reicht hat,  die  Waaren  aber  zu  Grunde  gegangen  sind. 

1162.  Wenn  das  Schiff  oder  die  Waaren,  auf  welche  sich  das 
Bodmereidarlehn  bezieht,  einen  Unfall  zur  See  erleiden  oder  gekapert 
werden,  so  hat  der  Nehmer  die  Pflicht,  dem  Geber  das  Ereigniss  mit- 
zutheilen,  sobald  die  Nachricht  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  ist. 

Wenn  sich  der  Nehmer  zu  jener  Zeit  auf  dem  Schifte  oder  in  der 
Nähe  der  Gegenstände^  auf  welche  sich  das  Darlehn  bezieht,  befindet,  so  ist 
er  verpflichtet,  zur  Rettung  oder  Reklamation  derselben  die  ganze  Sorg- 
falt eines  gewissenhaften  Mandatars  anzuwenden,  bei  Strafe  für  die 
Schäden  und  Nachtheile,  welche  durch  seine  Schuld  entstehen,  zu  haften. 

1163.  Wer  im  Falle  der  Strandung  oder  des  Schiffbruchs  Schulden 
zahlt,    die   vor  den   aus  einem  Bodmereidarlehn  herrührenden  den  Vor- 


>)  Nach  Italienischem  Recht  darf  jetzt  der  erhoffte  Gewinn  und  die 
zu  verdienende  Fracht  verbodmet  werden.  Art.  593  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  III 
S.  295). 
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zag  haben,  tritt  durch  diese  Thatsache  allein  in  die  Eechte  des 
ursprünglichen  Gläubigers. 

1154.  Die  in  diesem  Gesetzbuche  gegebenen  Vorschriften  bezüglich 
der  Havarien,  deren  Vereinbarungen,  Risikos  und  Verantwortlichkeit 
bei  einem  Versicherungsverträge  sind  in  gleicher  Weise  auf  Darlehne 
auf  Seerisiko  anwendbar. 

Wenn  im  Allgemeinen  bezüglich  des  Bodmereivertrages  ein  Fall 
eintritt,  welcher  in  diesem  Titel  nicht  vorgesehen  ist,  so  ist  die  Ent- 
scheidung desselben  durch  Analogie,  soweit  dies  zulässig,  in  dem  Titel 
„Von  den  Seeversicherungen"  zu  suchen  und  umgekehrt. 


Titel  IX. 
Von  den  Seeversicherungen^). 

KAPITEL  I. 

Von  der  Form  und  dem  Gegenstande  des 

Versicheningsvertrages. 

1155.    Die  Police  muss,   unabhängig  von  den   im  Art.  504  vor- 
geschriebenen Erfordernissen,  enthalten: 

1.  den  Namen  des  Kapitäns  oder  desjenigen,  welcher  seine 
Stelle  vertritt;  den  Namen  des  Schifies  und  die  Bezeichnung 
seiner  Flagge;  im  Fall  der  Versicherung  des  Schiffes,  das 
Material,  aus  dem  es  gebaut  ist,  ob  dasselbe  mit  Kupfer  be* 
schlagen  ist  oder  nicht,  ob  der  im  Wasser  liegende  Theil  des 
Schiffes  in  gutem  Zustande  ist,  oder  die  Erklärung,  dass  der 
Versicherte  diese  Umstände  nicht  gekannt  hat; 

2.  den  Ort,  an  welchem  die  Waaren  verladen  worden  sind,  ver- 
laden werden  mussten  oder  müssen; 

3.  die  Häfen,  wo  das  Schiff  laden  oder  löschen  muss,  sowie  die- 
jenigen, wo  es  Skala  machen  muss; 

4.  den  Hafen,  aus  dem  das  Schiff  abgefahren  ist,  abfahren  muss 
oder  musste ;  und  die  Zeit  der  Abfahrt,  sobald  diese  ausdrück- 
lich vereinbart  worden  ist; 

1)  Dieser  Titel  beruht  wesentlich  auf  dem  alten  Portugiesischen 
Hecht  —  Lib.  Un.  Tit.  XIV —  obgleich  Letzteres  im  Seerecht  die  Versicherung 
gegen  Feuersgefahr,  die  Ernte- Versicherung,  die  Lebens- Versiche- 
rung u.  s.  w.  behandelt. 
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5.  den  Ort,  wo  die  Risikos  für  den  Versicherer  zu  laufen  an- 
fangen müssen; 

6.  Tag  und  Stunde  des  Vertragsschlusses,  auch  wenn  die  Beise 
noch  nicht  begonnen  hat; 

7.  die  übrigen  Klauseln,  welche  die  Kontrahenten  zu  verein- 
baren wünschen. 

Alles,   vorbehaltlich   der  in   diesem  Titel   bezeichneten 
Ausnahmen. 

1156.  Die  an  Ordre  ausgestellten  Policen  sind  mit  denselben 
Eechten,  Pflichten  und  Sicherheiten,  wie  die  übrigen  Handelspapiere, 
durch  Indossament  übertragbar. 

Jedoch  können  dem  Inhaber  dieselben  Einwendungen  entgegen- 
gestellt werden,  welche  dem  Versicherten  entgegengestellt  werden  konnten, 
sofern   sie  sich  auf  den  Versicherungsvertrag  beziehen. 

1157.  Die  Seeversicherung  kann  besonders  zum  Gegenstand  haben: 

1.  den  Eumpf  und  Kiel  des  beladenen  oder  nicht  beladenen, 
ausgerüsteten  oder  nicht  ausgerüsteten,  allein  oder  in  Be- 
gleitung fahrenden  Schiffes; 

2.  die  Segel  und  das  Takelwerk; 

3.  die  Ausrüstung; 

4.  den  Proviant  und  im  Allgemeinen  alles  das,  was  das  Schiff 
bis  zum  Augenblick  seiner  Abfahrt  gekostet  hat; 

5.  die  auf  Bodmerei  gegebenen  Beträge  und  Prämien,  sowie  die 
genommenen  Betrage,  soweit  es  die  Gefahren  betrifft,  welche 
nicht  zu  Lasten  des  Gebers  waren,  oder  den  Ueberschuss  über 
den  dem  Darlehn  unterworfenen  Betrag; 

6.  die  Ladung; 

7.  den  gehofften  Gewinn^); 

8.  die  zu  verdienende  Fracht; 

9.  die  Freiheit  der  Seeleute  oder  Passagiere. 

Die  Versicherung  eines  Schiffes  ohne  nähere  Angabe  umfasst  den 
Rumpf  und  Kiel,  die  Segel,  das  Takelwerk,  die  Ausrüstung  und  den 
Proviant,  aber  nicht  die  Ladung,  auch  wenn  diese  dem  Korrespondent- 
rheder  selbst  gehört,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ausdrücklich  im 
Vertrage  erwähnt  worden  ist. 


1)  Verboten   im   Französischen   Recht,   Art.  347   H.G.B.    (cfr.  H.  d.  £. 
Bd.  II  S.  577). 
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1168.    Die  Versicherang  kann  abgeschlossen  werden: 

auf  das  Ganze  oder  einen  Theil  der  erwähnten  Gegenstände^ 

zusammen  oder  getrennt; 
zu  Friedens-  oder  Kriegs-Zeiten,  vor  Antritt  der  Reise  oder 

nach  Beginn  derselben; 
für  die  Hin-  und  Eück- Reise  oder  nur  für  eine  yon  beiden. 

4 

für  die  ganze  Dauer  der  Reise  oder  für  eine  bestimmte 

Zeit  derselben; 
für  alle  Seegefahren  oder  nur  für   einige,   welche   besonders 

angegeben  werden; 
auf  gute  oder  schlechte  Nachrichten. 

1159.  Wenn  der  Versicherte  die  Art  der  Güter,  welche  er  er- 
wartet, nicht  kennt  oder  nicht  genau  weiss,  auf  welchem  Schifife  sie 
verladen  werden  sollen,  so  kann  er  gültig  die  Versicherung  unter  dem 
allgemeinen  Namen  „Güter"  im  ersten  Falle  und  „auf  einem  oder 
mehreren  Schiffen"  im  zweiten  Falle  abschliessen,  ohne  dass  der 
Versicherte  den  Namen  des  Schiffes  genau  anzugeben  braucht,  sofern  er 
nur  in  der  Police  erklärt,  dass  er  ihn  nicht  weiss,  und  das  Datum  und 
die  Unterschrift  der  Aufträge  oder  des  erhaltenen  Avisbriefes  auf  der- 
selben vermerkt. 

1160.  Ist  die  Versicherung  unter  dem  allgemeinen  Namen  „Güter" 
abgeschlossen  worden,  so  hat  der  Versicherte  im  Falle  des  Verlustes  zu 
beweisen,  dass  in  der  That  die  Güter  bis  zu  dem  in  der  Police  deklarirten 
Werthe  eingeschifft  worden  sind,  und  wenn  die  Versicherung  mit  der 
Klausel  „auf  einem  oder  mehreren  Schiffen"  abgeschlossen  worden 
ist,  so  hat  er  zu  beweisen,  dass  die  versicherten  Waaren  in  der  That 
auf  dem  Schiffe,  welches  den  Verlust  erlitten  hat,  verladen  worden  sind. 

Die  Versicherung  mit  der  zweiten  ei-wähnten  Klausel  hat  volle 
Wirksamkeit,  wenn  nur  bewiesen  wird,  dass  die  versicherten  Güter  in 
Theilen  auf  verschiedenen  Schiffen  oder  alle  zusammen  auf  einem  allein 
verladen  worden  sind. 

1161.  Die  allgemeine  Bezeichnung  „Güter"  umfasst  nicht  Münzen 
irgend  welcher  Art,  Gold  oder  Silber,  Kleinodien  oder  Kriegsmunition. 
Bei  Versicherungen  dieser  Art  ist  es  nöthig,  dass  der  Gegenstand,  auf 
den  sich  die  Versicherung  bezieht,  genau  bezeichnet  wird. 

1162.  Wenn  beantragt  wurde,  ein  Schiff  oder  eine  Ladung,  oder 
einen  Theil  des  einen  oder  der  anderen  zu  versichern,  und  gerade  die 
Reise  ohne  festen  Bestimmungsort,  mit  dem  Zweck,  den  Verkauf,  wo  er 
am  vortheilhaf testen  erscheint,    zu  bewirken,  angetreten  werden  soll,  so 
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muss  der  Versicherte  den  Versicherer  von  der  Unbestimmtheit  des 
Beises^els,  nnter  Darlegung  der  übrigen  Umstände  sowie  der  Befehle, 
welche  der  Kapitän  erhalten  hat,  in  Kenntniss  setzen  damit  nnter  Berück- 
sichtignng  derselben,  sowie  der  bestinunten  Skalahäfen  und  der  Gefahren, 
welche  eintreten  könnten,  die  Prämien  vereinbart  werden,  welche  gezahlt 
werden  müssen. 

In  der  Police  müssen  alle  diese  und  die  sonst  etwa  vorkommenden 
Umstände  ausgedrückt  werden. 

1163.  Die  Klausel,  Skala  zu  machen,  schliesst  die  Befugniss  in 
sich,  Güter  am  Skala-Orte  ein-  und  auszuladen,  auch  wenn  dieser  Umstand 
in  der  Police  nicht  besonders  erwähnt  worden  ist. 

Die  Risikos  laufen  in  diesem  Falle  nicht  nur  bezüglich  der  im 
Abfahrtshafen  verladenen  Waaren,  sondern  auch  bezüglich  derjenigen, 
welche  im  Skalahafen  verladen  worden  sind.  Wenn  in  letzterem  Waaren 
verkauft  und  andere  für  den  Erlös  derselben  gekauft  werden,  so  treten 
letztere  in  Betreff  der  Versicherung  an  die  Stelle  der  ersteren. 

1164.  Die  Skalas,  welche  nothwendiger  Weise  für  die  Erhaltung 
des  Schiffes  oder  seiner  Ladung  gemacht  werden,  sowie  die  durch  ein 
Ereigniss  unüberwindlicher  Gewalt  veranlassten  Abweichungen  vom  Kurse 
oder  der  Eichtung  der  Reise  werden  in  die  Versicherung  als  mit  einge- 
schlossen angesehen,  auch  wenn  sie  nicht  im  Vertrage  erwähnt  sind. 

1166.  Wenn  das  Schiff  verschiedene,  in  der  Police  gesondert  be- 
zeichnete Skalapunkte  berühren  kann,  so  darf  der  Versicherte  die  Reihen- 
folge der  Skalas  ändern,  jedoch  darf  er  in  solchem  Falle  nur  an  einem 
der  in  der  Police  angegebenen  Häfen  Skala  machen. 

1166.  Die  willkürliche  Aenderung  des  Kurses  oder  der  Reise  des 
Schiffes  und  die  Abweichung  von  der  Reihenfolge  der  Skalas,  welche 
nicht  durch  dringende  Nothwendigkeit  oder  durch  höhere  Gewalt  ver- 
anlasst wird,  annullirt  die  Versicherung  für  den  noch  zurückzulegenden 
Theil  der  Reise.  Als  eine  Abweichung  vom  Kurse  oder  von  der  Reise 
wird  eine  solche  nicht  angesehen,  welche  nur  von  geringer  Erheblichkeit 
ist.  Es  ist  als  eine  Aenderung  anzusehen,  wenn  der  Kapitän  ohne 
Nothwendigkeit  oder  offenbaren  Vortheil  in  einen  Hafen,  der  ausser- 
halb der  Kurslinie  liegt,  einläuft  oder  einen  anderen,  als  den  vorge- 
schriebenen Kurs  einschlägt. 

Im  Falle  eines  Streits  in  dieser  Beziehung  hat  der  Richter,  nachdem 
er  das  Gutachten  von  Sachverständigen  gehört  hat,  zu  entscheiden. 

1167.  Auch  wenn  im  Allgemeinen  die  Versichening  von  Gütern, 
welche  in  einem  Hafen  zu  verladen  waren  und  in  einem  andern  verladen 


252  Argentinien. 

werden,  nichtig  ist,  so  muss  sie  doch  als  gültig  angesehen  werden, 
wenn  nicht  Arglist  oder  Betrug  Seitens  des  Versicherten  vorgelegen  und 
wenn  die  Verladung  an  dem  nächsten  Platze  nur  der  grösseren  Sicherheit 
wegen  stattgeftinden  hat. 

1168,  Nichtig  ist  der  Versicherungsvertrag,  welcher  zum  Gegen- 
stand hat: 

1.  die  Heuer  der  Leute  der  Mannschaft^); 

2.  die  für  ihren  vollen  Werth  und  ohne  Ausschluss  von  Gefahren 
mittelst  eines  Bodmereivertrages  verpfändeten  Schiffe  od^ 
Gegenstände ; 

3.  die  Sachen,  deren  Handel  durch  die  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen der  Republik  verboten  ist; 

4.  die  inländischen  und  ausländischen  Schiffe,  welche  zur  Be- 
förderung von  Sachen  dienen,  auf  welche  sich  die  vorher- 
gehende Nummer  bezieht. 

1169,  Sind  die  Schiffe  oder  Gegenstände  nicht  für  ihren  vollen 
Werth  mittelst  Bodmereivertrages  verpfändet,  so  können  der  Ueberschnss 
und  die  gemeinschaftliche  Havarie,  welche  im  Falle  der  glücklichen 
Ankunft  zu  zahlen  ist,  versichert  werden. 

1170.  Es  ist  gestattet,  schon  abgefahrene  Schiffe  oder  schon  von 
dem  Orte,  an  welchem  die  Eisikos  für  Rechnung  des  Versicherers  an- 
fangen soUten,  wegbeförderte  Güter  zu  versichern,  sofern  in  der  Police 
sei  es  entweder  die  genaue  Zeit  der  Abfahrt  oder  der  "Wegbeforderung, 
sei  es  die  Unkenntniss  der  Versicherten  in  dieser  Beziehung  angegeben  ist 

1171.  In  allen  Fällen  muss  die  Police,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit, 
die  letzte  Nachricht  enthalten,  welche  der  Versicherer  bezüglich  des 
Schiffes  oder  der  Güter  empfangen  hat  und,  wenn  die  Versicherung  far 
Rechnung   eines  Dritten   abgeschlossen  ist,   das  Datum   des  Auftrages 


1)  Uebereinstimmend  das  Brasilianische  Recht,  Art  686  Nr.  2  H.G.6. 
(cf.  H.  d.  E.  Bd.  I,  2.  Aufl,  S.  628),  das  Chilenische  Äecht.  Art.  1218  H.G.B. 
(cf  H.  d.  E.  Bd.  1.  2.  Aufl,  S.  837),  das  Deutsche  Recht,  Art.  784  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  Bd.  IIS.  475),  das  frühere  Französische  Recht,  Art.  347  H.G.B. 
(cf.  H.  d.  E.  B  1.  II,  S.  577).  das  Italienische  Recht,  Art.  607  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Bd.  III  S.  298),  das  Niederländishe  Recht,  Art.  599  H.G.R.  (cf.  H.  d.E. 
Bd.  III,  S.  744),  das  neue  Portugiesische  Recht,  Art.  600  Nr.  1  H.GB. 
(cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  S.  166)  und  das  neue  Spanische  Recht,  Art.  781  Nr.  5 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1  S.  142).  Dagegen  zulässig  nach  Belgischem 
Recht,  Art,  168  Gesetz  vom  21.  August  1879  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I,  2.  Aufl.  S.  37ö) 
und  dem  neuen  Französischem  Recht,  Gesetz  vom  12.  August  1885. 
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oder  des  Avisbriefes   oder   die  ausdrückliche  Erklärung,   dass  die  Ver- 
sicherung ohne  Auftrag  des  Interessenten  abgeschlossen  worden  ist. 

1172.  Erklärt  der  Versicherte  in  der  Police,  dass  er  die  Zeit  der 
Abfahrt  des  Schiffes  nicht  kenne,  und  stellt  es  sich  heraus,  dass  die 
Versicherung  nach  der  Abfahrt  von  dem  Orte,  wo  die  Risikos  für 
Rechnung  des  Versicherers  zu  laufen  angefangen  haben,  geschlossen 
war,  so  kann  letzterer  im  Falle  des  Schadens  oder  der  Havarie  ver- 
langen, dass  der  Versicherte  eidlich  erkläre,  den  Tag  der  Abfahrt  nicht 
gekannt  zu  haben. 

1173.  "Wird  in  der  Police  der  Tag  der  Abfahrt  angegeben,  so  ist 
die  Versicherung  ungültig,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  das  Schiff 
vorher  abgefahren  ist. 

1174.  Wenn  in  der  Police  weder  des  Abfahrtstages  noch  des  Um- 
standes,  dass  der  Versicherte  denselben  nicht  gekannt  hat,  Erwähnung 
geschieht,  so  wird  vermuthet,  dass  dieser  anerkannt  hat,  dass  sich  das 
Schiff  bei  Abgang  der  letzten  vor  Schluss  des  Vertrages  angelangten 
Post,  noch  an  dem  Platz  befunden  habe,  wo  es  auslaufen  sollte. 

1175.  Die  Versicherung  ist  nichtig,  welche  zum  Gegenstand  hat: 

1.  Schiffe,  welche  sich  noch  nicht  an  dem  Orte  befinden,  wo 
die  Risikos  anfangen  sollen  oder  noch  nicht  im  Stande  sind, 
die  Reise  anzutreten  oder  die  Ladung  aufzunehmen; 

2.  Guter,  welche  nicht  sogleich  verladen  werden  können ; 

es  sei  denn,  dass  diese  Umstände  in  der  Police  erwähnt  sind 
oder  darin  ausgedrückt  ist,  dass  der  Versicherte  sie  nicht 
kenne,  und  zwar  unter  Erwähnung  des  Auftrages  oder  des 
Avisbriefes  oder  der  Erklärung,  solche  nicht  zu  haben,  und 
in  allen  Fällen  die  letzte  Nachricht,  welche  der  Versicherte 
von  dem  Schiff  oder  den  Gütern  empfangen  hat. 

1176.  Der  Versicherte  oder  sein  Mandatar  ist  verpflichtet,  im 
Falle  des  Verlustes,  ihre  XJnkenntniss  bezüglich  der  im  vorhergehenden 
Artikel  erwähnten  Umstände  eidlich  zu  bekräftigen,  sofern  der  Ver- 
sicherer es  verlangt. 

1177.  Die  Versicherungspolice  über  gewährte  Bodmerei- Darlehne 
muss  getrennt  das  geliehene  Kapital  und  die  vereinbarte  Seeprämie 
enthalten. 

Ist  nur  eine  Summe  angegeben,  so  wird  angenommen,  dass  die 
Prämie  nicht  mit  eingeschlossen  ist,  und  dass  dieselbe  nur  das  Kapital 
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begreift,  welches  im  Falle  des  Verlustes  in  der  im  Art  1147  festgesetzten 
Weise  zu  bezahlen  ist. 

1178.  Jede  Versicherung  über  auf  Seerisiko  gegebene  Summen  ist 
nichtig,  wenn  in  der  Police  nicht  angegeben  ist: 

1.  der  Name  des  Nehmers,  auch  wenn  es  der  Kapitän  ist; 

2.  der  Name  des  Schiffes  und  des  Kapitäns,  welche  die  Reise 
machen  sollen; 

3.  falls  die  Versicherung  von  dem  Nehmer  oder  dessen  Mandatar 
abgeschlossen  ist ,  die  Bezeichnungen  der  Bisikos,  welche  ver- 
sichert  werden  sollen  und  welche  von  dem  Geber  ausgenommen 
sind,  oder  die  fiberschiessende  Sunune,  über  deren  Betrag  die 
Versicherung  erlaubt  ist; 

4.  die  Erkläioing,  ob  die  geliehenen  Beträge  zu  Ausbesserungen 
oder  andern  nöthigen  Ausgaben  am  Orte  der  Löschung  oder 
im  Nothhafen  verwendet  worden  sind. 

1179.  Wenn  der  Kapitän  während  der  Reise  sich  gezwungen  ge- 
sehen hat,  Geld  auf  Bodmerei  zu  nehmen,  so  kann  der  Darleiher  den 
Betrag  des  Vertrages  versichern  lassen,  auch  wenn  schon  eine  andere 
Versicherung  über  die  für  das  Seedarlehn  haftenden  Gegenstände  ab- 
geschlossen ist. 

1180.  "Wenn  ohne  Nothwendigkeit  und  nur  im  Interesse  des 
Nehmers  ein  Schiff  oder  Waaren,  welche  schon  versichert  sind,  für  ein 
Bodmerei-Darlehn  verpfändet  werden,  so  tritt  der  Geber  in  die  dem 
Nehmer  gegen  den  Versicherer  zukommenden  Rechte  bis  zu  der  dem 
geliehenen  Betrage  entsprechenden  Summe  ein. 

Wenn  jedoch  dem  Bodmereigeber  nicht  mitgetheilt  worden  ist,  dass 
ein  Versicherungsvertrag  besteht,  und  er  dies  eidlich  bestätigt,  so 
sind  die  Versicherer  der  Bodmereisumme  nicht  befreit ;  aber  im  Falle  des 
Verlustes  muss  der  Versicherte  ihnen  die  Rechte,  welche  er  gegen  die 
Versicherer  des  Schiffes  oder  der  Waaren  hat,  auf  Grund  der  gesetzr 
lichen  Subrogation,  übertragen. 

Wenn  der  Geber  seine  Rechte  direkt  gegen  die  Versicherer  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  geltend  macht,  so  sind  die  Versicherer  der 
geliehenen  Summe  befreit,  wenn  die  Prämie  zurückerstattet  wird. 

1181.  Die  Versicherung  auf  den  Rumpf  und  Kiel  eines  Schiffes 
kann  für  den  vollen  Werth  desselben  mit  allen  Pertinentien  und  den 
bis  zum  Beginn  der  Reise  aufgewendeten  Ausgaben  nach  Abzug  der  etwa 
auf  das  Schiff  genommenen  Bodmereidarlehne  abgeschlossen  werden. 
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Damit  die  Versicherung  der  bis  zum  Beginn  der  Reise  aufge- 
wendeten Kosten  Gültigkeit  erlangt,  muss  diese  Bedingung  in  der  Police 
ausdrücklich  vermerkt  werden^). 

1183.  Es  ist  gestattet,  Waaren  für  ihren  vollen  Werth  nach  dem 
Einkaufspreise  mit  allen  Kosten  bis  an  Bord  mit  Einschluss  der  Ver- 
sicherungsprämie, versichern  zu  lassen,  ohne  dass  es  nothig  ist,  den 
Werth  jedes  einzelnen  Gegenstandes  anzugeben. 

Wenn  die  Kosten  versichert  werden,  muss  dies  in  der  Police  aus- 
drücklich vermerkt  werden^. 

1183.  Gültig  ist  die  Versicherung  des  wirklichen  Werthes  der 
versicherten  Gegenstände  unter  Zuschlag  der  Fracht,  der  Eingangszölle 
und  anderer  Kosten,  welche  bei  glücklicher  Ankunft  nothwendigerweise 
gezahlt  werden  müssen,  sobald  dies  ausdrücklich  in  der  Police  vereinbart 
worden  ist. 

1184.  Wenn  die  versicherten  Gegenstände  einen  sichern  Hafen 
nicht  erreichen,  so  ist  der  Zuschlag,  auf  den  sich  der  vorhergehende 
Artikel  bezieht,  wirkungslos,  soweit  dadurch  die  Zahlung  der  Fracht, 
der  Eingangszölle  und  anderer  unerlässlicher  Spesen  ganz  oder  zum 
Theil  gehindert  werden  könnte.  Wenn  die  Fracht  nach  der  vor  der 
Abfahi-t  getroffenen  Abrede  dem  Kapitän  im  Voraus  gezahlt  worden  ist, 
besteht  die  Versicherung  bezüglich  dieser  Vorauszahlung  fort;  aber  im 
Falle  des  Verlustes  oder  der  Havarie  muss  die  Thatsache  der  Zahlung 
bewiesen  werden. 

1185.  Ist  die  Versicherung  auf  den  erhofften  Gewinn  abge- 
schlossen, so  muss  derselbe  in  der  Police  gesondert  und  mit  Bezeichnung 
der  Waaren,  von  denen  der  Gewinn  erhofft  wird,  angegeben  werden, 
bei  Strafe  der  Ungültigkeit. 

1186.  Wenn  eine  Abschätzung  des  Werthes  der  versicherten 
Sache  in  Pausch  und  Bogen  erfolgt  ist,  mit  der  ausdrücklichen  Abrede, 
dass  der  Ueberschuss  des  Werthes  als  erhoffter  Gewinn  anzusehen  ist, 
so  ist  die  Versicherung  nur  in  Betreff  des  wirklichen  Werthes  der  ver- 
sicherten Gegenstände  gültig.  Der  ueberschuss  ist  auf  denjenigen  Be- 
trag des  erhofften  Gewinnes  zu  reduciren,  der  nachgewiesen  werden  kann, 
indem  die  Abschätzung  desselben  gemäss  den  Art.  1194  und  1195  er* 
folgen  muss. 

1)  AI.  2  ist  dem  entsprechenden  Artikel  (1343)  des  früheren  Gesetz- 
buchs hinzugefügt. 

«)  AI.  2  ist  dem  entsprechenden  Artikel  (1344)  des  früheren  Gesetz- 
buchs hinzugefügt. 
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1187.  Die  volle  Fracht  kann  Gegenstand  der  Versicherung  sein. 
Im  Falle  des  Verlustes  oder  des  Strandens  des  Schiffes  ist  von  der 

yersicherten  Fracht  Alles,  was  in  Folge  dieses  Ereignisses  von  dem 
Kapitän  oder  dem  Rheder  an  die  Leute  der  Mannschaft  für  Heuer  oder 
sonstige  Spesen  nicht  zu  zahlen  ist,  in  Abzug  zu  bringen. 

1188.  Im  Falle  der  Versicherung  der  Freiheit  der  auf  dem  Schiff 
befindlichen  Personen  ist  der  Versicherer  verpflichtet,  den  Gefangenen 
loszukaufen  oder  für  den  Loskauf  eine  bestimmte  Summe  zu  gewähren 
oder  sie  zu  Gunsten  des  Versicherers  oder  dessen  Erben  zu  verlieren, 
wenn  er  nicht  die  Freiheit  erhält  und  in  Gefangenschaft  stirbt,  Alles 
unter  Eücksicht  auf  die  Vereinbarungen. 

Wenn  die  versicherte  Person  für  eine  geringere  Summe,  als  fest- 
gesetzt, losgekauft  worden  ist,  bleibt  die  Differenz  zu  Gunsten  des 
Versicherers.  Wird  eine  grössere  Summe  gefordert,  so  kann  der  Ver- 
sicherte nur  den  in  der  Police  festgesetzten  Betrag  beanspruchen. 

KAPITEL  II. 
Von  der  Abschätzung  der  versicherten  Gegenstände. 

1189.  Der  Werth  des  versicherten  Gegenstandes  muss  ausdräcklich 
in  der  Police  bestimmt  werden. 

1190.  Wenn  bei  der  Versicherung  eines  Schiffes  die  Werthangabe 
fehlt,  erzeugt  der  Vertrag  keine  Wirkung. 

Jedoch  kann  in  einer  einzigen  Police  und  für  einen  einzigen  Be- 
trag das  Schiff  und  die  Ladung  versichert  werden.  In  einem  solchen 
Falle  ist  die  Versicherungssumme  im  Verhältniss  des  Werthes  des 
Schiffes  und  der  Ladung  zu  vertheilen. 

1191.  Ist  der  volle  Werth  des  Rumpfes  und  Kieles  des  Schiffes 
versichert  worden,  so  kann  dieser  Werth  dessenungeachtet  durch  den 
Richter,  nach  Einholung  des  Gutachtens  von  Sachverständigen,  ver- 
ringert werden : 

1.  wenn  das  Schiff  nach  dem  Kaufe  oder  dem  Baupreise  abge- 
schätzt worden  ist  und  durch  die  Zeit  oder  die  Reisen  an 
Werth  verloren   hat; 

2.  wenn  das  Schiff  für  mehrere  Reisen  versichert  worden  ist  und 
nach  Zurücklegung  der  ersten  Reise  oder  mehrerer  zu  Grunde 
gegangen  ist  und  die  Fracht  erhalten  hat. 

1192.  Die  durch  Tausch  erworbenen  Waaren  werden  nach  dem- 
jenigen Preise  abgeschätzt,  welchen  die  in   Tausch   gegebenen   Waaren, 
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zuzüglich  der  in  den  Art.  1182  und  1183  erwähnten  Beträge,  am  Platze 
oder  im  Hafen  der  Löschung  erzielt  haben  würden. 

1193.  Der  Werth  der  Versicherung  von  Bodmereigeber n  wird 
durch  den  Originalvertrag,  und  derjenige  der  Versicherung  von  Kosten, 
welche  während  der  Reise  für  das  Schiff  oder  die  Ladung  aufgewendet 
worden  sind ,  durch  die  betreffenden  ordnungsmässig  beglaubigten 
Rechnungen  bewiesen. 

1194.  Der  erhoffte  Gewinn  wird  durch  anerkannte  Preiskourante 
oder  in  deren  Ermangelung  durch  die  Erklärung  von  Sachverständigen 
bewiesen,  welche  den  Gewinn,  der  vernünftiger  Weise  hätte  erzielt 
werden  können,  wenn  die  versicherten  Waaren  nach  gewöhnlicher  Reise 
an  ihren  Bestimmungsort  angelangt  wären,  festsetzen. 

1195.  Wenn  aus  den  Preiskouranten  oder  aus  der  Abschätzung  der 
Sachverständigen  hervorgeht,  dass  im  Falle  der  Ankunft  des  Schiffes  der 
Gewinn  ein  geringerer  gewesen  wäre,  als  die  dafür  von  dem  Ver- 
sicherten in  der  Police  deklarirte  Summe,  so  ist  der  Versicherer  befreit^ 
wenn  er  diese  geringere  Summe  bezahlt.  Er  hat  nichts  zu  zahlen, 
wenn  sich  ergiebt,  dass  die  versicherten  Gegenstände  überhaupt  keinen 
Gewinn  gebracht  haben  würden. 

1196.  Bei  der  Versicherung  der  Fracht  wird  die  versicherte 
Summe  nach  den  Frachtpolicen  oder  nach  den  Konnossementen  festgesetzt. 

In  Ermangelung  von  Policen  oder  Konnossementen  und  bezüglich 
der  Ladung,  welche  den  Eigenthümern  des  Schiffes  selbst  gehört,  ist 
der  Betrag  der  Fracht  durch  Sachverständige  zu  bestimmen. 

1197.  Die  in  ausländischer  Münze  bewirkten  Abschätzungen  sind 
in  die  gangbare  Münze  nach  dem  Course  des  Tages,  an  welchem  die 
Police  unterzeichnet  ist,  umzurechnen. 

KAPITEL  IIL 
Von  dem  Beginn  und  dem  Ende  der  Gefahren. 

1198.  Erhellt  aus  der  Versicherungspolice  nicht  die  genaue  Zeit, 
wann  bei  Versicherungen  von  Schiffen  die  Risikos  beginnen  und  endigen 
sollen ,  so  beginnen  dieselben  für  Rechnung  des  Versicherers  von  dem 
Momente  an  zu  laufen,  in  welchem  das  Schiff  seinen  ersten  Anker 
lichtet,  und  endigen,  falls  es  beladen  ist,  nachdem  es  im  Hafen  seiner 
Bestimmung  an  dem  für  die  Löschung  bezeichneten  Orte  vor  Anker 
gegangen  und  befestigt  ist,  oder  wenn  es  nur  Ballast  führt,  an  dem 
Orte,  an  welchem  es  Anker  geworfen  hat  und  befestigt  ist. 
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1199.  Ist  ein  Schiflf  für  die  Hin-  und  Rück-Reise  oder  für  mehr 
als  eine  Reise  versichert  worden,  so  lanfen  die  Risikos  ohne  Unter- 
brechung fftr  Rechnung  des  Versicherers  vom  Beginn  der  ersten  Reise 
an  bis  zar  Beendigung  der  letzten. 

1200.  In  den  Policen  einer  Versicherung  für  die  Hin-  und  Rück- 
Reise  sind  die  Risikos,  welche  während  der  dazwischen  befindlichen 
Liegetage  eintreten  könnten,  als  mit  versichert  einbegriffen,  auch  wenn 
in  der  Police  diese  Bestimmung  ausgelassen  ist. 

1201.  Bei  den  Versicherungen  von  Schiffen,  bezüglich  der  Liege- 
tage in  einem  Hafen,  beginnen  die  Risikos  Mangels  einer  Abrede  zu 
laufen,  sobald  das  Schiff  in  diesen  Hafen  vor  Anker  geht  und  befestigt 
wird ,  und  endigen  in  dem  Momente ,  wenn  dasselbe  seinen  ersten 
Anker  lichtet,  um  die  Reise  fortzusetzen. 

1202.  Im  Falle  der  Versicherung  von  Waaren  beginnen  die  Risikos 
von  dem  Momente  zu  laufen,  in  welchem  dieselben  an  die  Molen  oder 
an  das  Ufer  des  Wassers  am  Verladungsort  zur  Einschiffung  gebracht 
worden  sind,  und  endigen  erst,  nachdem  die  Waaren  am  Löschungsorte 
ausgeladen  sind. 

Die  Risikos  laufen  ohne  Unterbrechung  weiter,  selbst  im  Falle, 
dass  der  Kapitän  in  dem  Nothhafen,  in  welchen  er  Behufs  Vornahme  von 
Ausbesserungen  am  Schiffe  einlaufen  musste,  sich  genöthigt  sehen  solltr. 
die  Waaren  auszuladen,  und  sie  endigen,  wenn  die  Reise  rechtmässig 
rückgängig  gemacht  ynii  oder  der  Versicherte  den  Auftrag  ertheilt  sie 
nicht  wieder  zu  verladen,  oder  wenn  die  Reise  beendigt  ist. 

12(>3.  Die  Risikos,  bezüglich  der  versicheilen  Fracht,  beginnen  in 
dem  Momente  und  in  dem  Verhältniss,  als  die  Waaren,  welche  Fracht 
zahlen,  an  Bord  aufgenommen  sind;  und  endigen,  sobald  sie  wieder  aus 
dem  Schiffe  ausgeladen  werden,  in  dem  Verhältniss,  in  welchem  sie 
ausgeladen  werden,  es  sei  denn,  dass  das  Schiff  nach  ausdrücklicher 
Abrede  oder  nach  Hafengebrauch  gezwungen  ist,  die  Ladung  am  Ufer 
abzunehmen  und  sie  für  seine  Rechnung  an  das  Land  zu  bringen. 

In  solchem  Falle  laufen  die  Risikos  bezüglich  der  Fracht  neben 
denjenigen  bezüglich  der  Waaren. 

1204.  Die  Risikos  der  Versicherer  von  auf  Bodmerei  gegebenen 
Beträgen  beginnen  und  endigen  in  dem  Momente,  in  welchem  die 
Risikos  des  Bodmereivertrages,  auf  den  sich  die  Versicherung  bezieht, 
beginnen  und  endigen. 
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1205.  Bei  der  Versicherung  von  erhofftem  Gewinn  theilen  die 
Eisikos  das  Leos  der  betreffenden  Waaren;  sie  be^nen  and  endigen 
in  den  nämlichen  Zeitpunkten,  in  welchen  das  Eisiko  der  Versicherung 
bezüglich  der  Waaren  beginnt  und  endigt. 


KAPITEL  IV. 

Von  den  Rechten    und  Pflichten  des  Versicherers  und  des 

Versicherten. 

1206.  In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Versicherung  durch  eine 
Thatsache,  die  nicht  direkt  von  höherer  Gewalt  herrührt,  aufgehoben 
Tvird,  erhalten  die  Versicherer  die  Prämie  voll,  sofern  die  versicherten 
Gegenstände  begonnen  haben,  das  Eisiko  zu  laufen,  und  sie  dürfen 
nur  ein  halb  Prozent  des  versicherten  Werthes  zurückbehalten,  wenn 
die  Gegenstände  nicht  begonnen  haben,  die  Gefahren  zu  laufen. 

Wenn  jedoch  eine  Versicherung  für  die  Hin-  und  Eück-Eeise  mit 
nur  einer  Prämie  aufgehoben  wird,  so  erhält  der  Versicherer  nur  die 
Hälfte  der  vereinbarten  Prämie. 

1207.  Es  laufen  für  Eechnung  des  Versicherers  alle  Verluste  und 
Schäden,  welche  die  versicherten  Sachen  durch  Stranden  oder  Auflaufen 
des  Schiffes  mit  oder  ohne  Bruch,  durch  Sturm,  Schiffbruch,  zufälligen 
Zusammenstoss,  gezwungenen  Wechsel  des  Kurses,  der  Eeise  oder  des 
Schiffes,  Seewurf,  Feuer,  Aufbringung,  Plünderung,  Kriegserklärung, 
Beschlagnahme  oder  Detinirung  auf  Befehl  der  Eegierung  einer  fremden 
Macht,  Eepressalien  und  im  Allgemeinen  durch  irgend  welche  Er- 
eignisse und  Gefahren  auf  dem  Meere  treffen,  es  sei  denn,  dass  der 
Versicherer  ausdrücklich,  durch  eine  in  die  Police  aufgenommene  Abrede, 
von  der  Tragung  eines  oder  einiger  Eisikos  befreit  worden  ist. 

1208.  Nicht  laufen  für  Eechnung  der  Versicherer  die  Schäden, 
welche  durch  Handlungen  des  Versicherten  oder  durch  eine  der  folgenden 
Ursachen  eintreten: 

1.  willkürlichen  Wechsel  des  Kurses,  der  Eeise  oder  des  Schiffes, 
ohne  Einwilligung  der  Versicherer; 

2.  willkürliche  Verlängerung  der  Eeise  über  den  in  der  Police 
angegebenen  letzten  Hafen  hinaus,  in  welchem  Falle  die 
späteren  Eisikos  ausgeschlossen  sind.  Wird  die  Eeise  ab- 
gekürzt, so  hat,  falls  der  Hafen,  in  welchem  dieselbe  endigt, 
einer  der  in  der  Police  bezeichneten  Skalahäfen  ist,  die  Ver- 
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Sicherung  ihre  volle  gesetzliche  Wirkung,  ohne  dass  der 
Versicherte  das  Kecht  hat,  in  solchem  Falle  eine  Ermässigung 
der  vereinbarten  Prämie  zu  verlangen; 

3.  Verzug  Seitens  des  Kapitäns,  die  Keise  anzuti-eten,  nachdem 
er  mit  allem  Nöthigen  versehen  ist,  falls  die  Versicherung 
sich  auf  den  Rumpf  oder  Kiel  des  Schiffes  oder  auf  die 
Fracht  bezieht; 

4.  freiwillige  Trennung  von  einem  Convoy  oder  einem  andern 
bewaffneten  Schiffe,  wenn  ausdrücklich  vereinbart  worden  ist, 
dass  das  Schiff  unter  Bedeckung  desselben  zu  fahren  hatte; 

5.  innerer  Fehler,  schlechte  Qualität  oder  schlechter  Zustand 
des  versicherten  Gegenstandes; 

6.  Schwinden  oder  Auslaufen  von  Flüssigkeiten; 

7.  mangelnde  Befestigung   oder   schlechte  Stauung  der  Ladung; 

8.  natürliche  Verminderung  von  Waaren,  welche  ihrer  Natur 
nach  der  Auflösung,  dem  Bruche  oder  der  Verminderung  im 
Gewicht  oder  Mass  während  der  Zeit  ihrer  Ein-  und  Aus- 
Ladung  unterworfen  sind,  es  sei  denn,  dass  das  Schiff  ge- 
scheitert oder  gestrandet  ist,  oder  dass  die  Waaren  in  einem 
Nothhafen  ausgeladen  und  wiederverladen  worden  sind. 

In  den  Fällen,  in  welchen  der  Versicherer  den  Schaden 
zu  zahlen  hat,  muss  das  gewöhnliche  Schwinden,  welches 
Waaren  derselben  Art  nach  dem  Gutachten  von  Sachver- 
ständigen* erleiden,  in  Abzug  gebracht  werden. 

Sofern  diese  natürliche  Verminderung  stattgefunden  hat, 
ist  der  Versicherer  nicht  haftbar,  wenn  die  Havarie  nicht 
zehn  Prozent  des  Versicherungswerthes  erreicht,  es  sei  denn^ 
dass  das  Schiff  gestrandet  ist  oder  die  Waaren  in  Folge 
höherer  Gewalt  ausgeladen  worden  sind  oder  eine  entgegen- 
gesetzte Abrede  in  der  Police  getroffen  ist; 

9.  Deterioration  des  Takel- Werks  oder  der  Segel  oder  des  übrigen 
Zubehörs  des  Schiffes,  wenn  dieselbe  von  dem  gewöhnlichen 
Gebrauch,  für  welchen  diese  Gegenstände  bestimmt  sind, 
herrührt; 

10.  einfache  oder  besondere  Havarie,  welche  einschliesslich  der 
Kosten  für  die  Beweisdokumente  nicht  3  Prozent  des  ver- 
sicherten Werthes  erreicht; 

11.  Baratterie  des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft,  falls  keine 
entgegenstehende    Abrede   in   der  Police  getroffen  ist;   diese 
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Abrede  ist  ungültig,  wenn  die  Versicherung  von  dem  Kapitän 
iür  eigene  oder  fremde  Rechnung  geschlossen  worden  ist. 

Baratterie  wird  jede  ihrer  Natur  nach  strafbare  Handlung 
genannt,  welche  von  dem  Kapitän  bei  der  Ausübung  seines 
Amtes  oder  von  der  Mannschaft  oder  von  beiden  zusammen 
ausgeführt  wird,  aus  der  sich  ein  schwerer  Nachtheil  für  das 
Schiff  oder  die  liadung  ergiebt,  gegen  den  muthmasslichen 
Willen  der  Eigenthümer  des  Schiffes. 

1309.  Der  Versicherer,  welcher  die  Risikos  der  Baratterie  über- 
nommen hat,  haftet  für  die  Verluste  oder  Schäden,  die  durch  die  Ba- 
ratterie des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft  verursacht  sind,  sei  es 
als  unmittelbare  oder  als  zufällige  Folge  derselben,  sobald  der  Schaden 
oder  Verlust  innerhalb  der  Zeit,  welche  für  die  Risikos  festgesetzt  ist, 
und  während  der  Reise  und  in  den  Häfen  der  Police  stattgefunden  hat. 

1210.  Die  Versicherer  haften  nicht  für  die  Schäden,  welche  sich 
für  das  SchiflF  durch  die  Unterlassung  der  genauen  Beobachtung  der 
Gesetze  und  Verordnungen  ergeben.  Aber  diese  Unterlassung  befreit 
sie  nicht  von  der  Verantwortlichkeit  bezüglich  der  Schäden,  welche  in 
Folge  derselben  die  durch  sie  versicherte  Ladung  erleidet. 

1211.  Wenn. die  Ladung  nach  Beginn  der  Reise  auf  ein  anderes, 
als  das  in  der  Police  bezeichnete  Schiff  in  Folge  von  Seeuntüchtigkeit 
des  ersten  Schiffes  oder  höherer  Gewalt  gebracht  worden  ist,  so  laufen 
die  Risikos  für  Rechnung  des  Versicherers  bis  zur  Ankunft  des  Schiffes 
in  dem  Bestimmungshafen  weiter,  auch  wenn  das  neue  Schiff  eine  andere 
Flagge  hat,  sofern  es  nur  keine  feindliche  ist. 

1212.  Die  Klausel  „frei  von  Havarie"  befreit  die  Versicherer 
von  den  einfachen  oder  besonderen  Havarien.  Die  Klausel  „frei  von 
jeder  Havarie"  befreit  sie  auch  von  den  gemeinschaftlichen  oder  grossen 
Havarien. 

Jedoch  befreit  keine  dieser  Klauseln  die  Versicherer  von  ihrer 
Haftung  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Abandon  statthaft  ist. 

1213.  Die  Klausel  „frei  von  Feindseligkeiten"  befreit  den 
Versicherer  von  den  Schäden  oder  Verlusten,  welche  durch  Feind- 
seligkeit entstehen.  In  solchem  Falle  hört  der  Versicherungsvertrag  auf, 
sobald  der  Feindseligkeiten  wegen  die  Reise  verzögert  oder  der  Kurs 
geändert  werden  musste,  unbeschadet  der  Verpflichtung  des  Versicherers, 
den  Schaden,  welcher  vor  dem  Anfang  der  Feindseligkeiten  eingetreten 
ist,  zu  ersetzen. 
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Wenn  jedoch  bei  der  Abrede,  dass  die  Feindseligkeiten  aasgescblossen 
sein  sollen,  vereinbai-t  worden  ist,  dass  der  Versicherte  trotz  der  Auf- 
bringung für  die  gewöhnlichen  Verluste  entschädigt  werden  solle,  so 
haftet  der  Versicherer  für  alle  Schäden,  welche  nicht  durch  die  Feind- 
seligkeiten entstehen,  bis  das  Schiff  im  Hafen  Anker  geworfen  hat. 
Im  Falle  des  Zweifels  über  die  Ursache  des  Verlustes  wird  vermuihet, 
dass  die  versicherte  Sache  durch  die  Seegefahren  zu  Grunde  gegangen 
ist,  und  der  Versicherer  ist  dafür  verantwortlich. 

1214.  Wenn  ein  Schiff  oder  eine  Ladung,  welche  mit  der  Klausel 
„frei  von  Feindseligkeiten"  versichert  waren,  durch  Feinde  auf- 
gebracht oder  in  einem  Hafen  zurückgehalten  sind,  so  wird  vermuthet, 
dass  dies  auf  offenem  Meere  geschehen  ist,  und  die  Verantwortlichkeit 
des  Versicherers  hört  auf. 

1215.  Wenn  in  der  Police  eine  begrenzte  Zeit  für  die  Versicherung 
angegeben  ist,  so  hört  nach  Ablauf  dieser  Frist,  welche  inmier  sie 
auch  sei,  die  Verantwortlichkeit  der  Versicherer  auf,  selbst  wenn  die 
Risikos  der  versicherten  Gegenstände  noch  schweben.  Der  Versicherte 
kann   alsdann  bezüglich  derselben  einen  neuen  Vertrag  abschliessen. 

1216.  Der  Versicherte  muss  ohne  Verzug  dem  Versicherer  und, 
falls  mehrere  in  derselben  Police  vorhanden  sind,  dem  ersten,  welcher 
sie  unterzeichnet  hat,  alle  Nachrichten,  die  er  über  einen  dem  Schiffe 
oder  der  Ladung  zugestossenen  Schaden  erhält,  mittheilen. 

1217.  So  lange  der  Versicherte  den  Abandon,  welcher  ihm  im 
Falle  von  Schiffbruch,  Strandung  oder  einer  anderen  Seegefahr  zusteht, 
nicht  bewirkt,  ist  er  vei-pflichtet,  alle  nur  mögliche  Sorgfalt  zur  Rettung 
oder  Reklamation  der  versicherten  Gegenstände  anzuwenden,  ohne  dass 
hierzu  ein  Auftrag  des  Versicherers  nöthig  sei;  dieser  ist  verpflichtet, 
dem  Versicherten  den  Betrag  zu  zahlen,  welcher  für  die  vorgenommene 
oder  beabsichtigte  Reklamation  erforderlich  ist. 

Der  üble  Ausgang  dieser  Reklamation  hat  keinen  Einfluss  auf  den 
Ersatz,  welchen  der  Versicherte  zu  fordern  berechtigt  ist. 

1218.  Wenn  der  Versicherte  die  betreffenden  Reklamationen  nicht 
selbst  vornehmen  kann,  weil  sie  an  einem  Orte  ausserhalb  seines  Wohn- 
ortes stattfinden  müssen,  so  hat  er  zu  diesem  Zwecke  einen  geeigneten 
Mandatar  zu  ernennen  und  dem  Versicherer  von  dieser  Ernennung  in- 
zeige zu  machen.  Nachdem  diese  Anzeige  gemacht  ist,  hört  jede  Ver- 
antwortlichkeit seinerseits  in  dieser  Beziehung  auf,  und  er  ist  um*  noch 
verpflichtet,  dem  Versicherer,  sobald  dieser  es  verlangt,  die  Ansprüche 
zu  cediren,  welche  ihm  ans  den  Handlungen  seines  Mandatars  zustehen. 
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1219.  Der  Versicherte  hat  im  Falle  der  Aufbringung  oder  unge- 
setzlichen Beschlagnahme  die  Verpflichtung,  die  versicherte  Sache  zu 
reklamiren,  auch  wenn  die  Police  die  Nation,  zu  welcher  der  Eigenthünier 
gehört,  nicht  angiebt,  es  sei  denn,  dass  er  in  derselben  Police  aus- 
dröcklich  von  dieser  Verpflichtung  entbunden  ist. 

1330.  In  dem  in  den  drei  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen 
Falle  hat  der  Versicherte  die  Verpflichtung,  in  üebereinstimmung  mit 
den  Versicherern  zu  bandeln.  Ist  keine  Zeit  ihren  Rath  einzuholen,  so 
muss  er  nach  bester  Einsicht  handeln,  wobei  alle  Kosten  für  Eechnung 
der  Veraicherer  gehen. 

1221.  Im  Falle  eines  von  den  Versicherem  zugelassenen  Aban- 
dons oder  wenn  diese  die  betreffenden  Massnahmen  zur  Bettung  oder 
Reklamation  übernommen  haben,  hören  die  erwähnten  Verpflichtungen 
des  Kapitäns  und  des  Versicherten  auf. 

1222.  Das  Urtheil  eines  ausländischen  Gerichtshofes,  auch  wenn 
es  auf  offenbar  ungerechten  Grundlagen  oder  notorisch  falschen  oder 
entstellten  Thatsachen  zu  beruhen  scheint,  genügt  nicht,  um  den  Ver- 
sicherer von  der  Zahlung  des  Verlustes  zu  befreien,  falls  der  Ver- 
sicherte beweisen  kann,  dass  die  versicherte  Sache  in  der  That  neutrales 
Eigenthum  gewesen  ist,  und  dass  er  alle  Mittel  zu  ihrer  Erlangung  an- 
gewendet und  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Beweise  vorgebracht  hat, 
um  die  Erklärung  als  „gute  Prise'*  zu  verhindern. 

1223.  Im  Falle  der  Versicherung  eines  Bodmereidarlehns  haftet 
der  Versicherer  weder  für  den  Betrug,  noch  die  Nachlässigkeit  des 
Nehmers,  es  sei  denn,  dass  in  der  Police  ausdrücklich  eine  entgegen- 
gesetzte Abrede  getroffen  ist. 

1224.  Der  durch  den  Nehmer  veranlasste  Wechsel  der  Reise  hebt 
den  bezüglich  des  Bodmereidarlehns  abgeschlossenen  Versicherungsvertrag 
auf,  falls  nicht  in  der  Police  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist. 
Wird  der  Vertrag,  ehe  die  Gefahren  zu  laufen  begonnen  haben,  auf- 
gehoben, so  erhält  der  Versicherer  V2  pCt.  von  dem  versicherten  Werth. 

1225.  Wenn  verabredet  worden  ist,  dass  die  Versicherungsprämie, 
falls  ein  Krieg  oder  andere  Ereignisse  eintreten,  erhöht  werden  soll,  und 
der  Betrag  dieser  Erhöhung  nicht  festgesetzt  ist,  so  hat  seine  Reguliiimg 
durch  Sachverständige,  welche  von  den  Parteien  ernannt  werden,  unter 
Berücksichtigung  der  bestandenen  Risikos  und  der  besonderen  Umstände 
und  Abreden  in  der  Police  zu  erfolgen. 

1226.  Falls  die  versicherten  Gegenstände  nicht  befördert  worden 
sind,  oder  wenn  dies  in  einer  geringeren  Menge,  als  vereinbart,  jrescheheUj 
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eder  aus  Irrthum  ein  höherer  Werth  versichert  worden  ist,  als  die 
Gegenstände  wirklich  besitzen,  und  im  Allgemeinen  in  allen  im  Art.  522 
vorgesehenen  Fällen  sind  die  Bestimmungen  des  Art.  1206  anzuwenden. 

1227.  Wer  einen  Versicherungsvertrag  für  fremde  Eechnung  ab- 
geschlossen hat,  ohne  in  der  Police  den  Namen  desjenigen,  für  dessen 
Rechnung  er  gehandelt  hat,  anzugeben,  kann  die  Rückgabe  der  Prämie 
nicht  fordern,  auch  wenn  er  anführt,  dass  der  Interessent  die  versicherten 
AVaaren  nicht  Übermacht,  oder  dies  in  geringerer  Menge,  als  vereinbart, 
gethan  hat. 

1228.  Nichtig  ist  die  Vereinbarung,  welche  auf  hoher  See  mit  den- 
jenigen, die  das  Schift  aufgebracht  haben,  getroffen  wird,  um  die  ver- 
sicherte Sache  auszulösen,  wenn  nicht  hierzu  eine  ausdrückliche  Er- 
mächtigung in  der  Police  enthalten  ist. 

Die  unentgeltliche  Rückgabe  Seitens  derjenigen,  die  das  Schiff  auf- 
gebracht haben,  wird  immer  als  zum  Vortheile  der  Eigenthümer  der  ver- 
sicherten Waaren  erfolgt  angesehen,  auch  wenn  sie  zu  Gunsten  des 
Kapitäns  oder  irgend  einer  anderen  Person  geschehen  ist. 

1229.  Wenn  in  der  Police  die  Zeit  nicht  angegeben  ist,  innerhall) 
welcher  der  Versicherer  die  Zahlung  für  die  versicherten  Sachen  oder  fiir 
die  Schäden,  welche  für  seine  Rechnung  gehen,  leisten  muss,  so  ist  er  ver- 
pflichtet, dies  binnen  10  Tagen  nach  Vorlegung  der  mit  den  betreffenden 
Urkunden  belegten  Rechnung  zu  thun. 

1230.  Der  Rechnung  des  Versicherten  müssen  die  Urkunden  bei- 
gegeben sein,  welche  beweisen: 

den  Versicherungsvertrag; 

die  Einschiffung  der  versicherten  Waaren; 

die  Reise  des  Schiffes; 

den  Verlust  der  versicherten  Gegenstände. 
Diese  Urkunden  sind  den  Versicherern  mitzutheilen,   damit  diese 
bei  der  Vorlegung  die  Zahlung  der  Versicherung  leisten  oder  ihre  Ein- 
wendungen dagegen  erheben. 

1231.  Die  Versicherer  können  die  Thatsachen  bestreiten,  auf 
welche  der  Versicherte  seinen  Anspruch  gründet,  und  der  G-egenbeweis 
ist  ihnen  gestattet,  unbeschadet  der  Zahlung  der  versicherten  Somme, 
welche  ohne  Verzug  geleistet  werden  muss,  sofern  die  Versicherungs- 
police vollstreckbar  ist  und  von  dem  Kläger  genügende  Sicherheit 
bestellt  wird,  die  gegebenenfalls  für  die  Rückgabe  der  empfangenen 
Summe  haftet. 
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Titel  V. 
Von  dem  Abandon. 

1232.  Der  Versicherte  kann  die  versicherten  Gegenstände  aban- 
douniren,  indem  er  sie  fiir  Rechnung  der  Versicherer  lässt,  und  von 
diesen  die  Beträge,  welche  er  auf  dieselben  versichert  hat,  fordern  in 
den  Fällen  von: 

Aufbringung ; 

Schiffbruch; 

Bruch   oder  Strandung   des   Schiffes,   wodurch   dasselbe   zur 

Schiffahrt  untauglich  gemacht  wird; 
Beschlagnahme  oder  Detinirung  auf  Befehl  der  eigenen   oder 

einer  fremden  Regierung; 
Unmöglichkeit,    die    versicherten    Sachen    nach    ihrem    Be- 
stimmungsort zu  befördern; 
vollständigem  Verlust  der  versicherten  Sachen; 
Deterioration,  welche  deren  Werth  bis  um  drei  Viertel  ihres 
üesammtwerthes  vermindert  ^). 
Alle  übrigen  Schäden  werden  als  Havarie  angesehen  und  sind  von 
demjenigen,  dem  es  zukommt,  nach  den  Bestimmungen,  unter  welchen  der 
Versicherungsvertrag  abgeschlossen  worden  ist,  zu  tragen. 

1233.  Der  Abandon  in  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten 
Fällen  muss  gerichtlich  unter  Beobachtung  der  im  Art:  1235  flgd.  fest- 
gesetzten Bestimmungen  bewirkt  werden. 

1234.  Unzulässig  ist  der  Abandon  wegen  Untauglichkeit  zur 
Schiffahrt,  wenn  das  Schiff  nach  gehöriger  Ausbesserung  wieder  in  den 
Zustand  gebracht  werden  kann,  die  Reise  bis  zu  seinem  Bestimmungs- 
oite  fortzusetzen,  es  sei  denn,  dass  aus  den  etwaigen  gerichtlichen 
Voranschlägen  sich  ergiebt,  dass  die  Kosten  der  Ausbesserung  sich  auf 
mehr  als  drei  Viertel  des  Werthes,  fiir  welchen  das  Schiff  versichert 
worden  ist,  belaufen  würden. 

1235.  Wenn  das  Schiff  gestrandet  ist,  oder  das  Scliiff,  bezw  die 
TVaaren  aufgebracht  oder  mit  Beschlag  belegt  sind,  so  kann  der  Abandon 

^)  XJebereinstimmend  das  Brasilianische  Recht,  Art.  753  H.G.B.  (cf.  H. 
d.  E.  Bd.  I  zweite  Auflage  S.  673)  und  das  Spanische  Recht,  Art.  789  Nr.  4 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1  S.  144);  nach  dem  alten  Portugiesischen  Recht 
musste  der  Verlust  oder  die  Deterioration  mehr  als  drei  Viertel  betragen,  während 
nach  dem  neuen  Recht  der  gänzliche  Verlust  der  versicherten  Gegenstände 
erfordert  wird,  Art.  616  Nr.  4  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  170). 
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unverzüglich  stattfinden,  sofern  die  Versicherer  sich  weigern  oder  unter- 
lassen, dem  Versicherten  die  zur  Rettung  oder  Reklamation  notbigen 
Kosten  vorzuschiesseu. 

Im  Falle  eines  Streites  ist  diese  Summe  von  dem  Richter  fest- 
zusetzen. 

Dieselbe  muss  von  dem  Versicherer  selbst  in  dem  Falle  gezahlt 
werden,  dass  die  Kosten  zusammen  mit  dem  Betrage  des  Schaden^, 
welchen  er  eventuell  zu  ersetzen  hat,  die  Summe  übersteigen,  auf  die 
die  Versicherung  abgeschlossen  worden  ist. 

1236.  Der  Versicherte  kann  den  Abandon  vornehmen  und  die 
Zahlung  für  die  versicherten  Gegenstände  verlangen,  ohne  dass  er 
nöthig  hat,  ihren  Verlust  zu  beweisen,  wenn  er  nach  Verlauf  von 
6  Monaten,  vom  Tage  der  Abfahrt  des  Schiffes  an  gerechnet,  bei  Reisen 
nach  irgend  einem  Hafen  von  Süd-Amerika,  oder  von  einem  Jahre 
nach  irgend  einem  andern  Hafen  der  Erde  keine  Nachricht  von  dem 
Schiffe  erhalten  hat. 

Wenn  sich  ergiebt,  dass  das  Schift  nicht  verloren  gegangen  ist, 
oder  bewiesen  wird,  dass  der  Verlust  nach  Ablauf  der  für  die  Risikos 
festgesetzten  Frist  sattgefunden  hat,  so  hat  der  Versicherte  die  Be- 
träge, welche  er  schon  erhalten  hat,  zurückzuerstatten. 

1237.  In  den  Fällen  von  Aufbringung  oder  Beschlagnahme 
Seitens  einer  Macht,  kann  der  Abandon  6  Monate  nach  der  Aaf- 
bringung  oder  Beschlagnahme,  falls  dieselbe  länger  dauert,  erfolgen. 

1238.  Wenn  die  beschädigten  Waaren  oder  die  für  seeuntüchtis: 
erklärten  Schiffe  während  der  Reise  verkauft  worden  sind,  so  kann  der 
Versicherte  dem  Versicherer  seine  Rechte  abtreten,  falls  er  trotz  seiner 
Bemühungen  den  Preis  der  versicherten  Gegenstände  in  den  im 
Art.  1236  bezeichneten  Fristen  nicht  zu  erhalten  vermag.  Diese  Fristen 
fangen  von  dem  Tage  an  zu  laufen,  an  welchem  er  die  Nachricht  von 
dem  Unglücksfalle  erhalten  hat. 

Die  Nachricht  wird  als  erhalten  angenommen,  wenn  sie  unter 
den  Kaufleuten  des  AVohnortes  des  Versicherten  notorisch  ist,  oder 
wenn  letzterem  durch  irgend  ein  gesetzliches  Mittel  bewiesen  wird,  dass 
er  von  dem  Ereignisse  durch  den  Kapitän,  den  Konsignatar  oder  durch 
irgend  einen  andern  Korrespondenten  Mittheilung  erhalten  hat. 

1239.  In  den  in  den  drei  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen 
Fällen  ist  den  Versicherern  der  Abandon  in  der  Frist  von  3  Monaten, 
nacli  Ablaut  der  verschiedenen  in  den  erwähnten  Artikeln  bezeichneten 
Fristen  mitzutlieilen. 
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In  allen  übrigen  Fällen  mnss  der  Abandon  den  Versicherern  in 
der  Frist  von  6  Monaten  oder  einem  Jahre,  je  nach  der  ünterscheidnng 
des  Art.  1286  vom  Tage  der  erhaltenen  Nachricht  des  Unglücksfalles 
an  gerechnet,  angezeigt  werden. 

1240.  Der  Versicherte  ist  in  keinem  Falle  verpflichtet,  den 
Abandon  stattfinden  zu  lassen. 

Ein  Abandon,  welcher  nicht  innerhalb  der  im  vorhergehenden  Artikel 
bezeichneten  Fristen  erfolgt  ist,  ist  nicht  mehr  zulässig. 

1241  •  Der  Abandon  ist  nur  wegen  der  Verluste,  die  nach 
Beginn  der  Reise  eingetreten  sind,  zulässig. 

Der  Abandon  kann,  ohne  Einwilligung  des  Versicherers,  weder 
ein  theilweiser,  noch  ein  bedingter  sein;  er  mus?s  vielmehr  alle  in  der 
Police  angeführten  Waaren  umfassen.  Wenn  jedoch  in  derselben  Police 
das  Schiff  und  die  Ladung  versichert  und  der  Werth  eines  jeden  Gegen- 
standes angegeben  ist,  so  kann  der  Abandon  eines  jeden  von  beiden 
getrennt  stattfinden. 

Wenn  das  Schiff  oder  die  Waaren  nicht  für  ihi-en  vollen  Werth 
versichert  worden  sind,  so  dass  der  Versicherte  zum  Theil  die  Risikos 
getragen  hat,  erstreckt  sich  der  Abandon  bis  auf  die  dem  versicherten 
Theile  entsprechende  Summe,  in  dem  Verhältniss  zu  dem  Theile,  welcher 
nicht  versichert  worden  ist. 

1242.  Im  Falle  der  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  kann  der  Ver- 
sicherte den  Abandon  vornehmen,  wenn  der  Kapitän,  die  Ablader  oder 
deren  Vertreter  ein  anderes  Schiff  zur  Beförderung  der  Ladung  nach 
ihrem  Bestimmungsort  binnen  60  Tagen,  von  der  Erklärung  der 
üntüchtigkeit  an  gerechnet,  nicht  frachten  können. 

1243.  Der  Abandon  ist  nicht  zulässig,  wenn  sich  in  den  Fällen 
von  Aufbringung  ergiebt,  dass  das  Schiff  vor  der  Anzeige  des  Abandons 
zniückerobert  worden  ist,  es  sei  denn,  dass  die  durch  die  Aufbringung 
erlittenen  Schäden  und  die  Kosten  und  Prämien  für  die  Wieder- 
erlangung oder  Rettung  wenigstens  drei  Viertel  des  versicherten  Werthes 
erreichen,  oder  dass  in  Folge  der  Wiedererlangung  die  versicherten 
AVaaren  in  das  Eigenthum  eines  Dritten  übergegangen  sind. 

1244.  In  dem  Abandon  des  Schiffes  ist  die  Fracht  der  etwa  ge- 
retteten AVaaren  mit  einbegriffen,  auch  wenn  sie  im  Voraus  bezahlt 
worden  ist;  sie  ist  als  den  Versicherern  gehörig  anzusehen,  vorbehaltlich 
des  Vorzugsrechtes,  welches  bezüglich  derselben  den  Leuten  der  Mann- 
schaft wegen  der  auf  der  Reise  fällig  gewordenen  Heuer  und  irgend 
welchen  anderen  bevorrechtigten  Gläubigern  zusteht. 
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1245.  Wenn  die  Frachtgelder  versichert  sind,  so  gehören  den 
Versicherern  diejenigen  Frachtbeträge,  die  für  etwa  gerettete  Waaren 
geschuldet  werden,  nach  Abzug  der  Rettungskosten  und  der  den  Leuten 
der  Mannschaft  gebührenden  Heuer. 

12i6.  Der  Versicherte  ist  in  den  Fällen,  in  welchen  er  den 
Abandon  vornehmen  kann,  verpflichtet,  die  Nachrichten,  die  er  selbst 
erhalten  hat,  binnen  24  Stunden  nach  ihrem  Empfange  oder  vermittelst 
der  zweiten  Post  den  Versicherem  mitzutheilen,  bei  Strafe  der  Haftung 
für  Schäden  und  Nachtheile. 

1247.  Der  Versicherte  ist  bei  Vornahme  des  Abandons  ver- 
pflichtet, den  Versicherern  alle  Maassregeln,  welche  er  zur  Rettung  der 
versicherten  Gegenstände  ergriffen  hat,  mitzutheilen,  indem  er  die  Personen 
und  Korrespondenten,  welche  er  hiermit  beauftragt  hat,  namhaft  macht. 

In  gleicher  Weise  ist  er  verpflichtet,  alle  Versicherungen  anzu- 
geben, welche  er  bezüglich  der  versicherten  Gegenstände  selbst  oder 
durch  einen  Anderen  abgeschlossen  hat,  oder  abzuschliessen  angeordnet 
hat,  ferner  die  Bodmereidarlehne,  welche  mit  seiner  Kenntniss  auf  das 
Schiff  oder  die  Waaren  genommen  sind.  Bis  diese  Erklärung  abgegeben 
ist,  beginnt  die  Frist  nicht  zu  laufen,  binnen  welcher  er  für  den  Werth 
der  Waaren  entschädigt  werden  muss. 

1248.  Wenn  der  Versicherte  bei  der  Erklärung,  welche  der  vor- 
hergehende Artikel  vorschreibt,  einen  Betrug  begeht,  so  verliert  er  alle 
Rechte,  die  ihm  aus  der  Versicherung  zustanden,  ohne  dass  seine 
Haftung  für  die  Zahlung  der  Darlehne,  welche  er  etwa  auf  die  ver- 
sicherten Gegenstände  genommen  hat,  aufhört,  mögen  auch  letztere  ver- 
loren gegangen  sein. 

1249.  Durch  die  Vornahme  des  Abandons  in  der  in  diesem  Gesetz- 
buche vorgeschriebenen  Weise  wird  das  Eigenthmn  der  abandonnirten 
Gegenstände  auf  die  Versicherer  übertragen,  von  dem  Augenblicke  der 
Anzeige  des  Abandons  an;  diese  (die  Versicherer)  treffen  alsdann  die 
bezüglich  der  abandonnirten  Gegenstände  etwa  vorkommenden  Vortheile 
oder  Nachtheile. 

Jedoch  haften  die  abandonnirten  Sachen  speziell  für  die  Zahlung, 
welche  dem  Versicherten  noch  geschuldet  wird. 

1250.  Der  gültig  bewirkte  Abandon  kann  nicht  widerrufen  werden, 
auch  wenn  sich  der  Versicherte  erbietet,  die  empfangene  Summe  zurück- 
zugeben, oder  der  Versicherer,  welcher  die  versicherte  Sache  zurück- 
erhalten hat,  bereit  ist,  dieselbe  wieder  zurückzugewähren. 
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Von  den  Yersicbernngen  gegen  die  Gefahren  des  Transports  zn  Lande 

oder  anf  Flüssen  oder  Binnengewässern. 

1251.  Die  Police  muss  ausser  den  im  Art.  504  vorgeschriebenen 
Angaben  noch  folgende  enthalten: 

1.  die  Zeit,  welche  die  Reise  dauern  soll,  wenn  im  Frachtbriefe 
eine  Abrede  in  dieser  Beziehung  getroffen  ist; 

2.  ob  die  Eeise  ohne  Unterbrechung  fortgesetzt  werden  soll; 

3.  den  Namen  des  Patrons  (Schiffers),  des  Frachtführers  oder  des 
Transportkommissionärs. 

1252.  Die  Versicherungen,  welche  Transporte  zu  Lande  oder 
auf  Flüssen  oder  Binnengewässern  zum  Gegenstande  haben,  sind  iiü 
Allgemeinen  nach  den  Bestimmungen  über  die  Seeversicherungen  zu 
ordnen,  mit  Ausnahme  der  in  den  folgenden  Artikeln  enthaltenen 
Modifikationen. 

1253.  Bei  Waarenversicherungen  beginnen  die  Risikos  für  Rech- 
nung des  Versicherers,  sobald  die  Waaren  an  die  Orte,  von  denen 
aus  sie  verladen  werden  sollen,  gebracht  worden  sind,  und  endigen, 
sobald  die  Waaren  ihren  Bestimmungsort  erreichen  und  ausgeliefert 
oder  zur  Verfügung  des  Versicherten  oder  seines  Mandatars  gestellt 
worden  sind. 

1254.  Bei  Versicherungen  von  Waaren,  welche  zu  Lande  oder 
auf  Flüssen  und  Binnengewässern  oder  abwechselnd  zu  Lande  und  zu 
Wasser  zu  befördern  sind,  haftet  der  Versicherer  nicht  für  die  Schäden, 
wenn  die  Reise  ohne  Nothwendigkeit  auf  aussergewöhnlichen  Wegen 
oder  in  einer  nicht  gebräuchlichen  Weise  ausgeführt  ist. 

1255.  Wenn  die  Zeit  der  Reise  in  dem  Frachtbriefe  festgesetzt 
und  dies  in  der  Police  erwähnt  ist,  so  haftet  der  Versicherer  nicht  für 
die  Schäden,  welche  nach  Ablauf  der  Frist,  innerhalb  der  die  Waaren 
hätten  befördert  werden  müssen,  vorkommen. 

1256.  Bei  Versicherungen  von  Waaren,  welche  zu  Lande  oder 
zu  Wasser  oder  abwechselnd  zu  Wasser  und  zu  Lande  befördert  werden 
sollen,  gehen  die  Gefahren  für  Rechnung  des  Versicherers,  auch  wenn 
die  Waaren  im  Verlaufe  der  Reise  ausgeladen,  gelagert  und  wieder  auf 
andere  Schiffe,  Wagen  oder  Karren  verladen  werden. 

1257.  Dasselbe  findet  statt  bei  Versicherung  von  Waaren,  welche 
auf  Flüssen  oder  Binnengewässern  befördert  werden  sollen,  wenn  sie  auf 
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andere  Schiffe  verladen  werden,  es  sei  denn,  dass  in  der  Versicherungs- 
police festgesetzt  worden  ist,  dass  der  Transport  auf  einem  bestimmten 
Schiffe  stattfinden  mnss.  Aber  selbst  in  diesem  letzten  Falle  laufen  die 
Eisikos  für  Rechnung  des  Versicherers  weiter,  wenn  die  Ladung,  um 
bei  niedrigem  Wasserstande  das  Schiff  wieder  flott  zu  machen,  oder 
wegen  anderer  ebenso  dringender  Gründe  umgeladen  werden  musste. 

1258.  Bei  Versicherung  von  Gegenständen,  welche  zu  Lande  be- 
fördert werden  müssen,  haftet  der  Versicherer  für  die  Schäden,  welche 
durch  Verschulden  oder  Betrug  der  mit  dem  Empfang,  der  Beförderung 
oder  der  Auslieferung  der  Waaren  beauftragten  Personen  entstanden  sind. 

1259.  In  den  Fällen,  bei  welchen  nach  den  Bestimmungen  des 
Kapitel  V  des  vorhergehenden  Titels  der  Abandon  zulässig  ist,  kann 
der  Versicherte  denselben  nur  innerhalb  der  Frist  eines  Monats,  gerechnet 
von  dem  Tage,  an  dem  der  Schaden  oder  Verlust  zu  seiner  Kenntniss 
gelangt  ist,  vornehmen. 

1260.  Die  Betheiligten  können  durch  eine  ausdrückliche  Abrede 
von  den  im  Art.  1253  flg.   festgesetzten  Vorschriften  Abstand  nehmen. 


Titel  XI. 
Von  den  St'össen  und  Zasammeustössen. 

1261.  Der  Schaden,  welcher  durch  einen  zufällig  oder  in  Folge 
höherer  Gewalt  eingetretenen  Zusamnienstoss  verursacht  ist,  wird  ohne 
Eückanspruch  von  dem  Schiff  getragen,  welches  ihn  erlitten  hatt«,  vor- 
behaltlich der  Klagen,  welche  gegen  den  Versicherer  zustehen  mögen. 

1262.  Wenn  ein  Schiff  mit  einem  andern  in  Folge  böser  Ab- 
sicht ^),  Unerfahrenheit  oder  Nachlässigkeit  des  Kapitäns  oder  der  Mann- 
schaft oder  Ausserachtlassung  der  Hafenverordnungen  zusammenstösst, 
so  muss  der  ganze  dem  Schiff  oder  seiner  Ladung  zugefügte  Schaden 
von  dem  Kapitän,  welcher  den  Zusammenstoss  verschuldet  hat,  getragen 
werden. 

1263.  Wenn  ein  Verschulden  Seitens  beider  Kapitäne  oder  von 
Leuten  der  beiderseitigen  Mannschaften  stattgefunden  hat,  so  hat  jedes 
Schiff  seinen  Schaden  zu  tragen.  Sowohl  in  diesem,  als  in  dem  Falle 
des  vorhergehenden  Artikels  haften  die  Kapitäne  den  Eigenthümem  der 


1)  „por  dolo**  ist  in  den  entsprechenden    Art.  1423  des  früheren  ILG.B. 
eingeschaltet. 
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Schiffe  und  der  beschädigten   Ladung   unbeschadet  ihrer  etwaigen  An- 
sprüche gegen  die  Offiziere  oder  Leute  der  Mannschaft. 

1264.  Wenn  in  Betreff  der  Ursachen  des  Zusammenstosses  Zweifel 
entstehen,  so  ist  der  von  den  Schiffen  erlittene  Schaden  nach  erfolgter 
Schätzung  durch  sachverständige  Schiedsrichter  zu  einem  einzigen  Betrag 
zusammenzurechnen^)  und  im  Yerhältniss  des  betreffenden  Werthes  der 
Schiffe  unter  alle  zu  vertheilen.  Der  Schaden  ist  in  der  Weise  der 
grossen  Havarie  auf  jedes  Schiff  zu  vertheilen. 

1265.  Die  Vorschriften  dieses  Titels  sind  gleichfalls  anzuwenden, 
wenn  der  Zusammenstoss  zwischen  mehr  als  zwei  Schiffen  stattge- 
funden hat. 

Stösst  ein  Schiff  mit  einem  anderen  zusammen,  ohne  dass  ihm  ein 
Versehen  zugerechnet  werden  kann^  der  Zusammenstoss  aber  durch  ein 
Versehen  eines  dritten  Schiffes  erfolgt  ist,  so  fällt  die  ganze  Verant- 
wortlichkeit diesem  letzteren  zur  Last. 

1266.  Handelt  es  sich  um  die  Ladung,  so  wird  jeder  Zusammen- 
stoss als  ein  zufälliger  vermuthet,  so  lange  nicht  Unwissenheit  oder 
Nachlässigkeit  des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft  bewiesen  worden 
ist.  In  diesem  Falle  wird  der  der  Ladung  zugefügte  Schaden  als  be- 
sondere Havarie  zu  Lasten  desjenigen,  der  sie  erlitten,  hat,  angesehen. 

1267.  Wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Zusammenstoss  durch  Schuld 
oder  Nachlässigkeit  eines  der  beiden  Kapitäne  oder  beider  stattgefunden 
hat,  so  muss  der  die  Ladung  treffende  Schaden  von  dem  Kapitän  oder 
den  Kapitänen  und  ihren  bezüglichen  Schiffen  ersetzt  werden. 

1268.  Die  Klage  auf  Erstattung  der  aus  dem  Zusammenstoss  von 
Schiffen  herrührenden  Schäden  ist  unzulässig,  wenn  nicht  ein  Protest 
oder  eine  Reklamation  innerhalb  des  fünften  Tages  vor  der  Behörde  des 
Ortes,  wo  das  Unglück  stattfand,  oder  des  Ortes  der  Ankunft  erhoben 
wurde. 

Bezüglich  der  den  Personen  oder  den  Waaren  verursachten  Schäden 
präjudicirt  der  Mangel  des  Protestes  nicht  denjenigen  Interessenten, 
welche  sich  nicht  auf  dem  Schiffe  befanden  oder  nicht  in  der  Lage 
waren,  ihren  Willen  kundzugeben. 


1)  Uebereinstimmend  mit  dem  alten  Portugiesischen  Kecht,  Art.  1570 
H.G.B.,  während  nach  dem  neuen  Portugiesischen  H.G.B.  conform  mit  dem 
Italienischen  (Art.  662  H.G.B.)  und  dem  Spanischen  Recht  (Art.  828  H.G.B.) 
im  Falle  des  Zweifels  über  die  Verschuldung  jedes  Schifi  die  erlittenen  Schäden 
trägt  (aber  alle  solidarisch  für  die  den  Ladungen  und  Personen  zugefügte 
-Schäden  haften),  Art.  668  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  183). 
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1269.  Alle  durch  Stosse  oder  Zusammenstosse  verursachten  Schäden 
sind  von  Schiedsrichtern  abzuschätzen. 

Sowohl  in  dem  Falle  des  Art.  1264,  wie  in  allen  übrigen  vor- 
kommenden Fällen,  welche  sich  auf  Zusammenstosse  beziehen,  müssen 
die  Streitigkeiten  dem  TJrtheile  sachverständiger  Schiedsrichter  unter- 
breitet werden,  die  in  möglichst  kurzer  Frist  festzustellen  haben,  welches 
der  Scliiife  den  Schaden  verursacht  hat,  indem  sie  sich  dabei  an  die 
Bestimmungen  der  Hafen  Verordnungen  und  die  Grebräuche  und  Gewohn- 
heiten des  Ortes  zu  halten  haben. 

1270.  Wenn  der  Zusammenstoss  auf  hoher  See  stattfindet  und 
das  angelaufene  Schüff  sich  gezwungen  sieht,  einen  Nothhafen  aufzu- 
suchen, um  seine  Ausbesserungen  vorzunehmen,  und  auf  dem  Wege  dahin 
verloren  geht,  so  wird  vermuthet,  dass  dieser  Verlust  durch  den  Zusammen- 
stoss verursacht  ist. 

1271.  Alle  Verluste,  welche  von  einem  Zusammenstoss  herrühren^ 
gehören  zur  Klasse  der  besonderen  Havarien,  ausgenommen  die  Fälle  des 
Art.  1264,  sowie  desjenigen  Falls,  wenn  das  Schiff,  um  grösseren 
Schaden  zu  vermeiden,  seine  Taue  durchschneidet  und  Behufs  seiner 
eigenen  Bettung  gegen  ein  anderes  anfährt.  Die  Schäden,  welche  das 
Schiff  in  einem  solchen  Falle  davon  trägt,  sind  unter  das  Schiff  und  die 
Fracht  als  gemeinschaftliche  Havarie  in  der  im  Art.  1264  vorge- 
schriebenen Weise  zu  vertheilen. 

1272.  In  jedem  Falle,  in  welchem  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Titels  die  Verantwortlichkeit  den  Kapitän  wegen  Schuld,  Nachlässig- 
keit oder  Unerfahrenheit  seinerseits  trifft,  hat  der  Kapitän  das  Recht, 
falls  das  Schiff  einen  Lootsen  an  Bord  hat,  von  diesem  die  Entschädigung,, 
zu  deren  Zahlung  er  verurtheilt  worden  ist,  zu  fordern. 

1273.  In  allen  Fällen  eines  Zusammenstosses  von  zwei  oder 
mehr  Schiffen,  ist  es  Pflicht  des  Kapitäns,  oder  jedes  Anderen  der 
mit  der  Obhut  des  Schiffes  betraut  ist  —  sofern  er  dies  ohne  Gefahr 
für  sein  Schiff,  die  Mannschaft  und  die  Passagiere  thun  kann  —  so  nah 
als  möglich  dem  anderen  Schiffe  zu  bleiben,  bis  er  sich  überzeugt,  dass 
sein  Beistand  nunmehr  unnöthig  ist,  und  diesem  Schiff,  dessen  Mann- 
schaft und  dessen  Passagieren  alle  mögliche  und  nützliche  Hülfe  zu  ge 
währen,  um  sie  vor  jeder  aus  dem  Zusammenstoss  sich  ergebenden  Ge- 
fahr zu  retten. 

Wenn  der  Kapitän  oder  irgend  ein  Anderer,  unter  dessen  Obhut  das 
Schiff  sich  befindet,  diesen  Vorschriften  nicht  nachkommt,  so  ist  zu 
vermuthen,  falls    das    Gegentheil    nicht    bewiesen    wird,    dass    er    den 
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Ziisammenstoss  durch  ein  falsches  Hannover,  durch  Nachlässigkeit  oder 
Mangel  an  Sorgfalt  veranlasst  hat;  es  trifft  ihn  dann  ausserdem  die 
Strafe,  welche  in  dem  Gesetzbuch  betreffend  die  Handels-Marine  oder 
in  dem  Gesetz  festgesetzt  ist. 


Titel  XII. 
Von  den  gezwungenen  Anlandungen ^).    (Anlaufen  eines  Notbhafens). 

1274.  Wenn  ein  Schiff  aus  Noth  irgend   einen   Hafen   oder   Ort 

9 

anläuft,  welcher  von  den  für  die  verabredete  Reise  festgesetzten  ver- 
schieden ist,  so  wird  gesagt,  dass  es  eine  gezwungene  Anlandung  vor- 
nimmt. 

Gerechte  Gründe  der  Anlandung  sind: 

1.  der  Mangel  an  Lebensmitteln  oder  Trinkwasser; 

2.  jedes  Ereigniss  bei  der  Mannschaft,  der  Ladung  oder  dem 
Schiffe,  welches  die  Fortsetzung  der  Fahrt  unmöglich  macht; 

3.  begründete  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern. 

1275.  Selbst  in  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen 
Fällen  wird  die  Anlandung  nicht  für  rechtmässig  gehalten: 

1.  wenn  der  Mangel  an  Lebensmitteln  oder  Trinkwasser  davon 
herrührt,  dass  der  nach  Brauch  und  Gewohnheit  der  See- 
fahrer für  die  Reise  erforderliche  Vorrath  nicht  mitgenommen, 
oder  dass  dieselben  durch  schlechte  Lagerung  oder  Ver- 
nachlässigung verloren  gegangen  oder  verdorben  sind,  oder 
weil  der  Kapitän  einen  Theil  der  Lebensmittel  oder  des 
Trinkwassers  verkauft  hat; 

2.  wenn  die  Seeuntüchtigkeit  dts  Schiffes  dadurch  entstanden 
ist,  dass  das  Schiff  nicht  in  gehöriger  Weise  ausgebessert, 
mit  allem  Nöthigen  versehen  und  für  die  Reise  fertig  ge- 
stellt, oder  dass  die  Ladung  schlecht  gestaut  worden  ist; 

3.  wenn  die  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern  nicht  auf 
positiven  Thatsachen,  welche  keinen  Zweifel  zulassen,  beruht. 

1276.  Binnen  24  utiliter  gerechneten  Stunden  nach  Ankunft  im 
Nothhafen  hat  sich  der  Kapitän  vor  der  zuständigen  Behörde  einzufiaden, 
um  den  betreffenden  Protest  zu  erheben,  den  er  vor  derselben  Behörde 
nach  der  Vorschrift  des  Art.  939  zu  bestätigen  hat. 


1)  Dieser  Titel  beruht  wesentlich  auf  dem  alten  Portugiesischen  H.G.B. 
(Art.  1610-1620). 

Borchardt,  Argentinisches  Handelsgesetzbnch.  IS 
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1277.  Die  Kosten  der  gezwungenen  Anlandung  gehen  für  Bechnung 
des  Verfrachters  oder  des  Befrachters,  oder  beider,  je  nach  den  Gr&nden, 
welche  dieselbe  verursacht  haben,  unbeschadet  ihres  Bechtes,  dieselben 
eventuell  von  der  betreftenden  Person  erstattet  zu  verlangen. 

1278.  In  allen  Fällen,  in  welchen  die  gezwungene  Anlandung 
rechtmässig  ist,  haftet  weder  der  Korrespondentrheder  noch  der 
Kapitän  für  die  Nachtheile,  die  infolge  der  Anlandung  die  Ablader  treffen 
können. 

Wenn  die  Anlandung  keine  rechtmässige  ist,  haften  der  Korre- 
spondentrheder und  der  Kapitän  solidarisch  bis  zu  der  dem  Werthe  des 
Schiffes  oder  der  Frachten  entsprechenden  Summe. 

1279.  Zur  Löschung  der  Ladung  ist  im  Nothhafen  nur  dann  zu 
schreiten,  wenn  dies  zur  Voniahme  der  nothwendigen  Ausbesserungen 
des  Schiffes  oder  zur  Vermeidung  von  Beschädigung  oder  Havarie  der 
Ladung  unumgänglich  nöthig  ist. 

In  beiden  Fällen  muss  zur  Löschung  die  Ermächtigung  des  Gerichtes 
oder  der  Behörde,  welche  in  Handelssachen  erkennt,  vorher  eingeholt 
werden.  In  einem  ausländischen  Hafen,  wo  ein  Konsul  der  Bepublik  sich 
befindet,  ist  derselbe  befugt,  diese  Ermächtigung  zu  ertheilen. 

1280.  Falls  zur  Löschung  geschritten  wird,  ist  der  Kapitän  für 
die  Bewachung  und  gute  Erhaltung  der  ausgeladenen  Waaren  verant- 
wortlich, mit  alleiniger  Ausnahme  der  Fälle  von  höherer  Gewalt  oder 
der  Fälle  solcher  Art,  dass  sie  nicht  vermieden  werden  konnten. 

1281.  Die  beschädigte  Ladung  ist  entweder  zu  repariren  oder, 
falls  es  vortheilhafter  erscheint,  zu  verkaufen;  jedoch  muss  in  jedem 
Falle  eine  bezügliche  Ermächtigung  vorhergehen. 

1282.  Wenn  die  Ursache,  welche  den  Kapitän  zur  Anlandung 
gezwungen  hat,  aufhört,  darf  derselbe  unter  keinem  Vorwande  die  Fort- 
setzung der  Beise  aufschieben,  bei  Strafe,  für  die  durch  die  freiwillige 
Verzögerung  etwa  entstandenen  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften. 

Wenn  die  Anlandung  aus  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern 
stattgefunden  hat,  so  ist  über  die  Abfahrt  des  Schiffes  in  einer  Ver- 
sammlung der  Offiziere,  unter  Hinzuziehung  der  etwa  gegenwärtigen 
Ladungsinteressenten,  nach  den  Vorschriften  des  Artikel  933  zu  berathen. 
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Titel  Xm. 

Von  den  Scbiff br&chen  ^). 

1383.  Wenn  das  Schiff  scheitert  oder  Schiffbruch  erleidet,  so 
haben  seine  Eigenthümer  und  die  Ladungsinteressenten  jeder  für  sich 
die  an  ihrem  betreffenden  Eigenthum  entstehenden  Verluste  oder  Ver- 
minderungen zu  tragen  und  es  gebühren  ihnen  die  Ueberreste,  die  gerettet 
werden  können,  unbeschadet  der  ihnen  in  den  Fällen  der  Artikel  908  flg. 
und  972  zustehenden  Klagen. 

1284.  Niemand  darf  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Kapitäns 
oder  des  Stellvertreters  an  Bord  eines  Schiffes  kommen,  um  demselben 
Hülfe  zu  leisten,  es  zu  retten,  oder  unter  anderem  Vorwand,  welcher  es 
auch  sein  mag. 

Ist  der  Kapitän  oder  der  stellvertretende  OfBzier  zugegen,  so  darf 
Niemand  ohne  seine  ausdrückliche  Einwilligung  das  gestrandete  oder 
gescheiterte  Schiff  retten  oder  die  an  der  Küste  oder  an  den  Ufern 
liegenden  Waaren  einsammeln. 

1285.  Wenn  ein  gescheitertes  Schiff  oder  schiffbrüchige  Waaren 
gerettet  werden,  und  der  Kapitän,  der  Eigenthümer  oder  die  Stellver- 
treter derselben  bekannt  sind,  so  sind  die  geretteten  Gegenstände  un- 
verzüglich zu  ihrer  Verfügung  zu  stellen,  wenn  eine  zur  Deckung  der 
Bergungskosten  hinreichende  Sicherheit  geleistet  wird. 

1286.  Derjenige,  welcher  gerettete  Schiffe  zurückbehält  oder  es 
unterlässt,  die  schiffbrüchigen  Waaren  unverzüglich  an  den  Kapitän,  den 
Offizier,  den  Ablader  oder  den  Konsignatar,  die  sie  reklamiren,  aus- 
zuliefern, obwohl  die  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebene  Sicherheit 
angeboten  wird,  verliert  jeden  Anspruch  auf  Lohn  für  Hülfeieistung  oder 
Bettung  und  haftet  persönlich  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche 
durch  die  Betention  entstehen. 

1287.  Die  Kosten  und  die  Fracht  für  die  Beförderung  der  Waaren 
von  dem  Orte,  wo  sie  gerettet  sind,  bis  zu  ihrem  Bestimmungsorte,  sind 
von  demjenigen  zu  zahlen,  welcher  sie  nach  den  in  den  vorhergehenden 
Artikehi  vorgesehenen  Fällen  empfangen  mag,  vorbehaltlich  seines  Rechtes 
auf  Erstattung  derselben,  wenn  dazu  Anlass  ist. 

1288.  Wenn  ein  Schiff,  welches  unter  Convoy  oder  in  Escorte 
fahrt,   Schiffbruch  leidet,   so  ist  der  gerettete  Theil  seiner  Ladung  und 


^)  Dieser  Titel  beruht  wesentlich  auf  dem  alten  Portugiesischen  ILG.B. 
<Art.  1584'- 1609). 

18» 
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SchiflFsgeräthe  unter  die  übrigen  Schiffe  im  Verhältniss  ihres  verfügbaren 
Raumes  zu  vertheilen. 

Wenn  irgend  einer  der  Kapitäne  die  Aufnahme  ohne  gerechten  Grund 
verweigert,  so  hat  der  schiffbrüchige  Kapitän  vor  zwei  Seeoffizieren 
einen  Protest  bezüglich  der  Schäden  und  Nachtheile,  welche  hieraus  ent- 
stehen, gegen  denselben  zu  erheben  und  diesen  Protest  im  ersten  Hafen 
in  der  im  Artikel  939  vorgeschriebenen  Weise  zu  bestätigen. 

1289.  Wenn  es  nicht  möglich  ist,  alle  schiffbrüchigen  Waaren  an 
Bord  der  Hülfsschiffe  zu  bringen,  so  sind  vorzugsweise  diejenigen  von 
gi'össtem  Werth  und  geringstem  Umfang  zu  retten.  Die  Auswahl  der- 
selben hat  der  Kapitän  in  Uebereinstimmung  mit  den  Schiffsofifizieren 
gemäss  der  Bestimmung  des  Artikel  933  zu  treffen. 

1290.  Der  Kapitän,  welcher  die  schiffbrüchigen  Waaren  auf- 
nahm, hat  seinen  Kurs  fortzusetzen  und  dieselben  nach  dem  Bestimmungs- 
hafen seines  Schiffes  zu  bringen,  in  welchem  sie  mit  gerichtlicher  Er- 
mächtigung für  Rechnung  der  rechtmässigen  Interessenten  zu  hinter- 
legen sind. 

In  dem  Falle,  in  welchem  ohne  Veränderung  des  Kurses  und  imter 
Fortsetzung  derselben  Reise  die  Waaren  in  dem  Hafen  ihrer  Konsig- 
nation ausgeladen  werden  können,  darf  der  Kapitän  denselben  anlaufen, 
sobald  die  Ablader  oder  Superkargos,  welche  etwa  gegenwärtig  sind, 
sowie  die  Passagiere  und  Schiffsoffiziere  damit  einverstanden  sind  und 
keine  offenbare  Gefahr  eines  Seeunfalles  oder  feindlichen  Angriffes  vor- 
liegt; aber  er  darf  es  gegen  den  Beschluss  derselben,  oder  zur  Kriegs- 
zeit, oder  wenn  die  Einfahrt  in  den  Hafen  gefährlich  ist,  nicht  thun. 

1291.  Alle  Kosten  der  Anlandung,  welche  zu  dem  im  vorher- 
gehenden Artikel  angegebenen  Zwecke  aufgewendet  werden,  gehen  für 
Rechnung  der  Eigenthümer  der  schiffbrüchigen  Waaren,  die  ausserdem 
die  entsprechenden  Frachten  zu  zahlen  haben;  die  Höhe  derselben  ist, 
Mangels  einer  Abrede,  nach  dem  Gutachten  von  Sachverständigen  im 
Hafen  der  Löschung  zu  bestimmen,  unter  Berücksichtigung  der  Ent- 
fernung, welche  das  Schiff  mit  den  aufgenommenen  Waaren  zurückzulegen 
hatte,  der  erlittenen  Verzögerung,  der  Schwierigkeiten,  welche  bei  der 
Aufnahme  zu  überwinden,  und  der  Gefahren,  welche  dabei  zu  bestehen 
waren. 

1292.  Wenn  die  aufgenommenen  Gegenstände  nicht  aufbewahrt 
werden  können,  weil  sie  beschädigt  sind,  oder  weil  nach  Ablauf  eines 
Jahres  die  rechtmässigen  Eigenthümer  derselben  nicht  haben  ermittelt 
werden  können,  um  ihnen  Nachricht  von  dem  Vorhandensein  der  Waaren 
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ZU  geben,  so  hat  das  Gericht,  auf  dessen  Verfügung  sie  deponirt  worden 
sind,  zum  Verkauf  derselben  in  öffentlicher  Versteigerung  zu  schreiten 
und  ihren  Erlös  nach  Abzug  der  Kosten  zu  hinterlegen,  um  ihn  dem 
Berechtigten,  welcher  sich  innerhalb  der  im  Art.  1301  vorgeschriebenen 
Frist  meldet,  auszuhändigen. 

1293.  Wenn  ein  Schiff  oder  Waaren  im  Meere  oder  an  den 
Küsten  der  Republik  gerettet  werden  und  der  Kapitän,  die  Offiziere,  der 
Eigenthiuner  oder  Konsignatar  abwesend  und  nicht  bekannt  sind,  so 
sind  die  geretteten  Waaren  unverzüglich  nach  dem  dem  Rettungspunkte 
zunächst  liegenden  Orte  zu  schaffen  und  an  die  Verwaltungsbehörde, 
welche  für  die  Schiffbrüche  zuständig  ist,  oder  in  deren  Ermangelung, 
an  die  Ortsbehörde  abzuliefern. 

Im  Falle  einer  Zuwiderhandlung  verlieren  diejenigen,  welche  bei  der 
Rettung  mitgewirkt  haben,  die  ihnen  in  dieser  Beziehung  zustehenden 
Rechte  und  haften  persönlich  für  die  Schäden,  die  damit  entstehen,  un- 
beschadet der  etwaigen  strafrechtlichen  Klage. 

1294.  Die  Rettung  von  gestrandeten  oder  schiffbrüchigen  Schiffen 
und.  das  Einsammeln  der  am  Strande  oder  in  der  Nähe  desselben 
befindlichen  schiffbrüchigen  Waaren,  mag  der  Kapitän  gegenwärtig  oder 
abwesend  sein,  können  nur  unter  der  ausschliesslichen  Leitung  der  mit 
den  Angelegenheiten  schiffbrüchiger  Gegenstände  beauftragten  Ver- 
waltungsbehörde oder,  in  Ermangelung  derselben,  unter  Leitung  der 
Ortsbehörde  stattfinden. 

Wenn  das  Eigenthum  der  geretteten  oder  eingesammelten  Waaren 
nicht  mit  Bestimmtheit  bewiesen  werden  kann,  oder  wenn  in  dieser  Hin- 
sicht, weil  die  Waaren  untereinander  vermischt  sind,  oder  aus  irgend 
welchem  andern  Grunde  Streitigkeiten  entstehen,  so  ist  der  Beamte  oder 
die  obenerwähnte  Verwaltungsbehörde  ausschliesslich  mit  der  Bewachung 
und  Aufbewahrung  der  Waaren  betraut. 

In  Ansehung  der  Wirkungen  des  gegenwärtigen  Artikels  werden 
nicht  als  gescheitert  diejenigen  Schiffe  angesehen,  welche  in  Folge  eines 
Befeliles  des  Kapitäns  aufgelaufen  sind;  auch  nicht  diejenigen,  welche 
durch  einen  Zufall  an  die  Küste  getrieben  worden  sind,  so  dass  die 
Löschung  in  regelrechter  Weise  und  ohne  Gefahr  vor  sich  gehen  konnte. 

1295.  Die  für  die  Schiffbrüche  zuständige  Behörde  oder,  in  Er- 
mangelung derselben,  die  Ortsbehörde  ist  verpfiichtet,  ein  genaues 
Inventar  der  geretteten  Sachen  aufzustellen,  und  hat  in  Betreff  der  Ab- 
lieferung der  Waaren  die  nämlichen  Verpfiichtungen,  wie  die  Privat- 
personen, welche  zu  deren  Rettung  mitgewirkt  haben. 


278  Argentinien« 

Wechselseitig  haben  die  Kapitäne  oder  Eigenthumer  des  Schiffes 
oder  der  Waaren  der  Behörde  gegenüber  bezuglich  der  Rettung  die- 
selben Verpflichtungen,  welche  in  Betreff  der  Privatpersonen  vorge- 
schrieben sind. 

1396.  Die  Behörde,  welche  bei  einem  Schiffbruche  oder  bei  der 
Bergung  der  geretteten  Waaren  Beistand  geleistet  hat,  ist  verpflichtet, 
dem  betreffenden  Handelsgerichte  spätestens  binnen  48  Stunden  über  die 
oben  erwähnten  Ereignisse  und  die  von  ihr  getroffenen  Massregeb 
Bericht  zu  erstatten. 

1397.  Falls  keine  Eeklamationen  vorliegen,  müssen  ohne  Zeit- 
verlust in  öffentlicher  Versteigerung  diejenigen  Waaren  verkauft  werden, 
welche  durch  ihren  schlechten  Zustand  oder  wegen  ihrer  Beschaffenheit 
der  Deterioration  ausgesetzt  sind,  oder  deren  Erhaltung  und  Lagerung  in 
natura  offenbar  die  Interessen  des  Eigenthümers  schädigen  würde. 

1398.  Innerhalb  der  auf  die  Bettung  folgenden  8  Tage  sind  in 
einer  der  Zeitungen  des  nächsten  Ortes  alle  Umstände  des  Un&Us,  mit 
genauer  Angabe  der  Marken  und  Nummern  der  Waaren,  zu  veröffent- 
lichen, indem  die  Interessenten  aufgefordert  werden,  ihre  betreffenden 
Eeklamationen  einzureichen.  Diese  Anzeige  muss  vier  Mal,  und  zwar 
je  ein  Mal  in  einem  Monate,  wiederholt  werden. 

1399.  Sobald  das  Recht  des  Eeklamii^enden  durch  die  Kon- 
nossemente oder  andere  gesetzliche  Urkunden  nachgewiesen  ist,  sind 
ihm  die  geretteten  Waaren  auszuliefern,  gegen  vorhergehende  Zahlung 
der  Kosten  und  Belohnungen,  welche  für  die  Bettung  geschuldet  werden. 

Im  Falle  eines  Zweifels  bezüglich  des  Kechtes  des  Beklamirenden, 
eines  Widerspruchs  Seitens  eines  Dritten  oder  bei  Streitigkeiten  über 
die  Bettung  und  die  Kosten,  kann  das  Gericht  die  Auslieferung  der 
Waaren  verfugen,  wenn  eine  genügende  Sicherheit  geleistet  wird. 

1300.  Erscheint  nach  den  vier  oben  erwähnten  Anzeigen  und  nach 
Ablauf  eines  Jahres  Niemand  Behufs  Reklamation,  so  ist  zum  Verkauf 
in  öffentlicher  Versteigerung  gemäss  der  Bestjmmung  des  Art  1292  zu 
schreiten.  In  diesem  Falle  präjudicirt  die  gerichtliche  Genehmigung  der 
Kechnung  nicht  dem  Eecht  der  Interessenten,  welche  die  ihnen  passend 
scheinenden  Ausstellungen  und  Einwendungen  erbeben  können. 

ISOl.  Der  Eigenthumer  der  geretteten  Gegenstände  kann  während 
10  Jahren  den  Betrag  des  Erlöses  des  Verkau£3  reklamiren.  Nach 
Verlauf  dieser  Frist  geht  die  deponirte  Summe  in  das  Eigenthum  des 
Fiskus  über. 
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1303.  Bei  Strandung,  Schiffbruch  oder  einem  ähnlichen  Ereignisse 
ist  Yon  dem  Schiffe  oder  den  schiffbrüchigen  Waaren  keine  Gebühr  zu 
zahlen,  mögen  dieselben  inländische  oder  ausländische  sein^). 

1308.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Lohn^,  welcher  für  den,  den  in 
Gefahr  befindlichen  oder  gescheiterten  Schiffen  oder  Waaren  geleisteten 
Beistand  geschuldet  wird:  Hülfs-Lohn  und  Berge-Lohn. 

1304.  Hülfslohn  wird  geschuldet ,  wenn  das  Schiff  und  die 
Ladung,  zusammen  oder  getrennt,  wieder  auf  die  hohe  See  gebracht  oder 
nach  einem  sichern  Hafen  bef&rdert  worden  sind. 

Dieser  Lohn  wird  festgesetzt  unter  Berücksichtigung  der  Schnellig- 
keit und  Art  der  Dienstleistung,  der  Zeit,  welche  auf  ihre  Gewährung 
verwendet  worden  ist,  der  Anzahl  der  Personen,  welche  zum  Beistande 
unerlässlich  nöthig  waren,  der  Gefahr,  welche  zu  bestehen  war,  und 
der  Ehrlichkeit,  welche  die  Personen,  die  behülflich  gewesen  sind,  bei 
der  Uebergabe  der  geretteten  Gegenstände  gezeigt  haben. 

1305.  Die  Fälle  der  Bettung  sind: 

wenn  ein  Schiff  und  Waaren,  welche  sich  ohne  Leitung  auf  hoher 
See  oder  am  Strande  oder  an  den  Küsten  befunden  haben, 
wiedererlangt  oder  gerettet  werden; 

wenn  Waaren  eines  gestrandeten  Schiffes  gerettet  werden,  welches 
sich  in  einem  Zustande  der  Gefahr  befindet,  dass  es  nicht  mehr 
als  ein  sicherer  Aufbewahrungsort  derselben,  noch  als  Zufluchtsort 
für  die  Leute  der  Mannschaft  angesehen  werden  kann; 

wenn  Waaren  aus  einem  Schiffe  genommen  werden,  welches  that- 
sächlich  zertrümmert  ist; 

wenn  sich  ein  Schiff  in  drohender  Gefahr  befindet  oder,  da  es  keine 
Sicherheit  mehr  bietet,  von  der  Mannschaft  verlassen  worden 
ist,  oder  wenn  es  von  derselben  verlassen  angetroffen  wird  und 
diejenigen,  welche  das  Schiff  zu  retten  beabsichtigen,  es  besetzen 
und  mit  der  ganzen  Ladung  oder  einem  Theile  derselben  nach 
emem  Hafen  bringen. 


1)  Entsprechend  dem  Art  1598  des  alten  Portugiesischen  H.G.B.  ist 
jedes  Strandrecht  ausdrücklich  beseitigt. 

^  Nach  dem  Entwurf,  Art.  1302,  bezog  sich  die  obige  Vergütung  — 
entsprechend  dem  Deutschen  Becht.  Art.  750  AI.  2  H«  d.  B.  und  dem 
Portugiesischen  Hecht,  Art.  687  §  2  H.G.B.  —  auch  auf  die  Bettung  von 
Menschenleben,  cf.  Pappenheim,  Bettung  von  Menschenleben  in  Seenoth, 
in  G-oldschmidt,  Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht 
Bd.  XLL  S.  442. 
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1306.  Bei  der  Abschätzung  des  Berge-Lohnes  sind  nicht  nur  die 
im  zweiten  Alinea  des  Art.  1304  erwähnten  Umstände  zu  berücksichtigen, 
sondern  auch  die  Gefahr,  in  welcher  sich  die  geretteten  Gegenstände 
befunden  haben,  und  der  Werth  dieser  Gegenstände,  der  durch  sachver- 
ständige Schiedsrichter  zu  bestimmen  ist. 

1307.  Im  Falle  des  Streits  hat  die  Abschätzung  der  HUlfs-  und 
Berge-Löhne,  sowie  die  Ernennung  der  sachverständigen  Schiedsrichter 
durch  das  zuständige  Gericht  zu  erfolgen. 

1308.  Wenn  das  Schiff  von  dem  Kapitän  und  den  Leuten  der 
Mannschaft  verlassen  und  von  denjenigen,  welche  es  zu  retten  be- 
absichtigen, besetzt  worden  ist,  so  ist  es  dem  Kapitän  und  den  übrigen 
Offizieren  gestattet,  auf  das  Schiff  wieder  zurückzukehren  und  die 
Leitung  desselben  zu  übernehmen. 

In  einem  solchen  Falle  haben  diejenigen,  die  es  besetzt  hatten,  die 
Verpflichtung,  bei  Strafe,  ihren  Lohn  zu  verlieren  und  für  die  Schäden 
und  Nachtheile  zu  haften,  dem  Kapitän  den  Oberbefehl  über  das  Schiff 
zu  übergeben,  unbeschadet  ihrer  schon  vorher  durch  die  Rettung  er- 
worbenen Ansprüche. 

1309.  Wenn  ein  Schiff  oder  die  Waaren,  welche  gerettet  und  dem 
Eigen thümer  nach  Leistung  einer  Sicherheit  ausgeliefert  waren,  auf  dem 
Wege  zwischen  dem  Orte  der  Bettung  und  dem  Bestimmungshafen  ver- 
loren gehen,  ohne  dass  eine  Abschätzung  ihres  Werthes  vorhergegangen 
ist,  so  müssen  die  sachverständigen  Schiedsrichter  dem  Schiffe  und  den 
geretteten  Waaren  denjenigen  Werth  zuertheilen,  welchen  dieselben  an 
dem  Orte,  wo  die  Waaren  abzuliefern  waren,  gehabt  haben  würden. 

1310.  Jede  Abrede,  jeder  Vergleich  oder  jedes  Versprechen  über 
Hülfs-  oder  Berge-Lohn  ist  ungültig,  wenn  sie  auf  hoher  See  oder  zur 
Zeit  der  Strandung  mit  dem  Kapitän  oder  einem  anderen  Offizier,  sei 
es  bezüglich  des  Schiffes  oder  der  Waaren,  welche  sich  in  Gefahr  be- 
finden, abgeschlossen  worden  sind. 

Nach  überstandener  Gefahr  ist  es  gestattet,  gütliche  Vergleiche 
und  Vereinbarungen  zu  treffen;  aber  selbst  in  einem  solchen  Falle  sind 
sie  fiir  den  Eigenthümer,  Konsignatar  oder  Versicherer,  welche  in  die- 
selben nicht  gewilligt  haben,  nicht  bindend. 

1311.  Die  Streitfragen,  welche  über  die  Zahlung  der  Hülfs-  und 
Berge-Löhne  entstehen,  sind  in  der  Eepublik  durch  das  Handelsgericht 
des  Bestimmungsortes  des  Schiffes  oder  desjenigen  Hafens  zu  entscheiden, 
ifl  welchem  das  Schiff  einläuft  oder  nach  welchem  es   geschleppt   wird. 
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Titel  XIV. 
Von  den  Havarien. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Natur  und  der  Klassifikation  der  Havarien. 

1313.  Als  Havarien  v^erden  alle  ausserordentlichen  Ausgaben, 
Tvelche  zu  Gunsten  des  Schiffes  oder  der  Ladung  oder  beider  zugleich 
gemacht  werden,  angesehen,  sowie  alle  Schäden,  welche  das  Schiff  oder 
die  Ladung  aus  Anlass  der  Reise  oder  während  derselben  bis  zur 
Ankunft  und  Löschung  treffen. 

1313.  In  Ermangelung  besonderer,  in  den  Frachtpolicen  oder  den 
Konnossementen  ausgedruckter  Abreden,  werden  die  Havarien  gemäss 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  gezahlt. 

1314.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Havarien:  grosse  oder  gemein- 
schaftliche, und  einfache  oder  besondere. 

Der  Betrag  der  gemeinschaftlichen  Havarien  wird  im  Ver- 
hältniss  unter  das  Schiff,  dessen  Fracht  und  die  Ladung  vertheilt.  Der 
der  besonderen  ist  von  dem  Eigenthümer  des  Gegenstandes,  welcher 
den  Schaden  erlitten  oder  die  Kosten  verursacht  hat,  zu  tragen. 

1315.  Nicht  als  Havarien,  sondern  nur  als  einfache  Ausgaben  zu 
Lasten  des  Schiffes  werden  erachtet: 

1.  die  Lootsengelder  an  Kttsten  und  Häfen; 

2.  die  Kosten  für  Schaluppen  und  Schlepper,  wenn  wegen 
Mangels  an  Wasser  das  Schiff  vom  Ort  der  Abfahrt  die 
Eeise  mit  der  vollen  Ladung  nicht  antreten  oder  in  dem  Be- 
stimmungsort,  ohne  das  Schiff  zu  erleichtem,  nicht  ein- 
laufen kann; 

3.  die  Ankergelder,  die  Kosten  fär  Besichtigung  und  sonstige 
Hafenabgaben ; 

4.  die  Frachtgelder  für  die  Schaluppen,  bis  die  Waaren  an  den 
Hafendamm  gebracht  worden  sind,  falls  nach  dem  Konnosse- 
mente oder  der  Frachtpolice  nichts  Anderes  festgesetzt 
worden  ist; 

5.  im  Allgemeinen  jede  andere  bei  der  Schiffahrt  gewöhnlich 
vorkommende  Ausgabe,  welche  keine  ausserordentliche  und 
zufällige  ist. 
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1316.  Grosse  oder  gemeinschaftliche  Havarien  sind  im  All- 
gemeinen alle  Schäden,  welche  im  Falle  von  Gefahr  absichtlich  ver- 
ursacht worden,  und  diejenigen,  welche  als  unmittelbare  Folge  solcher 
Ereignisse  erlitten  sind,  sowie  die  unter  gleichen  Verhältnissen  nach 
begründeten  Beschlüssen  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  der  Personen 
oder  des  Schiffes  und  der  Ladung,  vereint  oder  getrennt  aufgewendeten 
Ausgaben,  von  der  Beladung  und  Abfahrt  des  Schiffes  bis  zu  seiner 
Ettckkehr  und  Löschung. 

Vorbehaltlich  der  Anwendung  dieser  aUgemeinen  Vorschrift  bei  den 
vorkommenden  Fällen,  wird  besonders  als  gemeinschaftliche  Havarie 
erklärt: 

1.  aUes,  was  Feinden,  Eorsaren  oder  Seeräubern  als  Losegeld 
Behufs  des  Loskaufs  des  Schiffes  und  seiner  Ladung,  vereint 
oder  getrennt,  gegeben  wird; 

2.  die  Gegenstände,  welche  zur  Erleichterung  des  Schiffes  in 
das  Meer  geworfen  werden,  mögen  sie  zur  Ladung,  zom 
Schiffe  oder  der  Mannschaft  gehören; 

3.  die  Masten,  Ankertaue,  Segel  und  anderes  Takelwerk,  welche 
absichtlich  zerstört  und  unbrauchbar  gemacht  werden,  oder 
zerschnitten  oder  durch  gewaltsames  Beisetzen  von  Segeln, 
um  Schiff  und  Ladung  zu  retten,  beschädigt  werden; 

4.  die  Anker,  Taue  und  die  übrigen  Gegenstände,  welche  zur 
Rettung  oder  zum  gemeinschaftlichen  Vortheil  im  Stich  ge- 
lassen werden; 

5.  der  Schaden,  welcher  aus  dem  Seewurf  den  Waaren,  die  im 
Schiff  bewahrt  bleiben,  herrührt; 

6.  der  Schaden,  welcher  dem  Schiffe  oder  Waaren  der  Ladung 
dadurch  verursacht  wird,  dass  zum  Zwecke  der  Entfernung 
des  Wassers  oder,  um  die  verladenen  Waaren  herauszunehmen 
und  zu  retten,  absichtlich  irgend  eine  Oeffinung  in  das  Schiff 
gemacht  worden  ist; 

7.  die  Heilung,  der  Unterhalt  und  die  Entschädigungen  der  bei 
der  Vertheidigung  des  Schiffes  verwundeten  oder  vei'stflmmelten 
Leute  der  Mannschaft; 

8.  die  Entschädigung  oder  das  Lösegeld  für  die  Leute  der  Mann- 
schaft, welche  während  eines  dem  Schiffe  oder  der  Ladung 
geleisteten  Dienstes  gefangen  oder  detinirt  worden  sind; 

9.  die  Heuer  und  der  Unterhalt  der  Mannschaft  während  des 
Aufenthalts  im  Nothhafen; 
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10.  die  Lootsengelder  und  sonstige  Ein-  und  Ausfahrtsgebühren 
im  Nothhafen; 

11.  die  Miethen  für  die  Lagerräume,  in  welche  im  Nothhafen  die 
Waaren  niedergelegt  werden,  die  während  der  Ausbesserung 
des  Schiffes  nicht  an  Bord  bleiben  können; 

12.  die  Kosten  fBr  die  Reklamation  von  Schiff  und  Ladung,  welche 
zusammen  von  dem  Kapitän  aufgewendet  sind; 

13.  die  Heuer  und  Unterhaltungskosten  für  die  Leute  der  Mann- 
schaft während  dieser  Eeklamation,  sofern  das  Schiff  und  die 
Ladung  zurückerstattet  werden; 

14.  die  Kosten  der  Leichterung  oder  der  Ueberführung  eines 
Theiles  der  Ladung  auf  ein  anderes  Schiff,  um  das  Schiff  zu 
erleichtem  und  in  den  Stand  zu  setzen,  einen  Hafen  oder  eine 
Bhede  zu  erreichen,  damit  es  vor  Seegefahren  oder  Feinden 
gerettet  werde; 

15.  die  Schäden,  welche  die  Waaren  durch  die  Ausladung  und 
Wiederbeladung  des  in  Gefahr  befindlichen  Schiffes  erleiden; 

16.  die  Schäden,  welche  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes  erleiden, 
dessen  Strandung  absichtlich  zur  Verhinderung  seines  voll- 
ständigen Verlustes  oder  seiner  Aufbringung  bewirkt  worden  ist; 

17.  die  Kosten,  welche  nöthig  sind,  um  das  gestrandete  Schiff 
wieder  flott  zu  machen,  und  die  Belohnung  für  ausserordent- 
liche Dienste,  welche  geleistet  sind,  um  seinen  yollstä.ndigen 
Verlust  oder  seine  Wegnahme  zu  verhindern; 

18.  die  Verluste  oder  Schäden,  welche  die  Waaren  erlitten  haben, 
die  in  Folge  der  Gefahr  in  Schaluppen  oder  kleinere  Schiffe 
umgeladen  werden  mussten; 

19.  die  Heuer  und  die  Unterhaltungskosten  für  die  Mannschaft, 
wenn  das  Schiff  nach  dem  Beginn  der  Eeise  gezwupgen  wird, 
dieselbe  auf  Befehl  einer  ausländischen  Macht  oder  wegen 
plötzlichen  Eintritts  eines  Krieges  zu  unterbrechen,  soweit 
nicht  das  Schiff  und  die  Ladung  ihrer  gegenseitigen  Ver- 
pflichtungen enthoben  werden; 

20.  die  Prämie  des  Bodmereidarlehns,  welches  aufgenommen  wird, 
um  die  als  gemeinschaftliche  Havarie  angesehenen  Kosten  zu 
decken,  sowie  die  Versicherungsprämie  dieser  Kosten; 

21.  die  Verminderung,  welche  der  Werth  der  Waaren  dadurch 
erlitten  hat,  dass  es  nothwendig  wurde,  sie  im  Nothhafen  zur 
Deckung  jener  Kosten  zu  verkaufen ; 
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22.  die  Gericbtskosten  für  die  Klassifikation  und  Vertheilung  der 
gemeinschaftlichen  Havarie ; 

23.  die  Kosten  für  eine  ausserordentliche  Quarantäne,  welche  zur 
Zeit  des  Abschlusses  des  Frachtvertrages  nicht  vorauszusehen 
war,  einschliesslich  der  Heuer  und  des  Unterhaltes  der  Lente 
der  Mannschaft. 

1317.  Wenn,  um  in  einem  Hafen  oder  einer  Rhede  eine  Feuers- 
brunst abzuschneiden,  befohlen  wird,  ein  Schiff  in  den  Grund  2U  bohren^ 
als  nothwendiges  Mittel,  um  die  üebiigen  zu  retten,  so  ist  dieser  Verlast 
als  gemeinschaftliche  Havarie  anzusehen,  zu  deren  Zahlung  die  übrigen 
geretteten  Schiffe  beizutragen  haben. 

1318.  Die  durch  innere  Mängel  des  Schiffes,  durch  seine  See- 
untüchtigkeit, oder  durch  Fehler  oder  Nachlässigkeit  des  Kapitäns  oder 
der  Leute  der  Mannschaft  entstandenen  Kosten  werden  nicht  als  grosse 
Havarie  angesehen,  wenn  auch  sie  freiwillig  und  auf  Grund  motivirter 
Beschlüsse  zum  Vortheile  des  Schiffes  und  der  Ladung  autgewendet  sein 
mögen. 

Alle  diese  Kosten  gehen  für  ausschliessliche  Rechnung  des  Kapitäns 
oder  des  Schiffes. 

1319.  Einfache  Havarie  ist,  im  Allgemeinen,  jede  Ausgabe  odei* 
jeder  Schaden,  welche  nicht  zu  gemeinschaftlichem  Vortheile  geschehen 
sind,  und  welche  von  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  erlitten  werden,  so 
lange  die  Eisikos  dauern. 

Als  einfache  Havarie  werden  besonders  angesehen: 

1.  die  Schäden,  welche  die  Ladung  oder  das  Schiff  wegen  eigener 
Mängel  der  Sache,  durch  einen  Unfall  auf  dem  Meere,  durch 
höhere  Gewalt  oder  durch  einen  unvorhergesehenen  Zufall 
erleiden; 

2.  die  zur  Vermeidung  oder  Ausbesserung  der  Schäden,  auf 
welche  sich  die  vorhergehende  Nummer  bezieht,  gemachten 
Ausgaben ; 

3.  die  Kosten  der  Beklamation,  die  Heuer  und  der  Unterhalt 
der  Leute  der  Mannschaft,  so  lange  erstere  dauert,  wenn 
das  Schiff  und  die  Ladung  getrennt  reklamirt  werden; 

4.  die  besondere  Ausbesserung  der  Verpackungen  und  die  zur 
Aufbewahrung  der  beschädigten  Waaren  aufgewendeten  Aus- 
gaben, es  sei  denn,  dass  der  Schaden  unmittelbar  aus  emer 
Thatsache  herrührt,  welche  zu  einer  gemeinschaftlichen  Havarie 
Veranlassung  ^iebt; 
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5.  der  Frachtzuschlag  und  die  Lade-  und  Löschungsspesen,  welche 
in  dem  Falle  entstehen,  dass  das  Schiff  während  der  Beise 
als  zur  Schiffahrt  untauglich  erklärt  worden  ist,  wenn  die 
Waaren  gemäss  der  Bestimmung  des  Artikel  1075  durch  ein 
anderes  Schiff  befördert  worden  sind; 

6.  jeder  Schaden,  welcher  die  Ladung  durch  Nachlässigkeit, 
Fehler  oder  Baratterie  des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft 
trifft,  unbeschadet  der  Ansprüche  des  Eigenthttmers  gegen- 
über dem  Kapitän,  dem  Schiff  und  den  Frachten. 

1320.  Die  Schäden,  welche  die  auf  Schaluppen  zum  Zwecke  der 
Erleichterung  des  in  Gefahr  befindlichen  Schiffes  verladenen  Waaren 
erleiden,  sind  nach  den  in  diesem  Kapitel  aufgestellten  Bestimmungen,  je 
nach  den  verschiedenen  Ursachen  ihrer  Entstehung,  festzusetzen. 

1321,  Wenn  während  der  Ueberfahrt  die  Schaluppen  oder  die  auf 
ihnen  verladenen  Waaren  einen  Schaden  erleiden ,  welcher  als  ge- 
meinschaftliche Havarie  anzusehen  ist,  so  ist  ein  Drittel  desselben 
von  den  Schaluppen  zu  ti-agen,  und  zwei  Drittel  sind  von  den  Waaren, 
die  sich  an  ihrem  Bord  befunden  haben,  zu  tragen. 

Diese  zwei  Drittel  werden  alsdann  als  gemeinschaftliche  Havarie 
auf  das  Hauptschiff,  den  Betrag  der  Fracht  und  die  ganze  Ladung, 
einschliesslich  derjenigen  der  Schaluppen,  vertheilt. 

1323«  Wechselseitig  und  zwar  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
die  auf  die  Schaluppen  verladenen  Waaren  an  ihrem  Bestimmungsort 
ausgeladen  und  an  ihre  Konsignatare  abgeliefert  sind,  verbleiben  sie  mit 
dem  Hauptschiff  und  mit  dem  übrigen  Theile  der  Ladung  in  Rechts- 
gemeinschaft und  tragen  zu  den  etwa  vorkommenden  gemeinschaftlichen 
Havarien  bei. 

1323.  Die  Waaren,  welche  sich  an  Bord  weder  des  Hauptschiffes 
noch  der  zu  ihrer  Beförderung  bestimmten  kleineren  Fahrzeuge  befinden, 
tragen  zu  den  Schäden,  die  in  dieser  Zeit  das  Schiff,  zu  dessen  Ladung 
sie  bestimmt  sind,  treffen,  nicht  bei. 

1324.  Damit  der  Schaden,  welchen  das  Schiff  oder  die  Ladung 
erlitten  hat,  als  Havarie  für  Rechnung  des  Versicherers  angesehen  werden 
kann,  ist  es  nöthig,  dass  er  von  zwei  sachverständigen  Schiedsrichtern 
geprüft  werde,  die  feststellen: 

1.  die  Ursache,  aus  welcher  der  Schaden  entstanden  ist; 

2.  den  Theil  der  Ladung,  welcher  Havarie  gelitten  hat,  unter 
Angabe  der  Marken,  Nummern  oder  Kollis;    . 
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3.  wieviel   die  beschädigten  Gegenstände  werth  sind  und  wieviel 
ihre  Ausbesserung  oder  Wiederinstandsetzung  betragen  würde, 
wenn  es  sich  um  das  Schiff  oder  sein  Zubehör  handelt. 
Alle   diese  Massregeln,   Prüftingen   und  Untersuchungen  sind  von 
dem  Handelsgerichte  des   betreffenden  Distriktes  anzuordnen  und  unter 
Vorladung  der  Betheiligten  von   diesen  oder  von  ihren  Vertretern  aus- 
zufahren.    Im   Falle  der  Abwesenheit  der  Parteien  und  Mangels  eines 
Bevollmächtigten,  kann  der  Richter  von  Amtswegen  eine  befähigte  und 
geeignete  Person  ernennen,  welche  sie  vertritt. 

1326,  Bei  der  Regelung  der  besonderen  Havarie,  welche  der  Ver- 
sicherer im  Falle  einer  Versicherung  gegen  jedes  Risiko  bezahlen  muss, 
sind  folgende  Bestimmungen  zu  beachten: 

Alles,  was  während  der  Reise  gekapert,   verloren,   oder  w^en 
Beschädigung  verkauft  worden  ist,   wird  nach  dem  Werthe 
in   der  Faktura  und,  in  Ermangelung  derselben,  nach  dem- 
jenigen  Werthe,    für    welchen  nach   dem   Gesetze  die  Ver- 
sicherung abgeschlossen  worden  ist,  abgeschätzt;  und  der  Ver- 
sicherer zahlt  den  Betrag. 
Wenn  im  Falle  der  Ankunft  in  einem  sicheren  Hafen  die  Waaren 
ganz   oder  zum   Theile   beschädigt   sind,   so   ist   von   sach- 
verständigen  Schiedsrichtern   zu  bestimmen,  welchen  Werth 
die  Waaren  gehabt  hätten,   wenn   sie  ohne  die  Havarie  an- 
gekommen wären,  und  welches  ihr  gegenwärtiger  Werth  ist; 
und  der  Versicherer  hat  einen  Theü  des  Versicherungsbetrages 
zu   zahlen,   im   Verhältnisse   der   Differenz   zwischen   diesen 
beiden  Werthen,    einschliesslich   der   Untersuchung   und  Ar- 
bitrage. 
Alles  dies  unabhängig  von   der  Abschätzung  des  erhofften  Ge- 
winnes, falls  ein  solcher  versichert  worden  ist. 
1326.     Die  havarirten   Waaren    sind    stets    in   öffentlicher   Ver- 
steigerung  gegen  baares  Geld  fttr  das  Meistgebot  zu  verkaufen;   wenn 
jedoch  der  Eigenthümer  oder  Konsignatar  den  gut  erhaltenen  Thefl  der 
Waaren  nicht  zu  verkaufen  wünscht,  kann  er  dazu  in  keinem  Falle  ge- 
zwungen werden.    Der  Preis   für  die  Berechnung  ist  der  laufende,  den 
die   nämlichen  Waaren,   falls    sie  zur   Zeit  der   Ablieferung  verkauft 
worden  wären,  am  Platze  erzielt  hätten,  nachgewiesen  durch  die  laufenden 
Preise  des  Ortes  oder,  in  Ermangelung  solcher,  eidlich  bescheinigt  durch 
zwei  vom  Gerichte  ernannte  Kaufleute,  welche  mit  Waaren  gleicher  Art 
Handel  treiben. 
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1327.  Wenn  die  versicherten  Waaren  beschädigt  oder  vermindert 
in  dem  Gebiet  der  Republik  ankommen  und  die  erlittene  Havarie  äusserlich 
sichtbar  ist,  muss  die  Prüfung  und  Abschätzung  des  Schadens  von  sach- 
verständigen Schiedsrichtern  vorgenommen  werden,  bevor  die  Waaren 
dem  Versicherten  ausgeliefert  werden. 

Wenn  die  Havarie  zur  Zeit  der  Löschung  äusserlich  nicht  sichtbar 
ist,  kann  die  Prüfung  auch  nach  geschehener  Ablieferung  der  Waaren 
an  den  Versicherten  vorgenommen  werden,  sofern  sie  sofort  innerhalb 
dreier  Tage  nach  der  Löschung  erfolgt,  unbeschadet  der  sonstigen  Beweise, 
welche  die  Betheiligten  vorbringen  können. 

1328.  Wenn  die  Police  die  Klausel  enthält,  dass  die  Havarien 
nach  Marken,  EoUis,  Packeten,  Kisten  oder  Sorten  zu  zahlen  sind, 
so  wird  bezüglich  der  Liquidation  der  Havarien  jeder  der  bezeichneten 
Theile  als  eine  besondere  Versicherung  angesehen,  auch  wenn  dieser 
Theil  in  dem  Gesammtwerthe   der  Versicherung  mit  eingeschlossen  ist. 

Jeder  Theil  der  Ladung,  welcher  Gegenstand  einer  besonderen 
Abschätzung  sein  kann  und  ganz  verloren  gegangen  oder  in  Folge  eines 
der  festgesetzten  Eisikos  so  beschädigt  ist,  dass  er  keinen  Werth  hat, 
ist  von  dem  Versicherer  als  Gesammtverlust  zu  entschädigen,  auch  wenn 
der  Verlust,  bezüglich  des  Ganzen  oder  der  versicherten  Ladung,  ein 
theilweiser  ist,  und  der  Werth  des  verlorenen  oder  durch  den  Schaden 
verstörten  Theiles  in  die  Gesammtversicherung  aufgenommen  worden  ist. 

1329.  Erleidet  ein  versichertes  Schiff  durch  Seegefahr  einen 
Schaden,  so  hat  der  Versicherer  nur  zwei  Drittel  der  Kosten  der  Aus- 
besserung zu  zahlen,  mag  dieselbe  stattfinden  oder  nicht,  und  zwar  im 
Verhältniss  des  versicherten  Theiles  zu  dem  nicht  versicherten.  Das 
letzte  Drittel  läuft  für  Rechnung  des  Versicherten,  mit  Rücksicht  auf 
den  vermutheten  Mehrwerth  des  Schiffes^). 

1330.  Wenn  die  Ausbesserung  ausgeführt  worden  ist,  so  ist  der 
Betrag  der  Kosten  durch  die  betreffenden  Rechnungen  und  andere 
Beweismittel  darzuthun,  und,  falls  es  nöthig  sein  sollte,  zu  einer  Prüfung 
durch  Sachverständige  zu  schreiten. 

Wenn  die  Ausbesserung  nicht  erfolgt  ist,  so  hat  ihre  Kosten- 
veranschlagung immer  durch  Sachverständige  zu  geschehen. 

1331.  Wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  Ausbesserungen  den 
Werth  des  Schiffes   um   mehr   als  ein  Drittel  erhöht  haben^  so  hat  der 


1)  Die    Artikel    1329—1331    entsprechen    wesentlich    dem   Art.    1830    des 
alten  Portugiesischen  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  IV  S.  338). 
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Versicherer  alle  Kosten  gemäss  den  im  Art.  1329  getroffenen  Ber 
Stimmungen  zu  zahlen,  wobei  der  grössere  Werth,  den  das  SchiflF  durch 
die  Ausbesserung  erhalten  hat,  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Wenn  der  Versicherte  dagegen  beweist,  dass  die  Ausbesserungen 
den  Werth  des  Schiffes  nicht  erhöht  haben,  da  dasselbe  neu  war  und 
den  Schaden  auf  der  ersten  Eeise  erlitten  hat,  oder  weil  die  Segel  und 
das  Takelwerk  u.  s.  w.  neu  waren,  so  wird  das  Drittel  nicht  abgezogen, 
und  der  Versicherer  hat  alle  Kosten  der  Ausbesserung  in  dem  im 
Art.  1329  ausgedrückten  Verhältnisse  zu  zahlen. 

1332.  Wenn  die  Kosten  mehr  als  drei  Viertel  des  Worthes  des 
Schiffes  betragen,  so  ist  bezüglich  der  Versicherer  anzunehmen,  dass  es 
für  seeuntüchtig  erklärt  worden  ist,  und  sie  sind  alsdann  verpflichtet» 
falls  kein  Abandon  stattfindet,  die  versicherte  Summe,  nach  Abzug  des 
Werthes  des  Schiffes  oder  dessen  Trümmer,  zu  zahlen*). 

1333.  Läuft  ein  Schiff  einen  Nothhafen  an  und  geht  später  durch 
einen  Unfall  verloren,  so  hat  der  Versicherer  nur  den  Betrag  der  ver- 
sicherten Summe  zu  zahlen. 

Dasselbe  findet  statt,  wenn  das  Schiff  wegen  verschiedener  Aus- 
besserungen mehr  Kosten  verursacht  hätte,  als  die  versicherte  Summe 
beträgt. 

1334.  Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet,  irgend  welche  Havarie 
zu  zahlen,  deren  Betrag  nicht  ein  Prozent  der  versicherten  Summe 
übersteigt,  falls  nicht  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist,  und 
unbeschadet  der  im  Art.  1208  Nr.  8  enthaltenen  Vorschrift. 


KAPITEL  II. 

Von    der  Vertheilimg    und    dem  Beitrage    zu    der  gemein- 
schaftlichen Havarie. 

1335.  Die  Regulirung  und  die  verhältnissm&ssige  Vertheilung  der 
gemeinschaftlichen  Havarie  (Dispache)  muss  in  dem  Hafen  erfolgen,  in 
welchem  die  Ladung  abgeliefert  oder  die  Reise  beendet  wird,  falls 
nicht  eine  entgegenstehende  Abrede  getroffen  ist. 

Wenn  die  Reise  innerhalb  der  Republik  rückgängig  gemacht  wird,, 
wenn  sich  das  Schiff  nach  der  Abfahrt  gezwungen  sieht,  zum  Hafen  der 
Beladung  wieder  zurückzukehren,  oder  wenn  es  innerhalb  des  Gebietes  der 


1)  Entspricht  wesentlich  dem   Art.    1831    des    alten  Portngiesischea 
H.G.B. 
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Republik  strandet  oder  scheitert,  so  hat  die  Liquidation  der  Havarien 
in  demjenigen  Hafen  stattzufinden,  von  welchem  das  Schiff  abgefahren 
ist  oder  abfahren  musste. 

Wenn  die  Reise  lückgängig  gemacht  wird,  während  das  Schiff  sich 
ausserhalb  der  Republik  befindet,  oder  wenn  die  Ladung  in  einem  Noth- 
liafen  verkauft  worden  ist,  so  ist  die  Havarie  am  Orte  der  Rückgängig- 
machung der  Reise  oder  des  Verkaufes  der  Ladung  zu  liquidiren  und 
verhältnissmässig  zu  vertheilen. 

1336.  Die  Prüfung  und  Liquidation  der  Havarie  und  ihres  Be- 
trages hat  durch  sachverständige  Schiedsrichter  zu  erfolgen,  welche  das 
Handelsgericht  auf  Vorschlag  der  Interessenten  oder  ihrer  Vertreter 
oder  auch  von  Amtswegen,  falls  jene  es  nicht  thun,  ernennt. 

Wenn  dies  im  Auslande  geschieht,  steht  die  Ernennung  dem 
Konsul  der  Republik  zu  und,  in  Ermangelung  eines  solchen,  der  Behörde, 
welche  in  Handelssachen  erkennt. 

1337.  Wenn  der  Kapitän  die  im  vorhergehenden  Artikel  be- 
zeichneten Massregeln  nicht  ergreift,  können  die  Eigenthümer  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  oder  irgend  ein  anderer  Interessent  dieselben 
vornehmen,  unbeschadet  der  Verantwortlichkeit,  welche  den  Kapitän  in 
Folge  seiner  Unterlassung  trifft. 

1338.  Die  gemeinschaftlichen  Havarien  sind  verhältnissmässig  zu 
vertheilen : 

auf  den  Werth  des  Schiffes  in  dem  Zustande,  in  welchem  es 
sich  bei  seiner  Ankunft  befindet,  einschliesslich  dessen,  was 
als  Entschädigung  für  gemeinschaftliche  Havarie  gegeben  wird; 

auf  den  Betrag  der  Fracht,  nach  Abzug  der  Heuer  und  der 
Unterhaltungskosten  für  die  Leute  der  Mannschaft; 

auf  den  Werth  der  Güter,  welche  sich  zur  Zeit  des  Unfalles 
an  Bord  des  Schiffes  oder  der  Schaluppen  oder  der  kleineren 
Fahrzeuge  befunden  haben,  oder  welche,  bevor  der  Schaden 
sich  ereignet  hat,  nothwendiger  Weise  über  Bord  geworfen 
werden  mussten  und  ihrem  Werthe  nach  ersetzt  worden  sind, 
oder  welche  zur  Bezahlung  der  Havariekosten  verkauft  werden 
mussten. 

Das  baare  Geld   trägt   zur  gemeinschaftlichen  Havarie, 
nach  dem  Course  des  Ortes  bei,  wo  die  Reise  endigt. 

1339.  Die  Ladungsgüter  tragen  bei  nach  ihrem  Werthe  am  Orte 
der  Löschung,  nach  Abzug  der  Fracht,  des  Eingangszolles  und  der 
sonstigen  Löschungskosten,   sowie  der   besonderen  Havarie,   welche   sie 

Borobardt,   Ai^entiniscbes  ITandelsgesetzbacb.  19 
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etwa  während  der  Reise  erlitten  haben,  mit  Ausnahme  der  folgenden 
Fälle: 

wenn  die  Vertheilung  in  demjenigen  Hafen  erfolgen  mnss,  aus 
welchem  das  Schiff  abgefahren  ist  oder  abfahren  sollte,  so  ist 
der  Werth  der  verladenen  Gegenstände  nach  dem  Einkaufs- 
preise, zuzüglich  der  Kosten  bis  an  Bord,  aber  mit  Ausschluss 
der  Versicherungsprämie  zu  bestimmen; 

wenn  diese  Gegenstände  havarirt  sind,  nach  ihrem  wirklichen 
Werthe ; 

wenn  die  Eeise  rückgängig  gemacht  wird  oder  die  Waaren 
ausserhalb  der  Republik  verkauft  werden  und  die  Havarie  da- 
selbst nicht  in  Gemässheit  der  Vorschrift  des  Artikel  1335 

« 

liquidirt  wird,  so  wird   als   beitragendes  Kapital   der  Werth 
dieser  Waaren   am  Orte   der  Rückgängigmachung  der  Reise 
oder  der  Nettoerlös  an  dem  Orte  des  Verkaufs  angenommen. 
1310.    Die  in  die  See  geworfenen  Waaren  sind  nach  dem  laufenden 
Preise  am  Orte  der  Löschung  des  Schiffes   nach  Abzug  der  Fracht,  der 
Eingangszölle  und  der  gewöhnlichen  Kosten  abzuschätzen.    Ihre  Art  und 
Qualität   sind   durch  die  Konnossemente,  Fakturen  und  anderen  gesetz- 
lichen Beweismittel  nachzuweisen. 

1341.  Wenn  die  Art  oder  die  Qualität  der  Waaren  besser  ist, 
als  die  in  den  Konnossementen  angegebene,  so  tragen  sie  nach  Mass- 
gabe ihres  wirklichen  Werthes  bei,  falls  sie  gerettet  werden. 

Sie  sind  nach  der  im  Konnossemente  vermerkten  Qualität  zu 
zahlen,  wenn  sie  durch  Seewurf  verloren  gegangen  sind. 

Wenn  die  deklarirten  Waaren  von  geringerer  Art  oder  Qualität 
als  der  in  dem  Konnossemente  angegebenen  sind,  so  tragen  sie  im  Falle 
ihrer   Rettung  gemäss  der  im  Konnossement  vermerkten   Qualität  bei. 

Im  Falle  des  Seewurfs  werden  sie  nach  Massgabe  ihres  wirklichen 
Werthes  bezahlt. 

1342.  Die  Kriegsmunitionen  und  Mundvorräthe  des  Schiffes,  das 
Gepäck  des  Kapitäns,  der  Leute  der  Mannschaft  und  der  Passagiere 
tragen  im  Falle  des  Seewurfes  oder  einer  anderen  gemeinschaftlichen 
Havarie  nicht  bei. 

Nichtsdestoweniger  wird  der  Werth  von  Gegenständen  dieser  Art, 
wenn  sie  über  Bord  geworfen  sind,  pro  rata  von  allen  übrigen  Sachen 
gezahlt. 

1343.  Die  Güter,  über  welche  keine  von  dem  Kapitän  unter- 
zeichneten Konnossemente  vorhanden  sind,  oder  welche  sich  nicht  in  dem 
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Verzeichnisse  oder  dem  Ladongsmanifeste  vorfinden,  werden  nicht  bezahlt, 
falls  sie  in  die  See  geworfen  sind^  aber  sie  tragen  zur  Zahlung  der 
gemeinschaftlichen  Havarie  bei,  falls  sie  gerettet  wurden. 

1344.  Die  auf  Deck  verladenen  Gegenstande  tragen,  im  Falle 
ihrer  Bettung,  zur  Zahlung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  bei  Wenn 
sie  jedoch  in  die  See  geworfen  odisr  durch  den  Seewurf  beschädigt 
worden  sind,  hat  der  Eigenthümer  mit  Ausnahme  des  Falles  im  zweiten 
Alinea  des  Artikel  911  nicht  das  Recht,  ihre  Bezahlung  zu  fordern, 
unbeschadet  seines  ihm  im  Falle  des  Artikel  910  gegen  den  Kapitän 
zustehenden  Klagerechtes. 

1345.  Wenn  das  Schiff  trotz  des  Seewurfes  oder  irgend  eines 
anderen  zu  seiner  Rettung  freiwillig  verursachten  Schadens  untergeht, 
so  erlischt  die  Verpflichtung,  zum  Betrage  der  gemeinschaftlichen  Havarie 
beizusteuern;  die  Gegenstände,  welche  in  gutem  Zustande  geblieben  oder 
gerettet  worden  sind,  haften  nicht  für  irgend  welche  Bezahlung  der  in 
die  See  geworfenen,  beschädigten  oder  gekappten. 

1346.  Ist  durch  den  Seewurf  von  Gütern  oder  durch  irgend  einen 
anderen  Schaden,  welcher  absichtlich  zur  Verhinderung  eines  Unfalles 
verursacht  ist,  das  Schiff  gerettet  worden  und  dann  bei  der  Fortsetzung 
-der  Reise  zu  Grunde  gegangen,  so  tragen  die  aus  dieser  zweiten  Gefahr 
geretteten  Waaren  allein  für  sich  zu  dem  auf  Grund  der  ersten  Gefahr 
stattgefundenen  Seewurf  bei,  und  zwar  nach  Massgabe  des  Werthes, 
weichen  sie,  nach  Abzug  der  Bergungskosten,  in  dem  Zustande  haben, 
in  welchem  sie  sich  befinden. 

1347.  Wird  das  Schiff  oder  die  Ladung  in  Folge  einer  beabsich- 
tigten Handlung,  aus  welcher  sich  gemeinschaftliche  Havarie  ergiebt, 
gerettet,  so  kann  derjenige,  welcher  einen  durch  diese  Handlung  ent- 
standenen Verlust  erlitten  hat,  keine  Entschädigung  irgend  welcher  Art 
<iurch  Beitrag  der  geretteten  Gegenstände  verlangen,  wenn  dieselben 
•durch  ein  zufälliges  Ereigniss  nicht  in  die  Hände  des  Eigenthämers  oder 
Konsignatars  gelangen  oder  bei  der  Ablieferung  keinen  Werth  mehr 
liaben,  vorbehaltlich  der  Fälle  in  den  Artikeln  949  und  1316  Nr.  12, 
13  und  21. 

Wenn  jedoch  der  Verlust  dieser  Waaren  durch  Verschulden  des 
Eigenthümers  oder  Konsignatars  entstanden  ist,  bleiben  sie  zum  Beitrage 
verpfiichtet. 

1348.  Der  Eigenthümer  der  Waaren  kann  in  keinem  Falle  ge- 
gezwungen werden,  mit  einer  höheren  Summe  zu  der  gemeinschaftlichen 
Havarie  beizusteuern,  als  die  Waaren  zur  Zeit  ihrer  Ankunft  werth  sind, 

19* 
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es  sei  denn  bezüglich  der  Kosten,  welche  der  Kapitän  nach  einem 
SchiiFbruche,  einer  Aufbringung  oder  Detinirung  des  Schiffes  in  gutem 
Glauben  und  selbst  ohne  Befehl  oder  Instniktionen  zur  Rettung  der 
schiffbrüchigen  Güter  oder  zur  Reklamation  der  gekaperten  yerausgabt 
hat,  auch  für  den  Fall,  dass  seine  Bemühungen  oder  Reklamationen  er- 
folglos gewesen  sind. 

1349.  Wenn  nach  erfolgter  Vertheilung  die  Eigenthümer  oder  Kon- 
signatare die  in  die  See  geworfenen  Güter  wieder  erlangen,  sind  sie  ver- 
pflichtet, dem  Kapitän  und  den  Ladungsinteressenten  den  Antheil,  welchen 
sie  in  Anbetracht  solcher  Gegenstände  empfangen  haben,  nach  Abzog 
der  durch  den  Seewurf  verursachten  Schäden  und  der  Kosten  der  Wieder- 
erlangung zurückzuerstatten. 

Die  in  solchem  Falle  zurückerstattete  Summe  ist  auf  das  Scbiff 
und  die  Ladungsinteressenten  in  demselben  Verhältnisse  zu  vertheilen, 
in  welchem  dieselben  zum  Ersatz  des  durch  den  Seewurf  entstandenen 
Schadens  beigetragen  haben. 

1350.  Wenn  der  Eigenthümer  der  in  die  See  geworfenen  Gegen- 
stände diese  zurückerlangt,  ohne  irgend  welche  Entschädigung  zu  fordern, 
oder  ohne  bei  der  Liquidation  der  Havarie  berücksichtigt  zu  sein,  so 
tragen  diese  Gegenstände  zu  den  Havarien,  welche  die  übrige  Ladnng 
nach  dem  Seewurfe  treffen,  nicht  bei. 

Titel  XV. 
Von  der  Sehiffshypothek^). 

1351.  Auf  jedes  Schiff  von  mehr  als  zwanzig  Tonnen  kann  eine 
Hypothek  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  vorliegenden  Titels  auf- 
genommen werden. 

1352.  Der  Vertrag  über  die  Hypothek  hat  in  einer  öffentlichen 
oder  privaten  Urkunde  zu  erfolgen  und  das  ganze  Schiff  oder  nur  einen 
Theil  desselben  zu  erfassen. 

1353.  Aufgenommen  werden  kann  die  Hypothek  auf  das  Scliift 
oder  einen  Theil  desselben  nur  durch  dessen  Eigenthümer  oder  durch 
einen  von  ihm  mit  Spezialvollmacht  versehenen  Mandatar,  mit  xAusnahme 
des  im  Art.  932  vorgesehenen  Falles.*) 


1)  Dieser  Titel  beruht  wesentlich  auf  dem  Französischen   Gesetz   vom 
1Ü./21.  Dezember  1872. 

2)  Wenn    ein    oder   mehrere    Mittheilhaber    des    Schiffes    gehörig  aufge- 
fordert  sind,   zu    den  zur   Equipirung    nothwendigen   Kosten   beizutragen   und 
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1354.  Die  aaf  eia  Schiff  aufgenommene  Hypothek  erfasst  alle  zu 
demselben  gehörenden  Geräthschaften,  yorbehaltlich  einer  ausdrücklichen 
Abmachung  des  Gegentheils. 

1355.  Die  Hypothek  muss  in  ein  Spezialregister  bei  der  Marinebehörde 
des  Hafens,  bei  welchem  das  Schiff  matrikulirt  ist,  eingetragen  werden, 
worüber  ein  Vermerk  durch  den  Sekretär  (Pfandbuchführer)  auf  die 
Schiffsurkunde  und  in  seine  Matrikel  zu  setzen  ist. 

1366.  Wenn  der  Hypothekenvertrag  in  privatschriftlicher  Form 
zu  Stande  gekommen  ist,  so  muss  ein  Exemplar  desselben  bei  der 
Maiinebehörde  niedergelegt  werden,  ^wo  es  deponirt  bleibt. 

Der  Sekretär  hat  mit  seiner  Unterschrift  die  Formrichtigkeit  der 
Eintragung  auf  den  anderen  Exemplaren  des  Abkommens,  welche  in  den 
Händen  der  Interessenten  verbleiben,  zu  bescheinigen. 

1357.  Wenn  verschiedene  Hypotheken  auf  das  nämliche  Schiff 
oder  einen  Theil  des  Schiffes  bestellt  werden^  so  bestimmt  die  Bang- 
ordnung ihrer  Eintragung  die  Priorität  unter  ihnen. 

Die  Priorität  Betreffs  der  an  dem  nämlichen  Tage  aufgenommenen 
Hypotheken,  ist  nach  der  Stunde  ihrer  Eintragung  zu  bestimmen,  welche 
in  dem  Register  und  in  den  Kontrakten  wie  auch  in  der  Urkunde  und 
der  Matrikel  des  Schiffes  durch   den   Sekretär   vermerkt  werden  muss. 

1358.  Die  Schiffshypothek  erlischt  nach  Ablauf  von  drei  Jahren 
^eit  dem  Datum  ihrer  Eintragung,  wenn  sie  nicht  erneuert  wird^). 

1359.  Der  Kontrakt  über  eine  Schiffshypothek  kann  nach  der 
Registrirung  durch  Indossamente  übertragen  werden,  welche  die  üeber- 
tragung  des  Hypothekenrechts  bewirken. 

1360«  Die  Marinesekretäre  sind  verpflichtet.  Jedem,  den  es  an- 
geht, den  Stand  der  auf  einem  Schiff  eingetragenen  Hypotheken  dar- 
znthun,    (Einsicht  zu  gewähren). 


mit  der  Einnahme  der  Ladung  begonnen  ist,  hat  der  Kapitän  das  Recht,  mit 
gerichtlicher  Ermächtigung  24  Stunden  nach  der  ergangenen  und  abge- 
lehnten AufforderuDg  auf  den  demselben  gehörigen  Theil  des  Schiffes  Geld 
aufzunehmen. 

^)  Uebereinstimmend  mit  dem  Belgischen  Itecht.  Art.  143  H.G.B. 
cf.  H.  d.  E.  Bändel  zweite  Aufl.  V.  371.  Nach  dem  Italienischen  Becht  ver- 
jährt das  Schijffspfand  in  drei  Jahren  vom  Tage  der  Fälligkeit  der  Obligation, 
Art.  920  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  IV  S.  362).  Nach  dem  neuen  Französischen 
Eecht  bleibt  (entsprechend  dem  Code  civil.  Art.  2154)  die  Hypothek  zehn  Jahre 
wirksam,  von  dem  Datum  der  Eintragung,  Art.  11  vom  10./7.  1885.  Im  neuen 
Portugiesischen  Becht  ist  gar  keine  Beschränkung  angegeben,  Art.  584 — 594 
H.G.B.    (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  162—165). 
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1361.  Falls  das  Schiff  verloren  geht,  oder  zur  Seefahrt  untauglich 
wird,  können  die  Hypothekengläubiger  ihre  Kechte  an  den  geretteten 
Gegenständen  oder  an  deren  Erlös  ausüben,  selbst  wenn  ihre  Forde- 
rungen noch  nicht  fällig  geworden  sind. 

Die  Hypothekengläubiger  können  in  gleicher  Weise  ihre  Bechte 
an  der  Summe  der  durch  den  Eigenthümer  oder  den  Eorrespondentrhe der 
auf  das  yerhypothedrte  Schiff  aufgenommenen  Versicherung^)  geltend 
machen. 

1363.  In  dem  in  dem  zweiten  Absatz  des  vorstehenden  Artikel 
vorgesehenen  Fall  kann  bei  der  Eintragung  der  Hypothek  der  Hypo- 
thekengläubiger die  Versicherungssumme  durch  den  Versicherer  reti- 
niren  lassen. 

1363.  Die  Gläubiger,  welche  ihre  Hypotheken  haben  eintragen 
lassen,  können  das  Schiff  oder  die  verhypothecirte  Schiffspart  zur  Sicher- 
heit ihrer  Forderungen  versichern  lassen. 

Die  Versicherer,  mit  denen  sie  abgeschlossen  haben,  treten  in  dem 
Fall,  dass  die  Versicherungssumme  an  einen  Hypothekengläubiger  zn 
zahlen  ist,  in  dessen  Recht  gegen  den  Schuldner. 

1364.  Die  Gläubiger,  welche  eine  auf  einem  Schiff  eingetragene 
Hypothek  besitzen,  können  gegen  das  Schiff;  vorgehen,  in  wessen  Hände 
auch  immer  es  übergegangen  sein  mag. 

Wenn  die  Hypothek  nur  einen  Theil  des  Schifies  erfasst^  so  kann 
der  Gläubiger  nicht  mehr  als  diesen  Theil  beschlagnahmen  und  ver- 
kaufen lassen. 

Wenn  mehr  als  die  Hälfte  des  Schiffes  für  die  Hypothek  ver- 
haftet ist,  so  kann  es  der  Gläubiger  gerichtlich  ganz  verkaufen  lassen, 
mit  der  Verpflichtung,  zu  dem  Verkaufsakt  alle  Miteigenthämer  za 
laden. 

In  allen  Fällen  von  Miteigenthum,  welches  nicht  aus  Erbfolge  oder 
Auflösung  einer  Ehegemeinschaft  herrührt,  bleiben  die  Hypotheken,, 
die  während  der  Ungetheiltbeit  durch  einen  oder  mehrere  der  Mit- 
eigenthümer  auf  einen  Theil  des  Schiffes  bestellt  sind,  unverändert  nach 
der  TheiluDg  oder  der  Versteigerung. 

1365.  Der  Eigenthümer  oder  die  Eigenthümer  eines  Schiffes^ 
welche  sich  das  Recht,  dasselbe  während  der  Reise  zu  verhypotheciren^ 
zu  reserviren  wünschen,  müssen  vor  dessen  Ausfahrt  vor  dem    Marine- 


^)  Uebereinstimmend  mit  dem  neuen  Pcrtngiesi sehen  Recht,  Art.  544 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  165):  abweichend  vom  neuen  fran* 
zö siechen  Recht.    Ges.  10./7.  1885. 
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Sekretär  des  Hafens^  in  welchem  es  matrikolirt  ist,  den  Werth  angeben, 
auf  den  dies  geschehen  soll. 

Diese  Erklärung  ist  in  dem  Spezialregister  der  Marinebehörde, 
ebensowie  in  der  Urkunde  und  in  der  Matrikel  des  Schifes  in  der 
Eangordnung  hinter  den  bereits  eingetragenen  Hypotheken  zu  yermerken* 

Die  während  der  Reise  und  Kraft  der  Bestimmung  des  gegen- 
wärtigen Artikels  aufgenommenen  Hypotheken  sind  in  der  Urkunde  und 
in  der  Matrikel  im  Inlande  von  den  Marinesekretäreu,  und  im  Auslande 
von  den  Eonsulen  der  Republik  zu  vermerken;  diese  müssen  davon 
in  ein  Spezialregister,  das  bei  den  MarinebehOrden  und  bei  den  Kon- 
sulaten zu  halten  ist,  Eintragung  machen. 

Die  Hypotheken  haben  ihren  Platz  unter  den  übrigen  nach  dem  Tage 
ihrer  Eintragung  in  die  Matrikel  und  in  die  Urkunde  des  Schiffes,  zu 
erhalten. 

1366.  Die  Hypothekengläubiger  eines  Schiffes  folgen  in  der 
Rangordnung  ihrer  Eintragungen  hinter  den  Gläubigem,  welche  nach 
den  Bestimmungen  des  folgenden  Titels  privilegiit  sind. 

1367.  Anwendung  finden  auf  die  Schiffshypothek  die  über  die 
Vertragshypotheken  im  burg|erlichen  Gesetzbuch*)  festge- 
setzten Vorschriften,  soweit  sie  nicht  mit  den  im  gegenwärtigen  Titel 
getroffenen  Anordnungen  im  Widerspruch  stehen. 

Titel  XVI. 
Von  den  See-Privilegien^). 

KAPITEL  L 
Allgemeine  Bestimmungen®). 

1368.  Die  in  dem  gegenwärtigen  Titel  festgesetzten  Privilegien  gehen 
Betreffs  der  Vermögensstücke,  auf  denen  sie  ruhen,  jedem  anderen  allge- 
meinen oder  speziellen  Privileg  an  beweglichen  Sachen  vor. 

1369.  Im  Fall  einer  Verschlechterung  oder  Verringerung  der 
den  Gegenstand  des  Privilegs  bildenden  Sache,  ist  dieses  an  dem  Best, 
der  übrig  bleibt  oder  zurückerlangt  oder  gerettet  worden  ist,  auszuüben. 


1)  Cod.  Civ.  Lib.  in.  Tit.  XIV. 

^  Dieser  Titel   beruht  wesentlich  —  grösstentheils   in   wörtlicher   Ueber- 
tragung  —  auf  dem  Italienischen  H.G.B.  Art.  666—682. 

3j  Entsprechen  wesentlich  dem  Art.  666 — 670  des  Italienischen  H.G.B. 
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1370.  Der  Gläubiger,  welcher  auf  einen  Gegenstand  oder  deren 
mehrere  privilegirt  ist,  und  bezüglich  des  (verhafteten)  Preises  derselben 
einem  anderen  Gläubiger,  der  ein  besseres  ßecht  hat  und  dessen  Privileg 
sich  auf  noch  andere  Gegenstände  erstreckt,  nachstehen  muss,  gilt  in 
das  Privileg  subrogirt,  welches  diesem  letzteren  zusteht. 

Das  nämliche  Recht  haben  die  übrigen  privilegirten  Gläubiger, 
welche  einen  Verlust  in  Folge  der  besagten  Subrogation  eifahren. 

1371.  Die  privilegirten  Forderungen  des  nämlichen  Ranges  kon- 
knrriien  unter  sich  im  Fall  der  Insufflcienz  der  Sache  im  Verhältniss  ihrer 
betrefienden  Beträge,  wenn  sie  in  dem  nämlichen  Hafen  vor  der  Abfahrt 
entstanden  sind.  Wenn  jedoch  nach  der  Unternehmung  oder  bei  Fort- 
setzung der  Reise  später  Fordenmgen  der  nämlichen  Art  kontrahirt 
werden,  so  haben  die  späteren  den  Vorzug  vor  den  früheren. 

Es  gemessen  das  nämliche  Voirecht  wie  das  Kapital  die  Kosten, 
welche  von  jedem  Gläubiger  bei  seinen  gerichtlichen  Massnahmen  auf- 
gewendet werden,  und  die  Zinsen,  welche  für  das  letzte  und  für  das 
laufende  Jahr  im  Augenblick  der  Verpfändung,  Sequestration  oder  frei- 
willigen Verkaufs  geschuldet  werden. 

1372.  Wenn  der  Titel  der  privilegirten  Forderungen  an  Ordre 
lautet,  so  bewirkt  seine  Indossirung  die  üebertragung  des  Privilegs. 


KAPITEL  IV). 

Von  den  in  Bezug  auf  die  verladenen  Sachen  privilegirten 

Forderungen. 

1373.  Es  sind  in  Bezug  auf  die  eingeschiffte  Ladung  privilegirt 
und  konkurriren  auf  ihren  Werth  nach  der  Rangordnung,  in  der  sie  im 
gegenwärtigen  Artikel  aufgezählt  sind,  die  folgenden  Forderungen: 

1.  die  Gerichtskosten,  welche  in  dem  gemeinschaftlichen  Interesse 
der  Gläubiger  aufgewendet  sind; 

2.  die  Kosten,   Entschädigungen   und   Löhne  für  Ufilfeleistung 
und  Bergung,  welche  für  die  letzte  Reise  geschuldet  werden; 

*  3.  die  Zollgebühren,    welche   für  die  nämlichen  Gegenstände  an 

\  dem  Lüschungsplatze  geschuldet  werden; 

!  4.  die  Kosten  für  den  Transport  und  diejenigen  für  die  Ladung; 


^)  Entspricht   wesentlich   den   Artikeln   671   und  672  des  Italienischen 
H.G.B. 
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5.  die  Miethe  für  die  Niederlegung  der  ausgeladenen  Gegen- 
stände ; 

6.  die  Sununen^  welche  als  Beitrag  bei  den  gemeinschaftlichen 
Havarien  geschuldet  werden; 

7.  die  Sodmereidarlehen  und  die  Versicherungsprämien; 

8.  die  Summen  an  Kapital  und  Zinsen,  welche  aus  den  Ver- 
pflichtungen geschuldet  werden,  die  von  dem  Kapitän  bezüglich 
der  Ladung  in  den  im  Art.  947  vorgeschriebenen  Fällen  mit 
den   gehörigen  Förmlichkeiten  eingegangen  sind; 

9.  jedes  andere  Darlehen  mit  Verpfändung  der  Ladung,  wenn 
der  Darleiher  das  Konnossement  besitzt. 

1374.  Die  in  dem  vorstehenden  Artikel  aufgezählten  Privilegien 
erlöschen,  wenn  der  Anspruch  nicht  innerhalb  15  Tagen  nach  Beendigung 
der  Löschung  und  bevor  die  geladenen  Gegenstände  in  die  Hände  eines 
Dritten  übergegangen  sind,  geltend  gemacht  ist. 

KAPITEL  mi). 
Von  den  in  Bezug  auf  die  Fracht  privilegirten  Fordenmgen. 

1375.  Es  sind  in  Bezug  auf  die  Fracht  privilegirt  und  konkurriren 
auf  den  Betrag  derselben  in  der  Rangordnung,  in  welcher  sie  nachstehend 
aufgeführt  sind,  die  folgenden  Forderungen: 

1.  die  Gerichtskosten,  welche  in  dem  gemeinschaftlichen  Interesse 
der  Gläubiger  aufgewendet  sind; 

2.  die  Kosten,  Entschädigungen  und  Löhne  für  Httlfeleistung 
und  Bergung,  welche  für  die  letzte  Reise  geschuldet  werden ; 

3.  die  Löhne,  Emolumente  und  Entschädigungen,  welche  in 
Gemässheit  der  Bestimmungen  dieses  Buches  dem  Kapitän 
und  den  übrigen  Personen  der  Mannschaft  für  die  Reise  ge- 
schuldet werden,   für  welche  die  Fracht  fällig  geworden  ist; 

4.  die  Summen,  welche  als  Beitrag  zu  den  gemeinschaftlichen 
Havarien  geschuldet  werden; 

5.  die  Bodmereidarlehne,  welche  auf  die  Fracht  genommen  sind, 
und  die  Versicherungsprämien; 

6.  die  Summen  an  Kapital  und  Zinsen,  welche  für  die  Ver- 
pflichtungen geschuldet  werden,  die  durch  den  Kapitän  in 
Bezug  auf  die  Fracht  in  den  in  dem  Art.  947  vorgesehenen 
Fällen  unter  den  gehörigen  Förmlichkeiten  eingegangen  sind; 


^)  Entspricht  wesentlich  dem  Art.  673  des  Italienischen  H.G.B. 
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7.  die  Entschädigungen,  die  den  Abladern  in  Folge  der  Unter- 
lassung der  Uebergabe  der  verladenen  Gegenstände,  oder  in 
Folge  von  Havarien  derselben,  die  sie  durch  Versehen  oder 
Verschulden  des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft  auf  der 
letzten  Reise  erlitten  haben;  die  Löhne  des  schuldigen  See- 
manns stehen  ebenfalls  unter  dieser  Haftbarkeit; 

8.  jede  andere  Schuld  mit  Verpfändung  der  Fracht,  welche  in 
die  Matrikel  des  Schiffes  eingeti^en  und  vermerkt  ist. 

Diese  Privilegien  hören  auf,  sobald  die  Fracht  gezahlt 
ist,  vorbehaltlich  des  Falles  des  Art.  998,  in  welchem  das 
Privileg  für  den  Sold  der  Mannschaft  erst  nach  Ablauf  von 
sechs  Monaten  nach   Rückgängigmachung  der  Reise  erlischt. 

KAPITEL  IV  0. 
Von  den  in  Bezug  auf  das  Schifif  privilegirten  Forderungen. 

1376.  Die  Schiffe  oder  deren  Antheile  (Schiffsparteu)  haften  auch 
in  den  Händen  eines  dritten  Besitzers  für  die  Zahlung  der  Forderungen, 
welche  das  Gesetz  als  privilegirt  erklärt,  in  der  Art  und  mit  den  Be- 
schränkungen, welche  in  den  folgenden  Artikeln  ausgedrückt  sind. 

1377.  Es  sind  in  Bezug  auf  das  Schiff  privilegirt  und  konkurriren 
auf  seinen  Preis  in  der  Ordnung,  in  welcher  sie  im  gegenwärtigen  Artikel 
aufgeführt  sind,  die  folgenden  Forderungen: 

1.  die  Gerichtskosten,  die  im  gemeinschaftlichen  Interesse  der 
Gläubiger  aufgewendet  sind; 

2.  die  Kosten,  Entschädigungen  und  Löhne  für  Hülfeleistung 
und  Bergung,  welche  für  die  letzte  Reise  geschuldet  werden; 

3.  die  Scbiffahrtsgebühren,  die  durch  die  Gesetze  bestimmt  sind; 

4.  die  Löhne  der  Lootsen,  der  Wächter  und  die  Kosten  der 
Bewachung  des  Schifies   nach  seiner  Einfahrt  in  den  Hafeo; 

5.  die  Miethe  für  die  Niederlegung  der  Geräthschaften  und 
anderen  Zubehörstücke  des  Schiffes; 

6.  die  Kosten  für  Erhaltung  des  Schiffes  und  seiner  Zubehörungen 
seit  seiner  letzten  Reise  und  seiner  Einfahrt  in  den  Hafen; 

7.  die  Löhne,  Emolumente  und  Entschädigungen,  welche  in  6e- 
mässheit   der  Bestimmungen   des  gegenwärtigen  Buches  dem 


^)  Entspricht  wesentlich   den  Artikeln   674  und   678  des  Italienischen 
HG.B. 
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Kapitän  und  den  übrigen  Personen  der  Mannschaft  für  die 
letzte  Reise  geschuldet  werden; 

8«  die  Summen,  welche  als  Beitrag  zu  den  gemeinschaftlichen 
Havarien  geschuldet  werden; 

9.  die  Summen  an  Kapital  und  Zinseui  welche  fttr  die  Ver- 
pflichtungen geschuldet  werden,  die  yon  dem  Kapitän  für  die 
Bedürfnisse  des  Schiffes  in  den  im  Art.  947  mit  den  gehörigen 
Förmlichkeiten  eingegangen  sind; 

10.  die  Beträge,  welche  unter  Verbodmung  des  Schiffskörpers  und 
der  Zubehörstficke  zur  Ausrüstung,  Bewaffnung  und  Ein- 
richtung aufgenommen  sind,  wenn  der  Kontrakt  vor  Abfahrt 
des  Schiffes  aus  dem  Hafen,  wo  solche  Verbindlichkeiten 
eingegangen  sind,  geschlossen  und  unterzeichnet  ist;  femer 
die  Versicherungsprämien  mit  ihren  Nebengebühren  für  die 
letzte  Beise,  mag  die  Versicherung  auf  die  Reise  oder  auf 
beschränkte  Zeit  genommen  sein,  und  Betreffs  der  Dampfer, 
welche  periodisch  ihre  Reisen  unternehmen  und  auf  beschränkte 
Zeit  versichart  sind,  die  Prämien,  welche  auf  die  letzten 
sechs  Monate  entfallen,  und  ausserdem  bei  Versicherungs- 
gesellschaften auf  Gegenseitigkeit  die  Umlagen  oder  Beiträge 
für  die  letzten  sechs  Monate; 

11.  die  Entschädigungen,  welche  den  Abladern  und  Passagieren 
Mangels  Uebergabe  der  yerladenen  Gregenstände  oder  wegen 
deren  Havarien  geschuldet  werden,  die  sie  in  Folge  Ver- 
sehens oder  Verschuldens  des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft 
auf  der  letzten  Reise  erlitten  haben; 

12.  die  Schulden,  welche  aus  dem  Bau  des  Schiffes  entstanden 
sind; 

13.  der  Preis  der  letzten  Erwerbung  des  Schiffes  mit  den  Zinsen 
aus  den  beiden  letzten  Jahren. 

1378^).    Ausser  den  allgemeinen  Gründen,   aus  denen  Verpflich- 
tungen erlöschen,  endigen  die  Privilegien  der  Schiffsgläubiger: 

1.  durch  den  gerichtlichen  Verkauf  des  Schiffes,  welcher  auf 
Antrag  der  Gläubiger  oder  aus  einem  anderen  Grunde  in  der 
vorgeschriebenen  Form  vollzogen  ist,  nach  Zahlung  des  Preises, 
auf  welchen  die  Privilegien  übergehen; 


1)  Entspricht  wesentlich   dem  Art.   67d   des   Italienischen  H.G.B.  (cf. 
H.  d.  £.  Bd.  lU  S.  314). 
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2.  durch  den  Ablaof  der  Frist  von  drei  Monaten  im  Fall  einer 
freiwilligen  Veräusserung. 

Diese  Frist  läaft  von  dem  Datum  der  Eintragung  der 
Yeräusserungsakte,  wenn  das  Schiff  sich  zur  Zeit  der  Ein- 
tragung in  dem  Seebezirk  des  Matrikelhafens  befindet,  und 
von  dem  Datum  seiner  Bückkehr  in  den  besagten  Bezirk,  wenn 
die  Eintragung  der  VerAusseruDg  erfolgt  ist,  nachdem  das 
Schiff  bereits  die  Beise  angetreten  hatte;  nur  muss,  innerhalb 
eines  Monats  nach  dem  Datum  der  Eintragung,  die  Ver- 
äusserung den  privilegirten  Gläubigern  mitgetheilt  werden, 
deren  Titel  in  der  Akte  betreffend  die  Nationalitat  des 
Schiffes  eingetragen  und  vermerkt  oder  dem  Yeräusserer  oder 
dem  Erwerber  bekannt  sind. 

In  allen  Fällen  ist  die  Veräusserung  öffentlich  allgemein 
Mittels  der  entsprechenden  Veröffentlichung  während  zwanzig 
Tagen  hintereinander  in  mindestens  zwei  Lokalblättern,  welche 
die  grösste  Verbreitung  haben,  bekannt  zu  machen  und  muss 
innerhalb  des  Monats  des  Datums  der  obenerwähnten  Ein- 
tragung vor  sich  gehen. 

Handelt  es  sich  um  Schiffe,  deren  Tragfähigkeit  zehn 
Kubikmeter  nicht  übersteigt,  so  genügt  die  Veröffentlichung 
in  einer  Zeitung. 
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Buch  IV. 
Yon  den  Fallimenten^). 

Titel  I. 
Allgemeine  Bestimmnngen. 

1379.  Die  ZahlungseiDStellnng,  mag  sie  sich  auf  eine  Handels- 
Verbindlichkeit  oder  anf  deren  verschiedene  beziehen,  nnd  mag  die  be- 
stimmende Ursache  irgend  welche  sein,  bildet  den  den  Fallimentszustand 
erzeugenden  Thatbestand  (el  hecho  generador). 

Ein  solcher  Zustand  kann  nur  bei  Eaufleuten  nnd  den  Kollektiv- 
wesen, welchen  dieser  Charakter  zukommt,  eintreten. 

1380.  Die  Zahlungseinstellung,  welche  sich  auf  Schulden  oder 
Verbindlichkeiten  bezieht,  die  keinen  handelsrechtlichen  Charakter 
haben,  kann  nicht  als  gesetzlicher  Grund  dienen,  den  Fallimentszustand 
hervorzurufen. 

Es  ist  indessen  nicht  nothwendig,  dass  die  Zahlungseinstellung  aus 
einer  Handelssache  herrührt. 

1381.  Der  Fallimentszustand  umfasst  die  Ge»ammtheit  des  Ver- 
mögens, der  Rechte,  Ansprüche  (Klagerechte)  und  Obligationen  des 
Falliten,  mit  denjenigen  Ausnahmen,  die  in  diesem  Gesetzbuche  festge- 
setzt sind. 

1382.  Das  Falliment  kann  nach  dem  Ableben  eines  Kaufmanns 
erklärt  werden,  wenn  der  Tod  im  Zustande  der  Zahlungseinstellung  er- 
folgt ist^. 


*)  Der  Entwurf  des  vorliegenden  Gesetzbuchs  —  wie  überhaupt  die 
ausländische  Gesetzgebung,  —  ist  eingehend  yon  Kohler  in  seinem  Lehr* 
buch  des  Konkurs  rechts  berücksichtigt. 

2)  Entsprechend  dem  früheren  Recht,  Art.  1529  H.G.B.  cf.  H.  d.  E.  Bd.  I 
zweite  Aufl.  S.  278).  üeber  ein  stimmend  das  Französische  Recht  Art.  43'' 
AI.  2  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  II  S.  592). 
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Indessen  darf  die  Fallimentserklärung  nur  innerhalb  sechs  Monaten  ^) 
gerechnet  von  dem  Todestage ,  Seitens  der  Gläubiger  beantragt  oder 
Ton  Amtswegen  ausgesprochen  werden. 

1383.  Wer  aufgehört  hat,  Kaufmann  zu  sein,  kann  in  FaUiment 
erklärt  werden,  sofern  bewiesen  wird,  dass  die  Zahlungseinstellung  bereits 
zur  Zeit  der  Ausübung  des  Handels  eingetreten  war. 

Von  diesem  Rechte  darf  nur  innerhalb  der  Frist  von  sechs 
Monaten  nach  dem  Tage,  an  welchem  derselbe  seine  Geschäfte  beendet. 
Gebrauch  gemacht  werden. 

1384-.  Die  Fallimentserklärung,  betreffend  eine  offene  Handels- 
gesellschaft (Kollektivgesellschaft)  oder  eine  Kommanditgesellschaft,  be- 
wirkt den  Fallimentszustand  für  alle  solidarisch  haftenden  Gesellschafter, 
durch  welche  sie  gebildet  wird^). 

Dagegen  zieht  das  Falliment  eines  Gesellschafters  nicht  noth- 
wendig  das  Falliment  der  Gesellschaft,  der  er  angehört,  nach  sich;  der 
Antheil,  welcher  dem  Falliten  an  dem  Gesellschaftsvermögen  zukommt, 
steht  in  diesem  Fall  den  Gesellschaftsgläubigem  mit  Vorzug  vor  den 
anderen  persönlichen  Gläubigem  des  Gesellschafters  zu. 

Die  nämliche  Vorschrift  findet  Anwendung  in  dem  Fall,  wenn 
Jemand  Mitglied  zweier  oder  mehrerer  Gesellschaften  ist,  von  denen  die 
eine  in  Fallimentszustand  erklärt  ist. 

1385.  Die  im  Auslande  ausgesprochene  Fallimentserkläning  ist 
nicht  geeignet,  gegen  die  Gläubiger,  welche  der  Fallit  in  der  Republik 
hat,  herangezogen  zu  werden,  um  ihnen  die  Rechte,  welche  sie  an  den  im 
Inlande  befindlichen  Vermögen  zu  besitzen  behaupten,  zu  bestreiten,  noch 
um  die  Akte,  welche  diese  mit  dem  Falliten  abgeschlossen  haben, 
unwirksam  zu  machen. 

Ist  das  Falliment  ebenfalls  durch  die  Gerichte  der  Republik  erklärt, 
so  kommt  dies  für  die  Gläubiger,  welche  zu  der  im  Ausland  gebildeten 
Gläubigergemeinschaft  (Konkurs)  gehören,  nur  dann  in  Betracht,  wenn 
nach  vollständiger  Befriedigung  der  inländischen  Gläubiger  ein  Ueberschnss 
verbleibt. 


^)  Nach  früherem  Hecht  innerhalb  eines  Jahres,  Art.  1529  H.G.B. 

3)  Auch  nach  früherem  Recht  zog  das  Falliment  einer  Kollektiv-Gesell- 
schaft oder  einer  Kommandit  -  Gesellschaft  das  Falliment  der  einzelnen  nn- 
beschränkt  haftenden  Gesellschafter  nach  sich,  Art.  1530  H.G.6.  Ueberein- 
stimmend  das  neue  Spanische  Kecht,  Art.  923  H.G.B.  (et.  H.  d.  E.  Bd.  V.  L 
fc>,  172).  das  Italienische  Recht  Art.  847  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  III  S.  Ul\ 
1  nd  das  diesbezüglich  darauf  beruhende  neue  Portugiesische  Recht,  Art.  746 
H.G.B.  (cf  H.  d   E.  Nachtrag  I  S.  210). 
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1386.  Die  Fallimentserklärung  bewirkt  die  Vennuthung  der 
Unzulänglichkeit  der  Masse,  ohne  dass  eine  besondere  Entscheidung 
hierüber  noth wendig  wäre;  und  nachdem  jene  Erklärung  gerichtlich  be- 
stätigt worden  y  ist  die  Liquidation  der  Aktiva  und  Passiva  des  Falli- 
ments nach  Massgabe  der  in  diesem  Buch  aufgestellten  Vorschriften 
statthaft. 

1387.  Die  Fallimentserklärung  zieht  alle  schwebenden  Geschäfte 
des  Falliten  und  alle  seine  civilen  Rechtssachen,  Forderungen  und 
Schulden  vor  das  Handelsgericht. 

Titel  II. 
Von  der  Fallimentserklärnng. 

1388.  Der  Fallimentszustand  kann  nur  durch  das  Handelsgericht 
erklärt  werden  auf  Gresuch  des  Falliten  selbst,  auf  Antrag  eines  ^)  oder 
mehrerer  seiner  Grläubiger,  oder  auf  Ersuchen  des  öffentlichen  Ministeriums^ 
(der  Staatsanwaltschaft),  im  Fall  dass  ein  Kaufmann  flüchtig  ist  oder  sich 
verborgen  hält,  ohne  eine  Person  zurückgelassen  zu  haben,  welche  in 
seiner  Vertretung  seine  Geschäfte  versieht  und  seine  Verbindlichkeiten 
erfüllt. 

1389.  Jeder  Kaufmann,  welcher  seiue  Zahlungen  einstellt,  ist 
verpflichtet,   diesen  Zustand  binnen  drei  Tagen ^)  anzumelden;  der  Tag 


1)  üebereiD stimmend  mit  dem  früheren  Hecht,  Art.  1526  AI.  I,  H.G.B., 
genügt  ein  Gl&ubiger. 

2)  Nach  früherem  Hecht  von  Amts  wegen  durch  das  Handelsgericht, 
Art.  1521  und  1527  H.G.B.  (cf.  H.d,  E.Band  I  S.  277,  278).  Nach  Italienischem 
Kecht  kann  das  Falliment  auch  von  Amtswegen  ohne  Weiteres,  (ohne  Flucht- 
verdacht u.  8.  w.)  erklärt  werden,  Art.  684  H.G.B.  (cfr.  H.  d.  E.  Band  III.  S.  315). 
Ebenso  nach  Französischem  Itecht  Art.  440  H.G.B.  Abweichend  das  neue 
Portugiesiflche  Becht,  Art.  690  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  191.), 
nach  welchem  die  Erkl&rung  des  Falliments  von  Amtswegen  überhaupt  — 
auch  unter  den  obigen  Voraussetzungen  —  beseitigt  ist.  Nach  dem  Spanischen 
Itecht  findet  eine  Erklärung  von  Amts  wegen  ebenfalls  nicht  statt»  Art.  875 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E  Band  V  1.  S.  161).  Auch  nach  dem  neuen  Brasilia- 
nischen Becht  ist  die  Erkl&rung  des  FaUiments  von  Amtswegen,  Art.  807 
H.G.B.,  fortgefallen,  Art.  4  Fallimentsdekret  vom  24.  Oktober  1890. 

B)  üeberein stimmend  mit  dem  früheren  Becht,  Art.  1522  K.GB.  (cf.  H. 
d.  E.  Band  I  zweite  Auflage  S.  277).  Nach  dem  neuen  Brasilianischen 
Becht  binnen  fünf  Tagen,  Art.  5  Fallimentsdekret  vom  24.  Oktober  1890.  Nach 
dem  neuen  Portugiesischen  Becht  binnen  zehn  Tagen,  widrigenfalls  das 
Falliment  als  schuldbar  vermuthet  wird,  Art.  697  H.G.B.  (cf.  H.  d.  R  Nachtrag  I. 
*S.  192). 
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der   Zahlungseinstellung  wird  in   die    drei   Tage    der   Frist    miteinge- 
rechnet. 

Die  Anmeldung  hat  in  dem  Sekretariat  (der  Gerichtsschreiberei) 
des  Handelsgerichts  des  Wohnsitzes  des  Falliten,  und  wenn  es  sich  um 
eine  Handelsgesellschaft  handelt,  bei  dem  Handelsgericht,  wo  sich  die 
Hauptniederlassung  befindet,  zu  erfolgen. 

1390.  Die  Anmeldung  des  Falliments  muss  enthalten: 

1.  die  allgemeine  Bilanz  der  Geschäfte; 

2.  die  Darlegung  der  Ursachen  des  Falliments  mit  allen  bezug- 
lichen Beweismitteln; 

3  die  Unterschrift  des   Falliten   oder   der    Person,   welche  zu 
diesem  Akt  durch  Spezialvollmacht  ermächtigt  ist. 

1391.  Der  Sekretär  (Gerichtsschreiber),  welcher  die  Falliments- 
anmeldung entgegennimmt,  hat  an  deren  Schluss  einen  Vermerk  über 
Tag  und  Stunde  ihrer  Einreichung  zu  setzen,  indem  er  zugleich  dem 
Ueberbringer  auf  Erfordern  eine  Bescheinigung  über  diese  Massnahme 
übergiebt. 

1392.  Wenn  das  Falliment  von  einem  legitimirten  Gläubiger 
beantragt  wird,  so  muss  dieser  dem  Gerichtshof  den  Beweis  der  That- 
sachen  oder  Umstände,  die  es  andeuten  und  aus  denen  hervorgeht, 
dass  der  Schuldner  wirklich  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  beibringen. 
Der  Antrag  ist  bei  dem  Sekretariat  des  Gerichts  zu  stellen,  welches 
den  Tag  und  die  Stunde  der  Einreichung  zu  vermerken  hat. 

Der  Richter  hat  so  schleunig  als  möglich  Beschluss  zu  fassen, 
wobei  er  den  Schuldner  mündlich  hören  kann,  nachdem  er  ihn  zu  diesem 
Zwecke  geladen. 

1393.  Handelt  es  sich  um  Gesellschaften  mit  solidarischer  Haftung, 
so  kann  die  Darlegung  des  Fallimentszustandes  durch  jeden  der  solidanseli 
haftenden  Gesellschafter  erfolgen. 

Im  Fall  des  Falliments  einer  anonymen  Gesellschaft  hat  die 
Darlegung  durch  die  Gereuten  oder  Verwalter  zu  geschehen. 

Die  Hypotheken-  und  Pfand  -  Gläubiger  sind  nicht  befugt,  die 
Fallimentserklärung  nachzusuchen,  ausser  in  dem  Fall,  dass  sie  beweisen, 
dass  die  haftenden  Vermögensstücke  zur  Zahlung  ihrer  Forderungen 
nicht  ausreichen. 

1394.  Falls  ein  Kaufmann  flüchtig  ist  oder  sich  verborgen  hält, 
hat  das  Gericht,  auf  Antrag  des  öffentlichen  Ministeriums  oder  eines 
Gläubigers   anzuordnen,   dass  vorläufig   die  Siegel  angelegt  werden,   als 
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Massregel,    um   die  Rechte   der  Gläubiger  zu  wahren;    darauf  ist  zur 
Erklärung  des  Falliments  zu  schreiten. 

1395.  Ein  Kaufmann  kann  in  den  Fallimentszustand  erklärt 
werden,  selbst  wenn  er  nur  einen  Gläubiger  hat^). 

Nicht  erlaubt  ist  es  dem  Sohn  gegenüber  dem  Vater,  dem  Vater 
gegenüber  dem  Sohn,  noch  der  Ehefrau  gegenüber  dem  Ehemann  oder 
umgekehrt,  die  Fallimentserklärung  zu  betreiben. 

1396.  Der  Beschluss,  welcher  den  Fallimentszustand  eines  Kauf- 
manns erklärt,  muss  enthalten: 

1 .  die  Ernennung  des  zuständigen  Verwalters  gemäss  Artikel  1422 ; 

2.  den  Befehl,  die  schriftliche  und  telegraphische  Korrespondenz 
des  Falliten  zurückzuhalten; 

3.  die  Bestimmung  einer  Frist,  damit  alle  Gläubiger  des  Falliten 
dem  Verwalter  die  Beweistitel  ihrer  Forderungen  vorlegen; 
diese  Frist  darf  nicht  weniger  als  fünfzehn,  noch  mehr  als 
vierzig  Tage  betragen; 

4.  in  derselben  Urkunde  ist  auf  zwanzig  Tage  nach  dem  Ablauf 
der  Frist,  auf  die  sich  der  vorstehende  Absatz  bezieht,  der 
Tag  zu  bestimmen,  an  welchem  die  Versammlung  zur  Fest- 
stellung und  Rangabstufung  (Graduation)  der  Forderungen 
stattfinden  muss;  unter  der  Verwarnung,  dass  dieselbe  mit 
den  Gläubigem,  die  sich  einfinden,  welches  auch  ihre  Zahl 
sei,  stattfinden  werde; 

5.  die  Aufforderung  an  Alle,  welche  Vermögensstücke  und 
Urkunden  des  Falliten  besitzen,  diese  zur  Verfügung  des 
Gerichts  zu  stellen,  bei  den  betreffenden  Strafen  und  Ver- 
antwortlichkeiten ; 

6.  den  Arrestbefehl  an  den  Falliten,  wenn  dieser  nicht  der  Be- 
stimmung des  Art.  1389  genügt  hatte,  als  er  seinen  Falliments- 
zustand anmeldete,  und  wenn  die  Erklärung  auf  Antrag  von 
Gläubigem  oder  weil  der  Kaufmann  entflohen  ist  oder  sich 
verborgen  hält,  erfolgt; 

7.  die  vorläufige  Feststellung  des  Tages  der  Zahlungseinstellung, 
auf  dessen  Datum  sich  die  Wirkungen  des  Falliments  zurück- 
erstrecken müssen,  unbeschadet  der  Bestimmung  des  wirk- 
lichen Zeitpunktes,  welcher  eintreten  muss,  sobald  das  Gericht 
im  Besitze  der  betreffenden  Vorgänge  ist; 


^)  Uebereinstimmend  mit  dem  früheren  Hecht,  Art.  1526.  H.G.B. 
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8.  das  Verbot,  an  den  Falliten  Zahlungen  zu  leisten  oder 
Waaren  zu  übergeben,  bei  Strafe,  dass  diejenigen,  die  dies 
thun^  durch  die  besagten  Zahlungen  und  Lieferungen  von 
den  Verpflichtungen,  welche  zu  Gunsten  der  Masse  schwebten, 
nicht  befreit  werden; 

9.  die  Beschlagnahme  aller  Vermögensstücke  und  Besitzthumer 
des  Falliten. 

1397.  Die  Entscheidung,  welche  das  Falliment  erklärt,  muss  in 
zwei  Zeitungen  des  Wohnsitzes  des  Falliten  und  in  den  Lokalblättern  der 
Plätze,  wo  sich  Handelsetablissements  von  ihm  befinden,  veröflFentlicht 
werden ;  auch  ist  sie  ausserdem  in  eines  der  Lokalblätter  des  Sitzes  des 
Gerichts  und  wenn  ein  solches  nicht  vorhanden  ist,  in  eine  der  Zeitungen 
des  nächsten  Platzes  einzurücken. 

1398.  Wenn  die  Fallimentserklärung  auf  Antrag  von  Gläubigem 
erfolgt  ist,  so  kann  der  Fallit  den  Widerruf  binnen  acht  Tagen  verlangen, 
gerechnet  von  dem  Tage,  an  welchem  die  Erklärung  erfolgt  ist.  Dieser 
Eechtsbehelf  kann  nur  auf  die  Unrichtigkeit  der  Thatsachen  gegründet 
werden,  auf  deren  Gewicht  sich   der   Eröffnungsbeschluss   gestützt  hat. 

1399.  Die  Verhandlung  betreffend  Aufhebung  des  Eröflftiungs- 
beschlusses  ist  unter  Anhörung  der  Partei,  welche  die  Falliments- 
erklärung betrieben  hat,  zu  instruiren,  indem  im  Wege  der  Beweis- 
aufnahme die  von  der  einen  und  der  anderen  Seite  angebotenen  Be- 
weise erhoben  werden. 

Die  Instruirung  der  Yerhandlung  darf  sich  nicht  länger  als 
zwanzig  Tage  verzögern;  wenn  diese  Frist  abgelaufen  ist,  hat  der 
Gericntshof  sofort  Beschluss  zu  fassen.  Gegen  diesen  Beschluss  findet 
Berufung  in  thatsächlicher  Beziehung  und  nur  mit  devolutiver  Wirkung 
statt. 

1400.  Durch  den  Einspruch  des  Schuldners  gegen  die  Falliments- 
entscheidung wird  die  Vollstreckung,  der  im  Artikel  1396  vorgesehenen 
Massnahmen  weder  gehindert  noch  aufgehoben. 

1401.  Wird  die  Entscheidung  betreffend  die  Fallimentserklänmg 
aufgehoben,  so  werden  die  Angelegenheiten  in  den  Zustand  zurück- 
versetzt, welchen  sie  vorher  hatten. 

Der  Kaufmann,  gegen  welchen  das  Verfahren  Platz  gegriffen  bat, 
darf  gegen  denjenigen,  welcher  dasselbe  betrieben,  einen  Ansprach 
wegen  Schäden  und  Nachtheilen  erheben,  wenn  er  beweist,  dass  jener 
mit  Arglist  oder  offenbarer  Ungerechtigkeit  verfahren  ist. 
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Titel  III. 
Von  den  rechtlichen  Wirkungen  der  Faliimentserklärnng. 

1402.  Dem  Falliten  wird  von  Rechtswegen  von  dem  Tage  der 
Fallimentserklämng  ab  die  Verwaltung  seines  ganzen  Vermögens  ent- 
zogen nnd  ihm  dieselbe  verboten,  —  einschliesslich  des  Vermögens, 
welches  er  unter  irgend  einem  Titel,  während  er  sich  in  den  Falliments- 
zustand befindet,  erwirbt. 

1403.  Der  Fallit  darf  jedoch  diejenigen  Ansprüche  verfolgen, 
welche  seiner  Person  anhaftende  Rechte  zum  Gegenstande  haben,  oder 
welche  lediglich  zur  Erhaltung  seines  Vermögens  dienen. 

1404.  Es  erlöschen  für  den  Falliten  die  Mandate  und  Kommissionen, 
welche  er  vor  dem  Falliment  erhalten  hat;  und  seine  Angestellten  oder 
Faktoren  sind  ihrer  Stellung  mit  demjenigen  Tage  enthoben,  an  welchem 
das  Falliment  zu  ihrer  Eenntniss  kommt.  An  diesem  Datum  werden 
die  Kontokorrente  durch  die  betreffenden  Rimessen  saldirt. 

1405.  Der  Verlust  der  Verwaltung  erstreckt  sich  nicht  auf  die 
Einkünfte  oder  Pensionen,  welche  der  Fallit  von  dem  Staat  erhält,  so- 
weit nicht  die  allgemeinen  Gesetze  die  Beschlagnahme  gestatten,  noch  auf 
diejenigen  Vermögensstücke,  welche  dem  Falliten  unter  der  Bedingung 
geschenkt  oder  vermacht  sind,  dass  sie  nicht  der  Veräusserung  unter- 
liegen. 

1406.  Der  Fallit  behält  die  Verwaltung  des  Vermögens  seiner 
Ehefrau  und  seiner  Kinder;  aber  die  Zinsen  und  Einkünfte,  die  ihm  ge- 
bühren, können  zur  Masse  seines  Vermögens  gezogen  werden,  unter  der 
Bedingung,  dass  sie  in  gebührender  Weise  für  die  Ausgaben  reservirt 
bleiben,  für  welche  die  Einnahmen  jener  Zinsen  und  Früchte  be- 
stimmt sind. 

1407.  Wenn  der  Fallit  einer  Erbschaft  oder  einem  Vermächtniss, 
welche  ihm  zugefallen,  entsagt,  so  kann  der  Verwalter  mit  gerichtlicher 
Genehmigung  die  Erbschaft  oder  das  Vermächtniss  für  Rechnung  der 
Masse  im  Namen  des  Schuldners  und  an  seiner  Statt  und  in  seiner 
Rechtsstellung  annehmen. 

Die  Entsagung  wird  alsdann  nur  zu  Gunsten  der  Gläubiger  an- 
noUirt,  und  zwar  bis  zu  dem  Betrage,  welcher  ihren  Fordei*ungen  gleich- 
kommt.   Sie  besteht  fort  in  Bezug  auf  den  Erben. 

1408.  Die  Rechtsgeschäfte,  welche  durch  den  Falliten  von  dem 
Datum   ab,   auf  welches  das  Gericht  die  wirkliche  Zahlungseinstellung 

20* 
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festgesetzt  hat,   vorgenommen  werden,   sind  für  die  Masse  absolut  oder 
relativ  nichtig. 

1409.  Zur  ersten  Kategorie  gehören: 

1.  alle  Yeräussernngen  von  beweglichen  nnd  unbeweglichen 
Vermögensstiicken,  Rechten  und  Ansprüchen,  unter  unent- 
geltlichem Titel; 

2.  die  Zahlungen,  welche,  sei  es  in  baar,  durch  CessioneD, 
Kompensationen,  Uebertragungen  oder  in  anderer  Form  auf 
nicht  fällige  Schulden  erfolgen,  mögen  sie  auch  Seitens  des 
Gläubigers  und  Schuldners  in  gutem  Glauben  geschehen  sein; 

3.  die  Zahlungen  von  fälligen  Schulden,  welche  auf  eine  andere 
Weise,  als  baar  oder  in  Handelspapieren  erfolgen; 

4.  alle  Hypotheken  und  Pfänder,  welche  auf  Vennögens- 
stücke  des  Schuldners  für  Verbindlichkeiten  gelegt  werden, 
die  dem  Datum  nach  früher  entstanden  sind,  als  sie  diese 
Sicherung  erhalten  haben. 

1410.  Es  gehören  zur  zweiten  Klasse  alle  übrigen  Zahlungen, 
welche  der  Schuldner  auf  fällige  Schulden  leistet,  alle  Veräusserungen  und 
im  Allgemeinen  alle  Akte  und  Verbindlichkeiten  —  selbst  wenn  sie  nicht 
handelsrechtliche  sind  — ,  welche  nach  der  Zahlungseinstellung  und  vor 
der  gerichtlichen  Fallimentserklärung  eingegangen  sind,  wenn  diejenigen^ 
welche  ein  Vermögensstück  des  Schuldners  erhalten  haben,  oder  die- 
jenigen, welche  mit  ihm  verhandelt  haben,  Kenntniss  von  der  Zahlungs- 
einstellung gehabt,  vorbehaltlich  des  den  gutgläubigen  Dritten  zustehenden 
Rechtes,  die  Beträge  ihres  Vermögens,  welche  zur  Masse  geflossen  waren, 
zurückzufordern. 

1411.  Handelt  es  sich  um  Wechsel,  so  erzeugt  die  Entscheidung, 
welche  den  Inhaber  verurtheilt  hat,  das  unter  Kenntniss  der  Zahlungs- 
einstellung Empfangene  zurückzuerstatten,  die  Wirkungen  eines  Protestes 
dergestalt,  dass  aut  den  Aussteller  und  die  Indossanten  zurückgegriffen 
werden  kann. 

1412.  Die  FaUimentserklärung  suspendirt  die  Verfolgung  der 
persönlichen  Klagen  gegen  den  Falliten ;  diese  können  nur  gegen  den  Ver- 
walter angestrengt  oder  fortgesetzt  werden. 

1413.  Die  Fallimentserklärung  macht  alle  Schulden  des  Falliten 
einziehbar,  selbst  wenn  sie  noch  nicht  fällig  sind,  —  mögen  sie  handels- 
rechtliche oder  civilrechtliche  sein,  —  unter  Abzug  der  gesetzlichen 
Zinsen,  entsprechend  der  Zeit,  die  an  der  Fälligkeit  fehlt. 
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Ausgenommen  sind  die  jährlichen  Einkünfte,  bis  das  Gericht  in  An- 
sehung ihrer  Bedingungen  den  Betrag  festsetzt,  mit  dem  der  Gläubiger 
bei  dem  Eonkurse  sich  zu  betheiligen  hat. 

1414.  Das  das  Falliment  erklärende  Erkenntniss  suspendirt  nur 
in  Beziehung  auf  die  Masse  den  Lauf  der  Zinsen  jeder  Forderung, 
welche  nicht  durch  Privileg,  Pfand  oder  Hypothek  gesichert  ist. 

Die  Zinsen  der  gesicherten  Forderungen  können  nur  aus  den  Be- 
trägen gefordert  werden,  welche  aus  den  für  das  Privileg,  die  Hypothek, 
oder  das  Pfand  verhafteten  Vermögensstücken  herrühren. 

1415.  Die  Mitschuldner  des  Falliten  bei  einer  zur  Zeit  des  Falli- 
ments noch  nicht  fälligen  Handelsschuld  sind  nur  verpflichtet,  Sicherheit 
dafür  zu  leisten,  dass  sie  bei  Fälligkeit  zahlen,  wenn  sie  nicht  vor- 
zieheuy  sofort  zu  zahlen^). 

1416.  Die  Vorschrift  des  vorstehenden  Artikels  findet  nur  auf 
den  Fall  der  gleichzeitig  Verpflichteten  Anwendung. 

Wenn  die  Verpflichtung  eine  successive  ist,  wie  bei  den  Indossa- 
menten, so  gewährt  das  Falliment  des  späteren  Indossanten  kein  Eecht, 
die  vorstehenden  Indossanten  vor  der  Fälligkeit  in  Anspruch  zu  nehmen. 

1417.  Im  Fall  einer  durch  Bürgschaft  gesicherten  Schuld  kommt, 
wenn  es  der  Schuldner  ist,  welcher  fallirt,  dem  Bürgen  die  ganze  im 
Vertrage  ausgemachte  Frist  zu  Gute. 

Fallirt  der  Bürge,  so  ist  die  Vorschrift  des  Artikel  479  zu 
beobachten. 

1418.  Die  Kompensation  greift  im  Fall  eines  Falliments  ent- 
sprechend den  Vorschriften,  welche  über  diese  Art  des  Erlöschens  von 
Forderungen  bestehen,  Platz.  Indessen  können  sich  auf  Kompensationen 
gegen  den  Falliten  nicht  berufen  die  Cessionare  oder  Indossatare  von 
Credit-Titeln  oder  -Papieren. 


Titel  IV. 

Von  der  Ernennung  der  Verwalter. 

1419.  Im  Monat  Dezember  jeden  Jahres  hat  die  Handelskanmier 
der  Börse,  wo  solche  vorhanden  ist,  eine  Liste  von  dreissig  Kaufleuten 
von  notorisch  gutem  Ruf  und  gesichertem  Kredit  aufzustellen,  damit  sie 


^)  Entsprechend  dem  früheren  Eecht,  Art.  1546  H.Gr.B.,  welches  diese 
Bestimmung  dem  alten  Portugiesischen  Eecht  entnommen  hatte,  Art.  1140 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  IV  S.  24G). 
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das  Amt  von  Verwaltern  bei  den  Fallimenten  versehen,  welche  sich  in 
dem  folgenden  Jahre  ereignen^). 

1430.  An  den  Orten,  wo  eine  Handelsbörse  nicht  existirt,  sind 
die  Kanfleute,  welche  ein  Patent  der  höchsten  Klassen  bezahlen,  zu  dem 
Amt,  auf  welches  sich  der  vorstehende  Artikel  bezieht,  desigoirt;  zu 
diesem  Behufe  sind  sie  von  dem  Handelsrichter,  welcher  der  Versamm- 
lung vorzusitzen  hat,  einzuberufen;  ist  mehr  als  ein  Richter  vorhanden, 
so  erfolgt  die  Einberufung  durch  den  ältesten. 

Die  Designation  erfolgt  durch  die  versammelten  Kaufleute,  welches 
ihre  Zahl  auch  sein  mag,  und  im  Fall  kein  Kaufmann  sich  eingefunden 
hat,  durch  den  Richter. 

1421.  Ist  die  Designation  erfolgt,  so  werden  die  Namen  der  De- 
signirten  in  die  Loosume  gelegt,  und  sie  werden  in  der  Reihenfolge 
ernannt,  welche  die  Ausloosung  ergiebt. 

1422.  Die  Richter  haben  in  jedem  Fall,  um  das  Amt  eines  Ver- 
walters zu  versehen,  den  Kaufmann  zu  ernennen,  welcher  durch  die 
Zahlenreihe  der  Liste  bestimmt  ist. 

1423.  Die  Liste  der  Designirten  ist  in  zwei  Tagesblättem  des 
Platzes  zu  veröffentlichen  und  in  den  Gerichtssälen  und  an  der  Börse 
oder  dem  Markt,  wo  solche  vorhanden  sind,  anzuschlagen. 

1424.  Falls  der  zur  Ausübung  des  Amtes  Ernannte  verhindert 
oder  abwesend  ist,  so  ist  er  durch  denjenigen  zu  ersetzen,  welcher  ibm 
in  der  Zahlenreihe  folgt,  indem  er  als  übergangen  anzusehen  ist.  Im 
Fall,  dass  der  Letzte  der  Liste  ernannt  ist,  hat  die  Designation  eines 
Verwalters  wieder  mit  dem  ersten  zu  beginnen. 

1425.  Ueber  die  zur  Uebernahme  ihrer  Funktionen  berul'enen 
Verwalter  ist  ein  Verzeichniss  aufy.us teilen,  in  welchem  zu  vermerken  ist: 

1.  die  Namen  der  designirten  Personen; 

2.  das  Datum  ihrer  Ernennung; 

3.  die  Bestimmung  des  Konkurses,  bei  welchem  sie  mitwirken, 
und  sonst  geeignete  Umstände. 

Dieses  Verzeichniss  ist  an  sichtbarer  Stelle  in  jedem  Gericht  anzu- 
bringen und  die  Vermerke  darin  sind  durch  die  zuständigen  Sekretäre 
zu  machen. 


^)  Nach  Italienischem  Recht  haben  die  Handelskammern  alle  3  Jahre 
Listen  von  geeigneten  Personen  aufzustellen,  aus  denen  die  Verwalter  zu  wählen 
sind,  Art.  715  und  716  H.G  B.  (ct.  H.  d.  E.  Bd.  III  S.  321).  Ebenso  nach  dem 
neuen  Portugiesischen  Recht.  Art.  702  Nr.  L  und  2  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nach- 
trag I  S.  193). 
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1436.  Das  Amt  eines  Verwalters  kann  aus  folgenden  Grün  den 
niedergelegt  werden: 

1.  wegen  Krankheit,  welche  die  Ausübung  der  Verwaltungs- 
ftinktionen  hindert; 

2.  wegen  dringender  Nothwendigkeit,  sich  zu  entfernen; 

3.  weil  der  Betreffende  im  Jahre  vorher  Verwalter  gewesen; 

4.  aus  jedem  anderen  Grunde,  der  von  dem  Gericht  für  triftig 
erachtet  wird.  Wenn  die  Niederlegung  wegen  einer  unge- 
nügenden Veranlassung  erfolgt,  so  haben  die  Eichter  den 
Widerwilligen  mit  einer  Strafe  von  500  Pesos  zu  belegen. 

1427.  Nicht  darf  Verwalter  ein  Bluts- Verwandter  oder  ein  Ver- 
schwägerter des  Falliten  bis  einschliesslich  zum  vierten  Grade  sein^). 

1428.  Die  nämliche  Person  darf  zur  Ausübung  der  Funktionen 
eines  Verwalters  nicht  öfter  als  zwei  Jahre  hinter  einander  ernannt 
werden;  und  die  Liste  muss  in  jedem  Jahre  mindestens  zur  Hälfte  er- 
neuert werden. 

1429.  Wenn  die  Richter  aus  einem  der  in  den  Artikeln  1424 
und  1426  dargelegten  Gründen  genöthigt  sind,  die  Eeihenfolge  bei  der 
Ernennung  zu  ändern,  so  muss  in  dem  betreffenden  Protokoll  der  Grund, 
welcher  massgebend  gewesen  ist,  vermerkt  werden ;  und  zwar  hat  dies 
in  der  Kolumne  „Bemerkungen",  auf  welche  der  Art.  1425  Bezug  nimmt, 
zu  geschehen. 


Titel  V. 
Von  den  auf  die  Fallimentserklärnng  folgenden  Massnahmen. 

1430.  Sobald  der  Verwalter  sein  Amt  übernommen  hat,  hat  er 
sofort,  gemeinschaftlich  mit  dem  Falliten  oder  dessen  Bevollmächtigten, 
gegebenen  Falles  mit  dem  gesetzlichen  Vertreter  des  Nachlasses,  sowie 
mit  dem  Sekretär  des  Gerichts  zur  Prüfung  der  Siegel  und  Verschlüsse, 
welche  die  Vermögensstücke  und  Papiere  des  Falliten  verwahren,  zu 
schreiten. 

Wenn  die  Siegel  oder  Verschlüsse  Zeichen  von  Gewalt  aufweisen, 
so  ist   dem   Gericht   sofort   Eechenschaft   zu   geben,   damit   dieses   das 


1)  Entsprechend  dem  früheren  Kecht,  Art.  1558  AI.  1  H.G.B.  Ebenso 
nach  Italienischem  Eecht,  Art.  714  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E  Bd.  III  S,  321)  und 
neuem  Portugiesischen  Eecht,  Art.  702  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I 
S.  193). 
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Nöthige  beschliesse,  sei  es,  indem  es  die  sofortige  Oeffnung  anordnet  oder 
diese  suspendirt,  bis  die  vorläufigen  Massnahmen  in  einer  Frist,  welche 
fiinf  Tage  nicht  übersteigen  darf,  festgesetzt  sind. 

1431.    Die   Besitznahme   der  Vermögensstücke   und   Papiere   des 
Falliten  ist  in  folgender  Weise  zu  bewirken: 

1.  es  ist  zur  Beschreibung,  Inventarisirung  und  Schätzung  aller 
Vermögensstücke  und  Effekten  zu  schreiten ;  über  diese  Ver- 
richtung muss  eine  Akte  in  zwei  Exemplaren  aufgenommen 
werden ; 

2.  es  ist  die  Zahl,  die  Art  und  der  Zustand  der  vorhandenen 
Handelsbücher  festzustellen,  wobei  in  einem  jeden  derselben 
im  Anschlnss  an  die  letzte  Eintragung  ein  Vermerk  über  die 
vorhandenen  beschriebenen  Blätter  zu  setzen  ist,  der  von  dem 
Verwalter,  dem  Sekretär  und  dem  Falliten,  wenn  er  an- 
wesend, zu  unterschreiben  ist.  Wenn  die  Bücher  nicht  in 
der  gesetzlichen  Form  bezeichnet  sind,  so  sind  alle  ihre 
Blätter  durch  den  Verwalter  und  den  Sekretär  zu  rubriciren. 

3.  gleichzeitig  sind  das  Geld  sowie  die  Wechsel,  Zahlungs- 
anweisungen und  die  übrigen  Krediturkunden  zu  inven- 
tarisiren; 

4.  die  Grundstücke  bleiben  unter  der  Aufsicht  des  Verwalters, 
der  ihre  Früchte  und  Eraeugnisse  einzieht,  und  die  Mass- 
nahmen trifft,  die  geeignet  sind,  jede  Verschlechterung  zu 
verhindern. 

Alle  übrigen  Vermögensstücke ,  Bücher  und  Papiere 
bleiben  gleichfalls  im  Besitz  des  Verwalters,  welcher  darüber 
am  Schluss  des  Inventars  zu  quittiren  hat; 

5.  hinsichtlich  der  Vermögensstücke,  welche  sich  ausserhalb  des 
Wohnsitzes  des  Falliten  befinden,  sind  die  nämlichen,  oben 
erwähnten  Massnahmen  an  den  Orten  zu  treffen,  wo  sie  sich 
befinden,  wobei  zu  diesem  Behufe  die  nothwendigen  An- 
weisungen zu  ertheilen  sind.  Wenn  die  Inhaber  jener  Ver- 
mögensstücke Personen  von  notorischer  Sicherheit  in  Anbe- 
tracht des  Werthes  derselben  sind,  so  sind  die  Vermögens- 
stücke bei  ihnen  im  Depositum  zu  belassen; 

6.  wenn  der  Verwalter  nicht  persönlich  anwesend  sein  kann,  so 
darf  er  eine  Person  bevollmächtigen,  die  ihn  vertritt; 

7.  die  Kleider  und  Mobilien,  die  zum  Gebrauch  des  Falliten  und 
seiner   Familie   unumgänglich    nothwendig   sind,    sind   ümen 
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gegen  eine  Quittung  zu  übergeben,  die  dem  Inventar  beizu- 
fügen ist; 
8.  sofern  das  Inventar  nicht  an  einem  einzigen  Tage  abgeschlossen 
werden  kann,  so  sind  die  Gerichtssiegel  an  die  Thüren  der 
Eäume  zu  legen,  in  denen  sich  die  Vennögensstücke  befinden, 
wobei  ausserdem  die  Polizei  um  Ueberwachung  derselben  zu 
ersuchen  ist. 

1432.  Wenn  es  sich  um  das  Falliment  einer  Kollektivgesellschaft 
oder  einer  anderen  Gesellschaft  handelt,  in  welcher  verschiedene  solidarisch 
haftende  Gesellschafter  vorhanden  sind,  so  sind  die  im  vorstehenden 
Artikel  vorgesehenen  Massnahmen  nicht  nur  in  der  Hauptniederlassung 
der  Gesellschaft,  sondern  auch  in  dem  Domizil  eines  jeden  der  solidarisch 
haftenden  Gesellschafter  zu  treffen. 

Wenn  es  sich  um  eine  anonyme  Gesellschaft  handelt,  so  sind  die 
vorgeschriebenen  Massregeln  nur  in  den  Niederlassungen  oder  Pertinenzien 
der  Gesellschaft  auszuführen. 

1433.  Sind  die  in  den  vorstehenden  Artikeln  vermerkten  Mass- 
regeln beendet,  so  sind  die  Inventarien  zu  unterschreiben,  und  es  ist 
ein  Exemplar  dem  Gericht  einzusenden,  während  das  andere  in  dem 
Besitz  des  Verwalters  verbleibt. 

Von  diesem  Augenblick  an  bleibt  der  Verwalter  im  Besitz  aller 
Vennögensstücke  des  Falliments  mit  den  Verpflichtungen  und  Haftbar- 
keiten, die  der  Fall  mit  sich  bringt. 

1434.  Wenn  der  Fallit  zur  Zeit  der  Fallimentserklärung  an- 
wesend ist  und  die  Bilanz  nicht  eingereicht  hat,  so  ist  ihm  deren 
Aufstellung  binnen  einer  Frist  aufzugeben,  die  niemals  zehn  Tage  über- 
steigen darf.  Diese  Bilanz  ist  vom  Verwalter  zu  prüfen  oder  von  ihm 
selbst,  wenn  der  Fallit  abwesend,  aufzustellen. 

Die  Aufstellung  der  Bilanz  kann  durch  den  Falliten  in  Person 
oder  mittelst  eines  Beauftragten,  in  Gegenwart  des  Verwalters  oder 
der  Person,  welche  er  ernennt,  geprüft  werden. 

Zu  diesem  Behuf  sind  ihm  unter  Aufsicht  des  Verwalters  die 
Bücher  und  Papiere  des  Falliments,  welche  nothwendig  sind,  zu  über- 
geben, ohne  dass  er  sie  aus  dem  Bureau,  wo  die  Prüfung  der  Bilanz 
vorgenommen  wird,  entfernen  darf. 

1486.  Die  Angestellten  und  anderen  Beamten  des  Falliten  haben 
die  Pflicht,  die  Angaben  und  Daten  zu  liefern,  welche  sie  gewähren 
können. 
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Im  Fall  ihrer  Weigerung  kann  der  Verwalter  bestimmte  Personen 
sowohl  über  das,  was  sich  auf  die  Aufstellung  der  Bilanz  bezieht,  als 
über  die  Ursachen  und  Umstände  des  Falliments  befragen. 

In  keinem  Fall  dürfen  in  solcher  Beziehung  die  Ehefrau,  die 
Wittwe,  die  Ascendenten  oder  Descendenten  des  Falliten  befragt  werden. 

1436.  Wenn  der  Verkauf  von  Vermögensstücken  zur  Verhütonjr 
wahrscheinlicher  Verschlechterung  oder  kostspieliger  Aufbewahrung  un- 
erlässlich  geworden  ist,  so  muss  ihn  der  Verwalter  bei  dem  Gericht 
beantragen,  welches  den  Verkauf,  wenn  es  ihn  für  angezeigt  erachtet, 
anzuordnen  hat,  indem  es  den  öffentlichen  Auktionator  ernennt,  der  ihn 
durchzuführen  hat. 

1437.  Wenn  unter  den  Vermögensstttcken,  von  denen  der  vor- 
stehende Artikel  handelt,  sich  einige  befinden,  bezüglich  deren,  wie 
bekannt,  ein  besonderes  Privileg  obwaltet,  so  ist  so  zu  verfahren,  dass 
der  Erlös    aus  ihrem  Verkauf  dem  betreffenden  Zweck  gewidmet  wird. 

1438.  Der  Verwalter  ist  verpflichtet,  die  nothwendigen  Mass- 
nahmen zu  treffen,  um  alle  Eechte  und  Ansprüche  der  Masse  zu  erhalten. 

1439.  Die  fälligen  Forderungen  müssen  durch  den  Verwalter 
einj^ezogen  werden,  welcher  zu  diesem  Behufe  die  Schuldner  verklagen  kann. 

1440.  Die  aus  dem  Verkauf  von  Waaren  sich  ergebenden  Be- 
träge, oder  die  erfolgten  Einnahmen  sind  nach  vorgängiger  Kürzung 
der  Kosten  an  demjenigen  Platz  zu  hinterlegen,  der  zur  Empfang- 
nahme gerichtlicher  Konsignationen  bestimmt  ist. 

Es  dürfen  Gelder  aus  dem  Depot  nur  Kraft  Anweisung  des  Richters 
herausgenommen  werden. 

1441.  Alle  fünfzehn  Tage  muss  der  Verwalter  eine  Aufstelhiug 
der  Gelder  des  Konkurses  machen  und  sie  auf  dem  Sekretariat  mr 
Einsichtnahme  der  Gläubiger  niederlegen. 

1442.  Der  Verwalter  muss  binnen  zehn  Tagen  nach  Ablauf  der 
Frist  zur  Anmeldung  der  Forderungen  eine  Aufstellung  der  Aktiva 
und  Passiva  der  Masse  unter  Hinzunahme  derjenigen  seiner  Verwaltung, 
zu  den  in  dem  folgenden  Titel  bestimmten  Zwecken  machen. 

Auch  hat  er  eine  eingehende  Darstellung  von  den  Gründen  d*-^ 
Falliments  zu  geben,  dabei  beachtend  das  Ergebniss  der  Bilanzen,  den 
Zustand  der  Bücher,  die  Art  der  zuletzt  von  dem  Falliten  geschlossenen 
Geschäfte,  den  Charakter  der  von  ihm  vorgenommenen  Veräusserungen, 
Veriieimlichungen ,    Simulationen    und    andere    Umstände,    welche  noth- 
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wendig  sind,  mn  auf  Zufälligkeit,  Schuldhaftigkeit  oder  Betrug  zu 
schliessen,  welche  auf  den  Fallimentsznstand  einwirken  können,  wobei 
die  im  Titel  „Von  den  Massregeln  gegen  die  Person  des  Falliten  im 
Fall  von  Schuld  oder  Betnig"  aufgestellten  Vorschriften  zu  beachten  sind. 


Titel  VI. 
Von  der  Anmeldmig  der  Forderungen,  ihrer  Prufnug  nnd  ihren  Vorrechten. 

1443.  Die  Gläubiger  sind  verpflichtet,  dem  Verwalter  die  Beweis- 
urkunden über  ihre  Forderungen  binnen  der  zu  diesem  Behufe  bestimmten 
Frist  zu  übergeben,  unter  Beitügung  von  Abschriften  der  bezeichneten 
Urkunden,  damit  dieselben  von  dem  Vertreter  verglichen  und  bei  Kon- 
statirung  der  Uebereinstimmung  mit  dem  Original  am  Schluss  mit  einem 
unterschriebenen  Vermerk  versehen  werden,  dass  die  Urschriften  in  seinem 
Besitz  bleiben,  während  jene  —  die  Abschriften  —  den  Interessenten 
zurückgewährt  werden. 

1444.  Der  Verwalter  hat,  je  nachdem  er  die  Urkunden  von  den 
Gläubigem  empfängt,  diese  Urkunden  mit  den  Büchern  und  Papieren 
des  Falliments  zu  vergleichen  und  hat  seine  eigene  Kenntnissnahme 
auf  jede  Forderung  auszudehnen,  nach  Massgabe  dessen,  was  sich  aus 
den  besagten  Büchern  und  Papieren  ergiebt. 

1445.  Binnen  zehn  Tagen  nach  Ablauf  der  im  Art.  1396  Abs.  3 
bestimmten  Frist  muss  der  Verwalter  eine  Generalaufstellung  aller  zu 
Lasten  des  Falliments  angemeldeten  Forderungen  machen,  bei  jedem 
Artikel  nach  der  Reihenfolge  der  Zahlen  auf  die  vorgelegten  Urkunden 
Bezug  nehmend  und  die  Privilegien  oder  Vorzugsrechte  bestimmend, 
die  jeder  Forderung  zustehen. 

1446.  Die  Versammlung  der  Gläubiger  hat  unter  dem  Vorsitz 
des  Gerichts  •  an  dem  bezeichneten  Tage  stattzufinden  und  es  ist  dabei 
folgenderraassen  zu  verfahren: 

1.  der  Verwalter  hat  seinen  Bericht  über  das  Falliment  und 
den  Stand  seiner  Aktiva  und  Passiva  mit  der  Rechnung 
seiner  Verwaltung  vorzulesen; 

2.  über  jede  der  Forderungen  ist  in  der  Reihenfolge,  wie  sie 
in  der  von  dem  Verwalter  vorgelegten  Aufstellung  aufgeführt 
sind,  zu  verhandeln.  Diese  Reihenfolge  muss  in  der  Weise 
beobachtet  werden,  dass  mit  den  Forderungen,  deren  Fest- 
stellung nach  Ermessen  des  Verwalters  keine  Schwierigkeiten 
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bietet,  begonnen  und  mit  denen,  welche  mehr  Zweifel  bieten, 
geschlossen  wird.  Die  Verhandlung  erstreckt  sich  auf  die 
Rechtmässigkeit  der  Forderung  und  das  Vorzugsrecht,  welches 
ihr  zusteht; 

3.  nach  erfolgter  Feststellung  der  Forderungen  können  die 
Gläubiger  den  Verwalter  bestätigen  oder  an  seiner  Stelle 
durch  Mehrheit  der  Stimmen  der  in  der  Versammlung  An- 
wesenden einen  anderen  ernennen.  Diese  Ernennung  darf 
nur  auf  eine  Person  fallen,  welche  die  Eigenschaft  eines 
Gläubigers  hat^); 

4.  nach  Erledigung  der  Punkte,  auf  die  sich  die  vorstehenden 
Absätze  beziehen,  kann  in  der  nämlichen  Versammlung  über 
einen  Akkord  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  folgenden 
Titels  verhandelt  werden. 

1447.  Die  Gläubiger,  deren  Forderungen  sich  nicht  aus  den  Bi- 
lanzen und  Büchern  des  Falliten  ergeben,  sind  zur  Versammlung  zu- 
zulassen, sofern  sie  vor  Zusammentritt  derselben  dem  Verwalter  die 
Urkunden  über  ihre  Forderungen  unter  der  Haftbarkeit,  zu  welcher 
Veranlassung  vorliegt,  übergeben. 

1448.  Niemand  ist  in  der  Versammlung  als  Vertreter  eines  Anderen 
zuzulassen,  es  sei  denn,  dass  er  mit  genügender  Vollmacht  versehen  ist, 
welche  er  dem  Richter  in  der  Verhandlung  vorzulegen  hat. 

Niemand  kann  von  mehr  als  einem  ^)  Gläubiger  bevollmächtigt 
werden,  noch  kann  die  Vollmacht  irgend  einem  Gläubiger  des  Falliten 
übertragen  werden. 

Der  Fallit  kann  persönlich  erscheinen  oder  sich  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten vertreten  lassen. 

1449.  Jeder  der  Gläubiger  ist  einzeln,  einer  nach  dem  andern, 
aufzurufen,  wobei  die  betrefiende  Post  und  die  Urkunde,  sowie  auch  die 
auf  ihn  sich  beziehenden  Bemerkungen  verlesen  werden. 


t 
I 


^)  Nach  früherem  Recht  war  stets  ein  neuer  Verwalter  zu  ernennen,  der 
Gläubiger  sein  musste,  (Art.  1644  H.G.B.).  Nach  Italienischem  Recht  sind 
die  Gläubiger  von  der  Wahl  ausgeschlossen  (persone  estranee  alla  massa  dei 
creditori),  Art.  714  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  III  S.  321),  desgleichen  nach  dem 
neuen  Portugiesischen  Recht  (persoas  estranhas  aos  credores),  Art.  702 
H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  193). 

^)  Nach  neuem  Brasilianischen  Recht  zulässig,  Art.  38  §.  4  Falliments- 
dekret  vom  24.  Oktober  1890. 
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Alle  Yersammelten  Gläubiger  und  der  FaUit  oder  ihre  Bevoll- 
mächtigten können  bezüglich  jeder  Post,  die  Bemerkungen  machen,  die 
sie  für  angemessen  halten. 

1450.  Wenn  gegen  die  Forderung  durch  den  Verwalter,  den 
Falliten  oder  einen  der  anwesenden  Gläubiger  kein  Widerspruch  er- 
erhoben wird,  so  gilt  sie  als  festgestellt  und  ist  in  die  Liste  der  aner- 
kannten Forderungen  einzutragen. 

Diese  Liste  enthält  die  Namen  der  Gläubiger  und  die  Art  und  den 
Betrag  jeder  Forderung. 

1451.  Die  Ehefrau  ist  nicht  als  Gläubigerin  zuzulassen,  wenn 
sie  Vortheile  in  Anspruch  nimmt,  die  ihr  in  dem  Ehevertrage  bewilligt 
sind;  und  umgekehrt,  darf  der  Eonkurs  in  keinem  Falle  Nutzen  aus 
den  Vortheilen  ziehen ,  welche  zu  Gunsten  des  Ehemanns  fest- 
gesetzt sind. 

1462.  Falls  die  Ehefrau  für  den  Ehemann  Vermögensstücke  er- 
worben oder  Schulden  gezahlt  hat,  so  wird  vermuthet,  dass  sie  dies 
mit  den  Mitteln  der  ehelichen  Gemeinschaft  gethan  hat.  Sie  kann  in 
Folge  dessen  unter  diesem  Titel  nicht  als  Gläubigerin  des  Eonkurses 
zugelassen  werden,  es  sei  denn,  dass  durch  Urkunden  bewiesen  wird,  dass 
die  aufgewendeten  Summen  ihr  ausschliesslich  gehört  haben. 

1453.  Im  Fall  des  Art.  1449  hat  der  Bichter  in  der  nämlichen 
Versammlung  über  die  Zulassung  oder  Zurückweisung  der  vermerkten 
Forderungen  zu  beschliessen ;  und  wenn  dies  nicht  möglich  ist,  hat  er 
anzuordnen,  dass  die  Begründung  der  Widerspruchserklärung  vorbe- 
halten bleibt,  um  am  dritten  Tage  darüber  zu  entscheiden,  unter  Be- 
nachrichtigung an  die  Widersprechenden  und  den  Gläubiger,  welche 
innerhalb  der  besagten  Frist  die  vorhandenen  Beweise  und  Urkunden 
für  die  Berechtigung  der  Widersprüche  und  der  Forderungen  vorlegen 
müssen. 

1454.  Wenn  der  Richter  nach  der  Art  oder  Wichtigkeit  der  Be- 
merkungen, die  einer  Forderung  zu  Theil  werden,  für  nothwendig  er- 
achtet, einen  Termin  zur  Beweiserhebung  anzuberaumen,  so  hat  er  hier- 
von die  Interessenten  innerhalb  der  Frist,  auf  die  sich  der  vorstehende 
Artikel  bezieht,  in  Eenntniss  zu  setzen,  indem  er  zu  gleicher  Zeit  eine 
solche  von  acht  peremptorischen  Tagen  bestimmt;  sind  diese  abgelaufen, 
so  schreitet  er  ohne  Weiteres  zur  Beschlussfassung. 

1455.  In  allen  Fällen  ist  die  ergehende  gerichtliche  Entscheidung  in 
thatsächlicher   Beziehung   appellabel,   ohne   dass   der    Rechtsbehelf   die 
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Fortsetzung    der    Versammlung    oder    die    ferneren    Massnahmen    des 
Fallimentsverfahrens  aufhält. 

Das  Verfahren  betr.  jene  Streitpunkte  ist  in  beiden  Instanzen 
mündlich,  und  es  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

1456.  Wenn  die  Feststellung  aller  angemeldeten  Forderungen  in 
der  ersten  Versammlung  nicht  möglich  ist,  so  hat  der  Richter  die 
Sitzung  auf  den  nächsten  Tag,  den  er  bestimmt,  zu  verschieben,  indem 
er  dieses  im  Protokoll  vermerkt,  ohne  dass  eine  neue  Einberufung 
nöthig  ist. 

1457.  In  dem  Fall  des  vorstehenden  Artikels  haben  die  Gläubiger, 
welche  der  ersten  Versammlung  nicht  beigewohnt  haben,  kein  Eecht. 
gegen  die  in  ihr  zugelassenen  und  anerkannten  Forderungen  Wider- 
spruch zu  erheben. 

1458.  Die  Gläubiger,  welche  die  Beweisurkunden  ihrer  Forderungen 
nicht  vorgelegt  haben,  dürfen  zur  Masse  nicht  zugelassen  werden,  ohne 
dass  die  Feststellung  derselben  vorhergeht;  letztere  ist  gerichtlich  auf  ihre 
Kosten  unter  Ladung  und  Anhörung  des  Verwalters  zu  bewirken. 

1469.  Wenn  die  Feststellung  der  Forderungen  und  die  Er- 
örterungen, zu  denen  etwa  Veranlassimg  vorlag,  erledigt  sind,  so  sind 
die  Protokolle  und  übrigen  Vorgänge  dem  Verwalter  zu  übergeben, 
welcher  Angesichts  ihrer  die  Aufstellung  der  festgestellten  Forderungen 
zu  besorgen  hat.,  mit  dem  Privileg,  welches  einer  jeden  derselben 
zukommt. 

Die  besagte  Aufstellung  und  der  Bericht,  auf  den  sich  Art.  1442 
und  Absatz  1  des  Art.  1446  beziehen,  müssen  dem  Gericht  binnen  fünf 
Tagen  nach  jener  Uebergabe  eingereicht  werden,  unter  Benachrichtigung 
der  Gläubiger  mittelst  Veröffentlichungen ,  Behufs  der  Wirkungen  des 
folgenden  Artikels. 

1460.  Innerhalb  der  zehn  Tage  nach  dieser  Einreichung  kann 
jeder  Gläubiger  gegen  die  Aufstellung  der  Eangabstufung  (Graduation) 
Widerspruch  erheben,  und  dieser  Widerspruch  ist  unter  Aufnahme  eines 
Protokolls  in  einem  mündlichen  Verfaliren,  welches  durch  Urtheil  binnen 
fünf  Tagen  beendigt  sein  muss,  zu  begründen. 

Der  ergehende  Beschluss  ist  in  thatsächlicher  Beziehung  appellabel. 

1461.  Sowohl  in  dem  Fall,  dass  die  Aufstellung  der  Rangabstofnng 
nicht  innerhalb  der  in  dem  vorstehenden  Artikel  festgesetzten  Frist  er- 
folgt   ist,    als  in   dem   Fall   des    Widerspruchs ,    welcher   durch    einen 
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vollsti*eckbaren   Beschloss   erledigt  ist,   muss   das    Gericht    eine  Ent- 
scheidung yerkünden,  die  folgende  Punkte  in  sich  schliessen  muss: 

1.  Bestätigung  der  Aufstellung  betr.  die  Feststellung  und  Rang- 
abstufung  der  Eonkursforderungen; 

2.  Festsetzung  des  Zeitpunktes  für  die  thatsächliche  Ein- 
stellung der  Zahlungen,  wobei  die  durch  den  Bericht  des 
Verwalters  erbrachten  Vorgänge  in  B.echnung  zu  ziehen  sind ; 

3.  das  Vorhandensein  einer  Schuld,  eines  Betruges  oder  einer 
Zufälligkeit  des  Falliments,  wobei  gegebenen  Falles  das  Ver- 
fahren anzuordnen  ist,  welches  im  zwölften  Titel  mit  Bezug  auf 
die  Person  des  Falliten  und  seiner  Mitschuldigen  bestimmt  ist; 

4.  gegebenen  Falles  die  Ladung  des  Falliten  zum  Akkord, 
wobei  ihm  eine  peremptorische  Frist  yon  acht  Tagen  zu  stellen 
ist,  um  einen  solchen  vorzuschlagen,  unter  der  Androhung,  dass 
nach  Ablauf  der  besagten  Frist  mit  der  Liquidation  der 
Masse  und  Vertheilung  des  Vermögens  nach  Massgabe  der 
Bestimmung  im  elften  Titel  dieses  Buches  vorgegangen  werde. 

1462.    Die  Entscheidung,  auf  welche  sich  der  vorstehende  Artikel 
bezieht,  unterliegt  keinem  Rechtsmittel. 


Titel  VII. 
Vom  Akkord. 

1463.  Der  Akkord  ist  eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Falliten 
nnd  seinen  chirographarischen  Gläubigem,  durch  welche  dem  Schuldner 
eine  Zahlungsfrist  oder  ein  Nachlass  oder  Erlass  an  dem  Betrage  der 
Forderungen  gewährt  wird. 

1464.  In  der  nämlichen  Versammlung,  von  welcher  im  Art.  1446 
gehandelt  wird,  kann  nach  Erledigung  ihrer  Gegenstände,  über  einen 
Akkord  verhandelt  und  Beschluss  gefasst  werden,  wenn  nach  dem 
Bericht,  auf  den  sich  der  Art.  1442  bezieht,  oder  nach  anderen  Vor- 
gängen nicht  Anzeichen  Aon  Arglist  oder  Betrug  bei  dem  Falliment  ob- 
walten. 

1465.  Der  Akkordvorscblag  muss  in  allen  Fällen  schriftlich  er- 
folgen und  dem  Fallimentsrichter  eingereicht  werden,  welcher  ohne 
Weiteres  die  Einberufung  der  Gläubiger  zu  einer  Versammlung  an- 
zuordnen hat,  die  binnen  zehn  Tagen  nach  dem  Datum  nach  vor- 
gängiger öffentlicher  Bekanntmachung  der  Ladungen  stattfinden  muss. 


320  Argentinien. 

Falls  der  Vorschlag  bei  der  Gelegenheit,  von  der  in  dem  ange- 
führten Artikel  1446  die  Rede  ist,  eingebracht  wird^  nrnss  ihn  der 
Eichter  zur  Kenntniss  der  anwesenden  Gläubiger  bringen,  damit  darüber 
verhandelt  wird,  wenn  dieselben,  was  ihre  Zahl  und  das  Kapital  betiiftt 
welches  sie  repräsentiren,  die  Bedingungen  des  Artikel  1471  erfüllen. 

1466«  Der  flüchtige  Fallit  darf  über  einen  Akkord  nicht  gehört 
werden,  und  ebensowenig  derjenige,  bei  welchem  Anzeichen  eines  be- 
trügerischen Falliments  vorliegen. 

1467.  An  der  Erörterung  und  Beschlussfassung  über  den  Akkord 
dürfen  nur  die  Gläubiger  Theil  nehmen,  deren  Titel  in  gehöriger  Weise 
festgestellt  sind. 

Die  Gläubiger  mit  Eigenthnmsansprüchen,  die  hypothekarischen  und 
anderweit  privilegirte  Gläubiger,  dürfen  an  den  Erörterungen  über  den 
Akkord  nicht  Theil  nehmen,  bei  Strafe,  allen  Beschlüssen  unterworfeu 
zu  sein,  welche  in  dieser  Beziehung  gefasst  werden. 

Allein  die  Thatsache  der  Abstimmung  über  den  Akkord  hat  den 
Verzicht  auf  das  Privileg  zur  Folge;  jedoch  bleibt  dieser  Verzicht  ohne 
Wirkung,  wenn  der  Akkord  nicht  angenommen  wird. 

1468.  Die  Eechtsstellung  eines  Ehegatten,  Ascendenten  oder 
Descendenten  des  Falliten  hindert  nicht,  dass  die  Gläubiger,  welche 
anderweit  legitimirt  sind,  sich  an  der  Erörterung  und  Beschlussfassnng 
über  den  Akkord  betheiligen. 

Zur  Stimmabgabe  über  den  Akkord  ist  nicht  die  Fähigkeit,  Ver- 
äusserungen  vorzunehmen,  erforderlich;  es  genügt  die  Fähigkeit,  Ver- 
waltungsakte vornehmen  zu  können. 

1469.  Jeder  Akkordvorschlag  muss  in  der  Gläubigerversammlung 
eingebracht  und  erörtert  werden.  Nichtig  ist  jeder  Beschluss,  welcher 
ausserhalb  der  Versammlung  oder  in  privaten  Zusammenkünften  erfolgt. 

1470.  Die  Versammlung  findet  unter  der  Leitung  des  Richters 
statt;  auch  muss  der  Fallit  anwesend  sein,  es  sei  denn,  dass  er  aus 
wichtigen  Gründen  ermächtigt  ist,  einen  Bevollmächtigten  für  diesen 
Akt  zu  bestellen. 

Der  Verwalter  hat  die  Aufstellung  und  den  Bericht,  auf  welchen 
in  dem  Artikel  1442  Bezug  genommen  ist,  zu  verlesen  und  eventuell 
mit  neuem  Datum  zu  vervollständigen. 

Der  Fallit  und  die  versammelten  Gläubiger  können  die  Bemerkungen 
machen,  die  sie  für  angezeigt  halten ;  über  die  ganze  Verhandlung  ist 
ein  Protokoll  aufzunehmen,  welchem  der  Bericht,  auf  den  sich  der  vor- 
stehende Absatz  bezieht,  beizufügen  ist. 
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1471.  Die  AnDalime  des  Akkordes  kann  nur  erfolgen  auf  Omnd  der 
Zustimmang  von  zwei  Dritteln  der  persönlichen  Gläubiger,  welche  drei 
Viertel  der  Yerifidrten  Forderungen,  mit  Ausschluss  der  Hypotheken- 
forderungen und  privilegirten  Forderungen,  —  es  sei  denn  dass  darauf 
nach  Massgabe  des  Art.  1467  verzichtet  ist  —  auf  sich  vereinigen. 

Auch  dann  ist  der  Akkord  ffir  angenommen  zu  erachten,  wenn  ihm 
drei  Viertel  der  Gläubiger  zustimmen,  sofern  sie  zwei  Drittel  der 
verificirten  Forderungen  auf  sich  vereinigen^). 

1472.  Ist  der  Akkord  nach  den  Vorschriften  des  vorstehenden 
Artikels  angenommen,  so  muss  er  in  der  nämlichen  Versammlung  unter- 
zeichnet werden,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit;  auch  muss  er  sofort  dem 
Gericht  eingereicht  werden;  dieses  muss  den  Beschluss  betr-  die  Be- 
stätigung nach  Ablauf  von  zehn  Tagen  verkünden^. 

1473.  Die  dissentirenden  Gläubiger  und  diejenigen,  welche  der 
Versammlung  nicht  beigewohnt  haben,  deren  Forderungen  aber  festgestellt 

1)  Entsprechend  dem  früheren  Eecht,  Art.  1620  H.G.B.  Nach  dem 
neuen  Portugie  ei  sehen  Eecht  sind  zwei  Drittel  der  Glftubigerzahl  er- 
forderlich, welche  zwei  Drittel  der  (nicht  privilegirten)  Forderungen  repräsentiren. 
Das  Moratorium  darf  nur  auf  ein  Jahr  gegeben  und  es  darf  um  die  gleiche  Zeit 
verlängert  werden;  der  Akkord  darf  nicht  weniger  als  50  Prozent  —  in  5  Jahren 
zahlbar  —  bieten,  Art.  730  üg.  (cf.  H.  d.  £.  Nachtrag  I  S.  214).  Nach  dem 
neuen  Schweizer  Becht  sind  erforderlich  zwei  Drittel  der  Gläubiger, 
welche  zwei  Drittel  aller  Fordei*ungen  ausmachen,  Art.  305  Bundesgesetz  über 
Schuldbeitreibung  und  Konkurs  vom  11.  April  1889.  Nach  dem  neuen  Franzö- 
sischen Becht  Majorität  der  Gläubiger  und  zwei  Drittel  der  Forderungen, 
Art.  15  und  20  Gesetz  vom  4.  März  1889.  Nach  dem  neuen  Brasilianischen 
Becht:  eine  Anzahl  Gläubiger,  welche  mindestens  drei  Viertel  der  Gesammtheit 
aller  anerkannten  Forderungen  (unter  Ausschluss  der  Massen-  und  Eigenthums- 
gläubiger  etc.)  repräsentiren,  Art.  45  Fallimentsdekret  vom  24.  Oktober  1890. 
Nach  Deutschem  Becht  §  169  B.  K.  0.  ist  erforderlich  die  Mehrheit  der  an 
wesenden  stimmberechtigten  Gläubiger  und  drei  Viertel  der  Gesammtsumme  der 
Forderungen;  nach  Italienischem  Becht  Majorität  der  zugelassenen 
Gläubiger  und  drei  Viertel  der  Forderungssumme,  Art.  833  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Bd.  IV  S.  344);  nach  Chilenischem  Becht  Majorität  der  stimmenden 
Gläubiger  und  drei  Fünftel  der  Gesammtsumme  der  Forderungen,  Gesetz  vom 
11.  Januar  1879  (cf  K.  d.  E.  Bd.  I  2.  Aufl.  S.  876  Note  2);  übereinstimmend  hiermit 
das  Spanische  Becht,  Art.  901  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  V.  l  S.  163,  cf.  dort 
auch  Note  1  über  die  Bestimmungen  noch  anderer  Gesetzbücher 

^  Nach  früherem  Becht  musste  die  Beschlnssfassung  der  Gläubiger  auf 
8  Tage  hinausgeschoben  werden,  wenn  der  Akkord  nur  von  zwei  Dritteln  der 
Gläubiger,  die  aber  nicht  drei  Viertel  der  Forderungen  repräsentiren,  ange- 
nommen war,  oder  wenn  zwar  drei  Viertel  der  Fordt-rungen  vertreten  waren, 
jedoch  die  Zahl  der  Gläubiger  weniger  als  zwei  Drittel  betrug. 
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sind,  können  sich  der  Bestätigung  des  Akkordes  widersetzen;  hierzu 
müssen  sie  ihren  Widerspruch  innerhalb  der  als  peremtorisch  anzu- 
sehenden Frist,  auf  welche  sich  der  vorstehende  Artikel  bezieht,  erheben. 
Der  Widerspruch  kann  sich  nur  auf  das  Vorhandensein  von  Arg- 
list, Betrug  oder  Ausserachtlassnng  der  in  diesem  Gesetzbnch  fest- 
gesetzten Förmlichkeiten  stützen.  Wenn  ein  anderer  Grund  angeführt 
wird,  so  ist  der  Widerspruch  definitiv,  ohne  dass  irgend  ein  Rechtsmittel 
offen  steht,  zurückzuweisen. 

1474.  Ueber  den  Widerspruch  ist  unter  Anhörung  des  Falliten  und 
des  Verwalters  innerhalb  der  Frist  von  zehn  gewöhnlichen  Tagen,  welche 
um  eine  gleiche  Zahl  verlängert  werden  darf  ^),  und  in  der  die  Parteien 
ihre  Behauptungen  vorbringen  und  beweisen  können,  zu  verhandeln. 

Ist  die  Frist  und  gegebenen  Falles  die  Verlängerung  abgelaufen, 
so  hat  der  Richter  in  möglichster  Kürze  über  den  Sachverhalt  zu  ent- 
scheiden; die  Entscheidung  unterliegt  in  thatsächlicher  Beziehung  der 
Berufung. 

1475.  Auch  wenn  gegen  den  Akkord  kein  Widerspruch  erhoben 
wird,  kann  der  Richter  die  Bestätigung  versagen,  sofern  die  in  diesem 
Titel  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  sind. 

1476.  Ist  der  Akkord  bestätigt,  so  ist  er  für  alle  bekannten  und 
unbekannten  Gläubiger  verbindlich,  welches  auch  die  Summe  sei,  die 
ihnen  später  durch  Endurtheil  zugesprochen  wird,  vorbehaltlich  des 
Rechtes  der  Hypothekengläubiger  und  anderer  privilegirten  Gläubiger. 

Die  Gläubiger,  welche  sich  nach  der  Bestätigung  melden,  können 
in  keinem  Fall  von  ihren  Mitgläubigem  verhältnissmässige  Antheile  von 
dem  fordern,  was  diese  nach  Massgabe  des  Akkordes  erhalten  haben, 
vorbehaltlich  ihres  Rechtes,  von  dem  Falliten  die  im  Akkord  vereinbarten 
Beträge  zu  fordern. 

1477.  Jede  vom  Falliten  eingegangene  Verbindlichkeit,  einem 
Gläubiger  mehr,  als  ihm  durch  den  Akkord  zugesagt  ist,  zu  zahlen. 
ist  für  die  anderen  Gläubiger  nichtig,  so  lange  sie  nicht  den  im  Akkord 
vereinbarten  Antheil  erhalten  haben. 

1478.  Der  Erlass,  welcher  dem  Hauptschuldner  Kraft  des  Akkordes 
gewährt  ist,   kommt   den  Mitschuldnem   oder  Bürgen   nicht  zu  Gute-). 

1)  Nach  früherem  Recht  in  der  peremptorischen  Frist  von  30  Tagen. 
Art.  1623  H.GB. 

2)  Entsprechend  dem  früheren  Recht,  Art.  1628  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E. 
Rd.  I  zweite  Aufl.  S.  293).  Uebereinstimmend  das  Italienische  Recht,  Art  792 
H.a.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  IH  S.  33 j). 
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Diese  Bestimmang  findet  keine  Anwendung  auf  die  B&rgen,  welche 
<lie  Erfüllung  des  Akkordes  durch  den  Falliten  gewährleisten. 

1479.  Unzulässig  ist  jede  Klage  auf  Nichtigkeit  des  Akkordes 
nach  der  Zustimmung  oder  Bestätigung  des  Gerichts,  es  sei  denn,  dass 
eine  Arglist  nach  dieser  Zustimmung  entdeckt  ist,  und  dass  sich  eine 
Verheimlichung  von  Aktiven  oder  eine  Uebertreibung  der  Passiva  des 
Falliments  herausgestellt  hat. 

1480.  Ist  der  Bestätigungsbeschluss  in  Rechtskraft  übergegangen, 
so  muss  der  Verwalter  dem  Falliten  das  ganze  Vermögen,  welches  er 
in  seinem  Besitz  hatte,  übergeben,  wobei  er  Rechnung  über  seine  Ver- 
waltung vor  dem  Richter  abzulegen  hat. 

Die  Zweifel,  welche  sich  über  die  Uebergabe  und  die  Rechnungs- 
legung erheben,  müssen  von  dem  Gericht  kurz  entschieden  werden; 
4ie  Entscheidung  ist  in  that sächlicher  Beziehung  appellabel. 

1481.  Die  Uebergabe,  auf  welche  sich  der  vorstehende  Artikel 
bezieht,  hat  zu  erfolgen,  nachdem  die  Kosten  des  Falliments,  die  Gerichts- 
ko  sten  und  die  Vergütungen  gezahlt  sind,  welche  der  Richter  dem  Ver- 
walter und  den  anderen  Personen,  die  bei  dem  Konkurse  ihre  Dienste 
gewidmet  haben,  für  ihre  Arbeiten  zuweist. 

1482.  Die  Annullirung  des  Akkordes  wegen  Arglist  befreit  von 
Rechtswegen  die  Bürgen. 

1483.  Falls  es  der  Fallit  an  der  Erfüllung  der  Verpflichtungen 
•des  Akkordes  fehlen  lässt,  kann  dessen  Wiederaufhebung  beim  Gericht 
beantragt  werden,  unter  Ladung  der  etwa  vorhandenen  Bürgen. 

Die  Aufhebung  der  Vereinbarung  befreit  die  Bürgen,  welche  sich 
betheiligt  haben,  um  deren  Ausführung  ganz  oder  theilweise  zu  gewähr- 
leisten, nicht. 

1484.  Die  Akte,  welche  vom  Falliten  nach  der  Bestätigungs- 
Entscheidung  und  vor  der  Annullirung  oder  der  Aufhebung  des  Akkordes 
vorgenommen  sind,  werden  nur  im  Fall  eines  Betruges  gegenüber  den 
Ansprüchen   der  Gläubiger  wieder  beseitigt  oder  aufgehoben. 

1485.  Die  Gläubiger,  welche  vor  dem  Akkord  vorhanden  sind, 
erhalten  die  Ausübung  ihrer  Rechte  im  vollen  Umfange  nur  gegenüber 
dem  Falliten  wieder;  bei  der  Masse  können  sie  jedoch  nur  in  den  fol- 
,genden  Verhältnissen  figuriren: 

Wenn  sie  keinen  Antheil  an  der  Dividende  erhalten  haben,  mit 
dem  ganzen  Betrag  ihrer  Forderung;  wenn  sie  einen  Theil 
der  Dividende  erhalten  haben,  mit  dem  Theil  ihrer  ursprüng- 

21* 
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liehen   Forderungen,   welche   dem  Tlieil   der  Dividende   ent- 
spricht, den  sie  nicht  erhalten  haben. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  finden  auf  den  Fall  Anwendung^ 
in  welchem  ein  zweites  Falliment  eintritt,  ohne  dass  die  BesdUgnng 
oder  Wiederaufhebung  des  Akkordes  erfolgt  ist. 

1486.  Falls  ein  Kontrolleur  für  die  Führung  der  Geschäfte  des 
Falliten  ernannt  ist,  so  beschränken  sich  seine  Funktionen  darauf,  über 
die  Eingänge  und  Ausgänge  der  Kasse,  zu  welcher  er  auch  einen  zweiten 
Schlüssel  erhält,  Bechnung  zu  fuhren. 

Ebenso  liegt  ihm  ob,  zu  verhindern,  dass  der  Schuldner  flir  seine 
Privatangelegenheiten  eine  grössere  Summe  ausgiebt,  als  ihm  angewiesen 
ist,  oder  dass  er  Gelder  in  Gegenständen,  die  seinem  Geschäftskreise 
fem  liegen,  anlegt;  er  darf  sich  jedoch  nicht  in  die  Anordnung  und  Lei- 
tung der  Geschäfte  mischen,  welche  ausschliesslich  dem  wiedereingesetzten 
Falliten  zukommen. 

1487.  Im  Fall  einer  begründeten  Beschwerde  des  Kontrolleurs  über 
Missbräuche  des  Falliten  bei  der  Verwendung  der  Gelder  hat  das  Ge- 
richt die  Vorlegung  der  Handelsbttcher  anzuordnen  und  nach  Einsicht 
in  diese  die  Vorsichtsmassregeln  zu  verfügen,  welche  angezeigt  sind^ 
um  die  Ordnung  in  der  kaufmännischen  Verwaltung  des  Schuldners  auf- 
recht zu  erhalten. 

1488.  Der  wieder  eingesetzte  Fallit,  welcher  die  Mitwirkung  desj 
Kontrolleurs  dadurch  vereitelt,  dass  er  über  einen  Theil  seiner  Gelder 
oder  Vermögensslücke  ohne  Kenntniss  des  Kontrolleurs  verfügt,  ist  im 
FaU  eines  neuen  Falliments  als  betrügerisch  anzusehen. 

1489.  Die  Honorirung  des  Kontrolleurs  geht  auf  Rechnung  des 
wieder  eingesetzten  Falliten;  und  im  Fall  eines  Streites  hierüber  ist 
von  dem  Gericht  zu  entscheiden,  ohne  dass  ein  Rechtsmittel  dagegen  ge- 
geben ist.^) 

1490.  Auf  Grund  des  Akkords  ist  der  Beschluss  der  Gläubiger 
bezüglich  des  Theiles  ihrer  Forderungen,  welchen   sie   dem  Falliten  er- 

I  lassen   haben,   erloschen,   auch  wenn   dieser  in   bessere  Vermögenslage 

[  kommt,    oder    ihm    ein    Ueberrest    von    den    VermSgensstücken    des 

I  Falliments  verbleibt,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ausdrücklich  aus- 

I  gemaclit  ist. 


^)  Abgeändert   durch  Art.  3  Gesetz  vom  29.  August  1891  cf.   unten  Note 
zu  den  Artt.  1567  und  1568. 


Voa  der  Einstellung  des  Fallimentsverfahrens.  ^25 

1491.  Wenn  der  Akkord  nicht  angenommen  worden  ist,  oder 
<lie  Bestätigung  nicht  erlangt  hat,  so  ist  zur  Liquidation  der  Masse, 
mit  der  in  dem  Titel  „Von  der  Liquidation  und  Vertheilung" 
Torgeschriebenen  Förmlichkeit  zu  schreiten. 


Titel  Vm. 
Ydu  der  Einstellung  des  FallimeBtsyerfahrens. 

1493.  Zu  jeder  Zeit  kann  das  Gericht,  wenn  das  Verfahren  des 
Falliments  wegen  Unzulänglichkeit  der  Aktira,  die  Kosten  zu  decken, 
gehemmt  wird,  nach  Anhörung  des  G-utachtens  des  Verwalters  auch 
von  Amtswegen  den  Schluss  der  Fallimentsmassnahmen  yerkünden. 

Diese  Entscheidung  bewirkt,  dass  jeder  Gläubiger  die  Befugniss 
der  Verfolgung  seiner  individuellen  Ansprüche  sowohl  gegen  das  Ver- 
mögen als  gegen  die  Person  des  Falliten  innerhalb  der  Grenzen,  welche 
in  diesem  Gesetzbuch  bestimmt  sind,  wieder  erhält. 

1493.  Der  Fallit  oder  jeder  andere  Interessent  kann  zu  jeder 
Zeit  bei  Gericht  die  Wiederaufhebung  der  Entscheidung  wegen  Falliments- 
einstellung erlangen,  wenn  er  beweist,  dass  Mittel  vorhanden  sind,  um 
die  Kosten  des  Fallimentsverfahrens  zu  decken,  oder  dem  Verwalter 
eine  Summe  anweist,  welche  genagt,  um  jene  Kosten  auszugleichen. 


Titel  IX. 

Ven  den  versehiedenen  Klassen  von  Forderungen  und  deren 

Bangabstttfnng  (Gradiiation). 

1494.  Unter  den  privilegirten  Gläubigern  wird  das  Vorzugsrecht 
ohne  Bücksicht  auf  die  Zeit  nach  dem  verschiedenen  Grade  der  Privi- 
legien abgestuft 

Die  privilegirten  Gläubiger,  welche  zu  der  nämlichen  Klasse  ge- 
hören, werden  nach  Verhältniss  befriedigt. 

1495.  Die  Privilegien  können  sich  allgemein  auf  alle  Vermögens- 
stücke oder  nur  besonders  auf  gewisse  bewegliche  oder  unbewegliche 
Sachen  beziehen. 

1496.  Die  Gläubiger  des  Falliten  werden  nach  fünf  Klassen 
nach  der  Art  ihrer  Titel  abgestuft: 

1.  Gläubiger  aus  Eigeuthurasrecht; 
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2.  Gläubiger  mit  allgemeinem  Privileg; 

3.  Gläubiger  mit  besonderem  Privileg; 

4.  Hypothekengläubiger; 

5.  einfache  oder  gewöhnliche  Gläubiger. 

1497.  Es  gehören  zur  ersten  Klasse: 

1.  die  Gläubiger  betreffend  Vermögensstücke,  die  der  Fallit 
unter  dem  Titel  des  Depositums,  des  Pfandes,  der  Ver- 
v^altung,  der  Pacht,  des  Kommodats,  der  Einkaufs-  oder 
Verkaufs  -  Kommission,  üebertragung ,  Uebergabe  oder  aus 
irgend  einem  der  Titel,  welche  das  Eigenthum  nicht  aber- 
tragen, besitzt; 

2.  die  Gläubiger  aus  Wechseln  oder  anderen  beliebigen  Handels- 
artikeln, die  dem  Falliten  remittirt,  übergeben  oder  ohne 
Üebertragung  des  Eigenthümers  oder  als  Rimessen  zu  be- 
stimmtem Zweck  indossirt  sind; 

3.  der  Verkäufer,  an  welchen  der  Preis  nicht  gezahlt  ist,  in 
den  im  Art.  1503  flg.  vorgesehenen  Fällen; 

4.  der  Haussobn  wegen  seines  vorhandenen  adventicischen 
Vermögens,  der  Erbe  oder  Legatar  wegen  der  Vermögens- 
stücke der  Erbschaft  oder  des  Legats,  und  der  Minder- 
jährige oder  Handlungsunfähige  wegen  des  der  Vormundschaft 
oder  Pflegeschaft  unterstehenden  Vermögens; 

5.  die  Ehefrau:  1.  wegen  ihrer  vorhandenen  Mitgift,  die  sie  in 
die  Ehe  gebracht,  sofern  deren  Empfang  durch  eine  Urkunde, 
von  welcher  in  dem  öffentlichen  Handelsregister  in  der  fest- 
gesetzten Form  Eintragung  gemacht  ist,  dargethan  wird. 
2.  wegen  der  während  der  Ehe  unter  dem  Titel  der  vermachten 
Erbschaft  oder  der  Schenkung  erworbenen  Vermögensstücke,, 
mögen  diese  noch  in  der  nämlichen  Gestalt  vorhanden  oder 
in  andere  umgewandelt  sein,  sofern  bewiesen  wird,  das:^ 
solche  Vermögensstücke  wirklich  in  den  Besitz  des  Ehemanns 
gelangt  sind,  auch  bei  einer  Registrirung  der  betreffenden 
Urkunden  darauf  Rücksicht  genommen  ist; 

dennoch  hindert  der  Mangel  der  Registrirung  in  keinem 
der  vorstehenden  Fälle  die  Ausübung  der  Rechte  der  Frau^ 
wenn  sie  im  ordentlichen  Rechtsweg  rechtmässig  erwiesen 
werden,  unbeschadet  der  dem  Manne  obliegenden  Haftbarkeit. 

1498.  Das     Depositum     eines   Genus    ohne    Bezeichnung    einer 
Spedes,  sowie  das  Geld,  welches  Zinsen  trägt,  treten  nicht  in  die  Klasse 


Von  den  versciuedenen  Klassen  von  Forderungen  etc.  327 

der  Forderungen  aus  Eigenthum.  Ebensowenig  werden  als  solche  an- 
gesehen die  Gelddepositen,  welche  nicht  in  einer  Species  bestehen,  noch 
die  Beträge,  die  dem  Bankier  übergeben  sind,  um  nach  dem  Willen 
des  Hinterlegenden  abgehoben  zu  werden,  mögen  sie  Zinsen  tragen 
oder  nicht. 

1499.    Gläubiger  mit  allgemeinem  Privileg  sind  diejenigen,   deren 
Forderungen  aus  einem  der  folgenden  Gründe  erwachsen: 

1.  die  Kosten  für  Sicherung  des  Vermögens,  für  Verwaltung 
des  falliten  Hauses  und  andere  gerichtliche  oder  ausser- 
gericbtliche  Massnahmen  zum  gemeinsamen  Vortheil,  sofern 
sie  mit  der  gehörigen  Genehmigung  erfolgt  sind. 

Indessen  greift  dieses  Privileg  nicht  Platz  bezüglich 
derjenigen  Forderungen,  zu  deren  Sicherung  und  freien 
Geltendmachung  die  FallimentserkULrung  nicht  nothwendig 
gewesen  ist.  VSTas  diese  Forderungen  betrifft,  so  haben  ein 
Privileg  nur  die  Kosten,  welche  sich  besonders  auf  sie  beziehen; 

2.  die  Begräbnisskosten,  wenn  die  Fallimentserklärung  nach 
dem  Tode  des  Schuldners  eingetreten  ist. 

Die  Kosten  dieser  Art  haben,  sofern  der  Fallit  nach 
der  Fallimentserklärung  verstorben  ist,  ein  Privileg  nur 
dann,  wenn  sie  von  dem  Verwalter  und  mit  Genehmigung 
des  Eichters  aufgewendet  sind; 

3.  die  Kosten  der  letzten  Krankheit,  falls  das  Falliment  nach 
dem  Tode  des  Schuldners  erklärt  ist; 

4.  die  Gehälter  der  Faktoren,  Angestellten  und  Bediensteten 
des  Falliten  oder  der  Arbeiter,  die  er  unmittelbar  beschäftigt 
hat,  für  die  sechs  der  Fallimentserklärung  unmittelbar  vor- 
angehenden Monate; 

5.  der  Lebensunterhalt,  welcher  dem  Schuldner  und  seiner 
Familie,  den  Faktoren  und  Angestellten,  die  in  dem  Hause 
des  Falliten  selbst  leben,  in  den  der  Fallimentserklärung  voran- 
gehenden sechs  Monaten  gewährt  ist; 

6.  die  Forderungen  des  Fiskus  und  diejenigen  der  Gemeinden 
wegen  rückständiger  Steuern. 

1500.    Gläubiger  mit  besonderem  Privileg  sind  diejenigen,   deren 
Forderungen  aus  einem  der  folgenden  Grunde  entspringen: 

1.  wegen  der  fälligen  Pachtraten,  an  Allem,  was  auf  dem  Paclit- 
grundstück .  vorhanden  ist,  einschliesslich  der  Ernte  des 
Jahres,  wenn  es  sich  um  Landgüter  handelt. 
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Das  nämliche  Privileg  greift  wegen  des  Betrages  der 
an  dem  Grundstück  verursachten  Schäden,  der  Beparatnr^i, 
welche  auf  die  Rechnung  des  Pächters  geben,  und  w^eu 
alles  dessen,  was  sich  auf  die  Erfüllung  des  Vertrages  be- 
zieht, Platz. 

ludessen  erstreckt  sich  das  Privileg  nicht  auf  die 
Waaren,  welche  der  Fallit  in  Kommission,  Depositum,  oder 
aus  einem  anderen  das  Eigenthum  nicht  übertragenden  Titel 
besitzt; 

2.  wegen  des  Verkaufspreises,  so  lange  die  verkaufte  Sache 
in  dem  Besitz  des  Verkäufers  ist; 

3.  wegen  der  durch  Pfand  gesicherten  Forderung,  wenn  der 
Gläubiger  dasselbe  in  seinem  Besitz  hat; 

4.  wegen  der  auf  die  Schaffung,  Verbesserung  oder  Erhaltung 
eines  Gegenstandes  verwendeten  Kosten,  so  lange  er  sich  in 
dem  Besitz  der  Person  befindet,  für  deren  Rechnung  die 
Kosten  aufgewendet  sind; 

5.  wegen  der  Forderungen,  auf  die  sich  der  16.  Titel  des  dritten 
Buches  dieses  Gesetzbuches^)  bezieht; 

6.  die  Lager-  und  Depot- Verwalter  in  Betreff  der  in  den  Lager- 
häusern oder  Magazinen  vorhandenen  Güter,  wegen  der 
Forderungen  auf  Zahlung  ihrer  Gebühren  und  der  auf  ihre 
Aufbewahrung  verwendeten  Kosten; 

7.  der  Mandatar  in  Betreff  der  Gegenstände  des  Mandats,  wegen 
dessen,  was  ihm  in  Folge  davon  geschuldet  wird; 

8.  der  Kommissionär  an  den  konsiguirten  Gegenständen,  wegen 
der  Zahlung  der  Vorschüsse,  Transport-  und  Erhaltungskosten, 
sowie  wegen  der  betreffenden  Provisionen  und  Zinsen,  nach 
den  Bestimmungen  und  Bedingungen  des  Art.  279; 

9.  der  Verlader  an  den  Gegenständen,  die  er  auf  Thieren, 
Karren,  Barken,  Fahrzeugen  und  anderen  Vorrichtungen,  die 
hauptsächlich  oder  nebenbei  dem  Tiansport  dienen,  verladet; 

10.  wegen  der  Transportkosten  oder  Fracht  an  den  verladenen 
Gegenständen ; 

11.  in  allen  Fällen,  in  denen  die  Gesetze  das  Retentionsrecht 
bewilligen  und  in  den  übrigen  ausdrücklich  in  diesem  G^etz- 
buch  bestimmten  Fällen. 


*)  „Von  den  See-Privilegien. 
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1601.  Hypothekengläubiger  sind  diejenigen,   deren  Forderungen 
durch  eine  Spezialhypothek  sichergestellt  sind. 

1602,  Alle  anderen   in  dem  gegenwärtigen  Titel  nicht  erwähnten 
Gläubiger  sind  chirographarische  oder  gewöhnliche  Gläubiger. 


Titel  X. 
Von  der  [Rei] Vindikation* 

1503.  Es  können  nicht  Gegenstände  der  [Rei] Vindikation  im 
Fallimentsfalle  die  Waaren  oder  Sachen  sein,  deren  Eigenthum  dem 
Falliten  übertragen  ist,  selbst  wenn  deren  Preis  noch  nicht  gezahlt  ist, 
mag  fär  die  Zahlung  eine  Frist  vereinbart  gewesen  sein  oder  nicht. 
Es  erlischt  auch  im  Falle  des  Falliments  des  Käufers  das  durch  den 
Artikel  216  festgesetzte  Recht,  die  Aufhebung  des  Vertrages  zu  fordern. 

Dessenungeachtet  hat  der  Verkäufer  das  Recht,  die  verkauften 
Waaren  zu  vindiziren,  wenn  der  Käufer  fallirt,  ehe  er  den  Preis  gezalilt 
hat,  sofern  vor  dem  für  die  Eröffnung  des  Falliments  festgesetzten  Tage 
der  wirkliche  Besitz  an  der  verkauften  Sache  durch  den  Falliten  oder 
dessen  Beauftragten  noch  nicht  ergri£fen  ist,  selbst  wenn  einer  oder 
mehrere  der  Umstände  inzwischen  eingetreten  sind,  welche  nach  dem 
Artikel  463  die  symbolische  Tradition  bewirken. 

1601.  Die  in  dem  vorstehenden  Artikel  festgesetzte  Vindikation 
kann  nur  bezäglicb  der  VTaaren  geltend  gemacht  werden,  welche,  ohne 
mit  anderen  der  nämlichen  Art  vermischt  zu  sein,  mit  den  nämlichen, 
welche  verkauft  waren,  identisch  sind. 

Der  Beweis  der  Identität  ist  zuzulassen,  auch  wenn  sich  findet, 
dass  die  Ballen  gelöst,  die  Kisten  geöffnet,  oder  Verminderungen  in  der 
Zahl  eingetreten  sind. 

1606.  Wenn  der  Kauft  r  einen  Theil  des  Preises  gezahlt  hat,  so 
muss  der  Verkäufer  in  dem  Fall  der  Vindikation  aller  verkauften  Gegen- 
stände die  erhaltene  Summe  an  die  Masse  zurückerstatten. 

1606.  Wenn  sich  in  der  Masse  nur  ein  Theil  der  verkauften 
Waaren  vorfindet,  so  hat  die  Rückerstattung  im  Verhältniss  zum  Ver- 
kaufspreise des  Ganzen  stattzufinden. 

1607.  Der  Verkäufer,  welcher  die  Waaren  mittelst  der  Vindikation 
zurückerhält,  ist  verpfiichtet,  der  Masse  alles  das  zu  erstatten,  was  für 
fiskalische  Gebühren,   den  Transport,  Provision,   Versicherung,   grosse 
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Havarie  und  die  auf  die  Erhaltung  der  Sache  verwendeten  Kosten  ge- 
zahlt ist  oder  geschuldet  wird. 

Der  Verkäufer  kann  in  keinem  Fall  von  der  Konkursmasse  Ersatz 
der  Schäden  und  Nachtheile  verlangen,  welche  er  bis  zur  Vindikation 
der  verkauften  Sache  erlitten  hat. 

1508.  Nicht  greift  die  Vindikation  Platz  im  Fall  des  Art  1503. 
wenn  der  Verkäufer  einen  Wechsel  oder  ein  anderes  negocirbares  Papier 
auf  den  vollen  Preis  der  verkauften  Waaren  erhalten  hat,  und  eine  ein- 
fache Empfangsbescheinigung  ausstellt  oder  die  Zahlung  vermerkt,  ohne 
auf  die  erwähnten  Billets  oder  Wechsel  Bezug  zu  nehmen. 

Wenn  er  die  Wechsel  nur  für  einen  Theil  des  Preises  erhalten 
hat,  so  kann  die  Vindikation  stattfinden,  sofern  er  zu  Gunsten  der 
Konkursmasse  Sicherheit  wegen  der  Anspräche  bestellt,  welche  als  Fols^e 
der  Wechsel  sich  ergeben  können. 

1509.  Auch  ist  die  Vindikation  in  dem  Fall,  dass  der  Fallit  den 
wirklichen  Besitz  der  Güter  nicht  erlangt  hat,  dann  nicht  statthat^, 
wenn  sie  an  einen  gutgläubigen  Dritten,  während  sie  sich  unterwegs 
befanden,  mittelst  Faktura,  Konnossement  oder  Frachtbrief  verkauft  sind. 

Indessen  kann  der  ursprüngliche  Verkäufer,  solange  der  Preis  noch 
nicht  gezahlt  ist,  den  Anspruch  des  Falliten  gegen  den  Käufer  bis  za 
einem  Betrage  in  der  Höhe,  wie  er  ihm  geschuldet  wird,  geltend  machen; 
und  diese  Summe  gelangt  nicht  dazu,   einen  Theil  der  Masse  zu  bilden. 

1510.  Wenn  der  Verkäufer  es  vorzieht,  seinen  Anspruch  in  dem 
Fall  des  vorstehenden  Artikels  gegen  den  Käufer  zu  richten,  so  kann 
er  sich  später  nicht  an  die  Konkursmasse  halten,  und  wenn  er  in  diesem 
als  Gläubiger  anerkannt  ist,  so  kann  er  keinen  Anspruch  gegen  den 
Käufer  geltend  machen.  Das  nämliche  hat  in  allen  Fällen  einzutreten, 
in  denen  der  Fallit  für  Rechnung  eines  Dritten  kontrahirt  hat,  auch  wenn 
er  es  nicht  ausgedrückt  hat. 

1511»  Wenn  in  dem  Fall  des  Art.  1509  vereinbart  ist,  dass  die 
Gefahren  der  verkauften  Sache  auf  Rechnung  des  Verkäufers  bis  zur 
Uebergabe  laufen,  so  hindert  der  Verkauf,  welcher  abgeschlossen  wird, 
ehe  diese  erfolgt  ist,  die  Vindikation  nicht. 

1512.  Wenn  die  Waaren,  welche  in  dem  Fall  des  Art.  150.5 
vindicirt  werden,  einen  gutgläubigen  Dritten  zum  Pfände  gegeben  sind, 
so  behält  der  Verkäufer  sein  Vindikationsrecht,  ist  aber  verflichtet.  dem 
Pfandgläubiger  die  dargeliehene  Summe,  die  vereinbarten  Zinsen  und  dit- 
Kosten  zu  erstatten. 
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1Ö13.  Der  Eonkars -Verwalter  hat  die  Befdgniss,  die  Waaren, 
welche  vindicirt  werden,  bei  der  Masse  zurückzuhalten ,  wenn  er  dem 
Verkäufer  den  Preis,  welchen  dieser  mit  dem  Falliten  vereinbart  hat, 
zahlt. 

1Ö14.  Die  in  Kommission  empfangenen  Waaren,  welche  sich  im 
Besitz  des  falliten  Kommissionärs  oder  eines  Dritten,  der  sie  in  seinem 
Namen  besitzt  oder  aufbewahrt,  befinden,  können  durch  den  Kommittenten 
vorbehaltlich  der  Verpflichtung  des  Art.  1507  vindicirt  werden. 

Ebenso  findet  die  Vindikation  des  Kaufpreises  für  die  in  Kom- 
mission gegebenen  und  von  dem  Kommissionär  verkauften  und  über- 
gebenen  Waaren,  sofern  nicht  dieser  Preis  vor  dem  Falliment  gezahlt 
oder  mittelst  Kontokorrent  zwischen  dem  Falliten  und  dem  Käufer  auf- 
gerechnet ist,  selbst  in  dem  Fall  statt,  dass  der  Kommissionär  die  Kom- 
mission imter  eigener  Gewährleistung  übernommen  hat. 

151Ö.  Wenn  der  Fallit  Waaren  für  Rechnung  eines  Dritten  ge- 
kauft hat,  und  das  Falliment  eintritt,  ehe  er  die  Zahlung  des  Preises 
bewirkt  hat,  so  kann  der  Verkäufer  den  Anspruch  des  Falliten  gegen 
den  Kommittenten,  auch  wenn  sein  Name  bei  dem  Vertrage  nicht  ge- 
nannt ist,  bis  zu  einem  Betrage,  der  der  Höhe  der  Schuld  gleich  kommt, 
geltend  machen ;  diese  Summe  gelangt  nicht  dazu,  einen  Theil  der 
Masse  zu  bilden. 

Auf  diesen  Fall  findet  die  Vorschrift  des  Art.  1510  Anwendung. 

1516.  Wenn  die  Waaren,  welche  der  Fallit  in  Kommission  l.at, 
in  Pfand  gegeben  sind,  so  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  1512 
Anwendung. 

1517.  Wenn  in  der  Fallimentsmasse  sich  noch  nicht  fällige,  oder 
zwar  fällige  aber  nicht  bezahlte  Wechsel  oder  andere  Handelspapiere 
vorfinden ,  bezüglich  deren  der  Fallit  keine  andere  Rechtsstellung  ein- 
nimmt, als  die  eines  Mandatars  zum  Inkasso  oder  nur,  um  mit  ihrem 
Betrage  bestimmte  Zahlungen  zu  leisten,  so  können  die  besagten 
Wechsel  und  Papiere  vindicirt  werden,  selbst  in  dem  Fall,  dass  ein 
Dritter  sie  im  Namen  des  Falliten  besitzt,  jedoch  vorbehaltlich  des 
Rechtes  der  Konkursmasse ,  Sicherheit  für  die  Verbindlichkeiten  zu 
fordern,  welche  gegen  den  Falliten  erwachsen  können. 

1518.  Auch  in  dem  Fall,  dass  nicht  in  der  Form  des  vorstehenden 
Artikels  die  Verfügung  über  die  Gelder  oder  die  Acceptation  vermittelt 
ist,  köunen  die  Wechsel  und  Handelspapiere  oder  andere,  welche  dies 
nicht  sind,  in  gleicher  Weise  vindicirt   werden,   auch   wenn   sie  in   ein 
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Kontokorrent  aufgenommen  sind,  sofern  nicht  der  Remittent  zor  Zeit 
der  Begebung  dem  Falliten  irgend  einen  Betrag  schuldet,  unabhängig 
von  den  Kosten  der  besagten  Begebung. 


Titel  XI. 
Von  der  Liquidation  und  Yertheilung. 

1Ö19.  Wenn  die  Eutscheidung,  auf  welche  sich  der  Art.  1461 
bezieht  vollstreckbar  geworden  und  ein  Akkord  innerhalb  der  in  dem 
Absatz  4  desselben  Artikels  bestimmten  Frist  0  nicht  vorgeschlagen  ist, 
so  ist  zur  Liquidation  der  Masse  mittelst  des  Verkaufs  aller  Vermögens- 
stücke, Rechte  und  Ansprüche,  welche  zu  ihrem  Vortheil  vorhanden 
sind,  in  öffentlicher  Versteigerung  zu  schreiten,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen, welche  Eigenthumsrechten  unterliegen  oder  welche  Gegenstand 
eines  schwebenden  Prozesses  sind. 

1520.  Die  Veräusserung,  auf  welche  sich  der  vorstehende  Artikel 
bezieht,  ist  vom  Gericht  auf  Antrag  des  Verwalters  anzuordnen,  und 
kann  nur  nach  vorgängigen  öffentlichen  Bekanntmachungen  während  der 
Frist  von  acht  Tagen  stattfinden.  Mögen  die  zu  verkaufenden  Ver- 
mögensstücke bewegliche  oder  unbewegliche  sein,  die  Förmlichkeit  der 
Abschätzung  ist  nicht  nothwendig. 

1531.  Die  Vermögensstücke,  welche  für  SpeziaJprivilegien  haften, 
sind,  wenn  nicht  bezüglich  ihrer  der  Gläubiger  bereits  einen  Prozess 
begonnen  hat,  ebenfalls  auf  die  nämliche  Weise  zu  veräussern,  aber 
der  Erlös  dieser  Veräusserung  hat  lediglich  dem  Zweck  zu  dienen, 
die  besagten  Forderungen  zu  begleichen,  nach  vorgängigem  Abzug  der 
Kosten. 

1533.  Den  Gläubigom  der  Konkurs-Masse  wird  die  Kompensation 
mit  dem  Preis  aus  den  Kaufgeschäften,  durch  welche  die  zur  Masse 
gehörigen  Vermögensstücke  zu  Gelde  gemacht  werden,  nicht  gestattet. 

1533.  Der  Erlös  aus  den  Veräusserungen,  sowie  die  übrigen 
Werthe,  welche  der  Verwalter  aus  dem  Gesammtbetrage  der  Masse 
erhält,  sind  bei  der  Nationalbank  zur  Verfügung  des  Gerichts  zu 
hinterlegen. 

1534.  Sind  alle  Vermögensstücke  verkauft  und  die  Forderungen 
zu  Gunsten  der  Gläubigergemeinschaft,  soweit  dieses  möglich  ist,  ein- 
gezogen, so  muss  der  Verwalter  binnen  acht  Tagen  nach  der  Genehmigung 
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der  letzten  Yeränsserung  eine  Änfstelinng  der  vorhandenen  Habe,  unter 
Bezeichnung  der  Forderungen,  welche  nicht  haben  eingezogen  werden 
können^  und  derjenigen,  bezüglich  deren  gerichtliche  Klagen  schweben, 
bewirken. 

Innerhalb  der  nämlichen  Frist  hat  er  die  Rechnung  über  seine 
Verwaltung  aufzumachen  und  derselben  die  erforderlichen  Beläge  bei- 
zufügen. 

1626.  Sind  dem  Gericht  die  Urkunden,  auf  welche  sich  der  vor- 
stehende Artikel  bezieht,  vorgelegt,  so  hat  es  ohne  Weiteres  anzuordnen, 
dass  sie  offen  im  Sekretariat  während  einer  peremptorischen  Frist  von 
acht  Tagen  ausgelegt  werden,  damit  die  Gläubiger  Eenntniss  von  ihrem 
Inhalt  nehmen  und  die  Bemerkungen,  die  sie  für  angebracht  halten, 
machen  können. 

Zu  dem  Behufe  sind  mit  gleicher  Frist  öffentliche  Ladungen  in 
der  hergebrachten  Form  mit  den  nothwendigen  Benachrichtigungen  zu 
erlassen. 

1626.  Ist  diese  Frist  abgelaufen,  so  hat  das  Sekretariat  sofort 
dem  Gericht  über  das  Ergebnis«  Rechenschaft  zu  geben. 

Wenn  Bemerkungen  erfolgt  sind,  so  hat  der  Richter  zur  münd- 
lichen Verhandlung  den  oder  die  Gläubiger,  welche  dieselben  formulirt 
haben,  und  den  Verwalter  der  Gläubigergemeiuschaft  zu  laden.  In  dieser 
Sitzung  sind  die  Beweise  dafür  und  dagegen  vorzulegen;  wenn  es 
dem  Richter  nicht  gelingt,  die  Ansprüche  der  Interessenten  auszugleichen, 
so  hat  er  anzuordnen,  dass  das  erforderliche  Protokoll  aufgenommen 
wird,  und  dazu  zu  schreiten,  den  Fall  binnen  drei  Tagen  zu  entscheiden. 

Die  Entscheidung  ist  vollstreckbar. 

1637.  Sowohl  in  dem  Fall  der  vorstehenden  Bestimmung  als  in 
demjenigen,  dass  betreffend  die  Aufstellung  der  Aktiva  und  die  Rech- 
nungen des  Verwalters  keinerlei  Bemerkungen  gemacht  worden  sind, 
hat  das  Gericht  anzuordnen,  dass  zur  Vertheilung  des  Erlöses  aus  den 
Vermögensstücken  der  Gläubigergemeinschaft  nach  Massgabe  der  Auf- 
stellung, betreffend  die  Feststellung  und  die  Vorrechte  geschritten  werde. 

1638.  Die  Gläubiger  aus  Eigenthimisrecht  haben  die  beanspruchte 
Sache  in  der  nämlichen  Gestalt  zu  erhalten,  in  welcher  sie  ihnen  über- 
geben, oder  in  derjenigen,  welche  an  deren  Stelle  getreten  ist,  indem  sie 
vorher  den  Betrag  zu  erstatten  haben,  welcher  in  Ansehung  dieser 
nämlichen  Sachen  geschuldet  wurde. 

1639.  Die  Gläubiger  mit  aligemeinen  Privilegien  sind  aus  der 
Masse  zu  befriedigen. 
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1530.  Die  Gläubiger  mit  besonderem  Privileg  können  ihre  Be- 
friedigung nur  aus  dem  Erlös  der  haftenden  Gegenstände,  und  nnr 
soweit  dieser  Erlös  zureicht,  erhalten.  Wegen  des  Ausfalles,  welcher 
eintritt,  haben  sie  in  die  Masse  als  gewöhnliche  Gläubiger  einzutreten . 

15S1,  Der  Verwalter  kann  mit  gerichtlicher  Genehmigung  die 
Pfandsache  zu  Gunsten  des  Konkurses  heranziehen,  indem  er  den  Schuld- 
betrag zahlt. 

1532.  Die  Hypothekengläubiger  sind  aus  der  Masse  nach  Be- 
zahlung der  anderen  Forderungen  mit  Vorzugsrecht  zu  befriedigen. 

Wenn  zwei  oder  mehr  Hypothekengläubiger  bezüglich  der  näm- 
lichen Sachen  konkurriren,  so  ist  das  Vorzugsrecht  entsprechend  den 
Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  festzustellen. 

1533.  Die  Bestimmung  der  vorstehenden  Artikel  schliesst  die 
Befugniss  der  Gläubiger  mit  besonderem  Privileg  und  der  Hypotheken- 
gläubiger nicht  aus,  die  Zahlung  ihrer  Forderungen  aus  dem  Konkurse 
in  jedem  Stadium  des  Falliments  nach  der  Feststellung  zu  erhalten,  so- 
fern sie  einem  Gläubiger  mit  besserem  Recht  genügende  Sicherheit  be- 
stellen. 

1534.  Der  Gläubiger,  welcher  Titel  hat,  für  die  der  Fallit  und 
andere  ebenfalls  fallite  Mitverpflichtete  solidarisch  haften,  hat  bei  der 
Ausschüttung  aller  Massen  Theil  zu  nehmen,  indem  er  bei  jeder  ein- 
zelnen mit  dem  Nennwerth  seines  Titels  bis  zur  vollständigen  Befriedigung 
figurirt. 

1535.  Kein  Rückgriff  Betreffs  der  Zahlungen  gebührt  den  falüten 
Massen  untereinander,  es  sei  denn,  dass  die  Summe  dieser  Zahlungen 
den  vollen  Betrag  der  Forderung  an  Kapital  und  Zinsen  übei-steigt. 
In  solchem  Fall  gebührt  dieser  Ueberschuss  nach  der  Reihenfolge  der 
Verbindlichkeiten  denjenigen  von  den  Mitschuldnem  oder  ihren  be- 
treffenden Konkursen,  welche  für  die  andern  haften. 

1536.  Wenn  der  Inhaber  von  Ansprüchen,  aus  denen  der  Fallit 
und  andere  Mitschuldner  solidarisch  haften,  vor  dem  Falliment  irgend 
einen  Betrag  auf  Rechnung  seiner  Forderung  erhalten  hat,  so  hat  er 
nur  mit  dem  verbleibenden  Betrage  in  den  Konkurs  einzutreten  unter 
Abzug  dessen,  was  er  als  Abschlagszahlung  erhalten  hat,  indem  er  für 
den  Rest  des  Schuldbetrages  seine  Rechte  gegenüber  dem  Mitschuldner 
und  dem  Bürgen  behält. 

Der  Mitschuldner  oder  Bürge,  welcher  die  Theilzahlung  geleistet 
hat,  hat  in  den  Konkurs  mit  den  Beträgen  einzutreten,  welche  er  zur 
Befreiung  des  Falliten  aufgewendet  hat. 
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1537.  Sobald  die  privilegirten  Forderungen  beglichen  sind,  ist  der 
flüssige  Erlös,  welcher  sich  ergeben  hat,  unter  die  gewöhnlichen 
Gläubiger  der  Gemeinschaft  verhältnissmässig  zu  vertheilen. 

1538.  Bei  der  Vertheilung  ist  immer  der  Theil  zurückzubehalten, 
welcher  den  streitigen  Forderungen,  denjenigen,  welche  von  einer 
Bedingung  abhängen,  denjenigen,  für  welche  ein  Privileg  beansprucht  wird, 
wenn  über  sie  ein  Streit  entsteht,  und  den  abwesenden  Gläubigern  zu- 
kommt, sofern  ihre  Forderungen  aus  den  Büchern  des  Falliten  hervor- 
gehen und  anerkannt  worden  sind. 

1539.  Sind  die  Fragen,  auf  welche  sich  der  vorstehende  Artikel 
bezieht,  erledigt,  so  ist  zu  einer  ergänzenden  Liquidation  und  Verurtheilung 
in  welcher  die  zurückgehaltenen  Werthe  in  Rechnung  zu  ziehen  sind, 
zu  schreiten;  sie  treten  in  die  Masse,  wie  auch  diejenigen,  welche  als 
2um  Vermögen  des  Falliten  gehörig  noch  herausgefunden  werden. 


Titel  Xn. 

Von  den  Massregeln  gegen  den  Falliten  im  Falle  von  Verschalden 

oder  Betrag. 

1540.  Binnen  sechs  Tagen  nach  der  Vorlegung  des  Berichtes, 
auf  welchen  sich  der  Art.  1442  bezieht,  ist  in  Ansehung  des  Inhalts 
nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  zu  verfahren. 

1541.  Wenn  sich  aus  dem  besagten  Bericht  Anzeichen  für  Ver- 
.schulden  oder  Betrug  ergeben,   so   ist  anzuordnen,  dass  über  den  be- 
treffenden Theil  dieses  Berichts  und  die  übrigen  Vorgänge  und  Beweis- 
mittel des  Falles  dem  zuständigen  Bichter  schriftliches  Zeugniss  einzu- 
reichen ist. 

1542.  Wenn  sich  aus  den  betreffenden  Zeugnissen  weder  ein 
Verschulden  noch  ein  Betrug  auf  Seiten  des  Falliten  ergiebt,  so  hat  der 
Richter  dessen  Freilassung,  wenn  er  verhaftet  war,  anzuordnen,  un- 
beschadet des  Strafverfahrens,  welches  vor  dem  zuständigen  Richter 
anhängig  gemacht  werden  kann. 

1543.  Der  Fallit,  bezüglich  dessen  Anzeichen  von  Betrug  hervor- 
treten, darf  nicht  über  einen  Akkordvorschlag  gehört  werden. 

1544.  Die  in  den  vorstehenden  Artikeln  bestimmten  Massregeln 
hindern  keineswegs  die  Fortsetzung  des  Fallimentsverfahrens. 

1545.  Die  schuldbaren  oder  betrügerischen  Falliten  und  ihre  Mit- 
schuldigen sind  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs 
2U  bestrafen. 
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1546.    TJm  die  Schuld  festzustellen,  sind  folgende  Thatsachen  und 
Umstände  zu  berücksichtigen:^) 

1.  ob  der  Fallit  von  Neuem  in  Falliment  erklärt  wird,  ohne  dass 
er  die  Verbindlichkeiten  eines  früheren  Akkordes  erfüllt  hat 
Diese  Verbindlichkeiten  sind  als  in  dieser  Beziehung  erfüllt 
anzusehen,  sofern  der  Fallit  Theilzahlangen  geleistet  bat, 
welche  dem  Betrage  von  65  Prozent  der  ganzen  Schuld  gleich- 
kommen ; 

2.  ob  er  für  fremde  Eechnung,  ohne  entsprechende  Werthe  zn 
empfangen,  Verbindlichkeiten  eingegangen  ist,  welche  in  Be- 
ziehung auf  die  Lage,  in  der  er  sich  zur  2ieit  des  Abschlusses 
derselben  befand,  als  übermässig  anzusehen  sind; 

3.  ob  er  das  Falliment  nicht  zu  der  Zeit  und  in  der  Form^ 
welche  in  dem  zweiten  Titel  festgesetzt  ist,   angemeldet  hat; 

4.  ob  er  sich  zur  Zeit  der  Fallimentserklärung  oder  während 
des  Verlaufs  derselben  entfernt  oder  nicht  erscheint; 

5.  ob  die  persönlichen  Ausgaben  des  Falliten  oder  seines  Haus* 
haltes  als  übermässige  im  Verhältniss  zu  seinem  Kapital  und 
zu  der  Zahl  der  Personen  seiner  Familie  anzusehen  sind; 

6.  ob  er  erhebliche  Summen  im  Spiel  oder  mit  Diflferenzgeschäften 
oder  Wetten  verloren  hat; 

7.  ob  er  in  der  Absicht,  das  Falliment  hinauszuschieben,  mit 
Verlust  oder  für  einen  geringeren  als  den  laufenden  Preis 
Waaren  wiederverkauft  hat,  welche  er  auf  Kredit  in  den 
sechs  Monaten  vor  der  Erklärung  des  Falliments  gekauft 
hatte  und  deren  Preis  er  noch  schuldet; 

8.  ob  er  in  der  nämlichen  Absicht  in  den  sechs  Monaten  vor 
der  Fallimentserklärung  seine  Zuflacht  dazu  genommen  hat« 
Gelddarlehen  aufzunehmen,  indem  er  noch  Gutscheine  aus- 
stellte oder  sich  anderer  verderblicher  Mittel  bediente,  um 
sich  Hülfsquellen  zu  verschaflFen; 

0.  ob  er  nach  der  Einstellung  seiner  Zahlungen  einen  Gläubiger 
unter  Benachtheiligung  der  übrigen  befriedigt  hat; 


1)  Nach  früherem  Hecht  wurde  das  Falliment  stets  als  schuldbar 
ano^esehen,  sobald  einer  der  in  dem  obigen  Artikel  unter  den  Nummern  5 
bis  12  aufgeführten  Fälle  vorlag  (Art.  1515),  während  in  den  P&Uen  l  bis  4 
des  qu.  Artikels  das  Falliment  als  schuldbar  erachtet  werden  konnte. 
(Art.  1516). 
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10.  ob  feststeht,  dass  es  in  dem  Zeitranm  von  der  letzten 
Inyentarisirnng  bis  zur  Fallimentserklärung  einen  Augenblick 
gegeben  hat,  in  welchem  der  Fallit  bezüglich  seiner  direkten 
Verbindlichkeiten  mit  einer  Summe  im  Debet  gestanden  hat, 
die  das  doppelte  des  Vermögens,  welches  sich  nach  dem  näm- 
lichen Inventar  ergab,  betragen  hat; 

11.  ob  er  nicht  mit  Begelmässigkeit  seine  Bücher  in  den  durch 
dieses  Gesetzbuch  bestimmten  Formen  geführt  hat; 

12.  ob  er  seine  Verbindlichkeit,  die  Ehepakten  oder  andere 
besondere  Eigenthumsansprüche  der  Ehefrau  registriren  zu 
lassen,  nicht  erfüllt  hat. 

1547.    Das  Falliment  ist  als  ein  betrügerisches  in  den  Fällen  an* 
zusehen,  in  welchem  irgend  einer  der  folgenden  Umstände  vorliegt: 

1.  wenn  entdeckt  wird,  dass  der  Fallit  Ausgaben  oder  Verluste 
erdichtet,  oder  nicht  den  Ausgang  oder  das  Vorhandensein 
des  Aktivums  seines  letzten  Inventars,  und  des  Geldes  oder 
der  Werthe  jeglicher  Art,  welche  später  in  seinen  Besitz 
gelangt  sind,  nachgewiesen  hat; 

2.  wenn  er  in  der  Bilanz  einen  Geldbetrag,  Forderungen,  Waaren 
oder  irgend  eine  andere  Art  von  Vermögensstücken  oder  An- 
sprüchen verheimlicht  hat; 

3.  wenn  er  erdichtete  Schulden  kontrahirt,  simulirte  Urkunden 
ausgestellt  oder  sich  zum  Schuldner  ohne  Grand,  sei  es  in 
einer  öflfentiichen.oder  privaten  Urkunde,  gemacht  hat; 

4.  wenn  er  simulirte  Veräusserungen,  welcher  Art  sie  auch  seien, 
vorgenommen  hat; 

5.  wenn  er  zu  seinen  eigenen  Geschäften  Gelder  oder  Waaren, 
welche  ihm  in  Depositum,  Mandat  oder  Kommission  an- 
vertraut waren,  ohne  Genehmigung  des  Deponenten,  Man- 
danten oder  Kommittenten  verbraucht  oder  verwendet  hat; 

6.  wenn  er  Waaren  irgend  welcher  Art  im  Namen  einer  dritten 
Person  gekauft  hat; 

7.  wenn  er  nach  Eintritt  der  Fallimentserklärung  zu  seinem 
persönlichen  Nutzen  Geld,  Waaren  oder  Forderungen  der 
Masse  an  sich  genommen  und  verwendet  hat,  oder  auf  irgend 
eine  Weise  Etwas  von  seinem  Vermögen  veräussert  hat; 

8.  wenn  er  die  Bücher,  welche  jeder  Kaufmann  unerlässlich 
halten  muss,  nicht  geführt  hat,  wenn  er  sie  verborgen  hat 
oder  sie  in  verstümmeltem  oder  verfälschtem  Zustande  vorlegt. 
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1548.  Als  Mitschuldige  eines  betrügerischen  Falliments  sind  an- 
zusehen : 

1.  diejenigen,  welche  gemeinsam  mit  dem  Falliten  die  Erdichtung 
vorgenommen  haben,  indem  sie  falsche  Forderungen  vor- 
bringen Hessen,  oder  die  wirklichen  bezüglich  der  Quantitäten 
oder  der  Daten  veränderten; 

2.  diejenigen,  welche  in  irgend  einer  Weise  bei  der  Ver- 
heimlichung oder  der  Beiseiteschaffung  der  Vermogensstücke, 
welcher  Art  sie  auch  sein  mögen,  vor  oder  nach  der  Falliments- 
erklärung mitgewirkt  haben; 

3.  diejenigen,  welche  Vermögensstücke,  Forderungen  oder  Titel, 
die  dem  Falliten  gehören,  verbergen  oder  dem  Verwalter 
herauszugeben  sich  weigern; 

4.  diejenigen,  welche  nach  der  Veröffentlichung  des  Falliments 
private  Cessionen  oder  Indossirungen  des  Falliten  angenommen 
haben ; 

5.  die  Gläubiger,  auch  wenn  sie  rechtmässige  waren,  welche  sich 
mit  dem  Falliten  zum  Nachtheil  der  Masse  ins  Einvernehmen 
gesetzt  haben; 

6.  die  Mäkler,  welche  bei  irgend  einem  kaufmännischen  Ge- 
schäft des  Falliten  nach  der  Fallimentserklärung  mitgewirkt 
haben. 

154:9.  Die  Mitschuldigen  des  betrügerischen  Falliten  sind,  abge- 
sehen von  der  Strafe,  welcher  sie  nach  Massgabe  der  Strafgesetzgebung 
verfallen  sind,  zu  verurtheilen : 

1.  jegliches  Recht  einzubüsaen,  welches  sie  an  die  Masse  des 
Falliments  haben; 

2.  der  Masse  die  Vermögensstücke,  Rechte  und  Ansprüche  zu 
ersetzen,  bezüglich  deren  Beiseiteschafl'ung  ihre  Mitschuld 
eingetreten  ist; 

3.  der  Masse  zur  Entschädigung  für  Schäden  und  Nachtheile 
eine  Summe  zu  zahlen,  welche  dem  Betrage  gleichkommt, 
welchen  sie  zu  defraudiren  beabsichtigt  haben. 

1560.  Die  Fallimente  der  Mäkler  sind  immer  als  betrügerisch  an- 
zusehen, ohne  eine  entgegenstehende  Einrede  zuzulassen,  sofern  bewiesen 
wird,  dass  der  Mäkler  für  eigene  Rechnung  in  eigenem  oder  fremdem 
Namen  irgend  ein  kaufmännisches  Geschäft  vorgenommen,  oder  sich  zum 
Bürgen  für  die  Geschäfte,    bei  denen   sie   als  Mäkler  vermittelt  haben. 
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bestellt  haben,  auch  wenn  das  Falliment  nicht  aus  diesen  Gründen  ent- 
standen ist^). 

1651.    In  allen  Fällen,    auf  welche   sich  die  vorstehenden  Artikel 
beziehen,  hat  der  Eichter  zu  berücksichtigen: 

1.  das  Verhalten  des  Falliten  bei  der  Erfüllung  der  Ver- 
pflichtungen, welche  ihm  die  Artikel  1389  und  1390  auf- 
erlegen ; 

2.  das  Ergebniss  der  Bilanzen,  welche  über  die  geschäftliche 
Lage  des  Falliten  hergestellt  waren; 

3.  den  Zustand,  in  welchem  sich  die  Bücher  seines  Geschäfts 
befunden  haben; 

4.  den  Bericht,  welchen  der  Fallit  über  die  Ursachen  des  Falli- 
ments eingereicht  hat,  und  das  Ergebniss  der  Bücher,  Ur- 
kunden und  Papiere  betreifend  den  Ursprung  desselben; 

5.  die  Ergebnisse,  welche  die  Prüfungen  gewährt  haben,  auf  die 
sich  die  Art.  1434  und  1435  bezdehen,  und  die  Beweise, 
welche  in  dem  betreffenden  Termine  erbracht  werden. 


1)  Ueberein stimmend  mit  dem  früheren  Recht,  Art.  1520  H.G.B.  Nach 
Spanischem  Recht  wird  das  Falliment  der  Mäkler  stets  als  betrügerisch  an- 
gesehen, sobald  sie  für  eigene  Rechnung,  sei  es  unter  eigenem  oder  fremden 
Namen,  Geschäfte  machen,  selbst  wenn  letztere  nicht  den  Anlass  des  Falliments 
bilden.  Hat  der  Mäkler  sich  für  von  ihm  vermittelte  Geschäfte  nur  verbürgt, 
flo  wird  das  Falliment  nur  als  betrügerisch  vermuthet,  Art.  892  H.G.B.  {ct.  H, 
d.  E.  Bd.  V.  I.  S.  166).  Im  ersten  Fall  wird  also  eine  praesumptio  juris  et  de 
jure,  im  zweiten  Fall  nur  eine  praesumtio  juris  aufgestellt.  Nach  Chileni- 
sch e  m  Recht  werden  die  beiden,  imSpanischen  Recht  geschiedenen  Fälle  gleich- 
gestellt und  eventuell  das  Falliment  als  betrügerisch  vermuthet,  Art.  64  und 
1335  H.G.B.  (cf.  H.  d,  E.  Bd.  I  zweite  Aufl.  S.  700  und  855).  Nach  dem  neuen 
Portugiesischen  R^cht  wird  die  Zahlungsunfäh  gkeit  der  Mäkler  immer 
Als  betrügerisch  vermuthet,  Art.  70  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  25). 
Nach  Italienischem  Recht  ist  der  Mäkler  stets  des  einfachen  Bankrotts 
schuldig,  Art.  858  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  III  S.  350).  Nach  dem  neuen 
Brasilianischen  Recht  werden  die  Fallimente  der  Mäkler  und  Auktions- 
Kommissare  stets  als  betrügerisch  angesehen,  auch  wenn  der  Fallit  auf- 
gehört hat,  sein  Mäkleramt  auszuüben,  sobald  das  Falliment  aus  einer  Zeit,  in 
welcher  er  noch  Mäkler  war,  herrührt.  Art.  79.  Nr.  X.  Auch  sind  die  Mäkler, 
Auktions-Kommissare  und  Magazin -Verwalter  von  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen „betr.  die  Mittel,  der  Fallimentserklärung  vorzubeugen,  oder  sie 
zu  verhindern",  ausgeschlossen.  (Diese  Mittel  sind  1.  das  Moratorium, 
2.  der  aussergerichtliche  Akkord  sowie  der  Präventiv-Akkord,  und  3.  die  cessio 
bonorum,  sowie  die  gerichtliche  Liquidation),  Art.  139  Fallimentsdekret  vom 
24.  Oktober  1890. 

22* 
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1552.  Die  Gläubiger  haben  das  Recht,  als  Partei  in  dem  Straf- 
verfahren gehört  zu  werden;  aber  dies  hat  auf  ihre  Kosten  zu  ge- 
schehen, ohne  dass  sie  Anspruch  hätten,  Ersatz  der  Kosten  des  Ver- 
fahrens aus  der  Masse  zu  erhalten,  welches  Ergebniss  auch  ihr  Be- 
treiben gehabt  haben  mag. 

1553.  Der  Umstand,  dass  das  Handelsgericht  keine  Veranlassung 
gefunden  hat,  gegen  die  Person  des  Falliten  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen des  gegenwärtigen  Titels  vorzugehen,  hindert  nicht,  das 
festgesetzte  Verfahren  zu  verfolgen,  sofern  zu  irgend  einer  Zeit  des 
Falliments- Verfahrens  die  Anzeichen  auftauchen,  welche  zu  dem  besagten 
Verfahren  Veranlassung  gaben. 

1654:.  Der  Fallit,  welcher  sich  in  dem  Fall  des  Art.  1542  be- 
findet, und  derjenige,  welcher  die  Strafe  im  Fall  eines  schuldbaren 
Falliments  gebilsst  hat,  kann  sich  mit  Handelsgeschäften  für  fremde 
Rechnung  und  unter  der  Haftbarkeit  eines  Prinzipals  befassen,  indem 
er  die  Bezahlung  oder  die  Vergütung  oder  Vermögensstücke,  welche 
ihm  für  diese  Dienste  gegeben  werden,  für  sich  erwirbt,  unbeschadet 
der  Eechte  der  Gläubiger  an  den  Vermögensstücken,  welche  der  Fallit 
sich  auf  diese  oder  eine  andere  Weise  erwerben  mag,  im  Fall  die 
Mittel  der  Masse  zur  vollständigen  Zahlung  nicht  aasreichen. 

Den  Falliten,  welche  sich  in  dem  in  dieser  Bestimmung  vorgesehenen 
Fall  befinden,  wird  die  Anweisung  von  Alimenten,  welche  ihnen  etwa  be- 
willigt sind,  entzogen. 


Titel  XIII. 

Von  der  Aufhebung  des  Falliments  durch  den  Zuschlag  der 
VermSgensstucke  der  Masse  an  die  Gläubiger. 

1655.  Die  gewöhnlichen  Gläubiger  können ,  sobald  die  Fest- 
stellung und  die  Kangabstufuiig  der  Forderungen  erfolgt  ist,  und  ehe  die 
Liquidation  und  Vertheilung  begonnen  hat,  die  Aktiva  und  Passiva 
des  Falliments  übernehmen  und  für  ihre  Rechnung  die  Geschäfte  weiter 
führen,   indem  sie  dem  Falliten  Zahlungsquittung  ertheilen. 

1556.  Behufs  der  Wirkungen  des  vorstehenden  Artikels  haben 
die  Gläubiger,  welche  diese  Aufhebung  des  Falliments  betreiben,  sich 
bei  dem  Gericht  zu  melden,  indem  sie  die  Einberufung  der  Gläubiger- 
versammlung beantragen;  das  Gericht  hat  ohne  weitere  Umstände  zu 
verfügen,   dass  sie  binnen  den  folgenden  acht  Tagen   stattfindet,   indem 
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€s   zugleich   die   öffentlichen   Ladungen   und   die   Benachrichtigung  der 
Oläubiger,  deren  Wohnsitz  bekannt  ist,  sowie  des  Falliten  anordnet. 

1557.  Nachdem  die  Gläubiger  und  der  Verwalter  unter  der 
Leitung  des  Gerichts  sich  vereinigt  haben,  ist  in  der  Versammlung  zu 
beschliessen,  ob  der  Vorschlag,  auf  welchen  sich  der  vorstehende  Artikel 
bezieht,  angenommen  wird. 

Die  Abstimmung  geschieht  auf  die  nämliche  Art  und  unter  den 
nämlichen  Bedingungen,  wie  bei  dem  Akkord. 

Die  bevoiTechtigten  Gläubiger,  welche  an  der  Versammlung  und 
Abstimmung  über  die  Annahme  theilnehmeu,  veflieren,  wenn  diese  statt- 
findet, ihr  Vorzugsrecht  und  werden  den  gewöhnlichen  Gläubigern  gleich- 
gestellt. 

Die  nicht  theilnehmenden  Gläubiger  uud  die  abwesenden,  deren 
Forderungen  anerkannt  sind,  haben  nicht  das  Recht,  unter  irgend  einem 
^'orwande  die  geschlossene  Vereinbarung  anzufechten,  und  bleiben  den 
Folgen  derselben  unterworfen. 

Das  Sekretariat  hat  ein  umständliches  Protokoll  über  das  Ergebniss 
der  Versammlung  aufzunehmen. 

1568.  Die  Annahme  in  der  in  dem  vorstehenden  Artikel  aufge- 
stellten Form  enthält  bei  Strafe  der  Unwirksamkeit  für  die  Gläubiger, 
welche  den  Zuschlag  bekommen,  die  Verpflichtung,  unmittelbar  nachdem 
durch  den  Richter  die  Aufhebung  des  Falliments  bestätigt  ist,  die 
Forderungen  mit  allgemeinem  und  besonderem  Vorrecht  zu  zahlen. 

1559.  Die  Zahlung,  auf  welche  sich  der  vorstehende  Artikel  be- 
zieht, hat  in  der  Art  zu  geschehen,  dass  auf  Anordnung  des  Gerichts 
der  volle  Betrag  der  angeführten  Forderungen  binnen  acht  peremptorischen 
Tagen  nach  der  Genehmigung  deponirt  wird. 

Nach'  Ablauf  dieser  Frist  ist  die  Vereinbarung  für  völlig 
wirkungslos  zu  erachten,  und  der  Richter  hat  ohne  Weiteres  die  Durch- 
fuhrung des  Fallimentsverfahrens  anzuordnen. 

1560.  Hat  entsprechend  der  vorstehenden  Bestimmung  die 
Deponirung  stattgefunden,  so  geht  auf  die  Gläubiger  das  Eigenthum  an 
den  Vermögensstücken ,  Rechten  und  Ansprüchen  des  Falliten  über, 
ebenso  wie  seine  Verpflichtungen  und  Verbindlichkeiten ;  und  es  ist  dazu 
zu  schreiten,  die  Uebergabe  aller  Vermögensstücke,  Bücher  und  Papiere 
vorzunehmen. 

1561.  Wenn  während  des  Fallimentsverfahrens  Vermögensstücke 
der  Masse  veräussert  sind,  so  ist   ihr   Erlös   als   in    die    Vereinbarung 
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einbegriffen  anzusehen,  und  ist  mit  den   übrigen  Vermögensstücken  den 
Gläubigem  zu  übergeben. 

1562.  Die  Eigenthumsansprücbe ,  alle  Klagen  auf  Anerkennung 
von  Forderungen,  Vorrechte  und  andere  Streitangelegenheiten  sind  mit 
dem  Vertreter  oder  den  Vertretern  der  Adjudikatare  fortzusetzen ;  jedoch 
haben  die  Gläubiger  aus  Eigenthum  und  diejenigen,  welche  ein  Vorrecht 
beanspruchen,  sobald  die  Vereinbarung  genehmigt  ist,  das  Recht  auf  die 
Beschlagnahme  der  beanspruchten  Vermögensstucke  oder  gegebeneu 
Falles  auf  eine  Sicherheitsleistung. 

1563.  Der  Verwalter  hat  mit  gerichtlicher  Genehmigung  zur 
Zahlung  der  privilegirten  Forderungen,  Kosten  und  Ausgaben  der 
Gemeinschaft  zu  schreiten;  nach  Erledigung  dieser  Massnahme  ist  die 
Reposition  der  Fallimentsakten  durch  das  Gericht  anzuordnen. 

1564.  Diese  Aufhebung  des  Falliments  erfolgt  nur  in  Ermangdno^ 
eines  Akkordes  und  übt  keinerlei  Einfluss  auf  die  Verfolgung  und  Er- 
ledigung des  strafrechtlichen  Verfahrens,  welches  sich  gegen  den 
Falliten  richtet,  aus. 

1565.  Die  Adjudikatar-G laubiger  müssen  sich  in  der  nämlichen 
Versammlung,  auf  die  sich  der  Art,  1557  bezieht,  in  einer  der  Formen 
vereinigen,  die  in  diesem  Gesetzbuch  für  die  Handelsgesellschaften  fest- 
gesetzt sind. 

Die  abwesenden  Gläubiger  gelten  als  nur  bis  zur  Höhe  ihrer 
Forderungen  haftbar,  wenn  sie  nicht  gegebenen  Falles  die  Haftbarkeit 
unbeschränkt  übernommen  haben. 

1666.  Die  Streitigkeiten,  welche  sich  unter  den  Adjudikatar- 
Gläubigern  der  Masse  erheben  mögen,  und  diejenigen,  welche  in  dem 
Art.  1562  aufgeführt  sind,  können,  welches  auch  ihr  Ausgang  sein  mag. 
in  keinem  Fall  als  Grundlage  zu  einer  Wiederaufnahme  des  Falliments- 
verfahrens dienen. 


Titel  XIV. 

Von  dem  Honorar  des  Verwalters  und  der  übrigen  Angestellten 

des  Falliments. 

1567^).     In   den  Fällen   der    Genehmigung   der   Rechnungen   des 
Falliten,  wie  auch  bei  der  Endigung  des  Amtes  des  Verwalters  hat  das 

1)  Die  Art.  1567  und  1568  sind  abgeändert  durch  Gesetz  vom  29.  August  1>  *i 
(Annnaire  Bd.  XXII  S.  1009),  welches  bestimmt: 
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Gericht  die  Vergütung  festzusetzen,  welche  ihm  für  seine  im  Falliment 
aufgewendeten  Arbeiten  zukommt. 

Diese  Vergütung  ist  durch  den  Richter  nach  VerhäJtniss  der  Be- 
deutung der  geleisteten  Arbeiten  und  des  Falliments  zu  bemessen  und 
darf  in  keinem  Fall  sechs  Prozent  des  gesammten  Werthes  der  Ver- 
mögensstücke übersteigen,  welche  sich  aus  ihrer  Schätzung  im  Ver- 
fahren oder  in  deren  Ermangelung  aus  der  verständigen  Berechnung 
des  Richters  ergiebt. 

Der  gerichtliche  Beschluss,  welcher  das  Honorar  des  Verwalters 
festsetzt,  unterliegt  keinem  Rechtsmittel. 

1668^).  Wenn  der  Verwalter  die  Stellung  eines  Advokaten  ein- 
nimmt, so  liat  der  Richter  in  den  Fällen  des  vorstehenden  Artikels  von 
Amtswegen  die  berufsmässigen  Arbeiten  zu  bestimmen  und  sein  Be- 
schluss macht  sie  auch  vollstreckbar. 

1669.  Der  Verwalter  hat  die  Befugniss,  bei  den  Massregeln  Betreffs 
des  Falliments  für  eine  Buch-  und  Rechnungsführung,  Bewachung  und 
Erhaltung  der  Vermögensstücke  diejenigen  Personen  zu  verwenden, 
welche  nothwendig  sind ;  ihr  Lohn  oder  ihre  Vergütung  muss  im 
Voraus  vereinbart  werden,  wobei  die  Sparsamkeit  in  den  Ausgaben  und 
der  laufende  Werth  der  Art  der  Dienste  in   Rechnung  zu  ziehen  sind. 

1670.  Der  Verwalter  muss  in  den  Fällen  des  vorstehenden 
Artikels  die  Verträge  über  Annahme  von  Diensten,  welche  er  abge- 
schlossen hat,  zur  Kenntniss  des  Gerichts  bringen.  Wenn  das  Gericht 
dafür  hält,  dass  diese  Verträge  in  Ordnung  und  den  Anforderungen  der 

Art.  1.  Gegen  die  Taxen  für  Emolumente  und  berufliche  Arbeiten,  welche 
von  den  Eichtern  in  den  in  den  Art.  15B7  und  1568  der  H.G-.B.  vor- 
gesehenen Fällen  aufgestellt  sind,  kann  Berufung  von  dem  Anwalt, 
dem  Verwalter,  dem  Falliten  oder  jedem  anderen  Gläubiger  eingelegt 
werden;  zu  diesem  Behufe  sind  sie  dem  besagten  Advokaten,  dem 
Verwalter  und  dem  Falliten  persönlich,  und  den  Gläubigern  mittelst 
Anzeigen,  welche  während  drei  Tagen  veröffentlicht  sind,  zu  notificiren. 

Art.  2.  Die  im  Art.  1570  des  H.G.B.  für  die  Verwalter  festgesetzte 
Eemuneration  von  6pCt.  darf  in  keinem  Fall  überschritten  werden, 
selbst  nicht  in  dem  Falle,  in  welchem  in  Folge  von  Entlassungen,  Un- 
fähigkeit oder  irgend  einem  anderen  Grunde  zwei  oder  mehrere  Ver- 
walter bei  den  Massnahmen  des  Konkurses  mitgewirkt  haben. 

Art.  3.  Gegen  die  Entscheidung,  von  der  im  Art.  1489  des  H.G.B.  die 
Hede  ist,  kann  ebenfalls  Berufung  eingelegt  werden. 

Art.  4.  Die  Bestimmungen  des  H.G.B.,  welche  die  Taxen  als  nicht  herab- 
setzbar erklären,  sind  aufgehoben. 

^)  cf.  die  vorstehende  Note. 
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Gläubigergemeinschaft  entsprechend  sind,  so  hat  es  ohne  Weiteres  seine 
Genehmigung  zu  geben;  im  entgegengesetzten  Fall  muss  es  die  Zahl  der 
Bediensteten,  welche  durch  den  Verwalter  beschäftigt  werden  dürfen,  und 
die  Vergütung,  welche  jedem  einzelnen  von  ihnen  zukommt,  bestimmen. 

1671.  Vorbehaltlich  der  Fälle  von  Diensten,  welche  monatweise 
vergütet  werden  müssen,  oder  von  Geschäften,  welche  auf  einen  be- 
stimmten Betrag  geschlossen  und  eingegangen  sind,  kann  weder  von 
dem  Richter  noch  vom  Verwalter  der  Abzug  einer  Summe  von  den 
Geldern  der  Masse  Zwecks  Zahlungen  auf  Rechnung  für  fortlaufende 
Dienste ,  deren  Vergütung  zu  gelegener  Zeit  von  der  gerichtlichen 
Würdigung  abhängt,  bewilligt  werden. 


Titel  XV. 
Von  der  Rehabilitation. 

1573.  Die  Rehabilitation  muss  vor  dem  Handelsgericht,  welches 
die  Fallimentserklärung  bewirkt  hat,  beantragt  werden. 

1573.  Die  Entscheidung  über  die  Rehabilitation  kann  in  der 
nämlichen  Verhandlung  über  Bestätigung  des  Akkordes  verkündet 
werden,  sofern  die  Vorgänge  des  Falliments  keine  Anzeichen  von  Ver- 
schulden, Arglist  oder  Betrug  ergeben. 

Im  Fall,  dass  die  Mittel  der  Masse  zur  vollen  Bezahlung  der 
Forderungen  hinreichen,  kann  die  Rehabilitation  von  Amtswegen  ver- 
fügt werden. 

1574.  Der  Fallit,  welcher  auf  Grund  eines  Verschuldens  dem  zu- 
ständigen Verfahren  untei'liegt,  kann  nur  rehabilitirt  werden,  nachdem 
er  die  Strafe  gebüsst  hat,  zu  welcher  er  verurtheilt  war. 

1575.  Nicht  zur  Rehabilitation  zuzulassen  sind  die  Falliten,  welche 
der  Strafjustiz  wegen  Arglist  oder  Betruges  unterliegen,  die  wegen  Dieb- 
stahls, Prellerei  (estafa)  oder  Vertrauensmissbrauches  bestraften  Personen, 
die  Stellionatare,  ebensowenig  die  Vormünder  oder  andere  Verwalter 
^iner  fremden  Sache,  welche  nicht  unter  Zahlung  des  betreflfenden 
Saldos  Rechnung  gelegt  haben. 

Dessenungeachtet  können  sie  die  Rehabilitation  fünf  Jahre  nach 
Verbüssung  der  Strafe  erhalten,  zu  welcher  sie  verurtheilt  waren,  wenn 
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feststeht,    dass    sie   während    dieser    Zeit    sich   vorwurfsfrei    geführt 
haben  ^). 

1576.  Der  Antrag  auf  Eehabilitation  muss  mit  der  Quittung  oder 
den  Originalurkunden,  welche  die  völlige  Zahlung  an  die  Gläubiger 
oder  die  Erfüllung  aller  Verbindlichkeiten  des  Akkordes  beweisen,  ein- 
gebracht werden. 

Wenn  die  Quittungen  von  Gläubigem  fehlen,  so  kann  dieser  Mangel 
durch  eine  gerichtliche  Aufforderung  oder  einen  öffentlichen  Aufruf,  dass 
jene  Gläubiger  sich  Behufs  ihrer  Befriedigung  melden  mögen,  gehoben 
werden. 

1577.  Der  Behabilationsantrag  muss  zur  öffentlichen  Kenntniss 
durch  Bekanntmachungen  gebracht  werden,  welche  an  den  üblichen 
Stellen  anzuheften  und  in  den  Zeitungen,  die  das  Gericht  bezeichnet,  zu 
veröffentlichen  sind. 

1678.  Jeder  Gläubiger  hat  die  Befiigniss,  der  Eehabilitation  inner- 
halb zweier  Monate  nach  dem  Datum  der  Publikation  der  Bekannt- 
machungen zu  widersprechen. 

Der  Widerspruch  ist  schriftlich  zu  formuliren  und  kann  nur  auf 
die  Bestimmung  der  Artikel  1574  und  1575,  oder,  bei  mangelnder  Er- 
füllung Seitens  des  Falliten  oder  seiner  Erben,  auf  die  in  dem  Art.  1576 
enthaltenen  Vorschriften  gestützt  werden. 

1679.  Nach  Ablauf  der  in  dem  vorstehenden  Artikel  festgesetzten 
Frist  hat  das  Gericht,  mag  ein  Widerspruch  inzwischen  erhoben  sein 
oder  nicht,  die  Eehabilitation  zu  gewähren  oder  zu  versagen. 

1680.  Die  Entscheidung,  welche  die  Eehabilitation  gewährt  oder 
versagt,  unterliegt  in  thatsächlicher  Beziehung  der  Berufung. 

1681.  Nachdem  die  Entscheidung  über  die  Eehabilitation  in  Eechts- 
kraft  übergegangen,  ist  sie  in  öffentlicher  Sitzung  des  Gerichts  zu  ver- 
lesen und  es  ist  ihre  Veröfientlichung  in  den  Zeitungen,  welche  der 
Eehabilitirte  oder  seine  Erben  bestimmen,  anzuordnen. 


9 

^)  Uebereinstimmend  mit  dem  früheren  Eecht,  Art.  1770»  und  dom 
neuen  Brasilianischen  Eecht,  Art.  86  §  3  Fallimentsdekret  vom  24.  Oktb.  1890. 
Nach  dem  neuen  Portugiesischen  Hecht  können  die  betrügerischen  Falliten 
nach  YerbüSBung  der  Strafe  rehabilitirt  werden.  Nach  dem  Spanischen 
Becht  können  betrügerische  Falliten  nie  rehabilitirt  werden,  Art.  970  H.G.B. 
(cfr.  H.  d.  E.  Bd.  V.  1.  S.  172). 
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1583.  Durch  die  Rehabilitation  des  Falliteu  hören  alle  gesetzlichen 
Beschränkungen  auf,  welche  durch  die  Fallimentserklärung  hervorgerufen 
waren. 

1583.  Bei  dem  Eehabilitations- Verfahren  bildet  einen  wesentlichen 
Theil  das  öflentliche  Ministerium. 


Titel  XVI. 
Von  den  Moratorien. 

1584.  Die  Moratorien  oder  Fristen  werden  ausschliesslich  den 
matrikulirten  Kaufleuten  gewährt,  welche  beweisen,  dass  die  Unmöglich- 
keit, ihre  Gläubiger  rechtzeitig  zu  befriedigen,  aus  ansserge wohnlichen, 
unvorhergesehenen  Ereignissen  oder  aus  höherer  Gewalt  herrührt,  und 
welche  zu  gleicher  Zeit  mittelst  einer  genauen  und  urkundlich  belegten 
Bilanz  beweisen,  dass  sie  genugende  Mittel  haben,  um  ihre  Gläubiger  bei 
Gewährung  einer  bestimmten  Frist  oder  eines  Ausstandes  voll  zu  be- 
friedigen ^). 

1686.  Das  Gesuch  um  Moratorien  muss  vor  dem  für  die  Falliments- 
erklärung zuständigen  Gericht  angebracht  werden. 

Dem  Gesuch  um  ein  Moratorium  ist  beizufügen: 

1.  der  Beweis  für  die  unvorhergesehenen  Ereignisse,  welche  an- 
geführt werden; 

2.  eine  Aufstellung  der  Aktiva  und  Passiva  mit  den  betreffenden 
Belägen,  und  ein  Inventar  mit  Abschätzung  der  Vermögens- 
stücke; 

3.  eine  Mittheilung  der  Namen  und  "Wohnorte  der  Gläubiger 
und  des  Betrages  ihrer  betreffenden  Forderungen. 

1686.  Erachtet  das  Gericht,  dass  der  Bittsteller  sich  in  dem  Fall 
des  ersten  Artikels  dieses  Titels  befindet,  so  kann  es  sofort  eine  Ver- 
fügung erlassen,  dass  alle  Vollstreckungsmassregeln,  welche  gegen  den 
Schuldner  schweben  oder  eingeleitet  sind,  suspendirt  werden,  bis  end- 
gültig über  das  beantragte  Moratorium  beschlossen  wird. 


1)  Entsprechend  dem  früheren  Eecht,  Art.  1728  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Bd.  I 
zweite  Auflage  S.  308).  Nach  dem  neuen  Portugiesischen  Hecht  kann  dem 
Schuldner  auch  vor  der  Fallimentseröifnung  ein  Moratorium  (oder  ein  Akkord) 
gewahrt  werden,  Art.  730  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  205). 
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1587.  Mag  die  Verfügung,  auf  die  sich  der  vorstehende  Artikel 
bezieht,  erlassen  sein  oder  nicht,  das  Gericht  hat  sofort  zwei  Gläubiger 
des  Antragstellers  zu  ernennen,  um  die  Genauigkeit  der  vorgelegten 
Bilanz  unter  Einsicht  in  die  Bücher  und  Papiere,  welche  der  Schuldner 
in  seinem  Comtoir  vorlegen  muss,  zu  prüfen. 

1688.  Das  Gericht  hat  alle  Gläubiger  einzuberufen,  damit  die- 
selben sich  unter  seinem  Vorsitz  an  dem  Tage  und  zu  der  Stunde, 
welche  es  sogleich  zu  bestimmen  hat,  versammeln.  Dieser  Tag  darf 
nicht  prorogirt  werden;  die  Berufung  hat  durch  Ladungen  in  zwei  vom 
Kichter  zu  bestimmenden  Zeitungen,  wenn  solche  vorhanden  sind,  in  einer 
.Zeitung,  wenn  nur  eine  vorhanden  ist,  und  an  den  nächsten  Plätzen, 
wenn  keine  vorhanden  ist,  zu  erfolgen. 

1589.  Nachdem  sich  die  Gläubiger  an  dem  bestimmten  Tage  ver- 
sammelt haben,  ist  der  Bericht  der  zur  Prüfung  der  Büanz  Ernannten 
vorzulesen  und  es  sind  mündlich  die  Gläubiger  und  der  Schuldner, 
welche  selbst  anwesend  sein  oder  sich  durch  Bevollmächtigte  vertreten 
lassen  können,  zu  hören;  dann  ist  zur  Einsammlung  der  Stimmen  der 
Gläubiger  zu  schreiten,  und  das  Eesultat  daraus  ist  dem  Beschluss 
über  Zulassung  oder  Ablehnung  des  Moratoriums  zu  Grunde  zu  legen; 
bei  diesem  Beschluss  sind  zu  berücksichtigen :  die  ausserordentlichen  Um- 
stände oder  Ereignisse,  welche  von  dem  Schuldner  angeführt  werden; 
die  Möglichkeit,  welche  bestehen  kann,  dass  mittelst  des  Moratoriums  die 
Gläubiger  vollständig  befriedigt  werden  können,  und  die  Anzeichen  für 
bösen  Glauben,  welche  bei  den  Massnahmen  des  Schuldners  gefunden 
werden  mögen. 

1690.  In  dem  Fall,  dass  zwei  Drittel  der  persönlichen  Gläubiger, 
deren  Forderungen  drei  Viertel  der  den  Wirkungen  des  Moratoriums 
unterliegenden  ausmachen,  oder  dass  drei  Viertel  der  Gläubiger,  welche 
zwei  Drittel  der  Forderungen  darstellen,  der  Bewilligung  des  Moratoriums 
widersprochen  haben,  ist  dasselbe  von  dem  Gericht  ohne  weitere 
Prüfung  einfach  abzulehnen. 

In  solchem  Fall  bleibt  die  einstweilige  Suspension  der  Vollstreckungs- 
massregeln ohne  jede  Wirkung. 

1691.  Wenn  gegen  die  Bewilligung  des  Moratoriums  nicht  die  in 
dem  vorstehenden  Artikel  bestimmte  Zahl  von  Gläubigem  gestimmt  hat, 
so  hat  das  Gericht  auf  Grund  der  angeführten  Umstände  und  derjenigen, 
deren  Feststellung  es  etwa  zu  grösserer  Vorsorge  noch  angeordnet  hat, 
das  Moratorium  zu  bewilligen  oder  zu  versagen. 
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1593.  lu  keinem  Fall  darf  das  Moratorium  die  Frist  eines  Jahres 
übersteigen. 

Diese  Frist  ist  von  der  einstweiligen  Suspension  oder,  wenn  eine 
solche  Suspension  nicht  eingetreten  ist,  von  dem  Datum,  an  welchem 
das  Gericht  das  endgültige  Moratorium  bewilligt  hat,  zu  rechnen. 

Die  Frist  des  Moratoriums  ist  unprorogirbar.^) 

1593.  Ist  das  Moratorium  bewilligt,  so  sind  zwei  der  Gläubiger 
zu  bestimmen,  um  bei  den  Massnahmen  des  Schuldners  während  der 
Moratoriumszeit  mitzuwirken. 

Die  so  ernannten  Gläubiger  können  zu  jeder  Zeit  abberufen  und 
ersetzt  werden,  ohne  dass  die  Angabe  des  Grundes   dafür  nöthig  wäre. 

1594.  Wenn  nach  der  Einbringung  des  Gesuchs  um  ein  Moratorium, 
ein  Gläubiger  oder  deren  mehrere  die  Fallimentserklärung  beantragen, 
indem  sie  von  der  Befugniss  Gebrauch  machen,  welche  ihnen  der 
Art.  1388  gewährt,  so  ist  in  folgender  "Weise  zu  verfahren: 

Wenn  die  einstweilige  Suspension  bewilligt  ist,  so  ist  auf  den 
Antrag  der  Gläubiger  nicht  eher  einzugehen,  als  bis  über  die 
Bewilligung  oder  Versagung  des  Moratoriums  endgültig  Be- 
schluss  gefasst  ist; 

Wenn  die  einstweilige  Suspension  versagt  ist,  so  kann  das 
Gericht,  sofeni  es  ausreichende  Veranlassung  hat,  die  Falli- 
mentserklärung aussprechen,  unbeschadet  eines  späteren  Be- 
schlusses über  das  Gesuch  um  ein  Moratorium. 

1695.  Die  Bewilligung  des  Moratoriums  ist  durch  Bekannt- 
machungen zu  veröffentlichen,  welche  in  die  Zeitungen,  die  durch  den 
Eichter  bestimmt  werden,  einzurücken  sind. 

In  den  Bekanntmachungen  ist  der  Name  der  ernannten  Kontrolleure 
anzugeben. 

1696.  In  dem  Moratorium,  welches  einer  Kollektivgesellschaft 
bewilligt  ist,  muss  der  Beschluss  die  Namen  aller  Gesellschafter  ent- 
halten, und  diese  Namen  müssen  auch  in  den  Bekanntmachungen  auf- 
genommen werden. 

1597.  Nach  der  Veröffentlichung  der  Namen  der  Kontrolleure 
in    der  in    dem    Art.  1595  vorgeschriebenen  Form  darf  der  Schuldner 


1)  Abweichend  vom  früheren  Kecht,  nach  welchem  eine  Verlängerung 
eintreten  konnte,  wenn  wichtige  Gründe  vorlagen,  Art.  1736  H.G.B.  Nach  dem 
neuen  Portugiesischen  Recht  darf  das  Moratorium  auf  ein  Jahr  verlän<?ert 
werden,  Art.  730  §  1  H.G.B.  (cf.  H.  d.  E.  Nachtrag  I  S.  205). 
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ohne  Beihfilfe  oder  Genehmigung  der  Kontrolleure  seine  beweglichen 
oder  unbeweglichen  Sachen  nicht  veräussern  noch  belasten,  noch  Be- 
träge einziehen  noch  zahlen,  noch  einen  Yerwaltungsakt  vor  nehmen, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Akte,  welche  auf  eine  andere  Weise 
abgeschlossen  sind. 

1698.  So  lange  die  Frist  des  Moratoriums  währt,  können  die 
Forderungen,  welche  zur  Zeit  seiner  Beantragung  existiren,  nur  im 
Verhältniss  zu  der  Quote  bezahlt  werden,  welche  sich  für  jeden  Gläu- 
biger ergiebt,  unbeschadet  der  Bestinunungen  des  Art.  1600. 

1599.  Die  Wirkung  des  Moratoriums  besteht  darin,  dass  all  und 
jede  Vollstreckung  suspendirt  wird,  und  dass  gleicherweise  die  Ver- 
pflichtung, die  rein  persönlichen  Schulden  zu  zahlen,  für  den,  welcher 
das  Moratorium  erlangt  hat,  suspendirt  wird. 

Der  ordentliche  Verlauf  der  schwebenden  Rechtssachen  oder  der- 
jenigen, welche  neu  anhängig  gemacht  werden,  wird  nur  bezüglich  der 
Vollstreckung  gehenunt. 

1600.  Das  Moratorium  hat  keinen  Suspensiveffekt  bezüglich  der 
Vollstreckungen,  welche  herrühren: 

1.  aus  Hypotheken,  Pfändern  oder  andern  Realrechten; 

2.  aus  Pachtungen  von  Landgütern  oder  Grundstücken; 

3.  aus  Alimenten; 

4.  aus  Gehältern  der  Bediensteten,  Tagearbeiter  und  kauf- 
männischen Angestellten; 

5.  aus  Forderungen,  welche  aus  den  Mitteln  stammen,  die  dem 
Schuldner  zu  seinem  und  seiner  Familie  Unterhalt,  während 
den  sechs  Monaten  vor  der  Bewilligung  des  Moratoriums, 
gewährt  sind. 

1601.  Das  Moratorium  gilt  persönlich  für  den  Schuldner.  In 
keinem  Fall  kommt  es  den  Mitschuldnem  oder  Bürgen,  vorbehaltlich 
einer  ausdrucklichen,  entgegengesetzten  Vereinbarung,  zu  Gute. 

1603.  Das  Moratorium  kann  auf  Antrag  der  Kontrolleure  oder 
jedes  andern  Gläubigers  widerrufen  werden ,  wenn  bewiesen  wird, 
dass  der  Schuldner  bösgläubig  verfährt,  oder  in  irgend  einer  Weise  auf 
den  Schaden  der  Gläubiger  hinwirkt. 

Gleicherweise  ist  das  Moratorium,  auch  wenn  eine  Schuld  des 
Schuldners  nicht  eingetreten  ist,  zu  widerrufen,  wenn  die  Kontrolleure 
darlegen,    dass    während    der    Frist    die  Geschäftslage  des  Schuldners 
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sich  SO  verschlechtert  hat,  dass  seine  A  kti va  nicht  mehr  zur  vollständigen 
Bezahlung  der  Schulden  ausreichen. 

1603.  In  allen  Fällen,  in  denen  das  Moratorium  widerrufen  wird, 
ist  sofort  dazu  zu  schreiten,  dass  die  Fallimentserklämng  in  der  in 
dem  2.  Titel:  „Von  der  Fallimentserklärung"  bestimmten  Weise 
Erfolge. 

1604.  Das  Moratorium,  bei  dessen  Gewährung  irgend  eine  der  in 
diesem  Titel  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  erfüllen  unterlassen  ist, 
kann  zu  jeder  Zeit  widerrufen  werden. 


Titel  XVin. 
Spezialbestimmungen  f8r  die  Gesellschaften. 

1605.  Die  anonymen  Gesellschaften  müssen  Behufs  der  Wirkungen 
der  in  dem  gegenwärtigen  Buch  enthaltenen  Bestimmungen  in  der  Weise, 
Welche  ihre  Statuten  bestimmen,  oder  in  deren  Ermangelung  durch 
ihren  Vorstand  vertreten  werden. 

1606.  Die  Massregeln,  auf  welche  sich  der  12.  Titel  bezieht, 
finden  gegebenen  Falles  auf  die  Direktoren,  Verwalter  oder  Gereuten 
Anwendung. 

1607.  In  jeder  Lage  des  Verfahrens,  und  welches  auch  die  Art 
der  Verbindlichkeiten  der  Personen,  auf  die  sich  der  vorstehende  Artikel 
bezieht,  gewesen  sein  mag,  sind  die  anonymen  Gesellschaften  zum  Ab- 
schluss  eines  Akkordes  mit  ihren  Gläubigem  zuzulassen. 

1608.  Wenn  es  sich  um  das  Falliment  einer  Gesellschaft  irgend 
einer  Art  handelt,  die  zum  Gegenstand  die  Ausnutzung  von  Eisenbahnen. 
Wasserleitungen,  öffentlicher  Beleuchtung,  Wasserkanälen,  Schiffahrt  und 
anderer  ähnlichen  Zwecke  von  öffentlichem,  nationalem  Interesse  der 
Provinz  oder  Gemeinde  haben,  so  kann  ihr  Betrieb  und  die  Ausnutzunsr 
nicht  suspendirt  werden. 

Dessenungeachtet  kann  der  Theil,  welcher  von  den  besagten  Unter- 
nelimungen  (noch)  im  Bau  begriffen  ist,  suspendirt  werden,  sofern  diese 
Suspendirung  den  regelmässigen  Funktionen  des  Theils,  welcher  sich 
im  Betriebe  befindet,  keinen  Schaden  zufügt. 

1609.  Sobald  es  sich  um  Unternehmungen  handelt,  welche  Kon- 
zessionen tler  Regieiung  oder  der  Gemeinden  ausnutzen,  sind  letztere, 
wenn  die  Fallinientserklärung  erfolgt,  in  Kenntniss  zu  setzen,  damit  sie 
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die  Person  eraennen,  die   sie,   mögen   sie  Gläubiger  sein  oder  nicht,  in 
dem  Konkurse  vertritt 

1610.  Der  Verwalter  kann  die  Beschlagnahme  des  Vermögens  der 
falliten  Unternehmung  nach  den  am  Tage  der  Fallimentserklärung  vor- 
handenen Inventarien  aller  ihrer  Zweigniederlassungen  bewirken;  dabei 
haften  für  die  Richtigkeit  des  Inhaltes  derselben  die  Direktoren,  Ver- 
walter oder  Gereuten. 

1611.  Die  Ausnutzung  der  Unternehmungen  ist  unter  der  Leitung 
des  Fallimentsverwalters,  dessen  Befehlen  ihr  ganzes  Personal  untersteht, 
fortzusetzen. 
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Aktienantheil  418. 


Aktienbuch  329. 

Aktiengesellschaft  8.  313  ff.  1605  ff. 

Aktienkapital,   Aktienzeichnung,   Ak- 
tionär 313  ff. 

Aktiva,     beim    Falliment     1379   ff. 
1430  ff. 

Aktivmasse,  beim  Falliment  1430  if. 

Aleatorische  Verträge  78  ff. 

Alimentirung  des  Falliten  und  seiner 
Familie  1499.  1554. 

Allgemein  gekreuzte  Checks  820  ü. 

Alonge  624  ff. 

Alter 

—  als  Voraussetzung  der  Kaufmanns- 

qualiiät  9  ff. 

—  als  Voraussetzung  zur  Zulassung 

zum  Mäklergewerbe  89. 

—  des  Steuermannes  970. 
Alzamiento   (betrügerischer  Bankerott 

unter  gleichzeitiger  Flucht  des 
Falliten)  1466.  1540. 
Amortisation 

—  von  Aktien  746  ff. 

—  von  Wechseln  707  ff. 
Ankunftshafen,   s.  Bestimmungshafen. 
Anfang  der  Gefahr  bei  Versicherung 

492  ff.  1198  ff. 
Anfechtung  von  Forderungen  1408  ü. 
Angeld  475. 

Angestellte  8.  132  ff  1499, 
Anker,  Ankerketten,  Ankertaue  856  tl. 

1157.  1316. 
Anlandung  1113.  1206  ff.  1270.  1274. 

1315. 
Anmeldung 

—  der  Aktiengesellschaft  293.  318  ff. 

—  des  Falliments  1379.  1546. 

—  der  Firma  33  ff. 

—  der    Forderungen    im    Falliment 

1443  ff. 

—  der  Genossenschaft  293.  392  ff. 

—  zum  Handelsregister  34  ff. 
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Anmeldung  der  Kommanditgesellschaft 
34.  293  ff. 

—  der    Kommanditgesellschaft    auf 

Aktien  34.  293  ff. 

—  der    offenen   Handelsgesellschaft 

34  ff.  293. 

—  der  Liquidatoren  434  ff. 
Anmusterung  907  ff.  970  ff.  984  ff. 
Annahme,  s.  Acceptation. 
Annahmeverweigerung  197.  960. 
Annahmeverzug 

—  beim  Kauf  450  ff. 

—  beim  Frachtvertrag  162  ff.  1047  ff. 
Annullirung  des  Akkords  im  Falliment 

1463  ff. 
Anonyme   Gesellschaft   8.  34.  282  ff. 

313  ff.  1605. 
Ansicht  457. 
Anstellung 

—  des  Faktors  132  ff. 

—  des    Handlungsbevollmächtigten 

132  ff. 

—  der  Handlungsgehilfen  132  ff. 
Antrag 

—  auf  Fallimentseröffnung  1379  ff. 
Antwort  207  ff. 

Anweisung  739  ff. 

Anwendbarkeit     des     Handelsrechts, 

Einleitung  207  f. 
Anwerbung  984  ff. 
Anzahlung  als  arrha  475. 
Anzeige 

—  bei    der    Versicherung     492  ff. 

1155  ff. 

—  beim  Wechselregress  652  ff. 
Appellationsinstanz  1379  ff. 
Arbeiter.  383  ff.  1499. 

Arglist 

—  des    Kapitäns    904  ff.     1206  ff. 

1262  ff.  1318. 
Arrest  1402  ff. 
Arrha  475. 


Art 

—  Streitigkeiten  unter  Gesellschaftern 

zu  schlichten  448.  449. 
Assekuranz,  s.  Versicherung. 
Assignation,  739  ff. 
Aufbewahrung  123  ff.  572  ff. 

—  der  Handelsbücher  67. 

—  beim  Kauf  450  ff. 

—  der  Korrespondenz  51. 

—  beim  Mandat  221  ff. 

—  der  Pfandsache  580  ff. 
Aufbringen ,     von     Schiffen    856   ff. 

904  ff.    984  ff.     1004.     1047  ff. 
1206  ff.  1232  ff.   1312  ff. 
Aufgebot 

—  von   abhanden    gekommenen   In- 

baberpapieren     und    Wechseln 
707.  ?46. 

—  bei   Bergnog   und   Hülfeleistung 

1283  ff. 
Aufhebung 

—  des  Akkords  1463  ff'. 

—  des  Binnenfrachtvertrages  162  ff. 

1251  ff. 

—  der  Bürgschaft  478  ff. 

—  des  Seefrachtvertrages  1092  ff. 

—  des  Versicherungsvertrages  492  ff. 

1155  ff. 
Aufkündigung  157. 
Auflösende  Bedingung  216.  457. 
Auflösung 

—  der  Aktiengesellschaft  369  ff. 

—  der  Genossenschaft  392  ff.  419. 

—  der    Kommanditgesellschaft    auf 

Aktien  419  ff. 

—  der    offenen    Handelsgesellschaft 

419  ff. 

—  der  Vereinigung  auf  Theilhaber- 

schaft  395  ff'. 
Aufopferung  1312  ff. 

s.  auch  Havarie. 
Aufrechnung  771  ff. 


0Q# 
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Alphabetisches  Register. 


Anfsichtsrath 

—  bei  der  Aktiengesellschaft  335  fF. 

—  bei  der  Genossenschaft  392. 

—  bei    der    Kommanditgesellschaft 

auf  Aktien  372. 

Auftrag  221  if. 

Auktion  113  ff.  1520. 

Auktionskommissar  113  if. 

Auktionslokal  113  if. 

Auseinandersetzung  434  if. 

Ausfuhrverbot  904  ff.  1047  ff.  1092  ff. 
1155  ff.  1312  ff. 

Ausgangsbuch  118. 

Ausländische  Aktionäre  358  if. 

Ausländische  Falliten  1385. 

Ausländischer  Gerichtshof  1222. 

Ausländische  Gesellschaft  289  if.  528  if. 

Ausländische  Gesetzgebung  i. Wechsel- 
recht 628.  738. 

Ausländischer  Kaufmann  4.  5. 

Ausländische  Münzen  1197. 

Ausländische  Schüfe  871.  1091. 

—  Wechsel  738. 
Auslagen 

—  des  Frachtführers  162  if. 

—  des  Mandatars  223  ff. 
Auslaufen 

—  von  Flüssigkeiten  1090.  1208. 

—  von  Schüfen,  s.  Havarie,  Seefracht- 

vertrag, Seeversicherung. 

Auslegung  217  If. 

Auslieferung,  beim  Mandatsverhältniss 
221  if. 

Auslieferung  des  deponirten  Gegen- 
standes 123  ff:  572  if. 

Auslieferungsprovision  des  Kommis- 
sionärs 232  ff. 

Auslösung  V.Seeleuten  984.  1157.  1228. 

Ausrüstung  von  Schüfen  856  ff.  1088. 

Ausscheiden  403  ff.  419  ff. 

Ausschliessung,  eines  Gesellschafters 
403  ff.  419  ff. 


Ausspielgeschäfte  75  if. 
Aussteller  des  Wechsels  589  ff. 
Ausstellungstag,  beim  Wechsel  589  ff. 
Ausstreichen  54. 

—  des  Acceptes  639. 

—  eines  Indossaments  624  ff*. 
Austritt   eines    Gesellschafters  403  ff. 

419  if. 
A.uszug  aus  dem  Gesellschaftsvertrag 
318  if. 

—  der  Seeleute  984  ff. 
Aval  107.  679  if.  836  ff. 
Avis,  Avisbrief  1206  ff. 
A  vista  609  ff. 

Bank  766.  771  ff.  791  if.  798  ff.  819  ff. 

834  if. 
Bankanweisuns:  739  ff.  798  ff".  819  ff. 
BankbiUet  739  ff. 
Bankgeschäft  8. 
Bankkontokorrent  791  ff; 
Banknoten  123. 
Bankerott  1379  ff. 
Baratterie  1208. 
Bauzinsen  334. 
Beaufsichtigung  der  Börsenverwaltung 

75  ff. 
Beauftragter  221  ff. 
Bedeckung,  s.  Begleitschiff. 
Bedingung  bei  d.  Acceptation  643.  660. 
Beerdigungskosten  1014  ff. 
Befähigung  9  ff.   88  ff.   1 13  ff.    132  ff. 

908.  970.  973. 
Beförderung  162  ff.  856  ff. 
Befrachter,  Befrachtung  162  ff.  1018  ff\ 

1155  if. 
Befriedigungsrecht  d.  Pfandgläubigers 

580  ff. 
Begebung  des  Wechsels  589  ff. 
Beginn 

—  der  Gefahren  bei  der  Versicheiung 

492  ff.  1155  ff.  1198  ff. 
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Beginn  der  Reise  1082. 

—  der  Verjährung  844  ff. 
Begleitschiffe  936.  994.  1288. 
Behinderung 

—  des  Kapitäns,  Steuermanns,  Hoch- 

bootsmanns 975  ff. 
Behörden 

—  betreffend    Bergung    und    Hilfe- 

leistung 1283  ff. 
Beübrief  856  ff,  925. 
Beiträge 

—  zum  Gesellschafts  vermögen  403  ff. 

—  zur  Havarie  1312  ff. 
Bekanntmachung    34  ff.    114  ff.    1298. 

1520.  1595. 
Beköstigung 

—  der  Passagiere  1 103  ff. 

Beläge  der  Forderungen  im  Falliment 

1443  ff. 
Belohnung    der  Schiffsbesatzung  927. 

984  ff.  1283  ff. 
Bemannung  des  Schiffes  856  ff.  875  ff, 

904  ff,  970  ff,  984  ff. 
Beneficium  divisionis  und  excussionis 

478  ff. 
Beraubung  1079  ff. 
Berechnung 

' —  der  Fristen  bei  der  Verjährung  844. 
Bergelohn,  Bergung^  Bergungskosten 

1283  ff.   1368  ff. 
Berufsrichter  22. 
Berufung 

—  der  Generalversammlung    347  ff. 

—  der  Gläubiger  Versammlung  1464  ff, 

1588. 
Beschädigung  s.  Havarie. 
Beschlagnahme  781. 

—  von  Schiffen  856  ff.  875  ff.  904  ff. 

984  ff.   1047  ff.   1092  ff.   1120.ff. 
1155  ff.  1232  ff.  1274  ff.  1312  ff. 
BescLluss,  betr.  Vertheilung  im  Falli- 
ment 1519  ff. 


Beschlussbuch  350. 

Bericht  455. 

Besichtigung    des    Schiffes    vor    der 

Ausfahrt  858.  923. 
Besitzübergabe 

—  beim  Kauf  461  ff.  1503. 
Besitzöbergabe  beim  Pfandrecht  580  ff. 

—  durch  Handelspapiere  463.  580  ff. 

742  ff, 

—  körperliche  461.  462 

—  symbolische  463.  1503. 
Besondere  Havarie  1271.  1312  ff. 
Bestätigung  des  Akkordes  1463  ff, 

—  des  Moratoriums  1593  ff. 
Bestallung  des  Handelsmäklers  88  ff. 
Bestellung 

—  der   Falliments  Verwalter   1379  ff. 

1419  ff. 

—  des  Korrespondentrheders  875  ff. 
Bestimmungshafen  856  ff. 

Betrug  beim  Versicherun gs vertrage 
492  ff.  1155  ff. 

Betrügerischer  Bankerott,  betrügeri- 
sches Falliment  112.  1488. 
1540  ff. 

Beurkundung  des  Mäklers  90  ff. 

Beute  1232  ff. 

Bevollmächtigte  132  ff. 

Beweis  208  ff. 

—  des  Kaufes  450  ff. 

—  des  Kontokorrents  789. 
Beweiskraft 

—  des  Frachtbriefes  165  ff.  118  ff. 

—  der  Handelsbücher  55  ff. 

—  dos  Konnossements  1026, 

—  der  Handelsbücher   des   Mäklers 

und  anderer  Beurkundungen 
desselben,  besonders  des  Schluss- 
scheins 90  ff. 

Beweismittel  208  ff. 

Beweis  Würdigung  208  ff. 

Bezogener  572  ff. 
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Alphabetisches  Register. 


BUanz  48  ff.  360  ff.  771  ff,  1379  ff. 
Bildaog    des   Akkords   im    FallimeDt 

1463  ff. 
Billet  739  ff.  1105. 
BiDnenfrachtgeschäft,  Binnengewässer, 

Binnenschiffahrt  162  ff.  1251  ff. 
Blanko-Indossament  (-Giro)  624  ff. 
Blokade  856  ff.  875  ff.  904  ff,    984  ff. 

1020  ff.  1092  ff.  1103  ff.  1120  ff. 

1155  ff".  1274  ff.  1321  ff. 
Bodmerei  875  ff.  932  ff.  11 20 ff.  1155  ff- 

1312  ff. 
Bodmereibrief  1120  ff. 
Bodroereigegenstand,  Bodmereigelder, 

Bodmereinehmer ,        Bodmerei- 

prämie  1120  ff. 
Börse  75  ff.  748. 
Börsenagenten  75  ff.  88  ff. 
Börsengeschäft  75  ff, 
Börsenmitglieder  75  ff. 
Börsenordnung  84. 
Börsenpreis  83. 
Börsentransaktionen  75  ff. 
Böswilligkeit  1208. 
Briefe  51  ff. 

Briefkopirbuch  44.  51  ff, 
Briefwechsel  51  ff. 
Buchführaqg 

—  als  Pflicht   des  Kaufmanns  43  ff. 

1546.  1547. 

—  des  Auktionskommissars  113  ff. 

—  durch  Bevollmächtigte  62. 

—  des  Faktors  145  ff. 

—  des  Frachtführers  162  ff. 

—  des  Lager-  und  Depotverwalters 

123  ff. 

—  des  Mäklers  91  ff. 

—  des  Schiffers,  Steuermanns.  Hoch- 

bootsmanns, Superkargos  927  ff. 
970  ff.  973  ff.  979  ff. 

—  des  Spediteurs  102  ff. 
Buchführung  des  Versteigerers  1 1 8  ff. 


Buchhändler  2. 

Buchhalter  8.  62. 

Bücher   43  ff.    90  ff.    118  ff,    123    ff. 

164  ff.  350.  927  ff. 
Bürge  478,  s.  auch  Aval. 
Bürgerliches  Recht  207.  613.  635.  H\H. 

878.  927.  1021. 
Bürgschaft  8.  478  ff.  786. 

—  im  Falliment  1478.  1482  ff. 

—  des  Mäklers  107. 

—  im  Wechselrecht,  s.  Aval. 
Bureau  des  Gerichtsschreibers  34. 

Caducität  672. 

Causa  des  Vertrages  207.  212. 

Cedent  207.  234. 

Cessio  bonorum  1555  ff. 

Cession  207.  234. 

CessLonar  207.  234. 

Ghartepartie  1019  ff. 

Check  8.  798  ff. 

Checkheft  800. 

Cirkulare  149. 

Civilgesetzbnch,  s.  Bürgerliches  Recht. 

Civilrecht  207. 

Concessionirte  Gesellschaften  342. 

Conjuncüm  655. 

Convoy  s.  Begleitschiff. 

Cooperativ-Genosäenschaften  392  ff. 

Coupons  746. 

Cours  75  ff.  83  ff. 

Coursfähige  Papiere  und  Waaren  75  ff. 

Coursfeststellung  82  ff. 

Coursnotirung  83. 

Courtage  75  ff. 

Credit  771. 

Culpa 

—  des  Falliten  1540  ff". 

s.  auch  K. 

Darlehen  558  ff. 

—  auf  Bodmerei,  auf  Seegefahr  oder 


Bilanz  —  Eiganthum. 


859 


Seerisiko  875  ff.  904  ff.  1123  ff. 

1155  ff   1312  ff. 
Datowechsel  609  ff.  653. 
Dauer 

—  der  Haftbarkeit  des  KapitftDS  918, 
Dauer  der  Handelsgesellscbafb  282  ff. 

354.  369  ff.  419  ff. 

—  des  Hisikos  bei  der  Versichenmg 

492  ff.  1155  ff,  1198  ff. 
Debet  771  ff. 

DeckladoDg  911.  938.  1344. 
Deckung  des  Wechsels  589  ff.  616  ff. 
DeckuDg8verhältniss616.  636  ff.  652  ff. 

798  ff: 

Definitiver  Abschluss  des  Konto- 
korrents 771  ff. 

Definitiver  Verwalter  1419  ff. 

Deklarirung  492  ff.  1155  ff. 

Delcredere  97.  107  ff. 

Delcredevergütung  256  ff. 

Depositalort  123  ff,  197,  247.  572  ff. 
960.  1290. 

Depositar  123  ff.  247.  572  ff. 

—  im  Fallimeüt  1420  ff. 
Depositum   123  ff.    197.    572  ff.    668. 

707.  769.  918.  960.  1041.  1290. 

—  bei  öffentlichen  Banken  572  ff, 

—  in  allgemeinen  Magazinen  123  ff. 
Depot-Niederlage,  Depot  Verwalter  87. 

123  ff. 
Destinatar  162  ff.  1018  ff. 
Detail,  Detaillist  3. 
Detention  1102. 
Detinirung,  s.  Beschlagnahme. 
Diarium  44  ff.  927  ff. 
Diebstahl  909  ff. 
Dienste  904  ff.  970  ff.  984  ff. 
Dienstgeheimniss  der  Mäkler  100. 
Dienstmiethe  904  ff.  970  ff.  984  ff. 
Dienstnnkenntniss  991. 
Dienstvertrag  904  ff.  970  ff.  984  ff. 
Differenzgeschäft  75  ff. 


Dingliche  Rechte  207. 

Direktion  318  ff.  335  ff. 

Direktor  310  ff.  335  ff. 

Disciplinarstrafen  an  Bord  906  ff.  927. 

Diskonto  1413. 

Dispache  852.  1335  ff. 

Distancefracht  1628.  1018  ff. 

Distancekauf  450  ff. 

Distantia  loci  606  ff. 

Dividende,  im  Falliment  1519  ff. 

Dolus,  8.  Arglist, 

Domicil  9  ff.  25  ff.  282  ff. 

Domicilwechsel  599  ff. 

Doppelversicherung  499.  1155  ff. 

Dotalurkunden  36  ff. 

Draufgabe,  Draufgeld  475. 

Droit  de  suite,    im  Falliment  1503  ff. 

Duplikat,  des  Wechsels  592  ff. 

Durchstreichen  54. 

Effekten,  s.  Waaren. 

Ehefrau  9  ff.  36  ff.  630.  1451  ff.  1467. 

1497.  1503  ff. 
Ehemann  1467. 
Ehescheidungsurtheil  36  ff. 
Ehevertrag  36  ff. 

Ehrenaccept,  Ehrenannahme  696  ff. 
ghrenhaftigkeit,  als  Voraussetzuog  zur 

Zulassung  als  Handelsmäkler  89. 
Ehrenintervention  696  ff. 

Ehrenzahlung  696  ff.  836. 

Eid  der  Mäkler  90. 

Eigener  Wechsel  739  ff. 

Eigengeschäft 

—  des  Faktors,   Handlangsgehülfen 

141. 

—  der  Kommissionäre  262. 

—  der  Mäkler  105  ff. 
Eigenthümer 

—  von  Schiffen  856  ff.  875  ff.  904  ff. 
Eigenthum  856  ff. 
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Eigenthomserwerb 

—  von  Schifien  856  ff. 
Eigenthumsklage  207.  1503  ü. 
Eigenthumsübergang 

—  beim  Abandon  1232  ff. 
Eiabehaltung  200. 
Einfacher  Bankerott  1540  ff. 
Einfuhrverbot  1018  ff.  1155  ff. 
EiDgangsbuch  118. 
Eingebrachtes  Vermögen  der  Ehefrau, 

im  Falliment  1451  ff.  1503  ff. 
Einkassirung  105. 
Einkaufskommission  232  ff.  14()7. 
Einlage  283  ff.    301  ff.    372  ff.  383  ff. 

403  ff. 
Einrichtung 

—  der   Matrikel   und   des  Handels- 

registers 25  ff.  34  ff. 

—  des  Schiffsregisters  856  ff. 
Einschränkung  der  Vollmacht  132  ff. 
Einsicht   in   die  Bücher   der    Gesell- 
schaft 340. 

Einspruch  1473  K 

Einstellung  des  Verfahrens  beim  Falli- 
ment 1492  ff. 

Eintragung  in  die  Handelsbücher  43  ff. 
91  ff.  123  ff.  113  ff.   132  ff. 

—  in  das  Handelsregister  34  ff. 

—  der     Aktiengesellschaft     34     ff 

282  ff.  318  ff. 

—  der  Bodmerei  1121. 

—  der  Eheverträge  36  ff 

—  der   Ermächtigung    der   Ehefrau 

zum     Handeltreiben    und     des 
Widerrufs  36. 

—  des  Faktors  36.  132  ff 

—  des  Falliments  1 388  ff. 

—  der  Firma  34  ff 

—  der    Genossenschaft    36.    282    ff. 

392  ff. 

—  des  Handlungsbevollmächtigten  36, 

1 32  ff. 


Eintragung    des     Handlangsgehfilfen 
36.  132  ff. 

—  des  Kaufmanns  33  ff. 

—  der    Kommanditgesellschaft    auf 

Aktien  36.  282  ff.  372  ff. 

—  der   Liquidation   und   der  Liqui- 

datoren 434  ff. 

—  des  Mäklers  89. 

—  des  Mandats  221  ff 

—  betr.    Minderjährige    und    Haus- 

söhne 29. 

—  der    offenen    Handelsgesellschaft 

36  ff  282  ff.  301  ff. 

—  betr.  Urkunden  36  ff. 

—  der  Vollmacht  132  ff. 
Eintragung  in  das  Schiffsregister  856  ff. 

1121.  1355. 
Eintrittsrecht 

—  des  Bürgen  478  ff. 

—  der  Gesellschaft  415. 

—  der  Miteigenthümer  von  Schiffen 

886. 

—  des  Prinzipals  141. 

—  des  Schiff seigenthümers  917. 
Einwendungen    gegen    Wechsel   H7ei. 

736. 
Einwilligung 

—  des  Ehemanns  zum  Handeltreiben 

seiner  Ehefrau  9  ff.  25  ff.  34  ff. 

—  der  Gläubiger  zur  Aufhebung  des 

Falliments  1492.  1493. 
Einzahlung,  s.  Einlage. 
Einzelkaufmann  1  ff. 
Einziehung 

—  der    Forderungen   im    Falliment 

1430  ff. 
Eisenbahn,  Eisenbahngesellschaf 1 1 62ff. 

1608.  1609. 
Emancipation  9  ff. 
Emancipirte  Minderjährige  II. 
Embargo,  s.  Beschlagnahme. 
Emission  742  ff.  365  ff. 


Eigenthumserwerb 


Fähigkeit. 
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Emissionsbanken  742  ff. 
Empfangnahme  von  Waaren  153.  198. 
Empfangsbekenntniss  914.  973. 1028  ff. 
Emp  f  angsbescheinigung      914.      973. 

1028  ff. 
Empörong  der  Schiffsmannschaft  906  ff. 
Ende  der  Gefahr  bei  der  Versicherung 

492  ff.  1198  ff. 
Endigung  des  Kontokorrents  771  ff. 
Entgangener  Gewinn  492  ff.  1155  ff. 
Entlassung  des  Kapitäns  891  ff.    919. 

994.  1039. 

—  der  Schiffsmannschaft  991  ff. 
Entschädigung,  s.  Versicherung. 
EntSiegelung  1379  ff. 
Entwehrung  450  ff. 
Entweichen  von  Seeleuten  984  ff. 
Entwendete  Papiere  746  fi. 
Erbauung  von  Schiffen  856  ff. 
Erfahrung   im   Handelsfach,  als  Vor- 
aussetzung   zur    Zulassung   als 
Handelsmäkler  89. 

Erfordemiss 

—  der  Schriftform  207  ff. 
Erfordernisse 

—  der  Bücher  und  Buchführung  43  ff. 

—  der  Chartepartie  1020. 

—  des  Frachtbriefs  165. 

—  des  Konnossements  1028. 

—  der  Police   504  ff.   529.  544.  551. 

1155  ff. 

—  des  Wechsels  598  ff. 
Erfüllung,  s.  Zahlung. 
Erfüllungsort  162  ff.  450  ff.  1047  ff. 
Erhaltungsmassregeln    162  ff.    450  ff. 

1047  ff. 
Erklärung  des  Falliments  1379  ff. 
Erkrankung 
--  des  Kapitäns  021. 

—  der  Mannschaft  920.  1010  ff. 

—  des  Passagiers  1 1 03  ff, 
Erlass  677.    1584  ff 


Erlös  1296  ff.  1519  ff. 

Erlöschen  der  Obligationen  207  ff. 

Ermächtigung 

—  der   Ehefrau  zum    Handel  treiben 

9  ff.  25  ff.  34  ff. 

—  richterliche  1279. 

Ermessen     eines     Dritten     bei    Be- 
stimmung des  Kaufpreises  459. 
Ernennung 

—  des  Auktionskommissars  113  ff. 

—  der   Fallimentsverwalter    1379  ff. 

1419  ff 

—  des  Handelsmäklers  88  ff. 
Ernteertrag  544  ff. 

Eröffnung  des  Falliments  1379  ff. 
Errichtung 

—  der  Genossenschaft  392  ff. 

—  der  Handelsgesellschaften   282  ff. 

301  ff.  318  ff.  372  ff.  382ff.  3Q5  ff. 
Ersitzung  477.  867. 
Erwerb 

—  des  Eigenthums  an  Schiffen  856  ff. 
Erwerbsgenossenschaft  392  ff. 
Etablissement  25  ff.  34  ff.  75  ff. 
Eviktion  450  ff. 

Excesse  des  Kapitäns  und  der  Mann- 
schaft 893. 
Exekution 

—  des  Wechsels  669  ff. 
Exemplare 

—  des   Konnossements   1030.    1041. 

—  des  Wechsels  591  ff. 
Exigibilität 

—  des  Wechsels  669  ff. 
Explosion  543. 

Fabrik  8. 
Fähigkeit 

—  zum  Handelsbetrieb  9. 

-  des  Hochbootsmanns  073. 

—  des  Kapitäns  904  ff. 

—  des  Steuermanns  070  ff. 
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Fälligkeit 

—  der  Prämie  492  ff.  II 55  ff. 

—  der   Versicherangssumme    492  ff. 

1120  ff.  1155  ff. 

—  des  Wechsels  598  ff. 
FälschaDg  des  Checks  798  ff. 
Fälschnng  von  Handelspapieren  766  ff. 

—  des  Wechsels  589  ff. 
Fahrlässigkeit  908. 
Fahrpreis  1103  ff. 
Fahrschein  1103  ff. 
Fahrzeug  856  ff. 
Faktor  132  ff. 

Faktura  68  ff.  474. 
Falliment  686.  1379  ff.   1393. 

—  des  Gheckausstellers  808. 

—  der  Handelsgesellschaiten    1384. 
1393  ff.  1432.  1605  ff. 

—  im  Kontokorrent  779  ff. 

—  der  Mäkler  112.  1550. 

—  des  Wechselsausstellers  597.  646. 

—  des  Wechselnehmers  597. 
Fallimentserklärung  ,        Fallimentser- 
öffnung ,       Fallimentsgläubiger, 
Fallimentsverfahren,  Falliments- 
zustand, Fallit  1379  ff. 

Falsche  Checks  804  ff. 
Falsche  Wechsel  589  ff.  601.  647. 
Familie  des  Falliten  1499.  1554. 
Faustpfand ,       Faustpfandgläubiger, 

Faustpfandrecht  580  ff.  1500. 
Fautfracht  1092  ff. 
Fehler  172  ff.  476.  1047  ff. 
Feiertag  613.  713. 
Feinde  1157  ff.  1274  ff. 
Feindseligkeit,  Versicherung  frei  von 

1213  ff. 
Feststellung     der     Forderungen      im 

Falliment  1443  ff'. 
Feuer  529.   1317. 
Feuerversicherung  529. 
Filiale  25  ff. 


Firma  1  ff.  9  ff.  34  ff.  301.  314. 
Fixgeschäft  75  ff. 
Flagge  856  ff.  1097. 
Flüssige  Waaren  1090.  1208. 
Fluss  162  ff.  1251  ff. 
Flussschiffer  162.  911.  1251. 
Form 

—  der  Aktienzeichnung  318  ff.  326  ffl 

—  des    Antrages   auf   Fallimentser- 

öffoung  1379. 
-  des  Avals  s.  Aval. 

—  des    Bodmereivertrages    s.   Bod- 

mereivertrag. 

—  der  Bürgschaft,  s.  Bürgschaft. 

—  der  Chartepartie,  s.  Chartepartie. 

—  der  Eheverträge  35  ff. 

—  der    Eintragungen    in     Handels- 

bücher 43  ff.  91  ff. 

—  der  Ertheilung  der  Ermächtigung 

an   die    Ehefrau    zum    Handel- 
treiben und  des  Widerrufs  9  ff. 

—  des  Genossenschaftsvertrages  2>S2. 

392. 

—  des    Gesellschaftsvertrages    2S2. 

301  ff.  313  ff. 

—  des  Indossaments    624  ff.    836  ff'. 

—  des  Konnossements  2028. 

—  der  Mandatsertheilung  221  ff'. 

—  der  Police    492  ff.    529  ft\    544  ff: 

549  ff.  1155  ff. 

—  des  Protestes  712  ff. 

—  des  Versicherungsvertrages  492  ff. 

1155  ff. 

—  des  Vertrages  207  ff. 

—  der  Verträge  der  Seeleute  984  ffl 

—  der  Wechselannahme  636  ff. 

—  des  Wechsels  598  ff. 

Fracht  162  ff.  875  ff.  904  ff.  970  ff, 
973  ff,  984  ff.  1018  ff.  1120  ff. 
1155  ff.  1232  ff.  1274  ff\  12S3  ff'. 
1312  ff. 

Frachtbrief  162  ff.   1018  ff. 
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Frachtfahrer  162  ff.  1018  ff. 

Frachtgeschäft    162  ff.     853.     1018  ff. 

Prachtlohn  162  ff.  862  ff.  1018  ff. 

Frachtmäkler  88  ff.  162  ff.  508. 

Frachtpolice,  s.  Frachtbrief. 

Frachtvertrag  162  ff.  1018  ff. 

Frachtznschlag  1062  ff. 

Frei  von  Feindseligkeiten  1213  ff. 

Frei  von  Havarie  1212. 

Fremde  Sachen  453. 

Frist 

—  der  Verjährung  s.  Verjährung. 

—  des  Wechsels  589  ff.  638. 
Fuhrleute  162  ff.  1251  ff. 

Furcht,  begründete  F.  vor  dem  Feinde 

1274  ff. 
Fusion  354. 

Garantie 

—  Darlehen   mit   ö.    von    Effekten 

558  ff.  580  ff. 
Garantiegebühr  256  ff. 
Gastwirth  3. 
Gebot  113  ff. 
Gebühr,  s.  Provision. 
Gefälschte  Checks,  Wechsel,  s.  Falsche 

Ghecks,  Wechsel. 
Gewisse,  ausgelaufene  1090.  1208. 
Gefahr  492  ff.  1120  ff.  1155  ff. 
Gefangennahme      von      Schiffsleuten 

984  ff.  1155  ff. 
Gegenbeweis  63  ff.  207  ff. 
Gegenstand 

—  auf  den    Bodmerei     genommen 
werden  kann  1120  ff 

—  beim  Darlehen  558. 

—  beim  Depositum  123.  572. 

—  beim  Handel  8. 

—  des  Kontokorrents  771  ff. 

—  der  Versicherung  492  ff.    1155  ff. 
Gehalt 

—  d.  Angestellten  162  ff.  149  ff.  1567  ff. 


Gehalt  der  Direktoren  341. 
—    des     Handlungsbevollmächtigten 
162  ff. 

—  des  Handlungsgehtüfen  162  ff. 
Gehülfen,  kaufmännische  87  ff. 
Geistliche  22. 

Gekreuzte  Checks  8 1 9  ff. 
Gelegenheitsgesellsohaft      in      Theil- 

haberschaft  395  ff. 
Geltendmachung 

—  der  Einwendungen  bei  der  Bürg- 

schaft 478  ff. 
-~  der  Verjährung  844  ff. 

Geltung     des     Handelsrechts,      Ein- 
leitung, 207  ff. 

Gemeines  Falliment,  gemeiner  Konkurs 
1379  ff.  1580  ff. 

Gemeinschaftliche  Havarie  1312  ff. 

Gemeinschaftliches  Vermögen 

—  der  Eheleute  1451  ff. 

—  der  Gesellschafter  282  ff. 
Gemeinschuldner  1379  ff. 
Genehmigung 

—  des  Akkordes  1463. 

—  des    Ehemanns    zum     Gewerbe- 

betrieb der  Ehefrau  \i  ff.  34  ff. 

—  des  Prinzipals  zum  selbstständigen 

Gewerbebetrieb     eines     Ange- 
stellten 147  ff. 
Generalversammlung 

—  der  Aktiengesellschaft  347  ff. 

—  der  Genossenschaft  392  ff. 

—  der    Kommanditgesellschaft    auf 

Aktien  372  ff. 

Genossenschaft,  Genossenschafter,  Ge- 
nossenschaftsvertrag 392  ff. 

Gepäck  1103. 

Gereut  282  ff.  301  ff.  372  ff. 

Gerichtsschreiber  34.  1380. 

Geschäft  207  ff. 

Geschäftsbetrieb  1  ff. 
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Geschäftsbücher ,     s.     Buchführung, 
Bücher. 

Geschäftseinlagen  48. 

Geschäftsführer  162  ff. 

Geschäftsherr  162  ff. 

Geschäftslokal,  s.  Etablissement. 

Geschlecht,  männliches  als  Voraus- 
setzung zur  Zulassung  als 
Handelsmäkler  88. 

Geschmack  450  ff. 

Gesellschaft  282  ff. 

—  für  allgemeine   Depotniederlagen 

123. 

—  mit  veränderlichem  Kapital  392  ff, 

—  von  Kapital  und  Arbeit  383  ff. 
Gesellschaftsforderpng  1393.  1432. 
Gesellschaftsstatut 

—  der  Aktiengesellschaft  318  ff. 

—  der  Genossenschaft  392  ff. 

—  der    Kommanditgesellschaft    auf 

Aktien  372. 
Gesellschaftsvertrag    8,    35  ff.    282  ff. 
852. 

—  der  Aktiengesellschaft  318  ff. 

—  der    Kommanditgesellschaft    auf 

Aktien  372  ff. 

—  der    offenen    Handelsgesellschaft 

301. 

Gesetz,  Gesetzesrecht,  Einleitung. 

Gesetzliches  Pfandrecht  s.  Vorzugs- 
recht. 

Gesetzliche  Zinsen  558  ff. 

—  Vertreter  031. 
Gestohlene  Inhaberpapiere  746  ff. 

—  Wechel  707  ff. 
Gewagte  Verträge  75  ff. 

Gewalt ,  höhere ,  unabwendbare, 
unüberwindliche  162  ff.  492  ff. 
904  ff.  1028  ff.  1155  ff.  1261  ff. 
1274  ff. 

Gewinnantheil  916.  1002. 

Gewinn  408.   1157. 


Gewohnheit,    Gewohnheitsrecht,    Ein- 
leitung 219. 

Gezogener  Wechsel  598  ff. 

Gezwungene  Anlandung  904  ff.  984  ff. 
1092  ff.  1120.  1274  ff. 

Girant,  Giratar,  Giro,  s.  Indossament. 

Gläubiger  1379  ff. 

Gläubigergemeinschaft,  Gläubigerver- 
band ,      GläubigervereiniguDg 
1379  ff.  1565. 

Gläubiger  Versammlung  1379  ff. 

Gratifikation,  s.  Kaplaken. 

Gremium  der  Mäkler  88  ff*. 

Grosse  Havarie  1512  ff. 

Grosskaufmann  1  ff. 

Gründer,  Gründung. 

—  der  Aktiengesellschaft  318  ff. 

—  der  Genossenschaft  392  ff. 

—  der    Kommanditgesellschaft    auf 
Aktien  372. 

Grundkapital. 

—  der  Aktiengesellschaft  318  ff. 

—  der    Kommanditgesellschaft     auf 

Aktien  372  ff. 

Gütertransport,  S.Beförderung,  Fracht- 
geschäft. 

Gütertrennung  35  ff. 

Güterversicherung,  s.  Versicherung. 

Guter  Ru^  25  ff.  89. 

Gutschein,  739  ff. 

Habilitation  9  ff.  25  ff. 
Habilitationen  383  ff. 
Hafenblockade,  s.  Blockade. 
Hafengelder  1315. 
Hafenschliessung,  s.  Blockade. 
Haft  869.  870.  922,  090, 
Haftgeld  s.  Arrha. 
Haftung  d.  Schiffe  f.  Privatschulden  872. 

—  der  Theilhaber  417. 
Hagelschaden ,       Hagelversicherung 

492  ff  544  ff. 
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Handbuch  des  Mäklers  93. 
Handel  1  ff. 
Handelsagenten  87  if. 
Handelsakte  8  ff. 
Handelsauftrag  221  ff. 
Handelsbehörde  25.  1283  ff. 
Handelsbetrieb  1  ff. 
Handelsbillet  739  ff. 
Handelsbörse  75  ff. 
Handelsbranche  308. 
Handelsbriefe  51  ff. 
Handelsbücher,  s.  Buchführung,  Bücher. 
Handelsdarlehn  558  ff. 
Handelsfach 

—  Erfahrung  im  H.  25.  89. 
Handelsfthigkeit  1  ff.  845. 

—  des  Ausländers  4  ff. 

—  der  Ehefrau  und  der  Frau  über- 

haupt 9  ff. 

—  des  Minderjährigen  9  ff. 
Handelsfirma,  s.  Firma. 
Handelsfrau  9  ff.  684. 
Handelsgebrauch,    Einleitung ,    207  ff. 

220. 

Handelsgericht  25.  1388. 

Handelsgerichtsbarkeit  5. 

Handelsgeschäft  8. 

Handelsgesellschaft  34  ff.  282  ff. 

Handelsgesetz,  Einleitung  5  ff. 

Handelsgewerbe  1  ff. 

Handelsgewohnheit ,     s.     Handelsge- 
brauch. 

Handelsgut  s.  Waare. 

Handelskammer  834. 

Handelskauf  450  ff*. 

Handelsleute,  Handelsmann  1  ff' 

Handelsmäkler  88  ff.  213.  508.  1550. 

Handelsmatrikel  25  ff. 

Handelsniederlassung  9  ff. 

Handelsrecht,  Einleitung. 

Handelsregister  34  ff. 

Handelssachen  8. 


Handelsstand  25  ff'. 

Handelstribunal,  s.  Handelsgericht, 

Handelsverbot,     1047    ff.      1155    ff*. 
1232  ff. 

Handelsvereinigung  395  ff. 

Handelsverkauf  450  ff. 

Handelsvollmacht  132  ff".  221  ff. 

Handelszinsen  558  ff. 

Handelszweig  308. 

Handgeld,  s.  arrha. 

Handhaft  der  Mäkler  91. 

Handlungen  Unfehiger  8  ff. 

Handlungsbevollmächtigter  132  ff. 

Handlungsdiener,  Handlangsgehülfe, 
Handlungslehrling,  Handlungs- 
reisendj^r  132  ff. 

Handlungsun&higheit  des  minder- 
jährigen Kaufmanns  0  ff. 

Handlungsvollmacht  132.  221. 

Hauptbuch  43  ff. 

—  des  Mäklers  91  ff*. 
Hauptschuldner  478  ff. 

s.  auch  Bürge. 
Haushaltnngskosten  45. 
Hausirer  3. 
Haussohn  9  ff. 

Havarie  1232.  1283  ff.   1312  ff. 
Havarieklafje  1312  ff. 
Heft  91.  794. 
Heilung     und     Heilungskosten      der 

Schiffsbesatzung  084  ff. 
Heimlich  verladene  Waaren   1004  ff. 
Heuer,  Heuerung  984  ff. 
Hülfeleistung  1283  ff'. 
Hülfsbücher  43  ff.  61  ff. 
Hülfslohn  12*83  ff*. 
Hinfälligkeit  der  Verträge  899. 

s.  auch  Caducität. 
Hinterlegung,  s,  Depositum. 

—  des  Erlöses  im  Falliment  1523. 
Hochbootsmann  973. 

Höker  3. 
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Honorar     des    Fallimentverwalters 

1567  ff. 
Honorat  606. 
Hypothek,  H7potiiekeD^;lftBhi|(^  786, 

1351  ff.   1494  ff. 

Immobilien  452. 

—  im  Falliment  1430  ff. 
Incompatibilitftt  22. 
Indossament 

—  der  Anweisung  739  ff. 

—  des  Bodmereibriefes  1128. 

—  des  Frachtbriefes  165  ff. 

—  des  Konnossements  1035. 

—  des  VerpflichtuDgsscheins  739  ff. 

—  der  Versicherungspolice  1156. 

—  des  Wechsels  624  ff. 
Industrieaktien  383  ff*. 

Inhaber    166.    707   ff*.    742  ff.    746  ff. 

848. 
Inhaberaktien  326  ff. 
Inhaberpapier  742  ff'. 
Inkassogiro  624  ff'. 
Inkassowechsel  604. 
„Inhalt  unbekannt"   1039. 
Instruktionen  225. 
Insubordination  991  ff'. 
Interdiktion  24. 
Interessenten 

—  im  Falliment  1379  ff'. 
Interimsaktien  318  ffl  326  ff. 
Interpretation  207  ff. 
Interusurium  1413. 
Intervention 

—  beim  Check  836  ff. 

—  beim  Wechsel  096  ff. 
Inventar  47  ff.  924.  964.  1118. 

—  der  schiffbrüchigen  Gegenstände 

1295. 

—  im  Falliment  1431. 

—  des  Schiffes  85()  ff.  914.  924  ff. 
Inventarienbuch  48  ff.  924. 


Inventur  48  ff.  964.  1118. 
Irrthum  498.  1061. 

Journal  43  ff. 

s.  «ofih  Diarium,  Tagebuch. 

—  des  Mäklers  91  £ 
Junta,  s.  Versammlung. 

Kabotage,  s.  Küstenschiffahrt. 

Kajüte  915.  1020. 

Kamioneur  162  ff. 

Kanal  162  ff.  492  ff.   1251  ff. 

Kaper  1274  ff. 

Kapitän  856  ff.  875  ff'.  904  ff.  970  ft. 

977  ff.  984  ff.   1018  ff.    1120  ff. 

1155  ff.   1261  ff.  1274  ff,  1283  ff. 

1312  ff. 
Kapital  beim  Bodmereigeschäft  1 120 1!. 
Kapital-  und  Arbeitsgesellschaft  383  ff. 
Kaplaken    916.    965.    1048.    1020    ff. 

1054. 
Kappen    der   Masten,   Taue  a.  s.  w. 

1312  ff. 
Karten  925. 
Kassenbuch  46  ff. 
Kassirer  132  ff'. 
Kauf  450  ff. 

—  auf   (zur)     Probe    (aul    Besicht) 

455  ff. 

—  einer  Sache   während  des  Trans- 

portes 471. 

—  nach  Ansicht  455  ff. 

—  nach   Probe   (nach  Muster)    4M. 

—  unter  Bezeichnung  einer  im  Handel 

bekannten,  bestimmten  Qualität 

456. 
Kauffahrteischiff  856  ff. 
Kauffrau  9  ff. 
Kaufmann  1  ff. 
Kaufmannsqualität  1  ff. 
Kaufmännisches  Falliment  1379. 
Kaufpreis,  Kaufschilling  450  ff*. 
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Kaufvertrag,  Käufer  450  ff. 
Kellerwechsel  601. 
Kentern  1261  ff.  1283  ff. 
Kirchliche  Korporationen  22  ff. 
Klagbarkeit  der  Obligation  210. 
Klage  207  ff. 

Klagerecht  des  Wechselgläubigers  669. 
Klageverjährung  s.  Verjährung. 
Klassen 

—  der  Gläubiger  im  Falliment  1494  ff. 

—  der  Schiffsgläubiger  1351  ff. 
Klassifikation  des  Falliments  1540. 
Kleine  Havarie  1319. 

Kleine  Unkosten  1315. 
Kleinkaufmann  3.  47.  50. 
Köllektivgesellschaft  36.  281  ff.  301  ff. 

403  ff. 
Kommanditaktiea  372. 
Kommanditaktiengesellschaft  36.  282  ff. 

372  ff.  403  ff. 
Kommandite  25  ff.  607. 
Kommanditgesellschaft 

—  auf    Aktien,     Kommanditist     36. 

282  ff.  372  ff.  403  ff. 
Kommis  132  ff, 
Kommission,      Kommissionär,     Kom« 

missionsauftrag  221.  222.  232  ff. 
Komissionsgebühr 

—  des  Kommissionärs  253.  274.  275. 

—  des  Mäklers  111. 
Kommissionsgeschäft,  Kommittent  22 1 . 

222.  232  ff. 
Kompensation  771  ff. 

—  skammern  834. 
Kompetenz 

—  des  Falliten  1499.   1554. 
Komplementäre  373  ff^ 
Konfiskation  1004. 

Konkurs,  Konkursverfahren,    s.  Falli- 
ment. 
Konnossement  1026.  1028  ff. 
Konsignant,  Konsignatar  162  ff.  221  ff. 


Konstituirung  318  ff. 

Konsul  942.  948. 

Konto  771  ff.  791  ff. 

Konto-  u.  Eechnungsbuch  927.  987. 

Kontokorrent  771  ff.  791  ff. 

Kontokorrentbuch  61. 
Konvenfionalatnfe  iB9. 
KonieMBoa  342  ff.  1608  ff. 
Kooperativ- Genossenschaften  392  ff. 

Kopie 

—  der  ausgehenden  Briefe  51  ff 

—  von  Wechseln  592  ff. 

Kopirbuch  51. 

Korrealobligation  207.  478. 

Korrespondentrheder  875  ff. 

Korrespondenz  51  ff.  208. 
Kostbarkeiten  1161. 
Kosten 

—  der  Ablieferung  198.  200. 

—  der  Empfangnahme  198. 

—  der  Hinterlegung  1316  ff. 

—  des  Kaufes  460. 
Kraftloserklärung  707  ff.  746  ff. 
Krankheit  der  Seeleute  984  ff. 
Kreditauftrag,  Kreditbrief  8.  484  ff. 
Kreditnrkunden  587. 

Kreuzung  von  Gheks  812  ff. 
Kridar  1379  ff. 
Kriegsbedarf  1161.  1342. 
Kriegserklärung    963.    1092  ff.    1158. 

1274  ff.  . 
Kriegszustand  935. 
Kündigung 

—  des  Faktors,  des  Handlungsbevoll- 

mächtigten ,     des      Handlungs- 
gehülfen  157  ff. 

—  des   Kommissions  -  Verhältnisses 

232  ff. 

—  des  Mandats  224. 

Küstenfahrer,  Küstenhandel,  Küsten- 
schiffahrt 911.  1251  ff. 
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Kurkosten,  bez.  der  Seeleute  984  ff. 

1316  ff. 
Kurdänderung  191.  971.  1166. 

Ladefrist  162  ff.  904  ff.    1018  ff.  1056. 

Ladenbesitzer  2. 

Ladung  162  ff.  904  ff.  1018  f!. 

Ladungsbuch  927.  979. 

Ladungsinteressenten  935.  948.  1283  ff. 

Ladungskonnossement,  s.  Konnosse- 
ment. 

Ladungspapiere  925.  973. 

Lager,  Lagerbuch,  Lagergeld.  Lager- 
haus, Lagerpapiere,  Lagerschein 
123  ff. 

Lager-  und  Depotverwalter  87.  123  ff. 

Landtransport  162  ff. 

Landtxansportversicherung  1251  ff. 

Landversicherung  544  ff. 

Laufende  Rechnung  771  ff.  791  ff. 

Lebensmittel  951.  1274  ff.   1499. 

Lebensunterhalt  984  ff.  1103  ff.  1409. 
s.  auch  Alimentirung. 

Lebensversicherung  549  ff, 

Leckage,  s.  Auslaufen. 

Legitimation 

—  des  Konnossement siübabers  1036  ff. 

1299. 
Lehrling  132  ff. 

Leichterfahrzeuge  1315.  1321  ff. 
Leuchtfeuergeld  1315. 
Liegenschaften  452.  1402  ff. 
Liegegeld,    Liegetage     1020  ff.    1070. 

1100  ff.  1312  ff. 
Limitirung  des  Preises  117. 
Liquidation 

—  der  Aktiva  im  Falliment  1430. 

—  der  Genossenschaft,  der  Handels- 

gesellschaften 434  ff'.  848. 

—  der  Passiva  im  Falliment  1443  ff. 

—  der   Unternehmungen   in     Theil- 

haberschaft  402. 


Liquidator  402.  434  ff. 
Loco Wechsel  606. 
Löschung  der  Firma  34  ff. 
Löschungsfrist ,         Löschungshafen, 

Löschungskosten  904  ff.  lOlM  ff. 

1274ff.  1312  ff. 
Lösegeld  1157. 
Logbuch  928. 
Lohn,  s.  Gehalt. 
Lootsen  929. 
Lootsengelder  1315. 
Loskauf  1157  ff. 

Magazin,  Magazinverwalter  123  ff. 

Mäkler,  Maklergebühr,  Mäklergewerbe» 
Mäklerlohn,  Mäkler vermittelung 
88  ff.  213.  508.  730.  1548  ff. 

Majorität  877  ff.  937. 

Mandant,  Mandat,  Mandatar  221  ff. 

Mängel 

—  beim  Frachtgeschäft  162  ff.  lOlS  ff. 
Mangel,  an  Masse  im  Falliment  1402. 

—  an  Vorräthen  951.   1275  ff. 
Mangelnde    und    mangelhafte    Buch- 
führung 56.  57.  1547. 

Mangelhafte      Unterschriften  ,        auf 

Wechseln  598  ff. 
Mangels      Annahme ,      Protest      und 

Regress  636  ff. 
Mangels  Zahlung,  Protest  und  Regress 

636  ff. 
Manko  162  ff.  1079  ff. 
Mannschafl  904  ff.  984  ff. 
Manuale  93  ff. 
Marken  266. 
Markt  75  ff.  748  ff. 
Marktpreis  83  ff. 
Marktwechsel  609  f!. 
Masse  im  Falliment  1379  ff. 
Masseforderungen  ,       Masseschiilden^ 

Masse  Verwalter  1379  ff. 
Matrikel  25  ff.  926  ff.  974. 
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Matrikelhafen  869.  995  ff. 

Matrikulirang  25  ff*.  ^ 

Matrose  984  ff. 

Memorial  61. 

Messbrief  856.  925. 

Messe  75  ff. 

Messwechsel  609  ff*. 

Minderjähriger,  Kaufmann  9  ff. 

Minderkaufmann  3. 

Minorenn  9  ff. 

Minorität  877  ff.  937. 

Miteigenthum ,  Miteigenthümer  395  ff. 

856  ff.  875  ff. 
Mitgift  der  Ehefrau  im  Falliment  1497. 
Mitinhaber  von  Schiffen  856  ff.  875  ff. 
Mitrheder  875  ff. 

Mitschuldige  im  Falliment  1548  ff*. 
Mittheilung  der  Bücher  58  ff. 
Moratorium  1584  ff. 
Mündlicher Vertragsschluss  207  ff.  505. 

589  ff. 
Münzfuss  726  ff. 
Münzsorten  220.  563.  685. 
Mundvorräthe  951.  1274  ff. 
Muster  456. 
Musterrolle  925.  984  ff. 
Musterung  984  ff. 

Nachmann  598  ff.  739  ff.  798  ff. 
Nachnahme  162  ff.  1018  ff. 
Nachrichten  245,  930.  937. 
Nachricht,    Versicherung     auf    gute 

oder  schlechte  1158. 
Nach-Sicht- Wechsel  609  ff. 
Nachweis. 

—  der  Havarie  1312  ff. 

—  der    Vorzugsrechte     der   Schiffs- 

gläubiger 1368  ff. 
Näherrecht  886  ff. 
Namen    der     Gesellschaften      282  ff. 

301  ff.  313  ff.  372  ff.  383  ff.  392  ff. 
Namensaktien  360  ff. 

Borchardt,  Argentinisches  Handelsgesetzbacli. 


NichtaufBndbarkeit  des   Konsignatars 

197.  960. 
Nichtigkeit 

—  des  Akkordes  851. 

—  der  Bodmerei  1125  ff. 

—  der  Seeversicherung  1168  ff. 
Nichtkaufleute ,    Konkurs    (Falliment) 

von  Nichtkaufleuten  1379. 
Niederlage  8.  123  ff. 
Niederlegung  s.  Depositum. 
Nota  712.  752  ff. 
Nothadresse  696  ff.  712  ff. 
Nothfrist  845  ff. 

Nothhafen930.934. 1075ff.  llOOff.  1274. 
Nothwendige  Cession  1555  ff. 
Nothwendige  Handelsbücher  43  ff.  90. 

118.  123.  927. 
Notifikation  663  ff.  710. 

—  behufs  Ausstellung  von  Wechsel- 

vervielfältigungen 592  ff. 
Notirung  der  Course  75  ff. 
Notizbuch  93. 
Novation  775  ff. 
Nützliche  Verwendung  .1033  ff.  1500. 

Obligationen  207  ff.  403. 

Obligationen  (Schuldurkunden)  365  ff. 
742  ff. 

Oeffentliche  Urkunden  318  ff. 

Oertliche  Zuständigkeit  der  Dispache- 
behörde 1335. 

Offene  Handelsgesellschaft  36  ff.  282  ff. 
301  ff.  403  ff.  419  ff.  434  ff.  448  ff. 
1384.  1393. 

Offenes  Kontokorrent  791  ff. 

Offerte  207  ff.  454. 

Ohne  Gewährleistung,  ohne  Kosten, 
ohne  Obligo,  ohne  Protest  685  ff. 
712  ff. 

Ordnung  in  der  Korrespondenz  5 1  ff. 

Ordre 
—  Wechsel  an  eigene  Ordre-  604  ff. 

24 
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Organisation    der    Börsenverwaltung 

75  ff. 
Ort 

—  der  Erfüllung  458.  461.  462. 

—  der  Präsentation  652  ff. 

—  der    Protestation     660  ff.    696  ff". 

712  ff. 

—  der  Zahlung,  s.  Zahlungsort 
Ortsgebrauch  458. 

Pacht  544  ff.  1500. 
Pakotille  981. 
Papiere  925. 
Parcerie  875  ff*. 

Partielle  Aufhebung  des  Frachtver- 
trages 1092  ff. 

—  des  Versicheruogsvertrages  492  ff. 

1155  ff. 
Partieller  Abschluss  des  Kontokorrents 

771  ff. 
Passagier,  Passagiergepäck  1 103  ff. 
Passiva,    Passivmasse     im    Falliment 

1379  ff. 
Patron,  s.  Kapitän. 
Perfektion 

—  beim  Kauf  450  ff. 

—  beim  Vertrag  207  ff. 
Persönlich     haftende     Gesellschafter 

282  ff.  301  ff.  372  ff.  383  ff.  392 ff. 
1384.  1393. 

Personenbeförderung,  Personentrans- 
port 162  ff.  1103  ff.  1116. 

Pertinenz  856  ff. 

Pfand,  Pfandrecht  8.  580  ff.  786. 

—  des    Absenders   (Verladers)    185. 

206. 

—  wegen  Beiträgen  zum  Schiff8bau888. 

—  des  Bodmereidarleihers  1120  ff. 

—  der  Ehefrau  im  Falliment  1497. 

—  des  Frachtführers  200. 

—  des   Kapitäns   und    der    Schiffs- 

mannschaft 952. 


—  des  Kommissionärs  279  ff. 

—  des  Lager-  und   Depotverwalters 

130. 

—  des  Mandatars  279  ff. 

—  wegen  Rettungskossten  1283  ff. 

—  des  Spediteurs  206. 

—  des  Verpächters  1500. 

—  des  Vorschussgebers  558. 
Pfandbuch  1354  ff. 
Pfandsache  580. 
Pfandvertrag  580  ff. 
Pflegebefohlene  1499. 
Platzgebrauch,  s.  Handelsgebranch. 
Platzwechsel  8.  604  ff. 
Plünderung  1283  ff. 

Police    492  ff.    529  ff.     544  ff.     54<^  ff. 
1018  ff.  11 20  ff.  1155  ff. 

Präjudicirte  Checks  813. 

Präjudicirter  Wechsel  661  ff'. 
706.  714. 

Prämie  492  ff.  1018  ff.  1120  ff.  1155  ff. 

Präsentation,  Präsentationsort,  Präsen- 
tationszeit 636  ff. 

Präsumtion,  s.  Vermuthung. 

Preis  beim  Kauf  450  ff. 

Primawechsel  592ff. 

Prinzipal  132  ff. 

Prise  11 55  ff.  1232  ff. 

Privatgläubiger 

—  eines  Gesellschafters  417. 

—  des  Kapitäns  922. 

—  eines  Schiffdeigenthümers  872.875. 

Privatladung  915. 
Privileg,  s.  Vorzugsrecht. 
Probe  456  ff. 
Produktenbörse  75  ff. 
Produktivgenossenschaft  392  ff. 
Prokura-Indossament  624  ff. 
Promesse  an  Ordre  739  ff. 
Propregeschäft,  s.  Eigengeschäft. 
Protest 

—  des  Bodmereibriefes  1129. 


Organisation  —  Restitutio. 


371 


Protest 

—  beim  Check  836  ff. 

—  des  Kapitäns  939  ff.  1268. 

—  des  Steuermanns  971. 

—  bei  Sichtwechseln  636  ff.  712  ff. 

—  Mangels    Annahme    und     wegen 

Unsicherheit  636  ff.  712  ff. 
~  Mangels  Zahlung  636  ff.  712  ff. 
Protestfonn ,    Protestort ,    Protestzeit 

712  ff.  939  ff.  971. 
Proviant,  s.  Lebensmittel. 
Provision 

—  des  Bürgen  478  ff. 

—  des  Depositars  572  ff. 

—  des  Mäklers  111. 

—  des  Kommissionärs  253.  279. 

—  des  Spediteurs  200  ff. 
Provisorischer  Verwalter  1396. 
Prüfung,    Prüfungstermin     1396    ff. 

1443  ff. 
Publikation    der    Fallimentseröffnung 
1874  ff.,  s.  auch  Veröffentlichung. 

Qualifikation  des  Falliments  1540  ff. 
Quittung  151.  1572  ff. 

Radiren  54.  808. 
Eangordnung 

—  der  Gläubiger  im  Falliment  1494  ff. 

—  der  Schiffsgläubiger  1351  ff.  1368  ff. 
Kauminhalt  des  Schiffes  856  ff.  1020. 

1061. 
Realisation    der  Aktiva   im  Falliment 

1430  ff". 
Realisationsgeschäft  8.  451  ff. 
Rechenschaftsbericht  930. 
Rechnung,  s.  Faktura. 
Rechnungsbuch  118.  927.  987. 
Rechnungslegung ,     Rechnungspflicht 

33  ff.  68  ff.  277. 
Rechtsanwalt,  s.  Advokat. 
Rechtskraft  1581. 


Rechtsmittel 

—  im  Falliment  1379  ff'. 
Rechtsnachfolger  1364. 
Rechtswohlthat 

—  der  Frauen  13  ff. 

—  der  Theilung,  der  Vorausklagung 

478  ff. 
Register 

—  der  Genossenschaft  34  ff. 

—  des  Mäklers  91  ff. 

—  für  Schiffe  856  ff,  1351  ff. 
Regress 

—  des  Bürgen  478  ff.  679  ff. 

—  auf    Sicherstellung   mangels   An- 

nahme 726  ff. 

—  wegen  Unsicherheit  652  ff. 

—  mangels  Zahlung  652  ff.  726  ff. 
Regress-Summe  726  ff. 
Regulierung  der  Havarie  1335  ff. 

Rehabilitation,  Rehabilitationsfähigkeit 
1572. 

Reihenfolge 

—  der    Forderungen    im    Falliment 

1494  ff. 

—  der    Schiffsgläubiger     1351  ff*. 

1368  ff. 
Reise  856  ff. 
Reisegepäck  1103  ff. 
ReiVindikatio  1503  ff. 
Reklamation  1219  ff.  1283  ff. 
Rektaindossement  624  ff*. 
Rektawechsel  589  ff'. 
Rekurs  30. 

Relative  Handelsgeschäfte  8  ff.  451  ff. 
Remittent  580  ff. 
Rententitel  743. 

Reparatur  897  ff.  932  ff.  1234.  1329  ft. 
Rescission  1463  ff. 
Reservefonds  363. 
Resolutivbedingung  216. 
Respekttage  614. 
Restitutio  in  integrum  9  ff.    1401. 

24* 
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Retentionsrecht 
---  des  Absenders  185.  206. 

—  im  TaUiment  1494  if. 

—  des  Frachtführers  200. 

—  des  Kapitäns  wegen  Fracht  958. 

—  des     Kapitäns      dem     Passagier 

gegenüber  1117. 

—  de 3  Kommissionärs  279  ff. 

—  im  Kontokorrent  781. 

—  d.  Lager-  u.  Depot- Verwalters  130. 
Retourrechnung  726  ff". 

Rettung,  Rettungskosten  1283  ff*. 

Reugeld,  s.  arrha. 

Rheder  856  ff. 

Richter  22. 

Rikambio  726  ff*. 

Rimesse  589  ff. 

Risiko  492  ff*.  1120  ff.  1155  ff. 

Ristorno  1155  ff*. 

Etickbürge  478  ff. 

Rückgriff,  3.  Regress. 

Rücktritt  995  ff.  1058  ff'  1103  ff.  11 55  ff. 

Rückversicherung  492  ff.  1155  ff. 

Rückwechsel  726  ff. 

Rückwirkung  der  Fallimentserklärung 

1402  ff. 
Rückzahlung  des  Darlehns  558  ff. 
Ruf  88  ff. 

Sachenrecht  207  ff. 

Sachliche  Zuständigkeit  1283  ff. 

Säumigkeit,  b.  Forderungsanmeldungen 

1443  ff. 
Saldo  U9.  771  ff. 
Schaden,  s.  Havarie. 
Schadenabschätzung    492  ff.    1155  ff. 

1261  ff.  1312  ff. 
Schadenersatz 

—  des  Faktors  132  ff. 

—  des  Frachtführers  172  ff. 

—  des     Handlungsbevollmächtigten, 

des  Handlungsgehülfen  132  ff. 


Schadenersatz  des  Käufers  und  des 
Verkäufers  450  ff. 

—  des  Kommissionärs  232  ff\ 

—  des  Mäklers  96  ff. 

—  des  Mandatars  221  ff*. 

—  des  Spediteurs  172  ff. 

—  wegen     unerlaubten     Gebrauchs 

einer  Firma  377.  403  ff. 

Schiedsgericht,  Schiedsrich  ter.  Schieds  • 
richterliches  Verfahren,  Schieds- 
richtervertrag ,  Schiedsspruch 
448.  449.    1269. 

Schiff  856  ff. 

Schiffbruch  927  ff.  984  ff.  1004.  1018  ft. 
1120ff.  1155C  1274  ff.   1283  0*. 

Schiffer,  s.  Kapitän. 

Schiffahrtsabgabea  1315. 

Schiffahrtstagebuch  927.  937  ff. 

Qchiffsabschätznng  85d  ff.  1335.  ■- 

Schiffsabtretung  856  ff.  1351  ff'. 

Schiffdanleihe  1351  ff. 

Schiffsautheile  856  ff.  875  ff. 

Schiffsausbesserung,  s.  Reparatur. 

Schiffsbau  8.  856  ff. 

Schiffsbesatzung  875  ff.  904  ff\  9^4  ff. 

SchiffsbeschlegnahmcF.Beschlagnahme. 

Schiffsbesichtigong  923. 

Schiffsbrief  856  ff.  925. 

Schiffsbücher  927. 

Schiffscertifikat  856  ff.  925. 

Schiffsdariehn  1120  ff*. 

Schiffddirektor ,  Schiff6dijq)onent ,  s. 
Korrespondentrheder. 

Schiffseigenthümer  856  ff.  875  ff. 

Schiffseintragung  856  ff. 

Schiffserwerb  8.  856  ff.  875  ff.  1351  ff. 

Schiffsführer,  s.  Kapitän,  Steuermann. 

Schiffsgehalt  856  ff.  1061. 

Schiffsgläubiger  859  ff.  1351  ff.  1368  ff. 

Schiffsgenossenschafl ,  Schiffsgesell- 
schaft 856  ff.  875  ff. 

Schiffihypotheken  1351  ff. 
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SchiÖsinventar  856  ff.  924. 

Schiffsjournal  927. 

Schiffdkapitän,  s.  Kapitän. 

Schiffskonkurs  864.  1351  ff.  1368  ff. 

Schiffdladebuch  927.  879. 

Schiffsladong,  s.  Frachtvertrag,  Bod- 
merei, Schiffbruch,  Seeversiche- 
rung, Havarie. 

Schiff:4leute  904  ff.  984  ff. 

Schiffsmäkler  1020  ff.  8.  auch  Mäkler. 

Schiffsmannschaft  904  ff.  984  ff. 

Schiffsmatrikel  856  ff. 

Schiffsmeister,  s.  Kapitän. 

Schiffsoffiziere  904  ff.  984  ff. 

Schiffspapiere  856  ff.  925  ff. 

Schiffspart  856  ff.  875  ff.  904  ff. 

Schiffspfändung  868  ff. 

Schiffsprüfung  923. 

Schiffsrath  927.  933.  938.  946  ff.  971. 
1282. 

Schiffrechnungsbuch  927.  979. 

Schiffsregister  856  ff.  1351  ff. 

Schiffsreparatur,  s.  Reparatur. 

Schiffsrheder  856  ff. 

Schiffsrolle  856  ff.  925  ff. 

Schiffsschuldner  856  ff.  1351  ff.  1368  ff. 

Schiffssubrogation  1113.  1211. 

Schiffstagebuch  927.  937  ff. 

Schiffstakelwerk  856  ff. 

Schiffstheilhaber  856  ff.  875  ff'. 

Schiffstrümmer  1283.  1312. 

Schiftsunkosten  945  ff.  971.  1315. 

Schiffsuntergang,  s.  Schiffbruch. 

Schiffsuntersuchung  923. 

Schiffsverkauf    8.     856    ff.     1351   ff. 
1368  ff. 

Schiffsvermiethung  1018  ff. 

Schiffsverpfändung  1351  ff. 

Schiffsversicherung  1120  ff.  1155  ff. 

Schiffsversteigerung  856  ff.  1351  ff. 
1368. 

Schiffsznbehör  856  ff. 


Schiff  szusammenstoss  1261  ff*. 

Schleppgelder  1315  ff. 

Schlussnote,  Schlussschein  102. 

Schriftform  207  ff. 

Schuld  der  Kapitäne  und  der  Schiffs- 
mannschaft 904  ff.  984  ff.  1275  ff. 

Schuldbares  Falliment  1540  ff. 

Schulderldss  1463  ft\  1584  ff. 

Schuldhaft  922. 

Schuldner  771  ff- 

Schuldschein,  Schuldurkunde,  Schuld- 
verschreibung 207  ff. 

Schuldzahlung,  s.  Zahlung. 

See  856  ff. 

Seeamt  856  ff.  1283  ff.  1355  ff. 

Seeassecuranz,  Seeassecuranz  -  Police 
1155  ff*. 

Seebrief  856.  925, 

Seefahrtsbuch  927. 

Seefahrtsvertrag  1103. 

Seegefahr  1220.  1255.     . 

Seegewinn  1220.  1255. 

Seehandel  856  ff. 

Seehandelsgeschäft  8.  850  ff. 

Seehypothek  1351. 

Seeinstrum ente  925  ff. 

Seeleute,  Seemann  904  ff.  984  ff. 

Seeparcerie  856  ff.  875  ff*. 

Seepass,  Seepatent  856  ff.  925  ff. 

Seeprämie  1120  ff.  1155  ff. 

Seeraub  1155  ff.  1232  ff.   1274  ff. 

Seerecht  853  ff. 

Seereise  856  ff. 

Seerisiko  1120  ff.  1155  f[. 
—  Darlehn  auf  Seerisiko  1 120  ff. 

Seeschäden  1312  ff. 

Seeschiff  856  ff. 

Seetransport  1018  ff. 

Seetriftige  Gegenstände    1283  ff. 

Seeunfall  1018  ff.  1120  ff.  1155  ff. 

Seeuntüchtigkeit  874.  1000  ff.  1274  ff. 
1312  ff. 
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Seeversicherung,  SeeversicheruDgs- 

police  1155  ff. 
Seewechsel  1120. 
Seewurf  938  ff.  1312   ff.  1335  ff. 
Segelfertige    Schiffe,    Beschlagnahme 

und  Verkauf  derselben  869  ff. 
Sekretär  34,   1355.  1388  ü\ 
Sekundawechsel  59 1  ff.  688  ff. 
Selbstkontrahent 

—  der  Kommissionär  als  S.  262  ff. 
Selbst  Verfügung,     Selbst  verkauf    des 

Ffandgläubigers  588. 

Sensale,  Sensarie  88  ff. 

Sequestration  1431. 

Seuche  963.  994.   1000. 

Sicherheitsarrest,  s.  Beschlagnahme. 

Sicherstellung    597.    636  ff.    651.  707. 
725.  756  ff.  869  ff.  966.  1099.  1231. 

Sichtwechsel  609.  652. 

Siegel,     Siegelabnahnie,     Siegelung 
1391  ff. 

Skala,  Skalahäfen,  Skala-Machen  204  ff. 
874.  977  ff.   1116.   1163  ff. 

Skontro,  s.  Interusuriura. 

Societas,  s.  Gesellschaft. 

Solawechsel  599.  739  ff. 

Solidarforderung,  Solidargläubiger,  So- 
lidarhaftung, Solidarität,  Solidar- 
obligation, Solidarschuldner  207. 
478  ff. 

Sonntag  613.  713. 

SpecialvoUmacht  42.  132  ff. 

Speciell  gekreuzte  Checks  S2l  ff*. 

Spediteur  87.   162  ff. 

Speicher  1 23  ff. 

Spiel  80. 

Sprache 

—  der  ßüchereintragungen  43  ff. 
Sprache  der  Urkunden  207  ff. 
Statut    282  ff.  301   ff.    313   ff.    372  ff. 

383  ff.  392  ff. 
Stauung  der  Ladung  908  ff.  910. 


Stellionat  588.  1142. 
Stellvertreter,  Stellvertretung 

—  beim  Mandats verhältniss  215. 

—  beim  Vertragsabschluss  207.  123  ff. 
Sterbefälle  an  Bord  des  Schiffes  964. 

975.  976.  984  ff.  1103  ff. 
Steuermann  970. 
Stimmberechtigte 
— ■  beim  Akkord  1463  ff. 
Stimmenverhältniss 

—  beim  Akkord  1471. 

—  bei  der  General  Versammlung  347  ff. 

—  in  der  Gl&ubigerversammlung  1590 
Stimmrecht  347  ff.  1463  ff. 

Straf bestimmungen,  Strafen  906. 

—  wegen  Falliments  vergehen  1540  ff. 
Strandbehörde  1274  ff. 

Strandgut,  Strandrecht,  Strandung, 
Strandungsgebühr  und  Stran- 
dungskosten, Strandtriftige  Güter 
1089.  1283  ff. 

Streitigkeiten  unterGesellschaftem  448. 
449. 

Stückgüterfracht  1018  ff.  105«  ff'. 

Subhastation 

—  im  Falliment  1430  ff. 

—  von  Schiffen  1351  ff. 
Subrogation    von    Schiffen ,   s.  Schiffs- 
subrogation. 

Succursale,  s.  Zweigniederlassung. 

Superkargo  977  ff. 

Suspension 

—  des  Auktionskommissars  113  ff. 

—  des  Mäklers  109  ff. 
Symbolische  Uebergabe  463. 
Syndikus  der  Aktiengesellschaft  335  ff. 

—  im  Falliment  1388  ff. 

Tag  der  Zahlungseinstellung  1379  ff. 
Tagebuch  43  ff.  91  ff*.  118.  927. 
Tage  Wechsel  609. 
Takelwerk  856  ff. 
Talons  798  ff. 


Seeversicherung  —  unbefugter. 
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Tantieme  916. 

Tara  472.  1077. 

Taschenbuch  93. 

Tausch  207. 

Täuschung  492  ff.  1120  ft.  1155  ff. 

Taxatoren  1335  ff". 

Telegramm  51  ff. 

Tertia-Wechsel  59 1  ff. 

Testament  927. 

—  svollstrecker  631. 
Theilaccept  643. 
Theilhaber 

—  an  Schiffen  856  ff.  875  ff. 

—  bei    Unternehmungen     in    Theil- 

haberschaft  375  ff. 
TheiUeistung  207.  695. 
Theilung,  ßechtswohlthat  derTheilung, 

Theilangseiorede  478  ff. 
Theilzahlung  207.  695. 
Tod 

—  des  Bezogenen  C48.  724. 

—  des     Faktors,      des    Handlungs- 

bevollmächtigten 132  ff. 

—  des  Kapitäns  975.  994.  1039. 

—  des  Passagiers  184.  964.    1103  ff. 

—  des  Prinzipals  144. 

—  der  Seeleute  1014  ff. 
Tonnengehalt  856  ff*.  1020.  1061. 
Totalverlust    1120  ff.    1155  ff.    1232  ff. 

1261  ff.  1283  ff*. 

Tradition,  s.  Besitzübertragung. 

Tragfähigkeit  856  ff.  1020.  1061. 

Transport  162  ff.  1018  ff*. 

Transportanstalten  162  ff*. 

Transportfristen,  Transport- 
kommissionär, Transportmittel, 
Transportpapiere ,  Transport- 
prämie, Transportschaden,  Trans- 
portspesen ,  Transportunter- 
nehmer, Transportuntemehmung, 
öffentliche  8.  87.  162  ff*.  1018  ff. 

Transportversicherung  1251  ff. 


Trassant,  Trassat  589  ff. 

Trassirt  eigener  Wechsel  607. 

Tratte  589  ff. 

Treiben  des  Schiffes.  1261  ff. 

Trockener  Wechsel  739  ff. 

Trödler  3. 

Trümmer  1283  ff.  13 12  ff. 

Trunkenlieit  989  991. 

üeberfahrt,      Ueberfahrtsgeld      909. 

1103  ff. 
Ueberfall  des  Schiffes  984  ff.    1232  ff. 
Uebergabe 

—  des  Besitzes  207. 

—  beim  Frachtgeschäft  162  ff.  1018  ff. 

—  beim  Kauf  461  ff. 
Uebergabekosten  460. 
Uebergabeort  461.  462. 
Uebergabezeit  464  ff. 
Uebergang 

—  der  Accessorien  207.  856. 

—  der   Forderungen    und   Schulden 

1555. 

—  der  Gefahr  465. 
Ueberladung  des  Schiffes  898.   1062  ff. 
Ueberliegetage  984  ff.   1018  ff.  1094  ff. 

1312  ff. 
Uebermass  910. 

Ueberschreiliing  der   Volliiiacht   257. 
Uebertragbarkeit 

—  des  Bodmereibriefes  1128. 

—  des  Fahrscheins  1103. 

—  des  Frachtbriefes  166. 

—  der  Police  539.  1156. 
Ueberversicherung  492.  11 55  ff.  1251  ff. 
Umladung,   Umstauung,    Umstauungs- 

kosten    1047  ff.  1103  ff.    1274  ff. 
1312  ff. 
Unbefugter  Gebrauch 

—  einer  Firma   282  ff.  301  ff.  372  ff. 

383  ff.  392  ff. 

—  beim  Mandat  221  ff. 
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Alphabetisches  Eegister. 


Unbewegliche  Sachen  1430  ff. 
UnbrauchbarmachuDg 

—  von  Checks  803. 

—  von  Handelspapieren  746  ff, 
Ud eigentliche  Havarie  1312. 
UofÄhige  9  ff. 

Unfall  904  ff.    984  ff.    1018  ff.    1120  ff 

1155  ff. 
Unfreies  Schiff,  unfreie  Ladung  1206  ff. 
Ungehorsam  der  Mannschaft  906.984  ff. 
Unkosten,  kleine  1315. 
Unmöglichkeit 

—  der   Ausführung   des     Auftrages 

223  ff. 

—  der  Erfüllung  207.  194  ff. 
Unsicherheit  630  ff. 

—  Protest  und    Regress   wegen    U. 

712  ff. 
Unterbilanz  1379  ff. 
Unterbrechung  der  Verjährung  207. 844 
Unterfrachtvertrag  1047  ff.  1067  ff. 
Untergang 

—  der  Sache  207. 

—  des  Schiffes,  s.  Schiftbruch. 
Unterhalt 

—  der  Mannschaft  904ff.  984ff.  lOlOff. 

—  des  Passagiers  1103  ff. 

—  der  Superkargo  982. 
Unternehmer  162  ff. 
Unternehmung,  auf  gemeinschaftliche 

Rechnung  395  ff. 

Unterschrift,  mangelhafte  im  Wechsel- 
recht 629.  639. 

Untersuchung  des  Schiffes  923. 

Untersuchung  der  Waare  beim  Kauf 
153.  472. 

Unterverfrachtung  1054. 

Untervollmacht  251  ff. 

Unverheirathete  Frauensperson  630. 

Unzulänglichkeit  der  Masse  im  Falli- 
ment 1492.  1493. 

Urkunden,  Urkundenbeweis  33.  207  ff. 


Urtheil  1379  ff. 

Usance  609,  s.  auch  Handelsgebranch. 

Usowechsel  609. 

Valuta  des  Wechsels  589  ff.  602.  603. 
Veränderungen  in  der  Firma  31.  282  ff. 

301  ff.  392  ff.  483  ff.  392  ff. 
Veräusserungsbefugniss    der   Ehefrau 

9  ff. 

—  des  minderjährigen  Kaufmanns  9  ff. 
Verbodmung,  s.  Bodmerei. 
Verdeck«  s.  Deckladung. 
Vereinigung  im  Falliment.  1379  ff. 
Verfahren 

—  beim  Akkord  1467. 

—  bei  der  Dispache  1335  ff. 

—  beim  Falliment  1379  ff. 

—  bei  der  Strandung  1383  ff. 
Verfall,  Verfalltag  des  Wechsels  609  ff\ 

635. 
Verfolgung      des      Eigenthumsrechts 

1503  ff. 
Verfrachter  162  ff.  1018  ff. 
Vergehen  im  Falliment  1540  ff. 
Vergütigung 

—  der  Falliments  Verwalter  1567  ff. 

—  des  Mandatars  221  ff. 

—  der  Vorstandsmitglieder  335  ff. 
Verhaftung  des  Falliten  1388  ff. 
Verheimlichung    von    Umständen   bei 

der  Versicherung  492  ff.  1155  ff. 
Verhypothecirung  856  ff.  1351  ff. 
Verifikation  1443  ff. 
Verjährung  790.  844  ff.  867.  958.  963. 
Verkauf  450.  947.  954.  958. 

—  der  Immobilien  und  Mobilien  im 

Falliment  1430  ff. 

—  von  Schiffen    856  ff.  955.  1351  ff. 
Verkaufskommission  232  ff. 
Verkaufslokal  151  ff. 
Verkaufsselbsthülfe   196  ff.  960  ff: 
Verkäufer  450  ff. 


Unbewegliche  Sachen  —  Vertragserfüllung. 
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Verklarung  937  ff. 

Verlader  162  ffl  878.  917.  1018  ff. 

Verlängerung  der  Reise  1000  ff*. 

Verlorene 

—  Inhaberpapiere  746  ff. 

—  Wechsel  707. 
Vermiether  1018. 
Verminderung  1079  ff. 
Vermittler  88  ff.  853.  1500. 
Vermögen 

—  der  Ehefrau   im   Falliment  1451. 

1497. 

—  der  Eheleute  9  ff. 
Vermögensabtretung  1555  ff. 
Vermögenstrennung  36  ff. 
Vermögensverfall  1379  ff. 
Vermögensverwaltung     im    Falliment 

1379  ff. 
Vermuthung    5.     18.    913  ff.    1213  ff. 
1270. 

—  bez.  der  Qualifikation  des   Falli- 

1540  ff. 

—  bez.  des  Umfanges  der  Vollmacht 

132  ff.  221  ff. 
Veröffentlichung 

—  der   Aufhebung   des  Vollmachts- 

verhältnisses 42.  132  ff.  221  ff. 

—  der  Bilanzen  48  ff.  360  ff. 

—  der   Ehescheidungsurtheile    36  ff. 

—  der     Eintragung     ins     Handels- 

register 35  ff. 

—  der  Fallimentseröffnung  1388  ff. 

—  des     Gesellschaf 3  Vertrages     bez. 

im  Auszug  282  ff.  318  ff. 

Veröffentlichung  des  Widerrufs  der 
Ermächtigung  zum  Handels- 
betrieb 9  ff. 

Verpachtung,  Verpächter  1500. 

Verpfändung  von  Schiffen  895.  1351  ff. 

Verpflegung,  s.  Unterhalt. 

Verpflichtungsgrund  212. 

Verpflichtungsschein  739  ff. 


Verproviantirung  870  ff. 
Verrechnung  771  ff. 
Versammlung  347  ff.  1396  ff. 
Verschmelzung,  s.  Fusion. 
Verschulden  der  Schiffe  beim  Zusam- 

menstoss  1261. 
Versicherer,  Versicherter  492 ff.  11 20 ff. 

1155  ff.  1251  ff. 
Versicherung 

—  auf  Gegenseitigkeit  8.  527. 

—  landwirthschaftlicher    Produkte 

544  ff. 

Versicherungsbedingung ,     Versiche- 
rungsfähige Gegenstände,   Ver- 
sicherungsgesellschaft 8.  492  ff. 
1155  ff.  1251  ff. 

Versicherungsmäkler,  s.  Mäkler. 

Versicherungsnehmer,  s.  Versicherung. 

Versicherungspflicht 

—  des  Kapitäns  931. 

—  des  Kommissionärs  273. 
Versicherungspolice ,  Versicherungs- 
prämie ,  Versicherungssumme, 
Versicherungsvertrag,  Versiche- 
rungswerth ,  Versicherungszeit 
492  ff.  853.  1155  ff.  1251  ff. 

Versiegelung,  s.  Siegelung. 
Versteigerung    113  ff.    123  ff.    580  ff. 

864  ff.   1297  ff.   1430  ff. 
Verstümmelung  von  Seeleuten  984  ff. 
Versunkene  Gegenstände  1283  ff. 
Vertheilang 

—  im  Falliment  1519  ff. 

—  des     Geschäftsgewinnes     282   ff. 

403  ff. 

—  bei  Gesellschaf  tsliquidatioa  434  ff. 

—  der  Havarie   1312  ff. 
Vertheilungsplan  im  Falliment  1355  ff. 
Vertheilungsverfahren,  s.  Dispache. 
Vertrag  der  Seeleute  984  ff. 
Vertragsabschluss  207  ff.  505. 
Vertragserfüllung,  s.  Erfüllung. 
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Alphabetisches  Begister. 


Vertragsfkhigkeit  9  ff. 
Vertragspfandrecht,  s.  Pfandrecht. 
Vertragsverhältniss 

—  des    Faktors ,     des    Handlangs- 

bevollmächtigten,  d.  Handlungs- 
gehüfen  132  ff. 

—  des  Kommissionärs  232  ff. 

Vertragszinsen  558  ff. 

Vertretungsbefugniss  in  der  Gesell- 
schaft 282  ff.  301  ff.  335  ff. 
372  ff.  383  ff.  392  ff.  395  ff 

Vervielfältigung  des  Wechsels  591  ff. 
Verwahrung,  s.  Depositum. 
Verwalter 

—  von  Fabriken  132  ff. 

—  definitive  und  provisorische  1402  ff. 

—  der  Börse  75  ff. 

—  des  Falliments  1402  ff. 
Verwaltung 

—  bei  der  Gesellschaft  282  ff.  347  ff. 

372  ff.  403  ff. 
Verwundung  der  Seeleute  984  ff. 
Verzeichniss 

—  der  Gläubiger  1443  ff. 

Verzug    162  ff.    188  ff.    464  ff.    1049. 

1112. 
Verzugszinsen  558  ff. 
Viehversicherung  544. 
Vindikant,  Vindikation 

—  im  FaUiment  1503  ff. 
Visirung  des  Logbuches  940. 
Vollendung   der  Verjährung,    s.  Ver- 
jährung. 

Vollkaufmann  1  ff. 
Vollmacht  36  ff. 

—  zur  Buchführung  ()2. 

—  des    Faktors,    des    Handlungsbe- 

vollmächtigten,  des  Handlungs- 
gehilfen 132  ff. 

—  des  Kommissionärs  232  ff. 
Vollmacht,  Eintragung    ins    Handels- 
register 34  ff. 


Vollmachtsauftrag  221  ff. 
Vollmachtsüberschreitung  242  ff« 
Vollständige  Aufhebung 

—  des  Frachtvertrages  162  ff.  1092  ff. 

—  des  Versicherungsvertrages  1 155  ff*. 
Vorausklagung  478  ff. 
Vordermann  589  ff. 
Vorkaufsrecht  der  Miteigenthümer  von 

Schiffen  886  ff. 
Vorlegung   der   Bücher   56  ff.   957  ff. 

942  ff. 
Vormann  589  ff. 
Vorrecht,  s.  Vorzugsrecht. 
Vorschuss  926. 

—  des  Frachtführers  162  ff.  1018  ff. 

—  des  Mandatars  221  ff. 
Vorstand 

—  der  Aktiengesellschaft  335  ff. 

—  der  Genossenschait  392  ff. 
Vorzugsrecht 

—  des  Bodmereikapitals  1138. 

—  im  FaUiment  1494  ff. 

—  der  Frachtführer  100  ff. 

—  des  Kapitäns  968. 

—  des  Kommissionärs  79  ff. 

—  des  Lagerhaus-Verwalters  130. 

—  am  Passagiergepäck  1117. 

—  der  Rettungskosten  1299. 

—  der  Schiffsgläubiger  864.   136S  ff. 

—  der  Seeleute  984  ff.  1244. 

—  des  Seewechsels  949. 

Walire  162  ff.  452.  933.  954.  958. 
Waeirenbuch,  s.  Ladungsbuch. 
Waarencours  75  ff. 
Waarenlager  123  ff. 
Waarenmäkler  22.  88  ff. 
Waarenmarken  266. 
Waarenmuster  456. 
Waarenprobe  456  ff. 
Waarenprüfung  153  ff.  179.  472  ff. 
Waarenschein  1 23  ff. 


Vertragsfähigkeit  —  Wirkung. 
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Währung  683  ff. 
Wahl 
~  der  Falliments  Verwalter  1419  ff. 
—  der    Vorstandsmitglieder     301  ff. 

335  ff. 
Wandlung,  Wandlungsklage  450  ff. 
Warrant  123  ff. 

Wechsel  des  Eigenthümers  der  ver- 
sicherten Sache  539  ff. 
Wechsel  des  Schiffes  994.  1211. 
Wechsel,Wechselab8chrifken,Wechsel- 

abtretung,    Wechselacceptation 

589  ff. 
Wechselähnliche  Papiere  742  ff. 
Wechselagenten  75  ff. 
Wechsel  an  eigene  Ordre  604. 
\Vechselansprüche,  Wechselaussteller, 
Wechselbetrag,  Wechelbezogener 
589ff. 
Wechselbürge ,       Wechselbürgschaft 

079  ff. 
Wechselcours  75  ff.  726  ff. 
Wechseldeckung ,       Wechselduplikat 

589  ff. 
Wechselexekution  673. 
Wechselfähigkeit  589  ff.; 
W^echselfälschung  601.  639. 
Wechselfristen  589  ff. 
Wechselgiro,  s.  Indossament. 
Wechselgläubiger  589  ff. 
Wechsel  in  eigenem  Namen,  aber  für 

Rechnung  und  im  Auftrag  eines  1 

Anderen  604. 
Wechselinhaber  589  ff. 
Wechselintervention  696  ff. 
Wechselklage  673. 
Wechselkopie  591  ff. 
Wechselkosten  620.  712  ff.  726  ff. 
Wechselnehmer  589  ff. 
W^echelpräsentation  652  ff. 
Wechselprotest  712  ff*. 
Wechselquittung  695. 


Wechselregress  652  ff.  726  ff. 

Wechselsekunda  591  ff. 

Wechselsumme  598  ff. 

Wechselunterschrifb  598  ff. 

Wechselvaluta  598  ff. 

Wechselverbindlichkeit  616  ff.  636  ff. 
652  ff. 

Wechselverfall  672  ff. 

Wechselverjährung  844  ff. 

Wechselvertrag  589  ff, 

Wechselvorlegung,  s.  Präsentation. 

Wechselzahlung  685  ff. 

Wegnahme  1232  ff. 

Werfen  über  Bord  1312  ff.,  s.  auch 
Seewuri. 

Werktag  609.  655. 

„Werth  empfangen,"*  „Werth  in  mir 
selbst,**  „W^erth  in  Rechnung," 
„Werth  verabredet,**  „Werth  ver- 
standen« 603  ff.  626. 

Wette  80. 

Widerrechtliche  Handlungen ,  s. 
Baratterie,  Schuld. 

Widerruf 

—  des  Abandons  1250  ff 

—  des  Auftrags  bezw.  der  Vollmacht 

42.  157  ff.  223  ff. 

—  der  Genehmigung  für  die  Ehefrau 

zum  Handel  treiben  9  ff.  34.  42. 

—  des  Offertantrages,  der  Vertrags- 

annahme 207. 

—  der  Vollmacht  144. 
Wiedereinsetzung     in     den     vorigen 

Stand  11  ff.  882.1401. 
Wirkung 

—  des  Abandons  1232  ff. 
>-  des  Akkordes  1463  ff. 

—  der   Fallimentserklärung    1379  ff. 

1402  ff, 

—  des  Widerrufs  bezw.  der  Kündi- 

gung 157.  223  ff. 
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Alphabetisches  Begister. 


Wirthe 

—  als  Minderkaufleute  3. 
Wrack  1283  ff. 

Zahl 

—  der  Aküen  326  ff.  392  ff. 

—  der  Gründer  318  ff. 

—  der  Konnossemente  1030. 

—  der  Mitglieder  des  Aufsichtsraths 

335  ff. 
Zahlung 

—  des  Darlehns  558  ff. 

—  der  Fracht  162  ff.  1018  ff. 

—  des  Kaufpreises  450  ff. 

—  der  Provision  279  ff. 

—  der      Versicherungsprämie      und 

Versicherungssumme     492   ff. 
1155  ff. 

—  des  Wechsels  685  ff, 

—  auf  ein  Duplikat  688. 
Zahlungsanweisung  739  ff. 
Zahlungsaufschub  1584  ff. 
Zahlungseinstellung  686.  1379. 
Zahlungsfrist  464  ff. 
Zahlungsort  464  ff'.  599  ff.  64 1 . 
Zahlungsschein  739  ff. 
Zahlungstag  594.  609. 
Zahlungsunfähigkeit  1379. 
Zahlungs versprechen  739  ff, 
Zeichen,  s.  Marken. 

Zeichner,  Zeichnung,  von  Aktien  318  ff. 
Zeit 

—  der   Auslieferung  der  deponirten 

Sache  124. 

—  der  Erfüllung,  s.  Erfüllung. 

—  der  Forderungsanmeldung  1443  ff. 

—  der  Präsentation  636  ff.  652  ff. 

—  der  Protesterhebung  652  ff.  712  ff. 
Zeit  der  Eückzahlung   des  Darlehens 

558  ff*, 
der  Uebergabe  beim  Kauf  464  ff. 


Zeit  der  Verjährung  844  ff. 

—  zur  Versammlung   der  Gläubiger 

1443  ff. 

—  der  Zahlung,  s.  Erfüllung. 

des  Kaufpreises  464  ff. 

des  Wechsels  609  ff.  685  ff. 

Zeitgeschäft,  Zeitkauf  120.  450  ff*. 

Zettelbanken  365. 

Zeugen,  Zeugenbeweis  208  ff. 

Zinscoupons  742  ff.  746  ff.  766  ff. 

Zinsen  558  ff.  847. 

Zinseszins  5G9.  731  ff.  778.  795. 

Zinsfuss  562. 

Zölle  1339. 

Zubehör  von  Schiffen  856. 

Zufälliges  Falliment  1540. 

Zulässigkeit  des  Abandons  181.  1232ff. 

Zurückbehaltungsrecht,   s.  Betention. 

Zurückeroberung  des  Schiffes  1005. 

Zurückweisung   der   Forderungen  im 

Falliment  1443  ff, 
Zusammensetzung 

—  des  Aufsichtsrathes  335  ff. 

—  der  Generalversammlung  347  ff. 

—  der     Gläubigervereinigung ,     der 

Gläubigerversammlung  1430  ff. 

1584  ff. 
Zuammenstoss  von  Schiffen  852.  1 26 1  if . 
Zuschlag,  e.  Versteigerung. 
Zuständigkeit 

—  der   Behörden    bei    Strand ung 

1283  ff. 

—  der  Behörden    für   die    Dispache 

1335  ff. 

—  des      Gerichts     für     Falliments- 

eröffnungen 1388  ff. 

—  der  Handelsgerichte,  der  ordent- 

lichen Gerichte  1387. 
Zwang 

—  zur    Anmeldung    beim    Handels- 

register 34  ff. 


Wirthe  —  Zwischenschreiben. 
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Zwangsmittel  906.  990. 
Zwangsakkord  1463. 
Z  wangsverkauf ,      Z  wangsversteige  - 
rung  864. 


Zweigniederlassung  25  ff.  607 
Zwischenfrachtführer  171  ff. 
Zwischenraum  54. 
Zwischenschreiben  808  ff. 
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Berichtigungen. 


17.  Zeile 

18.         r, 

23.  , 

23.  „ 

23.  , 

27.  , 

71.      „ 

87.      „ 

106.      „ 

111.      « 

156. 

156. 

214. 

223. 

265. 

277. 

284. 

338. 

339. 


3  V.  0.  lies  „Börsen"  st.  Börsen-. 
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„Markten,". 

„jeder"  st.  jedes. 

„dieselben"  st.  dieselbe. 

„enthalten  sind  oder  getrennt  erfolgten". 

„Nummern"  st.  Nummer. 

„Provinzbank". 

„des  Kapitalistengesellschafters". 

„Sicherheitsleistung"  st.  Bürgschaftsleistung. 

„Sicherheit  leisten"  st.  bürgen. 

„Titel  XI"  st.  Titel  XIV. 

„Kapitel  I:  Von  Gutscheinen"  u.  s.  w. 

„mit"  st.  von. 

„angenommen"  st.  verstanden. 

„Kapitel"  st.  Titel. 

„ist  oder,".  * 

„wenn  sie  auch". 

„er"  st.  sie  u.  „vermittelte"  st.-  vermittelt  haben. 

„hat"  st.  haben. 


Buchdruckerei  Gustav  Schenck,  KOniglichei-  Hof  buchhandler,  Berlin  SW.  19. 
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